Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google.comldurchsuchen. 




















Professor Karl Heinrich Rau 


OF THE Universıry or HEIDELBERG 


PRESENTED TO THE 


UNIVERSITY OF MICHIGAN 


Ar, Philo- Parsons 


or Derroir 


1821 


— 





TE 
Verhandlung . 
ber erften & 
| “ der e 
Ständeverfommlung 
x 


Großherzogthums Baden 
1820, 
von ihr ſelbſt 


amtlich herausgegeben. 


Erſte Abtheilung. 
(Heft 1 — 3 enthaltend.) 
— — — — — 
Karlsruhe, 


im Verlag der C. F. Mirllerfchen vofbuchhandlung. 
ı dB 2 0. — 


— — 


— — — 


. 


A 
Fu . 


— 


4 
® 
* 
ĩ 
a . — 
. 
. 
. 
m 
D 
. 
. 
x 
- . 
ot 
® 
- . 
“ _— 
k 
’ 
» 
5 
x ı 
v. 
n. +) 
1 
> 
J 
.. 
⸗ 


er 


Prototkolil 

ber 

Erſten Kammer der Staͤndeverſammlung .n 
des | 


Sroßherzogthums. Baden, 





Erſte Sizung 


Karlsruhe am 26. Juny 1820. 





- Begenwärtig: 
- &e, Hobeit der durchlauchtigſte Präfbent, de Rute 


F graf Wilhelm zu Baden. 


e. Durchlaucht der Vicepraͤſident, Herr Fuͤrſt Rt, | 


e, Egon zu Fuͤrſtenberg. 
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BL Peotofolle der Erfien Kammer. 
Se, Hoheit der Herr Markgraf Leopold zu Baden. 


Se Hoheit der Herr Markgraf Marimilian zu 
Baden. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt Georg zu Löwen 
ſtein⸗-Wertheim. 


Herr Bisthumsverweſer Ignaz Heinrich Freyberr 
v. Weſſenberg. 


— Praͤlat Hebel, 


— General der Kavallerie und Großhofmeiſter Freyherr 
v. Geuſau. 


— Generalmajor Freyherr v. Frey ſtedt. 
— Staatsminiſter Freyherr v. Berkheim. 


— SOberhofmarſchall geheimer Rath Freyherr v. Gay⸗ 
ling. 


— geheimer Rath Freyherr v. Horafteim 
— Staatörath Freyherr v. Baden 
— Rammerherr Freyherr v. Falkenſtein. 


— Kammerherr Freyherr Sigmund v. Gemmingen⸗ 
Treſchklingen. 


— Kammerherr Freyherr Julius v. Gemmingen⸗ 
Steinegg. 


— Staatsrath Freyherr Karl vo, Zyllnhardt. 
— Hofrath v. Rotteck. 


— — — . — — en u WW — 


Erfte Sitzung vom 26. Juny. | 4 
Abwefend: 4 
| | | | u , 
Herr Graf Karl veLeiningen⸗Billigheim. 
„ — Staatöminifter Freyherr v. Berftett, , 
— — — Freyherr v. Fiſcher. 
— Generallieutenant v. Schäffer.” 
— Staatsrath Freyherr v. Tuͤrkbeim. 


— Kammerherr Freyherr Ludwig v. Bemmingen 
Präfteneel, 


— Staatsrath Baumgärtner. 
— geheimer Hofrath Thibaut. 


‘ \ Protololle ber Erfien Kammer. : ; 


! 
t 


‘ 


“ 


Genis ber vom Großherzoglichen Staatöminiferium 
unterm 24. Suny . - Mi 


Bepylage Ziffer 1. 


erhaltenen Einladung verfügten ſich die Mitglieder der 
erfien Kammer in den Sitzungsſaal ber zweyten, um 
dem Alt der Wiedereröffnung der feit dem 28. July v. 5. 
vertagten Ständeverfammlung anzumohnen. Der Hert 
Regierungs⸗Kommiſſarius, Staatsrath Reinhard, voll 

\ brachte diefen Akt durch eine in den Protofollen der zwey⸗ 

‘ ‘ten Kammer enthaltene Rede; und die erfte Kammer bes 
gann ihre Arbeiten mit der Einführung der durch hoͤchſtes 
Großherzogliches Reſcript vom 25, Juny 


Beylage Ziffer 2. 


zu Mitgliedern der erflen Kammer. ernannten Herren, 
Staatsminiſters Freyherrn v. Berkheim, und Oberhof, 
marſchalls, geheimen Raths Freyherrn v. Gayling. 
Dieſelben leiſteten, von Sr. Hoheit dem Herrn Praͤſiden⸗ 
ten dazu aufgefordert, den in der Konſtitution vorge⸗ 
ſchriebenen Eid der Verpflichtung. 


Hierauf wurde die Deputation ernannt, welche Sr. 
RKoͤnigl. Hoheit dem Großherzog den Ausdruck der Unter⸗ 
thaͤnigkeit und Ehrfurcht der treugehorfamften Kammer 
darbringen ſollte. Sie beſtand, außer des Herrn Praͤſi⸗ 


| Erſte Sizung vom 26, Su 5 
L) 

denten und Vicepräfidenten Hoheit und Durchlaucht und 

den beyden Secretarien, aus den durchs Loos beilimmten 

Herren: Generalmajor Freyherrn v. Freyſtedt, Bis 


thumsvperweſer Freyherrn v. Weffenberg, und Frey 
bern v. GemmingenzTrefchFlingen. 


Zur zweyten Sitzung wurde der naͤchſtfolgende Tag 
beſtimmt. 


Freyherr v. Zyllnhardt. 
v. Rotteck. 





Beyl a9 e Ziffer 12. 


Zu dem Protokoll vom 26, Juny 1820. 





Dem Praͤſidenten ber erſten Kammer Unſerer ges 
treuen Landftände werden Eremplare des Programme 
und- der Belanntmahung wegen Wiedereröffnung ber 
Ständeverfommlung Fit der Nachricht mitgetheilt, daß 
naͤchſtkuͤnftigen Montag am ſechs und zwanzigſten diefes, 
die Wiedereröffnung Statt haben werde, und die Mit⸗ 
glieder der Kammer anzumweifen ſeyen, ſich nah neun 
Uhr Morgens in den beftimmten Lofalen zu verfammeln, 


Beſchloſſen Karlsruhe im Sepßbergoglißen € Staats. 
Minifterium, den 24. Juny 1820, 


Auf Befehl Sr. Koͤnigl. Hoheit. 
| Vdt. Eichroht, 





5 Prpotokolle der erſten Kammer. 


„ Beylage Ziffer 2. 





Ludwig von Gottes Gnaden ‚Großherzog zu Baden, Her 
308 au Zähringen, Landgraf zu Nellenburg, Graf 
zu Salem, Peterdhaufen, und Hanau ꝛc. ꝛc. 


Wir haben Uns gnaͤdigſt bewogen gefunden, Unſern 
Staatsminiſter, 


| Freyherrn v. Ber heim, 
und Unfern Oberhofmarſchall, geheimen Rath, 
Freyhern v. Gayling 


in Gemaͤßbeit ber $$. 27. und 32. zu Mitgliedern der 
erſten Kammer Unſerer getreuen Landſtaͤnde zu ernennen. 


Indem Wir die erſte Kammer hievon in Kenntniß 
ſezen, verſichern Wir dieſelbe unſerer Huld und Gnade. 


Gegeben Karlsruhe im Groẽberzogl. Sisateminifer 
rium, den 26. Juny 1820. 


Auf Befehl Sr. Koͤnigl. Hoheit. 
— Ä Ä Var, Eichrodt, 


neusten 


Zwsyte Sizung vom 27. Ju. 7 


Zweyte Sizung 
“ Karlsruhe den 27. Juny 1820. 


pn 


Gegenwärtig: 
Se. Hoheit der Praͤſident und alle geftern erfchienenen 
Mitglieder, Dann 
Herr Staatöratb Baumgärtner 
| und | ‘ 
ber Regietungs-Kommillär, Herr Hofrath v. Seyfried. 





be 3 


Se. Hohelt der Präfivent eröffneten die Sizung mit 
folgenden , daß Gemith al aller Anwefenden innig bewegen; 
den Worten: oo. ' 

Lj 


„Mit freudigem Herzen unterziehe ich mich dem eh⸗ 
„renvollen Geſchaͤft, ald Praͤſident die Verhandlungen bie, 
„ſer Verſammlung noch fernerhin zu leiten. Nach den vie⸗ 
„len Beweiſen des Zutrauens, welche Sie, meine Herren! 
„mir fruͤher gegeben haben, und deren Andenken ich dank⸗ 
„bar bewahre, kann ich mir zu einer Stellung nur Gluͤck 
-.„‚wünfchen, durch welche ich in den Stand geſezt werde, 
„mit ihnen gemeinfchaftlih zum Wohl unferes Vaterlandes 
„tbätig zu wirken, Möchten Sie mich wiederum mit dem 
„fruͤhern Vertrauen beehren, und mich dadurch in. ber era 


8 Protokolle der Erften Kammer. | 


„fveulichen Ueberzeugung beftärfen, daß es mehr nicht bes 
„darf, ald mit inniger Liebe zum Vaterland, Geradheit 
„und Reinheit der Gefinnungen und Abfichten zu verbins 
„den, um mich ſtets auf gleichem Wege mit Ihnen zu be⸗ 


„Ihre warme Anhaͤnglichkeit an den Staat „Ihr les 


„bendiges Gefühl für das Rechte und Wahre ſind erprobt, 


„und fo fehe ih mich zu der fihern Hoffnung berechtigt, 


„daß die Refultate unferer Berathungen den Ermartungen 


„‚entforechen werden, welde Se. Königliche Hoheit der 
„Großherzog von: Ihren getreuen Ständen nähren. 

„In der Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt des 
„Großherzogthums, in, der Defeftigung des gegenmwärtis 
„gen Zuftanded der Dinge, in der Sicherung der Rechte 
„aller Badner, fucht unfer tiefverehrter Regent die Lüs 
„ſung der Aufgabe, zu welcher Er durch feine.erhabene, 
„Stellung berufen ift. Auf die Erreihung dieſes Zieles 


find feine innigſten Wünfche, feine ganze Kraft gerichtet, 


N 


„und mit danfbarer Anerfennung werden Sie, meine Al 
„ven! ein folches Streben unterftüzen. .. 


„So laffen Sie und denn mit friſchem Muthe die Arbeis. 
„ten beginnen, die unferer warten. — Laſſen Gie und dab- 
„Band bed Vertrauens, welches den Regenten, die Stäns 
„de und dag Bolt zu einem ſchoͤnen Ganzen vereinigt, im» 
„mer fefter fchlingen, und uns fo den wärmften Danf des 
„Vaterlandes erwerbin. Der Saame ded Mißtrauens 


„wird unter und feine Wurzel fallen, denn Offenheit, 


„Gerechtigkeit und Mäßigung find der Wahlſpruch, dem 
„Sie und ich mit Ihnen huldigen.“ 


Hierauf theilten Se. Hoheit der Praͤſident der Ver⸗ 


ſammmlung ein hoͤchſtes Großberzolices Reſcript vom. 


14 Sun L. J. mit 


—' 


z 
Zuweyte Sizung vom 27. Fang. . g 
—Beplage Ziffer 3. a 

wodurch für die bevorſtehende Landtags, Sigung 

der Staatsrath und Miniſterial⸗Direktor Reinhard, 
der Staatsrath, Kreisdirektor Frhr. von Tuͤrkheim, 
| der geheime. Kriegsrath Reich und | 

ber Hofrath v. Seyfried 


| zu ſtaͤndigen landesherrlichen Kommiſſarien für beyde Kam⸗ 
mern ernannt werden. 


Der Herr Regierungskommiſſaͤr Hofrath von Sey⸗ 


fried legte fodann der Kammer folgende Gefegedentwürfe 
vor, ale: 


ı) Entwurf einer Verordnung über Ablöfung der 
Grundgülten,, Zinfen und Drittheilspflichtigkeit. 


BeH lage Ziffer 4 


| a) Verordnungs⸗ ‚Entwurf über die Abloͤſung der Her⸗ 
renft ohnden. 


Beylagee Ziffer 5. 


3) Entwurf einer Verordnung, bie Aufhebung der 


ms der. Reibeigenfchaft herruͤhrenden Abgaben betreffend. 
Beylage Ziffer 6. 


. Die Geſezesentwuͤrfe wurden verlefen, ‚und zu ihrer 
Begruͤnbung die unter 


anliegenden. Vortraͤge gehalten. 


- 


S 
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Die natuͤrlich hierbey ſich darbietende Betrachtungen 
ſchienen ihm die folgenden: 


Möge bey einem Viril ſtimmfuͤhrer mehr auf fein 
Recht zum Lanbiag zu kommen, als auf feine Pflicht 
daſelbſt zu erſcheinen geſehen werden, und demnach die 
Dispenſation — zumal bey vorliegender Krankheit, wie 
bey dem Herrn Grafen von Leiningen — leichter Statt fin⸗ 
den: fo treten Dagegen bey einem gewählten Deputirten 
ganz andere Verbältnifie ein. Er ſelbſt nämlich habe nicht 
nur dad Recht, fondern auch die Schuldigkeit zu 
erfcheinen, und ebenfo haben feine Wähler — im vorlies 
genden Fall die Univerfität Heidelberg — nicht 
nur dad Recht, fondern auch die Schulpigfeit, eis 
nen Deputirten zum Landtage zu ſchicken; endlich aber has 
bebdieSefammtheit des Volkes das conftitutios 
nelle Recht, dur die in der Urfunde beftimmte Zahl 
‘son gewählten Deputirten vertreten zu werden. 
Bey diefer Sefammtheit allein, oder den fie voritels 
Ienden Landftänden, Tönne alfo fiehen, von jener 
Schuldigleit zu entbinden, oder auf dad eigene Recht, 
wofern es nicht fhon durh ph un fifc be Verhinde⸗ 
rung — ald Kranfpeit — oder durch eine auf einer ges 
fezlichen Ausnahme beruhende Urfache unmirkfam ges 
worden , aus vernunftmiäßigen oder billigen Gründen für 
einzelne Fälle zu verzichten. Unter folhen Gruͤn⸗ 
den möge wohl, ein, die landſtaͤndiſche Wirkſamkeit an 
Wichtigkeit übersreffender, und durch Leine ande: 
ve Fuͤrſorge zu erſezender Staats dienſt — boͤchſt 
ſelten aber die Beruͤckſichtigung perfönlicher Wuͤnſche 
— als beſtimmend erſcheinen; jedoch ehre die Kammer ſich 
ſelbſt, und ſpreche die Geſinnungen der Geſammtheit aus, 

wenn ſie die landſtaͤndiſchen Arbeiten als jedem ordentli⸗ 


/ 
! 
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chen ober laufenden Staatsdienſt an Wichtigkeit vorange⸗ 


hend erkenne, und fie ehre den perſoͤnlichen Werth eines 
Mitglieds durch Werthſchaͤzung ſeiner Mitarbeit. Daher 
glaube auch der Sprechende ſeine Verehrung fuͤr den Herrn 
geheimen Hofrath Thibaut dadurch auszudruͤcken, daß er 
anf unbedingte Verwerfung ſeines Geſuches antrage. 
Der Herr Bisthums⸗Verweſer, Freyherr von Me ſ⸗ 
ſenberg erklaͤrte ſich einverſtanden mit dieſen Anſichten, 
und ſezte bey, daß, falls die Verhinderung des geheimen 
Hofraths Thibaut bleibend und durch Feine andere Fürfors 
ge aufzuheben ſey, der Univerfität Heidelberg obliege, eis 
nen andern Deputirten zu fehiden. Bey der Menge wich: 
tiger Arbeiten, welche der Kammer bevorftehen, ſey die in 
Antrag gebrachte Dispenfirung unmöglich, 
| Der Freyherr von Baden erffärte wiederholt, dag 
Die Kammer auf dem unbermweilten Erſcheinen des geheimen 
Hofraths Thibaut beftehen muͤſſe. 


Der Herr Staatsminiſter Frhr. von Berkheim 
und der Herr Staatsrath Frhr. von Zyllnhardt be⸗ 
gehrten daſſelbe, lezterer mit der Bemerkung, daß die 
Landtags⸗Geſchaͤfte von ber Zeit der akademiſchen Vorle⸗ 
fungen oder Ferien.nicht abhängig ſeyen, und alfo die ges 
mäß. der Konftitutjon von den Uniderfitäten geſchickten 
Mitglieder ohne Ruͤckſicht auf ihre kehrcurſe unbedingt zu 
erſcheinen haͤtten. 


Hofrath v. Rotted»Der Megierung liegt ob, die 
Vorſehung zu treffen, daß durch die, kraft der Konſtitu⸗ 
tion eintretende, zeitliche Entfernung einzelner Beamten 
oder Lehrer dem oͤffentlichen Dienſt fein Nachtheil erwachſe. 
Die Landtagsarbeiten buͤrften nicht durch zufaͤllige Dienſt⸗ 
verhaͤltniſſe gehemmt, oder die Vollſtaͤndigkeit der Volks⸗ 
repraͤſentation dadurch verkuͤmmert werden. 


- 
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Regierungs ⸗Kommiſſaͤr, Hofrath v. Senfried:t 
In Anſehung des vorliegenden Geſuches vom geh. Hof⸗ 
rath Thibaut bin ich mit dem Antrag auf Verweigerung 
der Diſpenſation einverftanden; wenn aber daraus bie 
Foͤlgerung gezogen werden will, daß die Regierung einem 
‚ihrer Beamten, wenn er LandtagdsDeputirter ift, auß 
Rüdfichten des öffentlihen Dienftes, den Urlaub zu vers 
"weigern nicht berechtigt ſey, fo kann die Regierung diefe 
Behauptung nicht anerkennen. 


Sie Hat durch ihre Verfügungen in Bezug auf einige 

: Mitglieder der zweyten Kammer gezeigt, daß fie jenes 

Recht allerdings anſpreche, und es wird ein, dieſe Vers 

haͤltniſſe noch näher regulirender Geſezes⸗Entwurf unver» 

‚ weilt an die zweyte Kammer gebracht werden. Es wäre 

alfo überflüfig, und außer der Sphäre des jezt vorlies 

genden Gegenſtandes liegend, bier jene olgemeine Grage 
zu diskutiren. 


v. Rottect: Meine Abſicht geht auch Teineswegs 
‚auf Beranlaffung folcher Diskuſſion; aber die Beurtheis 
: Iung des Ihibaut’fchen Gefuches ift in allzu naher Vers 

bindung mit.den Prinzipien, welche auch für die beſagte 
allgemeine Srage maaßgebend find, ald daß von ihnen 
- yätte koͤnnen weggeblidt werden. Auch iſt die überein 
ſtimmende Anſicht fo vieler Dritglieder der hohen Kammer 
über dieſen fonfreten Fall gewiß nicht ohne Bedeutung’ 
für die Beurtheilung der naͤchſtens zu erwartenden Vor⸗ 

Yoge uber den bier zu Ratuirenben allgemeinen 

Grundſaz. | | 
Benpy ber hiernach gehaltenen Ymfenge ergab. ſich ber 
abshellige Beſebluß: 


ı 


er 5 j Zwepte Sizung / vom 27. Jung . 3 
.  baß dem Geſuche des Herrn gebeinien Hefratho 
Thibaut durchaus nicht wilffahrt werden Fönne; 


©. Hobeit der Präfident brachten bierauf zur 
Sprage: ob die gemäß $. 53 der Geſchaͤftsordnung zu 
ernennende fländige Petitiond + Kommiffion vermalen new 


zu waͤh en, oder ob die bey der lezten Sizung beilandene | 


als noch fortdauernd zu betrachten ſey? 
Alle Stimmen vereinigten ſich dahin‘, daß, da die 


gegenwaͤrtige Verſammlung nur eine Fortſezung des vorm⸗ 


jaͤhrigen Landtags fen, die naͤmliche Petitions ⸗ Kommiſſion 

als noch fortbeſtehend anzufeben, daß jedoch in Anſehung 

eine ihrer. Mitglieder des Freyherrn v. Turfbeim, 

weil derfelbe dermalen auch als Regierungs-Kommiſſair“ 

erſcheine, zuvoͤrderſt ſeine eigene Erklaͤrung uͤber ſein kuͤnf⸗ 

tiges Verhaͤltniß zur Kammer, und feine Theilnahme an 
ihren Arbeiten abzuwarten ſey. 


Eine Eingabe bed Grubhenſteigers Oeißner zu 


Haßmersheim, die Auffindung einer Salzſohle betreffend, 
wurde an die Petitions⸗Kommiſſion uͤberwieſen. 


Geylage Ziffer 13. ungebrudt), 
Der Frhr. v. Ba den trug die Frage vor, ob die 


Anweſenheit der Herren Regierungs-Kommiſſarien bey den 


Vorberathungen der Kammer zulaͤſſig ſeye. 


—o 


Die Kammer erklaͤrte, daß, in Gemaͤßheit ber Ges 
ſchaͤftsordnung, jene Anweſenheit zwar auf Begehren der. 
Kammer Statt finden koͤnne, aber nicht muͤſſe. 


Der durchlauchtige Herr Fuͤrſt von Loͤwenſtei n⸗ 
Wer theim bat die Kammer um Urlaub zu einer feiner . 
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Geſundheit willen noͤthigen Reiſe nach Baden, wogegen 
die Kammer nichts zu erinnern fand. 


Auf den Borfhlag Gr. Hoheit des Praͤſdenten 
wurde beſchloſſen, zur Erleichterung des Sekretariats den 
Protokolliſten, Miniſterial⸗Sekretair Hugo, den kuͤnftigen 
Sizungen anwohnen zu laſſen, um die mündlichen Vor⸗ 
traͤge der Mitglieder mit thunlicher Schnelle und Ge⸗ 
nauigkeit zu Papier zu bringen. 


Sreyherr v. Zyllnhardt. 
v. Rotteck. | 


J Bey 


gZweyte Sizung vom 3. . - 1 
F ur \ . \ 


I!‘ . 
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Se. Königl. Hobeit der Großherzog haben Sich gnaͤ⸗ 
digſt bewogen gefunden, fuͤr die bevorſtehende Landtags⸗ 
ſizung 


den Staatsrath und Miniſterial⸗Direkter Reinhard, 

den Staatsrath und Kreis. Direktor v. Tuͤrkheim, 
den geheimen Kriegsrath Reich, und 

| „ben Hofrath v. Seyfried 


zu ſtaͤndigen landesherrlichen Kommiſſarien für beyde 
Kammern zu ernennen, | 


Hoͤchſtdieſelben haben aber auch außerdem bereitd 
Fämmtliden Miniftern, Chefs und Diröftören der Minis 
ſterien, Sektionen, Kommilfionen und Balfchen den Be: 
fehl ertheilt, unter: beliebigem Zuzug der geeigneten - 
Käthe, den Sizungen der Kammern’ ſowohl als ihrer 
Kommiflionen zum Behnf der nöthigen Aufſchluͤſſe und 
Erläuterungen beyzuwohnen, und behalten Sich vor, nad 
Erforderniß zum gleichen Zwecke einer gemeinſchaftlichen | 
-und: leichteren Geſchaͤftsbehandlung noch weitere Anord⸗ 
nungen zu treffen. 


Zugleich wird zur Kenntniß der Kammern gebradt, 
bag -Staatsrath und Miniſterial⸗ Direktor Reinhard von 
Er. Koͤnigl. Hoheit dem Groößherzog beauftragt ſey, bey 

Protokolle der 1. Kammer. 1) 


“ 


t 


De  y . 


EG Protokolle der Erften Kammer. 


Eröffnung der Landtags⸗Sizung in Hoͤchſtihrem Namen 


eine Rede. zu halten. 


Befchloffen Karlöruhe im Großherzoglichen Staatd, 
minifterium, den a4. Juny 1820. 


Auf Befehl Gr. Königl. Hoheit. 
Var, Eichrobdt. 


Beylage fer u 





” Entwurf einer Verordnung über Ablöfung der. Grund⸗ 


guͤlten, Zinſen und Dritttheilspflichtigkeit. 


6. 1. 


Grundguͤlten und Zinſen find Abgaben, welche der 
Eigenthuͤmer von einer Liegenſchaft an jeden getreuen 
Jnhaber des Guͤlt⸗ und Bingreqis zu reblen ui der⸗ 


unter ſind daher: 


6. 2. | 


Jene, obgleich oft unter gleicher Benennung vor 


kommenden ‚Abgaben nicht begriffen, weiche von Erblehen 


oder Erbbeftandsgütern, Schupflehen, überhaupt von fal 


chen Riegenfchaften entrichtet werben, wovon das volle 


Eigenthum nit dem Zins⸗ und Gültgeber, fondern 06 
Obereigenthum einem "Dritten zuſteht. 


—2 


Zueyte Sizung vom a9. Jung: 40 
‚4 
€: 3 
- Die in ben & ı. aufgefeften Begriff fallenden Sit 
ten und Zinfen find, unter folgenden Beflimmungen, ber 
Abloͤſung unterworfen. B 
. 4. 
Sowohl der Guͤlt⸗ oder Zinsherr, als die dazu 
Pflichtige find berechtigt, die Abloͤſung zu fordern. 


6 5 


Berlangt der Guͤlt- oder Zinspflichtige den Loskauf, 
fo bat er den 18fachen Betrag des Guͤlt⸗ oder Zinswers 
thes zu bezahlen, und in diefem, fo wie in allen übrigen 
Loskaufsfaͤllen, das Steuerfapital des. losgekauften Ob 
jettes zu übernehmen, 


8. 6 


- Berlangt der Guͤlt⸗ oder Zinsherr den Ablauf, fo 
Jonn er von den Pflichtigen das Ablaufs- Kapital in . 
folgender Norm fordern: | 


a) für Geld: und Natural» Bobenzinfe von dem 
geringften Betrage. bis zu 10 fr. einſchließlich, 
. ben. gfacdhen, 


b über 10 bis 30 kr. einſchliellich, den m fat; 
’ Pr über 30 kr. bis zu.ı fl. inel., den 13fachen, . 


| d) für alle Übrigen ı fl. uͤberſteigenden Bätten 
und Zinfe aber, den ı5fachen Betrag. 


2 * 


En. i .. + 
* 


20 | Protofolle der Erften Kammer. 
— 
| € u WVW 
Iſt der Pflichtige ſchuldig, dem Berechtigten den. 
Zins bder die Güft unentgeldlich zu Kiefern, fo era 
hoͤht ſich das Abloͤſungs⸗Kapital 
im ıflen Fall auf den nofachen 


—. aten — — — 12 — 1. 
— 3Zten — — — 14 — 
— un — — — 16 — 


| Betrag \ des Zinſes oder der Gält. 

u Die Natural» Bahenzinie ober Guͤlten werden nach 
den Durchſchnittspreiſen von den Jahren 1780 -1790, 
wie ſie bey der Steuerperaͤquation erhoben wurden, zu 
Geld bercqhnet. 


\ Sm Fall das Abloͤſungs⸗Kapital 10 fl. Abeyſteigt, 
fo iſt der Zins⸗ oder Guͤltherr ſchuldig, ıojäfrige, mit 


5 pet. verzinsfiche, Termine zu'geftatten, wovon jedoch 
feiner unter 5 fl, betragen darf. 


$ 10. 


Zur Sicherheit ded Berechtigten bleibt ber Zins oder 
die Guͤlt His zur gänzlichen Abtragung des Ablöfungss 
Kapitals im Zinsbuch eingetragen, und der Zins- oder 
Gältherr ift berechtiget, dehfelben im Verhaͤltniß des ruͤck⸗ 
ftändigen Kapitald wieder zu beziehen, im Fall der Pflich 
tige mit Zahlung des Abloͤſungs— Kapitals nicht einhaͤlt. 


Zweyte Sizung vom 97. Sun u a 
| J F. lo | 


So lange die Zinſen oder Guͤlten nicht abgelöst 
werben, bleibt die -gefegliche Beſtimmung uͤber die Noth⸗ 
wendigkeit der Beraine; jedoch find die dadurch veranlaß⸗ 
ten Koften kuͤnftig von beyden Theilen gleich zu tragen; 
wo durch dann der ER. Saz 2263, in biefer Hinſicht außer 
‚eirtung geſezt wird. 


F. 12. 


Deitttpeifspflühtige, Guter find ſolche, von, welchen 
in Sterbfällen des Beſizers ein beſtimmter Theit des 
Gutswerthes bezahlt werden muß. 


Der Abkauf der Drittchellspliichien findet nach 
folgenden Regeln ſtatt: 


5 Es wird ie fuͤr 30 Jahre / ein al angenpmmen, 


3) Den Anfhlag des Dritttheils bildet der Durchſchnitt 
des Werths, den der Bezugsberechtigte in den zwey 
lezten Faͤllen wirklich erhalten hat. 


3) Das Abkaufskapital wird in der Ark berechnet, baß 
daſſelbe mit 5 pet. Zinfen und Zwifchenzinfen 


a) den Anfchlag des Dritttheils bis zum Zeitpunkt, 
wo der naͤchſte Fall angenonmen wird, 


b) ſodann denſelben Betrag alle 30 Jahre wieder 
hervorbringen muß. 


Zur Beftimmung des Zeitpunfis des naͤchſten Falles 
werden die ſeit dem lezten Falle bis zum Augenblick der 
Abloͤſung abgelaufene Jahre, an dem Zeitraum von 30 
Jahren in Abzug gebracht. 


LS . 
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c) Wo den Drittheilspflichtigen der Ablauf u 
ſchwer fällt, tönnen fie die Verwandlung des 
Drittheils in eine ſtaͤndige Abgabe verlangen, 
Diefe Abgabe ſoll in 5 pCt. des auf die in 
vorftehender Unterabtheilung angegebene Weiſe 
berechneten Kapital beftehen, auf dad. ganze 
Gut radieirt werden, und bad Kapital nur 
unter Bewilligung zojähriger Zahlungs s Terr 
mine aufgefünbigt werden dürfen. 


d) Die Abloͤſung kann auch beym Eintritt eines 

\Walles in der Urt geſchehen, dag der Durch 
fhnittöbetrag der vorangegangenen zwey legten 
Fälle erlegt, und das Abloͤſungs⸗Kapital das 
neben fo beftimmt werde, daß baflelbe mit 
Binfen und Zwifchenzinfen alle 30 Jahre Dies 
fen Durchſchnittsbetrag wieder gibt 





Beylag e Ziffer 6. 





Berorbnungs. Entwurf aber die Abidſung der Sem 
Frohnden. 


I Allgemeine Beftimmung en. 


6 1. — 
| Alle Herren⸗Frohnden, ohne Unterſchied, ob ſie auf 
deſtimmten Gütern ober auf Perſonen haften, koͤnnen ab⸗ 
geloͤſst werben. 


Zweyte Sizung vom 37. Jung 

Als Herren⸗Frohnden ſind zu betrachten: 
a) Die Frohnden zu. Gebaͤuden, welche 
feinen allgemeinen Staatszweck haben, vie der Fiscus 
oder andere Frohnd ⸗Berechtigte ihres Vortheils wegen ers 
bauen und unterhalten, oder welche fie als eine, mit be- 


fordern Gerechtſamen verbundene Laſt zu erbauen und zu 
. unterhalten ſchuldig find, 


3° Hicher gehören: : 


Zehendſcheuern, Keltern, Speicher, geller, d die Wob—⸗ 
nungen der Domanial⸗ oder Rentbeamten jeder Klaſſe, 
die Forſthaͤuſer, die landwirthſchaftlichen und Gewerbs⸗ 
gebaͤude, die Kirchen, Pfarr⸗ und Schulhaͤuſer, ſo weit 
die Frohnd⸗Berechtigten ſolche Kraft beſondern Rechts⸗ 
titels zu erbauen, und zu unterhalten ſchuldig ſind, und 
bey lezteren die Frohndleiſtung weder der politiſchen, noch 
ber Kirchfpield-Gemeinde, nach ben beftehenden allgemeis 

nen Gefezen, obliegt. 


b) Großnden zum Naturalien Tran port 
bey Einfuͤhrung des Zehenden, bey Verbringung der Na⸗ 
turalien auf den Speicher, oder in den Keller oder ſon⸗ 
ſtige Magazine, bey Verfuͤhrung auf die Maͤrkte oder 
andere Orte, wohin ſie zur Verwerthung gebracht wer⸗ 
den; Beyfuͤhrung der Beſoldungs⸗Naturalien fuͤr alle die⸗ 
jenigen Diener, welche blos fuͤr die Adminiſtration der, 
auf privatwirthſchaftlichen Titeln ruhenden Gefaͤlle be⸗ 
ſtimmt find, endlich für die- -geiftlidhe Diener, welden ber 
Fiskus, fo wie jede andere moralifhe over phyſiſche 
Perſon ihre Beſoldung kraft beſonderer Nectötitel, und 
ald eine auf feinen Gefallen haftende Laſt abzureichen hat. 


_ 
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.o) $robnden zu Gütern und Wald ungen, 
— zu Bebauung der Ueder, Wiefen und Weinberge; 
Frohnden bep der Erndte, dem Heumachen, Cinführung 
der Krefcenzien , Frohnden an Baͤchen und Öräben, welde 
wegen folchen. Gütern nöthig find ; endlich Frohnden zur- 
Kultur der Waldungen, und gu Herftellung ver. Wese | 
in denfelben. 


d) Jagdfrohnden — zum Treiben, zum Traus⸗ | 
port des Wilbprets, und zur Unterhaltung der Wildzäune, 


Ä : e) Samilienfrohnden — zu haͤuslichen Ar⸗ 
beiten, als: Holzmachen, Benfupr Päueriger Beduͤrfniſſe, 
Botenlaufen ꝛc. | 
. sa 
PR Herrenfrohnden, von welchen ſich rechtsgenoͤg⸗ 
lich erweiſen laͤßt, daß die Leiſtungspflicht auf beſtimmten 
Guͤtern haftet, und welche, ohne Ruͤckſicht auf die per⸗ 
ſoͤnliche Eigenſchaft der Beſizer, auf jeden Gutſsinhaber 
übergeben, find walzende Brohnden ; alle übrigen find 
als perfönliche Frohnden anzufehen,. und beflimmen _ 
fih allein durch das Orts⸗- oder Schuzbuͤrgerrecht an eie 
nem Orte, ober einer Hofitätte, welcher eine ſolche Herma 
Botmaͤßigkeit von Altersher aufliegt. 
H, togfaufs s Typ. 
$. he 


Wotzende Frohnden muͤſſen auf Verlangen der Frohnd⸗ 
pflichtigen in eine jaͤhrliche Geldabgabe verwandelt wer⸗ 
den, welche auf dem But haftet und zu jeder Zeit abges _ 
160: werben kann, und bey Zerſtuͤcelung der Guͤter ab⸗ 


\ 
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gelöst, werben muß, wenn es don ben Frohndberechtig⸗ 


: tem n verlangt wird, 


Zu 5 
PC 2 $. ‘ f 


Befteht die walhende Frohnde in einer 6 Mi timm— 
ten Arbeit, ſo iſt nach den kokal ⸗Verhaͤltniſſen zu uns 
terſuchen, was dieſelbe koſtet, wenn ſie um den Lohn 
ordnungsmaͤßig verrichtet wird; von dem Betrag der ab⸗ 
geſchaͤzten Summe iſt, wenn die Arbelt in Spanndienſten 
beſteht, Stel, wenn fie in Handarbeit beſteht, zitel, ab» 
zuziehen, und der Reſt ald das jezige auf dem Gut haf⸗ 
tende Frohndgeld anzufeben , welches mit dem aofachen 
Betraͤg atisbar iſt. 


F. 6 - 

Beſteht die walgende Frohnd in beftimmten Ta g⸗ 
arbeiten von Menſchen gder Vieh, fo ift ebenfalls zu 
beſtimmen, wie hoch ſolche Tagsatbeiten um den Lohn 
zu ſtehen kommen, von dem ſich ergebenden Reſultat ſind, 
wenn die Arbeit in Spanndienſten beſteht, zatel, wenn 
fie in Handarbeit beſteht, zistel abzuziehen und ber Reſt 
der Abfchägungd-Sumnmie als das auf dem Gut haftende - 


Frohndgeld anzunehmen, welches mit dem aofachen Bes 
trag abgelößt werben kann. 


I. 7 


De perfönfichen Frohſden werden wie - die ‚ walgen 
den angefchlagenz; daß berechnete jährliche Frohndgeld ie 
aber nur mit dem ı5fachen Betrag abzuldfen.. 


6. 8. 


Von der gefundenen Abloſungs⸗ aapitolſumme wird 
die Frohndgebuͤhr, welche bi und da den Frohndpflichti⸗ 
\_ 


\ 
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gen entweber in Geld oder in Natur gegeben werben 
muß, nad dem naͤmlichen Typ, nämlich mit dem 290% 
seip. ı5fachen Betrag, von dem 1 A6Löfungsfapital in Ab⸗ 
zug gebracht. Ä 

Die Naturalien find nad den Durhſchnittspreiſen 


von den Jahren 1780 — 1790, wie ſie bey der Steuer⸗ 
peraͤquation erhoben wurden, zu Gerd anzuſqchlagen. 


ps 


| . 9% | 
Den Frohndpflichtigen ſteht es frey, ob ſie mit ge 


ſammter Hand das Abloͤſungskapital am Anfang des er, 


ften Jahrs, wo fie der Frohndpflicht entledige Werden, 
dem Srohndberechtigten darlegen, oder 10 Ssahre hinter, 
einander jedesmal auf Martini den ıoten Theil des Abloͤ⸗ 
ſungskapitals mit 5 pCt. Zinfen entrichten wollen, jedoch 
darf feine Terminabzahlung unter 50 fl. betragen. 


HI. Wer die Losfauföfumme zu berichtigen 
bat, und nach welchem Maaßſtab. J 


6§. 10, 


Walzende Frohnden werden von dem Beſizer des 
Guts, auf dem ſie haften, losgekauft; haften ſie auf 
Gemeindsguͤtern, ſo geſchieht dies von der Gemeindskaſſe, 
die Güter mögen verliehen, ben Bürgern ‚gegen eine Abs 
gabe oder unentgeldlich zur zeitlichen Benuzung überlaffen 
ſeyn. 


6 11. 


Perfonalfrohnden muͤſſen von allen Dienſtpflichtigen 
aefammter Hand abgelöst werden: — wo in einem Ort 
nur eingelne erbpflichtige Familien wohnen, welde dazu 
yerpflichtet find, nur von diefen: wo aber die Frohnd⸗ 


- 


v⸗ 
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pflicht durch vie Anfaͤßigkeit bedingt — alfo jeber Ort, 
ciawehner ſrohndbar iR, von Allen. nz 


. 12. 


Von der Theilnahme an dem Loskauf der Perſonal⸗ 
frohnden befreyt die walzende Frohndpflicht nicht, wenn 
die perſoͤnliche Frohndpflicht eine Folge der Anſaͤßigkeit 
iſt, oder wo der Beſizer frohndpflichtiger Guͤter zugleich 
zur ſiaſe: der erbpflichtigen Familien des Orts 8 gehört, 


8. 12. 


Perſonalbefreyungen, welche blos zeitlich ſind, wie 
z. B. wegen Fuͤhrung eines Vogtsamts, und nicht auf 


feine Nachkommen gehen, befrepen teinebwegs von bem 


Brptrag zur easfaufefumme, - 


5. 14 


Die ‚Gemeinde beſtimmt durch abſolute Mehrheit, ob 
abgelöst werben ſolle, und auf welche Weiſe das Ablͤ 
fungsfapital aufgebracht werden ſolle. 


§. 15. | 
Sämmtlihe  Dienftpflihtige find verbunden dem 


‚Dienftberechtigten die Loskaufsſumme auf eine in-5. 9. 


ihrer Wahl überlaffenen Art ! f tenfrey zu behändigen, 


IV. Beftimmung bes Umfangs der abzulöfen 
den ſrobndpflicht. 


g. 16. 
Der Frohndberechtigte hat den Umfang ſeiner Rechte 


nachzuweiſen: Dieſe Nachweiſung muß beftimmt exthal 
ten: | 


\ 
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a) Die Bezeichnung der Gropnbpflihtigen. 


b) Die Angabe der ‚Arbeiten, wozu fie verbunden 
oder die Zahl der Täge, welde fie mit den 
Hand oder Fuhre zur Frohnde verwenden müfe 
fen, Bert 


c) den Beweis, daß die angegebnen Arbeiten nach 
. 4. in die Klaſſe der Herrenfrohnden geboͤ⸗ 


ren; 2 


d) bie Bezeichnung der Guͤter, worauf die Frohnd 
haftet, wenn die Realitaͤt derſelben behauptet 
wird. | 

on u u; 170 | , . 
Bo kein Beweis durch Urkunden geführt. werben- 

fann, entfcheidet das Herfo mmen über die Art des 

Herrndienſtes, welcher frohndweis gefordert wird. 





Ueber die Ausdehnung ‚aber giebt der neueſte 
Befisftand aus einen: Seitroum von: ao Jahren d die e. Norm, 
ſoweit e er unbeftritten iſt. 


F. 153. | 
Keine Frohnd, welche ftuͤher zu einem Objekt gelei⸗ 


ſtet worden, das nicht mehr im Beſiz des Frohndberech⸗ 
tigten iſt, kann in die Berechnung kommen. 


8. 1. 

Wenn der Frohndberechtigte nur zu beweiſen ver⸗ 
mag, daß die Frohndpflichtigen zu ungemeſſenen Frohn⸗ 
den verbunden ſind, muͤſſen dieſelben, wo es noch nicht 

‚nah $. 17. bes 6ten Konſtitutions⸗Edicts geſchehen, auf 
ein beſtimmtes Maas, entweder nach der Zehi der erfor⸗ 


Zweyte Sizung vom 27. Jund. 29 
derlichen Lohnarbeiten oder Lohnfuhren, oder nach dem 
Maas der Guͤter, auf weiche die Frohnden zu leiſten find, 
reduzirt werden; in zweifelhaften Faͤllen entſcheidet der 
neueſte unbeſtrittene Stand, fo: mie in dem Falle, wo 
| Feine glanbwärnige Urtunden beygebract — werden Hanne 


Zr ur u 


V, Bon Kutßehung unb Astöfung. fräpert re, 
gulirter Gropnden. Du 


6. 20. 


Die für die Herrenfrohnden fruͤher regulirte reehnd⸗ 
geſder find nach den Beſtimmungen des $. 6. und 7: abs , 
Noͤslich, fie mögen’ in einer firen Summe Beftchen /' “ober 
nach dem Steigen und Fallen: ber Menſchen⸗ und Vieh⸗ 
zahl bezahlt werden. aa 


$. 21. - 


Wenn fi) aus dem Inhalt der Urkunde über die in 
frübern Zeiten in Geldabgaben verwandelten Frohnden 
erweifen läßt, daß dieſelbe gang oder zum Theil in die 
Kathegorie der Staatsfrohnden gehört haben, fo koͤnnen 
die Frohndgeldpflichtigen die unentgeldlihe Aufhebung 
. ober verhältnigmäßige Minderung der Frohndgelder ver; 
langen, jedoch, bey allenfallfigem Widerfpruch bes brohnd⸗ 
geldbeziehers, blod in gerichtlichem Wege. Bu 


Eben daß hat Statt, wenn ſich die Frohnden, welche 
in eine jaͤhrliche Geldabgabe verwandelt worden, durch 
Urkunden nicht nachweiſen laſſen, die Frohndgeldpflichti⸗ 
gen aber ‘gegen die allgemeine Regel von Staasdfrohnden 
. wirtlich befreyt waren. 


* 24 sn ' 
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6. 22. Er 


Bern in einem Ort Frohndgelder als Gurrogat 
perfönlicher Frohnden an den ehemals zur Frohnd⸗beo 
rechtigt gewefenen bezahlt, und neben biefen noch Herrew 
frohnden in Ratura gefeiftet werben müffen,, fo ift det 
Frahndberechtigte fhuldig, entweder auf bie Frohnden in 
Natura unentgeldli zu verzichten, es wäre dann, daß 
er zu beweifen vermöchte, dag nur einzelne Frohndgat⸗ 

tungen in Geld verwandelt worden find, 


6 33. | F | 
Die Frohndgelder, welche nach dem Steigen und 
Gallen der Bichzahl jaͤhrlich beſtimmt werden, find nad 


einem Durchſchnitt von ben lezten 20 Jahren in ein ra 
Frohndgeld umjumandein. 


Beyla 8 e Ziffer 6, 


Entwurf einer Verordnung die Aufhebung der aus des 
Leibeigenfchaft herrährenden Abgaben betreffend, 


$. I. 


‚Die in Unſern unmittelbaren Landen bereits aufge⸗ 
hobene perſoͤnliche Leibeigenſchafts⸗Abgaben werden auch 
in allen uͤbrigen Landestheilen hiemit fuͤr aufgehoben er⸗ 
laaͤrt. 
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6 2 


Alle noch zu biefen Abgaben berechtigten Gtanbes » 
und Grundherrn, fo wie auch Korporationen, werden bas 
für aus ner Staatskaſſe entſchaͤdigt. 


6. 3. un 


Um dieſe Entfchädigung beftimmen zu fönnen, haben 
die Berechtigten aus ihren Rechnungen einen zojährigei 
Durchſchnitts⸗ Ertrag, durch alle dahin gehoͤrigen Rubri⸗ 
ken, binnen Sechs Monat Unſerm Sinanz⸗Miniſterio vor⸗ 
zulegen. 
| 6 Ar 

Dieſes wirb, nad .genau angeftellter Prüfımg und . 
barauf gepflogener Kommunifation mit Laferm : Diniftes 


rium des Innern, Uns die Entſchaͤdigungsſumme zur Bew 
Stimmung in Vorſclas bringen. 


§. 5. 

Die. Entſchaͤdigungsfumme ſoll den ehmaligen Leib, 
herrn, von der Zeit der vollzogenen Aufhebung ber Ger 
fälle, ſogleich auf bie Staatskaſſe angewiefen, und aus 
diefer, nah Ablauf eines jeden Jahre, bezahlt werben. 


——— su 


’ 


33 Orototylle der Erſten Kammer? 


Be yla ge fer. 





/ 


Wortrag zu dem Verordnungs⸗ Entwurf uͤber die abld— | 


- fung der Grundgülten und Zinfe, auch Deittelds 
pflichtigkeit. 


Sa Gemaͤßheit des $. 11 unferer Konftitution legt 


Ihnen die Regierung einen Geſezes⸗Entwurf uͤber den Ab⸗ 


tauf der Grundgefaͤlle ‚zur prüfenden. Beurtheilung vor. 


Die Ablösbarkeit dieſer Abgaben iſt durch fruͤhere Ge⸗ 
keie audgefprochen , bier handelt es ſich nur um: die Norm; 
wie diefer Ablauf gefchehen dürfe; der in ſtaats⸗und pris 
vatwirthſchaftlicher Hinficht volle Begünftigung verbient. 

Die Ablöfung der meiſt Tleinen Grundgefäle aus 
fremdem Eigenthum tft Wunſch des Staates, unb deſſen 


Schmuck unbeſchwertet liegenſchaltliches Eigenthum in. 
Bürgerhand, 


Diefer Abkauf mindert die gerfplitterung. ‘der Zab⸗ 
lungskraͤfte, vermehrt den Krundwerth, beguͤnſtigt den 
wirthſchaftlichen Sinn der Buͤrger, erleichtert ungemein 
die Steuerbezuͤge, macht ſie wohlfeiler, und mindert die 


Rechtsſtreite. 


— Sice entſpricht auch dem Vortheil des Abgabspflichti— 
gen, da ſie ihm ein leichtes Mittel darbietet, einer Abgabe 


ſich zu entledigen, die oft mehr durch die Muͤhe der Einlie⸗ 
ferung ald durch ihren meift geringen Betrag läftig wird, 
die ihn bey vorhabender Theilung der. Grundſtuͤcke be⸗ 
ſchraͤnkt, 


—W 
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Ichraͤntt, deren Vormerkung ſeine Erweröurfuuden und 
Gutsbeſchriebe verunftaltet, 


Micht minder gewinnt der’ Gefällberechtigte : er wird 
einer mühvollen und aufler allem Verhaͤltniß mit dem Pro⸗ 
dukt ſtehenben koſtſpieligen Erhebung nnd Verrechnung ent: 
lebigt, er: vermeidet. mamigf altigen Verluſt, den ibm zu 
verwilligende Nähläfe, beſonders ben den Raturelgäiten, 
bie entgehendr Kunbe von beim Gefaͤlfubſtrat, und die we⸗ 
gen Geringfügtgfeit unterlaſſene zeitliche Einforderung. der 

RNuͤckſtaͤnde verurfachen, endlich indem er unter Vermeidung. 
zahlloſer Streitigkeiten ftatt eines in feiner jaͤhrlichen Par» 
. Kialität wenia geachteten Geräts Tine Uderfal. Summe, 
womit ſich nuͤzlichere Zwecke erreichen laſſen, erhält; 


Die! Berkieiduäg! | der mit Eirttueting der Detail 
berdunbeiien Uheloften, vte ohne nariutgteit keinem Fntedefe 
ſenten alfehh auf geburdei werden töhnten, gewaͤhtt ae 
Vortheil 


Man burdäche le Werdu,derrgönungen,. um ‚ie 
Ueberzeugung zu gewinnen, baß’diele geringfügigen Zinfe 
dft nicht den Plaz verdienen, ben fie jaͤhrlich einnehmen, 
daß ſie die Exſtantien und Schreiberey über haupt auf eine 
hoͤchſt: unpaſſende Weiſe vetmehren, tun, 71 ſte mehr Ar: 
beit and. oſten verurſachen, als ſie berdienen 

rweyh einer To filteneh Bereinigung 173 Anterefle, "alter 
Beteiligten au elnem Zwed duͤrfte auch ‚daB, Mittel, wel 
iheß in dein Iphön über die Ablöfingsniörm mitzutheiten, 
ben Befegentmürf liegt‘, "einer benfäßigen Aufnahme fi zu 
erfreuen haben‘; beſonders da man init gleiger Rech obe⸗ 
abtung fuͤr beyde Theile in Bert —— zu en, 3 
das Seugnig geben darf. | 


Gaolgte die Borlefung bed —D — 
poeieerne der 1. Kammer. 3 
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Ueber den an ſich deutlichen Inhalt dieſes Geſez Ent, 


wurfes duͤrfte nun folgendes zu bemerlen ſeyn. 
ad $. 2. 


Die Gefälle, welche von lebenbaren Objeften berruͤb⸗ 


— — —* 


ren, ſind unter dieſem Abloͤſungsgeſez nicht begriffen, ſon⸗ 


dern nur jene, die auf eigent huͤmlichen Guͤtern des Zins⸗ 


pflichtigen ruhen, da bey erſtern auch der Werth des Ober⸗ 
eigenthums und der Primfanebofnung in anſqlas gebracht 
werden muͤßte. | 


at en 

Das auch ber Büftberechtigte Die Ableſung fordern 
dürfe, koͤnnte ungewöhnlih und für den Bültpflichtigen 
bedenklich erſcheinen ‚ba man vom Staat font wohl zum 
Verkauf, aber nicht. zum. Erkauf eines Gegenſtandes ge> 
zwungen werden kann; allein die milde Ablsſungs⸗-Norm, 
welde nad dem $. 6 und 7 in. dieſem Kol eintritt, burſie 
alle Bedenftichkeit Befeltigen, | 


on .ad 5. 4 2 on Js F: 
| Auſſer den algemeinen Gründen, welche a aus: dem n. 
feitigen Vortheil für die moͤglichſt zu erleichternde Abldfung 
diefer Brundgefäle aufgeführt wurden, tritt die für den 
Stundherrn vortpeifhafte, für den ‚loßfaufenden Guͤttpflich⸗ 
tigen aber nachtheilige Erwaͤgung ein, daß die von jenem 
bisher zu entrichtende Gefaͤllſteuer dem leztern zuwaͤchst, uud 
diefer mit dem durch den Loskauf auf ihn uͤbergehenden 
Steuerkapital nicht nur ‚su ben (qndeöherrlichen , fondern 
auch zu ben Bezirks⸗ und Gemeindsfaffe-Steuern fonfuirie 
zen muß. Dadurch rechtfertigt ſich die auf den a8fachen 
Betrag angefeste Lotlauſcauete; qaͤuch hat die Erfahrung 


— — 
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gezeigt, daß bey Kapitaliſtrung des Gefaͤllwerthes nach 4 
nd 5 pPEt. ober durch die Beſtimmung des 26 und aofa⸗ 
jen Betrags zum koblauf, der beabſichtigte Zwed, dieſe 
Sefaue abgelöst au er lten, nicht erreicht wurde. 
* Endlich find, die Grundgälten und Zinfe auch dep bes 
Beſteuerung nur mit ı8 Tapitalifirt worden, folglich anhlog 
web der vier fnäeriten Antaufgquöte, 


Do 270.9, 6. 


Die Hier vorfommenden Loskaufsanfaͤze dürften viel⸗ 
ker zu gering erfheinen, allein da ibre Anwendung nur 
von dem Willen des Gültheren abhängt, fo kann dies 
feine Beſchwerde begränden. 
Ey 


" as 


Benn man erwägt, daß ber Einzug diefer meiſt Heis 
nen Gefälle fehe laͤſtig iſt, und es daher auf ihren wahren 
Wertb bedeutend in| inf ob die unentgeldli he Einlieſerung 
dent Gůltpflichtig⸗ oßtiege oder nit, To wlrd ein djed⸗ 
Falfigkt Unterfäyitd ‘dir AbLdfungeigp AI" Teit. — 
laſſen· 


MR uf de Einwendung, daß dieſe Rise auch bey 
ve, 8.5, von dem” Witen des Zindpflichtigen abhängigen, 
abfaufßnorn hätte eiutreten follen, kann man bemerfen,. 
daR ber Zinspflichtige die ihn aufliegende Einlieferung 
durch Verabredung mit andern Zinspflichtigen und durch 
Benuzung der gelegenheitlichen Umſtaͤnde ſich ſehr erleich⸗ 
tern koͤnne, was dem Gefaͤllberechtigten, wenn er die 
unentgeldliche Einlieferung nicht anzuſprechen hat, weni⸗ 
ger möglich iſt; dieſer kann den Einzug oͤfters ohne Er— 
folg verſuchen, waͤhrend der Pflichtige die Leiſtung in je⸗ 
dem ihm gelegenen Moment bewirken kann. 

3 * 
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Die angenommene Durchſqhnitt speriode enthaͤlt auf 

9 gewöhnliche ein Theurungsjahr, jenes von 1789. Die, 

dürfte ein richtiges Verhaͤltniß mit den Tünftigen. Frucht⸗ 
preiſen begruͤnden. 


Es darf hier nicht uͤberſehen werden, daß die —9— 
Naturalien gewoͤhnlich von geringer Beſchaffenheit ſind, 
und ſelten ben mittlern „Marktpreiß erreichen, der bey 
Feſtſtellung der SteuerperäquationdsPreife angenommen 
wurde. 


ad. ıı. 


Durch dieſe Beſtimmung wird eine am lezten Landtag 
bey der aten Kammer vorgelommene Beſchwerde, wie man 
hofft, zur allſeitigen Zufriedenheit beſeitiget. 


ad» $, 12, 


| Zu mebrerer Deutlicpkeit der den Apldfung der Drit⸗ 
telöpflichtigkeit aufgeſtellten Norm liegt ein Berequnungs⸗ 
Schema bey. 

Sollte man fie zu leicht finden, indem ber Bezugs⸗ 
berechtigte die ihm zugerechnete Zwiſchenzinſe ſchwer ſich ein⸗ 
zubringen wiſſen wird, ſo darf man nicht uͤberſehen, dag 
biefe Abgabe die allerdruͤckendſte, mit bem Staatswohl am 
wenigſten zu vereinbaren, und daher beym Loskauf am 

meiſten zu begünftigen feye. | 
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Schema. 


hider Jahre, biefeitdem | Abfaufsfumme in Gulden u; 
m Drittheildfale vers }: Decimaltheilen derfelbenfür 


en find. soofl. der Drittheildadgabe. 
0. 30,10% 
1. 31, 61. 
“2, | 33,19 
3. 34,85, x 
. 4 36,59. 
p .. 8. 1738,42 
6: 40,34, 
7. 42,36. 
8, | 44,47. 
I 46 70. 
10. | .49,03 
11. | 51,49. 
12. 54,06. 
13, |. 56,76. 
34» 59,60 
16 63,58. 
16. 65,71. 
17. 68,99. 
18. 72,44. 
19 76,07. 
20. 79,87 
21 83.86 
23. 88,06 
33. |: 92,46. 
24 97,0% 
35. | 101,94. 
26. | 107,04: . 
27. | 313,39. 
98. | 118,02. “ 
29. | 123,9r. 


30. I 130,10, 
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Vortrag uͤber den Verordnungs⸗Entwurf, die Ablds | 
fung der Herrenfrohnden betreffend. 


In beyden Kammern der hohen Stände-Berfammlung 
herrfchte im vorigen Jahre die gleiche Anficht über die Der 
werflichfeit der Natural FrohndsDienite, 

Es wäre vergebliche Mühe, dieſe Beurtbeilung nad. 
drüclicher und gründkicher rechtfertigen zu wollen, als es 
in den Borträgen und Verhandlungen der beyden Kammern 
geſchehen iſt. 

Die von dieſen 'Hieräber Seiner Koͤniglichen Hopelt 
vorgetragene Bitte ging dahin: 

Daß die Staats⸗ oder Landes⸗Frohnden aufgehos. 
ben und die Koſten, welche Dadurch entftehen, auf 
bad Steuer⸗Kapital übermwiefen, auch für die Her⸗ 
renfrobnden eifi Ablaufepreis beſtimmt werden 
moͤchte. 

Die Regierung erfüllt den In. ‚ihrer Vereinigung dop⸗ 
pelt achtbaren Wunſch der beyden Kammern, gleich jezt we- 
nigſtens zum Theile, indem ſie Ihnen einen Geſezes⸗Entwurf 
uͤber die Abloͤſung der Herrenfrohuden vorleget, die ein 
ſelbſtſtaͤndiges, zu Erkenntniß ſeines Werthes gekommenes 
Volk verunzieren. | 


Vertrauensvoll wendet fich bie 2 Regferung mit dieſem 
Entwurf an die bochverehrlide ıte Kammer, worin bie 


\ n | 
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Frohndberechtigten repraͤſentirt ſind; vertrauensvoll er⸗ 
wartet ſie von Ihrem ſtaatsbuͤrgerlichen Sinn, daß Sie die 
milde Behandlung der Dienſtpflichtigen in den Abloͤſungs⸗ 
normen nicht ungern ſehen und leicht ein kleines Opfer 
bringen werden, deſſen ſchoͤner Lohn die Vernichtung der 
auf einem großen Theil des Badenſchen Volls ſchwer laſten⸗ 
den, aud dem Dunkel der Vorzeit herſtammenden Dienſt⸗ 
barkeit iſt. 

Badens Edle werben nicht ferner Sich Sklaven⸗Ar⸗ 
beit von Ihren Mitbuͤrgern leſſten laſſen, ſie werden groß⸗ 
muͤthig die Hand bieten zu dem ‚Bertrage, wodurch dieß 
stiebrige Verhältnig für immer gehoben wird: Sie werden 
Sich den unvergängliden Ruhm erwerben, die Bande der 
Frohndpflicht mit unelgennüziger Hand geidet zu haben. 

Die Aufhebung der Staatöfrohnden würde man, nad 
dem Wunſche der Staͤnde⸗Verſammlung gleichzeitig aufs 
ſprechen, wenn nicht die Beforgniß vorläge ,. die Steuer» 
Umlage dadurch auf eine. Höhe zu bringen, die bey dem in- 
manchen Randestheilen herrſchenden Geldmangel ben Eins 
zug im hoͤchſten Grade drüdend, ja vielleicht in Gebirgs⸗ 
Gegenden unmoͤglich machen wuͤrde, wo wenig Staats⸗ 
frohnden aus oͤrtlichem Grund. vorkommen, wo folglich 
nur ein geringer Theil der Frohnd von den Steuerpflichti⸗ 
gen.in natura abverdient, und der größere in Geld gelei⸗ 
ſtet werden müßte. 

Die Regierung iſt für ſich nicht abgeneigt, auch die⸗ 
ſen Wunſch Ihrer getreuen Staͤnde zu erfuͤllen, wann Ihr 
die Ueberzeugung wird, daß die ſurrogirenden Geldumlagen 
neben den uͤbrigen unvermeidlichen Geldleiſtungen bewerk⸗ 
ſtelligt werden koͤnnen, und daß vicht zu befuͤrchten ſtehe, 
einen ſchaͤdlichen Geldabfluß aus den ohnehin geldärmern 
Gebirgsländern in die reihern Ebenen, wo bie meiſten 
Staatsfrohnden vorfommen , herbenzuführen. 
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Auch darf micht überfehen werben, daß die Erhebung, 
aeſiwerte Verwendung und Verrechnung einer fo. bedeuten⸗ 
den Bumme, als das Geld⸗Surrogat fuͤr die Staats⸗ 
Krobnden bildet, nicht ohne neuen Adminiftrationd-Auf, 
Wand gefchehen fönne. 

Vernehmen Sie den Inhalt des Gefer@ntwurfe und 
die nachfolgende Erlauterung. 


CGorleſung des Geßez⸗ Entwurfs) 


ad $. 1. 

Die Abloͤsbarkeit der Gerrenfrohaben ſpricht (den 
das 6te Konktitutiong « Edift über die Örundverfaflung der 
verſchiedenen Stände, Reggsblatt yon ‚80h. Neo, 18 une 
‚ag auf, 


ad ri 2 

Denn hitr auch nicht alle Arten von Herrenfrohnden 
benannt find, welches bey ihrer Dannigfaltigfeit kaum ges 
fheben koͤnnte, fo find es doch bie meiſten und durchaus 
ſolche, die allgemein als Herrenfrohnden anerfannt werden, 
Die Hier nicht genannten werden immer verwandte Merk 


mafe darbieten, um über ihre Unterordnung feinen Zwei⸗ 


fel zu geftatten, 

ad 6. 3. 

Die Abtheilung in walzende und perſoͤnliche Frohn⸗ 

ben iſt praftifh-und in ben Geſezen aufgenommen. j 
Reggsblatt yon 1808, Nro. ı9 und ı7. 


ad 6. 5. 


Auch dad Landrecht ſpricht dieſe Abloͤsbarkeit, Saz 


110 g..e, aus; die gezwungene Abloͤſung im Fall der Zer⸗ 
ftüdelung des bie Sropndpfligt ‚tragenden Outes fordert, 


. — — — ne 
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die billige Ruͤckſicht fuͤr den Frohndberechtigten, dem in 
dieſem Fall die Ausuͤbung ſeines wrohndrechts zu ſehr er⸗ 
ſchwert werden tannte. | | 

ad g§. 5. u. 6. 

Die Unterfcheidung,, bie bier zwiſchen der Pflicht; 
eine beſtimmte Arbeit zu verrichten, oder eine beſtimmte 
Anzahl von Tagen zu arbeiten, gemacht wird, gruͤndet 
ſich darauf, daß nur im erſten Fall der Frohndberechtigte 
auf ein ſicheres Maas der Leiſtung zaͤhlen kann, im lez⸗ 


tern aber nicht, daher müflen ihm jene Frohnden mehr. 
werth ſeyn, ald dieſe. 


Bey den Spanndienften kann man fid einer angen 
meffenen Leiftung mehr verfichern, als bey den Handdien⸗ 


fien, wo oft von der Ark der Leiſtung ihr ganzer. Verb - 


oder Unwerth abhängt. 


Die bed den walzenden Frohnden Beftiannte Kapl⸗ 
taliſtrung mit dem 2ofachen des reduzirten Anſchlags 
ſtuͤzt fh auf die Erwaͤgung, daß dieſe Art Frohnden ſich 
groͤßtentheils auf Verträge gründen und gewiſſermaßen 
bypothezirt find, wogegen 

ad 9 7. 

bey den’ perfönfichen Zrohnden nur iSfache Vermed⸗ 
rung des Anſchlags eintritt, weil dieſe ruͤckſichtlich ihrer 
Entſtebung und Ausdehnung minder ſen begruͤndet ſeyn 
dürften, 
" -ad % 
Diefer Rüdfiht iſt man bie Mittelloſigkeit fo vieler 
Frohndpflichtigen, befowderd in Orten wo bie Frohnden 
zahlreich, Die Abloͤſungsſumme folglich bedeutend iſt, 
ſchuldig. | 


€ 
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Wenn 'eine theilweife 5 von Perſonalfrohn⸗ 
den in einem Orte geſtattet wuͤrde, ſo koͤnnte dem Frohnd⸗ 
herrn das Ueberbleibſel ſeines Rechtes ohne Nuzen ſeyn, 
daher die Beſtimmung, daß dieſe Frohnden ins geſammt 
abgelöst werben muͤſſen. 


ad $. ı2. 


Da die ſubjektive Begruͤndung der Perſonal⸗Frohnd⸗ 
vficht die Ortsſaͤßigkeit iſt, die auch den Weller eines 
für ſich frohndpflichtigen Guts und feine Nachkommen 
umfaßt, fo ift Klar, daß er auch bey. diefem koslauf bey⸗ 
arwien dat. 


ad 6 13. 


| Eine zeitliche und zufällige Befrepung Tann eine 
tuaͤndige Verpflichtung nicht loͤſen, daher eige vorüberge: 
bende Frohndfreyheit von dem Beptrag zum Loskauf nie 


heist. , 
‚ad 5. 14» 


— 


mung: ob abgelöst, und wie die erforderliche Summe 
aufgebracht werden folle, freye Hand laſſen zu muͤſſen, 
da bie Berbäftniffe fehr verfhieden find, und manche Ge» 
meinde ng gewiß eher zur Ablöfung verftehen wird, wenn 


die Veiſe, wie die Summe äufgebracht werden fol, vom. 
ihr abhängt , als wenn ihr durch dad Geſez ein Reparti⸗ 


tionefuß aufgebrungen wid, 
Pr 16. I 


Dieſe Vorſchriften haben ihren Grund in der Natur 
der Sache, in der ſchon angeführten Verordnung vor! 


Dan bat geglauft den Gemeinden bey ber Beſtim⸗ 


| 
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1808. $. 7. ., und. find. gi Erreichung des Zwecks noth⸗ 
wenni· DE 3. 
EEE Be > u BF Su 


Das Herfommen iſt eine ——9 die bey Be⸗ 
ſtimmung der Frohndart oft allein. zur Entfcheibung- führt, 
fie darf deher nicht verſchloſſen werden. 


Ueber das Maas oder die Ausdehnung der. Gropa 
Tann befonders da, wo ungemefiene Gropridpflicht beſteht, 
nur ber Beſizſtaud entſcheiden. 


| ‚ad 5. 29. . 
- Die Verwandlung der ungemeffenen in gemefene 
Frohnden iſt der erſte Schritt zu ihrer Abloͤſung, ſie haͤtte 
nach dem angefuͤhrten Geſez ſchon im Jahr 1813. voll⸗ 
bracht ſeyn ſollen, und muß nun unaufhaltlich eintreten. 


Pay 


. ad 6. 20 | 
Bo ſchon Frohndgeld flatt den Naturalbienften ber 
zahlt wird, ift der erfte Alt des Abldfungsgefchäftes voll⸗ 
bracht, und es tritt‘ nur. noch ber. zweyte, die Kapitaliſi⸗ 
sung des Werthes einn. A. 


‚ad $.: 21 


Wenn das Recht zu fordern aufhoͤrt, fo giebt es 
auch feine Pflicht‘ zu leiſten mehr, Sind: daher fräger: 
Staatöfrohnden in Frohndgeld verwandelt worden, fo 
muß dieſes von felbft aufpören, . da die allgemeine, Ver⸗ 
pflihtung zur Naturalleiftung eingetreten if, Der zweyte 
Saz dieſes $. bezieht ſich auf den Kal, imo eine, Ger 
meinde ,. die Frobhndgeld hezahlt, son. ben Sitagtölsgbuhen, 
wirklich beſreyt war; bier tritt bie Zermurhung, für: fie, 


u Protelohe der Erfien Raummer. 


ein, daß auch die Staatsfrobaden in eine Gelbabgabe 
yerwanbelt worden fegen , weil nad der Regel von bieö 
fen Riemand befreyt wurde, als durch Traudection. 


il ad |. 22 F 
Diefe Beftinmmumg fließt aus ber Obtiegenbeit bee 
Frohndherrn, den Umfang feiner Rechte nachzuweiſen. 
ad 6. 23. ” 


Das jaͤhrliche Akzählen tes Viehes zum Behuf bes 
Bavon zu hesiehenden Zrohndgeldes ift gehäfig, verurſacht 
Koſten und Arbeit, die gezenwaruse Beſtimmung gewährt | 
Abbuͤlfe. 


Beylag e Ziffer g. 





Vortrag über den Entwurf einer Verordnung zur Auf⸗ 
hebung der perſoͤnlichen Leibeigenſchaftsgefaͤlle. 


Durch hoͤchſtes Reſeript vom 17. Juny v. J. wur⸗ 
den die von der fruͤher ſchon abgeſchafften Leibeigenſchaft 
herruͤhrende, noch beſtehende, perſoͤnlichen Abgaben in hen 
Eigenthumslanden unentgeldlih aufgehoben. 


Die zwente Kammer der Staͤnde verſammlung, wel⸗ 
cher dieſes Refcript mit "dem bengefügten Gefez in ihrer 
Sizung vom 3. July wmitgetheift wurde, drüdie ihren 
Dank für diefe wohlmollenne Verfuͤgung in einer ehrer⸗ 
bletigften Hpdreffe aus. 


Zweyte Sizung vom a7. Jung | A 


Die festen Spuren der lange ſchen eis. unpaflend 
beſeitigten Leibeigenſchaft wurden in den unmittelharen 
Landen gaͤnzlich pertilgt. ‚Die einer Zahl Staatsbuͤeger 
mit der Geburt aufgepraͤgte, heſondere Abgabspflichtigkeit, 
die noch den Todten den. lezten ‚Tribut abforderte, ;und 
bie Schranten einer eben: ſo droͤckenden als niederſchlagen⸗ 
den Ungleichheit verſchwanden in, jenen Landestheilen, we 
der wohlwollende Sinn unfers hochgefenerten Regenten 
durch fein fremdes Recht in feiner Birkfanteit ‚gehemmt 
wurde 


Durch dieſe ohne all Wblöfungesefhmerde gefehene 
Wufhebung der. in die: Staaiskaſſe gefloffenen Leibgefälle 
entgiengen ihr Einnahmen, die durch die allgemeinen 
Steuern gebedt werden mußten, welche die noch mit Leib» 
eigenfchaftögefällen belafteten Abrigen Unterthanen wie bie 
hievon Befrepten zu tragen hatten. 


Hieraus ergiebt ſich die auch in der zweyten Kam 
mer in ber Sizung vom 3. July v. I. zur Sprache ‚ger 
kommene rechtliche Nothwendigfeit auch die übrigen‘ noch 
mit Leibgefaͤllen belaſtete unterthauen auf Koſten ver Or 
fammtheit freyzumachen. 


Wer koͤnnte wohl verlangen, daß diefe Mae » von 
Staatsbuͤrgern die Abnapıne der gleityen Laſten bep den 
unmittelbaren Untertpanen mitbejahlen, die eigehe- Be⸗ 
freyung aber ſelbſt erfaufen, 0 oder bieſe kaſten ſernit tea 
gen folte? 


Offenbar würden bep einer folchen doppelten Bela, 
fung die Zahlungskraͤfte zum Nachtheil des Staates. bis 
zur gänzliden Erſchoͤpfung angeftzengt und die darunter 
Leidenden widerrechtlich gebrüdt. merben, - yo. 
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VWenn durch dieſe Befretyung und Wie: dadurch ver⸗ 
mehrten Steuern kein gleiches Gewinn⸗ und Belaſtuugsver⸗ 
haltnis für alle Staatsangehoͤrige ſich herſtellt, fo: duͤrfte 
doch nicht für. unſtatthaft erkannt werben, die eine Heine 
Zabl der Staatsbuͤrger erbrüntende Laſt auf die Geſammt⸗ 
heit zu uͤbernehmen, und dem Rechto⸗ and Soclerato⸗ 
Princip dies kleine Opfer zu bringen. . 


Es vermehrt die Kraft des Staats, wenn der. ‚Has 
terſchied zwiſchen mittel⸗ und unmittelbaren, zwiſchen leib⸗ 


eigene und leibfreyen Unterthanen immer mehr verſchwin⸗ 
det. Allen fol das Sakerlanb daB gleiche Wohlwollen zu⸗ 
wenden, fo wie das Gut und Blut aller zu deſſen Er⸗ 


dhaltung in Anſpruch genommen wird, wenn Gefahr droyt⸗ 


Sollte man aber die Einwendung zu bekaͤmpfen ha 


ben, daß dieſe Gefälle ohne Erſaz an die. Bezugsberech⸗ 


tigte aufgehoben werben fönnten ? 


Achtung für Rechtsverhaͤltniſſe, die in den landſt aͤn⸗ 
diſchen Rechtsſaͤlen nicht vergebens geſucht werden darf, 
geftattet dieſer Borftellung feinen Eingang, wenn auch 


nit der $. 11. unferer Konftitution. diefen Erfaz aus ⸗ 


druͤclich bedingte. 


Mas Edelmuth und Menſchenfreundlichteit al frepr 
williges Opfer gewäßren kann und aus der Mitte diefer 


bochverehrlichen Kammer ſchon gewäbrt bat, fan nicht 


obne Rechtsverlezung von allen als Schuldigkeit gefordert 
werden, 


ceigie die Borlefun.) . 2... | 


Mun findet bey den einzelnen Beftimmungen‘ bieſes 
Geſezetentwurfs ſolgenbes zu bemerlen; v0 


..& 


. Bieapte Sizung vom 27,:3ung: | ee | | 


ad ·. 1. ‚Man: ;wermißt · virlleicht hiet -eime Mufzähe , 
lung aller. abzuſcha ffenden Leibeigenſchaftogefaͤlle; bey ihrer 
Mannigfaltigkeit duͤrfte die richtige. Nomenklatur die Galge 
der Pi Liqunidation und: daher jen ai umge 
I ſeyn. EEE u GR Een ti 2 | 


ah Pr 'Yug’von — der sähe äh , 
fo alle yerfönfichen eibeigenghäfleäbgaben aufhören, und 
nad einem Maueſtah aus dem Staakdnerindgen erfegt 
werben, ohne Unterſgied, em die Eiiſchabtzung ‚üebüprt, 


: Die Prüfung. der. elntommenden ‚zojährigen Ertrags⸗ 
—* iſt Sache bes Adminiſtration, und die heraus⸗ 
fallende —— bloßes KaffulationtsRefal: 
tat, da es mis. um:ben: Loskauf des Gefaͤllrechts durch 
Kapitalificung bes Ertrags, ſondern aux um deſſen jaͤhr⸗ 
Line Erſezung aus Staafsmitteln fh. handelt, eb barfte 
daher. an diefer allgemeinen. Brüinmung über vie ante 
Maungflrikung senigen 
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Die unerwartete Berlegung nfrer erten Stine 
verſammlung gerade in die Zeit, in welcher unfre Wider 
mie feine Ferien hatte, zwang mi ſchon auf dem’ vorl⸗ 
gm Landtage, die Guͤte einer hochpreißlichen erſten Kam⸗ 
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‚mer durch wiederholte 3 | ı Snfprud | 


gu uchmen , deren woh e Bewährung id ſtets mit 


dem wärmfien Dank erfı n rbe. Reider bin ich jeht | 


wieder in derfelben Lage! p ber völligen Ungewiäßeit 
über die Zeit der Eröffnung ſres jest bevorſtehenben 
Landtags mußte ih natuͤrlich ne Borlefungen wie ges 


wöhnlih anzeigen. Längft dem ich dieſelben begon⸗ 


nen hatte, erfolgte die Ber ı , der Deputirten auf eine 
Zeit, in welcher wir geſezlich, und nachdem jängk aug 
unfre Sommer⸗Ferien gänzlich « ıfgehaben find, im Gem 
gen mnunterbroden unfre Berlefangen halten muͤſſen. 
Die biefige Akademie it gewiß dur Rechtslehrer wicht 


übermäßig befegt, und ich koͤnnte feinem der hieſtgen er | 


zer, welche durch ihren eignen Beruf ſchon hinlaͤnßlich ˖ bes 
ſchaftigt find, meine :Borlefangen übertragen. DIE. in 
Diefem Augenblid für meine ſaͤmmtlichen Vorleſungen ganj 
amentbehrliche Bearbeitang des neuen Gaius bat mꝛeine 
akademiſchen Laſten noch ſehr vermehrt. Da es nun aber 
gewiß hoͤchſt nachtheilig ift, eine beträchtliche Zahl junger 
Männer‘ durch Aufgebung wichtiger Borlefungen im res 
gelmäßigen Gange ihrer afademifchen Arbeiten gu ftären, 
und da unfre Afademie, mehreren neudotirten oder neus 
geftifteten durv ihre Regierungen hoch begünftigten Aka⸗ 
demien gegenüber, in jeder Hinficht dabey intereflirt iſt, 
Daß fie der Vorwurf umvollſtaͤndiger Lehrvortraͤge nicht 
entfernt treffe; endlih auch die Thätigfeit der Kammern 
dieſmal allem Anſchein nad vorzuͤglich nur auf finanzieHe 
Gegenſtaͤnde gehen wird, wovon ich; beſonders ald Aus⸗ 
laͤnder in Beziehung auf das Badiſche wenig Kenntniß 
habe, und. wobey überhaupt bie Mitwirkung der erſten 
Kammer von geringer Bedeutung. Mr ſo erlaube wi⸗ 
duerit die dringendt Bier. M 


. BEE in —* 


weyte Eizung vein-27. Jung, ‘au 
Daß eine hochpreißliche erſte Kammer, da konſti⸗ 
” . tutionsgmäßig die Gegenwart aller Mitglieder ders 
felden nie erforderlich, alſo damit gewiß auch eine 
billige Difpenfatzon als zuläflig anerfannt ift, fi 
geneigt finden lafje, mich. im Ganzen von der 
Theilnabme an den Sizungen des jezigen Land⸗ 
tags zu difpenfiren, und hoͤchſtens nur dann meine 
Gegenwart zu verlangen, wenn entweder wichtige 
rechtliche Gegenftände die Theilnahnie aller rechts» 
erfahrenen Mitglieder -befonders wünfchenswerth 
machen, oder wenn die Sizungen bis uͤber die 
Mitte des Septembers hinaus. dauren ſollten, 
weil ich dann durch unſre alademiſchen Ferien auf 
6-7 Boden ziemliche Greppeit belomme. 


Ehrerbietigſt beharrend J 
| Einer hochpreißlichen Runner 

ganz gehorfamfter 
gi, T. T. A pibaut. | 


eidelberg, den 22. Jump - 
ı820, 


Vrotokolla der 1. Kammer. $ 


so Piotokolle der Exften Aommer. 


Dritte Sizung 


Karlsruhe den 1. July 1820. 





" Bepenmärtig: 


Se. Hoheit ber Präfivent und alle in ben bedden erſten 
Sizungen erſchienenen Mitglieder, mit Ausnahme: 


Sr. Hoheit des Herrn Martgrafen Leopoid, des 
Herrn Staatsminiſters sreyherrn v. Berkheim, des 
Hexrrn Generals der Kavallerie Freyherrn v. Geuſa “, 
und des nn un 
Herrn Generallieutenantd v. Schar fer rn 

| Weiter aniefend: . 

Herr Staetsrath Freyherr v. Tärtpeim, , 





Die Protololle der erften und zweyten Sizung wur⸗ 
- den vorgeleſen und mit einer einzigen ſogleich vorgenom⸗ 
menen Wortaͤnderung genehmigt. 





Dritte Stzung Honrrr Iuly Er 


Das Sekretariat zeigte an, daß bie Verpflichtung des 
zur Aushuͤlfe bey der Protokpll⸗ Aufnahme angeſtellten 
Viniſterlal⸗ Setretairs Hugo geſchehen ſey.. 


Der Herr Staatsratb Frhr. v. Tuͤrkheim ertlaͤtte 
auf die Einladung Gr. Hoheit, bes Präfipenten in Bezug 
"Auf feine künftige Theilnahme an den Arbeiten der Kam⸗ 

‚ ner: er werde es ſich zwar jur Pflicht maden, fo oft 
als möglih in der Kammer. zu‘ erfcheihen, da Aber oft 
feine Anweſenheit -in_der zweyten Kammer noͤthig ſey ſo 
muͤſſe er bitten ihn fuͤr ſolwe Faͤlle zu diſpenſiren, und 


ihn feiner Stelle in ber Petition » und andern Kommiſ⸗ 
‚ flonen zu entheben. 


. Sr. Hebeit der Präfvent Beate hierauf, daß 


—8 ſey; welche Vebi am Schluſſe der Sizung vor⸗ 
genommen ward, wonach, da dabey zwey Mitglieder, 
Yan der Beir Bisthumspermwefer Frhr. v. Bei few 
berg und der Herr Oberhofmarſchall Frhr. v. Bapling 
Die, gleihe Mebrzapl:.der Stimmen erhielten, beyde vor 


der. Kammer erfucht. wurden, in der r Rommuffion Siz zu 
nehmen. 2. .-.. - gr 


Se. Hoheit ber Präfident legten hierauf bad unter 
8 e y l a g e Ziffer 14. Küngedtuskt) | 


anliegende Verzeichniß uͤber die vom vorigen Jahr noch 
uͤbrigen Deliberations⸗ Gegenſtaͤnde vor, und luden die - 


Kainmer zur Salußfaſſung aͤber deren ſeriſciung Bde 
- "Befeitigung ein, | 


- 


‚Aber die ſtandes⸗ und grundherrlichen Verbältniffe betraf 


32 Protofole der Erſten Kammer. 
Die Gegenftände find folgende : 


A, Ein Vorſchlag Sr, Durchlaucht des Herrn Fuüͤrl 
ſten Georg zu kLawenſtein / Wertheim, wegen Abſchaff ins 
des Lotto's. 


B. Ein Vorſchlag Ebendeſſelben, den Luxus betref⸗ 
fend. 





C. Eine Eingabe des Obervogts bemmemenn, die 
Verbeſſerung der Pferdezucht betreffend. 


Dieſe drey Gegentände gehen nad 
Befchluß.- 


an. die Petitions-Kommiſſion zurüd, damit ff ber 
Kammer Vortrag darüber erftatte. | 


D. Antrag der zwenten Kammer, das neuefte Edict 
fend. 


| Der Siaatsminifter Fehr. v. Fiſeber bemerkte 
dieſe Angelegenbeit ſey am Bundestag anhängig: und es 


wäre daher der Beſchluß deſſelben abzuwarten. u 


Se. Durdlaudt der Herr Fürft zu Fuͤrſ tenberg 
wünfchen, daß die Regierung gebeten werden möchte, bie 
endliche Beſtimmung diefer fo bochmichtigen Sande mit‘ 
möglichfter Beſchleunigung einzuleiten. 


Die Frhrn. v. Baden und v. Weffenberg glaube 


ten, daß man fich bey der Erflärung des Herrn Staatbr 


minifterd Frhrn. v. Fiſcher beruhigen koͤnne. 


Der Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim erflärt: daß 
er — abgeſehen von ben befondern Gründen für, bie 


rel 
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Betheiligten — aud dem Standpunft des Staatsdie⸗ 
werd wegen des Einfluffes der bisherigen Unentfchiedens 
beit auf. die Abminiftration, allerdings auch wünfche, daß 
dieſer Zuſtand von Unentſchiedenheit nicht lange mehr 
dauern moͤchte, womit Sich auch Se. Durchlaucht der 
Herr Fuͤrſt von kowenſtein + Wertheim einverftanden ers 
klaͤrten. 


v. Rotteek: Sn der Schlußpfte der jüngften. Bir 
wer Konferenzen hat biefer Gegenſtand zwar eine neuer, 
liche Feſtſezung erhalten, aber eine fo‘ allgemeine und 
fummarifche „. daß nach derſelben nicht minder: ald nad 
dem 14. Art. 'der Bundesalte eine nähere Beſtimmung 
der hierher gehörigen Verhaͤltniſſe für die einzelnen deut, 
fen Staaten nothiwendig ift. Diefe nähere Beftimmung 
kann aber in Baden blos auf dem „Tonftitutionels 
len Weg ber Geſezgebung“ geſchehen, und ich trage 
daher darauf an, daß dem Wunſch nach Erledigung die⸗ 
ſer Sache folder weſentliche Beyſai ausdruͤdiich angefuͤgt 
werde. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: es wird genuͤgen, 
wenn ber Wunſch nach baldiger Erledigung ins Protokoll 
aufgenommen wird, ohne Angabe des Wie oder des Wer 
ges, worauf derſelbe zu geſchehen habe. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrftenberg 
Semertten , daß die baldige Regullrung diefer Angelegens 
heit um fo dringender ſey, da die Unbeſtimmtheit derſel⸗ 
ben, und der damit verbundene ſchwankende Zuſtand ber 
Beamten eine Verwirrung und Schwäche ‚in die Verrich⸗ 
tungen der abminiftrativen, polizeylichen und gerichtlichen 
Bewalten bringe, daher eine. allgemeine Unfigerpeit vs 
Eigenthums uͤberhand nehme. 


I | Protokolle der -Erften Kanımer. 


. Der--Staatdrath Frhr. v. Baden beträftigte 
Bemerkung. - “ 

Frhr. v. Tuͤrkheim: 36 glaube nicht, daß es un 
ber Polizey willen nöthig fey, "diefe Motion wieder auf 
zunehmen. Andere und tiefer liegende Gründe; :al&: 6 
- Nicbterledigung des ſtandesherrlichen Edictd, möchten jemd | 
Uebel verurſacht haben, wie ſchon aus ber weiten Aus⸗ 
preitung deſſelben hervorgehe. 


Staatsratb Baumgaͤrtner: der Bundestag habe 
feine Sizungen, erft wieder angefangen, die Verzögerung 
Diefer Angelegenheit fen daher nur zufällig,. doch koͤnnt 
auh der Wunſch der Beſchleunigung nit fchaden. 


Auf die wiederholte Frage Sr. Hoheit des Präffnens 
fen vereinigten fi außer des Herrn Fuͤrſten v. Bär. 
ftenberg Durchlaucht alle Stimmen dahin , daß .eine 
Niederlegung des. Wunſches ins Protofoll genüge, on Bir 
Regierung aber Teine beſondere Bitte zu ergſen 1@. 


Se. Hobeit der Präfident erffärten babap: 
man fünne wohl mit. vollem Zutrauen diefe Sache Sr. 
Könige. Hoheit dem Großherzog überlaßen, da Seine On, 
rechtigkeit und Weisheit die Bürgfhaft einer, gerechten, 
und moͤglichſt baldigen Schlichtung diefer Ver haͤltniſſe 

aͤben. 
8 Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſtv. Fürftenberg 
erwioderten, daß Sie durch Ihren Wunſch, eine befems. 
dere Bitte an die Regierung deßfalls zu‘ erlaflen, durch⸗ 
aus kein Mißtrauen in Se. Koͤnigl. voheit erllaͤrt zu 
haben alanbten. 


, Der Hofratb v. Rotteet ſezte ſeiner Beyſimmung 
abermals die Klauſel bey: „auf dem konſtitutionellen Weg, 
der Geſezgebung.“ ꝰ | 
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Staatsrath Frhr. v. Türfheim: die Kammer möge 
alfo gegen ihre allfeitige Anficht einem einzigen ihrer Mit⸗ 
glieder das Boment einräumen, bey dem ‚nur über die 
Befchleunigung der. Sache verlaugten Votum auch 
in Anſichten über die merita causas einzugehen, opne je⸗ 
doch dieſem Bepfpiel nachiufolgen. 


v. Rotteck: Ich glaube das Recht, meine Zufims 
mung zu limitiren, fo wie ich gethan habe, tomfme mir 
zu aud ohne befondere Einraͤumung. \ 


Frhr. v. Türfhpeim: Allerdings, und fo auch mir 
das Recht der eben gemachten Vemerkung . 


E. Motion des Frbrn. v. Zaltabardi, wegen 
Modifikation der 66. 60, und 73. der Konftitution, 


Der Staatsratb Frhr. v. Türkheim erklärte: . 
Er werde zwar in dieſer. Kommiſſion, fo weit es ſeine 
Geſchaͤfte erlauben, erſcheinen, doch ſey es gut, wenn 
derſelben noch ein anderes Mitglied beygegeden werde. 


Bey der biernach vorgenommenen Wahl wurde der 
Herr Praͤlat Heb ef durch Stimmenmehrdeit zum Bits 
glied beſtimmt. 


F. Motion des Erhrn. v. Semmingen, Stein 
099, Wegen Steuerprägravitung der Gebirge, 
bewohnen. z 


ne 


‚Befehluß: 


Seyen die. hierüber begonnenen Arbeiten. gur Bollen- 
dung zu bringen. | e. 


ö Bu Berfölag des Staatörithe Baumgärtner, 
- wegen Frrtarung von Huͤlfskaſſen. 


ie ; IE . 
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56 Protofelle ber Erften Kammer. 


„Schr. v. Zyllnhardt: diefer Vorſchlag ſey in ber 
zweyien Kammer verworfen worden. 


Staatsrath Baumgärtner bemerkte: ber in der 
swenten Kammer vorgefommene Antrag fep von dem’ bier 
vorliegenden: Begenftand fehr verfchieden. Jenes fey eine 
Motion eines Deputirten , diefed aber ein Theil bed vor 
"Im — dem Sprechenden — der Kammer vorgelegten 
Regierungs⸗ ⸗Antrags, deſſen Tendenz und Inbalt. von 
jenen des Motion ‚gar, fehr abweiche, 


‚ Sehr. v Tuͤrkhei m: dieſer Gegenſtand werde wie⸗ 
ve zur Sprade kommen, wenn bie fämmtliden der zwey⸗ 
ten Kammer übergebenen Anträge des Herrn Staatsrathe 
Baumgärtner : von ba wieder iur erften Kammer zuruͤck, 
gelangen. | 


.. Es wurde hierauf 
M befehloffen: 


mit. ‚ber. weitern Berathung bis dahin ugs 
warten. 


u 
»« 


⸗ 


an Se. Durchlaucht der Herr Gürft », Bärftenbe N 
fragten, was wohl die Urſache von der Abwefenpeit des 
ſrepberrn v. Gemmingen-Praͤſtened ſey 


Die Erbrn. v. Zllnbardt und v. zürtheim 
gaben aus den ihnen zugefommenen Mittheilungen die 
Auskunft dahin, daß eine um der Gefundheit willen vor⸗ 
genommene Babreife die Urfache ber Abweſenheit rn 


Es wurde hierauf en 
beſebhloſſen: 


das wenn von dem Frhru. v. SemmingenPrär 
ſteneck Binnen 8 Tagen eine Erklaͤrung nicht 


Diine Stzung vom a. u — 


:  einfaufe ,- er. von Sr. Hoheit dem Präfidenten 
zum Erſcheinen aufzufordern ſey. 


Oierauf erbat ſich der Hofrath’ v. Mötteck dab 
Wort und trug vor: Ge. Königl. Hoheit haben auf die 
Bitte der zweyten Kammer die eine der zwey Kleinen Tri⸗ 
buͤnen in ihrem Stzungsſaale dem Publikum zu öffnen 
geruht, und für die andere Tribüne, wohin nur der Hof 
Die Einlaßkarten erteilt, find auch den Mitgliedern der 
“ erften Kammer folde Karten 'gegeben worden. In Bezug 
auf unfern Saal hat no keines von beyden Statt ges 
funden. Nur. gegen Billetd iſt der Eintritt erlaubt ; und 
die Mitglieder der zipepten Kammer find, wie mir ‚einige 
derfelben bemerkten, noch nicht mit Karten verfehen, 
Freylich hätte kaum bie Hälfte dieſer zweyten Kammer 
auf dem in unſerm Saale den Zuhörern gewibmeten Plaze 
Raum, Indeſſen möge das Prinzip der Public 
tät, das Palladium jeder freyen Verfaſſung, und für 
bie Sizungen der ’erften nicht minder ld für jene der 
swenten Rammer;toftbar, '. wenigftend nur.burch p.hy fir 
feh.€ Hinderniſſe. des beſchraͤnkten Raums, nicht: aber 
durch poſitive Abhaltung verkümmert werben. Ith erage 
darauf an, daß irgend ein Plaz — fo tlein er ſey m 
dem Publitum ohne Unterſchied und fuͤr die zuerſt Kom⸗ 
senden" öffen gelaffen, und daß den Mitgliedern der t a4wen 
ii Kommel Ejnlaptarten möchten chihelit werden, | 


——— 


ine 


"Der Herr Oberhoͤfmarſchall Frhr. v. Gadling ei 
wleberte, daß den’ Mitgliedern der zwegten Kammer bie‘ 


Karten bereits zugeloimmen ſeyen. 
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v. Rotteck: demnach eeſirt der ‚erfte heit mei⸗ 
ües Antrag, und ‚bleibt nur der zweyte noch übrig 


⸗ 
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EStaatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: 'pie unbedingte 
Oeffnung der untern Tribüne in der zweyten Kammer iſt 
nicht foͤrmlich ausgeſprochen, und noch nicht entfchieden, | 
auf welche Art man dem Publikum den Eintritt geftatten 


wolle, u > 


Der Herr Bistbumsverweſer Sehr. v. mer f ens | 
berg glaubte, man muͤſſe es Br. Hoheit dem Präfidens | 
tes anheim ftellen, die Sorge für die Puhlicität mit je⸗ 


ver für. die Erhaltung. der gehörigen Drbnung in der 


Aamımer zu ‚vereinigen, welchem Antrag die übrigen Mit⸗ 
gieder theils ausdruͤcklich, theils ſtillſhweigend beytraten. 


Der Staatsräth Frhr. v. Tuͤrkheim erflärte hier 
auf nachtraͤglich zu den fruͤhern Beſchluͤſen uͤber die vom 
vorigen Jahr ruͤcſtaͤndigen Sefhäfte: er halte für zweck⸗ 
mäßig, daß die wichtigern landesberrlichen Geſezes ent⸗ 
waͤrſe vor allen ahbern Dingen’ in Berathung genomimeh, 
und dur. Erfedigung gebracht werden moͤchten. | 


u7 


ı Der Frohr. v. Baden tritt bieſer Meynung bey ung 
—8 ‚daß, fo lauge dieſe landesherrlichen Geſezesvor⸗ 
ſichbaͤgedie Kammer beſchaſtigen, audere eGegenſtande auss 
aufenen feyn. möchten. 


‚mar Der Hofrath v. wotieer äußerte ben Wunſch, daß 


allerdings gerechte Gorderung, die, landes herrlichen 
Antraͤge zuerſt und vorzugsweiſe in Berathung zu zieben,! 


nit dahin. möchte ausgelegt oder ausgebehnt werden, ie 
vom ‚vorigen Jahr noch ruͤckſtaͤndigen oder auch jezt etwa 
neu einfommenden andern Gegenftände zu befeitigen oder 
von der Hand zu weiſen. 


Der Staatsratb Frhr. v. Tuͤrkheim bemerkte, daß 
nicht nur der Unterſchied zwiſchen wichtigern und minder 


N 
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wichtigen, ſondern auch zwiſchen dringenden und weniger 
dringenden Gegenſtaͤnden zu beruͤckſichtigen ſey. 


Hofrath v. Rotteck erwiederte hierauf, daß wohl 
am beſten Sr. Hoheit dem Herrn Praͤſidenten zu überlafs 
fen fey, von den einfommenden Gegenftänden diejenigen, 
welche ihm jedesmal die ‚geeignetften erſcheinen, auf bie 
Tagesordnung. zu fegen, mit welcher Anſicht fich Die uͤbri⸗ 
gen Mitglieder vereinigten. 
Freyherr v. Zyllnhardt. 

v. Rotteck.“ 


“ Protololle der Erſten Kammer. 


m. =. 


„WVierte Sizung Bu 
Karlörupe den 4. Suly’ıbao. 
. gend 





Gegenwärtig: 


Ge. Hoheit der Präfident und alle biöher erſchlenenen 
Mitglieder, mit Ausnahme: 


Sr, Durchlaucht ded Herrn Fuͤrſten v. Loͤwenſtein⸗ 
Wertheim, des 


Herrn Generals Freyherrn v. Geuſaun, bed 
Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer, und des 
Herrn Staatsraths Freyherrn v. 391 Inharbdt. 


Weiter anmwefend: 


Der Regierungs⸗Kommiſſaͤr, Herr geb. Kriegdrath Reich. 





Das Protofoll der dritten Sigung wurde vorgeles 
fen und nad einigen fogleih vorgenommen Abänderungen 
genehmigt. 


Vierte Blmg:voia 4 Sul: — 6«0 


In Ruͤckſicht der in das: Protelelt:, eingetragenen 
Verhandlungen uͤber das ſtandesherrliche Edict ertlarre 
der Herr Staatsminiſter Sehr, v. Bertheimn als in 
der vorigen Sizung nicht anmefend, ſich nachtraͤglich dahint 
Der Bundestag werde wohl in dieſer Sache keine weitere 
Beſtimmung treffen, indem er dafür anſehe, der Art. 142 
der Bundesalte fen im Badiſchen bereits erfuͤllt. Auffvr⸗ 
derungen zur Erfuͤllung babe er zwar. an einige andere 
Regierungen erlaſſen, die aber in einem ganz andern 5a 
als die Bapifche ſich befinden. N | 


-Staatöminifter Eıhr. v. Fiſcher: ber Bundestag 
"muß doch entfcheiden, : ob der ızte Artikel wirklich erfüllt 
ſey, fobald Zweifel oder Rrflamationen darüber von einer 
Seite erhoben werben. | | | 


Staatsminifter Frhr. v. Bertpeime ı dog ai 
wenn er eigends dazu aufgeforbert wird. en 


Der. Staatsrath Frhr. v. Baden nahm das Wert 
fragend: ob nun nicht, nachdem die Erflärung des Staats⸗ 
minifterd Frhr. v. Bertheim einen andern Standpunft 
als den in der jüngften Sizung gehabten aufitelle, gleich 
wohl jest eine Bitte an Se. Koͤnigl. Hoheit den Großher⸗ 
zog, wie fie Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. Fuͤrſten⸗ 
berg vorgeſchlagen, zu erlaſſen ſey? 


Se. Durdlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſ tenberg: 
bie Aeußerung des Herrn Staatsminiſters Frhrn. v. Berk 
heim ſchuͤzt uns wohl vollfommen gegen den Verdacht 
eined Mißtrauend gegen Ge. Koͤnigl. Hoheit den Broßr 
herzog, wenn wir. aud in Anbetracht der vorliegenden 
Umftände nun wirklich eine Addreſſe an Hoͤchſtdenſelben 
beſchloͤſſen. Ich wiederhole daher meinen in der lezten 
Sizung erffärten Wunſch. he 


BG. Protefolle_der Erſten Kammer. 


Koͤnigl. Hoheit um eine mit den. Bundestag ⸗Veſchluͤfſen 
vereinbarlihe Milderung des gegenwärtig beſtehenden 
Preßzwanges unterthänigft zu bitten, 


Bteylage Ziffer ı8. 


Staatsrath Baumgärtner erklärte: es werde 
oßnehin über diefen Gegenſtand ein Iandesherrliher Ans 
trag naͤchſtens an bie Kammern ergehen, was kaog dis 
Annahme ber Motion nicht hindere. | 


u Rottect. 


N) eye . 


dd 
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Beylage Ziffer 1ß. 


XRX 4 fe “ 


Hochanfehntiche erfte Kammer! 


Es iſt mir der ehrenvolle Auftrag geworden, der 
bochanfehnlichen erfien Kammer dad entworfene Gefez 
Aber Aufhebung der Vermoͤgens⸗Konfiskationen vorzulegen. 


Die Geſchichte der Bermögens » Könfisfatignen, ihre 
Entftehung nicht liefernd, führt und ins- graue Alterthum 
zurüd, und belehrt ung ,. wo fie in Anwendung gebracht 
worden ſind. 


Die klaſſiſchen Voͤlker Griechenlands und Roms lie⸗ 
fern und Beyſpiele genug, wo Vermoͤgens⸗-Konfiskation 
verfuͤgt war; Rom kannte und vollzog, ehe die Konfis⸗ 
fation befannt war, diefe Strafe ald publicatio Bonorum. 


Ein ſolches — aus der Oberherrlichteit abfließendes, 
ihrem Intereſſe zuſagendes Geſez, behielten ſpaͤter die 
Machthaber in den Republiken, wie die gekroͤnten Haͤup⸗ 
ter bey; es ward daher auch in Germaniens Gauen ver⸗ 
pflanzt und in Ausuͤbung gebracht, bald mit, bald oͤhne 
Verbindung der Lebensſtrafe gegen Uebertreter derjenigen 

Geſeze, melde ſolches verfügten. 


Das Landrecht für das Großherzogthum Baden, von 
feinen angeftammten verehrten und gerechten Regenten ger 
Protokolle der a. Kammer, 5 
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66. Protofolle der Erſten Kammer. 


geben, beftimmte die Vermögens: Konfidfation, immer mild 
und ſchonend vollzogen, in folgenden Faͤllen: 


ı) wenn ein Unterthan das Land heimlich verlafs 
fen hat, um irgend einer über ihn verhängten 
Unterfuhung ober befürchteten ‚Strafe zu ent I 
achen ; 


. 3) wenn ein Unterthban- ohne vorher eingebolte 
Erlaubniß dad Land verlaffen und fih im Aus: 
land niedergelaſſen hat; ſodann 


3) wenn ein Unterthan das Land heimlich verlaß⸗ 
ſen hat, um ſich der Erfuͤllung der Konferips 
tions s und Kriegs⸗Dienſtpflicht zu entziehen. 


Die auf dieſe Faͤlle geſetzte Vermoͤgens-Konfiscation, 
unvertraͤglich findend mit dem Geiſte der Zeit, und ers 
griffen von demfelben, hat daher der erhabene Stifter 
unferer Berfaffung in $. 16. verorbnet und der Hoͤchſt⸗ | 
verehrte Vollzieher derfelben beftätiget : j 


„ale Bermögens » Konfldcationen follen abge 
„ſchafft werden.‘’ 


So allgemein diefed Gefez gegeben iſt, fo kann es 
jedoch nicht dahin verftanden werden, als wären darun⸗ 
ter die in den fpeciellen Zollgefegen und andern Verords . 
nungen verfügte Wegnahme mißbrauchter einzelner Ob» 
jecte oder defraudirter Gegenftände zu zählen; nein, diefe ! 
müflen nach wie vor der Saisie (Wegnahme) unterliegen. 


Da jedoch in Faͤllen, wo ſich gegen die oben be⸗ 
ruͤhrte Punkte 1, 2. und 3. vergangen wird, die Indivi⸗ 
duen unmoͤglich ſtraflos bleiben koͤnnen, ſo iſt 
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e im ıften Hall der Landrehtö-Gaz 22. und folgende, 
welche von dem Verluſt der bürgerlichen Rechte ald Folge 
gerichtliher Verurtheilung handeln, fernerhin in Anwen⸗ 
dung zu bringen; | | I 


im .aten Fall fol als Strafe eine kleine mäßige Ab⸗ 
gabe von demjenigen Vermögen eingezogen werden, wel 
ches von dem audgetretenen Unterthban mitgenommen wor; 
den ift, und ihm in der Folge noch anfallen wird; vor» 
derfamft follen hievon die darauf haftende Pafliven und 
Schuldigkeiten berichtiget und davon abgezogen werden; 


der 3te Fall bat blos auf Deſerteurs und Refrac⸗ 
taird Bezug, und da diaſe nachdruͤcklich, raſch und fichts 
lich fo viel möglich auf der That beftraft werden müffen, 
fo wurde eine höhere Strafe feſtgeſezt, die aus ihren 
” Vermögen erhoben werden foll, fo weit ed binreicht und 
wenn der Deferteur und Refractair binnen der gefeglichen 
Kapitulationszeit nicht zu ſeinen Fahnen oder ins Land 
zuruͤckgekehrt iſt; während dieſer Zeit wird dad Vermoͤ— 
gen von der kompetenten buͤrgerlichen Behoͤrde nur in 
Beſchlag genommen und die mit demſelben zuſammenhaͤn⸗ 
gende Adminiftration fortgefezt. 


Hierdurd iſt der Beftimmung des $; 16. der Ber 

faſſung fein Eintrag gethan; denn es ift durch ſolchen 
der gefezgebenden Gewalt die Fakultät nicht benommen, 
benjenigen, der ſich ald _Verräther des Vaterlandes dars 
ſtellt, dey aus Feigheit öder anderer böfer Abſicht in der 
Zeit der Noth die Vertheivigung des bürgerlichen Vereins 
umgeht, alfo.feindlich der bürgerlichen Ordnung ſich ge 
genuͤber ſtellt, der zu ſchlecht oder zu feig iſt, das allges 
meine Gut — Unabhängigkeit und Eigenthum aller zu 
vertheidigen, auf irgend eine gutfindende Art zu beftrafen, 

| - * 


4 
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»Durch die Beftimmungen einer folhen Strafe % 
denn auch dad Intereſſe des Staats⸗Aerarii, wie billig 
beruͤckſichtiget und gewahrt worden. 


Mit‘ dem Wunfche,, daß die Söhne des fchönen um 
tbeuern Baterlanded Teine Beranlaffung geben werden, 
diefe gerechte Strafe je gegen einen oder den andern in Au 
mwendnng zu bringen, und das edle Herz eined allgelieb— 
ten Regenten zu betrüben, entledigt fih die Regierungs 
Kommiſſion ded ihr gewordenen Auftrags, der hochan— 
fehnlichen erften Rammer das entworfene Gefez über Auf, 
hebung der Vermögend-Konfisfationen zur Berathung zu 
übergeben. | | 


Karlöruhe den 4. July 1820, . 


Reich. 





Beylage Ziffer 16. 





Redaktion des Geſezes uͤber Aufhebung der Vanigem · 
Konfiskationen. 





— 4 
Ludwing von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, 
Herzog zu Zaͤhringen, Landgraf zu Nellenburg, Graf 


gu Salem, Petershauſen und Hanau ꝛc. 4 

Nachdem im $. 16. der Verfaſſungs⸗Urkunde ausge⸗ 

ſprochen iſt, daß die Vermoͤgens-⸗Konfiskationen aufgeho⸗ 
. 


iu 
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n werben follen ; in Ermägung, daß nach den Beftehens 
n Landesgeſezen dergleichen Vermoͤgens⸗ Konfiskationen 
ir in folgenden Faͤllen Statt gefünden: 


a) wenn ein Unterthan das Land heimlich verlaf; 
fen hat, um irgend einer über ihn verbängten 
Ynterfuhung oder befürchteten Strafe zu ents 
gehen, obne daß diefe Strafe zu denen im 
randrechts-Saz 22. und folgenden erwähnten 
gehörte , welche den bürgerlichen Tod nad ſich 
ziehen; ferner: 


b) wenn ein Unterthan das Land heimlich verlaf 
fen hat, umzech der Erfüllung ber Konſcrip⸗ 

tions⸗ und iegs /Dien ſtpflicht zu entziehen; 
ſodann | 


c) wenn ein Unterthban obne porher eingeholte Er⸗ 
laubniß das Land verlaſſen und ſich im Aus- 


ande niedergelaſſen hat. 
— — — 


In fernerer Erwaͤgung, daß das Landrecht bey allen 
ailen, in welchen ber bürgerliche Tod nach den beſtehen⸗ 
n Geſezen Statt findet, vollftänvig verfügt, mie es 
it dem Vermoͤgen und den bürgerlichen Rechten zu hal, _ 
n it, dag fomit nur die beyden lezten Faͤlle zu beruͤd⸗ 
htigen uͤbrig bleiben. 


In Betrachtung, daß die in ſperiellen Zollgeſezen 
ıd andern Verordnungen verfuͤgte Wegnahme mißbrauch⸗ 
r einzelner Objecte oder defraudirter Gegenſtaͤnde hieher 
ht gezaͤhlt werden koͤnnen: — finden Wir Uns bewo⸗ 
a, zu verordnen, was folgt: 
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§. 1. 


| Gegen Häusliche Niederlaffung außerhalb Lande 
ohne Iandeöherrlihe Bewilligung follen ald Strafe 3 pErk 
von demjenigen Vermögen eingezogen werden, weldel 
der auögetretene Unterthan mit fi) genommen Bat, obe 


welches er in der Folge noch ind Ausland unter irgen 
einem Titel ziehen würde, 

















Die auf dem Vermögen baftenden Paffiven und fer 
ſtige Scyuldigfeiten follen jedoch vorher abgezogen werben 


e. 2% 


Wenn ein Unterthan, bengpach den beftchenden @ 
fegen al& wirkliche Militärperfon Betrachtet werben kam 
fih des Verbrechens der Defertion fhuldig macht, fo fol: 
Ien die bürgerlichen kompetenten Behörden, fobald fie vol 
dem Deſertions⸗Fall unterrichtet find, fogleih WBefchleg 
auf das Vermoͤgen des Deferteurd legen, und diefen Be 
flag auch auf das zukünftige Vermögen deſſelben au 
dehnen. 


- Diefer Beſchlag und die mit demſelben zuſammen 
hängende Adminiſtration iſt binnen einer gewoͤbnlichs 
Kapitulationszeit fortzuſezen. 


Aus dem angefallenen Vermoͤgen muß jedoch ve 
allem die Deſertions⸗Gebuͤhr und andere wohlbegruͤnden 
Entfhädigung bezahlt werden. - 


Wenn fih binnen der Kapitulationdzeit der Deſer 
keur nicht ftellt „ fo. bat dag betreffende Kreisdireftoriug 
eine aus dem Vermögen deflelben zu zahlende Strafe yon 
1200 fl. zu erfennen. Derjenige Theil diefer Strafe, web 
er aus dem angefallenen Vermoͤgen nicht beftritten were 
den Tann, haftet auf dem zufünftigen Vermögen.‘ 


Dierte Gisung vom 4. July. 23. 


6. 3. 
Das. Bermögen eined Nefractaird, es möge folches 
angefallen oder zu hoffen feyn, wird ebenfalld mit Bes 
ſchlag belegt und in Adminiftration genommen, 


‚Kehrt der Refractair binnen dem Zeitraum einer ges 
wöhnlihen Kapitulation nicht zurud, fo perfält ihn das 
Kreisdireftorium in eine Geldſtrafe von 1200 fl., welde 
aus dem angefallenen Bermögen, und foferne dieſes nicht 


zureicht, aus dem künftig anfallenden zu entrichten if. 


Kehrt der Nefractair binnen ber Kapitulationgzeit 
zurüd, und ed ergiebt fich aus der Unterfuhung,, daß er 
fih erft nad. ber Uepergabe an dit. General⸗Kantons⸗In⸗ 


fpeftion des Verbrechens ſchuldig gemacht hat; ſo wird 


er der Militaͤrbehoͤrde übergeben, welche über deſſen per» 
ſoͤnliche Beſtrafung fowohl, als über die Aufrechthaltung 


des Vermoͤgensbeſchlags zu erlennen hat. 


Ergiebt ſich aber aus der Unterſuchung, daß der 


Refractair vor der Uebergabe an die General⸗Kantons⸗ 


Inſpektion entwichen iſt, fo verfügt das Kreisdireltorium 
uber feine Beffrafung. | 


Wenn er dienfttauglich iſt, wird er nach erftandener 
Strafe an dad Militär übergeben. Diefe Behörde vers 
fügt fodann über die Aufrechthaltung des früher erfann» 
ten Vermoͤgensbeſchlags. 


Sft der Refractair zu Kriegsdienften nicht tauglich, 
fo beftimmt das Kreisdireftorium auch über die Dauer 
ded Bermögendbefchlags. 

| . $. 4 
' Die Grundſaͤze über die perfönlihe Beftrafung der 
Deferteurs und Refractaird find zum Theil in den Kriegs: 


— 


72 Protokolle der Erften Sammer. 


artifeln ausgeſprochen, oder es follen diefelben in einem 
‚ZufagsArtifel zu der Konferiptiond » Drönung feſtgeſen 


‚werben, 
‘ / 


Beylage Siffer 18. 


’ 
kun. zum sung es. 


Motion» Anzeige 


Der Unterzeichnete zeigt dem Sefretariat der boden, 
erfien Kammer vorſchriftsmaͤßig an, daß .er bey Hoch⸗ 
derfelben den Antrag zu machen gedenfe, Ge, Koͤnigliche 
Hoheit den Großherzog um eine mit den Bundeb 
tag8+Befchlüffen vereinbarliche Milderung 

: Ded gegenwärtig beftebenden Presiwange 
unterthaͤnigſt zu bitten. | 


Karlsruhe den 4, July 1820, 


Hofrath v. Rottech 


4 


‚Sünfte Sizung vom 8, Ju, 78 


Fuͤnfte Sizung 


Karlsruhe den 8. July 1820. 





Gegenwärtig; 


e. Hoheit ver Präfident und alle bisher erfchlenenen 
' Mitglieder, mit Ausnahme: 


r. Dorchlaucht des Herrn Fuͤrſten v. Löwenfteim 
Wertheim, des | 


errn Generals Freyherrn v. Geuf au, des 

errn Generallieutenants v. Schaͤffer, des 

errn Slaaisraths Freyherrn v. Zyllnhardt, 
und des W 


errn Staatsraths Baumgärtner. 


Weiter anweſend: 


ver Hegierungs⸗ Kommillär, Her ‚Staatsrat Reine 
bard. 





Das Protokoll der vierten Sizung wurde vorgele⸗ 
n und genehmigt. rl 


46 Drotofolle der: Erfien Kammer. 


“ 


BeHlage Ziffer 19. 





Ludwig von Gotted Gnaden Großherzog zu Baden, 
Herzog zu Zähringen, Landgraf zu Nellenburg, Graf 
zu Salem, Peterdhaufen und Hanau ıc. 


n 


In der Verfaſſungs-Urkunde ift den Kammern Unſe—⸗ 
rer getreuen Sandflände dad Recht ertbeilt worden, bie 
Minifter und Mitglieder der oberften Staatsbehoͤrden mer 
gen Verlegung der Verfaffung oder anerkannt verfaffungss 
mäßiger Rechte formlich anzuflagen. Ein befondered® Ge: 
ſez fol die Källe der Anflage, die Grade der Ahndung, 
die urtheilende Behörde und die Procedur beftimmen. 


Diefes Gefez ertheilen Wir andurd in Folgendem: 


§. 1. 


Jede That, wodurch die Verfaſſung oder anerkannt 
verfaſſungsmaͤßige Rechte entweder im Ganzen, oder in 
einzelnen Punkten wirklich verlezt worden, iſt dieſer An⸗ 
klage unterworfen. 


$. 2. 

Als Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrden ſind an⸗ 
zuſehen: die ſaͤmmtlichen ordentlichen und außerordentli⸗ 
chen Mitglieder Unſeres Staatsminiſteriums. 

§. 3. 


Ruͤhrt die That von einem Staatsdiener her, welcher 
nicht Mitglied Unſeres Staatsminiſteriums iſt oder im, 


Fuͤnfte Sizung/ vom 8; Zu; 7. 


diefem Fall ald-:folched nicht Betrachtet werden kann, fo 
haben die Stände. das Recht, die Anklage bey dem Groß⸗ 
herzoglihen Staatöminifterium anzubringen, ' welches der 
Berlezung auf der Stelle abhelfen, -und entweder -im 
Wege der. Dienflordnung oder: durch Die kompetente Ju⸗ 
ftizbehörde die gebührende Ahndung eintreten laffen wird; 


| $ 4 . 

Iſt e8 Hingegen ein Mitgliev Unſeres Staatöminiftes 
riums, ‚gegen welches die Stände Flagend auitseten zw 
müflen glauben, fo find die Anklags⸗Punkte beſtimmt zu. 
bezeichnen, und in jeder Kammor duch einen 1 beſondern a 
Ausſchuß zu prüfen. 0 


Vereinigen ſich beyde Kammern durch Zuſtimmung 
der Mehrheit einer jeden derſelben uͤber das Anbringen 
der Klage, ſo wird ſie durch diejenige Kammer, welche 
den Antrag gemacht und die Veranlaſſung zur Klage. ger 
- geben hat, fammt den Belegen im verfaflungsmäßigen 
Wege an Unfer Staatöminifterium, ‚und fall dieſes in 
dem größern. Theile feiner Mitglieder ang, griffen. feyn 
follte, durch eine Deputation Unferer getreuen Stände 
an Uns felbft gebracht, | . | 


In diefem leztern Falle werden Wir die Stelle der 
Angeklagten durch andere Raͤthe für: diefen Begenftand 
erſezen laſſen. 


wur 

Die Anlage wird dem Bellagten vorderſamſt zu 
feiner Vernehmlaſſung mitgetheift, wenn nicht vie Um⸗ 
ſtaͤnde fo beſchaffen find, daß durch dieſe Mittheifnng eb 
dem Angeklagten leicht möglich werden koͤnnte, die An⸗ 
Mage zu verriteln; in: weichen Falle ſte eben To ieh 
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jenem, wenn die Bernehmlafung die Anklage nicht fi 
gleich befeitigen follte, der oberften Juſtizſtelle, wo #ı 
auf ben Kal ber Berufung auch die zweyte Inftang dur. 
Anordnung eined andern Senats bildet, zur Entfcheidun 
übergeben, und den Kammern von folder Nachricht eı 
theilt wird. | 
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Die Grade der Ahndung Beftimmen fid nach bi 
Größe der dabey eintretenden böslichen Abficht oder Schun 
nach der Größe und dem Umfange bed zugefügten Sche 
dens, ‚überhaupt nach den gefezlichen Regeln ber Zured 
nung. Die Ahndungen ſelbſt können befteben in Verwe 
fen, Geldſtrafen, Sufpenfion und Entfernung. vom Ami 


F. 7. 


Wird die Anklage für unerheblich oder für entkräft: 
und befeitigt angefeben, fo wird fie den Kammern mi 
diefem Bemerken zurüdgefhidt, und nur in dem Fall 
das obbemerkte rechtliche Berfahren angeordnet, wenn fi 
jeder der benden Kammern % der Stimmen auf ber An 
tage beſtehen. 


§. 8, 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Uns in ‚jedem Fall 
dad Recht der Milderung und Begnadigung unbenomme: 
bleibt; doch werden Wir dieſes Necht niemals dahin aus 
dehnen, daß ein — in Gefolge derartiger Anklage — fi 
die Entfernung vom Amt, verurtheilter GStaatsdiener- ü 
feiner bisherigen Stelle gelaflen, oder daß derſelbe ül 
einem andern Juſtiz- oder abdminiftrativem Amte ange 

ſtellt würde, es wäre denn, taß in Ruͤckſicht auf Wieder 


N 


N 


Fuͤnfte Sisung vom 8, July. ı 2 


tellung das gerichtliche Erfenntniß einen auddruͤcklichen 
dem Verurtheilten guͤnſtigen Vorbehalt enthielte. 


Karlsruhe den 1820. 


Beylagee Ziffer. zo 


nannte 


Meine bochzuperehrende Herren! 


Die Verfaſſung hat dreyerlen Beftimmungen, welche 
ald eben fo viele fonftitutionelle Konfervatorien be⸗ 
hnen laſſen. 


Das Recht der Petition und Beſchwerde, 
It nur den Kammern, fondern jedem Staatsbürger als 
töftliches Kleinod durch den $. 67. der Konftitution 
eben, bringt die Verlegung verfalfungsmäßiger Ges 
htſame auf einem Wege zu den Ohren des Regenten, 
Iher am Ende alle Scheidemände durchbricht und um 
e Geſchaͤfts⸗Umtriebe herumlenkt. 


Hiermit ſteht in Harmonie der & 7. unferer Sons 
ution,, welcher ' 


die Großherzogl. Staatsminifter und fämmtliche 
Staatsdiener für die genaue Befolgung der Bers 
faſſung verantwortlich erklärt. 


Meine bochzuverehrende Herren! es iſt nicht zu vers 
men, daß biefe allgemeine Hinweiſung auf die Berbind» 
‚Heit eined Geſezes gewillermaßen nur die Erneuerung 
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und Wiederholung des Dienfteids ift — daß ſich eigent 
lich die Befolgung der Verfaſſung von - felbft. verftandenf, 
und ed einer fpeciellen Einfhärfung bey den Staatsdint 
nern bier nicht mehr als bey jedem andern Geſeze bedurft 
hätte. 


Ehen fo wenig fann man fih hingenen verheble,; 
daß diefe Garantie in dem noch jugendliben Leben urt 
ferer Berfaßung eine fehr unvollkommene Befriedigun 
gewährt haben "wurde, 





So wie der großen Maſſe der Staats, Angehörige 
Bedeutung und Werth der Konftitution erſt durch nad 
haltige Empfindung ihrer Wirkungen werden mul: 
and fo wie nur auf diefem langfameren Pfade das Dei 
tions » und Beſchwerde⸗Recht zu -einem geeigneten uk 
zwedmäßigen Gebrauche gleihfam heranwachſen fann ‚fi 
bedarf auch die Hierarchie der Staatsdiener einer befos 
dern Belräftigung, nm in der Bewegung ded Dienft die 
Nichtwege und Markfteine der Verfaffung nicht aus deaW, 
Augen zu verlieren. 


Es liegt in der Natur ded Menfchen, und noch meh: 
‚in der Natur einer Regierung, die noch vor kurzem ohutk 
Bolfövertretung gemefen, daß widerſtrebende Elemente 
vorwalten, daß Alted und Neues fich heimlich befämpft, 
mithin die Konftitution, fol fie anders nicht. täten. Aw 
griffen ausgeſezt ſeyn, noch einer beſondern Schuzwehre 
bedarf. 


Es iſt daher in.dem 6. 67. der Verfaſſungs-Urkunde 
den Kammern das Recht gegeben: 


Miniſter und die Mitglieder der oberſten Staati⸗ 
behoͤrden wegen Verlegung der Verfaſſung one 
anerfannt 


J 
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anerkannt verfaiungemäßiger Rechte foͤrmlich an, 
zuklagen. 414 

Und zu dieſem Ende wurde die Zaſage beygefuͤgt: * Zu 
daß ein befonderes Geſez die Falle der Anklage, 


die Grade der Ahndung, die urtheilende Be⸗ 
I hörde, und die Procedur beftimmen folle, 


! 

„ Kin ſolches Geſez habenich die Ehre Ahnen, meine boc⸗ 
zuverehrende Herren, hiermit vorzulegen. Es wird nie: 

einiger Worte zur Erlaͤuterung beduͤrfen. 


a m 0 DB ı. 


K 
| Wir haben keine Minifter wie größere Repraͤſenta⸗ | 


tiv⸗Staaten; der Umfang des Großherzogthums erlaubt 


bep der oberſten Staatsbehoͤrde die Vortheile einer tolle; 


gialiſchen Behandlung; = der Miniſter erſcheint hier blos 
Mitglied der oberſten Staatsbehoͤrde, und Tann, die: 
„ Verantwortlichkeit in Teinem. höhern Grade ald jedes ama; 
g dere Mitglied tragen. en 


’ Als Borftand eines Minifterii oder Departements) 
iſt er felbit der oberften Staatsbehörde untergeordnet, 
und es ſcheint, daß immer nur dieſe leztere von den 
Ständen in Anfpruch genommen werden koͤnne, und ihe 
überlafien werben müffe, Durch Abhuͤlfe und Ahndung bie 

- Ronftitutionalität in dem Suborbinationd - Berhältnig zu 

‚ erhalten. 


u In diefen Betrachtungen liegen bie Motive für bie 
65. 2. 3. und 4. 


u. Ben dem 6. 5. glaubte man die öberfte Juſtizbe⸗ 


hoͤrde als Richteramt beybehalten zu können, 


E Diefe Form ift die einfachere, und es ift wohl nit 
ı gu bejweifeln, daß ein Tribunal, welches feine Unpar⸗ 
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ſheylichkeit und richterliche Unabhängigkeit in den Rechts⸗ 

ftreitigfeiten der Regierung fo häufig erprobt, aud bey 
der Frage über Verlegung der Verfaſſung diefem ruͤhm⸗ 
lichen -Charafter getreu bleiben werde. 


Die lezte Beſtimmung fucht endlich das Recht der 
Begnadigung mit ſtrenger Handhabung der Verfaſſung in 


»Einklang zu fielen; man fand hier an der Würtenibers 


giſchen Verfaſſung ein Borbild, das: man fich aneignen zu 


muͤſſen glaubte, 


Meine hochzuverehrende Herren! das Gefez über bie 
Berantwortlichkeit der Miniſter und oberften Gtaatsdiener 
iſt fo lange eine erotifche Pflanze, als nicht konſtitutionel⸗ 
Ier Sinn und Geift durch die ganze Staatd - Adminiftrar 
tion weht — vorläufig befteht das Problem nur darin, 
wie die Pflanze amt leichteften und fchnellften heimathlich 
werden koͤnne, und die Regierung bittet Sie, ihr au-die 
fem "Ende mit Ihrer Einfipt und Umſicht zu Hulfe zu 
kommen. 


Best: Sizung vom ‚12. Yaly, 8 


J Seehste Sizung 


Karlsruhe den ı2. July 1820. 





Gegenwärtig: 


&. Hobeit der Präfivent und alle biöher erſchlenenen 
Mitglieder, mit Ausnahme des 


deren Generals Freyherrn v. Geuſ au, und beb 
darr⸗ Staatsraths Freyherrn v. Zyllnhardt. 


Weiter anweſend: — 


Der Regterungs⸗Kommiſſaͤr, Herr Hofrath v. Seyfried. 





Das Protokoll der fünften Sirung wurde vorgele⸗ 
ſen und genehmigt. 


Se. Hoheit der Praäfident theilten hierauf der Kam⸗ 
mer ein Schreiben bed Staatsrathd Frhen. v. Zyllnhardt 
mit: 


Beylage Ziffer 22, (ungedrude), 
j " . | J * 
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wodurch derſelbe fich entfchuldigt, daß er wegen Kork 
dauer des frübern Verhinderungsgrundes noch nicht in 
der Kantmer erfcheinen fünne, Das Praͤſidium habe kei⸗ 
nen Anftand gefunden, dem Fibrn. v. Zyllnhardt den 
nachgeſuchten Urlaub proviforifh mit dem Bemerken zu 
verlängern, daß er wenigftens fobald ald möglich wieder 
erfcheinen möge, welches aud ohne Zweifel geſchehen 
werde. 


Ferner ein Schreiben der nverftät £ Heidelberg mes 
gen der Abweſenheit des geh. Hofraths Thibaut, worin 
fie deſſen Gefuh um Dijpenfation von dem Erfgeinen 
am diesjährigen Landtag unterfiüzt, und ald eine Shr 
felöft angelegene Sache daritellt. 

Beylag e Ziffer 22. 


u 


Se. Hoheit der Präfident bemerkten dabey, dag Gie 
inzwifchen den geb. Hofrath Ihibaut von feiner Ernens 
nung zum Konmiffiond » Mitglied zur Begutachtung des 
Gefezedentwurfes uber die Verantwortlichkeit der Minifter 
benachrichtigt, und waieberpolt sum Erfcpeinen aufgefor⸗ 
dert hätten, 


Frhr. v. Baden: Es fen auffallend, daß der geh. 
Hofrath Thibaut durchaus nicht in der Kammer erfcheinen 
wolle, abet noch auffallender , daß die Univerfität Heidel⸗ 
berg das Difpenfationsgefuch deflelben fo angelegen uns 
terftüge, anftatt vielmehr felbft darauf zu dringen, daß 
ihr Deputirter in der Kammer erfcheine, und fie auf dem 
Landiag tepräfentirt werde, 


Staatsminifter Frhr. v. Berfheim: Was in dem 
reiben ber Univerfität von dem geb. Hofrath Thibaut 
er feine auögebreiteten Kenntniffe und über feinen Ruf 

a 
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als Gelehrter gefagt worden, mülle allerdings für den⸗ 
ſelben fehr ſchmeichelhaft ſeyn und fey- auch allerdings 
gerecht; allein er koͤnne nicht umfin zu bemerken, daß in 
‚Betreff feiner Unentbehrlichfeit der Grund der Abweſen⸗ 
‚heit nicht legal dargeftelt fey. Der Senat der Univer⸗ 
Ätät ſtehe unter einer böhern Dienftbebörde, und nur 
von diefer hätte dad Zeugniß, auf weldes fich feine Abs 
wefenheit vom Landtage gründen dürfte, Iegal ertheilt 
werben Tonnen, 


Frhr. v. Weffenberg: Er habe aus dem Schrei⸗ 
ben der Univerfität nichts neues vernommen, ed fenen 
vielmehr die alten Gründe, welche immer unzureichend 
bleiben. Die Aeußerung, daß der geb. Hofrath Thibaut 
in 6 — 7 Wochen erfipeinen könne, fen augenfälig auf 
die Dauer des gegenwärtigen Landtags berechnet, und 
im Grunde genommen eben fo viel ald das Vorhaben 
eines völligen Ausbleibens. 


Hofrath RR otteck: Er geſtehe, daß er bie Bers 
vollftändigung der Landesrepräfentation und die Befördes 
rung der Sandftändifchen Arbeiten für unvergleihbar wich⸗ 
tiger halte, ald was immer für ein alademifches Kolle 
gium. Diefeß leztere Tonne in einem folgenden Semefter _ 
nachgeholt werden, was jenem entgebe, ſeye unerfegbar, 
auch feye das Intereſſe vom einer Anzahl Studirender, fo 
edel es auch ſey und fo koſtbar für die Betheiligten, doch 
‚aur ein befondered‘ und untergeordnetes, das Intereſſe 
der landſtaͤndiſhen. Wirkſamkeit . dagegen ein allgemeines 
und hoͤheres. Er ftimme daher für die Verweigerung der 
Difpenfation, — Bas übrigens die Bemerfung des Hrn. 
Staats miniſters Frhrn. v. Berkheim wegen der Legalitaͤt 
des Zeugniſſes uͤber die Unentbehrlichkeit des geh. Hof⸗ 
raths Thibaut betreffe, ſo glaube er, daß die alademiſche 


1 
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Behörde wohl geeignet ſeyn dürfte, den Grad ber Unent⸗ 
dehrlichkeit eined Lehrers für ihre Lehranſtalt zu bezeus 
gen, unbeſchadet des der Kammer suitebenden Rechts— 
die Wichtigkeit des etwa hiernach erſcheinenden Dienſtver⸗ 
ſaͤumniſſes mit jener ihrer eigenen Arbeiten zu vergleichen. 


Krhr. v. Baden: Es frage ih no, ob die Kam⸗ 
mer ſich mit der Univerſitaͤt über diefen Gegenftand in 
Correſpondenz einlaffen fönne? die Kammer kenne ald 
folde nur ihren Deputirten, nur on diefen fünne fie ihre 
Schreiben erlaffeı, 


v. Rotteck: Die Benachrichtigung der Univerfität 
yon der Schlußfaſſung über ihre Eingabe, könnte, wofern 
fie wirfiid Statt finden fol, allenfald durch einen Proto⸗ 
foU3> Ertraft vom Sefretariat aus geſcheben. Uebrigens 
müffe er ten Antrag wiederholen , dad unbedingt auf ber 
Einberufung befianden werde. Die Univearfität werde ſo⸗ 
dann ven felbit ermeilen, was ihr hiernach du thun obs 
liege oder fromme. 


[4 


Se. Hcheit der Präfident bemerften, daß die erfte 
Kammer ehnechin nicht ſtark befezt, und ed daher zu wün⸗ 
fen fen, Das’tie noch abweſenden Mitglieder baldigſt im 
derſelben erſcheinen mecten, 


Staatsminiſter Frhr. v. Berkbeim: Er ſeye von 
den Hofrath v. Rotteck in Betreff des Zeugniſſes über 
die Abwefenheit des geb. Hofraths Thibaut mißverſtanden 
worden; er babe nicht gefogt, daß dad Zeugniß des ala, 
demiſchen Senats an ſich nicht gültig ſeyn fonne, ſondern 
nur, daß demſelben hier die näthige Legalitaͤt mangle, in⸗ 
dem das Zeugniß des Senats als einer untergeordneten 
Behboͤrde von der höberm Dienſtbehoͤrde, nämlich vom Mi⸗ 
iſterium bite deſtaͤugt werden müſſen. 


Sechste Sizung vom ı2. July. % 


| Frhr. v. Weffeenberg: Er müffe der frühern Aeuſ⸗ 
‚ferung des Herrn Staatsraths v. Baden ganz beytreten, 
und trage .noch darauf an, daß die Kammer in dem Pros 
tokoll ihre Berwimderung darüber ausdruͤcke, daß die Uni⸗ 
verſitaͤt Heidelberg das koſtbare Recht, durch einen Des 
putirten Theil an den landſtaͤndiſchen Arbeiten zu nehmen, 
mit nur untergeordnetem Intereſſe zu betrachten ſcheine. 


. Irhr. v. Baden: Er ſtimme bey, muͤſſe aber wie⸗ 
derholt bemerken, daß die Kammer mit der Univerſitaͤt 
ſich nicht in Correfpondenz einlaffen inne; er trage das 
ber. darauf an, den Deputirten, geb. Hofrath Ihibaut 
neuerdings direkte einzuberufen, und daß diefem Rufe ein 
SProtofolld „ Ertraft, worin jene Derwunderung. ausge⸗ 
druͤckt ſey, beygelegt werde. 


Frhrav. Weſſenberg: Er ſey derſelben Meynung, 
die Kammer koͤnne nur mit ihrem Deputirten torreſpon⸗ 
diren. 


Se. Durdlaucht der Herr Fuͤrſt u. Loͤwenſ tein⸗ 
Wertheim: Ich bin ſehr der Meynung, daß dem geh. 
Hofrath Thibaut die Entſchließung der Kammer: daß ſich 
derſelbe hierher begebe, wiederholt zu erkennen gegeben 
werde, indem ich dafuͤr halte, daß deſſen Pflichten, als 
ſtaͤndiſches Mitglied jenen als akademiſcher Lehrer vor⸗ 
gehen; und der Landtag — wie von einigen Seiten ſehr 
richtig bemerkt wurde — ſich nicht nach den akademiſchen 
Vorleſungen, dieſe aber wohl ſich nach dem Landtage rich⸗ 
ten koͤnnen. 


Se. Ooheit der Präfident: Es frage ſich, ob 
niet die Regierung um ihr diesfonfiges Einſchreiten ans. 
argangen ı Werben pi 


N 
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Negierungs⸗Kommifſaͤr Hofrath v. Seyfried: Er 
‚erachte es Lediglich als Sache der Kammer, da ber Depu⸗ 
"sirte fi wegen feiner Difpenflrung auh nur an bdiefe, 
nicht aber an die Regierung gewendet babe, und auch die 
Eingabe der Univerfität blos als ein neu motivirted Urs 
laubsgeſuch zu betrachten ſey. 


Staatsrath Frhr. v. Türfheim: Die Regierung 
dhabe das Ibrige aetban, dadurch, daß fle dem Erfcheinen 
des geb. Kofrathd Thibaut beym Landtag fein Hindernij 
in Weg’ gelegt habe. Der Gegenſtand bleibe daher ledig⸗ 
lich Sache der Kammer, Da es uͤbrigens ein fo ehren: 
volles Redt für die Univerfität Heidelberg fep, ‚einen 
Deputirten zum Landtag zu ſchicken, fo könne and er 
feine Verwunderung tamiter nicht bergen, daß es ihr 
nicht angelegener ſey, daſſelbe im wirkliche Ausuͤbung zu 
bringen, 

Se. Durchlaecht ver Herr Fuͤrſt v. Fürſtenberg 
fragten: Wie es ſonſt an den Univerfitäten schalten 
werde, wenn ein Lehrer derſelben Urlaub haben wolle? 


Staatöminifter Arche. 9. Berfheim: Cr müſſe din 
fen beym Miniſterium nachſuchen. 


v. Rotteck: Es ſey bey der Uniserfität in Frey⸗ 
kurg, wenigſtens im verfleſenen Sabre, in Betref des 
Urlaubs zum Landtag zu reiſen, fe angeſehen merken, 
daf die vom Staatsminiſterium erlaſſene Einterufung den 
nðthigen Urlaub ſchen in ſich Eegreife. 


Staaterath Fror.d. Türljeim: Ben tem Rest, 
Urlaub zu ertfeilen, hate tie Regierung teturd Gebrauch 
gem, Taf ſie dem Erſjcheinen des sch. Hefrathe Te 
Kaut fein Finternif im Weg gelegt, vielmehr die Einlgs 
kuny am ihn zum Tantiag mirflich erfaffen Jake. 
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Hofrath v. Seyfried: Da nah der Eröffnung 
des hohen Praͤſidiums die Einberufung an den geh. Hof⸗ 
rath Thibaut neuerdiugs, und zwar unter ganz fpeceller 
Motivirung gefchehen fen, auch in dem Schreiben des 
‚Senats der Univerfität auf einen folhen Hal deſſen Ers 
ſcheinen zugefihert worden, fo werde mohl zu erware 
sen ſeyn, daß er füch diefer neuen Einladung füge, 


Frhr. v. Weffenberg: Das Schreiben! des Se⸗ 
nats der Univerfität liege vor, ed muͤſfe alfo auch ein Be⸗ 
Top barauf gefaßt werden, 


Se, Hoheit der Praͤſ ident: Vielleicht koͤnne man 
Damit zuwarten, bis ſich zeige, ob ber geh. Hofrath Thi⸗ 
baut der neuen Einladung Genüge leifte, wo fodann aller 
Beſchluß fuͤglich umgangen werden koͤnne. 


Grhr. v. Weſſenberg: Er muͤſſe dagegen ſtimmen: 
das beſtimmte Geſuch des afademifchen. Senats liege vor, 

es fen der Würde der Kammer angemefiener, ſich gleich 
jur darüber ehen fo beftimmt zu erklären. 


.. 8 wurde Hierauf. einmüthig 
| befchtoffens. 


daß auch dem wiederholten und von ber Uni 
verfität Heidelberg unterftügten Gefuch des geh. 
Hofraths Thibaut durchaus nicht entfprochen 
werden koͤnne, und daß zum Protokol zu nehmen 
ſey, die Kammer fünne nur mit Berwunderung 
wahrnehmen, daß die Univerfität Heidelberg ihr 

FuuE- Recht, an den Landtagsgefhäften durch das 
Drgan ihres Deputirten thätigen Antheil zu 
nehmen , nicht eifriger in Wirkfamleit zu erhals 
ten ſuche. — 
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Der geheime Hofrath Thibaut wäre hievon durch 
das bobe Präfivium mit Beziehung auf das 
früher .an ihn ergangene Schreiben durch Pros 
tofolld-Audzug zu verftändigen. 


. Hierauf bemerfte das hohe Praͤſidiume Es fen 
durch die fchnelle Abreife des Frhen. v. Zyllnhardt eine 
Luͤcke in der zur Berathung der Geſezesentwuͤrfe über die 
Abloͤſung der Gülten und Herrenfrobnden, und Abſchaf⸗ 
fun? der noch beftehenden Reibeigenichafts » Abgaben er» 
wählten Kommiſſion entitanden, weßwegen Se. Durd» 
laucht der Herr Fürft v. Fürftenberg vom Präfidium 
ſowohl ald von allen Witglievern der Kommiſſion einge 
laden worden fen, an den Beratbungen derfelben Theil 
u nehmen, waß denn aud wirklich gefchehen ſey. 


Das Sekretariat zeigte an, daß über nadıftehende 
Begenftände in den vorberathenden Sizungen folgende 
Konmiffionen gewählt worden feyen, als: 


ı) Für die Begutachtung der Gefezedentwürfe über 
Ablöfung der Grundgülten, der Herrenfrohnden, 
_ und Aufpebung der Leibeigenfchafts,-Abgaben: 

Staatdrath Trhr. v. Baden, 

Hofrath v. Rotteck, 

Frbr. v. Zplinhardt, 

Frhr. v. Falkenſtein, und 

Srhr. v. Gemmingen-Steinegg. 

'3) Für die Begutachtung bed Befezedentwurfd über 


Wufbebung der Vermögens⸗Konfiskatio⸗ 
aen: 
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- Generalmajor Frhr. v. Freyſtedt, 
Hofrath v. Rotteck, und der 
Bisthumsverweſer Frhr. v. Weffenberg. 


3) Fuͤr die Begutachtung des Geſezesentwurfs über 
die Verantwortlichkeit der Minifter und 
oBerften Staatsdiener; 


GStaatörath Frhr. v. Baden, 
| Hofrath v. Rotteck, 
Bisthumsverweſer Frhr. v. WVeſſenberg, und 
geh, Hofrath Thibaut. 
Nach der Tagesordnung wurden nun vom hoben 
Praäſidium die Berichtserſtatter ber erſtgenannten 


Kommiſſion (Nro. 1.) zu Erſtattung ihrer Berichte aufge⸗ 
fordert. Solche geſchah 


) von dem Frhrn. v. Baden 
Beylag e Ziffer 24. 
uͤber Aufhebung der Frohnden; 
2) von dem Frhrn. v. Falkenſtein 
Beylage Ziffer 25. 


über Abloſung der Guͤlten, Zinſen, und Drittelspflich⸗ 
tigtkeit; 


3) von dem Hofrath v. Rotteck 
Beylage Ziffer 26. 
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über Aufhebung ber noch beftehenben Leibeigenſchaftsge⸗ 
gefaͤlle. 


Es wurde ſonach 
beſchloſſen: 


die Dieèkuſſion dieſer drey Gegenſtaͤnde in ber 
naͤchſten Sizung zu eroͤffnen. 


Hierauf wurde Hofratb v. Rotteck zur Motivi⸗ 
rung ſeines Antrags auf Minderung des Preßzwangs 
vom boben Praͤſidium aufgefordert und ſprach wie folgt: 


Im verfleſſenen Jabre wurde von einem verehrten 
Mitglied der gmenten Kammer der Antrag auf Herftel⸗ 
lung der Preßfredbeit gemadt. Daſſelbe ſprach da⸗ 
durch tie Wuͤnſche, die Ferderung aller Denkenden, we⸗ 
nigitend ter Bophlrtenfenten aus. Sein Antrag erhielt 
vielſtimmigen Beyfau, und von Seite des geitreichen Be 
ricdterſtatters in der Kammer bie eictringlidite SEupfeh⸗ 
Iunı. Tue Vertagung ter Stande unterbrab die Ber 
bandlung Tiefer greien Sache. Seitdem bat ter yelitis 
fe Derisrat RS vrerfekert turd einen Ssjammaluf 
Milzzeziwertier Dasge. Wabre eder ichezudare Beſorg⸗ 
ae riefen Berne, die döhere Asterität sehr victicitige, 
Br Wine Sefäriztar: me; wert o3 iR cine traurige, 
den Ter des Iased deztanene Derumtziumuırz wei 
Segedrena,. wernn wir für jet mit mehr Preiffrer— 
Keit, fentern zur „LDlilzeramg Red Preizmangs“ 
erkinz. 

Rd die beine Saͤupter Eurer? un et dernt⸗ 
Fire Wunmtrd a Kırdaur, Scantfart, ur Nor neerel: 
wem — ad Ber jeietiicrem Kidfsjjirz ger 
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Zeit. entzogen, auch von einer ben Gegen, 
ktamnd meiner Motion noch weit überfchreia 
teaden, fehr tiefgebenden Erwägung — 
bleibe unberührt. Aber dem Bürger des Tonftitutionellen 
Badens, mährend er ſich ehrerbietig ſchweigend der Sjaͤh— 
rigen Sufpenfion ber Toftbarften Rechte unterwirft — 


feine Anſpruͤche auf: berfelben Wiederberftellung, alfo zus | 


mal auch auf Ueibende Garantie voller Preßfreyheit einer 
heiterern, unb fo Gott will nahen Zufunft vertrauend — 
dem Bürger Badens mag doch vergönnt fen, daruber 
zu feufjen, daß in dem von feiner Regierung andgefpros 
-. henen „Interim noch weit engere Schranken, als die 
Beftimmungen ded Bundestages fordern, der Preßfrens 
beit. feines, doch für politifch-mündig erflärten Landes ges 
ſezt, daß noch meit druͤckendere Feſſeln als die traurige 
Nothwendigkeit gebot, unſerm Geiſtesverkehr angelegt‘ 
worden find, und daß die in Ihrem Inhalt ſchon hoͤchſt 
einengenden Verordnungen durch die Art ihrer Aus⸗ 
Bbung noch ſchwerer verwunden, 


Der Bunbeßbefchlug fordert ($. 1.) nur für 
\die Sournale, und für die unter 20 Bogen betra⸗ 
genden Schriften eine vorgaͤngige Jenſur (und $. 5. zus 
mal für die Zeitungen, Zeit und Flugfchriften 
eine wachſame Auffigt), alle übrigen Schriften follen nach 
dem „DOeſez“ der einzelnen Länder behandelt werden. 
Unfer — ohne die Kammern gegebene® — Geſez nun 
Änterwirft CS. 4) alle Bücher ohne Unter 
enter ber neu. errichteten Zenſur. 


| % * Ber Bundesbeſchluß fordert (5. 2. und 8.), das ſei⸗ 


A von allen Regierungen Gen uͤge 







et werde, aber er fordert nicht eine Steigerung 
Strenge. Er verfügt im 8. 7., daß Verfaſſer, 
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Heraus geber und Verleger, wofern ſie die Schrift der Zen⸗ 
fur vorſchriftmaͤßig zur Genehmigung vorgelegt haben, 
„son aller weitern Berantwortung frey 
Bleiben ſollen“. Unſer neueftes Edit — freylich 
in Uebereinftimmung mit dem K. Preußifchen, das 
aber für uns ein burhaus fremdes, ohne alle gefejs 
Hohe Verbindlichkeit oder Baſis der Verpflichtung iſt — 
unterwirft, felbft wenn die Zenfur borangegarigen, ber 
Berfaffer und Verleger einer gefährlichen Berantı 
wortung. 


Der Bundesbefhluß redet nur von Fünftig er⸗ 
febeinenden Werten, fpricht alfo feine rüdwirfem 
de Kraft an, trifft alfo die neuen Auflagen ſchon cen⸗ 
furirter oder mit geſezlicher Zenſurfreyheit erſchlenenen Buͤ⸗ 
cher nicht. Unſer Editt nimmt ($. 14) auch dieſe, wer 
nigftend indirekt in Anſpruch, und vermehrt noch bie 
Beängftigung durch Unbeſtimmtheit des Ausdrucks. 


Der Bundeßbefhluß ($. 5) legt den Regierungen nut 
die Verpflihtung auf, über die in ihren Ländern erſchei⸗ 
menden Zeitungen und Flugſchriften zu wachen; er erflärt 
alfo das Gefammtintereffe bed Bundes, durch folde 
Verpflichtung für binreichend gewahrt. Unfer Editt ins 
uch die Zeitungen auswaͤrtiger teutſchet 
alſo ‚eine Zenſur ſchon paſſirt baben 

terfuhung, und geht alſo N 
nhalt des Bundesteflufb, 






peciellere Sehimmungen 5 
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auszulegende Bundespflicht mag zu rechtfertigen fenn, . 
durchaus nicht anders ald mit Zuflimmung der Kammer 
geſezlich fonnten ausgefprochen werden, Ä 


Man wird vielleicht fagen: Im Badiſchen Land habe 
Preßfreyheit gefeslih noch nicht beſtanden, und bis 
zur Erlafjung eined Preßgefezes durch die Fonftitutionellen 
Yutoritäten blieben die Beftimmungen der älteren Gefeze 
in Kraft, oder es möge innerhalb der durch diefe Altes 
zen Gefege gezogenen Linie die Negierungsgewalt frey 
Dur fpecielle Verordnungen wirkſam ſeyn? 


Aber jene aͤlteren Geſeze wurden ja eben in dem 
neueſten Edikt als aufgehoben erklaͤrt, und fomit ein 
ganz neues Geſſez gegeben. Sch ſage „Geſez“ und 
nicht „VVerordnung;“ da ed nah dem Gegenſtand 
aligemteine, und durd ein fruͤheres Gefez no 
unbegründete Beftimmungen aufftellt-, und zwar Bes 
flimmungen, welcpe die Freyheit der Bürger in ihrer 
allerfoftbarften Sphäre befchränfen, in der Sphäre der 
Gedanken⸗Mittheilung, welche die Kebensbedingung: ift der 
oͤffentlichen Mennung und des Hffentlihen Rechts. Das 
bey ift der Unterfchied zwifchen dem milden, ruͤckſichtsvol⸗ 
len Inhalt der Älteren Gefege, und der-außerordentlichen 
Strenge ded neueften Edikts noch weit größer ald zwifchen 
dem Edikt und dem Bundesbefchluß. Zumal war nad den 
älteren Befezen wie wach dem Bundedbefchluß der Verfafler, 
defien Buch die Genfur paffirt hafte, von der Berantwortr 
lichkeit frey, und gefchloffene Lefegefellfehaften, vielmehr 
alfo Privatgelehrte (welchen jezo fogar die vertraulis 
ehe Mittheilung uncenfurirter Bücher unterfagt ift) 
wer Leſe⸗Cenſur enthoben. Auch war die Zenfurfreps 
heit der geheimen Räthe und der Brofefforen am ven 
Laudesuniverfitäten geſezlich ausgeſprochen; jezt baten vie 
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leztern ihre Freyheit — vorerft auf 5 Jahre — ven 
loren. 

Dieſe Zenſurfreyheit der Profeſſoren will ich hier 
nicht als Hiftorifch>begründetes Recht reklamiren, 
wiewohl die Konſequenz ſolchen Anſpruch aus einem der 
Hauptprincipien, welche die heutige Politik regeln, abzus 
leiten vermoͤchte; auch nicht als köntraktmaäͤßig erwor— 
benes Recht bebaupten, wiewohl die Lehrer unter ſolcher 
geſezlich ausgeſprochenen Bedingung, und von welvder ber 
ganze Werth ihrer Lebensthaͤtigkeit abhängt, in ihr Amt 
getreten find ; denn ich habe nit eine Klaſſe, jontern 
die Allgemeinheit der Bürger im Auge. Daber iſt's 
auch nit ald ein Vorrecht eder Privilegium, daß 
die Lehrer fie anſprechen; denn nichts wuͤnſchen fie 
fehnliher als die Y Ilgemeinmacbung je 
nes koſtbaren Gutes: — aber ald ein Artikel ted ter 
ftantenen, und taber kenſtitutionsmäßig fortwirkenden 
Geſezes, demnach als felbft Geſez erfcheint fie 
und unantaſtbar durch bleke Regierungsverordnung, und 
in ibren Wirkungen vom allergroͤßten Wertb. Nicht nur 
find die akademiſchen Lebrer diejenigen, welche weitans Die 
meiiten Schriften berausgeben, und durch deren Zenſurr⸗ 
frenkeit alſe eine grefe Hälfte ter literariichen Protufte 
der Inouiñtion entgebt; ſendern der durch dieſe äufere 
Frerbeit geweckte, in ben Zcritten der Pre’efzrea uns 
Tontrellirce Geiſtt der Freymütbigtei: dient ball 
zum Maosſtab deñen, was da 2aemein erlaudı i®: ermens 
tert ale übrigen Echriftteher, une it die Irrisren vom 
änatliber Rüge ch. Dad Redt der Prefeſt: en mar alfe 
ein Seſaumtaut für alle Suraer, un die Zuibehong 
des Rechtes ik eben ſo ein Belemmtrrriuf für Alle 

@rmug zur Releudtenz tet Seſezes. Aber eB 
fen mir vergoͤnat, nech einizes vom der bieberigen Urt feis 
a Nusäahung zu fprechen. Dax 


y 
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no: Man mildert wohl fonft den harten Buchſtaben eines 
im Drang der Roth erlaffenen Gefeges durch fhonende Nach» 
fiht In der Anwendung. Uber bey ung wird die Strenge 
des Wortlautd noch gefteigert durch die Aengſtlichkeit der 
Ausfuͤhrung, und zumal durch die nur einer Parthey wis 
derfahrende Ungunft. . 
Während in. einem von ber oberften Zenfurbehöche 
"genehmigten Aufſaz in einem — freplich wenig gelefes 
nen, jedoch fürs Boll beſtimmten — Wochenblatt ei⸗ 
: ner der Hauptftäbte des Landes. ein Strom: von Verhoͤh⸗ 
- nungen über die jüngfte Ständeverfammlung! und ihre ein, 
zelnen Mitglieder, zumal uͤber die in derſelben Stadt 
-Wweohnenden, ausgeſchüttet wird (rin Aufſaz, der zwar 
nach feinem Gehalt durchaus feiner Beachtung, jedoch 
"nah Tendenz und Ton einer fehr ernften Rüge werth 
iſt, auch den Gefchmähten, da ihnen das freye Wort. der 
Seldftvertheidigung ermangelt, in der Mepnung der Schwa⸗ 
en und Unkundigen Nachtheil bringen fann) während 
alfo, ſage ih, die Volförepräfentation und die Volksre⸗ 
praͤſentanten desjenigen Schuzes der Zenfur ermangeln, 
welcher den Erfaz für die gehemmte Selpftpertheidigung ges 
ben ſolſte, und auch nur in biejer Rorausfezung 
„begehst wird; find die Wortführer und Guͤnſtlinge der Gegen⸗ 
Parthey durchaus Heilig und unantaſtbar: und während biefe 
Die Volksvertreter ungehindert bes „‚vorlauten Eifers, des 
ungeduldigen Treibens eitler „Menſchen, der politiſchen 
Mlopffechterey, ber Veranlaffung ſcandaloͤſer Auftritte “ 
12 (4 w, in Öffentlichen Blättern zeihen, wird nicht geſtat⸗ 
"tet von denfelben Männern „ oder den Genoſſen ihrer 
„Beſinnung, ein Wort des Lobes zu ſchreiben, zu ſa⸗ 
gen, daß Einer edeh, oder verdienſtvoll, oder anch nur 
geiſtreich ſey. In einer ‚gegen einen.Auffaz von Paulus, 
dem Dann der, Viſſenſchaft un? des Reqcts, gerichtelen 
Protokolle der a. Kammer. u 
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Schrift -- das Berbäftnig der landſtaͤndiſchen Birkfamteit 
sum Bundestag betreffend — ward, während man feine 
Anfihten zu widerlegen fuchte, gleihwohf, in billiger An⸗ 
erfennung , fein Auffaz ein „fcharffinniger”, & 
Selbſt ein „gelehrter“ und „verdienſtvoller“ 
Mann genannt. Die Zenſur ſtrich dieſe Worte: — dem 
Zenſor ſchien alfo ſtaatsgefaͤbrlich — weil einige Achtung 
für den liberalen Mann ausdrückend, Ihm, welchen bed 
Inland und Ausland feyert, auch nur fein Amtepraͤdilat, 
„gelebrt“ gu geben, und nicht einmal „Icharffim 
nig‘ turfte eine Akbantlung ſeyn, deren Inhalt mißfäl 


lig gewefen. Der Redakteur einer Zeitihrift, im Berädr . 


fihtigung Ted neuen Zenjurgejezed dieſelbe ſchließend, 
fragte feine Mitarbeiter, ob er ihre noch vorräthigen Bey 
träge ibnen zurüdienten, „oder auf eine fünftige 
Zeit vorbebalten follte”"? — Die Zeufur Rrich 
diefen harmloſen Nachſaz. 


Ich will die Beyſpiele nicht haͤufen, wie mir nur A⸗ 


zuleicht wäre. Sch will anch von der fo oft eintretenden 
Usterdrüdung einzelner Zeitungsblätter, fetuf 


aus Bundesſtaaten, und von der ledigliä auf eine Pr 


they beicränften Duldang ausmwärtiger politifcher 
Schriften nichts fagen, fo vieles darüber mögte zu 


fagen fepn. Aber ich frage: IR diefe Anwentung dem 


Geiste ded Geſezes gemäf, oder if fie Die Kolge beſonderer 
und geheimer Inftruftionen, oder bloß die Birfuny ver 


Unbeftimmtbeit und Aengſtlicbkeit der Seſe⸗ 


zes⸗,Faſſang? — Aus der legten Annahme gienge ein 
neuer Grund zur Abſchaffung bed Sefezes bervor. Nas 
den Bepſpielen aber erbellt, Daß — die Realdisciplinen 
etwa abgerechnet — in Baden, in dem der freyen Wiffen 
shaft ſonſt fe freundlichen Baden, jezt ron einem zahl⸗ 
va. ant odinogewerthen Theil der Sqcriftſteller io viel 


ur ur,8 .. 
RN .d, 


— 


nicereity 
Sechste Sizung vom ia. Zuty. e 


als gar niebts mehr geſchrieben werben kann; und daß 
der Geiſtesverkehr mit dem Ausland, unter den Feſſeln ei 
ner aͤngſtliden Kontumaz erliegeng, bald auf eine ein« 
ige Waare — mit Ausnahme der freyli nie zu bins: 
dernden Einſchwaͤrzung — befhränft zu werden droht. 


Hohe, Erlauchte, Verehrungswuͤrdige Mitglieder der 
erſten Kammer! „Es giebt‘ — alſo ſagt ein großer, 
und von Königen geehrter Schriftſteller — „es giebt 
in dem Zeitalter, worif wir leben ‚nur eine einzige, acht 
ſchwelchelbafte Art, einen Monarchen zu verehren — daß 
man ihn fuͤr wuͤrdig erkenne, die Wahrheit zu vernehmen, 
nur eine einzige wahrhaft verdienſtliche Art ihm zu dienen, 
— daß man fie ihm keinen Augenblick verhuͤllel“ — 


Die Thatfachen, die ich auffuͤhrte, ſind wahr, die 
Zuſammenſtellung der verſchiedenen geſezlichen Beſtimmun⸗ 
gen, die ich machte, iſt richtig, die Folgerungen 
aus heyden ſind klar.“ Ein mehreres iſt nicht noͤthig zur 
Rechifertigung meines Antrags. Es iſt uͤbrigens derſelbe 
nicht aus der Hoͤhe der Spekulation gegriffen, oder im 
Gleichmaas mit den Forderungen einer durch poſitive 
Schranken uneingeengten Thebrie. Er taſtet den Bundes⸗ 
beſchluß nicht an, und bezweckt keine Verminderung von 
deſſen — mit unfrer Konſtitution nur irgend vereinbarli⸗ 
chen — verbindenden Kraft für den Badiſchen Staat. Er geht 
einftweilen nur darauf: dag dBiein jenem Bunde 
defchluß nicht enthaltenen Befchränfungen; 
unb welche Demnach gemäß unferer KRonftis 
tation nicht anders als mit Zuftim 
mung beydber Kammern gefezlich 
verordnet werden fonnten, wieder aufgebos 
ben werden. Um foldhe Aufhebung unterthänigft zu 
bitten, dazu haben die Kammern nad $. 67 ber Korſlitu⸗ | 
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tion das unzweifelbafte Recht, und daß die wichtigſten 
Brände vorliegen, von diefem Rechte Gebrauch zu mas 
&en, ift des Beweiſes Anbebürftig , ‚weil klar wie der Tag. 
In unferer, an Erkenntniß vorangefchprittenen Zeit if 
der Anſpruch anf Preßfrepbeit von allen Gebildeten fo ſehr 
anerkannt, dap felbft die Gefeze und Berordnungen, wels 
che fie einschränken oder niederſchlagen, meift mit einer dem 
Mrortlaut nach ihrer Heiligfeit und Koftbarleit huldigenden 
KCinfeitung beginnen zu müffen glauben. Auch iſt's ja 
nicht eigentlih die Predfrenbeit, die ich jego begehre, 
fündern nur die Verminderung'des alzu drüdenden 
— und darum auch ald bloßes „Interim“ klaͤglichen 
— Prerzwange. RKläglich, ſage ich, ſchon in fo fern 
er netdwendig it, — &$ für und in fo fern ber 
dere BRundegsſßtag idn veriärie), weil nur diefe Auto 
ritat der rund ferner Rotdwendigkeit für Poren enthält 

da zedawal klaͤzuider nei ienſeits dieſer Greage, meil 
dann duredeus grunntes und etre mögliche 
Nettlertzurg. .. Nern eher einmal ses ter zeſezlichen 
Wogräntung der Brent zerfeit wirt zeſpeeden men 
dm. wire — TIrT Te) ezt wide die azıigee Zeit 
fox ddr — ee Br: 2 Warte 'S: Üsrız ser es 
geriiger Dltslü;e wireit Mer — zn: Sin zuge 
Nett wur er Zr MÄNNER mr Sehjeiente 
warf dd: me Yiiırın,ye Öyılrırı t 
ne Kımrmz Rn. WIISEN me. MIT ee ir 
sad a Ver mens sube meer Komme! 
wert. .Z rm %.r Dır.ımrtr2 2.8! 12 rc 


aeSrt:...0 -- Dorruiiu om Deomamer: Ye 
gr win Lo WuotorT pa ne Buraer 
werzäne Sour IF Komı gm 2 Su gr pergder 


ar Kine am mme Ära Sun or mr uhren 
na Walt amelreinng, am nme peu Qursummse. 
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Sie verleiht, ohne Gewalt, einzig durch das -Bottesurtheif 
der entfeffelten offentlihen Meynung, dur die richtende 
Autorität der Denfchenvernunft gewiffen Sieg der Wahr 
heit-und dem Recht. Gie ift der gebahnte Weg, die dur 
verläßigfte Zührerin zu allem Guten. 


Bon allem, was Feſſein ſcheut “, ſagt ſelbſt Genz, 
mit in ſeinem Mund jezt zehnfach bedeutungsvollen 
Worten, und ſagte es in einer ſturmbewegten Zeit, (1797) 
oͤffentlich zu ſeinem König — „Von allem, mas Feſſelu 
ſcheut, kann nichts ſo wenig ſie ertragen, als der Gedanke 
ded Menſchen. Jedes Geſez, welches Preßzwang gebie⸗ 
tet, iſt ausſchließend und peremtoriſch zu verdammen: 
Darim fey Dreffreyheit das unmwandelbare Prinzip Ihrer 
Megierung. Eur Schriften, welche ten Charakter geſez⸗ 
widriger Thaten anziehen, müfle Jeder verantwortlih 
fepn: aber die bloße Dieynung finde feinen andern Wider: 
faher, ald die entgegengefezte, und, wenn fie Irrig iſt, 
bie Wahrheit!‘ " | 
| Mag die heutige Weltlage der Beftaltung einer Frey⸗ 
beit, wie die Theorie fie heifcht, ein noch fo ſcheinbares Ber 
denken entgegenfezen: einen fo erbiägdenden Zwang 
wie der, unter welchem wir feufgen MAktann feine Weltlage 
rechtfertigen. Die richtende Nachwelt, wofern wir ihn 
vperdienten, würde ihn. ald die größte Schande, und wo» 
fern wir ihn nicht verdienten, ald das tieffte Ungluͤck, in 
jeder Annahme als die traurigfte Erſcheinung unſrer Tage 
erkennen. — 


Se. Hoheit der Praͤſident ettlärten jezt: Nach 
‚ber Geſchaͤftsordnung muͤſſe jede Motion unterſtuͤzt wer, 
"den, um zur Berathbung und Diskuſſion gelangen zu koͤn⸗ 
nen; ed frage fi) alfo vorerft, ob diefelbe von irgend 
einer Seite unterftuzt werde ? ‚ 
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Frhr. v. Weffenberg: Die Wichtigleit der vom 
Hofrath v. Rotted vorgetragenen Thatſachen, welche bie 
Aufıherffamfeit in hohem Grade in Anſpruch nehinen und 
Aufhellung verdienen, wie auch mehrere von dem geehrs 
ten Redner bengefügte Bemerkungen fchienen ihm alters 
dings wünfcenswerth gu maden, daß der Gegenſtand in 
diefer hoben Kammer erärtert werde. Er nehme deshalb 
feinen Anſtand, den Antrag in fofern zu unterflüzen, als 
es nach feiner Ueberzeugung den getreuen Ständen we⸗ 
fentlich obliege, ihrer Seits nicht zu unterlaflen, demit 
jeder Artikel der Berfaffung gewahrt werde, und fo viel 
möglich in Wirffamkeit trete, und bey gegebener Beran) 
laſſung ihre diesfalifigen Anfichten und Wuͤnſche eben fe 
ebrerbictig ald vertrauenevoll am Throne niederzulegen. 


Staatéerath Baumgärtner: Er fey nit dage 
gen, daB diefer Antrag in Berathung genommen werde, 
nur mülle er brmerfen,, daß, was den zweyten Theil det 
Vortrags, naͤmlich die vorgetragenen Beſchwerden betreffe, 
Diefer hierher nicht gehöre; dey dem erften Theil deſſelben 
werde es ſich in der Diskuſſion darüber zeigen, daß bie 
erlaffene ad nichts entbalte, was nicht dem 
Bundesbeſchlus un Wen frübern Gefezen gemäß if. 


Se. Hobeit der Präfident: Da nun die Motion. 
geboͤrig vnterſtuͤzt fen, fo frage es fib nad 6. 5ı. der 
S:jeifteertrung, ob dieſelbe in Beratdung gezogen, ober 
vertagt werden ſele, eder ch fe aid auf ih berufen 
anzufchen fen? 

Staaterotd Krir. mn Türfpeim: Er inte der 
Germrsnn adertınza widtiz, un? wie nun au andere 
deruder denen mägen. fe ieden die vergetragenen Urunte 
fr erdetlid. Tu. wadten nun einmal cine Iaregung 
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daven gemacht werden, das Interefie der Stände und 
der Regierung ed erheifche, Denfelben in Beratbung zu 
ziehen. Es werde fih dadurch Gelegenheit darbieten, abs 
gefehen vom Gegenſtand felbft, Bemerfungen über bie 
Geſeze und die Art ihrer Ausuͤbung zur Sprache zu brin⸗ 
gen, welche von vielſeitigem Intereſſe ſeyn werden. —: 


J Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim: Auch er feh 
dafür, daß dieſer Gegenftand profequirf werde, um fo 
mehr, damit die Regierung in Stand gefezt werde, die 
nöthigen. und dienlichen Bemerkungen ruͤckſichtlich dieſer 
getroffenen Maaßregel zu machen; gegenwärtig wolle er, 
da auch der verehrlide Herr Proponent fih auf die Ber, 
fäflungssUrkunde berufen babe „ ſich nur auf den 8. 66. 
derfelben beziehen, nach welchem dem Regenten das Recht 
jeder proviforifhen Verfügung zuſtehe. (Er lad ben 6. 
der Verfaffungs » Urkunde woͤrtlich ab). Ruͤckſichtlich der 
angeführten Facten enthalte er fih jedes Urtheild, Mas 
übrigens den Profeffor Paulus, welder in den aufge« 
zählten Befchwerden als Benfpiel angeführt werde, betreffe, 
fo müffe er blos bemerken, daß vielleicht im Würtems. 
bergifchen bie erwähnte Zenfur Statt gefunden, ins 
dem derſelbe, weil er aus feiner Sphäre trat, und fih 
in die politifchen. Angelegenbeiten des Staats mifchte, die 
Koͤnigl. Würtemdergifchen Lande habe verlaffen muͤſſen *). 


Prälat Hebel: Was die vorgetragenen Befchwers 
den gegen bie Ausübung der Zenfürordnung betreffe, fo 
mögen ſolche Bälle vielleiht bey auswärtigen, oder im 
Badifhen etwa bey Provinzial» Zenfuren vorgefommen 
ſeyn, bey dem hiefigen ObersZenfurs Kollegium aber, von 
weldem Er felbft Mitglied fen, fo viel ihm befannt, nicht. - 


*) Vergl. damit den Anfang des naͤchſtfolgenden Protokolls. 
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u v. Rotteck: & ſey jeden Augenblick bereit, die! 
Beweiſe fuͤr die von ihm vorgebrachten Thatſachen der 
hohen Kammer vorzulegen. 


Sehr, v. Tuͤrkheim: Eben dieſer Bemerkung” var 
ber fen ed wuͤnſchenswerth, daß diefer Gegenſtand weiter 
zur Sprache komme; er fen für die Regierung vorzuͤglich 
in Bezug auf das Factiſche intereſſant. Die Verhandlun⸗ 
gen der Kaminer haͤtten ja ohnehin Publicitaͤt, ſomit ſey 
es gut, wenn auch. dad, was ſlich über.die angeführten‘ 
Thatſachen, ba fie nun einmal öffentlich Angetegi worden, 
bemerken laſſe, gleiche Publicitaͤt erhalte. 


Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim: Der naͤmliche 
Gegenſtand ſey in der zweyten Kammer, wo er im vori⸗ 
gen Jahr vorgetragen worden und bereits bis zur. Bes. 
richtserſtattung gediehen ſey, durch einen juͤngſten Bes 
ſchluß auf ſich beruhend belaſſen werden; und wäre ges. 
genwaͤrtiger Antrag nicht ſo vielſeitig in dieſer hohen 
Kammer unterftugt, fo würde er darauf antragen, auch 
in dieſer den nämlihen Beſchluß zu faſſen. 


v. Rotteck: Der gegenwärtige Antrag. fe nicht 
der nämliche, wie der in der zweyten Kammer gemachte, 
dDiefer habe die Herftellung der Preßfreyheit be 
zweckt, jener gebe nur auf Minderung bee eb 
zwangs. 


Staatsrath Baumgärtner: er ſey ſeiner Sache 
fo gewiß, daß er anſtatt gegen die Diskuſſion anzutra,' 
gen, fich vielmehr auf diefelbe freue; indem es ſich aus 
berfelben ergeben werde, daß dur die von der Regierung 
getroffene Verfügung den Rechten der Stände nicht im 
mindeften zu nahe getreten worden. 


Sechtte Sitzung vom ı2. Jule 108 

/ \ 

Sehr. v. Baden: Auch er habe feine eigenen Ans 

ftchten hierüber, weldhe er dann zur Sprache bringen 

inne, und wuͤnſche daher ebenfalls, aß der Gegenſtand 
sur Diskufflon kommen möge, 


Dab bope Praͤſidium ſtellt nun die Frage: Ob 
der @rgenfland beratpen, ı oder ob er vertagt werben, oder 
auf ſich beruben folle? - 


J Mit Ausnahme von 4 Stimmen vereinigten 14 alte 
Mitglieder zur Berathung, wonad bad hope Praͤſt⸗ 
dium als Befchluß ausſprach: Bu 


dvaß der Antrag demnächft in einer vorberathen⸗ 
den Stjung erörtert und in berfelben aud die 
Kommiſſion zu beffen Begutachtung gewaͤhlt 
| werden ſoue. 


v. Rottechk. 
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dechvreistiche erfte Kammer der Badifchen. 
Ständeverfammliung! | 


Der Deputirte der biefigen Univerfität auf den 
Badiſchen Landtag, der Geheime Hofrath Thibaut Kat 
dem engern alademifhen Senate die in Abfgrift sub 
Lit. A anliegende *) Vorſtellung überreicht, : und von 
diefem ift die dort erwähnte Angelegenheit ald die 
ganze Univerfität betreffend, an den großen Genat ger 
bracht worden. In dem bier eintretenden Colliſtonsfalle 
find wir fämmtlid von dem Wunſche Kefeelt, den, wie 
wir und uͤgerzeugt halten dürfen , diefe bochpreiſliche Kam⸗ 
mer mit und tbeilen wird, tag ed unjerm allgemein vers 

ebrten Deputirten moͤglich gemadt werten fönne, bie 
Pflichten feined Berufes mit denen der Volksvertretung zu 
vereinigen. Und da einer hochpreißlichen Kammer zufolge. 
der Sefhäftderdnung $. -ı die Befugnis zuiteht, aus wich⸗ 
tigen Grunten das eine oder das andere Mitglied von dem 
Beſuchen aller oder einiger Sizungen, foiern tie Kammer 
dadurch nicht aufdört nel;idlig zu jepn, zu bipenfiren, 
fo zweifeln wir um fo meniger an ter anädigen GBenebmis. 
gung eined Antrages, den tie Bedurfniſſe der Univerfität 
fo nethwendig maden, als einerfeit® ji Darin der Wunſſch 
der durch den Geheimen Hofratd Tdibaut zunächſt repräs 
fentirten Korporation aueſpricht, und andrerfeitd dieſe 





"GE iR die oben en S. & — a9 ſtedende Merlage, Ziffer 12. 
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Bodpreiflice Kammer gewiß: nichte verlangen wird; was 
- für das Wohl unferer Lehranſtalt fo bedenklich werben 
koͤnnte, ohne durch eine höhere Rüdficht geboten zu fepn. 
Es bedarf in ber That nicht unferer Erinnerung an den 
‚großen Namen unſeres verehrten Kollegen in ver juriftis 
ſchen Welt, an feinen Einfluß auf bie gründliche Bildung 
unſrer Juͤnglinge und auf die Frequenz der Studierenden 
In Heidelberg, wodurch allein fchon der Wunſch gerehtfers 
tigt ſeyn möchte, daß derfelbe nicht genoͤthigt werden möge, 
unvoffländige Rehrvorträge zu halten; aber dad muß pflicht⸗ 
mäßig von uns. hervorgehoben werden, wie gerade in Die, 
{ei Sommerfemefter die Abwefenbeit unſers Kollegen von 
hier fo ganz befonder& nadhtheilig ſeyn wuͤrde. Der erft 
feit Oftern im Drud erfchienene neue Gajus bat in vielen 
Lehren des römifben Rechts eine foͤrmliche Revolution - 
bewirft, uͤberall ift dadurch) ein neues friſches Leben in das 
Studium diefed Rechts gekommen, auf allen Univerfitäten 
wird darüber gelefen und ed’ den Afademilern auf drins 
dendite ans Herz gelegt, benfelben zu ftudieren, fo daß 
es jedem, der von den darin aufgedeckten Schäzen fich nicht 
zu eigen gemacht, als Kaulheit oder Indolenz audgelegt 
und der Lehranftalt, die bey der Enthüllung derfelben nicht 
ſogleich ihre beften Kräfte angewandt hätte, der gerechtefte 
Vorwurf gemacht werden wurde, Wenn num die zahlrei: 
den Zuhörer, welde in diefem Sömmer gehofft haben, 
in-der Borlefung des Geheimen Hofraths Thibaut über die 
roͤmiſche Rechtögefchichte mit den neuen Entdecdungen im 
Gajus befannt zu werden, fi gräßtentheils in diefer Er⸗ 
wartung getäufcht fehen, und hinter den Zöglingen andes 
rer Uiniverfitäten zurüdbleiben, wenn es unmäglich erfcheint, 
biefen, erft während der Borlefung neu auszuarbeitenden 
Vortrag durch einen Andern dictiren zu laffen, aud bie 
Uebertragung diefer Vorlefung an einen andern Docenten 


m 
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sein unmoͤglich iſt, ba diefe fämmtlih mit Borkefunger 
überbhäuft find, fo wie die Zuhärer in einem ſolchen Tauſch 
ſchwerlich einwilligen würden, — fo tönnte es nicht anders 
als hoͤchſt nachtheilig für den Ruf und die Ehre Heidelbergs 
werden, wenn der Geh. Hofrath Thibaut feine Vorleſung 
ber Rechtögefchichte unvollendet laſſen müßte, - Durch Ber 
doppeln der Stunden aber, wozu bderfelbe gerne bereit if 
würde es möglich werden, in 6 bis 7 Wochen · damit zu 
Ende zu foınmen, und alsdann auf dem Randtage zu er⸗ 
fheinen. Da ed und nun zugleih wahrſcheinlich ift, daß 
die mehriten der in diefer- Zeit zu baltenden Gizungen zur 
vorbereitenden Erdrterung der widtigern Gegenftände ber 
Beratffung erforderlih fepn werden , fo boffen - wir; 
ed werde mit dem Intereſſe der Landes, Dertretung 
vereinbarlich gefunden werden, und deßhalb die Zuftims | 
mung der hopreißlichen erftien Kammer erhalten, wenn 
wir an Hochdieſelbe die geborfamfte Bitte richten : 


unfern Repräfentanten, den Geheimen Hofrath Epir 
baut neh 6 — 7 Wochen lang von den Beſuchen 
des jest eröffneten Landtages im Ganzen zu..diäg 
penſiren; falld aber in diefer Zeit beſonders wich⸗ 
tige Gegenſtaͤnde zur Diskuſſion kommen ſoxten, 
denſelben beſonders einzuberufen. 


der tr Hochpr. erſten Kammer der Badiſchen kandlaͤnde 


ganz gehorſamſter 
großer akademiſcher Senat. 
Dr. Schwarz, d. 3. Prorektor. 


— | v. Kleudgen, Syndikus. 
Heidelberg den 3. July WG 
1840. 
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Moriithore beicht über ‚ben Ge hoehertwutf die Abld 
ſung der Herrenfrohnden betreffend. 

Der Kommiſſion vorgetragen den 7. July 1820. 
J a 1... .. 
, Alles was Erſchoͤpfendes fiber Frohnden in dem fo 
gründlichen Vortrag des Hrn, v. Staͤdel in der ı5ten 
Gizung der zweyten Kammer des vorigen Jahre, fo wie 
‚in den Disfuffionen der 20, und 21. Sizung der erften 
Kammer, gefagt wurde, und worüber ſich beyde Kam⸗ 
mern auf den Beſchluß vereinten, Verwandlung der 
Staats. unb Ahlaßfung der Herrenfrohnden, 
zu Vvirderholen , Fe Kommifion. übetäfig, und 

BE I u a. 3. 

geht nur zu. dem Bunfe über, ba: die abliſuas 
* Sneeobaden mus; Staatomitteln im Ganzen, 
möglie wäre, » a: 


tt 2 fr 3. | 
Zwar ift diefer Wunfh ſchon das vorige Jahr Hier 

in der erfien Kammer zur Sprade gekommen, allein we⸗ 
gen dem Anschliegen derfelben an den Beſchluß der zwey⸗ 


ten Kammer, und in der Ueberzeugung, daß bey dem 
Veſezesenrwurf die Art ber Entſchaͤdigung wieder in Ueber⸗ 
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legung gezogen werden müßte, nicht in weitere Berathung 
genonimen worden, 


.s 4 


Doch mehrere Gründe. und die freufinnigften Anſich⸗ 
ten der betheiligten Mitglieder der Konimiffion beſtimmen 
diefelbe, wenigftend im Allgemeinen diefed Wunſches zu 
erwähnen, und folgende Grüne dafür aufgufüßren; ‘ 

6. 5. 

a) würden bie Frohndberechtigten ſelbſt an dieſer 
Losfaufung mittragen, und da diefe Kammer aus vielen 
Gliedern folder Frohndberechtigten befteht, die Kommiſ⸗ 

- fion aber aud der Majorität folher, fo ſpricht ſich in dies 
fem Vorſchlas lein Eigennus aus, fondern 6 
J | Dee nn 

b) die reine Idee, gerne ein Opfer zu bringen, um 
nicht zwifchen ben: Gliedern der erften und zweyten Kant) 
mer sald beſtimmende Gefezbehörbe auftreten zu muͤſſen 
Zwar. fprechen :fhon die frühern Geſeze für die Frohnboͤ 
"berechtigten, nämlich in dem Regierungdblatt vom Jahr 
1808. die Grundverfaffung der verfchiedenen Stände bes 
treffend , heißt es: „fie, die perfönlichen Frohnden haben 
mit Leibeigenſchaft, ohngeachtet mit derſelben verwantien 
Urſprungs, nichts gemein, ſondern beſtehn auch ohne ſie 
oder nach ihrer Aufhebung zu Gunſten der vorigen be⸗ 
rehtigten ſrohndherrn fort,“ 

7 - er 

0): Dieſes von- beyden Kammern fuͤr estöfenn be⸗ 
ſtimmte Gefaͤll wuͤrde mit einmal fein Ende erreigen, wo - 
auf die andere Weiſe der nur erlaubten Ablöfung manche 
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särmere Gemeinde, durch die Unmoͤglichkeit, die noch fo Bils 
tige Losfaufsfumme aufzubringen, hingebalten, in! der 
Befrepung ihrer reicheren Nachbars Gemeinde ihre Laff 
beppelt fuͤhlen muͤßte. 


d. 8. 


Zwar Pi der Kommiſſion die fich entgegenſezenden 
Scwierigkeiten nicht entgangen, als ber große Staats⸗ 
aufwand, den dieſe allgemeine kostaufung verurſacht, 
hauptſaͤchlich aber, daß jene mitzahlen muͤßten, denen keine 
ſolche Pflicht oblaͤge; allein wenn die Glieder ber erften 
‚Kammer einwilligten, fo würden wohl die Hauptbefrehs - 
ten wur Mittragung die Hand geboten haben. 


, . .9 
Nun zum Gefeze felbft: ad 6. 1. 


Schon in dem Geſez der. Grundverfalung ber ver 

fiedenen Stände, Regierungsblatt 1808. ©, 162. iſt außs 
dractlich gefagt: Herrenfrohnden aller Art koͤnnen abge⸗ 
«Bauft merben,, und fein Stammgutd-Bertrag ‚Tann diefen 
Ankauf hindern, fondern er kann nur der Verwendung des 
Erlöfed Maas und Ziel geben, hierdurch wird alle Eins 
wendung, welche der Lehen» oder Fidei⸗Kommiß ⸗Verband 
Linlegt/ gehoben, 


6. 10, 


Ä ad $.2. de Geſezes iſt die fruͤhere Eintheilung von 
dem Geſez des Jahrs 1808. beybehalten worden, nur in 
Ruͤckſicht ad a, die Frohnden zu Gebäuden, beißt‘ es: hie⸗ 
ber gehören „die Kirchen, Pfarr, und Schulpäufer,. fo 
weit die Frohndberechtigten ſolche Kraft befondern Rechto⸗ 
titel& zu erbauen und zu unterhalten ſchuldig find, und 
bey leitern die Frohndleiſtung weder der politifchen noch 


113 Protokolle der Erſten Kammer. 


der Kirchſpiels⸗Bemeinde nach den beſtehenden allgemeinen 
Geſezen obliegt. - 


Die Rommilfion glaubt, daß in Rudfiht der Kir 
ten, Pfarr» und Schulhäufer gar feiner Erwähnung gu 
tbun wäre, denn die Frohnden für felbe find Gemeindss 

frohnden, wie das Negierungsblatt 'vom Jahr. 1810, 
S. 120, für Schulpäufer beftimmt, und da es nur gar 
‚Erleichterung der Frohndausloͤſung beptragen wuͤrde, ſehr 
beſtimmt Herrenfrohnden von Gemeinds⸗ und Gtaats⸗ 
frohnden zu trennen, ſo wuͤrde beſſer vielleicht dieſes zu 
‚Übergehen fepyn, weil beftimmt anzunehmen ift, we Or 
-meinden zu Kirchen, Pfarrs und Schulhäufern gefrohudet 
haben, da find dieſe Frohnden Gemeindsfrohnden, und 
in dieſer Ausſcheidung wuͤrde alſo eine Erleichterung im 
ber Austaufsmaſſe entſtehen. 


| | $. 11. 2. 
Die Frohnden zu den -Schlöffern, ‚oder den Wohnans 


gen der, Frohndberechtigken, fehlen in der Avfabluus 
saͤnzlich, ind wäre ad a. ‚bepgufegen. | 


zn 12 

ad $. 3, 4, 5, 6, 7, 8. ift nur zu erinnern, daß in 

ben 55. 5. und 6. der Lohn und die Tagarbeiten von 

Menſchen oder Vieh feine geſezliche fire Beſtimmung ha⸗ 

den, wo alſo etwa im 6. 5. nach den Worten: „um den 

Kohn nach jezigem Preis, "und Im 8.6: nach den Worten: 

‘Sum den Lohn nach den jesigen Preiſen,“ beyzuſezen kaͤmt, 

welche Beyſaͤze nur zur Ausweichung jedes Sireites vor⸗ 
geſhlagen werden. 


- i .s 


& 13, 
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2... Bm. 9. wäre wohl der Sicherheit zu erwähnen, 
welche der Frohndbereihtigte für die Fosfaufsfummg, zu 
“fordern bat, und welche auf die Frohndpflichtigen ger 
fammter Hand in solidum zu befimmen wäre; bey mals 
‚genden Srohnden ift das Gut, auf dem- diefelbe haftet, die 
ſicherſte Hypotbek; bey perfönlihen Frohnden, welche nur 
von Frohndpflichtigen geſammter Hand losgekauſt werden 
"Tann, iſt wohl feine Sicherheit denkbar, als die in soli« 
dum der Frobndpflichtigen. 


. a 5. 14 u 
Bon. 6. 10 — 15. fo wie von 16 — 19. koͤmmt 
nichts zu bemerken. 


x 
% 15. 


Ueber 6. 20. ift der Kommiffion nicht entgangen, 
‚daß hier ‚der große Unterſchied bey Frobndausloͤſungen 
‚früherer Zeit, nämlich ber ewigen und temporären Frohnd⸗ 
ausföfung nicht erwähnt wird, welcher Unterſchied häufig 
vortommt, und über welchen Unterfhiet „'e Kommiffion 
durch die Mehrheit folgenden Vorfchlag da:icgt. 


Die ewigen Erobndausisfungen in Geld oder Fruͤch⸗ 
ten follten wie andere Zinfen und Guͤlten betrachtet, und 
sie wie dirfelden mit ıBfabem Betrag ausgelöst werden 
Aönnen. . Die Erflärung ded Regierungs-Kommiffärs fagt 
uns freylich: bey den frühern Frohndausloͤſungen ſey nur 
‚der erfte Act des Abloͤſungsgeſchaͤfts vorangegangen; als 
‚lin zu einer Zeit, wo an feinen zweyten Act gedacht 
wurde, alfo fon. in. der. Beftimmung der Ausids 
ſungsſumme auf Losfaufung diefer Abgabe Ruͤdſicht 
genommen wurde. Der 18fache Betrag iſt deswegen 
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ſchon fehr nieder, da nichts ald reine Begünftigung der. 

Frobndpflichtigen für felbe fpribt, bean die verlorenen: 
o,p&t. als Opfer für die. Ratur der Abgabe ift ade, 

fe man fordern kann. . 


Bey temporären Frohndabloͤſuͤngen da koͤnnte es ge⸗ 
halten werden nach den 66. 6. und 7., naͤmlich daß mar 
die Frobnde auf ihre Wefenheit zurüdführe und den ıffeis 
und aten Act der Frobndloßfaufung mit ihr vornehme, 
oder der Willkuͤhr des Frohnpflichtigen überlaffe, derifelben 
nach dem ı8fachen Werth, ohne weitere Zurädfährung auf: 
die Frohnden felb:t, Loszufaufen ; denn in den temporären 
Abloͤſungen liegt die Möglichkeit, die reine Frohndſchul⸗ 
digkeit zu erbeben. Diefer $. würde alfo fo. lauten: „die 
für die Herrenfrohnden früher regufirten Frohndgelber 
find entweder ewige oder temporäre Frohndabloͤſungen, 
bey den ewigen ift die Losfaufsjumme wie bey Zins und 
Gültgefällen beitimmt, bey temporären hängt ed vom 
Srohndpflichtigen ab, ob er Diefelben wie ewige loskaufen 
oder auf ihre eigentlihe Beſtimmung zurudführen will, 
in welchem leztern Sal die $ 6. und 7. die Beſtimmun- 
gen geben. * 


a 


§. 16. 2 


ad $. 20. und aı. iſt nichts zu erinnern. 


$. ı7. 


ad $. 22. In diefem $. fintet die Kommiſſion aus 
dem Grunde eine Lüde, weil er mit dem $. 17. in einf. 
gem Widerfprud zu fteben fcheint, indem dort das Her 
Tommen über die Art des Derrendienftes und 
der neuefte Befizftand auf einem Zeitraum 
von ıo Jahren über die Ausdehnung die Norm 
beftimmt; hier aber die Rechtövermuthung gegen den Ber 
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ſizſtand in dem Hall angenommen wird, wenn in einem 

Drte Frohndgelder als Surrogat perfönlicher Frohnden 
bezahlt, un® neben diefen noch Herrenfrobnden in natura 
geleißet werden. „Wir müflen immer vermuthen, daß in. 
unfern Zeiten nichtB bezahlt oder gethan worden ſey, was 
nur einen Schein von Unbilligkeit, ich will nicht ſagen 
Ungerechtigkeit, hat; der Beſizſtand iſt angenommener 
egtstitel, und wir glauben alſo, daß dieſer 5. ganz 
wegbfeiben Könnte, weil in dem Fall, in welchem der 
Eropnppflichtige eine zweyfache Abgabe für einen und den 
nämlidhen Dienft einmal in Geld und das andere Mal in 
natura. geleitet ‚zu . haben beweißt, nicht. nur zu feiner 
Loslaufung kann angehalten werben, fondern ihm der 
Erfaz | im Regiäwege augeſprochen werden muß. 


J $. 18. 


Bey dem 6. 23. iſt nichts zu erinnern, Hier koͤnnte 
nur noch die Bemerkung angehaͤngt werden, daß uͤber die 
Summe der Loskaufung der auf den Staats⸗-Domainen 
haftenden Frohnden rine Ueberfiht müßte entworfen und 
den Kammern vorgelegt werden, damit dieſelbe in dem 
Zünftigen Bubget in Einnahme aufgeführt werde, weil 
biefe Frohndabloͤſung im dem Erträgniß der Staats, Dos 
mainen auch eine Aenderung auswerfen muß. 


Karl Grepherr v. Baden 
als Berichtserſtatter. 


Wette ——— 
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Beylage Ziffer 25. 





Commiſſions⸗ ⸗Bericht uͤber den Geſezes „ Entwurf. jur 
Ablöfung der Grundgülten - Zinfin, und Drik. 


theilspflichtigkeit. 
Nachdem bereits durch das beſtehende Landrecht, fe 


wie auch durch die Landes-Konſtitution die Abloͤs barkeit 
der Grundlaſten ausgeſprochen iſt, ſo kann es wohl nicht 


"mehr Sache der Kommiſſion ſeyn, das Princip, welches 


dieſer Beſtimmung zum Grunde liegt, einer naͤheren Er⸗ 
oͤrterung oder Pruͤfung zu unterwerfen. 


Es ſey genug, hier im Allgemeinen der woblthaͤtlgen 
Abſicht zu gedenken, durch dieſe Umwandlung einer ſtaͤn⸗ 


digen Naturalabgabe in ein — binnen einem beftimmten 


Zeitraum abzutragendes — Geldfapital, nicht nur alle bes 
theiligten Güterbefizer zu erleichtern, fondern auch dadurch 
den geſammten Nationalwohlſtand zu heben, und zu’ vers 
größern, welcher Endzwed jederzeit eine danfbare Aner. 
fennung aller Staatsbürger in vollem Maaße verdient. - 


"Wenn au diefe Abldfung der Grundlaften, in ſo 
fern dieſelben in Naturalien beftehen, bey der gegenwärs 
tigen geldarmen Zeit, und bey der fo befchwerlichen Bers 
werthung aller Produfte den mehrften Zinspflichtigen nicht 
als vortheilhaft erfcheinen dürfte, und es daher einer beſ⸗ 
fern Zukunft überlaffen werden muß, die eigentlichen 
Größte biefer Vorkehrung einzuerndten, fo ift doch für 
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. Diele Berechtigung fann aber aud in Beziehung auf 
den Zinspflidtigen nicht ald unbillig angefehen werden, 
weil dad Mittel, die benderfeitigen Intereſſe zu vereinigen, 
fo wie einer altenfall® zu weiten Ausdehnung dieſes Nedy: 
tes zum Nachtheil der Zinspflichtigen vorzubeugen, in der 
durch die 56. 5. und 6, feſtgeſezten milderen Abloͤſungsnorm 
aufzufinden iſt. Die Sommiffion findet daher gegen biefe 
Beſtimmung im allgemeinen nichts einzuwenden. 


ad $. 5. 


Um den in diefem 5. feftgefezten Loskaufstypus gebds 
rig würdigen zu fönnen, dürfte es nicht unerheblich ſeyn, 
eine Bergleihung defjelben mit jenen, die durch! fruͤhere 
Berörbnungen beftimmt wurden, anzuftellen. ' 


Die Verordnung vom 29. July 1806. Regierungs⸗ 
blatt Rro. 21. fezt die Losfaufdfumme der befchwerlich zu 
erbebenden Bopdenzinfe auf den Zofachen Betrag des jaͤhr⸗ 
lichen Zinſes, jener Bodenzinſe aber, die frep eingeliefert 
werden müflen, auf den 36fachen Betrag mit dem feſt, 
dad die Naturalzinfe nach einem 20jaͤhrigen Radilalbetrag 
zu Geld angefchlagen, und fo nach obiger Norm Fapitafis 
firt werben ſollen. 


Dur die Verorbaung vom 8. April 1809. Regie⸗ 
rungsblatt 15. wird die Abldfung der Bodenzinfe, wenn 
fie den Betrag eines halben Malterd Frucht oder von 
einem Gulden Beld nicht überfteigen, nad dem 20fachen 
Betrag, die höheren Bodenzinfe aber nach dem 25fachen 
Berrag beftimms, wobey in Bemäßheit einer nachträglichen 
Verordnung vom 26 Auguft des nämlichen Jahrs die Na- 
turglien nach den 20ojährigen Durchſchnittspreiſen von den 
Jahren 1781 mit 1790. und 1800 mit 2809. zu Geld be- 
rechnet, und zur Erleichterung der Abldfung, Sjaͤhrͤge mit 
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5 pEt. verzindliche Termine geſtattet werden follen. Rad 
dem Groherzogl. Landrecht Tit. V. Kap. 2. Say 710. £. m, 
Tonnen die Erbgulten und Zinfen durch Darlegung det 
asfachen Betrages, welcher bey Frucht gber Bich nad 
einem a5jährigen Durhfchnitt des Preifes beſtimmt wers 
den foll, abgelauft werden. Hält man nun die geringite, 
in diefen Verordnungen enthaltene Loskaufsſumme mit 
der — durch ben gegenwärtigen Geſezesentwurf beſtimm⸗ 
ten — zufammen, fa erhellet Har, wie fehr der Zinepflich« 
tige durch die leztere begünftiget iſt, indem er im erfien 
Falle nach dem 20fachen Betrag dem Zinsherrn für 5 fl. 
Guͤltbetrag 100 fl. ald Loskaufskapital erlegen mußte, wel⸗ 
ches ſich aber jest nah dem ıdfachen Betrag auf 2 
sebucirt.: 

Nur die Beftinnmung, daß ber Pflichtige in allen 
Losfaufsfällen das Steuerlapital des losgekauften Objekts 
zu übernehmen habe, Tann die dem Zinsherrn zugehende 
‚Minderung feines Kapitalwerthes, jedoch nur einiger, 
maßen, wieder aufmwiegen. 

Wenn fi auch die Kommiffton mit dieſer großen Bes 
günftigung des Zinspflichtigen, rüdfichtlich des daben vor⸗ 
gefezten wohlthätigen Endzweckes, gerne. vereiniget, fa 
glaubt biefelbe doch einer allenfälligen Beeinträchtigung des 
. Zinsberrn auf einer andern Seite, durch einen vorzufchlas 
genden Zufaz zu dieſem $, vorbeugen zu muͤſſen. 

Es iſt nämlich in mehreren Kandestheilen, namentlich 
im Oberland, der Gall, daß über die Bodenziufe und Guͤl⸗ 
ten fdgenannte Beraine oder Bodenzinsbücher beſtehen, 
welche den Befchrieb vieler Zindgüter,, die Quantität und 
Qualität der darauf ruhenden Gült, fo. wie die Art und 
Weiſe und hie Zeit der Ablieferung enthalten. 2. 

Durch die in ftuͤbern Zeiten vorgegangene Zerſtuͤcke⸗ 
lung der Zinsgüter find nun in dieſen Berainen nebſt den 
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lich gu 5 pEt. in die Gemeindsôkaſſe verzindt werbe, unb 
daß endlich bey jeder, durch Verkauf oder Vererbung des 
Guts gefchebender Befisveränderung der Loskaufsbetrag 
vorbinweg in die Gemeindskaſſe refundirt werden folle. 


Zur Sicherheit des Zinsherrn aber müßte bie Ge⸗ 
meinde mit ihrem Vermögen für die richtige Bezahlung 
des Abloͤſungskapitals haften, wibrigenfalld der Zinshere 
berechtigt ſeyn folte, den Ruͤckgriff auf das zinspfilchtige 
But zu nehmen. . 


ad 6. 6. u. 7. 


nach die in dieſen Paragraphen feſtgeſezte Loslaufs⸗ 
Norm iſt im Vergleich mit denen in allen Fruͤheren Berorbs 
nungen enthaltenen Beſtimmungen fo aͤußerſt begünftigend 
für den Zenfiten, und dagegen beſchwerend für den Zinds 
herren , daß die Kommiffion billiges Vedenken getragen ha» 
ben würde , bier ihre Zuftimmung gu geben, wenn nicht 
einerfeitö der mildernde Umftand eintreten würde, daß bie 
Abloͤſung blos allein von dem Willen des Zinsheren abs 
hängt, und wenn nicht anderesfeitö der Herr Regierungd« 
 Kommiffär die weitere berupigende Erflärung gegeben 
hätte, daß bier vorzuglih die Abfiht der Regierung zum 
Brund liege, durch die Abldfung aUer kleinen Zins⸗ und 
Bültpoften die Adminiftration der Domainen zu vereinfas 
ben, welche Maadregel, indem fie die Verwaltung ber 
Domainen zugleich minder foitfpielig macht, eben dadurch 
auch fehr mwohlthätig auf alle Steuerpflihtigen zurädwirten 
muß. Diefe hierdurd möglich werdende Erleichterung der 
Steuerpftichtigen fowohl, als die zweckmaͤßige Berwendung 
Der Ablöfungsfapitalien zum Nuzen des ganzen Staats 
haushalts werden übrigens wichtige Gegenftände zur aufe 
merkſamen Beurtheilung und Berathung bey den tͤnftlgen 
binan; ⸗Etats abgeben. 
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|; ſehr auch früher viele geneigt Waren, dieſe Drit⸗ 
rxheiligleitsabgaben unter die lehenbaren Gefälle einzureiben, 
fo fheint man doch aus Abgang.eines klaren Beweifes für 
Das Dominium directum üher diefe Drittheilspflichtige 
Guͤter von.diefer Meynung abgefommen zu feyn, und felbft 
der vorliegende Geſezesentwurf ftellt diefelben unter bie 
Kathegorie der Zins⸗ und Guͤltguͤter. 


Wern gleich auch dieſe Abgabe auf fehr gerechten 
Entftehungs » und Erwerbötiteln berubt, und in diefer 
Dinſicht alle mögliche rechtliche Beachtung verdient, foift eg 
Doch nicht zu mißfennen, daß dieſes Gefäll eines der drüßs 
kendſten ift, und am meiften der Beförderung der Landes⸗ 
kultur im Wege ftcht. 


Darum ift der Loskauf defielben nicht nur fehr 
wünfchendwerth, fondern aud am meiften zu begüns 


ſtigen. 


Es koͤnnte zwar auch hier, wie bey den Zinſen und 
Guͤlten, eine Beſchraͤnkung des Loskaufs auf ganze Aemter 
oder Gemeinden als billig fuͤr den Berechigten erachtet 
werden; allein es beſteht hier doch der weſentliche Unter, 
ſchied, daß dieſes Gefaͤll meiftens auf größern Hofqütern ruht, 
und die Loskaufsſumme daher für den Berechtigten immer 
bedeutender, und rudfichtlich einer anderweiten Verwen—⸗ 
dung auch zweckmaͤßiger ausfallen wird, als bey denen 
oft in fo kleine Parzellen vertheilten Bodenzinfen, Ehen fo 
tönnte man cinwenden, daß der Termin von 30 Jahren 
für einen Fall aus dem Grunde zu lang wäre, weil ben 
vielen derley Gütern die Drittheiligfeitdabgabe nicht nur 
bey Sterbfällen , fondern bey jeder Befizveränderung ent, 
sichtet wird. Wenn man dagegen bedenkt, daß HTröttens, 
theild die jüngften unter den Erben zum Befiz von fülcherx 
@ütern berufen find, und deöwegen in der Reget D 
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Gterbfälle nicht fo geſchwinde auf einander folgen, fe Dikrfs 
ten fih bier Vortheil und Nachtheil fo ziemlig seneneinan) 
der aufwiegen. 

In Erwägung aller dieſer Umftände, und vorzäglig 
aus Rüdiiht, daß nach der entworfenen Berechnung ber 
Berechtigte ein für fein Gefaͤll billiges Entſchaͤdigungskapi⸗ 
tal erhält, womit er ſich oft noch größeren Ruzen zu vers 
ſchaffen im Stande it, ald durch das Gefäll in feinem ger 
nenwärtigen Befland, glaubt die Kommiffion auch biefenr 
Theile des Befegesentwurfs ihre Sußimmung nicht verſa⸗ 
gen zu duͤrſen. 


v. Baltenftein. J 


Schöte Sizung vom 12. Sufp. 7, 


Beylag e 2iffe 26. 





Kommiflionsbericht über den Geſezesentwurf, die Auf⸗ 
hebung der aus ber Leibeigenſchaft herruͤhrenden Ab⸗ 
gaben betreffend. 


Erſtattet von dem Hofrath v. Rotteck. 


Der Gegenſtand des von mir hente gemäß des ers 
baltenen ehrenvollen Auftrags in der hoben Kammer zu 
- erftattenden Bericht fpricht das lebendigfte Interefle des 
Datrioten und Menfhenfreundes an. Der Geſezesent⸗ 
wurf, welcher uns vorliegt, und der zu deflen Begrüns 
dung gehaltene Vortrag der preiswürdigen Negierungds 
Kommiflion huldigen auf die erfreulichfte Weife den libe⸗ 
ralen Prinzipien des Zeitalter; und indem ich darüber 
der hohen Kammer die Refultate einer treuen und forgfäls 
tigen Erwägung vorlege, iſt e8 für mein Herz ein füßer 
und ſtolzer Genuß, dabey Diejenigen, durch daß ers 
leuchtete Urtheil und die edeln Sefinnungen der hochver⸗ 
ehrten Kommiſſionsglieder befräftigten und geläuterten 
Ideen aufftelen zu dürfen, welde ich ſchon fängt und 
liebend in meinem Gemuthe genährt, auch wohl ſchon 
oͤffentlich — frepfich nicht ohne Mißverftändniß zu erfah⸗ 
zen — außgefprocden habe. 


Doc liegt, fo gerne ich bier auch meinen Gefühlen 
Worte gäbe — in meiner Aufgabe nicht, dasjenige erft 
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anzuregen, was fo eben bereits vielverheißend ins 17 
ben tritt; fonden ich habe nur die Art dieſes @intre 
tens nach der Strenge der Srundfäze zu prüfen, und 
mehr nur Begriffe zu zergliedern, als bie lohnendere 
Sprache der Empfindung zu reden. | 


Drev Fragen find es, deren genaue Erörterung 
hier Noth thut: 


Fr welches iſt der Grund der unentgeltliche 
Abfchaffung der Leibeigenfcafts» Gefälle ? 
Dann ' 


2) welches ift der Grund der aus Staatdmittein 
su leiftenben Entſchaͤdigung? Endlich 


3) wie weit erſtreckt ſich dieſer und jener 
Grund, und welches möchte demnach der ent» 
fprechende Umfang des Geſezes ſeyn? 


1 Gegen die Leibeigenfchaft und die von ihr ab» 
fließenden, d. h. als ihre Erbſtuͤcke erkennbaren Laſten hat 
ſich ſo allgemein die beſſere Stimme der Zeit erhoben, 
dad die Nothwendigkeit oder doch hoͤchſte Kaͤthlichkeit ihrer 
Abſſchaffung bereits ale politifches Ariom gilt. Aber es 

yfönnen ſtaatswirthſchaftliche, oder rein h u⸗ 
mane, oder ſtreng rechtliche Gruͤnde ſeyn, aus wel⸗ 
chen man ſie fordert oder gewaͤhrt. 


a) Durch die Leibeigenſchaft — alſo mehr oder we⸗ 
niger auch durch die von ihr abfließenden einzelnen Laſten 
wird der — dann nur ſogenannte „Staatsbür⸗ 
ger” — dem gemeinen Wefen entfremdet; er gehört 
einem Andern, und in. der Schäzung ber lebendigen un» 
pekuniaͤren Kräfte bed Staates ift ber Sibeigene — je 

nad 


_ 
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mad dem Maaß des Drucks — ganz oder zum Theil eine 

MRulle Nur aus der freyen Mafle der Kräfte und des 
"Vermögens mag der Staat für fih in Anfprudy nehmen, 
weſſen er bedarf. Der Staat befördert alfo fein Ges 
fammtwohl, erhöht feine produftiven Kraͤfte und feinen _ 
Reichthum, ftärft und veredelt fein ganzes politifched.und 
organifched Leben, wenn er fi jener traurigen Buͤrde 
entlebigt. | 


| b) Aber. er huldigt dadurch zugleich den Prinzipien 
ser Humanität, er erweist den Pflihten der chrift: 
lichen Liebe eine thätige Anerkennung, heilt die bey dem 
Beſtehen der Leibeigenſchaft unvermeidliche Verfchlechtes 
rung bes Bolfscharafterd, und befreyt fih von einem 
ſchmachvollen Ueberreft der Barbaren. 


Doch die Regeln der Staatswirthfchaft find 
Leine Geſeze; der Staat: wenigſtens ift nur ſich feldft 
‚verantwortlich. für deren Uebertretung. Sie find auch in 
‘ihrer Gültigkeit abhängig von Zeit» und Ortöverhältnifs 
fen, und überall ;nicht die höchften. ⸗ 


Auch die Prinzipien der Humanitaͤt, der Bil 
Ligfeit, der Liebe, befehfen niht unbedingt. Der 
Staat ſoll fie wohl befolgen, aber er muß nit; es ift 
dabey vieles von dem Ermeffen abhängig, und die 
"Uebertretung mag tadelnswerth, unruͤhmlich, Anlaß zur 
Befchwerde gebend ſeyn; aber eine vechtöbegründete 
Klage gibt fie nicht, 


c) Sol alfo die Aufhebung der Leibeigenfchaft als 
Rechtsnothwendigkeit erfcheinen, fo muß fie aus 
Rechtsgrüunden gefordert werden. Man muß erfens 
nen, daß die Leibeigenfhaft mit Unrecht aufgefommen, 
daber ihre Fortdauer dem ewigen Recht wider ſ treis 
Protokolle | der 2. Kammer, | 9 
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tend fey, daß alfo nicht nur die Geſammtheit' fich 


ſelbſt, fondern aud den Betheiligten, den Leib, 
eigenen fchuldig fep , diefe Feſſeln zu loͤſen. 


Es if von großer praftifcher Golge, ob man 
von einem oder dem andern diefer drey Standpunkte aus⸗ 
gehe. 
Wenn aus den Gruͤnden der Staatswirthſchaft 
Verzicht gethan wird auf ein aͤußeres Recht, wenn z. B. 


ein Staat zur Hebung des Kredits und der Induſtrie, 


jur Beranlaffung eines niederern Zindfußes u. f. w. feine 
zu 6 und 7 pCt. anliegenden Aktiv Rapitalien freywilllg 
auf 5 hberabfezte, wenn er aud den Ichzeitigen Paͤchtern 
feiner Domainen Erbpaͤchter, oder gar vollberedhtigte Ei⸗ 
genthümer machte u. f. w.; fo ftünte erftend in feiner 
Willkuͤhr, diefe niht den Einzelnen, fondern der Ge⸗ 
fammtbeit, d. h. fih Selbft zugedachte Wohlthat ober 


to. 


Berbefferung nah Ermeſſen zu befchränfen und zu ber - 


Dingen, auch fie im Allgemeinen oder nur theilweis zu 
gewährenz und es würde folche Verfügung ohne alle 
Konfequeng oder Rechtöverbindlichfeit bleiben für alle 
andern in ähnlichen Berhältniffen ſtehenden Stdubigen, 
Eigenthümer,, und Schuldner. 


Das Nämlihe fände Statt, mo aus Gründen der 
bloßen Humanität oder Billigfeit von Seiten des 
Staats ein Nachlaß an Forderungen bewilligt wuͤrde. 
Wenn der Staat den Domainenpädtern wegen Dagels 
flag oder Mißwachs eine Berminterung des Pachtſchil⸗ 
lings gewährt — noch weiter als es ſchon die Gefeze mit 
fih bringen — wenn er einer verarmten Gegend, einer 
durch Kriegsnoth bedrängten Gemeinde, einer umd Ges 
meinwohl verdienten Kamilie oder Buͤrgerklaſſe einige aus 
"Sffentlichem oder Privatreht fließente Schulden erlaͤßt; fo 
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Mag er ed-thun, und um fo freyer, je beßer organiſirt, 
je mehr entfprechend dem Ideal eined natürlichen Ors 
Hand des Geſammtwillens feine konftituirte öffentlihe 
Macht if: Aber dadurch wird Niemand fonft ge 
Jungen einem ähnlichen Necht zu entfagen, und erhält 
ftin anderer ald der unmittelbare Staatsfchulds 
tier einen Anſpruch auf Beitenung. 


Saoollte auch der Ausfall, der durch die bemerkten 
Nachlaͤſſe in den Ötantseinkünften entftebt, durch Bey⸗ 
träge don Bürgern, die in ähnlihen Verbältniffen gegen 
Brivatgläubiger fteben, mit mullen gedeckt werden ; folls 
ten 5. B. Schuldner, melde felbft an Privatgläubiger 6 
bis Iprocentige Zinfen entrichten , verunglüdte Pächter, 
welde von ihren Privatpachtherten keinen Nachlaß erhals 
ten, ums Baterland wohlverdiente Bürger, welden in 
Privatverpflichtungen Feine Begunftigung zugeht, mit 
an den. zu obigem Zwed erforderten Steuein zahlen; das 
durch wird ihnen Fein rechtliher Anſpruch auf ähnliche 
Befreyung erwachſen. Denn in ihrer Perſon ift eine 
zweyfaehe Eigenfiyaft zu unterfcheiden ; einmal die des 
Staatsbuͤrgers, welche die Schuldigkeit der Theil⸗ 
nahme an allen durch den Geſammtwillen (wovon 
Er ſelbſt ein Element bildet) oder durch die oͤffentliche 
Macht rechtmaͤßig beſchloſſenen Leiſtungen involvirt, und 
Bann jene des Privatſchuldners oder Glaͤubigers, 
welche außer aller Verbindung mit jener erſten iſt, und 
durchaus keinen rechtlichen Grund einer Befreyung dars 
bietet von einer wabrbaft allgemeinen, d. 6. 
durch die beftehende rechtmaͤßige Gewalt, zumal durch dad 
natürliche Organ des Geſammtwillens Aufgelegten-Laft. 


Alſo nicht darum — obſchen dergeftalt: die Forde⸗ 
tung erflang und die Gewährung -motivirt warb — Weil: 
) % 


— 
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es ungerecht wäre, wenn bie ben Privatherren Leibeige⸗ 
nen — in fo fern fie nämlid nad der mildern Geſtalt 
unferer Reibeigenfchaft gleihwohl Staatsbürger fin 
— mit bepiteuern müffen, um den durch die Befreyung 
ber landesherrlichen Leibeigenen entfichenden Ausfall in 
den Sffentlihen Einkünften zu deden, ift ed eine Rechte⸗ 
nothiwendigfeit, auf die Freylaſſung der landesherrlichen 
Leibeigenen auch jene der jtanded s und grundherrlichen 
folgen zu laſſen; denn jene Berpflihtung zur Beyſteuer, 
welche nur auß ihrer ftaatShurgerlichen Eigenſchaft 
berfließt, berührt ihr fonftiged, zumal privatrecht 
liches Verhaͤltniß nicht, (wie denn auch früher z. B. das 
landesherrliche Manumiffionsgeld für verfchiedene Fälle 
aufgehöben wurde, wo man das ftandes« und grundherrs 
liche noch fortbeftchen faffen zu müffen glaubt). Som 
dern darım, weil die Keibeigenfchaft und die aus ihr 
herrührenden Gefälle ald mit Unrecht aufgefom 
men erfannt worden, demnach der Staat diefe fogenannte 
echte als feines Schuzes unwerth erachtet bat, 
müffen diefelben überalf, alfo niht nur im Berhältnig 
der Untertbanen zum Landesherrn, fondern auch ber 
Staatsmitglieder zu Staatsmitgliedern aufhören. Die 
Aufbebung der Leibeigenfchaft — die aufrichtige, unum⸗ 
wundene, d. h. die Laften, und nicht nur den Nas 
men treffende — ift keineswegs bloß eine Berzichtleiftung 
bed Staatd auf eigene, biöher behauptete Rechte, fons 
dern fie ift eine Erklaͤrung, daß der Staat fein Feib: 
eigenfchaftörecht überhaupt mehr anerfenne, und alfe » 
auch fein ſolches ſchuͤtze; ihre Wirfung ift daher noth⸗ 
wendig allgemein und unbefchränft. | 
II. Eine mit Unrecht mir aufliegende Laſt als ſolche 
erfennen, und nur unter der Bedingung des Erfazes 
mir abnehmen, wäre ein Widerſpruch. Hieraus ift Nar, 
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Daß. die biäher Leibpflichtigen den Rechtsanſpruch 
auf unentgeltliche Befreyung haben. Aber die bis⸗ 
bee Berechtigten haben zum Theil ihre Befugnig vom 
Staat feldft, und titulo oneroso erhalten. Diefer Staat 
iſt ihnen, wenn das Gewaͤhrte zuruͤckgenommen wird, den 
Erſaz ſchuldig. Oder der Staat hat wenigſtens durch 
feine Geſeze und thätige Anerkenntniſſe fie zur Erwerbung 
von folhen Berechtigungen durch Kauf, Tauſch, Erbs 
theilung u. fe w. autorifirt, d. h. unter der Berbinds 
lihfeit der Dafürbaftung bemogen, und muß daher die 
Folgen folder Autorifirung, d. h. die Laft ver Bürgs 
fchaft tragen, alfo Entfchädigung lefften. 

Man fönnte vieleicht den $. 11. unferer Verfaſſungs⸗ 
Urfunde dagegen aufftellen, ald welcher verordnet, daß für 
alle „aus der aufgehobenen Leibeigenfchaft herruhrenden Abs 
gaben ein angemeffener Abkaufs fuß regulirt werde.” Der 
Sinn diefed Geſezes gebt offenbar auf die von Seite des 
Pfliehtigen zu geſchehende Abloͤſung, und iſt alſo der 
unentgeltlichen Befreyung deſſelben, oder der Abloͤ⸗ 
fung aus Staatsmitteln nicht entſprechend. Allein 
nicht minder offenbar bat diefer Artikel überhaupt nur die 
Befreyung der Pflichtigen im Auge, und ftellt, wie 
ein Minimum der Berheißung jenen zu regulirenden 
Abkaufsfuß auf. So wird auch 3. 8. $. 17. verheißen, 
daß die Preßfrepheit nah den Tünftigen Beltimmungen 
de8 Bundestags werde gehandhabt, $. 21. daß die Dotas 
tionen der Landessliniverfitäten nicht follen gefchmälert 
werden. Dadurd find aber der Gefezgebung keineswegs 
die Hände gebunden ; fie Tann au eine größere Preß—⸗ 
frepheit, als fünftig vom Bundestag zum Minimum bes 
ftimmt ‚werben wird, ausſprechen; fie kann jene Dotatios 
nen vermehren, nicht nur erhalten u. f. w., und fo 
Tann fie auh im vorliegenden Sal — fofern nur den 
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Berechtigten dadurch Fein Eintrag gefchicht — nit nur 
die Ablöfung ind Werk richten, fondern aud bie vLaſt der 
Ahlöfung auf die Schultern der Gefammtheit legen; und 
fie wird es thun, fobald fie die dafıır flreitenden Necht# 
gründe ind Auge fait. Denn durch Verſchulden bei 
Staats, d. b. durch pofitive Geſeze Oder durch 
ftillfchweigende Dufdung des Staats find jene 
gegen das ewige Recht laufenden Rerhältniffe aufgekom⸗ 
men, und haben einen Theil der Staatsbuͤrger erdruͤckt. 
Der Staat, (die nimmer fterbende moralifche und juridiſche 
Gefammtperfönlichfeit des Bürgervereins) ift fc bh uldig, 
fein hierdurch begangenes Unrecht im Augenblid „ da er es 
als ſolches erfennt, wieder aufhören zu maden, Aber 
er ift auch ſchuldig, Selbft davon die nachtheiligen 
Folgen zu tragen, &, b. die unvermeidlichen Megreb: 
anfprüche auf fich zu nehmen, und fein Unrecht feinesmwegb 
auf Unfoften eine® Dritten wieder gut zu machen. 
Er muß alfo auf eine „angemeffene”, d, h. der Re 
tur des aufgehobenen Rechtes, der Stärfe feiner biftorifpen 
und gefezlichen Begründung, und dem billigen Calcul ger 
mäße Weife diejenigen entfchädigen, welchen er | 
dur chen jene Geſeze und Duldungen, wie die Gemähr 
leiftung der oftgenannten Rechte gab, und welche etwa 
nur auf jene Bewährleiftung hin fie ale peeuniäre | 
Werthe in ihren Beſiz brachten. 


III. Nach dem deutlich — zumal aus dem Vortrag 
des Herrn Regierungs⸗Kommiſſͤrs — bervorgehenden 
Sinn des Geſezesentwurfs find dadurch allernächft 
nur die in dem. vormjährigen höchften Reſcript vom 17. 
Juny als aufgehoben erklaͤrten keibeigenſchaftsrechte, naͤm⸗ 
lich Leibſehilling oder Erbſchilling, Beft— 
haupt oder Hauptrecht oder Todfall, und die 
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 Reibeigenfchaftsentlaffungs » oder Manu 
miffin.nsgebuhr verftanden; weil der jezt porljegende 
Geſezesentwurf nichts anderd als eine Ausdehnung des 
pormjaͤhrigen, nur. auf die Großherzoglichen Eigenthums—⸗ 
lande ſich beziehenden Reſcripts auch auf alle andern Lan⸗ 
destheile ſeyn fol. Gleichwohl belehrt uns eine ſpaͤtere 
Stelle des Trwähnten Vortrags, daß. jene Aufzählung 
nicht. als außfchlieffend gu erahten fep, und daß 
wan die „Nomenclatur der etwa noch übrigen Leib» 
eigenfchaftögefälfe der fünftig zu geſchehenden „Liquida— 
tion‘ vorbehalte. 

Die Kommiſſion bemerkt hier vorübergehend, daß 
zwar das vormjährige Reſcript diejenige ausdruͤckliche Zur 
ſtimnung der Kammer, deren es nach 6. 58 der Konſtitu⸗ 

tion allerdings zu beduͤrfen ſcheint, zur Zeit noch nicht 
erhalten hat; daß jedoch der einmütbige Ruf des Danfes, 
der biy deſſen Ableſung in der zwepten Kammer ertoͤnte, 
wohl such als Zuſtimmung gelten fönne, und daß die An» 
nahme des eben jest vorliegenden Geſezesentwurfs, wenn 
fie in beyden Kammern Statt findet, ald auch die Annah⸗ 
- me des Ypırmjährigen Reſcripts im fieh enthaltend. 
möchte zu betrachten fepn. 

Ich kehre zur Hauptfache zurüd, 

Es waͤre zu wuͤnſchen, daß fo viel möglich bie genaue 
Betimmung der aufzuhebenden Laften ſchon im Gefeze 
ferdft geſchaͤhe. Doch iſt freylich ſolche Beſtimmung 
ſchwierig. 


Die natuͤrlichen Repraͤſentanten, d. h. die Genoſſen 
der Berechtigten (alfo vorzugsweiſe die erſte Kammer, 
worin diefelben fizen, und an welche daher auch der Gefes- 
zesentwurf zuerft erging) feheinen zwar bey folder Ber 
ftimmung nur wenig hetheiligt, alfo unbe fangen; da 
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ed ihnen in der Hauptfache gleihgültig ſeyn kann, 
wer, 05 die Pflichtigen oder der Staat, ihnen ben. Er. 
fag für die, auf jeden Fall aufzuhebenden, Rechte Leifte, 
— Wohl aber ftehen bier die Pflichtigen, welchen 
die Laſt abgenommen werben, unddie Geſammtheit, auf. 
deren Schultern fie gelegt werden fol, einander wie Pars. 
teyen gegenüber, und es ift für fie beyde der richtige 
und gemeinfchaftliche, alfo vom eigenen Intereſſe - abfes 
hende Standpunft der Beurtheilung fchwer zu finden. 


Um bier den DWiderftreit der ntereffen za 
fchlichten, oder die dabey ſchwer vermeidlihe Befangenhat 
des Ermefiend zu heben, zumal aber um zu beitimmm, 
wem bey Verfhiedenheit der Anflchten die entfcheiderde 
Stimme gebühre, iſt zuvoͤrderſt die Aufſtellung eneb 
Prinzips nöthig, weldes in feiner Anwendung noͤg⸗ 
lichſt Mar, und ben Zweifeln nit Raum gebend ſey; und 
bier ift es nun vorzüglich, wo die oben bemerfte Urtenw 
feheidungen von praftifcher Wichtigkeit find. IH 
nämlich der Grund der Abfchaffung ein ftaatswirthr 
fchaftliches oder auch ein blos humanes Motiv, fo 
ift die Subfumirung von dem freyen Ermeflen der Ges 
fammtheit abhängig. Denn fie, die Gefammiheit mag, 
was fie theild aus bloßer Klugheit, theild aud Frey—⸗ 
gebigfeit zu thun babe, oder thun wole, nach Gefal⸗ 
len ausſprechen: in. diefem Fall haben die Pflichtigen als 
ſolche feine zählende Stimme. Sie migen annehmen, 
was ihnen die Gefammtheit gewährt, fie mögen aud 
bitten „aber fordern därfen fie niht. | 


Iſt aber der Grund der Abfhaffung die Anerken⸗ 
nung ded Unrecht der Leibeigenfchaft und ihrer Ab⸗ 
flüffe, fo hört, nah außgefprechener Anerten 
nung, bie Willtühr der Anwendung auf, und ed mäfe: 
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fen, wermöge Rechtöfchulbdigkeit, alle erweiss 
lich aus der Leibeigenfchaft herrührende La 
. ften umentgeltlih aufhören. Der Streit erhält dann 
eine rein wiffeufchaftliche. Natur, weil im Abgang 
aller pofitiven Feſtſezung, welche ohnehin nur dem 
aufgeftellten Begriff gemäß zu geben wäre — mad Las 
ften der Leibeigenfchaft (oder noch allgemeiner, was rein 
aus oͤffentlichem Recht abgefloffene und nach ihrem Urs 
fprung oder nah ihrer Natur diefem Öffentlichen Recht 
fortwährend unterfiehende Laſten) fenen, nur aus der 
Gefchichte und aus der natürlichen Staats⸗ 
rechtslehre entnommen werden kann. Freylich giebt 
ed kein Tribunal, welches mit Aufferlicher Guͤltigkeit 
uͤber wiſſenſchaftliche Fragen entſcheidet. Aber die Macht 
der deutlich vorliegenden und in das lebendige Bewußt⸗ 
fepn der Unterrichteten gebrungenen Wahrheit ift fo 
groß, daß ihr das Anerfenntniß nicht gern öffentlich vers 
fagt wird; und ed mögen demnach die Pflihtigen durch 
dad Organ eines, feine eigene Anfiht darüber ausfprechens 
ben Stänbeglieds, oder nöthigenfalld im Weg der Petis 
tion den Kammern fund tbun, welche Laften fie für 
Leibeigenfchaftölaften halten, und von welchen fie daher 
dem aufgeftellten Prinzip gemäß die unentgeltliche Bes 
freyung anfprechen. Die Kammern, wenn fie vorerſt das 
Prinzip im Allgemeinen anerfannt haben, werden. foldhe 
Anfprüce prüfen; und nach treuer Ueberzeugung fie ans 
erfennen oder verwerfen. Ihre Mitglieder werden 
daben um vieles freyer ſtimmen und zuverläfliger urthei« 
Ion, ald wenn die Gefammtheit.aud dem Spiele ges 
laſſen und nur über die Größe der von den Pflihtigen 
zu zahlenden Abldfungsfumme zu entfchriden wäre. Denn 
bier müßten fie ald Richter in einer bloßen Partey⸗ 
fache fpreben; dort fpräcden fie in einer reinen Ges 
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ſammtangelegenhbeit, welche offtnbar innerhalb ber 
Graͤnzen ihrer natuͤrlichen und konſtitutionellen Benoßs 
maͤchtigung liegt. Es iſt das Haupterforderniß fuͤr eine 
durch einen wahren Geſammtbeſchluß zu regulirende Sache, 
das fie auch wirklich eine allgemeine, druh. nach ihrer 
vorberrfchenden Eigenſchaft für alle Stimmenden 
dieſelbe fen. Jura singulorum unterftehen nur einem 
ricbterlichern Ermeffen,, nicht aber einem Befammitr 
willen; es ſey denn, daß bdiefer einen böhern Grund 
faz ausſpreche, defien Anwendung hiernähft die jur 
singulorum Aller gleihmäßig trifft. 


Welcher Preis iſt der billige pder der gerete? Wie 
viel hat aljo der Berechtigte zu empfangen und der Pflich⸗ 
tige zu zablen? So lauter die Frage. Für diefe Frage 
bat der nur für das allgemeine nterefle verpflichtete 
Deputirte feine ibm felbft genüugende Antwort. Ein hoher 
Preis ift günftig für den Berechtigten, ein niederer für 
den Verpflichteten. Es ſpaltet fi daher das Volf, die 
Sefammtmafle der Bertretenen, hier in zwey Theile, ber 
Berechtigten und der Pflichtigen ; und es ift für den Bo 
tirenden fait unausweichlich, für einen oder den andern 
Partep zu nehmen, alſo über die Sphäre eined Vertre⸗ 
terö der Sefammtdeit binaussufchreiten. Denn der Bes 
fammtpeit ſelbſt, in deren Namen das Ständeglied redet, 
ift der Preis — wofern er nur innerhalb des Spielraum 
des offenbar nit ungerechten oder für feinen Theil ers 
drüdenden bleibt — ziemlich gleichgültig. Es iſt alfo bier 
nit einmal Gegenſtand einer gemeinfamen Schluß» 
faffung. Aug giebt Taben der Votırente feine Bürgs 
fehaft für die reine Uederzeugung. woraus ſein Botum 
quellen fol. Denn entweder it er Verechtigter oder 
Pflichtiger, oder Feines von Denen, In den zwey 
eriten Fällen iſt er weſentuch detderligt und durch 
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dieſe Betheiligung in faſt nothwendiger Befangenhelt, ent⸗ 
weder der Selbſtliebe oder der Delikateſſe; im 
dritten Kal treffen die Folgen feiner Abſtimmung, ober 
des derfelben gemäßen Beſchluſſes Ihn Selb nicht 
mit, und. er it alfo, indem er darüber ſpricht, fein Ele 
ment -eined Geſammtwillens (weil diefer die Gemein, 
ſchaft der Intereſſen yorausfezt), fondern er fpricht in 
einer. Parteyſache, und wird alfo Richter, was 
der Landtag nach feiner Natur und Beſtimmung nidt 
ſeyn foll und nicht fenn Tann, Anerkennt dagegen ein 
Mitglied pie Eigenfchaft eines: Gefaͤlls oder einer Laft ald 
ELaſt der Leibeigenfchaft, und fpricht es daher deſſen Ab» 
Schaffung und den Erfaz dafür aus Staatsmitteln 
aus; fo:fpricht es — zumal wenn ed zur Klafle der Ber 
rechtigten. oder der weder Berechtigten noch 
Pflichtigen gehört — zugleih gegen fich Selbft, 
weil ed Selb wie alle feine Kommittenten beytragen 
muß zu dem Fond der Entſchaͤdigung, und ed wird wohl 
nit. fo fprechen, ohne die Gründe de} evidenten 
Rechts. 


Dabey wird auch die gehäffige Preisbeffimmung 
umgangen. Sch fage „gehäſſig,“ weileine Preisbeftim> 
mung, welche nicht durch die Parteyen felbit in wechjels 
feitiger Uebereinkunft gefhieht, immer den Verdacht der 
Willkuͤhr und des Machtgebotd gegen fin hat. Nur den 
Grundſaz follen die Kammern auöfprechen, nur ane r⸗ 
Tennen, welche Laſten Leiheigenfchaftsfaften ſeyen; dann 
mögen fie die Ausmittfung des Entſchadigungs— 
preifes der zwifhen den Berechtigten und der Res 
'gierung zu pflegenden Verhandlung — etwa mit Dors 
bebalt der Ratififation von Seite der Bolfäreprär 
fentation, ald der zahlenden Perfon, uͤberlaſſen. 
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Ohne hier zu unterfuchen, ob (was aud der Bors 
trag des Herrn Regierungs » Kommiffärd beftimmt zu ers 
Tennen gibt) nicht auch manche Battungen der Beeten oder 
wie immer fonft benannten @efälle unter die Reibeigens 
fhaftsabgaben gehören moͤchten — da inmer der Bo 
wets davon den Pflichtigen obläge, und bier die Ber: 
muthung für dad Privatrechtliche der Verpflihtaung fireis 
tet, — will die Kommiſſion für jest bloß die perfönfis 
chen Herrenfrobnpden ald diejenige Laft bezeichnen, 
bey welchen oder bey deren Mehrzahl wenigftend fie gan 
vorzugsmeiß den Charafter der Leibeigenfchaftslaften ers 
tennt, Der Berichtderftatter, welcher feine Anfichten dars 
über bereit im vorigen Fahre ausgefproden, und welder 
ungeachtet die bier aufgeftellte Hauptidee der einmuͤ⸗ 
thigen Billigung von Seiten der Kommiſſion gewürdigt 
ward, gleichwohl die billige Beforgniß hegt, durch Deren 
Verfolgung vom fubjektiven Standpunft feiner Theorie 
über die Gränzen des ihm gewordenen Auftrags hinaus 
zutreten, enthält fich einer weitern Ausführung dieſes 
Sazes, und will blod bemerken, dag in Badifchen ſelbſt 
mehrere gefezliche Anerkenntnifle deſſelben — freylich 
nicht ohne Antinomien — vorhanden jind. Sm $. 33. 
des ten Organiſations⸗Ediets von 1803. wird. unter ben, 
ben mediatifirten Städten zu belaflenden — jedoch ber 
Abloͤsbarkeit unterworfenen — Ausflüffen der Leibherrlich 
keit ausdruͤcklich, und neben dem Leibfchilling und der 
Manumiffion und Todfall oder Befibaupt, aud ver 
Frobnden erwähnt; und in dem Gefezesentwurf über 
dieſe Frohnden, welcher ung eben vorlieat, fo wie in dem 
zu defien Begründung von dem Herrn Regierungs⸗Kom⸗ 
miffär gehaftenen Bortrag kommen verfchiedene mit jener 
Annahme harmonirende, oder fie vielmehr vorausſezende 
Beftimmungen und Betrachtungen. vor. 
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.» »Sollte man -aych dieſe .perfönlichen Frohnden nicht 
unbedingt für FeibeienfchaftssTaften erfiären, fo ift 
Doch unftreitig, daß fie aus Öffentlichem Recht, als 
aus der Schuz⸗, Gerichts⸗ u. ſ. w. Herrlichkeit abfließen, 
oder daß ſie als Bedingung, nicht etwa eines Grundbe⸗ 
ſijes, dena dann wären es walzende Frohnden, ſon⸗ 
bern. als Bedingung ber Orts» oder Schuzgbürgenr 
Lichteit aufliegen, daß fiealfo, als eine, gegen die Kons 
fitution fireitende Ungleichheit der ftaatsbürgerlichen 
Rechte zwifchen den Staatögenoflen involvirend, von Rechts 
wegen "abzufhaffen und zwar dur vom Staat gefches 
bende Erfazleiftung an die Frohndberechtigten abzufchafs 
fen find. — 


Freylich entſteht nun die bedenkliche Frage: woher 
ſoll der Staat die, unter obigen Vorausſezungen fehr be⸗ 
traͤchtliche Erſazſumme nehmen? 


Die Antwort iſt folgende: Bis jezt wurden und 
werden die Leibeigenſchaftslaſten und unter dieſen die 
Fröhnden von vielleicht dem Sten oder 6ten Theil ber 
Staatöbürger getragen. Sollte nit diefe — nach dem 
vorliegenden Abloͤſungs-⸗Typ fogar noch wefentlich vermin⸗ 
derte Laft auch von der Geſammtheit koͤnnen geträs 
gen werden ? Die Frohndberechtigten felbft, als Beſizer 
eines fehr großen Steuerfapitald, würden an berfelben 
Laft dann auch ihren Theil übernehmen, die Frohndpflich⸗ 
tigen nicht minder einen ſolchen Theil ferner tragen, und 
die für die bis jezt Unbetheiligten noch ubrigbleibende 
Laft würde nicht unerfehwinglich ſeyn. 


Uebrigens wäre die auf dem Weg ded Rechts und 
des Edelmuths gefchehende Befreyung von ben gehäfs 
figen Ueberbleibfeln der Sklaverey ein fo Toftbarer Gewinn 
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für die Geſammtheit, daß fie nicht leicht zu theuer koͤnnke 
bezahlt , ja daß, ohne Gefahr vs Vorwurfs, die Dezabs 
lung des Preifes auf die Rachkommenſehaft, welder 
auch die Fruͤchte des verbefierten bürgerlihen Zuſtandes 
reifen werden, mittelft auf fie übergehbender Schuldverſchrei⸗ 
bungen möchte überwälzt werden. | 


Bey Diefer Gelegenheit ift jedoch du bemerfen, 
daß fehr wünfhenswerth wäre, wenn der ungefähre Bes 
trag ber dem Staat zur Laſt fallenden Eniſchaͤdigungs⸗ 
Summe für die aufzubebenden Leibeigenfchafts » Gefäle, 
mit oder ohne Einſchluß der perfönlihen Herrenfrahnden, . 
den Kammern vorläge. Es würde aus der Vergleichung. 
diefed Betrags mit den pekuniären Kräften der Steuer 
pflichtigen entweder die gleichbaldige Ausführbarfeit des 
Geſezes oder etwa dad Bedürfniß einer nur allmäphlie 
gen Aufhebung hervorgehen. 


Durch Aufftelung dieſer allgemeinen Prinzipien ift 
ber Segenftand der mir übertragenen Berichtserftatting 
erfhöpft. Der Gefegedentwurf felbft — auf deffen Ans 
nahme mit ausgedrüdtem Wunfh der Ausvehnung auf 
die perfönlichen Herrenfrohbnden die Kommiſſion 
hiemit anträgt — ift einfach, deutlich, und giebt zu kei⸗ 
nen weitern Bemerfungen Anlaß. Nur ads. 3. wurde 
erinnert, daß wohl eine 1ojährige Durchſchnittsrech⸗ 
nung genuͤgen moͤchte, zumal in Faͤllen, wo ein befrie⸗ 
digender Ausweis uͤber zwanzig Jahre nicht leicht mehr 
koͤnnte vorgelegt werden. Auch wurde bemerkt und von 
der Kommiſſion aherfannt,, baß bey der Durchſchnitts⸗ 
Berechnung über die Manumiffionss Gelder jene, 
welche von den ganz aus dem Lande in andere Bun, 
desſtaaten Jiebenden Leibeigenen oder ihrem Vermögen 
erhoben wurden, gemäß Ast, 4. des Bundesbeſchluſſes 
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koͤnnen eingerechnet werden, Denn da die Manumiſſiona⸗ 
Gelder. im Inland fo eben durch unfer Gefez gegen Ers 
ſaz abgefchafft werden follen, fo tritt, ſobald ſolches ges 
ſchehen ift, der Hall des genannten Art, 4. ein, nämlich, 
jene Gelder würden dann blos von dem in einen an 
dern Bundesftaat Auswandernden zu entrichten ſeyn. 
Diefe Gelder find aber dort ald „unter der Nach 
fteuerfirepheit begriffen“ ausdruͤcklich erflärt ; und 
dabey Art. 6. verordnet, daß dieſe außgefprodene Aufhe⸗ 
bung aller Nachfteuer fein Grund zu einer Entfhädigungss 
Sorderung an den Landeöheren, d. h. an den Staat ab» 
geben koͤnne. 


Hohe, Erfaugte, Hoczuverehrende Mitglieder der 
hoben Kammer! 


J 


Jeder oͤffentliche Act der Humanitaͤt und der zarten 
Rechtsachtung iſt nicht nur an und fuͤr ſich ein Gutes, 
ſondern auch der Same zu anderem Guten. 


Als der verklaͤrte Karl Friedrich, glorreichen 
und geſegneten Andenkens, die Bande der Leibeigenſchaft 
in feinen eigenthuͤmlichen Landen löste, fo freute ſich bie 
Welt diefer fehönen That, und die Befrepten jubelten 


laut. Uber der That Segen endete bier nicht. Wie in 


fillem Gedeihen eine Saat heranreift und in wiederkeh⸗ 
renden Erndten immer größern Reichthum bringt, alfo 
wirkte die That fort durch das Reifen ihrer eigenen Früchte 
und durch die Macht ded edlen Benfpield. Des königlichen 
Menfchenfreundes gleich erleuchteter und gütiger Sohn 
wil das ſchoͤn Begonnene würdig vollenden: und was 
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koͤnnte erhebender für uns ſeyn und für alle Opfer be | 
Iohnender , als der Gedanke: fortzuführen, was Karl 
Sriedrich begamn, Theil zu nehmen an der Vollen⸗ 
Bung fo zeitgemäßen Werkes des Edelmuths und bes Be 
rechtigkeit! 





e 


5 Sleente Sizung vom 17. Zul. © u46 


EN En Siebente Sizung.- 
ii Bert » ben: ‚7 vu 1820, J— J 





. 67 Zu 
rl Fr} 


Beienmirnieh, 


» ” 


Sn: Hoheit ber Praͤfident und alle Biöper efoienmen 
Mitglieder, mit Ausn ahme: 


St. Hoheit des Hiren Martgrofen Reopoib, db: 
Herren Generals Grepperm. von Geu ſau, und bes 
| Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer. 
Weiter anibefend : u | 
der Regierungs-Rommifär, Herr Hofrath ». Sepfrien, | 


“ 





das Prototol der ost 2* wurde vorgeleſen | 
und geriehmigt. .. 


Nur erflärte dh dep der dem geh. Rirbenratk Pay 
I uis betreffenden Stelle in der Rede des Herrn Staats⸗ 
pruolol ver 1. Kammer. 10 


ee Eee Tre er et 
U} 
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minifterd Frben. von Berk heim der Verlefende, Hofı 
ratb von Rorted felbft tabin: Er babe viefe Bemer— 
fung in feinen QAufjcreibungen nicht gehabt, fondern 
fie erft nady der Sizung aus dem Brouillon ded Geſchwind⸗ 
fihreiberd entnommen, und dem Berlangen gemäß ins 
Protofol geſezt. Hätte er fie zur Zeit gehört oder ver. 
fanden, fo würde er für feine Pflidt gebalten haben, die 
Gegenbemerfung zu machen: dag Paulus befanntermagen 
dur eine eigene Druckſchrift uber jenen Borfal im Wuͤr⸗ 
tembergiihen auf das vollfommenite und glänzendfte ſich 
gerechtfertigt habe, daß übrigens die Beurtheilung der aus 
geführten Cenſur dadurh nicht im mindeſten geändert 
werde, und endlich, daß diefe Genfur wirtih im Badi⸗ 
fchen, nicht im Wuͤrtembergiſchen geſchehen ſey. 


Se. Hoheit der Prafident tbeilten hierauf 
der Kammer ein abermaliges Schreiben des Geh. bofroethe 
Thibaut mit, 


Bepnlayge Ziiffer a7. 


worin derjelbe auf den Kal, daf auf feiner Einberüfung 
bebarrt wurde, jeine Stelle als landſtaͤndiſcher Deputicter 
niederlegen zu wollen, ſich erflärt. 


Auf die Bemerfung des Hrn. RegierungdsRommiffärb, 
Hofratds von Seviried, Daß das angekündigte Entlaſſungs⸗ 
Geſuch and doͤchſte Stasteminiterium, nicht aber an bie 
Kammer werde eingereicht werden müſſen, dieſer lezten 
aber tie Venachrichtigung jewobl uber die Entlaſſung als 
der die Dann neu anzuordnende Nah ſchen zugeben wers. 
te, beſchles die Kammer, eine definitivde Erfiärung, 
fie gede nun von einer oder der andern Scite ein, vorerft 
abzuwarten, demnad die jezige Tdidautſche Eingabe einſt⸗ 
weilen gu den Acten zu legen. 
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Die Tagesordnung fuͤhrte nunmehr zur Distuſſion 
der drey Befezesentwürfe, worüber in der lez⸗ 
ten Gizung die Kommiſſionsberichte erftattet worden, Se. 


Hobeit der Praͤſident erffärten demnach dieſe Diskuſſion 
tür eröffnet, und zwar zuvoͤrderſt 


»2T. über den Geſezesentwurf, die Abloͤſung der 


> 


> . 


Grundäulten, Zinfen und Dritttheil 
pflichtigkeit betreffend. 


Der Herr |Regierungs » Rommiffär, Hofratb von 


„® eyfried, ſprach darüber, wie folgt: 


In dem Kommiffionsbericht über den Geſezesentwurf 


‚wegen Abldfung der Grundguülten wird ad $. 5. auf die 


x 


Bellimmung angetragen, daß 
a: da, wo Beraine beſtehen, die Ablöfung nur nad 


:dem ganzen Berainsbetrag, fofern fie für 3 deffelben gefors 
“dert wird, gefchehen folle, und 


v. daß in diefem Falle die Gemeinde, worin der 
Beramm gelegen, die Ablöfung gegen Regreßnahme auf die 
Berainsgenoſſen bewirken folle. 


ad a. Iſt man mit dem Antrage einverſtanden, der 


den Guͤltherrn vor einem möglichen Nachtheil ſchuͤzt, dem 


ihn das Gefez nicht ausfezen wollte. 


ad b. Die Gemeinde in. eine fie in der Allgemeinheit 
‚nit berübrende Sache zu mifchen, fie für gewiſſ ermaßen 
‚fremde Pflichten haftbar zu machen, ihr die Laſt und Ges 
"fahr des Detailbezuges ohne den geringften pofitiven Ges 
winn aufzubürden , hiefür weiß man feine Rechtögrüunde 
aufzufinden. 


Vielleicht koͤmmt ſogar der Fall vor, daß ein Berain 
ſich auf mehrere Gemarfungen ausbehnt, wo bie Anwen, 
10 * 
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bung dieſes Grundſazes noch befonbere Scäwierigfeiten fin 
den würde. 


Die Beraindgenoffenfchaft bildet bey dem Abloͤſungs⸗ 
gefchäft nur eine moralifhe Perfon, die auf ihe ruhende 
Zahlungspflicht wirft folidarifch auf die einzelnen Theilnch 
mer, und pfandrechtlich auf ben Beraindumfang. Die 
Sicherheit des Guͤltherrn erfordert feine weitere Gewaͤhr⸗ 
Ieiftung ; zu der Tienenfchaftlichen des Grundgefälls kommt 
nod die gemeinbürgfchaftlidde der loskaufenden Brraind 
genoffen. 

Diefe Beftimmnngen in dem Gefez ausgedruͤckt, und 
die allenfalld weiter beyzufügende Bedingung, daß die Bes 
raindgenoffen einen oder mehrer: Repräfentanten der Ge⸗ 
meinbeit zu Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu benennen 
baben , mit welchen ed der Guültherr allein zu thun hätte, 
und endlich die Anordnung, daß bis zur gaͤnzlichen Berich⸗ 
tigung der Ablaßſchuldigkeit Teine einzelne Berainsquote 
geftrichen oder ald abgeiddt befcheinigt werden folle, dieſe 
Maasregeln dürften die Einmifhung der Gemeinye ganz 
überflüffig machen. 

Mit allen übrigen abweichenden Anträgen ber Kom. 
miffton ift man einverftanden, und trägt in Folge der neuen 
Aufſchluͤſſe über die Drittheiligfeitsgüter darauf an ⸗ daß 
die im $. 12 vorfommende Definition abgeändert, und fol 
gendermaßen gefaßt werben möchte : 

Drittheilspflichtige Güter find folche, von welchen 
bey Befizveränderung durch Sterbfälle oder Veräußerung 
ein beftimmter Theil des Gutswerths mit oder ohne Bahr, 
nißanſchlag bezahlt werden muß. 

Frhr. von Baden: Der. Borfhlag der Kommiſſion 
batte bloß die Erleichterung der Gemeinden zur Abficht, 
blos die Erlaubniß des Eintretens in die Verbindlichkeit 
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der. Pflichtigen follten fie erhalten, aber nicht dazu ges 
zwungen werben. Mehrere ältere Verordnungen fprechen 
für diefen Borfchlag. 


Frhr. 8, Salfenftein: Der Vorſchlag, daß die 
Abloͤſung der Grundzinſe und Guͤlten von den Gemeinden 
überhommen merben follte, fen von der Kommiſſion blos 
in der Abficht gemacht worden, um die Sache zu erleich⸗ 
kern, weil es einer Seits für den Zinspflichtigen fehr ans 
genehm fepn müfle, wenn das Ablöfungss Kapital erft bey 
der Veräußerung oder Vererbung des Zinsgutes bezahlt 
werden dürfe, anderer Seitd aber die Bemeinde das 
bey nicht beſchaͤdigt werden könne, indem fie eigentlich 
blos den Vorſchuß für den Zinspflichtigen leifte, welcher 
von dem leztern nicht nur jährlich und bis zur Abtragung 
verzindt werde, fondern wofuͤr fie auch durch die Radici⸗ 
zung bed Abloͤſungs⸗Kapitals auf dad Zinsgut hinlaͤng⸗ 
liche Sicherheit erhalte. 


Auch habe die Gemeinde bey der Mitwirkung zu ber 
Befreyung der Büter von diefen Grundlaften das befons 
dere Intereſſe, daß die betreffenden Gemeindshürger durch 

diefe Erleichterung beſſer in Stand gefest werden, ihre 
Septraͤge zu den Gemeindelaften zu entrihten. Da es 
übrigens nah dem Sinne des Kemmilliond » Vorfhlags 
. von dem freyen Willen der Gemeinde abhängt, die frag» 
lichen Abdlöfungen zu übernehmen oder nicht, fo fcheinen 
auch fchon deöwegen alle Bedenklichkeiten gehoben zu feyn. 


Staͤatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: ein Unterfchieb 
muß gleichwohl bier bemerkt werden. Es gibt Laften, 
welche ale Glieder einer Gemeinde gleichmäßig treffen, 
3: B. Frohnden. Hier kann ein Gemeinds-Einftehen Plaz 
greifen, anderd aber ift es bey Guͤlten; dieſe rufen auf 
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liegenden Gründen, fie find fein Gegenſtand einer Bes 
ſammtverbindlichkeit. Auch würden die Gemeinden ſich 
vielfälzinen Schwierigkeiten unterziehen, um den Wieder, 
erfaz der von ihnen übernommenen Schuld von ben Ein 
zeinen zu erhalten. 


Frhr. v. Falkenſtein verbreitet ſich abermals 
über die den Gemeinden vortheilhafte Seite des Kommiſ⸗ 
ſions⸗Vortrags, und detaillirt auch die Bortpeile befielden 
für die Pfliptigen. 


MegierungdsKommiffär Hofratb v. Seyfried: für 
die Beraindgenoflenfchaft ift der Vorſchlag allerdings vors 
theilhaft, aber wenn 3. B. mehrere Beraine in. einer Gen 
meinde wären, dann wenn Beraindgenofien ftürben, ohne 
ihrer Schulvigfeit Genüge zu leiften; ſo fann die Ge⸗ 


‚meinde in DBerlegenheiten kommen, und zu nadhtheiliger 


Kapitals: Aufnahme genöthigt werden. : Die Sicherheit der 
Berechtigten, der Zwed des Antraggs, laͤßt ſich erreichen, 
ohne daß einem Dritten ein Einftehen zugemuthet werde. 


Bisthverw. v. Weffenberg:.den Gemeinden kann 
meines Erachtens bey der Abloͤſung der Grundguͤlten und 
Zinſen keine Laſt noch Verbindlichkeit aufgelegt werden, 
weil das Recht auf Grundguͤlten und Zinſe blos ein 
Recht der Einzelnen iſt, und auf feinen Gemeinds— 
verband ſich bezieht. Aus dem: gleichen Grunde kann id 
aber Teinen. Redtsgrund finden, warum die Pflichtigen 
auf die Abldfung nach Berainen eingefchränft werden duͤrf⸗ 
ten, Durch den Borfchlag der Kommiſſion wurde die Ab⸗ 
Iöfung zu ſehr erfchivert, und das Recht des Einzelnen 
Pflichtigen dazu Kal binreichenden Grumd von der Bey⸗ 
ſtimmung vieler Andern abhaͤngig gemacht. Die Beraine 
find eine blos einfeitige wilführlihe Einrichtung der 
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Berechtigten, koͤnnen mithin in den Rechtsverhaͤltniſſ en 
der Pflichtigen nichts aͤndern. 


Der Geſezesſsentwurf ſcheint mir ſehr richtig zwiſchen - 
dem Fall,’ wenn der Berechtigte und wenn der Pflichtige 
ı die Ablöfung fordert, einen Unterſchied zu maben. Im 
erften Kalle gibt er dem Berechtigten die Befugniß von ' 
allen feinen GültsZinspflihtigen zumal tie Abldjung zu 
fordern. Er muß fi aber dann mit einer geringern Abs 
löfungsfumme begnügen. Hingegen in dem zweyten Falle, 
wo ber Pflihtige den 18fachen Betrag ald Abldfungss, 
fumme entrichten und das Steuer⸗Kapital auf fih neh» 
men muß, erachte ih für recht und billig, daß er auch 
für fih allein ablöfen dürfe, da der Berechtigte hier uns 
gefähr nach dem vollen Werthe entfhädigt werden fol. 


| Allerdings ift die Wohlthat des Befeges vorzüglich 
und zunächft für die Pfliy.igen berechnet. Aber doch ift 
auch in den jezigen Zeitverbältniffen ein reeller Vortheil 
des Bererhtigten nicht zu mißfennen. Denn dieſer be; 
tommt durch die Ablöfung ein Kapital, über das er frey 
verfügen kann. Aller Betheiligten Vortheil ift es mithin, 
wenn die Wohlthat, welche das Geſez anbietet, in Wirk: 
lichkeit übergeht, ohne durch zu laͤſtige Bedingungen ers 
fhwert zu werden, Ä 


Frhr. v. Falkenſtein: die Zins und Guͤltbe⸗ 
rechtigungen beruhen auf privatrechtlihen Titeln, und 
müffen deswegen ald reines Privateigenehum betrachtet 
werden. Daher verdienen die Rechte des Zinsberrn, fo 
wie jene des Pflihtigen, gleihe Beachtung. Durch die 
große Begünftigung aber, bie dem Zinspflihtigen wegen 
dem — im Vergleich mit den biöherigen Beftimmungen — 
fo äußerft milden Loskaufstyp zugeht, müßte der Zins 
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berr nothiwendig eine empfindliche Beeinträchtigung erleks 
den, wenn er nicht, wie es im Kommiſſionsbericht weit⸗ 
laͤuftiger auseinander gefeßt iſt, durch die Feſtſezung des 
Geſammt⸗Loskaufs eines ganzen Beraines, vor weiterm 
Schaden geſchuͤzt wuͤrde; indem er nach den mildeſten 
aͤltern Beſtimmungen für 5 fl.’ Zinsbetrag 100 fl. Kapital, 
jezt aber nur ga fl. erhält, und weil der hier beſtehende 
große Unterſchied durch die Ueberwaͤlzung des Steuers 
Kapitald auf den Zinspflichtigen unmöglih aufgerwogen 
werden kann. Auch würde eine ſolche Schmälerung bed 
Eigenthums des Zinsherrn dem Sinn des $. 14: unſerer 
Konſtitution geradezu entgegen ſeyn. 


Frhr. v. Baden: er muͤſſe gegen den Hrn. Bis— 
thumsverweſer Frhrn. v. Weſſenberg bemerken: Beraine 
ſeyen keine blos willkuͤhrliche Einrichtungen, ſondern es 
ſeyen Güter und truͤgen den. beſtimmten Namen eines 
Guts. Durch Theiteang, Erbſchaften u. ſ. w. ſeye aller⸗ 
dings im Laufe der Zeit ein Gut in viele kleine Parzel⸗ 
len zerſtuͤckelt worden, aber der urſpruͤngliche Geſammt⸗ 
verband als ein Gut daure rechtlich fort. Meiſtens ſey 
ein Traͤger, ein Sammler, ein Ueberlieferer der Guͤl⸗ 
ten fuͤr die ganze Genoſſenſchaft aufgeſtellt. Wie koͤnne 
man alſo dem Berechtigten eine theilweiſe Abloͤſung zu⸗ 
muthen? Die Beraine kann er dann nicht mehr rectifi⸗ 
ciren, außer mit großen Koften. Er wäre beeinträchtigt ; 
ja er ift ed ohnehin durch den niedern Ablauföfuß, denn 
der sdfache Anſchlag für Naturalgefälle entfpricht dem 
wahren Werth nicht, indem ein Naturalgefäll mehr we 
bat, als ein Geldgefaͤll. 


Se. Durdfauht der Her Fuͤrſt v. Loͤwenfſtein— 
Wertheim: Ich ſtimme dem Kommilfiond «Antrag: bey, 


‘ 
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denn der Berechtigte erbäft ohnehin durch den Geſezesvor⸗ 
ſchlag ſeine vollſtaͤndige Entſchaͤdigung nicht. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: die Diskuſſion 
ſcheint von dem zuerſt eingeſchlagenen Wege abgekommen 
zu ſeyn. Die Frage war, ob die Gemeinden zum 
Einſtehen in die Verbindlichkeit der Guͤltpflichtigen koͤnn⸗ 
ten angehalten werden, und jezt wird von der Geſammt⸗ 
verbindligteit der Berainsgen offen geſprochen. 


| Negierungd,Rommiffär Hofratb v. Seyfried: über 
die erſte Frage muß zuerſt entſchieden werden, da die 
Musdruͤcke bed. Kommiſſionsberichts allerdings eine Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinden zum Einſtehen zu bezwecken 
feinen. 


9. Rottect: man werde wohl allfeitig dahin übers 
einftimmen , daß die Gemeinden dazu nit verpfliche 
tet, ſondern lediglich ermaͤchtigt werden ſollen. 


Auf die vom hohen Praͤſidium gemachte Umfrage 
erflärten ſich ſaͤmmtliche Mitglieder damit einverſtanden. 


Ueber die weiter aufgeworfene Frage wegen der Ge⸗ 
ſammtverbindlichkeit der Berainsgenoſſen ſprach der 
Bisthumsverweſer Frhr.v. Weſſenberg abermals gegen 
ſolche Verbindlichkeit. 


Die Frhrn. v. Baden und v, Falkenſtein be 
Bräftigten ihre früher aufgeftellte Anfiht , wonach, wenn 
ein höherer Ablöfungstppus,. 3. B. der ſchon in fruͤhern 
Geſezen beftimmte adfache Betrag beflimmt wäre, die 
Verpflichtung der Einzelnen hinreichend ſeyn koͤnnte; die 
Entſchaͤdigung für den niederern Typus Tonne bloß die 
Geſammtverbindlichkeit ber Pflichtigen leiſten. 
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Staatöminifter Frhr. v. Fiſcher: wo Vorträgen 
in einer Beraindgenofienfchaft find, iſts billig, eine Ges 
fammtverpflihtung anzuerfennen. Wo aber nicht, da fol 
jeder einzelne Pflichtige feinen freyen Entfchluß haben. 

v. Rotteck: diefe naͤmliche Anfiht habe er bereits 
in der Kommiflion geäußert, und dabey bemerkt, daß, dd 
der $. 5. nur in dem Fall, daß der Guͤltpflichtige die 
Abloͤſung verlangt,. den ıBfachen Betrag dafuͤr feſtſezt, 
wenn aber der Gültherr fie verlangt, einen weit gerins 
gern, eine Rechtöbedenflichfeit gegen die verbindende Kraft 
von zwey Dritttheilen der Stimmen in der Berainsge⸗ 
noflenfchaft obwalte. Zur den Pflichtigen ſey es eines 
und daſſelbe, ob, er durch den Guͤltherrn oder durch ſeine 
Berainsgenoſſen zur Ablöfung gezwungen werde. Wenn 
der Bültherr die Vertheilung des urfprüunglich vereinten 
Gutes in kleine Parzellen durch Erbſchaft, Verkauf ꝛc. 
bewilligt habe, fo ſeye er eben in dem Fall eines Glaͤu⸗ 
bigers, deſſen urfprünglich auf eine Obligation radicirte 
Kapital⸗Forderung ‚mit feiner Bewilligung auf 10 bis 20 
Schuldner uͤberging, wonach denn, wenn nigt eine ſoli⸗ 
dariſche oder eine Geſammtverpflichtung ausdruͤcklich vor⸗ 
behalten wurde, er ſich gerade in dem Fall befinde, als 
waͤren ſchon ueſpruͤnglich 10 bis 20 vereinzelte Squlaner 
geweſen. 


Regierungs-Rommiffär Hofrath v. Senfrieb: bie 
Urſache, daß in den $$. 6. und 7, des Gefezesentwurfet - 
ein geringerer Ablöfungstnp beſtimmt ſey, beziehe ſich bios 
auf den Gultherrn, nicht aber auf die zwey Dritttheile 
der Beramsgenofienfhaft. Hoͤchſtens könnte man fagen; 
daß dieſe Beraindgenofienfchaft den Einzelnen, die nit 
bengeftimmt hätten, den Erfaz. für. den ihnen. aufgebruns 
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genen höhern Typ zu leiten hätten, was aber auch ſeine 
großen Inkonvenienzen haͤtte. 


Frbhr. v. Baden,, und demſelben beytretend der 
Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim, bemerkten gegen den 
Hofrath v. Rotteck, daß zwiſchen einer Kapitalſchuld und 
einer Guͤlt⸗Schuld der wefentlihe Unterſchied der Auf⸗ 
kuͤndbarkeit und Unaufkuͤndbarkeit obwalte. 


Staatsrath Frhr. v. Tuürkheim: Ich trete dem 
Antrag des Herrn Staatsminiſters v. Fiſcher ruͤckſichtlich 
der Vortraͤgerey unter einer Berainsgenoſſenſchaft bey⸗ 
und wuͤnſche, daß darüber ein Schluß gefaßt werde. 


- Ge Hoheit der Präfident forderten nun bie 
Mitglieder zur Abftimmung auf. Eine Mehrheit von 
13 gegen: 3 Stimmen genehmigte mit Umgehung des in 
Auregung ‚gebrachten Unterfchiedes den Antrag der Koms 
‚million. 


Se. Hoheit der Präfident erklärten hierauf, daß 
Sie die Abftimmung über Annahme oder Vermwerfung des 
Geſezesentwurfes gemaͤß der Geſchaͤftsordnung bis zum 
Abtreten der landesherrlichen Kommiſſarien verſchieben 
wuͤrden. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein⸗ 
Wertheim: Sie hätten über die ganze Sache eine von 
ihrem befondern Standpunkt aus gefaßte Anficht, deren 
nachträgliche Erklärung Sie Sich 'vorbehielten, 


v. Rotteck: ed wäre zu wünfden, dag, was noch 
von irgend einer Seite über diefen Entwurf im Allgemeis 
nen oder im Befondern bemerft werden wolle, gleich jezt 
noch vorgetragen würde, da nah dem Schluß der Did . 
kuſſion diefes nicht mehr Statt haben Könnte, 
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Seine Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von Löwen. 
ftein: Wenn ic aud glei die von der Kommifflon in 
ihrem Bericht aufgeftellten Grundſaͤze in fo fern für billig 
anerfennen muß, als fie fih darüber ausgeſprochen, daß 
die Entfhädigung für den Berechtigten moͤglichſt vollftän, 
dig gefhehen müfle, weil der Erohnd, und Bulthere, auch - 
bey der vortbeilhafteften Ablöfung, Doch immer verlieren 
werde; fo kann ich do meines Orts auf die von der Re 
gierung in Vorſchlag gebrachte Ablöfung der Frohnden, 
Guͤlten und Zinfen nicht eingehen; bie Grunde, welde 
mich zu diefer Erklaͤrung beſtimmen, find: 


ı) Daß. die Rechtöverhältniffe der in dem Großher⸗ 
zogthum poſſeſſionirten vormaligen Reichsſtaͤnde noch zur 
Zeit nicht geordnet ſind; und daß man ihnen nicht wohl 
zumuthen koͤnne, über fo wichtige und in das Privateigen⸗ 
thum fo tief eingreifenden Rechte, wie die vorliegenden, 
zu tranfigiren, fo lange noch ein fo precärer Rechtszu⸗ 
ftand, wie der gegenwärtig beftehende , daure: Daß 
aber 

a) wenn von einer Abloͤſung der Frohnden, Guͤlten 
u. ſ. m, die Rede ſey, der Antrag darauf, meiner Ueber⸗ 
deugung nach, non der Regierung an die betheiligten “Des 
biathäufer unmittelbar zu ftellen ſeyn würde, indem ſich 
derfelbe unftreitig nur zu einer directen Unterhandlung 
mit diefen legtern eignet; von wo aus, wenn feine Veret- 
nigung zwiſchen befagten Häufern und der Regierung zu 
Stande fommen follte, der Recurs an den Bundestag zu 
nchmen ſeyn würde, indem ich diefen als die allein kom⸗ 
petente Behörde in diejer Angelegenheit zu erfennen 
vermag. Ich fehe mih daher genöthigt, meine Rechte 
dießfalls zu verwahren. 

von R otted fa hierauf den $. ı2 der Berfafs 
fungsurfunde ab, worin per formalia audgefproden ift,, 
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daß ‚‚für die bereits für ablöslich erflärten. Grundlaften 
„und Dienftpflihten und alle aus der aufgehobenen Leid, 
„eigenf&aft herrührenden Abgaben durch ein Geſez ein an 
„gemeflener Ablaufsfuß regulirt werden fol.” Bemäß 
der ind vollgältige Recht und ind wirkliche Leben eingetre- 
tenen Berfaffung könne alfo fein Zweifel mehr ſeyn, daß 
nicht die fragliche Abloͤſung der gefrzgebenden Autorität 
unſeres Landes — demnach auch der theilnehmenden Bey⸗ 
ſtimmung dieſer erſten Kammer — unterſtehe, was um ſo ein⸗ 
leuchtender ſey, ba das Gaͤltrecht ein reinprivatrechtliches 
Verhaͤltniß ſey, und den Standesherrn nicht als fol» 
chen, ſondern nur uͤberhaupt als Privatberechtigten zu⸗ 
ſtehe. | 
Staatsrath Frhr. v. Türfhbeim: Was einen 
Staatsangehörigen wie den andern treffen Tann, ift der 
Innern Geſezgebung offenbar unterſtehend. Nicht den 
Standes herrn, fondern nur den Guͤlt herrn hat der 
Gefezedentwurf im Auge. Den Bundestag berühren dieſe 
Verhaͤltniſſe nicht. | 

Staatöminifter Frhr. v. Berfheim befräftigte diefe 
Anficht des Frhrn. v. Türkheim, und führte dafür namente 
li die Bundesacte und die Schlußacte der jüngften Wiener 
Konferenzen an. 


Frhr. v. Baden: Der $. 11. der Konftitution ift 
‚allfeitig anertannt und beſchworen, gegen feine volle 
Rechtskraft Tann aljo kein Zweifel erhoben werben. 

Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von In Fürften 
berg: Aus diefer Urfache hat auch die Kommiffion von 
den befondern Berhältniffen der Standesherren bier gar 
keine Erwähnung maden zu dürfen geglaubt, | 

Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Schon das 
bürgerliche Geſezbuch ſeze die Abloͤsbarleit der Grundguͤl⸗ 
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ten feſt, und die Konftltution habe diefe Beſtimmung be⸗ 
kraͤftigt, alſo möge die Erflärung Sr. Durdlaudt des 
Hesen Fürften von Löwenftein zwar ald Rechtsverwabrung 
zum Protokoll genommen werden, aber ſie ſey kein Stoff 

einer Deliberation. 

Staateratd Baumgärtner: Das Berbiisuig 
der Guͤltherrlichkeit gebört gar nicht unter die ſtreitigen 
Verbältnifie, alfo auch nicht zur Entſcheidung des Bun⸗ 
Destagß. 

Se. Durdlaudt ber Herr Fuͤrſt vontämen fein: 
Alles, was den Mebiatifirten aus einer verhängnißvollen 
Zeit noch geblieben ift, verdanken fie allein bem Art,.ı4. 
der Bundesacte; dieſes Fundamentalgeſez und der Art. 63. 
der neuen Wiener Schlußacte garantire ihnen dad Gege⸗ 
bene; und ich muß daber allerdinge glauben, daß ber Bug: 
destag ein großes Recht habe, auf diefe Angelegenheit ein, 
zuwirken. Ich will uͤbrigens in vorliegender Sache mich 
biemit feyerlichft verwahrt haben und wuͤnſche, daß Diele 
Verwahrung zu Protofoll genommen werde. J 


II. Se. Hoheit der Praͤſident ertlaͤrten nun 
die Diskuſſion über den Geſezesentwurf über die Abloͤfung 
der Gülten, Zinfen und Drittheilöpflicgtigfeit für geſchloſ⸗ 
fen, und jene über die Abſcbaffung der keibeig ea⸗ 
fchafts: Abgaben für eroͤffnet. 

Regierungd » Rommiffär, Hofratb v. Sey f ried 
nahm das Wort und erklaͤrte: Der in dem Kommilflons; ' 
‘Bericht über Abfchaffung der Leibeigenfchafts:Gefälle aufge⸗ 


ſtellten Theorie über den Grund dieſes Geſeze dentwurfs 


ann man nicht beyypflichten. 
Das dieſen Gefaͤllen von ihrer Entſtehung anklebende 
Unrecht, und die durch deſſen Duldung dem Staat zu⸗ 
gewachſene ˖ Strafe, ſelbe auf eigene Koſten abloͤſen zu muͤſ⸗ 
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muͤſſen von diefen Hypotheſen konnte man ſich unge, 
achtet der ſcharfſinnigen Darftellung nicht überzeugen. 
Dan kann den Begriff von Unrecht und Strafe 
nicht anwenden auf einen feit Jahrhunderten für rechtlich 
erfannten und durch die Gefeze gefchüsten Zuſtand, :nicht 
. vereinbaren mit: einer Handlung des Edelmuthe und Wohl⸗ 
wollens. 


Um das Unrecht zu beſeitigen und, Strafen aufzules 
gen, haben wir Gerichte, dies gehoͤrt nicht in den Wir⸗ 
Aungskreis der Regierung und der Kammern, Der wis 
derrechtlich Gedruͤckte mag ſich an jene wenden, dem Frey⸗ 
gebigen aber nicht das Maaß ſeiner Großmuth vorſchrei⸗ 
ben wollen. 


Die Regierung hat die perſoͤnlichen Leibeigenſchafts⸗ 
Gefaͤlle in den Eigenthumslanden aufgehoben, die Kam⸗ 
mern haben dankend beygeſtimmt, und die eine ſelbſt den 
Wunſch ausgedruͤckt, dieſe wohlthaͤtige Verfuͤgung al⸗ 
len Staategenoſen auf Koſten der Geſammtheit zuzu⸗ 
wenden. 


Die Regierung entſpricht dieſem Antrag durch den 
vorliegenden Geſezentwurf, dem nun eine ſo weit fuͤhrende 
Anwendung burdy Aufſtellung gewagter Hppotheſen. Bese⸗ 
ben werden will: 


Ohne dem erleuchteten Erkenntniß der bochanfehnlis 

den erften Rammer vorgreifen zu. wollen, kann man die Bes 
merlung nicht umgeben, daß weder in dem Gefegentwurf 
noch in deſſen Begruͤndung und Erläuterung auf diefe Aus⸗ 
dehnung hingedeutet werde. 


Ueberall wird nur von deu perſoͤnlichen Leibeigen⸗ 
ſchaftsgefaͤllen, wie fie in den Eigenthumslanden abge: 
fhafft wurden, geſprochen und die vorbehaltene genauere. 
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Nomenclatur bezog fih nur auf bie verſchiedenen Arten 
des Leibgedings. 

Die Zeitfolge mag vielleicht noch mehrere ähnliche La» 
ften auf gleiche Weife befeitigen, allein für jezt macht es 
die Lage ded Staatshaushalts nicht raͤthlich. 


Das Gute wird ſeltener im! gewagten Sprunge als 
im bedachtſamen Schritte erreicht. 

Die perfönlichen Frohnden, deren Entſtehungsgrund 
felbft nach der Mepnung ber Kommiffion zweifelhaft und 
vielleicht verfhieden ift, follen dennoch nach ihrem Wunſch 
unter die yerfönlihe auf Staatskoſten abzufchaffende Leib⸗ 
. gefälle aufgenommen werden, 

Dies wäre ein Act willfüprlicher Benevolen,, da bie 
Abſtammung diefer Frohnden aus der Leibeigenfhaft im ber - 
Allgemeinheit gar nicht behauptet und felbft in der Eins 
zelnheit nicht zu beweifen feyn wird. 

Ueber den Geſezentwurf felbft macht der Rommifkonte 
Beriht nur ad $. 3 einen Beyſaz, wornach die Durdhe 
fhnittöperiode von 20 auf 10 Jahre aus dem Grunde rer- 
ducirt wird, weil es ſchwierig wäre, überall Rechnungen 
für einen fo langen Zeitraum bepzufchaffen; dann. wird 
ferner darauf angetragen, daß in Anwendung ded Bundes⸗ 
beſchluſſes vom 23. Juny ı8ı7 nur jene Manumijffions, 
Gebühren in Aufrechnung fommen follen, die bey Wegzüs 
gen innerhalb Landes eingehoben wurden, indem jene bey 
Ausdwanderungen von einem Bundesftaat in den andern 
nach dem $. 4 und 6 jened Beſchluſſes ohne Erſazverbind⸗ 
lichkeit ceffiren, fobald die inländifhe Zugfrepheit, wie 
fie das vorliegende Gefez herbey führt, eintritt. | 


Mit dieſen bepben Anträgen ift man einverftanden. 
Gtaatörath 
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Staatsrath Freyberr v. Türkheim: In ſo weit 
die Grundſaͤze uͤder die Verpflichtung des Staats zur Aufs 
hebung der noch übrigen RKeibeigenfchaftögefälle, welche in 
dem Vortrag des Herrn Berichtöerftatters fo fiyon ausges 
führt find, zu feinen ‚Anträgen geführt haben, welihe dem 
Geſezvorſchlag der Negierung- und "Heiner eigenen Ueber- 
zeugung entgegen ſtehen, finde ich es bier fehr undngemefs 
ſen, die bahe Kammer mit einer. Zergliederung berfelben 


» nad) meinch Anflchten zu behelligen. 


Rur in einer Beziehung wird hier eine Verſchieden⸗ 
beit der Grundſaͤze prastifch; je nachdem naͤmlich Die Graͤnz⸗ 
- Linie zwiſchen jenen aus dem Alterthum auf uns vererbten 
Anftitwtionen, welche ald ein offenbares Unrecht ſtreng⸗ 
rechtlich aufgehoben werden muͤſſen, und jenen, deren Ab⸗ 
ſchaffung Staatsklugheit oder Billigkeit erfordert, enger 
Bder weiter gejogen wird, Tann nuch die Staatdgefammt; 
beit mit größern oder geringern Aufhebungs⸗ und Ent» 
Tpädigungsforderungen in Anfpruch genommen werden. 

Der Herr Berichtserftatter fagt: Die Keibeigenfchaft 
ſey ein Unrecht, alfo muͤſſen die Leibeigenſchaftsgefaͤlle ges 
radezu aufgehoben, die Beſizer derfelben uber, wegen ber 
biöberigen Garantie des Stadtd, von dieſem entſchaͤdigt 
werden; die Herrenfrohnden ſeyen ebenfalls Ausfluß der 
Leibeigenſchaft, alſo gehoͤrten auch ſie hierher. 


Ich glaube, daß man einen Unterſchied zwiſchen dem 
Weſen der Leibeigenſchaft ſelbſt und zwiſchen ben mit dere 
felden nür in Berbindung gefezten Leiſtungen machen 
muß. 


Daß die perſoͤnliche Leibeigenſchaft, vermoͤge wel: 
cher ein Menſch dingliche Eigenthumsrechte auf die Pers 
fon eines andern behauptet, in jeder Abſtufung von 
ber Stlaverey im Alterthum oder bey den Negern bie zu 
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ihren ſchwaͤchſten Spuren in der altdeutfchen Hoͤrigkeit dem 
Geſez der Natur widerfpridt, bedarf heut zu Tag keines 
ausführlichen Beweiſes. 


Das naͤmliche läge ſich aber nicht von Verpflichtungen 
fagen, welche, an und für fich betrachtet, nad allgemeis 
new Rechtsgrundſaͤzen verbindfih eingegangen: werben 
fonnten, blod darum, weil fie in dem allgemeinen Leibr 
eigenſchaftbverband ihre Wiege fanden, und in demſelben 
gefezlich ausgebildet wurden. ur 


Ich muß mich darüber näher erllaͤren. 


Welches auch im Uebrigen die Anfiht von der Ent 
ftehung der Leibeigenfchaft bey den .germanifhen Völkern 
ſeye, — man mag naͤmlich aunehmen, daß fie in der Mehr, 
zahl der einzelnen Fälle dur gewaltthätige Unterdrüdung. 
entftanden, oder mit oder ohne Gewalt blos ald conditio 
turpis, als ungültige Veräußerung eined Fideikommiſſes 
der Menſchheit verwerflich geweſen ſeye — fo viel’ bleibt 
richtig, dad fie ihrem urfprünglichen Wefen nad) in einer 
durch den Mangel freyen Gkundeigenthums herbeygefuͤhr⸗ 
ten Abhängigkeit von dem Grundherrn beftand, welcher 
feinen Kolonen unter ſchweren Bedingungen Grundftäde 
übergab, oder fie mit ihrem eingebrachten Grundeigenthum 
in jenen rohen Zeiten in feinen Schuz und Sqhirm auf⸗ 
nahm. 


Das Naturwidrige beſtand nur darig, dag man ben 
Hoͤrigen zugleich perfönlihb an den Boden bannte, und 
daß er aljo feine Menfchenrechte zugleich mit verfegen muß 
te, nicht aber in der Härte der auferlegten Leiſtungen. 


Immer modte man ihm daher das Beſthaupt, einen. 
Reibfchilling und dergleihen auferlegen, und man fonnte 
eben fo gut Leitungen, weiche auf die Perfon gehen, ſti⸗ 
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puliren, als ſolche, welche nach dem Grund und Boden 
gemeſſen werben, Sobald die damit unrechtmaͤßig verbün⸗ 
dene perſoͤnliche Unfreybeit aufgehoben wurde, war das 
Fehlerbafte jn der Sache verbeſſert, und die uͤbrigen Ver⸗ 
pflichtungen waren darum auf keine Nullitaͤt gebaut, ‚Ton 
dern nur damit verblinden gewefen. | 

Es mus alfo nur die Leibeigenſchaft ſelbſt, wo fie 
noch eriftirt,, als unrecht nach dem Gefez der Ni er unbe⸗ 
dingt aufgehoben werden, die noch vorbandenen Leibeigen⸗ 


ſchaftsabgaben koͤnnen es aber nur auüs hohem Grade der 
Bitligkeit werden, und zwar: 


Fuͤr's Erſte in ber Ueberzeugüng, daß in vielen Fils 
Ten Unterdrüdung zu ihrer Entitehüng mitgewirkt habe, 


Dann auch, weil fie in Verbindung ınit fo vielen ano 
bern noch beftedenden forenannten Feudallaſten in den je⸗ 
zigen Zeiten faft unerfchwinglich find, und der Staat, ins 
bent er das allmähfige Verſchwinden aller diefer Kaften auf 
beit Wege ber Abloͤſung befoͤrdern will, mit einigem Opfer, 
durch unentgeltliche Aufhebung der gehaͤſſigſten, den Weg 
bahnen muß. 

Endlich auch darum, weil der Staat bereite feine 
eigene Leibeigenſchaftsgefaͤlle auf allgemeine Koſten aufge 
hoben hat, und der Grund, aus welchem ſolches geſchah, 
eben ſo gut Auf diejenigen paßt, welche ſolche Gefälle an 
andere zu entrichten, und an die allgemeinen Mittel dies 
ſelbe Anſpruͤche haben. | 

Demnach gebt aber der Kommifſionsbericht zü weit, 
wenn er die Schlußfolge aufſtellt: Unrecht ſeye der Grund 
ber Abſchaffung, Folglich Höre alle Willkaͤhr der Anwendung 
auf ‚ nd alle erweislich dus der Leibeifenichaft herruͤh⸗ 
kende — id ſage damit in Verbindung geſezte — Abgas 


ben müßten Unentgeldlich aufgehoben. werden; da es aber 
ir * 
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fein Tribunal gebe, welches mit äußerliher Suͤltigkeit 
tarüber fprewen könne, melde Yaften aus der Leibeigen⸗ 
fibait berruͤhren, fo müßte von Eeiten bes: Staatd Der 
fubjeftiven Ueberzeugung und dem wiflenfchaftfichen Sprug 
ter Geſchichtsforſcher charta bianca zur veßimmung der 
Sränzen außdgeftellt werden. 


. Die hat aber der Staat nicht nöthig, wenn er mar 

Gründe “er Billigkeit anzuerkennen braucht und zugleich 
erwägt, dag nicht einmal fubjeltive Sicherheit der Ent 
ſcheidung möglid) ift. 


Es ift befannt, wie verſchieden und ſchwankend die 


Anſichten über die Natur und den Entftehungsgrund der 


manichfaltigen , in der Urverfaffung der germanifchen Böß _ 


fer gegründeten, in dem Mittelalter außgebildeten und in 
Ueberreften auf uns gekommenen pofitiven Redtsinftitute 
find, nicht nur wegen dem Dunkel, welches auf der Altern 


Geſchichte ruht, fondern auch wegen der allgemeinen Tens 


y. 


denz jener Zeiten; die Produfte der. verfcbiedenften Ber 


bältniffe auf dem verworrenen Feld des Privatrehts in 
eine und biejelbe Form zu bringen, oder wenigften® im 
Namen zu affimiliren; worin man durch feine Beforgniß 
einer nach Sabrhunderten zu verfuchenden Ausſcheidung 


des Entſtehungégrundes der einzelnen Faͤlle geſtoͤrt werden | 


fonnte. = 

Insbefondere ift dies der Hall bey den Herrenfrohn⸗ 
den, welche dem Begriff und Weſen nach von der Leibei⸗ 
genſchaft ganz unabhaͤngig ſind, und von welchen die Ge⸗ 
ſchichte in vielen Faͤllen einen andern Entſtehungsgrund, 
in den meiſten aber gar keinen nachweist. 


Wie dem «ler. auch ſeye, fo iſt die fein Gegenſtand 
der authentiſchen Erklaͤrung des Geſezgebers; auch iſt in 
dem von dem Herrn Berichtserſtatter angefuͤhrten $.. 33 
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des VII. Organiſations⸗Edicts vom Fahr ı803 nichts als 
Die’ Anſicht audgefproden, dad Frohnden aus der Leibei⸗ 
genfchaft herruͤhren fönnen, nicht daß dieß bey allen, 
oder der Mehrzahl der Fall fen. . 

Wenn nun nach meiner fo eben vorgetragenen Anficht 
überhaupt fein ftrengrehtliher Grund zur Aufhebung der 
Leibeigenſchaftsgefaͤlle auf Staatskoſten vorhanden iſt, ſo 
tritt, hinſichtlich der Herreufrohnden, noch hinzu, daß fie 
im allgemeinen nicht einmal aus der Leibeigenſchaft abge— 
leitet werden koͤnnen. 


Ich behalte mir jedoch hieruͤber das Weitere auf die Dis, 
fuffion deb befondern Kommiſſionsberichts über da® Frohnd⸗ 
abloͤſungs geſez vor. 

v. Rotteck: Ich erlanbe mirg gegen die vom Herrn 
Megierunge, :Kommiffür , Hofrath v. Seyfried und von 
dem Herrn Staatsrath Frhrn. v. Tuͤrkheim aufgeſtell⸗ 
ten Saͤze meine Gegenbetrachtungen, um Wiederholungen 
zu vermeiden, funmarifch zufammen zu ftellen. 

Es wurde eine zwecdlöfe Brehelligung einer hohen 
Kammer fepn, Die dem Kommiffiond: Bericht zum Grunde 
liegende wiſſenſchaftliche Theorie durch eine gelehrte Deduss 
tion befeftigen zu wollen. 


Dob die Haupt-Fdren, worauf die Schlußfafs 
fung beruben muß, bedürfen einiger nähern Beftimmuns 
gen, weil fonft Mißverſtaͤndniſſe unvermeidlig find. 


Daß, was feit Jahrhunderten befteht,, nicht ald mit 
‚Unrecht beftebend, oder nicht als mit Unrecht aufge 
tommen fönne betrachtet werden, ift eine mit ber Se, 
fhichte der Vülfer und der Geſezgebungen durchaus im Wis 
derfpruch ftehende Behauptung  Xeußerlich geltend mögen 
ſolche durch pofitives Geſez beſeſtigte Verhältniffe immer; 
dar ſeyn; aber gar manches beſtand alfe, Sahrhunderte, fa 
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Jahrtauſende fange, was burch daß ewige, in der Men⸗ 
fhenvernunft aegründete Recht fortwährend verworfen 
ward; fo die Sklaverey, die Herabmärdigung ber Mens 
ſchen zu bloßen Sachen, zumal bey den alten Bölfern 
durch die ausdrüdlichften Geſeze ausgeſprochen, und. durch 
die Gerichte gehandhabt; die Herahwuͤrdigung der Parias, 
das Strandrecht u. ſ. w. deſtand es darum mit Recht? 
und war ed nicht Pflicht, ja Rechtsſchuldiakeit der geſeſ⸗ 
gebenden Gewalt, im Augenblide des Erkennens, daß 
bier. ein Unrecht beſtehe, es abzuſchaffen und die Herr 


ſchaft des Rechts wieder berzuftellen?: und haben. nicht die 


Geſezgebungen monardifcher und republifanifher Staaten 
von jeber ſolche Abſchaffungen unbedenklich guägelprochen, 
wo immer — 05 durch das Licht der borangefchrittenen 
Wiſſenſchaft, oder durch den Einfluß religiöfer Lehren — 
jenes linrecht erfannt ward ® Die Berichte handhaben 
nur daß. gefeslich befiebende Recht, follen nur die Ver⸗ 
Yezung des. politiven Rechts bindern. Das Unrecht, web 
ches eine Geſezgehung ftatuirt, oder dulder, kann vur ges 
heilt werden durch dieſelbe gefeggebende Autorität; und. 
es mag mit folder Heilung durch Widerruf zwar night 
eine Strafe, doch wohl oft eine Verbindlichkeit zum 
Schadenserſaz verkeuͤpft ſeyn. Dad Unrechtmäfs 
fige der Leibeigenſchaft zu erweiſen, iſt heut zu Tag 
überflüffig. ‚Aber ift fie ungerebt, fa find es aud alle 
ihre Ausfluffe, oder die auf ihr gegründeten Laften; weil, 
was feinen Grund hat, zerfallen muß. Der unterf&eiden» 
de Charakter der Reibeigenfshaft ss Raften von rechts 
mäßigen, zumal Grund laſten ift, daß fie rein per ſoͤn⸗ 
liche, d. h. von irgend einem Beflz oder Bermögen uns 
abhängige, und gleidiwohl erbliche Laſten find, oder 
nach eigentliherem Ausdruck „angeborne” Laſten; ins 
dem der Begriff der Erkfchaft und der Begriff der ers 
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erbten S ehuld ein Verme gen vorausſezen, wore 
aus jene beſteht, und welchem dieſe anklebt. 


Die Urſache nun, warum die Koemmiſſion auf die 
Aufftellung eines Rechtögrundes ver Abſchaffung der 
Leibeigenfchaftögefälle ein großes Gewicht legt, und auß 
welcher insbefondere der Berichtserflatter ſolches tbat, if: 
weil fonft, nad feinem Ermeflen,, für einen Volksdepu⸗ 
tirten aͤußerſt bedenflih oder wohl unmöglich wäre, die 
Beyſtimmung zur vorgefchlagenen Ausdehnung der Leibei⸗ 
 genfchaftd s Aufhebung auf alle Landestheile, und 
zur Entfhädigung der Berechtigten aus Stantsmitteln zu 
geben. Denn wahrlich, wir find nicht in Staaten getre— 
ten, um einander zu Acten der Billigleit und chrifts 
Lichen Liebe zu zwingen, fondern um dad Necht 
zu gewährleiften. Nicht tm Acte der Unpilligfeit , oder 
Lieblofigkeit durch Zwangsgewalt zu verhindern, fondern 
nur um die Angriffe oder Gefährdungen des Necht® zur 
rüdzuhalten. Der Staat oder die Geſammtheit thut genug, 
wenn Er ſelbſt in feiner Wechſelwirkung mit Einzelnen oder 
Klaffen fi der Unbilligkeit enthält, alfo auf Nechte oder 
Ginlünfte verzichtet, deren Grund ein unbilliger if, 
Das hat der Staat nun getban, indem er feine Leibeigenen 
befregte. Aber nun auch alle andern Herren zwingen wol» 
len, jenem — nach diefer Borausfezung blos unbilligen oder 
harten Mecht zu entiagen, und nad) mehr, fitr diefe Entfa» 
gung aus den Mitteln aller Einzelnen Schadloahaltang zu 
gewähren, wäre ungerecht gegen dieſe, und nad fei- 
nem Princip noch unendlich wetter führend, als die 
von mir aufgeftellte Erweiterung oder Ver vol ſſtaͤnd i⸗ 
gung des Begriffs von der Feibetgenfchaft. 


Unter den Bürgern, melde an ter Schadloshaltung 
mittragen müffen, find viele, welche ſo arm und Armer find, 
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als manche von jenen, welche man jezo zu befreyen oder 


zu erleichtern aedenft. Ibnen auch nur den gerinaften 
Steuerzuſchlag aufbürden, um jene Erfeihterung für Ans 
Dere zu bewirken, wäre ungerecht, Sie find wohl 
 fbuldig, an den notbwendigen, oder durch eidene 
Pflicht gebotenen Etaatelaiten Theil zu nehmen, aber fle 
find nit febuldig , Die unbilligen Forderungen Anderer 
gegen Ande re Durch eigened Mitleiden zu beſchwich⸗ 
tigen, 


Der Staat mag fi, in der Eigenfchaft ale Sim 
biger, harter Zinfe enthalten, in der Eigenſchaft alß 


Käufer auf billige Preife befhränfen; er mag quch 


dur fein Beyfpiel die Privasen zu ähnlicher Billigkeit 


ermuntern, ja felbft im gewiflen Maaß durd Gefeze 


gegen unbilliga Uebertheurung Fürforge thun. Aber web⸗ . 
de unbillige Borderung rechts beſt Andig einmal aufı ° 


gekommen oder in die Wirflichkeit getreten ift unter 
den Bürgern, für diefe ift er nicht verantwortfich, 


und bat ſie alfo nicht ſelbſt auszufaufen, Es wird den 


hoben Zinsfuß durch geeignete Mittel berabzufezen, ex . 


wird in gewiffen Faͤllen eine allzubarte Verpflichtung fas 


gar vernichten — verſteht fin dann ohne Erfoz a8 
den Berechtigten —: aber wer wird ihm zumuthen, bie 


Bezahlung der zu hohen Prozente für alle Privatſchuld⸗ 


ner in and auf die G efammtheit zu repartiren, alle 
unbilligen Kaufpreiſe x. aus Staatsmitteln zu 


bezahlen, alle Privatdienſtboten — zu verſorgen, wie. et 


feine eigenen Diener verforgt u. ſ. w.? Ein ungeheures | 


ja unermeßliched Zeld oͤffnet fi bier, und, erſchreckt durch 


die Maffe des Anforderungen, welche die Konfegueng - 
nah folder Borausfezung an die Gefamintheit machen 


Könnte und müjte, wird der Volfövertreter wohl anfter 


um 
. “ - 
⸗ 


Siedoati Sizung vom 15. July, — 
ben, durch eine erſt⸗ Bewilligung, welche nicht rechto⸗ 


nothwendig geboten wäre, die Reipe ungäpliger anderer 


zu eröffnen, 


9a nenn «6 au ohne Konſequenz geſchehen tonnte. 


| ivenn nur eine ouf den vorliegenden Fall fich ber 


J chränfende Aufforderung zur Großmuth und Vils 
thätigkeit geſchaͤbe, fo würde der Rolfövertveter gleich⸗ 
wohl ein großes Bedenken tragen, in einer Zeit, wo ſo 
unerſchwingliche Laſten auf dem Volke liegen, we man 
Taum den.notbwendigften Anforderungen Benüge lei⸗ 
ften fans, den fo fehr Geprädten noch ein weiteres Opfer 
duzumuthen, nicht um eine eigene Unbilligfrit aufzuhe⸗ 


"ben oder gut zu machen, fondern um die Unbilligleit Ans 
“ derer gegen Undere auf "die eigenen: Schultern zu 


nebmen, d. b. alfo nun für die Sünden Anderer den 


Erſaz zu leiſten und zu büßen, ‚ 


Ich erkenne Äbrigens an, daß oft derſelbe Name 


\ fehr verfchiedene Gefaͤlle bezeichnet, und Bft das naͤmliche 
Gefaͤll unter verfihiedenen Mamen erfcheint, daher gebt 


die Anficht der Kommiffion keineswegs dahin, die Beſtim⸗ 
mung der aufzubebenden Gefälle nad dem Namen, fon» 
dern nah der Natur der einzelnen: Gefälle zu machen. 
Ib will hier beyſpielsweiſe felbit die Dritttheifepflictigs | 
keit anführen, wovon ich, wenn bey der vorigen Dies 


- Sufion auch von diefer Laſt wäre gefprochen worden, noch 


verfihiedene Bemerkungen zu machen: gehabt hätte Die 
Dritttheilspflichtigkeit iſt raͤmlich nach Inhalt verſchiede⸗ 


"wer alter Dingrodeln an vielen Orten eine wahre Leib⸗ 


eigenfchaftdskaft und keine Brundlaft gewefen. Gie 
wurde zwar vom Grund bezogen, aber nicht bey Tods und 
Erbfällen, als wofelbit nur Beſthaupt, Erbfhaz u. dal, 
Stätt. fanden ,-fondern bey Bertäufen, und zwar nur 
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. in dem Fall, wenn der Berfäufer aus dem Bezirk ſeinet 
Leibheren zu ziehen gedachte, und dann den Dritttheil 
des Kauffhillingd als eine Art von Manumiffions 
Taxec zurüdzulaffen genötbigt ward, Erſt fpäter iſt ber 
Drittelöbegug auch auf Sterbfaͤlle ausgedehnt worden. 
So können noch verfhiebene andere Gefälle fenn, welche 
den Ramen von Brundfaften tragen, aber ber Wefenpeit 
"sad Leibeigenſchaftslaſten ſind. 


Was nun insbeſendere die perſoͤnlichen berrenfroha 
den betrifft (ich ſage hier mit beſonderm Nachdruck die 
perſoͤnlichen, weil ich die walzenden gern ale 
Grundlaſt erfenne), fo haben fie durchaus die Ratur ent⸗ 
weder reiner Peibeigenfchaftdlaften, oder werigſtens fol 
er, die aus oͤffentlichem Recht, als aus Ber Schuz⸗ oder 
| Gerichts herrlichteit ıc. abgefloſſen. 


Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim Es iſt mit 
ber Geſchaͤftsordnung nicht vereinbarlich, nach gefchloſſe⸗ 
ner Diskuſſion über einen Gegenſtand auf denſelben wie⸗ 
der zuruͤckzukommen, wie nun in Bezug auf die Drittkeilds 
pflichtigkeit gefcheben iſt. 


v. Rotteck: meine Bemerkung war keine Wieder⸗ 
aufnahme der frübern Diskuſſion, fondern blos Anfuͤh⸗ 
rung eines auf die gegenwaͤrtige ſich beziehenden Bey⸗ 
ſpieles. 


Frhr. v. Weſſenberg: Meines Erachtens gebibet 
der Regierung unſer lebhafteſter Dank, daß fie und durch 
ibren Geſezesentwurf ven Anlaß gegeben bat, dahin mit» 
zwoirfen, daß in Bilde die fo gebäflige Leibeigem 
fchbaft mm Großherzogthum gar nicht mehr zur Gprade 
fommen könne. Was die Herrnfrohnden betrifft, fo moͤ⸗ 
gen die ungemefjenen, die offenbar Mißbrauch And, 
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yon’ Weibelgenfchaft nahe verwandt ſeyn. Daß aber bie 
Herrnfrobnden überhaupt Per Leibeigenfhaft angehören, 
iſt unerweislich. Roh: eher würde fich vielleicht in ein, 
zefnen Fallen die Dritttheilpflichtigfeit ald eine Wirkung 
der Leibeigenf&aft nachweiſen laffen, Uebrigend ſollte 
wohl auch hier, wo von Ablöfung ber Leibeigenſchafts⸗ 
Abgaben die Rede tft, nach der Strenge bed Rechts 
die billige Entſchaͤdigung an die Berechtigten allein von 
den Pflichtigen geleiſtet werden. Indeſſen treten hier 
mehrere Ruͤckſichten ein, die auf die Derrn krohnden nicht 
gleich anwendbar ſind: 


1) Die Leibeigenſchaft mit ihren Folgen iſt ihrem 
Urſprunge und ihrer Natur nad mit der Würde und den 
Rechten der Menfchheit in fo grellem Gegenſaz, daß fi 
gewiß jeder wohldentende Staatsbürger gern einiges 
Opfer wird gefallen faffen, um die Ueberbleibfel davon 
aus dem Baterlande verfchwinden zu. machen. 


3) Hat eben, deswegen die habe Regierung bereite 
mit preiswiürdiger Milde die bie dahin der Staatsfafle 
zugeflofenen Leibeigenfchafts-Abgaben unentgeltlich aufge, 
hoben. Mithin ift es billig, daß ein Gleiches in Anſe⸗ 
Hung der ähnlichen Abgaben, welche die Standes⸗ und 
Grundherrn und Andere beziehen, gefchehe ; wobey aber 
Recht und Billigkeit eine Entfhädigung der Berechtigten 
fordern. Diefe fann auch 


3) um ſo leichter auf die Staatslaffe übernommen 
werben, als der ganze Betrag ber Entfchädigungsfumme 
nicht fehr beträchtlich iſt, mithin die oͤffentliche Laſt nicht 
ſtark vermehren duͤrfte. 


Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim: Die Pflicht 
der Volksvertreter iſt bey einer jeden Gelegenheit für das⸗ 
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jenige zu flimmen, was erleichternd fürs Boll feyn Tann, 
Demnach ift ed nicht noͤthig, bier gerade eine eintretende 
Rechts ſchuldigkeit ber kelbeigenſheſis Aufhebung anzu 
nehmen. 


Sehr... Baden: Die Kommiſſion iſt durch bie 
Idee geleitet worden, daß, wenn die Berechtigten „ alfo 
vorzugsmeife Befreyten, ihren Antheil an der Abloͤſungs⸗ 
fumme freywillig übernähnien, fo würde ein Hauptanſtand 
befeitigt: ſeyn. ch bleibe demnach einverftanden wit dem 
Antrage des Berichtserſtatters. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Laͤwenſtein: 
Nur allein die’ groͤßtmoͤglichſte Beguͤnſtigung der Berech⸗ 
tigten bey Abloͤſung der Herinfrohnden, Guͤlten und Zins 
fen vermoͤge diefelbe zu rechtfertigen, indem der Guͤlt⸗ 
oder Frohndherr defien ungeachtet wicht vollkändig fir 
den Berluft werde entfhäbigt werden, den er durd die 
Berzichtleiftung auf eine Realıtät erleide, die von der 
hoͤchſten Wichtigkeit für ihn fen, da er eine gewiffe 
Einnahme und gewiffe Dienfte für ein ungewißſes, nicht 
fo ſolides Geld-Surrogat hingebe. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Di⸗ Eigenſchaft 
einer Laſt, als perſoͤnlicher Erblaſt, reicht nicht hin, 
um ſie als ungerecht darzuſtellen. Denn es iſt nicht das 
gegenwärtige Verhältniß, fondern jenes zur Zeit ber 
Entftehbung bier maaßgebend, und ed kann nidt ges 
fagt werden, daß einem Kolonen nur eigentliche GBrund⸗ 
laſten aber keine perfünlige Erblaſten auferlegt werden: 
durften. Wenn eine Laft von was inımer einer Art ur 
fprunglid ald Bedingung eined übertragenen Grundbes .. 
ſizes auf Die Schuitern des Ycquirenten fam, fo mag fie 
wie eine andere Schuld auf feine Nachkommen forterben, ” 


A 
\ 
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wenn auch der Grand für fie verloren gienge, und aud 
heat zu Tage würden alle Gerichte auf die Erfüllung ber 
. eingenangenen Berpflihtung erfennen, wenn folde nur 
an und für fi zulaͤſſig iſt, ohne darnach zu frageh, was 
der Empfänger des Grundſtuͤcs mit demſelben angefan⸗ 
gen babe, Alſo nicht wegen erkannter Ungerechtige 
feit der Leibeigenfihaftsgefäne nimmt bie Geſammtheit 
ipre Refaition auf ſich, fondern weil fie immer ein dohes 
und edles Intereſſe dabeh hat, j4 ſogar pflichtgemaͤß das 
für forgen muß‘, daß in ihrem Schooß auch fein unbiili⸗ 
ges oder hartes Verhaͤltniß fortbefteße. Daher fie deun 
aud für die Befrepung davon gern einen mäßigen Preis 


bezahlt. . Die paradore Behauptung, daß der. Staat aus 


Billigkeit und wohlverftandenem Jutereſſe nichts ausgeben 
oder ſchenken dürfe, wozu ihn nicht das firenge Recht ver⸗ 
binde, bedarf wohl feiner weitern Erörterung. Das 
Budget müßte nad: folder Anfiht fehr vereinfacht were 
den. Uebrigens wird von der. Ausdehnung des Geſezes⸗ 
entwurfs aud auf die. Frohnden geeigneter bey der Dis⸗ 
kuſſion über das Frohnd⸗Abloͤſungsgeſez zu fprechen ſeyn, 

v. Rottect: Ih kann, meine Nachkommenſchaft 
unmöglich anders verpflichten, als mittelft eines Auf fie 
übergehenden Befizes, Nur durch vererbtes Eigentl ums 
wird die juridiſche Identitaͤt der Perſon zwiſchen Vor⸗ 
fahren und Nachkommen erhalten; wo dieſes Band er⸗ 
mangelt, da erliſcht jede Verpflichtung mit dem Tod 
desjenigen, welcher ſich verpflichtete. Was aber die Pflicht 
der Geſammtheit betrifft, nichts Unbilliges fortbeſtehen 
zu laſſen, fo iſt fit nur in eigenen Verhaͤltniſſen zu 
anderen Perfonen, nicht aber in jenen ihrer Glieder 
unter fich dafür verantwortlih; wie die Ausführung 
im Kommiffionsbericht wohl unwiderſprechlich zeigt. Die 
Ausvehnung des Geſezesentwurfs auf die Frohnden bes 
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traffend,, will ich mir gern bie nähere Erörterung auf die 
folgende Diskuſſion vorbehalten. Uber einige Worte uber 
die Schuldigkeit der Exrſazleiſtung an bie Berechtig⸗ 
den moͤgen mir noch erlaubt ſeyn: 


Die Gerechtigkeit dieſer Erſazleiſtung an die Berech⸗ 
Noten leite Ich nicht aus dem $. 14. der Konftitutien ab, 
als welder nämlid nur auf Regierung ss Befclüfie 
keineswegs auf Acte der Geſezgebung eine Anwen⸗ 
dung leidet, fondern ber Titel dazu ift ein ganz anderes 
und auch ein von der Aufhebung feldft losgetrenntet Titel, 


Die Aufpebung der Leibeigenſchaft ift ein durch bad . 
Recht der Pflichtigen abfolut geförderter,, und daher {üd 
ſich beſtehender Act der Geſezgebung, er ift ein rechtlich 
nothwendiger, durch Feine gedenkbare Verhaͤltniſſe zu hin⸗ 
dernder Act. An und für ſich iſt die Sache geſchehen durch 
die Aufhebung. Nicht aus dieſem allgemeinen Yet, 
fondern blos aus fpeziellen, ober boh aus andern 
Allgemeinen Gründen mögen bie Eoiſchadiguese⸗Aa ſprache 
abgeleitet werden. 


Haͤtte der Staat fruͤher die aiigenſchafteredie 
nur tolerirt, ja auch geſchuͤzt gehabt, fo würde dieſes 
noch keine Regreß-Forderung an ihn begründen; 
aber wofern und in ſofern als er 


a) ſolche Rechte ertheilt, zumal ütulo ohörbid, 
ertbeilt bat , ober 


b) in fofern er zu ihrer Uebernahme nach gewiſ⸗ 
fen Scyäzungspreifen wahrhaft autorifirte, oder 
enblich 


9 in fofern er allerneuft theils durch ben Art. PR 
- unferer Konftitution, welcher eine Wbldfüng 
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der fraglichen: Laften verbeißt, theils durch die 
Beſtimmung der Bundesaete Art. 14. den Be⸗ 
rechtigten ſie eigends garantirt, alſo gegen 
dieſe Berechtigten eine ‚fpegiele Verpflichtung . 
ber Danutenenz übernommen hat, Ä 


muß er, fobald eine höhere und ältere pflicht, mamlich 
die Rechtsſchuldigkeit, die ungerecht Verpflichteten zu 
entbinden, die Manutenenz in Natura unmoͤglich macht, 
das Surrogat oder den Erſaz dafuͤr leiſten. 


Gtaatdrathb Frhr. v. Tuͤrkheim: Er meyne, eine 
perſoͤnliche Verpflichtung koͤnne allerdings auch fuͤr die 
Erben und Nachkommen verbindend eingegangen werden, 
fo lange dieſe das Berhältniä fortſezen, auf welches dies 
felbe ſich beziehe, Freylich wenn man die Erben eines 
folhen bey der Aufnahme von feinem Gtundherrn ſchwer 
belaſteten Hoͤrigen hindern wollte, dieſem Verhaͤltniß zu 
entlaufen, fo ſey dies eine widerfechtliche Beſchraͤnkung 
geweſen; davon ſey aber ſchon tängft nicht mehr die Rede. 


| Staatsrath Fror. y. Zyllnhardt Äußerte: da er 

bey der Berichtserſtattung nicht gegenwärtig geweſen fep, 
fo könne er zwar an der Diskuſſion felbft feinen beftimms 
ten Antheil nehmen; doch glaube er darauf aufmerkſam 
machen zu müffen, daß der $. 11. der Konftitution Kur 
Die Abloͤſsbarkeit der Leibeigenfhafts s Abgaben nach 
einem zu regulirenden Abkaufsfuß ausfprehe; in fofern 
alfo gegenwärtig von einer Aufhebung, nicht Ahloͤ⸗ 
fung diefer Abgaben die Rede ſey — welches übrigen® 
mit feinen Wuͤnſchen ganz übereinftimme, erfcheine dies 
als eine Aenderung der Konftitution, wozu die im $. 64. 
bezeichnete Stimmenmehrheit erfordert werde, 
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dieſen Gebäuden zu leiftende Frohnden in der Berechnung 
und die betreffente Stelle im $. 2. wegfallen. 


ad $. 12. des Kommiffionsberichte. 


Allerdings müffen die Schlöffer und Wohnungen ber 
Frohndberechtigten unter jenen Gebäuden genannt“ wer 
den, zu welchen Herrenfrohuden gelciftet werden koͤnnen. 


Chen fo ift man mit den $$. ı2. und 13, des Koms 
miffionsberichts einverftanden. 


Dagegen tbeilt man nicht ganz die $. 15. vorgetra. 
gene Anſicht, als ob bey den frühern Reluitions⸗Vertraͤ⸗ 
gen ſchon die jest durch das Gefez voraefhriebene Milde⸗ 
sung durch zwey Acte dort in einem ſich vereinigt finden 
ſolle. 

Wenigſtens giebt es auch Grunde für die gegenthei— 
lige Vermuthung; denn 


1) Beſtund zu der Zeit, als jene Reluitions⸗Ver⸗ 
traͤge abgeſchloſſen wurden, noch Ungemeſſenheit in den 
Frohnden; dieſes nun durch dad Geſez beſeitigte Verhaͤlt⸗ 
nid mußte zu Erhoͤhung der Abloͤſungsſumme führen, 


3) Ueberhaupt waren früher die Begriffe von Frohnd⸗ 
pflicht weit firenger als jest, dad Frohndweſen noch nicht 
fo beitritten und verhaßt; es ift daher nicht wahrfcheins . 
ih, daß der Frohndherr fihon damals die zmweifelhafte 
Ratur der Abgabe werde erfannt, und ihr ben Beftims 

mung ded Geldfurrogats ein Opfer gebracht haben. 


3) Eine Gleichſtellung des Frohndgeldes mit den 
Grundguͤlten und eine analoge Behandlung beyder beym 
Abkauf, duͤrfte mit ihrer rechtlichen Begruͤndung im Wi. 
derſpruch ſtehen. J 


| 
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Die Guͤlt ift privatrechtlich begründet, ruhet auf 
einem Subſtrat, das der Adjudicirung empfaͤnglich iſt, 
ihr Ertrag kam durch keine Kolliſion gemindert werden, 
ſie genoß immer und uͤberall den vollen San und bie 
Adtung der. Gefezgebung. 


Die Frohnd hingegen, naͤmlich bie perſoͤnliche, bat 
feine mit. Sicherheit zu erfennende Rechtsgrundlage; fie 


kann geſchmaͤlert werden durch Skaatsfrohnden und den 5 


unverpindetlihen Gewerbsbetrieb des Frohndpflichtigen 
ſie findet fi. heftig beftritten, -in einigen Staaten abge 
Schafft, in andern ſehr beſchraͤnkt, und nirgends begüns 
ſtigt. 


Das Frohndgeld ift der Stellvertreter der Frohnd 
und kann daber keine beſſere Natur und mehr Beguͤnſth 
dung als dieſe anſprechen. 


Der im Mittel liegende Reluitions⸗Vertrag aͤndert 


die Natur dieſer Leiſtung nicht, auch ein ewiges Frohnd⸗ 
geld wird dadurch in keinen Grundzins verwandelt, er⸗ 
wirbt deſſen Rechtsſtand nicht. Wenn ein Staat die 


Frohnden überhaupt aufhebt, fo wird das Frohndgeld 


wie die Naturalleiftung ceſſiren, zum Haren Beweis, daß 
ber Vertrag das Gurrogat der Frohnd nicht veredelt, 
and daß fie einerley Behandlung unterſtehen. 


Man glaubt daher, daß die unwiderruflich feftges 


festen Frohndgelder den Beſtimmungen des $. 20, unters 
worfen bfeiben. foilen, die widerruflich beftehenden aber 


innen von beyden Kontrahenten, wenn ſie jenen §. nicht 


anwenden wollen, auf die Naturalleiſtung zuruͤckgefuͤhrt, 
und das ganze Abloͤſungs⸗Verfahren bey ihnen nach en, 
Geſeze angewendet werden. | 


12 * 


⸗ 
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ad $. 17. des Kommiffionsberichts. 


Dem $. 22. des Gefszentwurfs, welcher als mit dent 
6. 17. im Widerfpruch ftebend und für überflüffig erfannt 
werden will, liegt dies befondere Verhaͤltniß zu Grund, 
daß in einigen Landestheilen neben zabllofen Frohnden 
noch Frohndgeld bezahlt wird; biefer Mißſtand, Ber im 
Wideripruch mit fi felbft it, muB gehoben werden, Um 
diefer Abſicht und dem in anderer Beziehung billigen Er⸗ 
meſſen der Kommiſſion zu entſprechen, duͤrfte dieſer ‘. 
folgendermaßen zu fallen ſeyn: 


„Wenn in einem Orte Frohndgelder als Surrogat 
perſoͤnlicher Frohnden an den Frohndberechtigten bezahlt, 
und neben dieſen noch Herrenfrohnden in Natura geleiſtet 
werden muͤſſen, ſo iſt der Frohndpflichtige berechtigt, ge⸗ 
gen Uebernahme der unter die Beſtimmung des $, 19. fab⸗ 
lenden ungemeſſenen Frohndpflicht ſich der Zahlung bei 
Frohndgeldes zu entheben, ſofern der Frobndberechtigte 
es nicht vorzieht, das Frohndgeld gegen Aufhebung der 
nebenbey genoſſenen Natural⸗-Frohnddienſte beyzubehalten.“ 


Das Maximum der Frohndpflicht beſteht in der Un⸗ 
gemeſſenheit; indem man alſo dieſe dem Frohndherrn im 
angenommenen Falle als Alternative gewaͤhrt, iſt jedem 
nur denkbaren Rechtsanſpruche Genuͤge geleiſtet. 


Frhr. v. Baden: Nicht eine bloße Theorie hat die 
Kommiſſion geleitet, ſondern praktiſcher Sinn und die 
Hoffnung, durch freywillige Theilnahme an den Laſten 
der Abloͤſung den Zweck der Geſezgebung zu fördern. Ich 
glaube, daß die Abldfung der Frohnden manchen Gemein⸗ 
den unangenehm ſeyn wird, und hoffe, daß die zwepte 
Kammer den in dem Kommiffionsbericht ausgedruͤckten 
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Wunſch der Ablaͤſung auf Staatskoſten durch ihre Bey⸗ 
ſtimmung unterſtuͤzen wird 


Se. Hoheit der Präfident unterfteliten. demnach 
zur Berathung der Kammer, ob dieſer Wunſch in der 
Mittheilung an die zweyte Kammer oder auch etwa blos 
im Protokoll ſolle ausgedruͤckt werden. | 


Regierungs ⸗Kommiſſaͤr, Hofrath v. Seyfried: Als 
bloßer Wunſch moͤchte es unbedenklich ſeyn, weil ber 
Schlußſaſſung uͤber den Geſezesentwurf unnachtheilig. 


Staatsrath Baumgärtner: Wie wäre es aber‘ 
mit denjenigen Frohnden, welche bereit6 in ein jaͤhrliches 
Frohndgeld vekwandelt worden? * 


Regierungs⸗Kommiſſaͤr, Hofrath v. Seyfried: 
Auch dieſe wuͤrden in dem gemachten Vorſchlag enthalten 
ſeyn. 


Staatsrath Frhr. v. Turfheim: Ich babe große 
Bedenklichkeiten, in dieſen Wunſch einzuſtimmen. Die ein⸗ 
zelnen Strecken des Landes find ſehr ungleich mit Frohn⸗ 
den belaſtet; die Aufhebung der Frohnden anf Staats⸗ 
Toften würde jezt fie alle ‚gleihmäßig treffen, alfo die 
rechtliche Gleichheit verlegen ; auch werden die Rednungrn 

gegen den Staat gewöhnlich ftärfer gemacht als gegen 
Ginzelne, und das. Reluitionsgeld der Frohnden wuͤrde 
wohl auf diefem Weg viel höher als auf tem Weg der 
Privatabldfung felgen: 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 
Die erſte Bedenklichkeit wuͤrde gehoben werden durch Zus 
ſtimmung der zweyten Kammer, weil demjenigen, der 
freywillig etwas uͤbernimmt, kein Unrecht geſchieht. 


- 
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Staatsrath Frhr. v. Türfheim: Aber die Botle 
senden in ter swenten Kammer werden anftehen eingus 
willigen. Die Srobntberedtigten in der erften Kammer 
fonnten leichter einwilligen, da fie zwar eine früher nicht 
getragene Laſt übernehmen, doc zugleich auch bey dem 
Reluitionsgeſchaͤft ald Empfaͤnger betbeiligt find. 


Ge, Hobeit der Präfident: Die Kommiflion will, 
wie es ſcheint, nit eine augenblidlihe Realifirung ihrer 
dee, ſondern nur deren Aufftellung für die Zufunft. 


Bistbverw. v. Weffenberg: Weit entfernt „ dem 
Antrag auf Umwandlung der Derrenfrobnden in eine. allge 
meine Steuer die Ehre der Fiberalität firetig machen zu 
wollen, muß id doc geſtehen, daß ich ihn nicht gerecht 
finden fünne. Ich ehre viel zu fehr die edeln und huma⸗ 
nen Gejinnungen der hochzuverehrenden Herren Berichts⸗ 
erftatter, um nicht überzeugt zu fenn, daß fie nidte 
wollen, was nicht durchaus gerecht ift. Aber die Frage 
fey mir erlaubt: Wie fönnten die Vertreter aller Klaſſen 
des Volks fich befugt halten, über einen Gegenſtand, der 


das Mein und Dein betrifft, einen Ausfpruch zu thun, 


wodurch der Vortheil der Berechtigten und Pflichtigen 


‘auf Koſten eined Dritten befördert würde? Vortheilhaft 


ift zwar der gemachte Antrag den Berechtigten und noch 


“mehr den Pflichtigen. Wo ift aber ein Rechtsgrund, bies 
jenigen, denen bisher feine Verbindlichkeit, -Leine Laft der 
. Herrenfroßnden oblag, zur Abloͤſung diefer ihnen fremden 


Laſt zur Mitkeidenfchaft zu ziehen ?_ Wen dad Recht und 
die Pflicht bisher nicht beruhrte,, follte ben nicht auch die 
Abloͤſung unberührt laſſen? Sobald von Abldfung einer 
Laft die Rede ift, Hegt e8 in der Natur der Sache, baß 
der Pflichtige fie Teifte. Iſt die Art und ber Maaßſtab, 
wonach die Ablöfung Statt finden fol., durch dad Geſez 
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außgefprochen, fe iſt dann die Ansführung blos eine Sache 
- der Sntereflenten, “ ein Dritter bat nichte dabey zu hun. 
Diefes natürliche Rechtöverhäftnig würde nah dem ge 
madten Antrag ganz verkehrt. Gerade diejenigen, vie 
bisher. keine Herrenfrohnden weder zu feiften noch zu for 
dern hatten, würden zu ihrer Abldfung verbäftnißmägig 
Dad: meiſte beytragen müflen, indem ihr Beytrag durd 
feinen Bortheil, wie dies bey den Frohndberehtigten und 
Pflibtigen der Kal ift, kompenſirt würde. Auch fft ed in 
meinen Augen bloße Taͤuſchung, wenn man glaubt, daß 
die Verwandlung in eine allgemeine Öteucr eine einfachere 
Abloͤſungsart fen, als die in dem .Gefrgentwurf vorge 
fchlagene. jene Maaßregel führte freplich ſchnell und alle 
gemein zur Ablöfung. Aber nicht nur würde die ohnehin 
fbon fo drüudende Maſſe der Steuern beträdtlich vers 
mehrt, fondern die Reaufirung der neuen, allgemeinen 
Steuer und ihre Erhebung würde auch eine Menge Bes 
amte in Anſpruch nehmen und bedeutende Koften veran⸗ 
Iaffen , wogegen die Ablöjung,, wenn fie blos Sache der 
Berechtigten und Pflichtigen iſt, Feine weitere Dazwiſchen— 
funft der Staatdverwaltung verlangt, und den Gtaat 
gar feine Koften veranlaßt. 


Staatdminifter Frhr. v. Berkb eim: Der Wunſch 
if eigentlich ein pium desiderium, umd folite meines Er» 
achtend gar nicht ausgedrüdt werden. Es ift ungewiß, 
wohin bieſer Ausdruck führen fünnte. Sch erklaͤre mich 
gegen den Antrag der Kommillion. | 


Bisthverw, vd. Weffenberg : Ich Tann auch dazu 
nicht flimmen,, daß der Antrag als Wunſch der erften 
Kammer an bie zweyte gebracht werde, weil er nicht nur 
nicht rechtlich begründet ift, fondern dem Recht Vieler zu 
nahe tritt. Bortheil und Recht find hier genau von eins 
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ander zu ſcheiden. Es laͤßt fih nicht mißlennen, daß der - 
Antrag für tie Berechtigten und in noch höherem Grad 
für die Pflicotinen vorteilhaft fen. Allein ih erinnere 
mich bier jened Norſchlags, den Themiftofled zu Athen, 
als feiner Republik boͤchſt vortbeilhaft, anpried. Hoͤchſt 
vortheilhaft, ſprach Ariſtides, ift er allerdings, aber 
keineswegs gerecht. Diefed Wort war hinreichend, unb 
die Bolfdverfammlung verwarf einmütbig den Vorſchlag 
zu ihrem unvergänglichen Mubnıe. Auch wir werben dad 
Recht tem Bortbeil nit aufopfern. In dem $. na. ums - 
ferer Verfaſſung kann der Antrag auf Ummandlung ber 
Herrenfrohnten in eine allgemeine Steuer feine Gtüge 
finden, da dieſer $. vielmehr dawider angeführt werden 
Könnte, 

v. Rotteck: Weit entfernt, die Uebermwälgung ber 
Abloͤſungslaſt auf die Gefammtheit für ein Unrecht zu ers 
Iennen, ſehe ich vichnehr bie von den Pflichtigen verlangte 
Erfazleiftung als cin ſchreyendes Unrecht an. Sch gebe 
zu,. ja ich behaupte, dafi nicht alle, auch perfänfiche, 
Frohnden wahre Leibeigenfchaftslaften find ; aber bann 
find fie wenigftend aus der Schuz⸗ und Gerichtsherrlich⸗ 
keit gefloflen, wie felbft der 6. 3. des Gefezedentwurfg 
anerkennt. Diefe Frohnden haben demnad ihren Urs 
fprung aus tem Öffentlichen Recht, und koͤnnen bep 
der veränderten Geftaltung unferer Staaten ohne: Une 
recht und namentlih bey und ohne zweyfache Verlegung’ 
der Ronftitution nicht fortbeftehen; denn es befagt der $.7. 
derfelben: die ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte aller Badener fepen 
ſich gleihb, und der 6. 8. fpricht aus, daß alle Badener, 
ohne Unterſchied, zu den Öffentlichen Laften beytragen 
müffen. Nun begründen aber | 

ı) die perfönfihen Frobnden einen angebornen unb. 
wefentlihen Unterfchied unter den Stoatöbürgern, wo⸗ 


/ 
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nach die einen bothmaͤig, bie andern unbothmäßig And; 
und ed werden _ 


3) diefe bothmaͤßigen zu Staatslaſten mehr als die 
andern, naͤmlich doppelt beygezogen. Dieſe Frohnden 
nämlich find Leiſtungen für etwas, was den Pflichtigen 
ebemald von ‚Seiten des Zrohndherrn im Namen des 
Staates entgegen geleiftet warb, nämlih Schu, us 
ſtiz ıc. und was diefer nun’ nicht mehr Teiftet, oder waß, 
wenn es auch wieder follte geleiftet werden, von dem 
Frohndpflichtigen, wie von jedem andern Buͤrger ſchon 
durch ſeine Theilnahme an der allgemeinen Steuerpflicht 
bezahlt wird. Es iſt ungerecht, daß die bothmaͤßigen fuͤr 
den. Schuz oder die Juſtiz, welche die ehemaligen Edel⸗ 
voͤgte 2c. ihren Urvätern leiſteten, jezt noch fortwährend: 
frohnden follen, während fie zu.den Unkoſten des Schuzeß 
ind der Juſtiz im ganzen Staat wie alle anderen Bürs 
ger beytragen. Es ift ungerecht und unferer Berfaflung 
widerftreitend, zweyerley Klaffen von Bürgern zu baben, 
von melden die einen öhne entſprechenden Gegenempfang 
erftend zahlen wie alle andern, und dann zweytens noch 
weiter leiften, jpovon die übrigen frey find. \ 


Se. Hoheit der Praͤſident forderten nun zur Ab⸗ 
ſtimmung uͤber die Frage auf: ob der Wunſch, die Frohnd⸗ 
abloͤſung aus Staatsmitteln zu beſtreiten, im Protofoll 
ausgedruͤckt werden ſolle? Eine Mehrheit von 10 gegen 
3 Stimmen entſchied dieſe Frage verneinend. 


Man ſchritt nun zur Diskuſſion der einzelnen 65. 
des Geſezentwurfes. 


Regierungs⸗Kommiſſaͤr Hofratb v. Seyfried be⸗ 
zog ſich im Bezug auf Kirchen. und Schulhaͤuſer auf die 
in ſeiner fruͤher gehaltenen Rede gemachten Bemerlungen. 
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Dagegen erflärte der Bisthumsverweſer Freyherr u. 
Meffenberg: Er trete der Bemerkung der Kommiffion 
in Dinfiht der Frohnden zum Pfarrbofs Kirchen und Schul: 
bäuferbau vollfommen bey. Obnehin feyen in der Regel 
Die Gemeinden als folde bey diefen Bauten zu Sands 
und Fuhrfrohnden verbunden. Er müfle aber wünfden, 
Daß, um fünftigen Mißverſtaͤndniſſen und &treitigfeiten 
zu begegnen , biefe Frohnden von gegenwärtigem Abloͤ⸗ 
ſupngsgeſez ausdruͤcklich ausgenommen werden möchten. 


Hofrath v. Rotteck ſtimmt bey. 


Regierungs-Kommiſſaͤr Hofrath v. Seyfried glaubt, 
man folle tirfe fraglihe Frohnden nur auslaſſen, mic 
aber ausdruͤdlich ausnehmen. 


Den gehaltener Umfrage wurde pex majora 
| befchfloffen: 


daß eine ausdruͤckliche Ausnahme Statt faden 
ſolle. 


RrRuͤckſichtlich des verlangten Zufazes wegen der Frohn⸗ 
den zu Schloͤſſern bemerkte Hofrath v. Rotteck: Es 
moͤchte nicht uͤberfluͤſſig ſeyn, diejenigen Schloͤſſer, oder 
überhaupt Gebäude, zu welchen in den nun mediatiſirten 
Landen die Frohnden aus landesherrlichem, nicht aus bloß. 
grundherrlihem Recht gefordert wurden, ald Mefldengen, 
Regierungsgebäude ıc. ausdrudlih davon auszunehmen, 
indem jene ebenäligen Iandeöherrlichen Srohnden bey ber 
Bereinigung jener Gebiete zu einem Staat erloſchen, und 
dagegen die Verpflichtung zur Theilnahme an den Frohn⸗ 
den oder Unkoften für die Großherzogl, Reſidenzen, Wer 
gierungsgebaͤude ıc. eingetreten fey. 


t 


u] 
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Staatsrath Frhr, v. Tuͤrkheim hielt diefen Beys 
ſaz für unnoͤthig, indem ja das ganze Geſez nur von 
Herrenfrohnden, nicht aber von landes herrlichen oder 
Staatsfrohnden handle. 

v. Rottect: Nach der Maxime: Superflua non 
nocent möchte der Wunfch der auddrüdlichen Ausnahme, 
als: melde jebem etwa möglihen Zweifel vorbeugen 
möchte, wohl 'zu rechtfertigen ſeyn. 


Bisthverw. v. Weſſenberg: Dem Antrag des 
‚verehrten Mitglieds durfte dadurch entſprochen feyn, wenn 


yon der hohen Regierungs⸗Kommiſſion und von der: hohen 


Kammer erflärt würde: daß unter den Frohnden für die 


Schloͤſſer nur Diejenigen verfkanden ſeyn follen, ‚deren 
Eigenfhaft ald Herrenfrohnden erwiefen ift. Dadurch 
würde jeder Zweifel befeitigt. 


Da ed nit mehr thunlich ſchien, die Diskuſſion des 
Frohnd⸗Abloͤſungsgeſezes in der gegenwärtigen Sizung zu 
vollenden, fo wurde ihre Fortfezung von Sr. Hoheit dem 
Präfiventen. auf die naͤchſtfolgende Sizung verſchoben, 
und es erfolgte ſodann nach dem Abtritt des Herrn Re⸗ 


gierungs⸗Kommiſſaͤrs die Abſtimmung uͤber Annahme pder | 


Verwerfung des zuerſt disfutirten Geſezentwurfs uͤber 
Abloͤſung der Grundguͤlten. 


Die Annahme dieſes Geſezesentwurfs mit den oben 
bemerkten Modifikationen wurde einmuͤthig beſchloſſen. 


Nicht minder die Annahme des Geſezesentwurfs uͤber 


Aufhebung der Leibeigenſchaftslaſten mit den 


gwen im Rommifliondbericht angetragenen und von ber 
RegieringssKommiffion begenehmigten Punkten. 


⸗ 
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Hierauf ſchritt die Kammer noeh zur Wahl eines 
an die Stelle des geb. Hofraths Thibaut zu ermennenden 
Mitgliedes für die Kommiſſion zu Begutachtung des Bes 
ſezesentwurfs über die Verantwortlichkeit der Miniſter. 
Durch eminente Stimmenmehrheit wurde Staatörath Frhr. 
v. 39Hlinhardt gemäßlt. 


Freyherr v. Zyllahatdt. 
v. Rotteck. 


W ⸗ 
v 


Beylag e Biffe 27. 


— — w 


Durchlauchtigfter Herr Markgraf! 
Onäpigfter Fürſt und Hetr! 


Fe mehe id überlege und mich mit meinen Freuns 
den berathe, deſto mehr überzeuge ich mich, daß ich bey 
den jezigen , vielfach eigenen Konftellationen die Akademie 
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‚ nicht verlaffen darf. Ich werde daher, fobald unfer Se⸗ 


nat abfchläglich befchieden ift, meiner Deputirtenftelle ent» 


fagen, und die ‚fhnelle Wahl eines neuen Abgeordneten 


veranlaſſen. 


Nicht ohne bittere Trauer thue ich dieſen Schritt, 
auch deswegen, weil mir wohl nichts groͤßere Freude 
machen koͤnnte, als an wichtigen oͤffentlichen Geſchaͤften, 
unter den Augen vieler junger Fuͤrſten, Theil zu nehmen, 


welche in aller Hinſicht dem Vaterlande au den ſchoͤnſten | 


Erwartungen Gelegenheit. geben, _ 


Dem gnädigen Wohlwollen Ew. Hoheit mich ange⸗ 
legentlich empfehlend, habe ich die Ehre, mich mit dem 
ausgezeichnetſten Reſpekt zu nennen 


Ew. Hoheit 


unterthaͤnigſt gehorſamſter Diener 
U. F. 6. Thibaut. 


| Heidelberg den 12, Jul, 1820, 





— 
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Achte Sizung 
Karlsruhe den 19. July 1820, 





Gegenwärtig: ’ 


Ge, Hoheit der Präfident und alle biöher erfchienenen 
Mitglieder, mit Ausnahme des ' 


Herrn Benerald Freyherrn v. Seufau, des | 
Herrn Generallieutenants 6 bäffer, des 
| Derm Staatsminifterd Freyherrn v. Berkheim — | 
und des 


Herrn Staatsraths Baumgärtner. 


Weiter anwefend: 


Der Regierung Kommilfär, Herr Hofrath v, Seyfrüeb. 





. 


Da dab Protofoll der fiebenten Sizung : wegen -bir 
fürzeh Zwiſchenzeit noch nicht hatte Hefertiget werden koͤn⸗ 
nen, fo eröffneten Se, Hoheit der Präfident gegenwärtige 


Achte Sizung vom a9. July 198. 


Sizung mit der Borlage eines Schreibens des geh. Hof; 
raths Thibaut, worin derfelbe definitiv feiner Stelle ‚alt 
Deputirter beym Landtag entfagt. 


Beplag e Ziffer a8. 


.Regierungs⸗Kommiſſaͤr Hofrath v. Seyfried: von 
dieſer Erklaͤrung und reſp. Bitte um Entlaſſung werde 


nun wohl dem hoben Staatäminiiterium. Ragrigt gu er» 
tbeilen fepn. 


Frhr. v. Baden: ed fragt ſich, wer denn eigent⸗ 
lich die Entlaſſung zu ertheilen habe, das Staatsminiſte⸗ 
rium, oder die Kammer? 


Bisthverw. v. Weſſ enberg: ich glaube, die Kam⸗ 
mer allein kann entlaſſen, aber Die neue Wahl muß. von 
der Regierung veranlaßt werben. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. eoͤwenſ tein 
treten dieſer Meynung bey. 


Staatsminiſter Frhr. v. Fiſeher: die Entlofungen 
"wurden einftweilen immer von dem Staatsminifterium ges 
währt; und es iſt dieſes wohl das Geeignetſte, da die 
Entlaſſungsgeſuche in der Zwifthenzeit der Sigungen ein⸗ 
gereicht werden koͤnnen, auch wenn daruͤber zuerſt in 
der Kammer verhandelt, und erſt nach erfolgter Beſchluß⸗ 


faſſung eine neue Wahl veranlaßt werden ſollte, bis zum 
Eintritt des neuen Deputirten der Landtag zu Ende fen 


Fömnite, \ 


Bisthverw. v. Weffenberg: da aber die Kammer ; 


* 


ſo eben verſammelt iſt, ſo ſcheint kein Grund vorhanden, 


das Entlafungsgefug + an das Staatöminifkerium Y ge 


ben. 


u 
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Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: ich glaube, datß 
in Zukunft die Entlaſſungsgeſuche immer bey der Kam⸗ 
mer einzureichen ſeyn werden. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: wir koͤnnen uns der 
Fall denken, daß fo viele Mitglieder abwefend wären, 
Daß die Kammer zur Schlußfaffung unvollzählig oder wer 
nigftend der Erledigung aller Arbeiten nicht gewachſen 
wäre; welche Gewalt fkünte ihr dann zu Gebot, um bie 
Abmefenden zum Eintreten zu vermögen ? 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkyeim: bey der vorlie⸗ 
genden Frage habe ih nicht die Perſoͤnlichkeit des Abwe⸗ 
fenden , fondern blos den Deputirten der Univerfitär, 
oder überhaupt dad Mitglied der Kammer im Auge. Es 
Tann Fein Zweifel fenn,\ daß die Kammer tad Recht habe, 
Die Abweſenden zur Erjdeinung aufzufordern, und zwar 
auf fo lange, bis im Fall der Entlaſſung der Neuges 
wählte eintreten fann. Allein fie hat keine Zwangsmits 
tel; das Höchftedwäre die Ausfchliefung, demnach eben 
die Zuruͤcknahme der Aufforderung. 


Staatörarb Frhr. v. Zyllnhardt: fie könnte ſich 
wohl auch an das Staatsminiſterium wenden, um dort 
die geeigneten Maaßregeln zu erwirken. 


Se. Hoheit der Präfitent: daß erfte, bie Hug 
derung an den ach. Kofratb Tbibaut ift ſchon Längft und 
wiederholt geicheben ; allein feine bebarrlicde und nunmehr 
definitive Weigerung noͤtbigt ung, nun einen Schluß über 
das zweyte zu fallen: ſoll tie Intlaffung angenommen 
werden ? 


Aue Stimmen, bis auf eine, Beantworteten bigfe 
Frage bejabend. 


Kuf 
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Auf Beranlaffung Sr. Durchlaucht des Herrn Fuͤr⸗ 
ften v. Sürftenberg wurde die weitere Frage geftelltz 
foll der geb. Hofrath Thibaut einftweilen noch einberufen 
werden, um bis zum Erfceinen eines Nachfolgers an 
den Arbeiten der Kammer Theil zu nehmen ? 


. Dieſe Frage wurde von allen Stimmen bis auf eine 
verneint. 


Ee. Hobeit der Praͤſident ſtellte noch eine dritte 
Frage: ſoll das Staatsminiſterium um moͤglichſt beſchleu⸗ 
nigte Anordnung einer neuen Wahl erſucht werden? 


Dieſe Frage wurbe einſtimmig bejaht. Es erfolgte 
hiernach auf den Antrag Sr. Durdlaudt | des Hm. Fuͤr⸗ 
ſten v. Löwenſtein der 

te fe aß 

. daß dem Entlaſſungsgeſuche des geh. Hofräths 
Thibaut wjill fabrt, auch in dieſem Falle von der 
Befugniß der Kammer, auf der Erſcheinung die⸗ 
ſes Mitgliedes bis zur erfolgten Wahl feines 
Nachfelgers zu beſtehen, kein Gebrauch gemacht, 
das Großherzogl. Staatsminiſterinm aber durch 
das hohe Praͤſidium hiervon ſogleich in Kenntniß 
geſezt, und um die moͤglichſte Beſchleunigung 
der hierdurch noͤthig gewordenen neuen Wahl er⸗ 
ſucht werden ſolle. | 


Das hohe Praͤſtdium legte bierauf ein Schreiben 
des Frhru. v. Gemmingen-Praͤſteneck vor, 
Beylag e Ziffer 29. (ungedruckt). 


worin derſelbe. unter Anlage eines aͤrztlichen Zeugniſſes 
um verlaͤngerten Urlaub. zur Fortſezung einer noͤthigen 
Protokolle der 1, Kammer, 13 | 
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Budfur bittet, wogegen bie Kammer nichts zu erimern 
fand. 


Hierauf luden Se, Hoheit der Präfident die Kam 
mer zur Fortſezung der jüungft abgebrochenen Dietuffien 
des Frohnd⸗Reluitionsgeſezes ein. 


ı Erhr. v. Baden: er müfle fih zuvoͤrderſt eine Ber 
merfung rüdfichtlih der Sagdfrohnden erlauben : Wenn 
dieſelben abgelöst wären und nachmals der Wildftand ſich 
vermehrte, ober von ben chemals froßnbpflichtigen Ges 
meinden vielleicht ungegründete Beſchwerden bagegen ers 
hoben würden; fo mödte der Jagdberechtigte wohl. einie 
gen Titel haben, die Wiederherſtellung jener Brahnäpfigt 
gu fordern, 


Staatdratb Frhr. v. Türkheim: die Berechtigten 
werden fib wohl hüten, daß der Wildftand nicht zu. groß 
werde, indem fonft die Pflihtigen auf Erfaz des ihnen’ 
gugebenden Schadens [flagen könnten. Thut num der 
—2 feine Schuldigkeit, fo kann er rubig fepn; 
hut er fie nicht, fo Tann doch deswegen die Schuldigleit 
der ehemals Pflichtigen nicht wieder aufleben. 


Srhr. v. Baden: wenn aber wilde Thiere, 3. B. 
Wölfe erichienen, fo wäre doch wohl nöthig, auf fie durg 
Froͤhner Jagd zu machen. 


Staatsrath Fryr. v. Tuͤrkheim: dies waͤre aber 
fein Gegenſtand einer eigentlichen Sagdfrohnd, ſondern 
eine aus polizeylichen Gruͤnden geſchehende, oder Ri 
frohnd. 5 


Se. Durdlaudt der Herr Fuͤrſt v. LSwenſteine 
die Jagdfrohnden ſeyen ſolche, deren Abloͤſung dem Pflich⸗ 
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tigen: Feine‘ große Erleichterung bringe, und welche man 
* demnach vom Abloͤſungsgeſez ausnehmen ſollte. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuüͤrſtenbers 
ſtimmen dieſer Anſicht bey, mit dem weitern Bemerken, 
daß fie ja doch nicht würden abgeloͤßst werden, weil der 
Landmann fie nicht ungern. leiſtete. Man ſollte fie alfe 
ausnehmen, und etwa vertragsweiſe, wie auch bey Ihnen 
ſelbſt geſchehen, eine gewiſſe Zahl von Tagen dazu be⸗ 
ſtimmen,, und dieſelben ſodann in die allgemeine Berech⸗ 
nung aufnehmen. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: ed wird ſich alles 
von ſelbſt geben, ſobald fie nicht abgeloͤst werden; wol⸗ 
len die Bauern aber gleichwohl ſie abloͤſen, ſo ſprechen 
ſie eben dadurch aus, daß fie ihnen wirklich laͤſtig ſeyen. 


Der Herr Biöthumsverwefer Frhr. v. Weſſen⸗ 
berg und fämmtlihe Diitglieder ſtimmten dieſer Betrach⸗ 
tung bey; Ge. Durdlaumt der Herr Fürft v. Löwen, 
ftein mit dem Beyſaz: daß er. feine Bemerfung bloß 
deswegen gemacht babe, weil bey Ihm die Jagbfropnoen ' 
nicht laͤſtig ſeyen. 


Die Ableſung des Geſezebentwurfs und der entſpre⸗ 
chenden Stellen des Kommiſſionsberichts wurde nunmehe 
ſertgeſezt. 

Die $$. 3. u. 4. wurden genehmigt, 

ads. 5. Zu dem von der Kommiſſion vorgefchfar 
genen Zufag: „nach dem jegigen- Preis“ bemerlte 
Herr Prälat Hebel, daß es befier feyn würde, zu fezen: 
„mad dem jeweiligen Preiß,’ weil ja bie Abliſuas 
erſt in ber Zufunfe gefcheben: koͤnne. 


43* 
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Staatérath Frhr. v. Tuͤrkheim: Noch beffer wäre 
der Ausdruck „nach dem zur Zeit der Abloͤſung be⸗ 
ſtehenden Preis.“ 

Alle Stinmmen vereinigten ſich mit dieſem leztern Aus⸗ 
druck, welcher dann auch für den $. 5. beliebt wurde. 


Ueber die $. $. 5 — 7. erflärte ſich Staatdrath örhr. 
v. Turtheim, wie folgt: er wolle ib nur noch eine 
Bemerkung im Allgemeinen über das in den 66.5 — 7. 
tes Geſezesentwurfs vorgefchlagene Abldfungs:Berfahren 
erlauben, auf welche er erft feit der Vorlage deſſelben ge⸗ 
fuͤhrt worden ſey. 


Es erſcheine als eine uͤherfluͤſſige Berwidlung unb 
koͤnne zu manden Einwendungen Stoff geben, daß man 
zur Ablöjung der Herrenfrohnden ein zweyfaches Keduc . 
tiond ‚ Operat anordnen wolle, nämlich zuerft die Herab» 
fezung des Werthanſchlags der Krobndarbeit im Vergleich 
gegen vie Lohnarbeit, und dann noch reinen weitern Abzug 
an der Ablöfungs » Sunıme durch eine weit unter dad Ge⸗ 
wöhnliche und unter jeden mögliden Zinsertrag. herabge⸗ 
fegte Rapitalifirung. Die Einwürfe, welden man ſich da⸗ 
durch blos gebe, feyen folgende : 


Erftens. Die aus der Leibeigenſchaft herrüßren, 
den Gefälle würden allgemein ald tie odiöfeiten angefes. 
ben, welde am wenigften Begünſtigung vertienen. Wis 
ven nun die grobntherren fo alüdlich, beweifen zu können, 
daß die Herrenfrobnden in dieſe am wenigften zu begünftfs 
gende Klaife geboͤren, fo würden fie dafuͤr nach erfolgter 
Feſtſezung des Geldwertbs dieſer Leitungen im Berbäftniß 
iu Yobnarbeiten volle Entſchädigung erbalten, an welcher 
aber num ben der Kapitaliüirung mit a5 der vierte Theil 
adgezogen werden ſolle. Dieb ſcheine nicht ganz fon» 
fequent. 
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Zweytens. Es koͤnne zwar nicht geſagt werben, 
"daß im Ganzen genommen dad Reſultat dieſes zweyfachen 
Heducttond » Operatd für die Frohndberren zu drüdend, 
für die Pflichtigen zu günftig fen, vielmehr möge fih fom- 
penflren; was bey dem einen zu wenig, bey dem andern 
zu vief aefchebe ; ; allein in einem Falle zeige fih doch ein im 
dieſer Beziehung auffallendes Reſultat, naͤmlich bey der im 
$. 20 des Geſezentwurſs vorkommenden Abloͤſung der bes 
reits in eine Geldabgabe verwandelten Frohndpfticht. Hier 
liege sin Vertrag zwiſchen beyden Theilen vor, durch wel⸗ 
chen bereits daß. billige Verhaͤltniß zwiſchen der Natural—⸗ 
frohnde und der dafuͤr feſtgeſezten baaren Geldzahlung aus⸗ 
gemittelt worden, und von dieſem vertragsmaͤßigen Geld⸗ 
einkommen gehe nun durch die Abloͤſungsnorm des vierte 
Theil verlohren. | U 
| Drittend. Wenn dies geſchehe um den beffern 
Urfprung der walzenden Sropnden, melde höher kapitali⸗ 
firt werden, auf Koften ber perfönlichen auszuzeichnen; fo 
ſey die ſchon in der lezten Gigung angeführte Unficherheit 
in Abmeffung eined mehrerern oder mihderern Grades von 
Rechtlichkeit in der Entftehung folder Laften zu bedenken. 
Ueberhaupt befige man etwas nur mit Unrecht oder mit Necht, 
ohne Grade dieſes Leitern, und wenn alſo feit Jahrhun⸗ 
deren mit gleichem Net der eine walzende, der andere 
perſoͤnliche Frohnden zu fordern Babe, jo würde ed ſchwer 
halten, den leztern zu überzeugen, daß er ben bisherigem 
gleichem Werth des Objekts nun bedeutend weniger dafuͤr 
erhalten ſolle, aid erſterer. 

Es waͤre daher vielleicht beſſer, ſolchen Einwendun⸗ 
gen dadurch zu begegnen, daß bey dem erſten Operat, w 
durch die Naturalfrohnden auf Geldwerth reducirt werden, 
‚ein etwas fhärferer Abzug gemacht, und dagegen bey dem 
aten, oder ber Kapitalifirung wicht ein von allen andern 
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derartigen Abloͤſungen abmeichender Berehnungsmansftab 
angenommen würde. 

Se. Durdlaudt der Herr Fürft von Löwenftein: 
Auch ich finde den Top im Ganzen viel zu niedrig, gumal 
darum, weil die Taaldhne im Preife fleigen, das Geld 
aber fält ; insbefondere ift die Kapitalifirung mit abfachen 
Betrag offenbar viel zu gering, und ich glaube, daß der 
2ſfache dafür koͤnnte geſezt werden. Es wird auch, was 
ich bier vorläufig erklaͤre, bieruͤber noch eine eigene Bor 
lage von meinen übrigen Mitfänden an Se. kin. Hoheit 
eingereicht werden. 


Freyherr v. Baden: Ih finde das vom Herrn 
Staatsrath von Türkheim Bemerfte fehr richtig; wir bas 
ben davon bey der Kommiffion feine Anregung gemacht, 
weil in den vormjährigen Verhandlungen der Kammer 
über die Frohnden anerfannt worden, daß drey, jamohl 
5 Frobndarbeiter nicht mehr als Ein Bezahlter Teiften. 
Ich ſtimme mit Heren v. Türkheim , die Grohndablöfung 
durch ein einziges Operat gefchehen zu laſſen. — | 
Der Frhr. v. Kalfenftein flimmte gleichfallt 
bey. | 

Ge. Hoheit der Präfident bemerften: daB Sie. de 
seitd in der Kommiſſion diefelbe Anficht geäußert hätten. 


Regierungs-Kommiſſaͤr, Hofrath v. Seyfried: Ib 
glaube, ed war fehr weife, ein zweyfaches Operat zum 
Behuf der Frohndabloͤſung anzuordnen; wenn man nam 
lich den Zweck fich vorftellt, und die erleipterte Erreichung 
des Zweckes. Die Frobndabidfung in einem einzigen alt 
zu bewirfen, wäre faft überall zu laͤſtig geweſen, darum 
wäre fie unterblieben. Man mußte fie alfo in 2 Alte thei⸗ 
len, wornach die Faft auf 2 verfchiedene Zeiträume , ja 
auf 2 verſchiedene Senerationen ſich vertheilen Tann. Kine 


Achte Sizung vom ı9. July. 199 


Generation übernimmt. einſtweilen die jaͤbrliche Geldlei⸗ 
ſtung, die andere bringt dann das Kapital auf. Auch moͤ⸗ 
gen oft hie oder da Gruͤnde vorliegen, nur auf die Relui⸗ 
tion und nicht auf die Abloͤſung einzugeben. Um das ganze 
Wert, welches die Gefergebung bezweckt, fiherer zu Stans 
de zu bringen, mußte auf jeden Akt eine Prämie gefezt 
werben ; wäre der Typ der Relnition klein, jener der Ab» 
loͤſung dagegen bob, fo wuͤrde wohl der erfte Alt, nicht 
aber der zweyte geſcheben. 

Wegen Vergleichung der Frobhndgelder mit den Leib⸗ 
eigenſchaftsgefaͤllen und der behaupteten günftigern Bes 
bandlung der leztern ift ju bemerfen, daß bey diefen leztern 

+) feine Kapitalifirung Statt findet und daß 

3) auch. die jährlihe Ertragsfumme wegen befondertr 
Umftände, wie namentlih bey den Manumiffionsgeldern 
die außgefprochene Abzugöfrenheit zwiſchen den teutfchen 
Bundesſtaaten iſt, nicht nach ihrer wahren ehevorigen 
‚Sröße übernommen werden: wird. Go viel, wad den Vor⸗ 
trag ded Herrn Staatsraths v. Tuͤrkheim betrifft. Gegen 
Se. Durchlaucht den Herrn &ürften von Loͤwenſtein⸗ Werth⸗ 
heim aber bemerke ich, daß uͤber den eigentlichen Werth 
der Frohndarbeiten genaue und. officielle Berechnungen, zu⸗ 
mal bey den Rheinbauarbeiten, angeſtellt worden ſind, 
wornach man nicht weniger ald vier Froͤhnder für einen 
Tagishner gezählt hat; und die allgemeine Erfaprung ber 
ſtaͤtiget dieſe Berechnung. 


Staatsrath Frhr. v. Turfheim: Die Abſicht des 
Geſezes-Entwurfs, bey der Abloͤſung der Naturalfrohn⸗ 
den nicht blos zwey Reduktions-Operate, ſondern auch 
zwey nicht nothwendig mit einander zu verbindende Akte 
anzuordnen, fo daß die Frohndpflichtigen nad Umſtaͤnden 
tuerſt durch den eriten die Berwandlung ber Natural- 
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Frobnde in ein Frobndgeld, und dann fpäter zu gelegenen 
Zeit durch den zweyten die wirkliche Kapitalabloͤſung bes 
werfftelligen fönnen, werde nod etwas beflimmter ausge 
druͤckt werden können. Uebrigens fönne diefe Abfiht nicht 
hindern, den Hauptvortheil, welden bie Frohndpflichtigen 
dabey erlangen, in den erften Alt zu legen, denn biefer 
erfülle au den Hauptzweck, Abfchaffung der drückenden 
Naturalfrohnden. Für den mindern Zmed ihrer gaͤnzlichen 
Befreyung werde nod ein binreichender Beweggrund in 
einer Kapitalifirung mit sB'achem Betrag liegen. 

Um übrigens bie Vergleihbung der günftigern Be 
handlung der Teibeigenfchaftsgefälle gegen die Frohnden zu 
entlräften, müffe man unter eritern nicht gerade die Ma— 
numifjionstaren ausheben, bey welden der zufällige Um⸗ 
fand eintrete, daß nad dem Bundestagsbeſchluß ein Theil 
derfelben ganz hinwegfalle, fondern die andern Leibeigens 
Shaftsgefälle, wie 5. B. den Todfall, ind Yuge fallen, an 
mweldyen nichts verlohren gehen folle. | 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von Löwenftein: 
Nach dem Typ des Gefezesentwurfs bleibt den Frohndher⸗ 
sen nur ein Biertel ihrer jezigen Nugung ; denn zuerft wird 
die Hälfte abgezogen, dann wieder ein Viertel; aiſe bleibt 
nur noch ein Biertel. 


Staatdrarh Frhr. v. Türkheim: In dem am we— 
nigften begünftigten Fall verhalte fi doch immer die 
Rente des Ablöfungsfapitald zu dem Anfchlag ber Arbeit 
nah dem Taglohn wie 15 zu go, und nach den vorhin 
gemachten Bemerkungen über ven geringen Werth dir 
Frohndarbeit laͤßt ſich wohl nichts gegen dieß Berpättuiß 
fagen. 

Gegen cine vom Staatsrath Frhrn. v. Baden auf 
geſtellte Berechnung, wornach der Frohndherr einer. etwa 
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Ju 24 Wr. angefchlagenen Tagfrohnd im ſtapit alwerth nur 
3fl. erhielte, bemerkte der Regierungs-Kommiſſaͤr, Hofrath 
v. Seyfried wiederholt, daß jene Tagarbeit nach der 
geſezlichen Annahme nicht 24 fr., ſondern nur ı2 fr. 
werth ſey. — | 
Ueber die-Hauptfrage von der Trennung oder Verei— 

nigung der beyden Alte der Ablofung bemerkte Regierungs⸗ 
. Kommiffär, Hofrat v. Senfried weiter, daß diefelben 
bisher immer ald getrennte Afte feyen betrachtet worden. . 


.. "me Rotted: Ich habe die Trennung des Frohnd⸗ 
Abloͤſungs geſchaͤftes in zwey Afte immer ald aus ver Na⸗ 
sur der Sache hervorgehend, ja gewiſſermaßen als rechtlich 
‚und politifch nothwendig betrachtet ; ich ſtimme Daher dem⸗ 
:jenigen,, was der Herr Regierungs Kommiſſaͤr, Hofrath 
v. Seyfried hierüber fo klar als gründlicy gefagt hat, aus 
vollem Herzen bey. aB 


Wollte man jedoch die nachtheilige Konſequenz, die 
ſolcher Grundſaz auf die im $. 20. beruͤhrte Kapitaliſirung 
‚der bereits beſtehenden Frohndgelder aͤußern muß, als eine 
Einwendung gegen den Grundſaz aufſtellen, fo erklaͤre ich, 
daß ich gerade hierin noch ein weiteres rechtliches Motiv 
finde, den fraglichen Grundſaz zubilligen. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Bey der Trennung 
des Geſchaͤftes in zwey Akte kann der Frohndherr ſich nicht 
beruhigen. Er kann nur dann einen Calcul über die Bil⸗ 
ligkeit oder Unbilligkeit des vorgeſchlagenen Maasſtabs zie⸗ 
ben, wenn er beyde Akte als auf einmal geſchehend, dem- 
nach ſich wechſelſeitig uͤbertragend betrachtet. 


v. Rotteck: Dem Calkul kann das Geſchaͤft ſich 
gleichwohl als Eines darſtellen, wenn auch die zwey Afte 
deſſelben in zwey verſchiedenen Zeitpunkten geſchehen; zu. 
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mal wenn, wie ed hier der Fall ift, ter für ben Verech⸗ 
tigten vortheilhaftere Typ ſchon im erfien Alt eintritt. | 


Stoatsrathb Kıhr. v. Badens Der Nachteil deß 
Frohndherrn beftets darin, daß er durch den erften Aft, d. h. 
durch die Krohndreluition zwar ein Geldgefaͤll erhält, aber 
die Nothivenbigfeit überfömmt, feine ganze Defonomie 
anders einzurichten, wozu Kapitalsauslagen noͤthig find, 
welche er nur durch die gleihbaldige Kapitalifirung des 
Frohndgeldes beftreiten fann. 


Regierungs-Kommiſſaͤr, Hofrath v.. Seyfried; 
Der Frohndherr kann ja mit dem Frohndgeld die ihn 
nunmehr noͤtbigen'Lohnarbeiten bezahlen. 


Staatsrathb Frhr. v. Baden: Dann. hat er aber 
doch die Einrichtune nicht, aud erhält er 3. B. in der 
Zeit der Erndte keine Fuhr von den Bauern ums Geld. 


Staatsrath Fehr. v. Tuͤrkheim: Diefe lezte Be⸗ 
trachtung moͤchte eher ein Motiv ſeyn, die Frobhndrelui⸗ 
tion moͤglichſt zu befoͤrdern und zu erleichtern; denn wenn 
man bey den Bauern feine Fuhr um dad Geld erhält, fo 
ift dieß wohl der einleuchtendfte Beweis, daß e& ihnen 
ſchwer falle, fie zu leiften. Sch beruhige mich daher mit 
der Erflärung, daß das Gefez mit ber Berdoppelung bei 
Operats auch eine Trennung des Gefchäftes in 2 Alte bes 
zwede, und es würde mir leid thun ;; wenn die von mir 
gegen jene Berboppelung gemachte Bemerkung den Anlaf 
zu Schwierigleiten geben follte. j 


Staatdrath Frhr. v. Baden: Da biefe Trennung 
in zwey Afte etwas ganz neues iit, wovon bie. Faſſung 
des Geſezesentwurfs feine Andeutung enthält und woran 
die Kommiſſion daher auch gar nicht dachte, fo wird vor 
allem noͤthig ſeyn, ben Geſezesentwurf an bie Kommiſſion 
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gurüdgeben zu laſſen. Wenn eb zwey Acte ſeyn ſollen, 
fo kann ich, und wird wohl auch die Kommiffion auf die 
Annahme des ıbfadhen Betrags bey der Kapitalifirung 
durchaus nicht antragen; dann wird wenigſtens ber 18% 
fache wie bey den Grundgälten zu fegen fepn. 


Staatsrath Behr. v. Zpllinhbardt: die Sache 
Tann wohl an die Kommiſſion surüdgegeben werden, 
aber fie mug nicht, 


v. Rotteck: ich ſtellte mir das Geſchaͤft nie anders 

als natuͤrlich in zweh Acte, und welche auch zu verſchie⸗ 
denen Zeiten geſchehen koͤnnten, getrennt vor, und halte 
es darum nicht fuͤr noͤthig, die Sache an die Kommiſſion 
| zurüd gu geben. 


Staatsrath Frhr. v. Türtbeim: die Kammer kann 
wohl jezt ſchon uͤber die Frage entſcheiden, ob das Ope⸗ 
rat in zwey Acte getrennt werden ſoll oder nit, Ich 
waͤre fuͤr die Trennung. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg ſtimmte bey. 


Se. Hobeit der Praͤ fident ſtellte nun- die Frage: 
ob die Kammer die Zrennung des \Befchäftes in zwey 
Acte genehmige ? 


t 


Einmuͤthig wurde 
Sefchloffen: 
daß die Trennung ſollte geſchehen koͤnnen. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Ich trage. nunmehr 
förmlich darauf an, daß im $. 7. der ıBfache Betrag für 
den Typ zur Kapitalifirung beſtimmt werde, wofern nicht 
- We Abloͤſung in einem Act r gehipieht. | 


Pr} 
— — 
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Staatsrath Frhr. v. Türthbeim: ich bin "Dagigen, 
in fofern nicht in gleichem Berbältnig der Anfchlag der 
Srobhndarbeit gegen Fohnarbeit wicder etwas mehr berab, 
geſezt wird; denn ich glaube überhaupt nidt, daß die 
Dflihtigen durch den ganzen Geſezesentwurf ſehr beguͤn⸗ 
ſtigt ſeyen. 


Se, Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. suͤrſtenberz 
und der Frhr. v. Falkenſtein pflichteten dem Staats⸗ 


rath Schrn. v. Baden bep. R 
I X 


Regierungs— -Kommiſſaͤr v. Seyfried: wenn dieſe 
Erhöhung begehrt wird, dann muß die e Sade allerdings 
an die Kommiſſion zuruͤck. 


Se. Durchlaucht der Derr Fuͤrſt v. Sürftendeng: 
nun fo möge es gefchehben. 


Auf die’ von dem hohen Praͤſtdium gehaltene um⸗ 
frage erklaͤrten ſich alle Stimmen, mit Ausnahme von 
dreyen, für dir Zurüdgabe an die Kommiffion. 


Bey der nun fortgefezten Ablefung der SS. und ber 
fh darauf beziehenden Theile des Kommiſſſonsberichts 
wurde zu $. 9. von Gr, Durchlaucht dem Hrn. Fuͤrſten 
v. Loͤwenſtein erinnert, daß die Frift zur Kapitals 
Abzahlung ihm zu lang fiheine ; dann ad $. 16.: daß die 
dem Frobndherrn aufgelegte Beweißführung wobt allzu⸗ 
ſtreng gefordert werde. 


Die Kammer genehmigte jedoch alle 66. von 8. bie 
19. theils ausdruͤcklich, theils ſtilſchweigend. Nur zum 
$. 18. hatte der Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim bemerkt, 
daß, fo gut auch die Abſicht deſſelben ſey, er gleichwohl 
zu Mißdeptungen Anlaß geben könne, wie wenn 3. B. 
“ Diejenigen, welche ehemals frohndpflichtig an die Hofhal⸗ 
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} tung ju Durlach gewefen , fich jest weigern wollten, an: 
\ jene zu Karlsruhe zu frohnden. 


Regierungs⸗Kommiſſaͤr Hoftath v. Seyfried erin⸗ 
nerte dagegen: daß der. $. 17., welcher den Beſizſtand 
von 10 Jahren iur Norm feftfeze, bier jur - Verhütung 
jedes Streited genuͤge. M 


3u den gegen $. 20. im Kommiſſionsbericht enthal» 
tenen Erinnerungen erffärte Staatdrath Frhr. v, Türk 
beim:' eben diefe Einwendung habe feine früher vorge⸗ 
tragenen Bemerfungen gegen das doppelte Reduktions⸗ 
Operat veranlaßt; da nun $. 7. zur Kommilfion zuruͤck⸗ 
gehe, fo muͤſſe auch $. 20. dahin zuruͤck. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein: 
es iſt nicht abzuſehen, warum dieſe in Geld bereits ver⸗ 
tragmäßig reluirten Frohnden, und welche bey dieſer Mes 
Inition ſchon durchgaͤngig eine billige Nachſicht erfuhren, 
nun einen abermaligen Abzug leiden follen, 


Frhr. v. Baden: dieſer Abzug bezieht ſich nicht 
mebr auf die Retultion, fondern - blos auf die Kapitali⸗ 
ſirung. 

Die Kammer be ebloß bierauf einmäthig: auf 
den $. 20. zurüf an die Kommillion zu verweiſen. 
Bey .$. 21. bemerkten Se. Durchlaucht der Herr. 
Fuͤrſt v. Lömwenftsin: daß deſſen Beftimmungen An⸗ 
laß zu Prozeſſen geben koͤnnten. 

Die uͤbrigen Mitglieder fanden nichts dabey zu er⸗ 
innern. 

Zu $. 22. legte der Regierunge»Rommifkr Hofrath 
v. Seyfried den Vorſchlag einer neuen Faſſung vor, wo⸗ 


q D 


206 Protokolle der Erften Ramster. 


durch die Bedenklichkeiten der Kommiſſion dagegen müqhten 
aufzuheben ſeyn. Die Faffung lautet, wie ſchon die Im bes 
rigen Protofoll enthaltene Ertlarung des Hrn. Regie⸗ 
rungs⸗Kemmiſſaͤrs beſaget, alſo: 


„Wenn in einem Orte Frohndgelder als Surrogat 
perſoͤnlicher Frohnden an den Frohndberechtigten bezahit, 
und uchen dieſen noch Herrenfrohnden in Natura gejeiftet 
werden müffen, fo ift-der Frohndpflichtige berechtigt, gen 
‚gen Uebernahme ber unter die Beftimmung des $. 19. fals 
Ienden ungemefjenen Frohndpflicht, ſich der Zahlung det 
Frohndgeldes zu entheben, fofern der Frohndberechtigte 
es nicht vorzieht, das Frohndgeld gegen Aufhebung der 
nebenbey genoſſenen Natural⸗Frohnddienſte beyzubehalten.“ 


Frhr. v. Baden: gegen dieſe neue haſuas in 
nichts zu erinnern. 


Bisthverw. v. Weſſenberg: ich finde gfeigiroht 
einen Anftand darin, daß den Frohndpflichtigen hiek dir 
Uebernahme ungemeffener Frohnden, die doch durch daß 
Geſez verworfen find, ſollen zugemuthet werden. Ueber⸗ 
haupt iſt hier den Frohndbauern eine druͤckende Alterna⸗ 
tive aufgelegt, und ich zoͤge die fruͤhere Baflung vor. 


Frbr. ©. Türtheim: die ungemeſſene Frobnd ſon 
bier nicht nad dem Wortlaut, ſondern nur 'nach Dem 
durch dad Geſez fuͤr dieſelbe ſchon beſtimmten Maaßſtab 
übernommen‘ werden, und ſolchergeſtalt die Bründiage 
der zu gefchehenden Reluition bilden, 


Frhr. v. Falfenftein: wie wäre. es aber, wenn. 
ein Frohndherr das Recht zu ungemeffenen Frohnden, 
und nebenher erſt noch das Reg zum Beau gewiſſer 
Frohndgelder gehabt haͤtte? yon 


⸗ 


« 
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- Erbe, v. Tuͤrkheim: eben darum, weil ſoiche Cu⸗ 
wulicung nur durch Unrecht gefchehen konnte, weil einer 


N nicht: zugleich das geſezlich⸗Hoͤchſte umd erſt noch etwas 


° darüber hinaus anfprechen kann, ift diefer 5. in den Ges 
fegedentwurf gekommen. Er ift ein fehr wohltpätiger 5. 
‚für die Pflichtigen. E „ 


v. Rottect: daß die neue Faſſung für den Frohnd⸗ 
berechtigten durchaus beruhigend ſeyn müfle, ift klar, da, 
wer das Hoͤchſte erhält, was nach den beftehenden Ges 
fegen zu fordern rechtlich möglich iſt, nichts weiters fors 


. dern kann. Dagegen ift fie freyfich den Frohndpflich⸗ 


tigen minder günftig; aber die Kommiſſion hatte eben 
geglaubt, und der Herr Regierungs⸗Kommiſſaͤr anerkannt, 
daß die vorige Faſſung — unter Vorausſezung des allges 
meinen Rechtsbeſtandes der Frohnden — fie allzufehr 
begünftigt babe. Indeſſen ift ihnen doc nicht blos die 
Alternative einerfeitö der ‚Lebernahme ungemeffener 
Frohnden (nad der gefezlihen Rormirung derfelben) 


und .andererfeitä dem jezigen Beftand ihre Leifiungen 


gewährt; fondern auch nod ein Drittes, nämlih die 
Beweisführung ‚ daß das Frohndgeld die Reluition 
der ihnen überhaupt odgelegenen Frohndlaſt, irn nur 
gewißfer einzelner Krohndgattungen geweſen,; im Ball 


des hergeſtellten Beweifes tritt: dann die in er Haupt» 


difpofition des 5. enthaltene Abhülfe ein. 


Nach mehreren wechfelfeitigen Eriiutgrungen wurde 
eiumuͤthig 


eſchloſſe n: 
die neu —8 Faſſung zu genehmigen. 


ad,$. 28, bemerkte Staatörath Frhr. v. T uͤrkheim: 


da hier nicht nur von den nad dem Steigen und. Gallen. 


208 Protokolle des Erften Hammer. \ 


der Vichzahl wechfelnden Frohnden, fondern überhaupt 
von allen die Rede feyn follte, welche nach einem „want 
delbaren Typ“ beftimmt werden, 


Die Kammer genehmigte diefe Verbefferung. Die 
Abftimmung über den ganzen Geſezesentwurf wurde ſut⸗ 
pendirt bis zur Einlangung des weitern Rommillionäbes 


richts. 


Es wurden nunmehr don Gr. Hoheit dem Nett, 
denten bie Berichtseritatter der Petitions- Rommiffion - 
eingeladen, uber die noch unerledigten Eingaben ven 
Borfrag zu erftatten. 


. 


1) Der Frhr. v. Falkenſtein erftattete den Be⸗ 
richt über die Anzeige des Örubenfleiger6 Deläner zu 
Hadmerspeim, die Auffindung einer nod verbotgenen 
Salzſohle betreffend. 


Beplage Ziffer 30. —— | 

Die Kammer beſchloß einftimmig: an 
dem Antrag gemäß die Sache dem hoben Stactt, 
minifterium vorzulegen. 


3) Hierauf erftattete ber Bisthverw. Frhr. v. Web 
fenberg Bericht über die noch vom vorigen Fahr ruͤck⸗ 
ftändigen, fibon im 4ten Heft der Verhandlungen vom 
Jahr 1819. ©. 551 — 593, . abgedrudten Vorſchlaͤge des 
Herrn Fuͤrſteu Georg v, töwenfteins Bertpelm: 


a, Wegen Abſchaffung des Lottofpiels. 
ns Beylag e Ziffer 31. 


Der Antrag gieng auf empfehlende Vorlage and 


hohe Staatsminiſterium. 
Kr 


— 


I 


be 


Achie Sizar3 vom ı2 ZUR. N 
Auf ein ge Erger demetunzen des Gr Siasrtäme 
* nißerd Frorn. v. Fiſecder und des Staetératds Fiden. 


v. Türfbeim, tie Vielſeiigkeit des Gegenſſandes, dann 


auch zumal einen im vorgelegten Budget deſindlichen Ein⸗ 


nahmspoſten berübrend, beſebloß die Kammer, in Er⸗ 
wägung, daß zur Empfehlung eine genaue Pruͤfung 
des Gegenſtandes norhwendig wäre, welwe jezt nude 
Statt finden koͤnne, einſtimmig die dloße Ue bergadr 


ohne Beyſaz. 


b) Wegen Maaßregeln gegen den Lurud. 
Beylage Ziffer 3u. 
Nach dem Antrage wurde einftimmig 
TO T defchloffen: 


auch diefe Eingabe an das hohe Staatomlniſte⸗ 
„rium. abzugeben, 


3) Sodann erftattete der Oberhofmarſchall Frhr. v. 
Bayling den Beriht über Die ebenfalls In den vorn 
Fahrigen Verhandlungen im gten Hefte ©. Gob. abgebrud» 
sen Vorſchlaͤge des Obervogts Hennemann zur Wer, 
beſſerung der Pferdezucht. 


Gegen den Antrag des Berichtserſtatters, eine Kom⸗ 
miffion zu Prafung ciejes Hryenitances zu ernennen, 
bemerfte ter Herr Ziestimiriiee Arkr. n Tıfıeher: 
Die Regierurg, weite 1ı: Lribenerang Lee Ypireer, at 
fdon fo lanze zum Srzrrzane seen anyelsarsı: Zire 
gemadt, reise rail Ira ermeäisa Iron, ma3 000 
noch ermanzie, zus ws :: or.ntsiten Ir. 


ya 
Na 
x 
\ 
„ur 
= 
a 


Ler Zissti:ır) Fi, 5 Larır, wir it 
ſtimment 1:5 Eis-jsets urn: Golem Z.r:cenleng, 


Geststii: ie. j.nar . 
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wuͤnſchten deswegen eine Kommiſſion, weil, da der Ge, 
Henftand auch ald Ausgabspoften im Budget vorkomme, 
bie Kammer, welche daſſelbe nur im Allgemeinen am 
nehmen oder verwerfen dürfe, darüber dann nicht® mehr 
zu bemerten die Gelegenbeit habe. 


Se. Hoheit der DPräfident bemerften, daß die Kam⸗ 
mer, welder, was bisher in diefer Sache gefchehen, jur 
Zeit nicht vorliege, auch nicht wohl im Stande ſeyn 
durfte, geeignete Vorſchlaͤge zur Verbeflerung au machen. 


Der Generalmajor Frhr. v. Fre yſtedt trat diefer 
Anficht ben, und befräftigte fie durch eine weitere Aus⸗ 
fuͤhrung. 


v. Rotteck: die vorliegende Petition gaͤbe der 
Kammer keine hinreichende Veranlaſſung zur Ernennung 
einer Kommiſſion. Wuͤnſchte ein Mitglied eine naͤhere 
Pruͤfung der Sache, ſo koͤnne ja daſſelbe im Wege der 
Motion feine Vorſchlaͤge an die Hand geben, wornach 
denn auch ein Stoff der Berathung vorhanden wäre, 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: der Weg der 
Motion wäre allein der geeignete zur Veranlaſſung der 
gewünfchten Erörterung. 


Durch Mehrheit der Stimmen wurde 
beſchloſſen: 


von Ernennung einer Kommiſſion zu abſtrahi⸗ 
ren, und die Eingabe ded Obervogts Henne 
mann lediglich an das hohe Staatsminifterium ” 
abzugeben, 


4) Der Srbr.v. Sailing erflattete nun weiters ben 
Bericht uber die Eingabe des Sattlers Schmidt von 


Achte Sijung vom ig. July. u zii 


/ 
Karlsruhe, einen BerfaufssAntrag feined Haufes an die 
Ständeverfammlung enthaltend. 


Nach dem Gutachten der Kommiſſion beſchloß die 
Kammer: | 


diefen Verkaufs⸗Antrag, da er fchon früher an 
die zweyte Kammer gemacht worden, und wohl 
von dort aus an die erfte gelangen werde, einſt⸗ 
weiten auf fih berufen zu laſſen. 


Freyherr v. Zylinberbt, 
v. Rotteck. 


14* 


213 Protololle der Erften Sammer. 


* 


Beylage Ziffer 28. 





Hochpreißfiche erfte Kammer der. Großher— 
zoglich Badiſchen Ständeverfammfung! 


Der auf die Borftellung des hieſigen akademiſchen 
Senats erfolgte Beſchluß Einer hohen Kammer vom 12. 
d. M. — wobey ich nur bedaure, daß die darin ausge» 
ſprochene Ruͤge gegen meine ehrwuͤrdigen Kollegen, und 
nicht gegen mich allein gerichtet iſt — legt mir nach mei⸗ 
nen moraliſchen Ueberzeugungen, welche bier allein ent⸗ 
ſcheidend werden koͤnnen, die Nothwendigkeit auf, der 
Stelle eines Landtags⸗Deputirten hiemit foͤrmlich zu, ent⸗ 
ſagen. In dem Urtheil uͤber die Wahl zwiſchen kollidi⸗ 
renden Pflichten kann ich irren, und irre vielleicht bey 
dieſer Gelegenheit; aber das weiß ich gewiß, daß ich mei⸗ 
nen Pflichten ohne Eitelkeit und Eigennuz ganz zu leben 
ſuche, und ich hoffe mit Zuverſicht, dag Eine hohe Kam⸗ 
mer mich nie auf einem andern Wege gefunden hat, und 
nie auf einem andern Wege finden wird. 


Mit fhuldiger Ehrerbietung beharrend 
Einer hochpreißlichen erſten Kammer 


ganz geborfamfter Diener 
A. 5. 8. Thib aut. 
Heidelberg den 15. July 1820. 


—ñN 





- 
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Beylage Ziffer 30, 


8 ' . 





J 


Bericht der Petitions⸗Kommiſſion uͤber ‚die Anzeige des 
Grubenſteigers Oelßner auf der Großherzoglichen 
Gypsgrube zu Haßmersheim, eine daſelbſt noch ver⸗ 

borgene Salzſohle betreffend. 


Dieſe Eingabe entbaͤlt die Anzeige, daß in der 
Großherzogl. Gypsgrube zu Haßmersheim eine Salzſohle 
verborgen liege, durch deren Bearbeitung man mit gerin— 
gen Koften Salz gewinnen fünnte. Der in diefer Grube 
vorhandene Schacht würde auch fehr bald in dem Salz⸗ 
gebürge ſtehen, weil bereitd das Kalkgebuͤrge und die erfte 
Gypslage [hen durchbrochen fenen, und nur noch der fo 
genannte Stinkſtein, im’ Betrag von 10 Fuß, fo wie ber 
darunter fich befindende Gyps, jm Betrag von zo Fuß, 
zu durchbohren wären, um dann unfehldar auf das Salz 
gebürge. zu fommen. . 


Die Kommiffion glaubt, daß diefe Anzeige nebſt bey⸗ 
liegender Zeichnung dem Großherzogl. Staats miniſterio 
mit dem Antrage zu uͤbergeben waͤre, die geeignete Un⸗ 
terſuchung durch Kunſtverſtaͤndige uͤber die Begruͤndung 
der befragten Angaben einleiten zu wollen. | 


v. Faltenftein. 


' i 
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—— — — 


Bericht der Petitions⸗Kommiſſion über die Denkſchrift 
Sr. Durdlauht des Hrn. Fürften v. Löwenftein 
Wertheim über die Gemeinfhädlichleit der Lotte: 
vin | | 
Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Löwenftein 
Wertheim haben im verwichenen \ahre der erften Rams 
mer der Staͤndeverſammlung eine Denkſchrift zugeſendet, 
mit dem Antrag: dag hoddieſelbe Se, Koͤnigl. Hoheit 
der Großherzog ehrerbietigit bitten möge, zu geruben, die 
Abſchaffung aller Arten von Votterien in allen beutfihen 


Bundesftaaten durch Hoͤchſtihre Gefandtfchaft am Bundede 


tage zur Sprace bringen zu laſſen, und Sich für diefe, 
dad Wohl von Millionen betreffende Angelegenbeit auch 
Ben den einzelnen Rabineten noch befonders huldreichft zu 
verwenden, . 


In diefer trefflichen Denffchrift find Die verderkfichen 
Wirkungen der Zablens und Klaffenfotterien, befenderg 
aber der erftern auf den Gewerbsfleiß, den haͤuslichen 
MWohlftand und die Moralität der Völker eben fo umfaß 
fend als lichtvoll dargeftellt. Aus dieſer Darftellung ges 
ben fo unwiderlegliche Gründe gegen dir Einfuͤhrung und 
für die Abſchaffung der Fotterien, wo fie noch beftehen, 
bervor, daß alied, was man zu ihrer Rechtfertigung oder 
Beidönigung vorbringen möchte, in eiteln Trugfchein 
fi) auffößt , welcher. die Schändlichfeit des Gemwinng, der 
auf Koſten der Wohlfahrt und Ber Sittlichkeit ganzer 
Voͤlker erzielt wird, gewiß nicht vermindert. 


— 
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Mit Recht wird es_in der Denkſchrift als ein Bors 
zug des Großherzogthums Baden gerühmt, daß diefe außs 
Iändifche Giftpflanze bisher nicht :auf feinen Boden vers 

pflanzt worden iſt. Inteflen bleibt doch der verführerifche 
Reiz der in benadbarten Staaten noch beftehenden Lotte⸗ 
rien nit ohne ſchaͤdliche Wirkung für mande. Inwohner 
des Großherzogthums; und diefe Wirkung wird nur mit 
der Aufhebung ihrer Urſache verfhwinden. Alle Berbete, 
in ausländifchen Kotterien dad Gluͤck zu verſuchen, find 
vergeblih , fo fange diefe beſtehen. Den lebhaften Dant 
aller Patriotifchgefinnten würde e& erregen, wenn e8 
Sr. Koͤnigl. Hobeit, unferm verehrteften Souverain, ger 
lingen würde, durch Verwendungen beym deutfhen Bun; 
destage ſowohl, ald bey einzelnen Höfen, auf allgemeine 
Abſchaffung der Lotterien einzumwirfen. - 


Die Kommilfion glaubt, daß die im vorigen Jahre 
bereits nach dem Befchluß der Kammer den Protolollen 
bepgedrudte Dentfchrift des Hrn. Fuͤrſten v. Wertheim 
mit dieſem angelegentlichen Wunſche dem Großherzoglichen 
Staatsminiſterium mitzutheilen waͤre. | 


Bisthverw. v. Veſſenbers 
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Beylage Ziffer 33. 





Bericht der PetitiondsKommiffion Über Sie Denktfchrift 
St. Durchlaucht des Hrn. Fürften Georg v. Loͤ⸗ 
wenftein- Wertheim vom 17. July 1819., in Betreff 
geſezlicher Vorſchriften zur Einſchraͤnkung des Luxus. 


Die verderblichen Wirkungen eines ausſchweifenden 
Lurus werden in der Denkſchrift wahr und lebendig ges 
fhildert. Der durchlauchtige Herr Verfaſſer wünfct, 
die bohe Kammer moͤchte Se. König. Hohrit den Großes 
berzog aeborfamft bitten, diefem Laxus einfchränfende Ges 
feze entgegen zu ſtellen, und darüber auch mit Amdern 
Regierungen fib ind Vernehmen zu fezen, und an bie 
bohe deutfche Bundedverfammlung einen geeigneten Ans» 
trag gelangen zu laſſen. j 


Die Erfahrung lehrt, daß Luxusgeſeze gewoͤhnlich 
ihren Zweck ganz verfehlt haben, und, wo dergleichen ges 
geben wurden, unbefolgt geblieben find. Die einfadhe Urs 
ſache ift, weil der Luxus lediglich unter der Gewalt ber 
Sitten und Meynungen fteht. Dit fortfchreitendem 
Mohlftand durch gewinnreiche Gewerbe und Handel fehrt 
auch der Luxus bey den Völfern ein, und erregt weiters 

erſt dann Beforgniffe, wenn er noch fortdauert, während 
der Wohlftand gefunfen if. Wenn aber der Drang ber 
Noth ſelbſt nicht vermögend ift, den Luxus auf einmal 
in feine gebührende Schranfen zu mweifen, wie viel wenis 
ger würden e8 bloße Gefege vermögen, deren Vollziehung 
mit zahlloſen Schwierigkeiten zu fämpfen hätten, und eine 
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Veſcht intung ber perſoͤnlichen Freyheit foderte, gegen 
welche ſich heut zu "Tag die Denfart aller Klaſſen aufleh⸗ 
nen wuͤrde? 


Die Moral, das Evangelium belehrt den Hohen wie 
den Niederen von den, Pflichten der Maͤßigkeit im Aufs 
wand und Genuß. Ihr fanfter Einfluß bewirft in em⸗ 
pfänglichen Gemäthern,, was politifche Gefeze umfonft 
verfuden würden. Bon Seite der legtern mag ihr mwohls 
wollender Schuz der Religion und ihrer Anftalten genügen, 


Indeſſen findet die Kommiflion es ganz angemeſſen, 
daß, dem Wunfde ded durdlauchtigen Hrn. Derfallers 
gemäß, Seine Dentfchrift dem Großperängl. Staatöminie 
ſterium mitgetheilt werde. 


. Bisthverw. v. Weſſenberg. 
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Neunte Sizung 
Karlöruhe den 31. July 1820. 





Gegenwärtig: 


Se. Hobeit der Praͤſident und alle bisher erſchienenen 
Mitglieder, mit Ausnahme des 


Herrn Generals Freyherrn v. Geuſau, des 
Herrn Staatsminiſters Freyherrn v. Fiſcher, det 
Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner, 
und des 
Herrn Generalmajors Freyherrn v. Freyſtedt. 
Weiter anweſend: 


Herr Staatsminiſter Freyherr v. Berftett, und 
Here Kammerherr Frhr.v. Gemmingen-⸗Praͤſteneck. 


Sodann der 
Regierungs⸗Kommiſſaͤr, Here Hofrath v. Seyfried. 
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, Die Protofolle der fiebenten und achten Sizung, fo 
wie die Entwürfe der nunmehr der zweyten Kammer mits 
zutheilenden Geſrzesvorſchlaͤge: 


1) über die Ablöfung der Grundguͤlten, Zinfen 
und der Dritttheilspflichtigfeit, 


Beylag e Ziiffer 33. 
| 2) uber die Aufhebung der Leibeigenſchaftsgefaͤlle, 
Bephage Ziffer 34 


wurden vorgeleſen und nach ſogleich geſchehener Beruͤck⸗ 
ſichtigung einiger Erinnerungen genehmigt. 


Dabey bemerkte der Staatsrath Frhr. v. Türk 
heim; „Er erkenne die im Protokoll von ihm aufgenom⸗ 
menen Yeußerungen ald richtig an fih, finde aber in 
ihrem Zufammenhang in der ganzen Diskuſſion eine Luͤcke 
oder Berfezung , er müffe indeffen bey der Weitlauftigfrit 
und Berwidelung diefer Disfufion auf die Berichtigung 
verzichten , und fen eben darum entfernt, dem Sefrctariat 
ſolches zuzumuthen, bitte aber, Died zum heutigen Pros 
tokoll zu bemerken.“ 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. eöwenftein 
äußerten in Beziehung auf feine im Prototoll enthaltene 
Rechtsverwahrung: es fey in Betreff der Aufhebung ber 
Leibeigenſchaftsgefaͤlle, der Ablöfung der Grundguͤlten, 
Zinfen, und der Dritttheilspflichtigfeit, fo wie der Herrn⸗ 
frohnden, Sr. Königl, Hoheit dem Großherzog fihon eine 
Borftelung eingereicht worden, wovon zur Notiz ber 
Kammer dem Sekretariat eine Abſchrift werde uͤbergeben 
werden. 





* 
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Hierauf theilte das hohe Praͤſidium mit: - 
* 


. 9] u 

ı) Ein hoͤchſtes Refeript Sr. Koͤnigl. Hobeit vom 

27. d. M., den Diätenbesug der Deputirten des 
grundherslichen Adels betreffend. 


Beylag e Ziffer 35. 


a) Eine Bitte des Frhrn. v. Falkenſtein um 
Urlaub zu Herftellung feiner Geſundheit, 


Beylag eZiffer 36, (ungedrudt). 
welchem einftimmig willfahrt wurde, 


3) Einen Erlaß der zweyten Kammer den Hauſir r⸗ 
handel betrefiend. 


Beylage Ziffer 37. u. Unterbeplage zu Ziffer 37. 


Für diefen lezten Gegenſtand trug der Bisthume⸗ 
verweſer Frhr. v. Weſſenberg auf Abfürzung der For⸗ 
men und daher zwar auf Ernennung einer Kommiſſion, 
jedoch mit Umgehung der Vorberathung, an. 


Der Staatsrath Frhr. v. Türtheim bemerkte das 
gegen: nach der Gefchäftsoronung und nach dem bisher 
immer beobachteten Verfahren feze die Ernennung einer 
Kommiffion jedesmal eine Vorberathbung voraus. 


Der Herr Staatdminifter Frhr. v. Berkheim und 
. mehrere andere Mitglieder ftimmten für die unmittelbare 
Verhandlung mit dreymaliger Ablefung des Antrags; die 
Mehrheit entfchied jedoch, daß diefer Gegenftand im ges 
wöhnlichen Wege zu behandeln, mithin eine Vorberathung 
‚gu pflegen und eine Kommiflion zu ernennen ſey. 


* N. 
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Von dem Selretariat wurde vorgelegt: 


01) Die Anzeige "ner Motion deB Bisthumsverwe⸗ 
ſers Frhrn. v. Weſſenberg, wegen Errichtung einer 
Unterrichts⸗ und Bildungs-⸗Anſtalt fuͤr Taub ſtumme. 


Beylang e:Ziffer 38. 


2) Die Anzeige. einer Motion bed Staatsraths Frey 
herrn v. Türfpeim: 


daß Se. König. Hoheit um den Vorſchlag eines 
Geſezes zu bitten waͤren, wornach die den Stan⸗ 
.des⸗und Grundherrn oder. Korporationen anges 
wieſenen jaͤhrlichen Entſchaͤdigungs-Renten fuͤr 
entzogenes Ohmdgeld und andere Gefälle in ver 
ainslidpe ‚Obligationen au porteur KL verwandeln 
ſeyen. 
Bey a ge Ziffer 39. 
Der Regierungs⸗Kommiſſaͤr, Herr Hofrath v v. Sey⸗ 
frieb; legte bey Verhinderung und aus Auftrag des 
Herrn. Finanzminiſters den Entwurf: einer Verordnung, 


die Dienſtfuͤhrung und das Receßmachen der Verrechner 
betreffend, vor, 
Beylage Ziffer 40. 

und begleitete denfelben mit fehriftlichen Bemerkungen. 


Beylage Ziffer 41. 


Die Kammer befchJoß: 


fih damit in einer demnaͤchſt zu pflegenden! Vor⸗ | 
berathung zu. befchäftigen. 
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Hierauf erflattete der Staatsrath Frhr. v. Baden 
einen nachtraͤglichen Kommiffionsberiht über dem Geſezes⸗ 
vorfhlag, wegen Abloͤſung der Herrenfrohnden, 


Beplage Ziffer 42. 
und ber Hofrath v. Rotteck verlas einen Bepbtiät, 
Beylage Bier 43. 
Es wurde 
beſchloſſen: 
die Diskuſſion in dieſem Gegenſtand in der naͤd ⸗ 
ſten Sizung fortzufezen. 

Endlich erſtattete der Hofrath v. Rott eck Bericht 
Namens der zur Prüfung des Geſezesentwurfs wegen 
Aufhebung der Vermögens: Konfislationen ernannten Kom 
million , 

Beylage Ziffer 44. 


worüber bie Kammer ebenfalls demnaͤchſt bie Berathung 
vorzunehmen beſchloß. 


Grepherr v. Zyllnhardt. 
v. Rotteck. 


Rennte Sigung vom 3ı. Julß. 223 


Beylage Ziffer 33. 


a 


Ä 


Entwurf einer ‚Verordnung über die Abldfung der 
- Srundglilten,. Binfen und Deitttheilöpflichtigkeit, - . 


G, 1. 

Grundgülten und Zinfen find Abgaben, meiche det 
Eigenthümer von einer Lirgenfhaft an jeden getreuen 
Inhaber des Gült ; und Zinsrechtd zu zahlen bat; dar⸗ 
unter find daber: _ 


§. 2, 


Gene, obgleich oft unter gleiher Benennung vor⸗ 
kommenden Abgaben nicht begriffen, welche von Erblehen 
oder Erbbeftandsgütern, Schupflehen, überhaupt von fols 
chen Liegenfchaften entrichtet werden, wovon daß volle 
-Eigenthum nicht dem Zins- und Gültgeber , fondern das 
Dbereigentbum einem Andern zufteht. 


9. 3. 


Die in den 6. ı. aufgeftellten Begriff fallenden Guͤl⸗ 
ten und Zinſen ſind unter folgenden Beſtimmungen der. 
Abloͤſung unterworfen. 


> % I 
Sowohl der Guͤlt ⸗ oder en. bie da 
Pflihtigen⸗ 


rn “ 
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Berlangt der Guͤlt⸗ oder Zinspflichtige den Loskauf, 
fo hat er den 18fachen Betrag des Guͤlt⸗ oder Zinswer⸗ 
thes zu bezahlen, und in diefem, fo wie in allen übrigen 
Losfaufsfällen, das Steuerfapital des Losgefauften Ob 
jefted zu übernehmen. Da, wo jedoch über mehrere Zin 
fen und Gülten Beraine beftehen, Tann der Losfauf nicht 
im Einzelnen, fondern nur nad dem Gefammtbetrage des 
ganzen Berains gefchehen, wozu bie. Einwilligung von 3 
der Beraindgenoffenfchaft erforderlih if. Sn dieſem lez⸗ 
tern Falle follen die betreffenden Gemeinden, fofern fie 
ed verlangen, ermächtigt werden, den Loskauf der Br; 
raine zu übernehmen und in ber Art zu bewerkftelligen, 
daß zur Sicherheit der Gemeindsfäffen das Loskaufskapi⸗ 
tal auf dem Zinsgute radicirt bleibe, daß dieſes Kapital 
jähriih zu fünf vom Hundert in die Gemeindskaſſe ver: - 
zinst, und daß endlich bey jeder durch Berfauf oder Ber 
erbung des Guts gefchehenden Befizveränderung der Los⸗ 
fauföbetrag vorbinweg in tie Gemeindskaſſe zuruͤckbezahlt 
werde. Dem Zinsherrn aber bat die Gemeinde mit ihrem 
Bermögen für die richtige Bezahlung des Abloͤſungskupi⸗ 
tald zu haften, widrigenfalls derſelbe berechtiget ſeyn 
fol, den Rüdgriff auf das zinspflichtige Gut zunehmen. 


§. 6. | 

Verlangt der Guͤlt- oder Zinsherr den Abfauf, fo 

fann er von den Pflichtigen das Abtaufstapital in nach⸗ 
folgender Norm fordern: | . 


a) für Geld; und Natural»Bodenzinfe von dem .g ge⸗ 
ringſten Betrage bis. ‚su 10 fr. einſchließlich, den 
0. gfaden, 
. b) über. 10. Bi6 30. Mr einfchließlich , den aifachen, 
c) über 


‘ 


. 


- 


‚ Bennte. Stzung von® 31. Jul: AR 
e) über "30 fr. bis zu:ı fl. incl., den 13fachen, | 
4) für alle übrigen ı fl. überfleigenden Sülten und 
: . Zinfe aber. den: is facen Betrag. 
| | 5. 7. 
Iſt der Pflichtige ſchuldig, dem Berechtigten ven 


Zins oder die Bult unentgeltlich.zu liefern, fo.-ers . 


hoͤht ſich das Abloͤſungstapital 
. ‚im vſten Ball auf ben aofachen | 
in — aten — — — 12 — 


— in — — — 16 — 


Setrag bes Zinfes eder der Guͤlt. er 


8 


Die Natural; Bodeninſe oder Guͤlten werben nach | 


den Durchichaittöyreifen von den Jahren 1780 — 1790., 


wie fie ‚bey: der. ‚Steuerperäquation erhoben wurden, zu 


Geld berechnet, 
5. 9. Bu 


Sm. Fal das Abloſungstapital 20 fl. überfeigt, 6 


ift der Zind, oder Guͤltherr ſchuldig, 1ojährige, mit5pGt, - 


verzizsliche Termine gu "geftatten, wovon jedoch feiner 
unter ı0 fl. bettugen darf. 


Zr ER . 10 N “ u 
Zur Sicherhelt des Bereätigten bleibt das Abloͤ⸗ 
ſungskapital bis zu feiner gaͤnzlichen Tilgung, mit der — 


demſelben, ſeiner Ratur nach gebührenden Priorität, auf Br 
‚dem nämlichen Gute, worauf ber Bine oder die Sa su 


ruht bat, hypothecirt. | — 
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6 ı. 1 “. 


So lange bie Zinfen oder Guͤlten nicht abgelöst 
werden , bleibt bie gefeglige Beſtimmung über bie Noth⸗ 
wendigfeit der Beraine; jedoch find die dadurch veranlas⸗ 
ten Koſten künftig von benden Theilen glei zu tragen; 
‚woburch dann der Randrechtds®az 2263. im diefer Hinſicht 
außer Wirkung gefezt wird, 


$. 12. 


Dritttheilspflichtige Güter find folhe, von welchen 
bey Beflsveränderung dur Sterbfälle oder Veräußerung 
ein beftimmter Theil bed Gutswerths mit oder ohne Fahr⸗ 
niß-Anfchlag bezahlt werden muß. 


Der Ablauf der Dritstheilspflichtigkeit.. findet nach 
folgenden Regeln Statt: 


ı) Es wird je für 30 Jahre ein Ball angenommen. 


3) Den Anfchlag des Dritttheils bildet der Durchſchnitt 
des Werths, den der Bezugsberechtigte in ben zwey 
lezten Faͤllen wirklich erhalten hat. 


3) Das Abkaufskapital wird in der Art gerechnet, daß 
daſſelbe mit 5 pEt. Zinfen und Zwiſchenzinſen 


a. den Anſchlag des Dritttheils bis zum Seiten 
wo der näcfte Hall angenoupngn wird, 


b. fodann denfelben Betrag alle 30: Fahre wieder 
bervorbringen muß. 


Zur Beſtimmung des Zeitpunktsé des nächiten Falles 
werden bie feit dem lezten Falle bis zum Augenbild der 
Ablaͤſung abaelaufene Jahre an dem Zeitraum son Be 
Jahren in Abzug gebragt, u 


B. .d 
* 
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9 Wo den Dritttheilspflichtigen ber Abkauf gu 
ſchwer faͤllt, koͤnnen fie die Verwandlung des 
Dritttheils in eine ſtaͤndige Abgabe verlangen, 
Dieſe Abgabe fol in 6 pCt. des auf bie in. 
vorſtehender Unterabtheilung angegebene Weiſe 
berechneten Kapitals beſtehen, auf das ganze 
Gut radicirt werden, und das Kapital nur 
unter Bewilligung 1ojähriger Zahlungs » Ters 
mine aufgelündigt werden dürfen. 


q) Die Abloͤſung Tann auch beym Eintritt eines 
Falles in ber Art: gefchehen, bad der Durch⸗ 
fhrittöbetrag der vorangegangenen zwey legten 
Säle erlegt, und das Abloͤſungskapital daneben 
fo beflimmt werde, daß daflelde mit Zinfen 
und Zwifcenzinfen alle 30 Jahre diefen Dura 
fnittöbetrag wieder giebt. | 


! 


Beyla ge Biffer. 34 





Entwurf. einer Verordnung, bie Aufhebung der auß 
der Leibeigenfchaft herrührenden Abgaben betreffend, 


2 
Die in Unfern unmittelbaren Landen bereits aufge, 
hobene perfönliche Leibeigenfchafts- Abgaben werben auch in 
allen übrigen Landestheilen Hiermit für aufgehoben erflärt; 


ı5 * 
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6. 2. 


Alle noch zu dieſen Abgaben berechtigten Gtanbeds 
‚und Grundberren, fo wie au Korporatiomen, werben 
dafür aus der Staatskaſſe entſchaͤdigt. 


%. 3 
Um diefe Entfhädigung beftimmen zu Tdanen, haben 
die Berechtigten auß ihren Rechnungen einen 1ıojährigen 
Durchſchnitts⸗Ertrag durch alle dahin gehörigen Rabrifen 
binnen 6 Monaten Unferm Zinanz:Minifterio vorzulegen. 


In diefe Berechnung dürfen jedoch jene: Manumif 
fionsgelder, welche von den ganz aus dem Lande in ans 
dere Bundesftaaten ziehenden Leibeigenen oder ihrem 
Vermögen erhoben wurden, ald welche gemäß Art. 4. des 
Bundesdefchluffes von 23. Juny ı8ı7. unter der ausge, 
ſprochenen Nachfteuerfrepheit begriffen find, ! nicht aufge⸗ 
nommen. werden. 


% % 
Das Finanzminifterium wird, nach gerrau angeſtell⸗ 
ter Prüfung und darauf gepflogener Kommunifation mit 


Unferm Minifterium des Intern, Uns die Entſchaͤdigungs⸗ 
fumme sur Beftimmung in Vorſchlag bringen. 


§. 5. 

Die Entſchaͤdigungsſumme ſoll dem chemaligen selb⸗ 
herrn von ber Zeit der vollzogenen Aufprbüng der Gefälle 
fogleih auf die Staatskaſſe angewiefen, und aus dieſer 
nah Ablauf eines jeden Jahrs bezahlt werden. 
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Weyrage'Biffe 35; 


Ldudwig'von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, 
Herzog zu Zaͤhringen, Landgraf zu Nellenburg, Graf 
* uu Salem, Peters hauſen und Hanau x. 


Es daben die Grundherrn dies⸗ und zjenfeits der 
| * in Vorſtellungen vom 22, Map und 19. Praeteriti 
die Gründe austinander pefest, aus welchen fie, gleich 
den Abgeordneten der Staͤdte, als Entſchaͤdigung fuͤr die, 
auf-der Hin» und Herreiſe zugebrachte Zeit, und für den 
Aufenthalt am Berfammlungsorte eine Tagsgebühr, für 
Die Reiſekoſten aber den Erſas des Auſwandes, anſprechen 
zu Yönnen glauben.“ . on 


Da Wir nun diefed Gefuch allerding® für rechlich 
und billig halten, fo finden Wir Uns gnädigft bewogen, 
Unfere Entfchließung vom 23. Dec. 1818. hiemit auch auf 
die Abgeordnete Des grundherrlichen Adels auszudehnen, 
und bleiben Euch in Hulden und Gnaden wohlbeygethan. 


Gegeben Karlsruhe im roderzoglichen Staete⸗ 
Miniſterium; den 27. July 1820 


Auf Befehl Sr. Koͤnigl. Hoheit. 
2. Vin Eisbrodt. 


—— 


4* 


.° 


nen 
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Beylage Biffe 37. 


Dem hochverehrlichen Praͤſidium der erftee 
Kammer der Ständeverfammiund 


babe ih die Ehre, die beygeſchloſſene ehrfurchtönofifte 
Bitte an Ge. Königl. Hoheit den durchlauchtigſten Groß⸗ 
herzog um Borlegung eined Geſezesentwurfs, die Beſtra⸗ 
fung der Uebertreter des Geſezes über ten Hauſirhandel 
betreffend, in Folge des Art. 88, der Bejgäftsorbnung in 
‚ber Anlage mitzutheilen. 


Karlsruhe den ı8, July 1820. 


Der Präfldent der zwenten Kammer der Sidadevn⸗ | 
ſammlung 


Kern. — 


unteéerbeylage zu Ziffer 37. 





Dureblauchtigſter Großherzog! 


Die zweyte Kammer Hoͤchſtihrer getreuen Staͤnde⸗ 
verſammlung hat in gleichfoͤrmigen geſezlichen Strafbeſtim⸗ 
mungen für &ölle der Uebertretung des Geſezes vom 21. 


Reunte Slmg vom dı. Zeig; 7854 


Sept. 1813. über den Haufirbandel ein Mittel au erfens 
nen geglaubt, wodurch mande Misbraͤuche des Hauſir⸗ 
handels verhindert werden wuͤrden. — 


Da das angeführte Sefez über die Strafen der Ue⸗ 
bertretung defielben nichts. beſtimmt, fo bat die zweyte 
Kammer befplofen, Ew. Koͤnigl. Hoheit die. ehrfurdt: 
vollſte Bitte norzutragen, bvoͤchſtibren getreuen. Staͤnden 
gnaͤdigſt einen Geſezesentwurf vorlegen zu laſſen, mp 
durch dem Geſeze vom 21. Sept. 1815. jene Strafbeftim, 
mungen ’Senguföt vr ri Be 


Karloinh⸗ ben 14 guip. 1830, 


gm Ramen: ber‘ unterihaniüſt treugthorſamſten aboepten 
Kammer, der Präfident und die Sekretaͤte: 


Rern, 
Dr. Duttlinger, 
Ziegler, 
Hüber. 


Pre 


Beylage Ziffer 38. 





Motion > 
bed Bisthumsverweſers Frhrn. v. Weffenberg, megen 


Errihtung einer Unterrichts und Bildungs Anſtalt fuͤr 
Zaudf stumm e im " Orofbengatbum. 
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‘ 


Beylage Bife 39 





“ " ' ur 


* Der Unterzeichnete meldet anburd eine Motion an, 
na welcher Se. Koͤnigl. Hedein um den Vorſchlag eines 
Seſezes zu bitten waͤre: | 


u, Ned . 


daß die den Standes. ⸗ und: Drundherrn oder Kar 
‚porationen angewieſene jährliche Entſchaͤdigungs⸗ 
Renten. für entzogenes Ohmgeld und andere Bes 
„„sAle in. verzinsliche Ohligationen au porteur su 
"perwändein fepen. 


aarleruhe den 31. Julp — 


J Tuͤrtheim 


Beylag e Ziffer 40 
N jet. ' . u . ie J 


- 
Dr 


he) 
Entwurf einer Verordnung, die Dienftführung und das 


Veiehmachen der Verrechner betrefend. 


Geber Betreuer der. Beoßbergräfigen.n und Staats, 
gelder fol Einnahme und Ausgabe, im Yugenblid da fie 
effeftuirt wird, oder bey Einzügen außerhalb ded Dres, 


“ 1. 
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weymal 24 Stunden nad feiner oder des Scribenten 
Zuruͤckkunft, bey fchwerer dienftpolizeylicher Ahndung, ein⸗ 
tragen. : Findet ſich bey einer Unterfuchung oder Liquida⸗ 
‚tion, daß mehrere und bebeutendere Einnahmspoften nit 
eingetragen worden, und ‚zeigt fich zugleich ein Kaſſen⸗ 
defekt von gleichem, oder wenigſtens einem foldhen Ber 
trage, der nit ‚bloß als dad Refultat eines Berftoßeb 
im Geldzaͤhlen angenowmen werden tann; fo wird der 
Verrechner nach der Groͤße des Kaſſenmangels entweder 
mit dem Verluſt feines Gehalts entfaffen, oder auf einen 
geringern, minger einträglichen Dienft verfezt, wenn auch 
kein wirtlicher Eingriff in die Kaſſe erwieſen wird. 


“Die: Entlaſſung ‚oder Verſezung in deterius tritt 
ebenfalld ein, ‚wenn zwar im Yugenblid eined Kaſſenſtur⸗ 
‚468 die unterlaſſene Eintragung ber Einnahmepoften nicht 
entdeckt wird, und ber Kaflenbeftand mit den Journalien 
harmonirt, ſpaͤterbin durch Liquidationen oder auf andere 
Weiſe aber hergeſtellt wird, daß zur Zeit des Kaſſenſtur⸗ 
zes wirklich mehrere und bedeutendere Einnahmspoſten 
nicht eingetragen waren, und der Eintrag in das Jour⸗ 
‚nal und bie Ergänzung | der Kaffe erft fpäter erfolgte. u 


Sie tritt auch ein,; wenn jur Herftellung der Ueber⸗ 
einftimmung zwifchen Sournaf und Kaffe Ausgaben, die 
noch nicht wirklich geleiſtet worden, eingetragen waren. 


we | Diefe. ‚Beftimmungen find unabhängig von denen im 
Kriminal⸗Edict auf boshafte Receſſe geſezte Strafen. * 


| Venn ſich bey einem Rechner, deſſen Journalien 
ſonſt'richtig geführt find, dennoch ein Kaſſenmangel zeigt, 
:ber nicht wegen der Unbedeutendheit des Betrags einem 


N 


sy Protvfolle der Erſten Kammer. 


Irrthum beygemeſſen werden kann; fo ift eine proviſoriſche 
Dienftführung anzuoronen, und eine dienſtpolizeyliche Un⸗ 
terſuchung uͤber die Natur des Receſſes einzuleiten. 


Die Koſten der proviſoriſchen Dienſtfuͤhrung bleiben 
dem Rechner auf jeden Fall zur Laſt, und dieſelbe dauert 
io lange: fort, bis entweder nachgewieſen worden, daß 
der Receß nur von einem Rechnungsverſtoße, oder von 
‚einer andern, den Rechner felbft- nicht peinfich graviren» 
den Urfache berrührt , oder fih ein wirklicher Kafen-Eins 
riff ˖ deſſelben herſtellt. Sm erſtern Falle bleibt es ben 

dminiſtrativſtellen uͤberlaſſen, nad) den Umſtaͤnden zu er⸗ 
meſſen, ob dem Rechner nicht ein Theil der proviſoriſchen 
Verwaltungskoſten, der aber die Haͤlfte der aufgelaufenen 
Koſten nicht uͤberſteigen darf, abzunehmen ſey. 


Iſt der Rechner des Eingriffs in die Kaſſen im po⸗ 
lizeylichen Wege uͤberwieſen, geſtaͤndig oder verdächtig; fo 
tritt die ſtrafgerichtliche Unterfuchung ohne Ruͤckſicht auf 
den Betrag des Receſſes ein. Diefe muß in allen Fällen 
eintreten, wo. der Kaſſenmangel den Sten Theil einer Mo⸗ 
natö-Einnahme' beträgt, und bey ber polizeylichen Unter⸗ 


ſuchung fi nicht ganz tlar berausftellt, daß dem Rechner 


Leite dolofe Haudlung zur Laft fällt. 
, a er Sr 3. — 


Findet der Verrechner bey einem von ihm ſelbſt vor⸗ 
genommenen Kaſſenſturze, der jedesmal vor Einſendung 
‘der monailichen oder vierteljaͤhrigen Situations⸗Etats ers 
folgen, und deſſen aus einer Vergleichung des erfundenen 
Kaſſenbeſtands mit dem Journals-Abſchluß hervorgegan⸗ 
genes Reſultat, mit jenen Etats, an die Reviſionsbehoͤrde 
eingeſchickkt werden. muß, daß ein Kaſſedefelt vorhanden 
in, ſo ſoll, in fo ferne die gebuͤhrende getreue Anzeige 


De . 


a 


.r 
1 
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davon gefhieht, zwar auf der Stelle eine Unterfuchung 
‘angeordnet, der Rechner aber nicht fufpendirt werden, 
wenn fi bey dieſer Unteriugung nicht bebeutende Un» 
srdnungen und andere Inzichten eines Kaſſeneingriffs er» 
geben, und der Rehnungspflichtige hinlaͤngliche Sicher⸗ 
Heit gſebt. Der Rechner fol in einem foldyen Fall, nad 
dem Grab der mindern Schuld, von den Unterfuhungss 
koſten verfhont Bleiben. Dagegen fol, wenn in den Bors 
"Jagen an die Reviflonsbehärde ein etwa erfundener Kaſ⸗ 
-fenmangeb nicht getreulih angegeben, fondern eine Ue⸗ 
bereinfimmung des Kaflenbeftands nit dem Haupt⸗Jour⸗ 
‘nal, wo fie nicht vorhanden ift, fingirt wird, fogleich 
eine gerichtliche Unterfuchung eingeleitet, und wenn dabep 
auch fein Kaflen- Eingriff grwielen wird, die Entlaffung 
des Verrechnerd oder deſſen Verſezung in deterius auf 
dem in gegenwärtiger Verordnung beſtimmtem Wege eins 
„sreien, 
# ——. % 


Sn Der Rechner darf feine eigene Gelder mit den Dienft, 
‚gelbern nicht vermiſchen, und Tann daher nie ein GQuthay 
den anfpregpen. 


Jedes ſolches Guthaben, das nach der Vergleichnnß 
des Kaſſenbeſtands mit den Journalien erſcheint, wird als 
das Reſultat einer unrichtigen Buchfuͤhrung angeſehen, 
und gehört zur Staatskaſſe, wenn es ſich auch durch die 
verſuchte Ergaͤnzung eines etwa mangelhaften Journals, 
nicht gehoͤrig und klar eruiren laͤßt, woher daſſelbe ent⸗ 
ſtanden iſt. J 


| Rechner, welche den zur Stellung ihrer Rechnungen 
aeſezlich beſtimmten, aber aus guten Gruͤnden, von den 


4 
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Adminiſtrativſtellen prorogirten Termin verſtreichen lcſen, 
ſind entweder von der Beſorgung der laufenden Dienſtge⸗ 
ſchaͤfte zu Juſpendiren, oder es iſt ihnen ein Kommiſſar 
zur Rechnungsſtell ung teyzugeben. 


In erſterem Fall haben ſie die Koſten der proviſe⸗ 
xriſchen Verwaltung, im lezteren die Rechnungsſtellungs⸗ 
Koſten zu tragen. Es ſoll jedoch hier, wie dort, auf 
felde außerordentliche. Zufälfe, wie ‚lange andauernde 
Kranfpeitumftände, billige Ruͤckſſcht genommen, und in 
dieſen Faͤllen nach kollegialiſchem Ermeſſen der Adminiſtra⸗ 
tivbehoͤrden die vedſallſigen Koſten ganz oder zum Theil 
auf die Staatskaſſe uͤbernommen werden. 


ET Pa — 3 er u. 


6. 


Diejenigen. Rechner, welche Stantögefälle länger als 


zwey Jahre im Ausſtand laſſen, ohne die zur Betreibung 
erforderlichen Zwangsmittel anzuwenden, ober in ben geeig⸗ 
neten Faͤllen deren Anwendung bep ‚der. fompetenten Bes 
"Förde zu veranlafen, ober in den geeigneten Faͤllen bie 
Abgangs⸗Dekretur einzußolen, bleiben der Staatsfaffe für 
den Betrag unmittelbar mit dem ihrigen verhaftet, fie ie 


koͤnnen darauf ohne. Ruͤckſicht auf die Erigibilität oder Ins 


exigibilitaͤt der Poſten unter Vorbehalt des Ruͤckgriffs auf 
Die Reftanten.-ereguirt werben, in fo ferne die Snerigibis 


. : Nität erweislich nicht (chen zur Zeit, da jene zwey debre 


angelaufen waren, beſanden dat. , 
7+ BEI Se; 
Kein Rechner darf fi, wegen angebficher Forderung 


.. am die Staatöfaffe, bezahlt machen, fondern muß hiezu 
"bie Dekretur ber geeigneten Behörde einholen. Kontra⸗ 
ventlonen werben mit Geldſtrafen, die‘ jedoch in; Teinem 


u Drotolo der Erfien Kammei. 


Berrechner hinfichtlich dieſes Verbrechens für ſchuld⸗ klag⸗ 
oder ſtraffrey von dem erkennenden Gerichte erklaͤrt wor⸗ 
den, fo bleibt nichts deſtoweniger die geeignete Vorkeh⸗ 
rung im dienftpolizeylichen Wege nah Maaßgabe der ger 
genwärtigen Verordnung gegen .venfelben vorbehalten, : 


Aa, 


. Diefe Verordnung: iſt nur auf diejenigen Verrechner. 
berrfchaftlicher Gelder anwendbar, deren Stelle nit mif 
bürgerlichen. Gewerben vereinbarlich ift, namentlih koͤnnen 
Die Untererheber der directen und indirecten Steuern, von 
: denjenigen Stellen, denen ihre Ainftellung zulommt, we⸗ 
gen Dienft:Unordnung wieder entlaffen werden, und ins, 
befondere find die Erheber der indirecten Abgaben, welche 
nicht regelmäßig ihre Einnahme in dem, den Bollet » Abs 
ſchriften gegenüber lebenden Raum pänftti eintragen, 
ohne weiters von ihrem Dienfte zu entfernen. 
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Bortrag über den Entwurf einer Verordnung , die 
Dienftführung und das Receßmachen ber Verrechuer 
betreffend. | 


Unfere Strafgefeggebung G. 90.) ſezt auf Untreue 
der Verrehner — auf wiſſentliche Zueignung öffente _ 
licher Gelder oder einen doloſen Receß, Entſezung vom 
Dienſt mit angemefimer Gefauͤngnißſtrafe. 


Rewe. Stzung vom 313. Jole 2. 


es m ein Fehler, daß die Befeggebung Feine Nuͤan⸗ 
gen. milden einem ‚volofen Receß und einer, in der Wirs 
Tung auf den Staat, gleiqgefaͤhrlichen Unordnung und 
Bayläfigkeit aufäßt. 


Wenigſtens baden wir biöher gefunden; dag in allen- 
zur Unterfuhang gelommenen Faͤllen ſtets die Alternative 
gefest. wurbe,, „daß der eines Neceffed angellagte Verrech⸗ 
ner entweder mit her Krimfnalftrafe der Kaflation zu bes. 
legen, oder wenn dies Verbrechen nicht genugfgm erwies 
fen, gleihwohl aber die gröbften Mißbraͤuche und Unord⸗ 
nungen in: ‚feiner Berwaltung Tonfkatirt Waren, in Gehalt 
und Amt wieder einzufezen. ſeye. — 


Rechner, die ihre Journale nicht ordentlich führen, 
ihre- Kaffe nicht in Ordnung halten, Ausgabe » und Ein⸗ 
nahmsbelege oft nah Berfluß von Jahren, nahdem die 
Einnahme gemacht, oder die Ausgabe geleiftet worden, 
erſt nachbringen, ihre Dienftgelder von den eignen nicht 
feparirt balten, bald Kaffenmangel, bald Heberfchüfle ha⸗ 
ben, ungeheure Rüdftände anwachſen laffen , die zulezt 
inerigibel werden — find deswegen noch Feine Kriminals 
verbrecher, aber fie find fchlechterbings unbrauchbar und 
unmwürdig des Zutrauend, das der Staat in fie gejezt bat. 


Diefen Uebeln muß notbwendig vorgebeugt werden, 
denn fie greifen immer mehr um ſich, und häufig iſt die 
Unordnung nur der Dedmantel von Verbrechen, 


Die Ordnung in der Adminiftration und die Sicher 
heit der Staatskaſſe erfordern, daß die Vernachläßigung 
derjenigen Borfchriften, welche die wefentlichen Grundlagen 
einer getreuen Verwaltung bilden, mit fchmwerer Gelds 
firafe und, nad) Umſtaͤnden, mit dem Berluft des Amts 


E Petotoloſſe der Erſten Kammer 
und andern Praͤjudicien geahndet werben, wenn aus 
nicht gerade eine wirflide Deruntreuung erwiefen wird. - 


Die nach ber ‚bisherigen Geſezgebung zu Gebot ſte⸗ 
henden Mittel genügen nicht; dies lehrt, ich möge fa 
gen, beynahe die tägliche. Erfahrung. | 


Daher glaubte die Regierung das Berhaͤltniß ver 
Verrechner zur Adminiftration in dem GefezeBentwurf, ' 
den ich vorzuftgen die Ehre Habe, näher efimmen m 
möfen , 

Aus Auftrag des Herrn Sinangminifters 


Hofrath v. Seyfried; " 


F . . . x = Be Ys 
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Zweyter Kommiſſions-Bericht über die Ablöfung ber 
Herrenfrohnden, veranlaßt durch Die nochmalige 
Zurüdgabe des Gefezesentwurfd an die Koms 
miffion. . | 


Die bohe erfte Kammer hat den Geſezentwurf über die 
Abldfung der Herrenfrohnden nochmals an die Kommiffion 
zuruͤckgegeben, Damit diefelbe nach dem $. 29. der Geſchaͤfts⸗ 
ordnung den $. 6. und 7. des Geſezesentwurfs näher prüfe, 
— weil die Kommiffion erflärte, daß diefelbe fich die Im» 
wandlung und Ablöfung, aus dem Grunde nur in 
einem Akt dachte, weil der Titel ded Geſezes: über Abs 
Löfung der Herrenfrohnden, die Ablöfung allein 
bezeichnet, und die Reluirung nur ald Mittel zur Abld, 
fung gedacht wurde, dad Geſez weiters, melches in Fünf 
Abſchnitten behandelt ift, Teinen eigenen Aßfchnitt über 
Immwandlung enthält, welches doch gewiß vor allen 
übrigen feinen eigenen Abfchnitt verdient, da es felbft ef» 
nen Abfchnitt im Geſeze macht; auch der erfte beftimmehde 
Hauptfaz $ ı.nur von Ablöfung fpricht, jo wie $. 11. 
ausdruͤcklich ſagt, „PerfonafsErohnden müffen 
son allen Dienftpflichtigen gefammter Hand abgelöst 
werden,” ohne der Umwandlung zu gedenten, der Herr 
Regierungs » Kommiflär aber in der Sizung erft' erflärte, 
daß diefe bepden Alte nicht an dieſelbe Zeit_gebunden, 

Protokolle der 1, Kammer. 16 
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fondern ald ganz getrennte Handlungen von ber Regierung 
angefehen jegen, und bie Umwandlun g mit der Abloͤ⸗ 
fung nur in Rückſicht der Reluitions-⸗Summe in Ber 
Bindung ftebe, welche Berfchiedenbeit der Anfichten von der 
Kommiffion befonderd und neuerdings zu erwähnen kom⸗ 
me. Die Kommifiion, melde nit zweifelte, daß die 
von Gr. Königl. Hoheit niedergefezte Befezgebunge-Roms 
miffion über dieſen @ejezesvorfhlag, der dad Badiſche 
Landrecht und bie einzelnen Rechte fo nabe berührt, eigene 
Berbandlungen werde gepflogen haben, wollte die Alten 
darüber einfehen , belebrte fih aber, daß keine Berband; 
lungs⸗Acten vorliegen, aus welden man für diefe Berfchies 
denbeit der Anſichten des Geſezesentwurfs Gründe hätte 
auffinden koͤnnen. Jezt u der Frage über 6. 6 und 7 des 
Geſezeſsentwurfs felbft. 


Die hohe Kammer hat zwar befchlofien, daß die Abloͤ⸗ 
fung und Losfaufung der Frohnd in zwey Aften zu 
verfchiedener Zeit gefchehen fönne; die Kommifiion 
würde durch Majorität, wenn fie fi diefe Trennung 
im Geſez früher gedacht hätte, nur auf eine und die naͤm⸗ 
Siche Zeit der benden Afte angetragen haben, weil es ja 
doch von der Majorität der Frohndpflichtigen abhängt, 
Diefe Loskaufung zu bewerfftelligen, alfo fchon der große 
Vortheil in’der freyen Wahl den Frohndpflichtigen zuges 
wandt wurde; bie terminweiſe Deimzahlung durch 10 Jahre 
laut $. 9. neue Vortheile einräumt ; am auffallendften aber 
dadurch eine gehäfiige, aber nicht ungerechte Abgabe in eine 
noch gehäffigere verwandelt wird, meil der Mann wohl 
Haͤnde hat, feine Dienfte zu leiften, aber fehr oft feinen 
Kreuzer um fein Frohndgeld zu bezahlen. Der ı5fadhe Bes 
trag der Ablöfungsfumme giebt aber wirklich bedeutende 
Vortheile; denn gefezt, der Hrobndpflichtige zahlt nady 
Umwandlung ver Frohnde ı fl. des Jahrs, fo befrent er 


Neunte Sizung vom 31. Suly. 243 


J 
ſich mit 15 fl. von feiner Laſt, welche aber, zu 5 pEt. gerechnet, 
nur 45 fr. ihn jaͤhrlich foftet, und wo er alfo nad) Berechs 
nung der jährlich erfparten 16 fr. in minder als 30 Jah⸗ 
ren feiner ganzen Schuld der Frohnde ſich entledigt hätte, 
und dadurd feine bürgerliche und häusliche Erifteng vers 
beſſert. Sollten aber die Berwandlungen in Geld, und 
die Ablöfung der Herrenfrobnden zwey in der Zeit nicht 


von einander abhängende Afte feyn, fo trägt die Majori⸗ 


tät der Kommiffion wie in $. 20 auf den ıdfachen Betrag 
der in Geld reluirten Abgaben, aus folgenden Gründen an: 


a) Würde der Nachtheil für den Frohndberechtigten zu 
auffallend fepn, weil er bey Aufhebung der Frohnden 
eine neue Oekonomie⸗Einrichtung treffen muß, das für 
diefelbe nothwendige Kapital ohne Realhypothet 
um böhere Procente, nur durch fremdartigen Kredit 
aufborgen fann, und fo in der Umwandlung fhon mins 
der begünftigt , ohne Ausfaufaber wirklich beeinträch» 
tigt wäre, wenn bie. böhern Procente ver Auskaufs⸗ 
fumme feinen Berluft nicht dedten, 


b) Iſt das Geld an fi ſchon wandelbar, immer aber im 
Ganzen fallend ; denn der Pfennig, der dem Tagloͤh⸗ 
ner beym Mäniterbau in Freyburg als reichlicher Lohn 
abgegeben wurde, würde. wohl jezt niemand vor Huns 
gertob fügen. Da alfo die Maffe Bold und Silber 


durd) an Tagbriggung deffelden immer zunimmt , fo. 


fällt auch die Borftellung deffelben, da der Froͤhner im⸗ 
mer der Borftellung menigftend auch nur einer Hand, 
wenn ih 2 Froͤhner für einen Taglöhner rechne 
gleich bleibt. 


e) Sollte aber auch eine Prämie, welche aus dem Bor. 
theil beyder ſich Bertragenden rechtlich kann gegeben 
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werden, Plaz greifen, fo tt dodh dann bie Prämie 
zu ertheilen, wenn das ganze Gefaͤll, in feiner Natur 
unangenehm, fid) ganz verliert, wo im Gegenſaz, wie 
fdon oben bemerkt, die Natur einer Abgabe nur 
noch in eine drüdendere Geld » Abgabe geändert 
würde. " 

Sollte alfo diefe Trennung zwifchen Verwandlung 
und Ausloͤſung von einer hohen Kammer angenommen 
werben, fo würde der $. 7 fo lauten müfien: „Die pers 
fönlihen Frohnden werden wie die walzenden angefchlas 
‘gen das berechnete jährliche Srohndgeld ift aber nur mit 
dem ı5fachen Betrag abzulöfen, wenn bie Ablöfung -mit 
‚der Ummandlung ber Frohnd in ein Frohndgeld zus 
gleich geſchieht. Wird aber das Frohndgeld erft ſpaͤ— 
ter abgelöst, ſo iſt daſſelbe mit dem a8fachen Betrag 
abzulöfen. 


Auch müßte der Titel ded Geſezes heißen: „Ueber 
\ Ummandlung und Ablöfung der Herrenfrohnden,“ fo wie 
ı Im $ 1. und 11. „Innen umgewandelt und abge, 
LöSt werden. Hier aber. entfteht dann über $. 8, ein 
neuer Anftand. Im diefem $.-heißt ed: „Von der gefuns 
denen Ablöfungd-RKRapitalfumme wird die Frohndgebuͤhr ıc. 
in Abzug gebracht.“ Wenn aber zwey Akte unabhängig 
einer von dem andern in Rüdficht der Zeit in dem: Geſeze 
beſtehn, fo würde ber Frohndpflichtige beftimmt bier bes 
einträchtigt werden, weil derfelbe” nur bey der Abloͤ⸗ 
‚fung feine Frohndgebuͤhr in Abzug bringen koͤnnte, da nur 
dieſer fpecififch hier ausgedruͤckt ift, und des Falles der 
Ummandlung nidt gedaht wird, in’ weldhem Falle 
doch die Frohndgebuͤhr auch abgezogen werden muß. 


v. 
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Endlich ad $. 20. iſt die Mojorität der Kommiſſion | 
um fo mehr bey dem asfachen Betrag, wie er in dem früs 
bern Kommifitonsberiht auseinander gefezt wurde, geblies 
ben, - weil alle die. naͤmlichen Gründe für denſelben 
fprechen. “ | | 


Freyherr v. B aden, 
Li ale Bericr-ErRatir 


. . 
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Beybericht des Hofraths v. Rotteck, ald Kommiffiond: 
Mitglieds, zum zweyten Kommiſſionsbericht uͤber 
den Geſezesentwurf, die Srohnd- Abloͤſung be⸗ 
treffend. 


Die erſt waͤhrend der Discuſſion in Anregung ge⸗ 
brachte Idee der in einem Akt zu geſchehenden Frohnd⸗ 
Abloͤſung, d. h. der geſezlich auszuſprechenden Unzer: 
trennlicehkeit der beyden dazu gehoͤrigen Akte, ndm: 
lich Reluition und Kapitaliſirung, und die fuͤr den Fall 
der Trennung erhobene Forderung eines erhöhten 
Kapitalanfchlags der Frobndgelder machen ed nötbig, 
das Frobhnd : VBerhältniß von einer bisher noch un: 
erwogenen Seite zu beleubten, und eine nähere 
Bergleihung anzuftellen zwiſchen dem wahren Betrag der 
Schuld des Trohndpflichtigen und jenem der 
Forderung des Herrn. 

Ich war nicht fo alüdlih, für meine Anſicht hievon 
die Benftimmung der Mehrheit der Kommiſſion zu gewins 
nen, und habe nur die Vergünftigung, oder den Auftrag 
erhalten, diefe meine Anficht einer hoben Kammer in einer 
gejonderten Berichtserftattung ehrerbietigft vorzulegen. 

Sch thue ed in folgender fummarifcher. Darftellung, 


Ein wefentlicher und für den Inhalt des bier zu erlaffen, 
den Geſezes rehtönothwendig beftimmender Unterſchied zwi: 
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fhen perfönlichen Frohnden — oder Frohndgel⸗ 
dern— und Grundlaften, oder überhaupt den von einer 
Kapitalfhuld Cfollte fie auch als ſolche unauffünds 
bar ſeyn) abflieffenden ‘Berpflichtungen, beiteht darin, 
daß der Grundguͤltpflichtige oder Cenſit nicht nur den jähre 
lihen Betrag feiner Gult ſchuldet, fondern aud den Ka⸗ 


pitalwerth diefer Jahrszahlung auf feinem Grund oder “ 


Vermoͤgen ald ein hypothezirtes Paffivum ruhen bat, wo⸗ 
nach er, wenn er diefen Kapitalwerth entrichtet, fein Gut 
von einer deffen Werth verringernden Schuld befrept 
und alio um denfelben Werth reicher wird, Er giebt 
alfo nichts weg, fondern erhäft feinen Vermoͤgenszuſtand 
unverändert, Auch wenn es ein unverſichertes, d. h. 
nicht mit Grund⸗Hypothek verſehenes Kapital wäre, giebt 
er durch Heimzahlung nichtd weg; denn tie ftillfhweigende 
Hypothek ruht auf dem ganzen Befizthum oder Vermögen ; 
und da Bermögen nur it, mad nach Abzug der Schulden 
erübrigt, fo ift vor und nad der Zahlung des Kapitals 
fein VBermögensftand gleich. Gtirbt er, obne daß Kas 
pital beimbezahlt zu haben, fo geht die Schuld auf feinen 
Erben, d. h. auf den durch Ucbertragung des Vermögeng, 
oder Antretung der Erbſchaft mit ihm juridifch iden⸗ 
tifch gewordenen Nachfolger über, 


Ganz anders der Srohndpflichtige oder überhaupt der 
Träger einer rein perfönlichen Laſt. Derfelbe ift 
nur die Sahröbeträge, nicht aber dad Kapital 
fhuldig. Zahlt er den zum Kapital erhobenen Betrag 
ſeines ſchuldigen Jahrszinſes, fo zahlt er mehr, als er 
fhuldet,, denn 1) zahlt er durch den Entgang der Zinfe 
feines entrichteten Kapitals die ihm obliegenden Jahr: 
gelder, fo lange fie ihm obliegen, d. h. alfo lebenslang. 
3) Zahlt er im Augenblid feines Todes, wo er nichts 
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mehr fchultig ift, gleichwohl noch das Kapital jener Gel» 
der und vermindert um viefen Betrag — ohne allen 
Vortheil oder Gegenleiftung — das an die Erben uͤberge⸗ 
bende Vermögen. Er bat feine perſoͤnliche Schuldig⸗ 
keit vollfommen erfüllt, und noch obendrein, ohne allen 
Grund, eine Real» Schuld fonftitüirt. oder durch eine 
Reſal⸗Leiſtung den Bermogensftand vermindert. _ 


Benfpiele: Mein Frohndgeld beträat 5 fl., id 
wirme ein Aftin:Kapital von 100 fl., d. h. die Zinfe die 
ſes Kapitale zur Deckung diefer Laft, und beftreite fie das 
mit bi zu meinem Tode. Jezt gehen diefe 100 fl. auf 
meine Erben über. Sch trete aber meinem Frobndherrn 
dieſes mein Aktiv-Kapital p. 100 fl, ald Ablöjungspreis 
des Frohngeldes ab; jezt befömmt mein Erbe nichts. 


Ich übernehme den Kapital:Betrag meines Frohnd⸗ 
geldes, alfo-wieder die 100 fl. ald ein Paflivum auf mei⸗ 
nen Grund. Get bin ib um 100 fl. ärmer. Mein 
Grund, wenn er mit diefer Kalt verkauft wird, ift- 
100 fl. weniger werth, mein Kredit, mein Betriebs⸗Kapi⸗ 
tal um diefe Summe gefhmälert; meine Verlaſſenſchaft 
ift um 100 fl. geringer. Habe ih das Frohndgeld ohne 
Abloͤſung fortbezahlt, fo ift der Werth meined runs 
des, die Summe meiner Verlaſſenſchaft ungemindert ges 

blieben. . 


Man ſage nit: Der Pflichtige habe mit dem Abloͤ⸗ 
ſungs⸗Kapital auch feine Erben von der Frohndleiſtung 
befreyt, und es fen oßngefähr daſſelbe, als wenn er- ein 
unauffündbares und auf die Erben ald Berlaffen 
fehaftslaft übergehendes Kapital heimbezahlt hätte; 
denn feine Laſt — die bereit8 verfallenen und fomit 
zur rein pecuniären Schuld gewordenen Leiftungen: ober: 


=. 
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Gelder etwa abgerechnet — iſt fein e Berlaffen 
fchaftslaft. — Richt als Erben feines Vermögens - 
treten 3. B. feine Rinder in die Frohndpflicht ein; fondern 
fie überfommen diefelbe vermöge eigener, von der Ge⸗ 
burt oder der Euft berrührenden Verpflichtung, von 
welcher fie fih auch beneficio legis et inventarii nicht 
frey machen innen; und welche umgefehrt auch oft nicht 
‚auf ihnen laſtet, ungeachtet fie DBermögeng + Erben 
find, . 


Ich, perſoͤnlich Frohndpflichtiger, binterlaffe mein 
Erbe einem aus der vaͤterlichen Gewalt bereits entlaſſenen 
und alſo bey meinen Lebzeiten ſchon frohndpflichtigen 
Sohn; er uͤberkommt meine Frohndpflicht nicht. Haͤtte 
ich dieſelbe mit einer Kapitalſumme abgekauft, ſo haͤtte ich 
ohne allen Nuzen fuͤr ihn das Kapital weggegeben. Eben 
fo wenn meine Verlaſſenſchaft etwa’ an meine, an bes 
reits frohndpflichtige, oder auch an unbotmäßige, oder an 
auswärtd wohnende Männer verbenrathete Töchter -fiele. 
Nicht minder, wenn fie an Seitenverwandte, oder 
an teftamentarifche Erben fiele. Ueberall wäre dab 
Stamm » Vermögen vermindert worten, obne alle 
Celeichterung oder Gegen ‚Empfang. für mid oder für 
fie. 


Noch deutliher: Ich habe ein-jährlihes Frohndg eld 
zu zahlen. Ich accordire — da ich etwa ſchon alt Bin 
— mit einem Kapitaliften, oder welcher Leibrenten verfauft- 
Für ein Kapital von 40 bis 50 fl. übernimmt er die Zahlung 
meines jährlichen Frohndgeldes per 5 fl. bis zu meinem 
Tod, und gewinnt nocdh-daben (durch die Zmwifchenzinfe) 
wenn ich auch wirklich 8 bis 10 Fahre noch lebe. Wenn ich 
aber mit dem’ Frohnd herrn accorbire, fo foll ich 100 fl. 
zahlen. Ia ich fol diefe 200 fl. zahlen, wenn ich auch nur 
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zwey ober drey Jahre noch lebe oder frobndpfchtig 
bin. Wer kann mir dießs zumuthen? Wer kann für billig 
finden , eine Leibrente, die Einer zu empfangen ober gu 
sablen Hat, mit dem vollen Kapitaldbetrag folder Rente 
abzuldfen ? 


Sreplid mag Dagegen eintreffen, daß ein Bater, 
welcher mit ı00 fl. ſich loskauft, dadurch 3 oder 6 Kinder 
und noch mehr Enkel von dem Frohndgeld befreyt, und 
alfo einen wefentlichen und großen Nuzen feiner 5a, 
milie erwirbt. Aber diefes ift zufällig, und nur im 
einzelnen Hall vorhanden, alfo zur Beſtimmung des biflis 
‚ gen Eosfaufspreißes für Alle durchaus nicht maadgebend. 
Ja, es werben diefe 6 Kinder und Enkel nicht eigentlich 
durch die vom Bater oder Großvater geſchehene Los⸗ 
faufung frey, fondern durdb die von der gefanrmten 
Gemeinde, d. b. von der gefammten Hand ber 

Frobndpflichtigen geſchehene Abloͤſung. 


Hieraus ergeben ſich ſehr wichtige und einleuchtende 
Folgerungen: 


1) Per Frohndpflichtige kann ohne Unrecht nicht 
gezwungen werden, den Kapital⸗Betrag ſeiner Frohnd⸗ 
laſt oder ſeines Frohndgeldes zu entrichten; denn man 
würde ihn ſonſt zwingen, fein Kapital-Vermoͤgen für den 
Vortheil Anderer zu verwenden. . Sen ed, daft Einige 
nad beſonderem Verhältnig dadurch ihrer Familie wirklich 
nuͤzen, ſo ſind dagegen viele Andere, welche den Kapital⸗ 
Betrag lediglich wegwuͤrfen. Eins ins Andere zu 
rechnen, und per Baufh und Bogen einen wie den andern 
Ju behandeln, ft — wenn denn die Frohnden reine Pris 
vatlaften ſeyn follen — eine ſchreyende Ungerechtigkeit. 


Die Mehrheit der Stimmen, welche den Beſchluß der Abs 
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fung bewirkte‘; würde bier aus der Klaſſe derjenigen be» °- 
ſtehen, welche nad ihren Berbältniffen dadurch Vortheil 
für ihre Familie errängen; die Minorität, welde im 
entgegengefezten Hal ſich befindet, wäre beraubt zu 
Bunften jener. 


1) 
1 


3) Es Hliebe alfonurder Weg übrig, durch einen an⸗ 
gebotenen Vortheil — 3. B. den niederen Fuß der Ka: 
pitalifirung alle Einzelnen zur freywilligen Abloͤſung zu 
vermoͤgen. Allei in: 


a) auch dieſer niedere Fuß iſt relativ nach den Alters⸗ 
und Familien⸗VTerhaältniſſen. in Gojäbriger, 
tinderlofer Maun wird für zu hoch denjenigen 
Kuß balten, der für einen vierzigjährigen und finders 
zeichen fe hr niedrig, ja allgu niedrig if: es 
würbe alfo 


b) eine befondere Behandlung der Einzelnen eins 
treten, muͤſen, fein Sefammtbefchluß der 
Gemeinde, was gegen daß ganze Syſtem der 
Frohnd⸗Abloͤſung anftoßer, und dann auch eine fehr 
gehäffi ige und zu vielen VBerwirrungen Anlaß gebende 
Unterſcheidung frohndpflichtiger und frohndbefreyter 
Familien in derſelben Gemeinde bewirken würde, 


e) DerniedereAblöfungsdtnpusg, welcher etwa dem 
Recht der Frohndpflichtigen, d.h. ber wahren 
Schwere der von ihnen einzeln getragenen Laft ent» 
fprähe, müßte nothwendig dem Intereſſe der 

Frohndberechtigten nachthejlig feyn. Sie 
tönnen unmöglich auf dieſem Weg zu einem 
"Kapital gelangen, deſſen Zinfe ihre bisherige Frohnd⸗ 
benuzung oder die bisher bezogenen Frohndgelder er» 
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ſezten. Sie wären alfo nothwendig verkuͤrzt. Es 
iſt keine Hoffnung, einen Preis auszumitteln, der 
für beyde Theile billig und gerecht wäre. Der 
Frohnd⸗Ertrag, d.h. das Kapital derfeh 
ben, ift weit größer, als die Frohndſeh uld ber 
Einzelnen zufammen genommen; denn Die fe iſt auf die 
Dauer einer wirflich lebenden Generation 
beſchraͤnkt, und erlifht im Durchfchnitt — da die 
bier in Betrachtung fommenden Alle fhon Männer 
find, in ı5 bis 20 Jahren, ift alfo einer durch 15 — 
20 Jahre zu zablenden Leibrente gleih; jenes 
aber fußt fib auf die mit jeder Generation 
(nicht mit jeder Erbfchaft) n eu eintretende Schuldig⸗ 
keit Anderer und wieder anderer Pflichtigen, wels 
che fogar Sr mde ſeyn Tönnen, d. b. gar nicht eins 
mal abftammend von denjenigen Pflictigen, 
weldhen die Gefammtablöfung zugemuthet worden. 
Es ift alfo diefer Frohndertrag feine Leibrente, fons 
dern eine ewige Rente und daher einer wahren 
Kapitalforderung zu vergleichen. 


3). Hieraus erbellet, daß der wahre Schuld ner 
des Frohndkapitals keineswegs der einzelne Pflich 
tige auch nicht die Summe oder Gefammtheit der 
jest oder in irgend einem Zeitpunkt vorhandenen Pflichtiv 
gen ſey; fondern die moralifche oder juridiſche Gefammts 
perſoͤnlichkeit der nimmer fterbendern, alfo auch jurb 
DBifh immer Derfelben Gemeinde. Diefe Anficht ift 
bie einzig mögliche, um noch einen NRechtsboden 
für den Fortbeſtand der Frohnden zu gewinnen, und 
Auch die einzig mögliche, um zu einer,, für beyde heile 
befriedigenden Abldfung zu gelangen. Nämlich nur dann 
und in. fd fern der Titel des Frohndrechts ald gegen 
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die Gemeinde gültig fih darftellt, Cindem nur diefe, 
nicht aber die Familie, eine fortwährend identifche juris 
diſche Perfon bildet) und in fo fern der Berechtigte ledig⸗ 
lich an die Gemeinde ſich haͤlt, und nur fie als Schulds 
nerin betrachtet, Tann er ein mit dem Betrag der bisheris 
gen Leiſtung im Verhaͤltniß ſtehendes Kapital als Abloͤ⸗ 
ſungsſumme fordern. Die Einzelnen ſind ihm, wenn 
irgend etwas, doch immer weit weniger, naͤmlich 
nur temporäre. Leiſtungen, ſchuldig; und die eis 
gentliche Perfon, mit welcher das Abldfungsgefchäft zu vers 
handeln ift, ift nur die Gemeinde. Die Einzelnen.nehs 
men daran niht als Einzelne, fondern bloß in ihrer 
Cigenfhaft als Glieder der Semeinde Theil, und 
fonfurriren rechtlih zur Kapitalszahlung nicht nach Koͤ⸗ 
pfen, fondern nah dem Vermögen, oder überhaupt 
nad dem für Gemeindsumlagen beilimmten Fuß; 
wofern aber aus ſchon vorhbandenem Gemeinds⸗Ver—⸗ 
mögen bie Zaplung kann beftritten werden, gar 
nicht. 


4) Und fo wären wir denn — obwohl auf einem 
andern Weg, naͤmlich auf dem der noch einzig möglis 
chen Rechtfertigung der Frohndpflicht, wo man fie 
als eine Gemeindsſchuld, nicht aber ald Schuld 
der Einzelnen als folder, betrachtet — dahin zurüds | 
gekommen, wohin wir allererft auf dem Weg der Voraus⸗ 
fegung ihres aus der Leibeigenfchaft herruͤhrenden 
und daher ungerechten Urfprungs gelangt find , naͤw⸗ 
lich zu der Toee, daß die dem Recht und dem natuligen 
Berhältniß der Sade allein gemäße Adızfunad 
Art diejenige ift, welche dur die Geſammit he i [TO 
nigſtens der Gemeinde — früher fagtenwir des Hr Aa 
ted —) bewirkt wird, ohne unmittelbare Erſazio N 


% 


254 Drotofofle der Erften Kammer. 


tung an die Ei njelnen Pflichtigen, fondern blos 
unter ihrer mittelbaren Theilnahme, naͤmlich als 
Glieder der adlöfenden Gemeinde, 


Diefe Idee ift.der im Geſ czedentwurf aufgeſtellten: 
„Abloͤſung zur geſammten Hand’ nur im Wort⸗ 


laut ähnlich, im Weſen völlig von ihr ver 


fchieden. Die gefammte Hand bejeidhner im Ent 
wurf blos die Geſammtheit, d. 5. die jeweild vorhan⸗ 
dene Summe der Pflichtigen, welche morgen efne 
. andere ald heute feyn kann, in so Fahren wenigſtens eine 
fehr verfchiedene von der heutigen feyn wird. Wir haben 
Dagegen die unfterblidde, alfp immer dieſelbe juridifce 
Sefammtperfönlichteit der Gemeinde im 
Yuge, zu welcher die nachtommenden Geſchlechter, 
fo wie die jezt lebenden gehören, und melde daher 
billig, wenn fie auch zur Befreyung ber erfien von ber 
Frohndlaſt fich entfchkießt, nicht die ga ne Summe des 
Loskaufs den jezt lebenden aufbürbet, fondern einen 
verbäitnißmäßigen Theil davon den Nachfommenden 
dur Bezahlung anweist. 


Rad allem dem bin id per Mepnung, daß 


a) wofern man gleichwohl den einzelnen Frohnd⸗ 
pflichtigen die Laſt der Abldfung aufbürden will, 
die Teilung diefer Ablofung in zwey Alte wenige 
fiend eine Minderung des Unredts bewirken, 
‘und dann, daß der Typus der Ablöfung, d. b. der 
Fuß der Kapitalifirung immer, je niedriger, des 
flo weniger ungerecht, je höher, deſto ungerechter 

F ſeyn würde; daß alſo der 15fache Anſchlag vor dem 

18fachen den Vorzug verdiene; ja daß auch der 

ı5fache und jeder andere Anfchlag für den 
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Fall ungerecht fen, wann der Frohndpflichtige nicht 
felbft vie Ablöfung will, fondern blos durch 
die Stimmenmehrheit der Gemeindsgenoſſen dazu ges 
3’ wungen, wird. 


b) Dat aber, wefern den Gemeinden die Ablöſung 
durch Uebernahme bes Frobnd⸗Kapitals zugeſprochen 
wird, eine höhere, mit dem bisherigen Ertrag 
des Frohndrechts in genauerem Verhaͤltniß ſtehende 
Schaͤzung (wofuͤr ich jedoch — nad den übrigen, 
dem Frohndrecht entgegenftebenden rechtlichen Beden⸗ 
fen — den ıöfadhen Anfchlag für vollkommen hinrei⸗ 
chend erfenne) eintreten koͤnne; und daß endlich 


«) die Vereinigung ber Frohnd-Reluition und Ablöfung 
in einen Aft zwar von ben Frohndherren als 
Rechtſch uldigkeit durchaus nicht und in feiner 

- Borausfezung angefprochen werden fönne, und dage⸗ 
gen in Anwendung auf die einzelnen Frohnd⸗ 
pflichtigen wirklich ungerecht, auch für je 
den Fall unndsthig und politifch unräth 

‚Lich ſey; daß fie aber dennoch — weil ja die Ge⸗ 
meinde ald Gefammtperfönlichkeit dazu 
niemald gezwungen wird, fondern nur aus eis 
genem und freyem (Gefammt:) Willen dazu ſich 
entſchließt — in Bezug auf die von Seite der Ger 
meinde zu geſchehende Abldfung ohne Unrecht 
möge feftgefezt werden; daß dann, nad alfo gefches 
bener Ablöfung, die Gemeinde gewiffermaßen in das 

Recht des ehevorigen Frohndherrn eins 
trete, jedoch gefezlich zu ermächtigen fep, 
ihren Angehörigen die Frohndgelder fogleich oder 
in einer beliebigen Zeitfrit zu erlaffen, ja 
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daß fe zu verpflichten fen, ſolches zum tum, 

fo bald der jährliche Ucberfchuß der Frohnd⸗ 

gelder über Die Zinfe des Ablöfungs-Kapitald, mit 

Hinzurechnung der Zwifchenzinfe zur Höhe des Kapi⸗ 

tals ſelbſt anfleigt, wnd daſſelbe demnach tilgt, 

welches bey Annahme bed ı5fadhen Anſchlags in we 
- niger als 30 Jahren gefchieht. 


Beylage Ziffer 4 





Kommiffions - Bericht über den Gefezeöentwurf, die 
Aufhebung der Bermögens-Ronfigfationen betref» 
fend. 


Erſtattet von dem Hofrath v. Rotteck. 
N ' "» 


Unter den vielen liberalen Beftimmungen unferer,, eis 
nem edlen und erleuchteten Geift entflofienen Konſtitutions⸗ 
Urkunde Tautet eine fehr Koftbare, melde der $. 16 aus⸗ 
fpriht, alfo: 


„Alte Vermoͤgens-Konfiskationen ſouen abgefgaft 


„werden, ‘ N 


Dieſe Beftimmung ift im eigentlichften Sinn eine R 
berale, weil fie nicht eben eine Korderung des ftrengen 
Rechts, fondern mehr nur eine der Humanität und 
der edlen Politik dargebrachte Huldigung ift. 


Die 
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Die Entziepung des Bermögend — denjenigen Theil 
Audgenommen, welchen dit jeweils beftehenden Geſeze ger 
wiffen Unverwandten eined Erblaſſers als Pflichttheik, 
zufprechen, und welche der Befizer weder durch Ichgeitige 
noch durch des Todes wegen gemachte Verfügungen. dens 
felben zu ‚entziehen berechtigt iR — Tann, zumal -wenn 
fie.nur in ſehr ſeh weren Faͤllen verhängt wird, nicht 
als eine fchlechterdings ungerechte Strafe: bes 
trachtet werben, : Wohl aber wird fie verworfen durch ‚pie 
Humanität, ald. melde die Unfchufdigen (die 50» 
milie oder bie Inteftaterben) fo. wenig als möglich das 
Web. ber. über ‚den Verbrecher verbängten Strafe‘ mit⸗ 
empfinden faffen will; dann durch .eine liberale Polir 
tif, ald welche, nerſchmaͤht, aus der Beftrafung des Vers. 
brechers irgend eisen Bortheil — den idealen bes verfoͤhu⸗ 
ten Rechtes undrjenen der Abhaltung von Verbrechen. 
ausgenommen — zumal alfo einen peluniären für. pas 
Staats⸗Aerarium zu. ziehen, und welche die ſtets nahe: 
liegende Gefahr des Mißbrauchs des Konfiskations⸗-Rech⸗ 
tes, auch. die immer vorhandene Gehbaͤſſigkeit oder Ver⸗ 
dächtigfeit ſelbſt einer gerechten Anwendung deſſelben er⸗ 
Tennt und. gebührend würbigt. | , 


. Dank und. Preid dem verflärten Urheber unferer 
Ronftitution für die edle Verheißung: „Alle Vermoͤgens⸗ 
Konfisfationen follen abgeſchafft werden.” — 


Aber es fragt fh, um diefe allgemeine Verhei ßung 
ine Leben zu führen , 


erſftens: Wie weit erſtretkt fieb der Be. 
griff der Vermögens Ronfistation? und Dan 


weytens: Was iſt da, wo fie bisher be ſ — 
an ibre Stelte zu fegen,. um feine Lüde in ver —— 
Protokolle der 1, Kammer, . 17 
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feggebung gu fällen, ober um die wirkfame Kraft der 
durch die Androhung der Konfifation bisher befeftigt gen 
weſenon Befege zu erhalten ? 


TE. Der Begriff der Vermoͤgens⸗Konfiskation ift vor⸗ 
bunden, nicht nur wo das ganze Vermoͤgen, fondern 
auch wo die Hälfte, oder das Viertheil, ober über 
Yanpt eine pars quota — etwa eine Anzahl von Pros 
centen — eingezogen wird, fofern nämlich ſolches wirk⸗ 
lich zur Strafe geichieht, und fofern die Zahl der Pron. 
cente wenigftens einigermaßen bedeutend iſt; (tmiewohl bie. 
volle Strenge des Begriffs hier gar feine Befchränfung 
„zulaͤßt, und au die Einziehung eines einzigen Procents 
ſchon eine. partielle Vermoͤgens⸗Konfiskatlion iſt). Nicht 
minder iſt Vermoͤgens⸗Konfiskation in ver That, wenn 
auch nicht im Wortlaut vorhanden, wonſeine ſtarke 
Geldſtrafe gefordert wird, welche naͤmlich nach ben. 
entwedet im allgemetnen gewoͤhnlichen Vermoͤgensverhaͤlt⸗ 
niſſen, oder nach jenen einer gewiſſen Klaſſe von Buͤr⸗ 
gern, welchen die Strafe allernaͤchſt droht, leicht bis zum 
Betrag ihres ganzen Vermoͤgens anſteigt, oder doch eine; . 
mahbmhafte Quote deſſelben verfchlingen: Tann. 


Der Begriff der Bermögend- Nenſtocatior ſinden aber 
nicht. GStaͤtt: 


a) Ben kleinern — z. B. polizeylichen und buͤrger⸗ 
Inyen Geſoſtrafen, welche wie eine Art von Tarxe, oder 
eine voraudbefiimmte Entfchäpdigung des gemeinen. 
Weſens für din aus Meinern Uebertretungen für daſſelbe 
bervorgebenden Nachtheil ud, alfo .einen wefentlichen, 
Bermögensangeif des Schuldigen gar nicht intentiren; 

auch ſelbſt bey groͤßern nicht, wofern für den Fall eines 
ihren Betrag nicht weit uͤberſteigenden Vernittens des 
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Schuldigen eine andere, mit der Geldbuße im Verhaͤltnis 
fiehende Strafe angedroht und zu vollftreden möglich 
iſt. Solche Geldftrafen haben zwar immer fehr wichtige 
Gründe wider ſich; zumal jenen der reellen Ungleich⸗ 
heit ihres ‚Gewichts je nach dem Vermoͤgensverhaͤltniß 
des Säuldigen , oder jenen ber Willführ, wo foldes 
Berhältniß beruͤckſi ichtigt, oder dem Ermeſſen des Rich⸗ 
ters die Beſtimmung der Summe uͤberlaſſen wird; endlich 
uͤberall den der oben bemerkten Gehäffigkeit, wofern 
nicht eine ber Staatöfaffe weder direct noch indirect zum 
Bortheil gereichende Verwendung des Ötrafgeldes bes 
ftimmt iftA Allein die Natur gewiffer Arten von Berges 
ben und bie in ihren Wirkungen bey Geldftrafen weit 
minder fchredliche Gefaͤbrlichkeit der Willkuͤhr als 
bey perſoͤnlichen und Ehrenſtrafen, moͤgen ihre — freylich 
nur ſehr. ſparſame — Beybehaltung uoch anrathen oder 
nothwendig machen. Sie find, wenigfteng als nicht. in 
dem Sinn des $. 16. der Konftitution entpalten zu. dee 


trachten. 


b) Bermbgend:Ronfistation if feine vorbanben, mo; 
was immer für- eine Summe, und wenn fie dad gan 
Vermögen erfchöpfte, nicht unter dem Titel der Strafe, 
fondern unter jenen ter Schaßtospaltung an Ein» 
zelne oder an bie Geſammtheit gefordert wird. Denn zur 
Scadloshaltung iſt, wer widerrechtlich Schaden zufuͤgte, 
von Rechts wegen verbunden. Der Betrag der Entſchaͤ⸗ 
digung iſt eine reine, und ſelbſt privatrechtliche 
Schuld, wird alſo nicht aus dem Vermoͤgen genom⸗ 
men; da nur jened dad wahre Vermögen iſt, was nach 
Abzug der Schulden noch eruͤbrigt. 


ce) Sie iſt gleichfalls nieht vorhanden, wo ein Ver⸗ 
mögens,ubung aus irgend einem Titel, des Hffentlichen 
ı7 * 
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(allgemeinen oder pofitiven) Rechtes — jenen der Strafe 
ausgenommen — Ötatt findet. 


d) Endlich ift fie nicht vorhanden , wo bie Bi. 
nahme eines Dermögensftüds zwar zur Strafe gefchicht, 
jedodh der weggenommene Gegenſtand nicht in der Eigen, 
(Haft al$ Vermögen oder Bermäögenstheil eines 
gewiffen Schuldigen, fondern blos als miße 
brauchte Sache, ald Gegenftand eines ühertretes 
nen Gefezed außer dem Privateigentbum gefezt, und dem 
beleidigten Staat verfallen erflärt wird; ohne Ruͤck⸗ 
fiht darauf zu nehmen, wem e6 eigentlich gehöre, ober 
ob die Wirkung der unmittelbar gegen den ertappten Ue⸗ 
hertreter und an dem corpus delicti vollgogenen Strafe, 
nicht etwa mittelbar einen unfhuldigen Eigenthümer treffe, 
Dieſes ift der im vorliegenden Gefegedentwurf ausdrüdlich 
bemerfte Hall der Zolldefraudationen, welhe eben 
die Wegnahme der Waaren in den vom Geſez beftimmten 
Fällen nach fich ziehen, ohne Unterfchied und Unterfuhung, 
ob der Eigenthümer, Spediteur oder Fuhrmann der wahr, 
haft Schufdige feye, und ob der durch bie Saisie etwa 
unfchuldig Leidende auf dem. Weg des Regreſſes an .den 
Schuldigen zur Schadloßhaltung zu gelangen vermöge. 


Gegen ſolche Zoll - und Mauthgefeze ift von dem 
‘hier allein vorliegenden Standpunft, nämlich von dem 
der abzufchaffenden Bermögend-Konfislation durch⸗ 
aus nichts zu erinnern , wiewohl andere und fehr tiefs 
gehende Gründe fepn mögen, welche bie Milderung oder 
Aufhebung jener firengen Dauthgefese, wenigſtens Ihres 
größten Theiles, anſprechen. 


1 


II. Die Beantwortung der zweyten Frage: welche 
Bermgens » Konfitfationen beftehen noch geſezlich, und 


Rente Sizung vom 31. Sulz. a 
was’ fol an die Stelle derſelben geſezt werden? fuͤhnt 


uns zur, Erwaͤgung der einzelnen Artitel des vor⸗ 
Negenden Geſezeſentwurfs. 


Die Vermoͤgens— s Ronfistationen find in 
ihrer. ehedeſſen gewöhnlihften Anwendung, nämlih als 
Theil oder Folge der fchwerften Kriminalftrafen 
ſchon durch das Landrecht abgeſchafft. Daffelte bat naͤm⸗ 
lich $.22. ffg. an die Stelle jener Konfiskationen den blofs 
fen Berluft der Eigentbumsrechte für den Berurtheils 
ten gefezt. Aber nicht der Staat tritt in diefe verwirf: 
ten Rechte ein, fondern die Erben des DBerurtheilten, 
welcher naͤmlich, weil bürgerlih todt, vermöge einer 
Rechtsfietion auch ald natürlich todt gilt. Au 
in contumaciam, gegen flüchtige Verbrecher oder: des Ver: 
brechens Verdächtige, kann der bürgerliche Tod verhängt 
wtrden, wenn: dad Verbrechen zu denjenigen gehört, welche 
dleſe Strafe nach ſich ziehen. 


Fuͤr dieſe Faͤlle nun enthält. ter und vorliegende 
Gefegesentwurf feine neue Beftimmung, und es bedarf 
Derfelben auch niht. Nur eine Bemerkung oder einen 
Munfch.fepg der Kommilfion erlaubt, bier auszudrüden : 
der Art. 33. des Landrechts verfügt nämlich: daß die Güs 
‚ter, melde ein bürgerlich Todter erwirbt, und in deren 
Beſiz er am Tage ſeines natuͤrlichen Todes iſt, dem 
Staat kraft des Rechts auf erblos Gut anheim fallen. 
Die Strenge des Begriffs bes „buͤrgerlichen Todes“ ſcheint 
"zwar: dieſe Verfügung zu rechtfertigen; allein dieſelbe 
Strenge hebt auch die Moͤgkichkeit der Erwerbung fuͤr 
den bärgerlih Todten auf. Gewaͤhrt ihm alfo der Staat, 
daß er gleichwohl erwerbe, beſchraͤntt er die Wirkung der 
RNechtsfiction vom natürlichen Tod durch - die Geſtattung 
eines Gütereriwerbd „ fo mag en le füglih auch in Ruͤck⸗ 
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fibt der Vererbung beſchraͤnken, und dem buͤrgerlich 
Todten, wenn er nun wahrhaft natürkkh: flirbt, feine ger 
ſezlichen Erben und nicht den Fiskus nachfolgen Taf 
fen. Die nämlichen Gründe, welche gegen die Bars 
'mögend » Konfisfation ben bürgerlich Lebenden flteiten, 
machen auch jent verwerflich , die gegen bürgerli Todte 
verhängt wird. Die Kommiflion trägt alfo einmuͤthig 
darauf an, daß auch die Abfıhaffung biefer geſezlich 
moͤchte ausgeſprochen werden. 


Die Fälle, worin gemäß ber beftehenben Geſeze noch 
eigentliche Bermögens- Konfidfation Statt findet, und für 
welche daher nad ausgeſprochener Abfchaffung eine neue 
Fuͤrſehung nothwendig wird, find gemäß. der in dem vors 
liegenden Gefezesentwurf enthaltenen richtigen Aufzahlans 
die folgenden: 


a) Wenn ein Unterthan das Land heimlich vellaffen 
hat, um einer über ibn verbaͤngten Unterſuchung 
oder befürchteten Strafe zu entgehen, obne dag 
diefe Strafe zu denen im Landrechts-⸗Saz 22. fig. 
erwähnten gebörte, welche den bürgerlichen Tod 
nach ſich zieben; (NB..algemeiner und richtiger 
wäre bier die Saffung, wenn fie überhaupt von 
den. nach unfern Gefezen ald „böslich austrer 
tenden‘’ Bezeihneten, mit Ausnahme der Defer: 
teursd und Nefraftaird, und ‚mit der weitern im 
Tert ſchon ftehenden. Ausnahme fpräde. Denn 
auch derjenige, welcher dad Tand verläßt, um 
‘eine verbotene Handlung su begeben, 
oder wer als fchon abmwefend ein in unfer 
‘Land -wirfendes Verbrechen [3..8. Betrug, Kons 

ſpiration u. f. w.} begehet, und. auf erhaltene 
Labung nicht erfcheint, ift big jezt mit der Kon: 
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. fiöfafion beſtraft worden, alfo im Endzmed des 
nun. vorliegenden Gefezesentwurfes beariffen). 


b) Wenn ein Unterthban das Land heimlich verlaffen 
bat, um fi der Erfüllung der Konſcriptions⸗ 
und Kriegs Dienftpflicht zu entziehen. 9. 


a Wenn ein Uvtetban. obne vorber eingebalte Ex 
laubniß das Land verlaffen, umd ſich im Auslande 
va niedergelaſſen hat. 


Die Kommiſſion hat mit Verwundern wahrgenom⸗ 
men, daß in den nun folgenden neuen Beſtimmungen von 
den aufgezaͤhlten drey Faͤllen nur die beyden lezten 
beruͤhrt, der erſte aber ausgelaſſen worden. 


Es find naͤmlich zwar gleichfalls drey neue Beſtim⸗ 
mungen vorgeſchlagen: aber die erſte bezieht ſich auf 
den Fall c., die zweyte und dritte aber enthalten die Res 
geln für die unter b, zufammengefaßten beyden Fälle der 
Defertion und der Refraktion: für den Tall a. iſt 
gar feine Beſtimmung vorhanden. ! 


Die Kommilfion, nachdem fie diefe Bemerkung der 
Sochpreißligen NRegierungs » Kommiflion vorgelegt, und 
Deren Anerkenntniß, das fle richtig, und daß alſo weitere 
Beltimmung nöthig fen, ‚erhalten hat, koͤnnte fih nun 
zwar darauf befchränfen, die Luͤcke bemerklich gemacht 
und den Wunfch ihrer Ausfüllung ausgefprohen zu ba- 
ben. Allein.da die Art dieſer Erfüllung zugleich auch 
maaßgebend fuͤr die Beurtheilung des für Deferteurß 
und Refraktairs vorgeſchlagenen Verfahrens ſeyn muß; 
ſo mag bier wenigſtens eine Andeutung der Prinzis 

pien, wornach die Kommiffion den Fall a. geregelt wünfht, 
an Seinem Plage ſeyn. 


\ 
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1) Ein boͤslieh außgetretener, d. 5. ein helm⸗ 
ch und darunı, daß er einer uͤber ihn verhaͤngten Unter⸗ 
ſuchung oder befuͤrchteten Strafe entgehe, aus dem Land 
getretener Unterthan befindet ſich zuvoͤrderſt in dem unter 
C. bemerkten Fall der Landesverlaſſung ohve vorher 
eingeholte Erlaubniß. Was für dieſen Fall zu 
verfügen raͤthlich und rechtlich ſcheint, muß auch für den 
andern — fofern ed nach den Umſtaͤnden anwendbar iſt 
— zuläffig ſeyn; aber ed genugt nicht; es muß noch 
etwas weiteres Statt finden. | 


3) Diefed weitere hat zum Zwed und Rechtsgrund | 


a) die Zuruͤckkehr des Ausgetretenen, oder feine, Si⸗ 
ftirung vor Gericht zum Behuf der Unterfugung 
oder Beltrafung zu bewirken: ' 


bh) An die Stelle der im Fall des Außbleibend nicht 
anwendharen ordentlichen Strafe zu treten. 


‚Ben fluͤchtigen Verbrechern oder Beinzichtigten, de⸗ 
ren Aufenthalt unbekannt, oder deren Unſchuldigung, nach 
den allgemeinen oder beſondern voͤlkerrechtlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſen, keine Aufforderung zur Auslieferung behrüns 
dend iM, kann fein haͤrteres Mittel, d. h. keine ſchaͤrfere 
Citation zulaͤſſig ſeyn, als die Androhung des Verfahrens 
in Contumaciam, mornad der Nichterſcheinende als 
geſtaͤndig erachtet, und in die geſezliche Strafe des 
nach dem Thatbeſtand erwielenen Verbrechens verfaͤllt 

wird. 


Iſt nun dieſe Strafe feine böfere, als weicher ber 
Verluſt ded Unterthanenrechted, oder gefteigert , die Lan» 
desverweiſung, oder endlich wie Schlagung ded Namen 
an den Galgen nad gefezlicher Schaͤzung glei zu achten, 
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AIo tann fie vollzogen werden und es eruͤbrigt kein 
Grund zu einer-weitern, auf das Vermoͤgen ſich bezle⸗ 
henden Maasregel. 


Ich weiß zwar wohl, daß die Landesverweis 
fung ber Snländer düurch Verordnung vom 7. Merz ıBıo 
( Reggsbl. S. 88) abgefchafft worden ; allein da 


a) der Grund hievon — daß fie nämlih „gegen den So⸗ 
cialverband der Staaten anftoße” nur doctrinel, 
und wenigftens auf folde, die boͤslich fih Selbſt 
aud dem Vaterland entfernen, ohne Anwendung ift; 
da weiters Ä 


b) die Belegung des PVerwiefenen im Fall der Rüdtehr 

‚ mit der ordentlichen Strafe feine Verbrechens, und 
-bierauf deffen Wiederaufnahme ald Staats⸗ 
buͤrfger immer frey bleibt; und endlich | 


e) die. an die Stelle der Landesverweiſung getretene, ober 
wenigftens in den bier meift befprodenen Zällın 
an ihrer Statt angewendete Strafe der Vermb⸗ 
gens⸗Konfiskation nunmehr aufgehoben 
werden foll, demnach dad alte Recht wieder erwa⸗ 

hen muß; fo dürfte wohl die angeführte Verord⸗ 
nung außer Wirkſamleit geſezt werden. 


Iſt aber die dem Fluͤchtigen drohende Strafe ene 
noch höhere, als die oben bemerften, fo mag die Zus 
ruͤckbehaltung oder Befchlagnahme des Bermd 
gens eintreten; von welchem jedoch die Fruͤchte, wie übers 
haupt bey abminiftrirtem Bermögen der Abweſenden keinet⸗ 
wegd dem Fiskus anheim fallen, fondern dem Haupt: 
ſtamm acerefciren, und mit diefem entweder dem Au⸗⸗ 
getretenen gufallen,, fobald er früh oder fpät durch Siſti⸗ 
zung vor Geriht und Ausſtehen der Strafe, oder wie im- 


% 
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mer fonft den Austritt geheilt bat, ober deſſen Erben, 
fallö er ohne ſolche Heilung bürgerlich oder natürlich Rirbt, 
oder in Verſchollenheit fällt. 


Wär: daß Verbrechen ſchwer, affo wenig Wahrfcheins 
Uchkeit zur freywilligen Ruͤckkehr des Hlüchtigen vorhanden, 
fo fönnte, nad der Analogie des $. 35. der Verordnuug 
vom 16. Dec. 1803 (Reggsbl. 1804. Nro. 2. und 3.) wor⸗ 
nach das ſonſt zu konfiscirende Vermoͤgen boͤslich 
Ausgetretener in dem Fall von der Verwirkung frey erklaͤrt 
wird, wenn der Ausgetretene Erben in: abfteigen: 
der Linie im Lande hätte, auch bier bey der Beſchlag⸗ 
nahme die Fruͤchte folhen Erben, wenigftens fürſo rg⸗ 
lich und gegen Handgeluͤbd uͤberlaſſen werden. 


In den Faͤllen der Befchlagnahme iſt alfo von 
feinem Abzug die Rede. Ga den Faͤllen der Berabfols 
. gung des Vermögens aber könnte ein folder gemäß des, 
jenigen Princips, welches ihn felbft für den Fall des bloſ⸗ 
fen Auswanderns ohne Erlaubniß anorönet, als 
lerdings ftatt. finden ; ja ed würde fogar nach dem Ermefs 
fen der Kommiſſion, au eine Erhöhung der Pros 
- cente zu sechtfertigen ſeyn; da einerfeitd die blod ohne 
Erlaubniß geſchehende Niederlaffung im Ausland doch 
gewiß eine größere Nachficht anfpricht, als ein boͤslicher 
Austritt, und andererſeits dem Betheiligten gar oft 
auch ein betraͤchtlicher Abzug minder hart fallen wird, 
als ein andauernder Befchlan. Doch tümmt ed allererſt 
darauf an, ob überhanpt der Abzug mit dem Grundfaz dar 
Abſchaffung; der Vermoͤgens⸗Konfiskation vereinbarlich sep? 
— Die führt und zur Erörterung von Lät. c. 


: Wenn der Abzug wirklich als Strafe verorhnet 
Würde, fo wäre er, als eine Quote des Bermögens tref⸗ 
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fand, nach ben oben gemachten Bemerkungen, eine theik 

weife Ronfisfation, alfo unzuläßig. Aber, es fan 
etwas ein Webel.für den Betheiligten. ſeyn und abhal⸗ 
tend wie eine Strafe wirken, ohne darum doch eigentliche. 
Strafe zu ſeyn. Ein mäßiger Abzug von allem außer Land 
gehenden ‚zumal. ‚Kapital; Vermögen , iſt vermög ‚natürliv 
hen und allgemeinen Rechtes zuläßig. Es bedarf poſitiver 
Feſtſezungen und Konventionen, um den Anſpruch auf a b⸗ 
zug öfreyen Bermögendausgang zu begruͤnden. 


Der Inhalt dieſer poſitiven Verordnungen und Ver⸗ 
träge giebt alfo jenem Anſpruch das Maas und. da fo» 
wohl der Bundestagsbeſchluß vom 23, Juni 1817, ald auch 
die etwa über die Abzugöfrenheit vorhandenen Berträge 
mit fremden Staaten und nicht minder die gefeglichen Bers 
fündungen über dad Auswanderungsreiht die ausdrüdliche 
oder ftillfchweigende Klauſel mit fih führen: „in fo fern 
die Auswanderung oder der Bermögend-Ausgang unter 
Beobachung der gefezlichen Fotmen und Bw 
" dingungen — alfo zumal der einer früher. erhaltenen 
Erlaubp iß — geſchieht“: fo bleibt bey ermangelns 
der Bedingung der gewährten Srepbeit auch das 
Recht zum Abzug wirkſam: und. eb ift diefer Abzug ſonach 
feine Strafe, fondern bloß eine im Ermängeln des Bes 
freyungsgrundes wieder guͤltig gewordene Be j teues 


rung. wu 


Die: Bertimmung perſelben auf 3 Procrnt iſt of⸗ 
fendar ſehr maͤßtg, und vagegen alſo miqhts zu er⸗ 
Innern. | 


Rob erübrigt die Erörterung ıber für ben Sen b 
vergefäagenen Beflimmungen: - = 
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Es find im Grunde zwey, jedoch aͤhnliche Faͤle? 
bie unter lit. b. zuſammengeſtellt werden. Der Fall des 
Meferteurs nämlih und des Refraktairs. Sm 
Unfehung beyder fand bis jezt die BVermoͤgens⸗Kon⸗ 
fistation ftatt , die weitere Beftrafung war ver 
ſchieden. Auch die neuen Beftimmungen, find m Rüdficht 
des pecunidren für beyde ziemlich gleih: In Rüdfiche 
der übrigen Beftrafung wird auf die Heftehenden und zum 
Theil neu zu erlafienden Kriegsartikel verwiefen. 


Aus des Deferteurs Vermögen, welches daher glei 
nach der Defertion mit Befhlag zu belegen ift — foll alſo⸗ 
gleih die DefertionssGeb.ühr und andere wohlbes 
gründete Entfhädigung bezahlt, nad Umfluß der Kapitulas 
tiondgeit aber eine Geldftrafe von 1200 fl. erhoben wer⸗ 
den. Zu deren Dedung wird nöthigen Zalld auch das zus 
Fünftige Vermögen verwendet. 


Nicht minder fol aus dem Vermögen des Refracs 
tairs, falld er binnen der Kapjtulationszeit nicht zurüdr 
ehrt ,. jene Geldftrafe von 1200 fl. und auf diefelbe 
Beiſe erhoben werden. 


Dreite Kommiſſion iſt nun des einmuͤthigen Da 
fürbaltens, daß foldhe hohe Geldſtrafe, nah dem un⸗ 
ter I aufgefiellten Begriffen, einer wirflihen Verm oͤ 
gensfonfisfation fat gleich ju achten iſt; in⸗ 
dem weitaus die wenigſten Deſerteurs ein uͤber 1200 fl. be⸗ 
tragendes Vermoͤgen beſizen, die Geldſtrafe alſo — obwohl 
unter einem mildern Namen — fir die alkermeiften 
in der That nichts andereß ald Vermoͤgens⸗Einzie⸗ 
Hung ift, und felbft in den feltenen Faͤllen eines groͤſ⸗ 
fern. Beſizthums dennoch faft immer :eine [ehr bedeus 
tende Quote ded Bermögend verfchlingen muß. Dazu 
kmmt noch die weitere Betrachtung, daß dieſe Strafe in 
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ihrer Anwendung Äußerfi ungleich wirkt; da de. B. 
demjenigen, weldyer nicht mehr als 1200 fl. beſizt, alles, 
dem, welcher 12.000 fl. beſaͤße, nur ben zehnten Theil 
feines Vermögens entzieht. Dad Verbrechen war bey 
Binden daffelbe, wie darf die Bef trafung fo ungleich 
ſeyn? Mit den Prinzipien, welche die Abſchaffung der 
Vermögend-Konfisfation fordern, und mit dem humanen 
Geiſt des Verfaſſungs⸗Artikels, welcher fie gebietet, 
endfih auch mit den allgemeinen Prinzipien der Strafs 
gefesgebung erſcheint alfo diefe hohe Geldſtrafe in offen, 
barem Widerftreit, und die Kommillion trägt daher eins 
müthig auf ihre Verwerfung an. 


Sie ift des Dafuͤrhaltens, daß, fo ſchwer daß Ver⸗ 
brechen der Defertion auch ſey, und fo viel dem Staat 
daran Liege, ed durch wirffame Abhaltung zu verhindern, 
gleichwohl zwifhen ihr und anderen bürgerlichen oder 
peinlichen Verbrechen eine rechtliche Gleichheit in Ruͤckſicht 
des Beftrafungsgrundes, und ein leicht zu beſtim⸗ 
mended Verhaͤltniß in Rüdficht des Maaßes der Straf 
barfeit zu erkennen; und daß alfo gegen Deferteurs 
durchaus feine andere Maaßregel anzuwenden fey, als 
welche gegen Die eines begangenen Verbrechens wer 
gen, das der Defertion an Schwere ungefähr gleich koͤmmt, 
Entwichenen Statt findet. 


Naͤhme man nun die Defertion , als dem Morde 
gleich, an, fo würde die Folge der bürgerliche Tod, 
Demnach der Liebergang des Bermögend an die Erben, 
nicht aber Einzug des Vermögens für den Staat 
ſeyn. Nehmen wir aber an — wie auch einleuchtend ift 
— daß die Defertion nicht fo ſchwer als der Mord, übers 
haupt fein mit einer Kapitalfirafe gu belegendes 
Verbrechen fen; fo lann noch weniger von Vermoͤ⸗ 
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gend « Einziehung die Rede ſeyn; fondern es müffen die 
oben für den wahrhaft böslichen Austritt in ſchwerern 
Faͤllen vorgefchlagenen Beftimmungen, alfo zumal auch 
Befchlagnahme des Vermögens, wofern ndmlid 

aber nur wofern man die Defertionsftrafe für ſchwerr 

als die=sjäprige Zuchthausſtrafe oder derſelben Gurrogk, 

Schlagung ded Namens an den Galgen, anflıht, Paz 

greifen. in mehreres wäre weder nothwendig regen 
echt. Nur in fofern aus dem Titel der Entf cd 
gung, demnach ald gemeine ober pefuniäre Schub; eine 
geroiffe Summe gefordert wird, Tann ihre Einziehuig ges. 
billigt werden. Wenn nämlid — außer dem Era der 
Montur ıc., der durch die Defertionsgebühr geleitet wird 
— und in fofern ber Deferteur als die Urfache bes 
Aushebens eined andern Refruten zu betrachten iſt oder 
juridifch erfcheint., fo kann er als diefem für ihn 
Einftehenden,: oder auch einer mit der fregen Anwerbung dex , 
an die Stelle der Deferteurd nöthigen Mannſchaft übers | 
baupt beauftragten Kaffe zum Erfaz verbunden .feyn. 
Das: gegenwärtige Refrutirungsfpftem aber macht ſolcheß 
Erfcheinen des wahren Erfagmanns unmöglih, und 
ein Werbungs⸗Bureau oder eine Kaſſ, e, wie fie eben bes 
zeichnet worden, eriftirt auch nicht; und ed Kann alfo — ' 
da.der Staat nicht in das Recht des unbekannten Drits 
ten einfteben,, oder eine Bezahlung für. etwaß, das ihn 
nichts Foftet, fordern fann — bey der vorgefhlagenen 
Beldftrafe von dem Titel deg Erſazes nicht‘ die Rebe: 
fepn. Auch wird fie im Gefezesentwurf und in bee. 
felben Motivirung wirklich Strafe genannt, und 
von der Erfazleiftung deutlih unterfhieden. Go. 
lange daher nicht eine Einrichtung des Refrutirung&mwen 
ſens gemadt wird, wornach beftimmte Einftänder für 
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de Deſerteurs erſcheiven und den a Erfoz begichen koͤnnen, 
muß die Geldbuße ceſſiren. 


| Sa felbft für ven Fall, daß vie bemerkte en 
getroffen würde, fehlägt die Kommiſſion vor, daß die: zu 
beflimmende EntfcW&pigungsfumme für den Ein 
ftänder — fobald fie nicht direct ‘an einen beftimmten‘' 
Dann, wo fie ohnehin in gewoͤhnlichen Fällen weit unter 
den 1200 fl. bleiben wird,’ fondern nur etwa in eine zur 
Anwerbung der für den Erfaz der Defertirten nöthigen 
Refruten gewidmete Kaffe bezahlt. würde — in ihrem 
vollen oder böditen Betrag von 3. B. 1000 fl. nur als⸗ 
denn einzuheben wäre, wenn dad Vermögen des Ausreifs 
ferd dad Doppelte, naͤmlich 2000 fl; erreicht oder über: 
fteigt,, niemals aber mehr als die Hälfte feines wirklichen: 
Vermögend (unter Vorbehalt jedoch der Ergänzung aus 
der Hälfte des etida künftig ihn anfallenden) ihm entzogen 
würde. Die Urfache diefes Antrags ift, weil der Titel 
des Entſchaͤdigungs-Anſpruchs von Seite jener mit Wer: 
bung beauftragten Kaffe rechtlih einige Mäßigung zus 
laͤßt; indem bier wegen ber Rüdfiht auf die vielen Fälle 
der Mittellofigfeit eined Ausreißers, welche durch die 
Bälle der Zahlbarfeit muͤſſen übertragen werden, eine bs 
bere Zarirung entſteht, die ohne Unbilfigfeit nur bey 
Vermoͤglicheren in Anwendung treten kann. Sollte man 
diefed dann auch Strafe nennen, fo iſts doch feine 
Konfiskation, weil nicht der Fiskus, oder die Staatskaſſe, 
fondern eine zur Beforgung der Privatentfchädigungen 
etablirte Kaffe ihren Betrag empfängt; und fie wäre in 
ihren Wirkungen etwa einer, zwar niht nah Prozenten, 
doch nach billiger Vermoͤgens Proportion regulirten 
Geldſtrafe gleich. 
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Bad aber die Refraktairs betrifft 5 fo bemerkt die 
Rommiflion , daß fie gegen bie Prinzipien, wornach Bier 
felben bis jest behandelt wurden, fehr wichtige rechtliche 
und politifche Bedenktichfeiten begt, und daß fie, zumal 
nah dem Maaß der Strenge, womjt man gegen rüdfehs 
rende Refraltairs verfährt, ihr Ausbleiben auch mehr 
entfhuldbar findet. Sie wuͤnſcht ſehr und trägt auf ven 
Ausdruck ſolches Wunſches an, daß Unfere ganze, auß 
einer der bürgerlichen Freyheit gar unholden Zeit herruͤh⸗ 
rende Gefezgebung über. die Milfgpflichtigkeit einer ſorg⸗ 
fältigen Revifion unterworfen, und mit ben Forbes 
ungen des bürgerlihen Rechts und der Humanität in 
‚größern Einklang gefezt werde. Alsdann erft, wenn die 

Miligpflichtigfeit alfo gemäßiget und mit billiger Scho⸗ 
nung geregelt ift, kann die Uebertretung berfelben eine 
‚ frengere Beftrafung rechtfertigen, | 


Kür jezt glaubt die Kommiſſion, daß den Refrak⸗ 
tairö außer der etwa aus ihrem Vermögen zu beftreitens 
den Werbung eines Erfasmanns, und zwar mit den oben 
wegen der Deferteurs vorgefhlagenen Mopififationen, und 
außer dem über fie.etwa zu verhängenden Verluſt des Uns 
terthbanenrechte® — nicht8 weitereö widerfahren fönne; und 
daß demnach die Befchlagnahme des Bermögend nach 
erhobener Erfazfumme fofort aufhören und hoͤchſtens noch 
der Zprogentige Abzug, wie oben ad lit. c., gegen fie. ver 
daͤngt werden dürfe, | 


Nach allem dem geht der Antrag ber Kommiſſion 
dabin, daß: 


u) die hohe Regierungs⸗Kommiſſion zu bitten wäre, 
den Geſezesentwurf, als unvollſtaͤndig, zuruͤckzunebmen, 
und die Erzarjung defielben und ſonach die abermalige 
| Borlage 


— “ F I} 


Reunte Siyung vom 31, Sul, f 27) 


Vorlage an die Kammern. beym hohen Staateminifterium 
gu veranlaflen, um ſodann auch den ergänzenden Artikel 


“in die gehörige. Berathung ziehen zu können. Daß uͤbri-⸗ 


gend, möge dieſes gefhehen ober nicht gefihehen, 


3) die’ vorliegenden Artikel betreffend, neben dem 
Hauptinhalt des Geſezes, insbeſondere der Artikel c. we⸗ 
gen des Abzugs gegen die ohne Erlaubniß im Ausland 
fih Niederlaffenden genehmiget, dann aber 


3) ad art.a. und. b, wegen der Deferteurß und Res 
Traftair die oben bemerften Medifitationen in re 
gebracht 3 endlich 


H Sr. Koͤnigl. Hoheit der Großherzog unterthänigf 
gebeten werden möge, die Vermögens: Konfiäfationen — 
damit die nunmehr verlängerte Diskuſſion feinen vers 
gögerten Eintritt der durch die Konftitution verbeißenen 
Wohlthat bewirfe — gleich jezt im Allgemeinen aufgur 
beben, an deren Stelle aber bis zur definitiven Reguli⸗ 
zung bdiefer Verbäftniffe durch ein von den Kammern zu 
genehmigendes Geſez im Allgemeinen die bloße Befchlage 
nahme des Vermögens gnädigft anzuordnen, 


⸗ 
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Zehnte Sizung 
| Karlöruhe den 2. Auguft 1820, 





Gegenwärtig: 


Se. Hoheit der Präfivdent und alle bisher erſchienenen 
Mitglieder, mit Ausnahme: 


Sr, Hoheit des Herrn Markgrafen Leopold, des 
Herrn Generals Freyherrn v. Geuſau, des 
Herin Beneralmajors Freyherrn v. 5 reyſtedt, 

| und des. | | 
Kammerherrn Freyherrn v. Faltenf t ei n. 


Weiter anweſend: 


Die Regierungs⸗Kommiſſaͤre, Herr geb. ariegerath Reich 
und Herr Hofrath v. Seyfried. 





Das Protokoll der neunten Siung wurde verles 
fen und genehmigt. 


\ 
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Se. Hoheit der Praͤſident legten vor: 


ı) Eine Eingabe des Gaftgebers Wielandt zum 
Badiſchen Hof dahier, worin derſelbe der Kammer ſein 
Haus zum Kauf anbietet. 


Beyla ge ‚Ziffer. 4 (ungedruckt). 


2) Eine Eingabe des Grundherrn v. Boͤcklin zu 
Ruſt, worin derſelbe die Kammer um Unterſtuͤzung ſei⸗ 
nes, wegen Gefaͤllverluſts eingereichten Eriſchadigungs⸗ 
geſuchs bittet. 


Beylage Bifer 46. (ungedruch. 


Befchlug: 


Seyen diefe beyden Eingaben der Deiiond tom 
miffion zuzuftellen, 


Sodann legte dad Sefretariat eine Abfchrift der von 
Sr. Durchlaucht dem Hrn. Fürften Georg v. Löwen 
ftein bey Gr. Königl. Hobeit dem Großherzog eingereidhs 
ten Borftellung, in Betreff der drey Berordnungscntwürfe 
über die Abldfung der Grundgulten und Herrenfrohnden 
und Aufhebung der Leibeigenfchaftögefälle, vor. 


Beylagee Ziffer, 47. 


Die Kammer befchlog: 


dieſe von Sr. Durchlaucht zur Nadhricht uber⸗ 
gebene Abſchrift zu den Aklten zu nehmen. 


Die Diskuſſion uͤber Abloͤſung der Herrenfrohnden 
wurde nunmehr fortgeſezt, und auf die von dem hohen 
Praͤſidium geſchehene Einladung verlas der Herr Regie⸗ 

18 * 
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rungs⸗,Kommiſſaͤr Hofrath v. Seyfried nachſtehende Be; 
merkungen uͤber den zweyten Kommiſſionsbericht: 


„Der Herr Berichtderftatter bat die ſchon in der 
erfien Diskuffion vorgetragenen Gründe, warum dad 
Frohndgeld zu einer leichtern Ablöfung als die Grund⸗ 
zinfe geeignet ſeyen, nicht beantwortet, und auch die her⸗ 
wärtige Behauptung nicht widerlegt, daß bey ben früher 
regulirten Frohndgeldern eine dem Geift des vorliegenden 
Geſezentwurfes entfprechende Moderation nicht vorausges 
ſezt werden dürfe, fondern daß man nach den frübern, 
weit ftrengern Begriffen von der Frohndpflicht, und bey 
ber faft allgemein beftandenen Ungemeffenheit eher einen 
höheren Geldanſchlag, ald er nad dem vorliegenden Nors 
male fich bilden würde, annehmen dürfe, 


Der Kommiffiondberiht trägt darauf an, daß da, 
wo die perfönlichen Frohnden durch das zweyfache, nicht 
gleichzeitig vorgehende Operat abgelöst werden follen, die 
Kapitalifirung mit dem 18fachen Betrag gefchehen ſolle; 
der Grund zu dieſer vorgeſchlagenen Abaͤnderung ſoll 
darin liegen, weil bey der. bloßen Einführung eines 
Frohndgeldes dem Frohndherrn die Mittel nicht gewährt 
werden, die benöthigte Inventaranſchaffungen zu bewirken. 


Dieſe Einwendung beruhet auf der Vorausſezung, 
daß der Frohndberr die ihm entgehenden Frohnddienſte jes 
weild durch einene Fuhrzuͤge und Dienftboten erfezen 
. müffe. Dies dürfte aber wohl der feltenfte Fall ſeyn, 
und ed meiſtens geſchehen, daß die Frohnddienſte durch 
Verpachtung des Gutes, auf welches ſie geleiſtet wurden, 
ganz uͤberfluͤſſig gemacht, oder durch zeitliche Verakkordi⸗ 
rung mit Sicherheit und um billige Preiſe ſich verſchafft 
werden koͤnnen. 
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" Diefer Grund kann daher für feinen: allgemeinen 
gelten, und aus ihm nicht gefoigert werden, daß in dem 
gegebenen Falle die Kapitalifirung jeweils mit dem 18⸗ 
fachen ‚Betrag gefcheben müffe, er kann vielmehr als Auf: 
ſerſt ſelten eintretend und leichk zu vermeidend durchaus 
Teine Ruͤckſicht verdienen. Auf die ſchon beſtehenden Frohnd⸗ 
gelder oder die Beſtimmung des $. 20. des Geſezesent⸗ 
wurfes iſt er aber, gar nit anwendbar, weil bier dem 
Frohndherrn feine Naturaldienfte mehr entzogen werden, 
und fein Aufwand für neue Einricytung denkbar iſt. 


Man fann ſich daher zu der vorgefchlagenen Abäns 
derung der $$. 7. und 20., wornad die Kapitalifirung 
von dem ı5 auf das ıdfache in den benannten: Fällen ge 
fest werden ſolle, nicht verſtehen, und wuͤnſcht die hohe | 
Kammer um fo mehr zur Annahme der mildern Norm 
geneigt zu finden, als hiervon fo ziemlich das ganze Res 
fultat' dieſes Geſezentwurfes abhängen dürfte.” 


Frhr. v. Baden: die Gründe, aus welder die 
Mehrheit der Kommiſſion den Antrag auf Erhöhung des 
Abloͤſungstyppus für den Fall der Trknnung derſelben in 
zwey Icte gemacht hat, beftehen nicht allein in der Noth> 
wendigkeit eines für die Inventars-Anſchaffung ıc. auf» 
zumendenden Kapitals, fondern noch mehr in der, nad 
dem Aufhören der Frohnden eintretenden Nothwendigkeit 
der Bezahlüng der Arbeit, Zwar mögen nad) Uns 
ftänden mehr oder weniger vortheilhafte Oekonomie-Ein⸗ 
rihtungen Statt finden fönnen: allein dem Frohndherrn 
fönne diesfalls nicht vorgefhrieben und von jenem mög» 
lihen Vortheil der Maaßſtab zur Berechnung nicht ents 
nommen werden. Im Gegentheil muͤſſe der nachthei» 
ligere Fall, wie aud im Kommiſſionsbericht geſchehen, 
sur Baſis genonmen werden.’ 


“ 
> 
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Indeſſen ſey allerdings die Ruͤckſicht zu beberzigen, 
daß der ganze Zwed erreichbar, d. h. die Ausführung 
bes Frohnd⸗-Abloͤſungsentwurfes möglich'mwerte, Der 
Bauer leifte nit gern in Geld, deſſen er meiftene nur 
wenig befize, lieber in Arbeit, wofür ihm Zeit und Kraft 
in ver Regel nicht ermangeln. Um ihn zur.Ablöfung gu 
vermögen, muͤſſe freylich eine Beguͤnſtigung eintreten. 
Aber der Staat ſolle dieſe Praͤmie nur auf einen Act 
legen, und das Geſchaͤft nicht in zwey, auch nach der 
Zeit geſchiedene Operate trennen. Es liege ihm baran, 
daß die Frohndlaſt völlig, alfo auch in ihrem Surros 
gat, der jährlichen Geldleiſtung aufhäre. 


Es fomme alfo alled darauf an, ob man fih ber 
bin verftehe. Unter der Bedingung der -Abldfung in eis 
nem Alt, würde ih für die Annahme ded nad) dem 15» 
fachen Betrag befiimmten Typus 'votiren. Auch in Be 
zug auf den $. 20. oder die wirklich ſchon beftehenden 
Frohndgelder würde ich gleichfalls bepftimmen , wofern 
nur die Bereinigung des Abldfungsgefhäfts in einem 
Aft geſezlich ausgeſprochen wird. Ohne diefe Bereinigung 
werde der Frohndherr nothiwendig- befchädigt, weil die 
Srohndgelder — ald nit auf Grund und Boden "radicirt 
— für ihn niemals fo fiber und einbringlich ſind als 
Guͤlten. 


Die hohe Kammer möge alfo hieruͤber ihre Ent 
ſchließung fallen, doch müffe auch noch die von dem Kom⸗ 
mifliond: Mitglied, Hofrath v. Rotteck, in separata vor 
getragene Anficht gewürdigt werben. 


Der Herr Regierungs-Kommiſſaͤr Hofrath v. Se y⸗ 
fried glaubte, es koͤnnte von der lezten einſtweilen noch 
abgeſehen werden, um ſo mehr, da ihm nicht wahrſchein⸗ 
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lich duͤnke, daß ſie die Binigung der Majoritaͤt erhalten 
werde. 


Die Unterſtellung des Frhru. v. Baden, ruͤckſicht⸗ 
lich der Frohndgelder, ſey gegruͤndet; aber eben daher er⸗ 
helle abermals, daß die Frohndgelder weniger Werth als 
die Grundgüͤlten haben; daß alſo der niedrigere Abloͤ⸗ 
ſungstyp gerecht ſey. 


Was jedoch den neuen Vorſchlag betreffe, wegen 
Vereinigung der zwey Abloͤſungs-Operate in einen Akt, 
fo verehre er den Zweck deffelben, und fen auch ermaͤch⸗ 
tigt, die Zuftimmung der hoben Regierung dazu zu er» 
klaͤren; nämlid in der Voraudfezung der Annahme des 
15fachen Anſchlags. 


Staatsrath Frhr, v. Tuͤrkheim: Sn fofern der ' 
Benberiht des Hofraths v. Rotteck Gegenftand der Dies 
kuſſion ſeyn fol, fo müfle er zuerft erwogen werden, 
weil feine Tendenz aufs Ganze und auf Wefen der 
Sache geht. Wenn die hohe Kammer damit einverflan, 
den ift. fo wolle er feine Anfihten därüber ſogleich Aufr 
fern; wo nicht, fo behalte er ſich ſolches bevor. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 
Sch glaube, daß der Haupts Bericht zuerſt muͤſſe erwo⸗ 
gen werden. Derfelbe fpricht nämlich die Anſicht der 
Majorität der Kommifjiondsmitgliever aus, der Benbericht 
aber blos die Privatmennung eines Einzigen. 


Srhr. v. Baden ftimmt diefer Anficht bey mit dem 
Bemerken, daß hier offenbar die Priorität der Erwägung 
dem Hauptbericht gebühre. 


v. Rotteck: Ed kann wohl von einem Priori⸗ 
tätsrecht oder von einer Rangordnung nicht die Rede 
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feyn , fondern blos von der durch die Natur der Sache 
oder durh den Zweck der Deliberation gebotenen Ord⸗ 
nung. Mein gefonderter Vortrag ift zwar allerdings ala 
ein Theil des Kommiſſionsberichts zu betrachten, weil ich 
ihn aus Auftrag der. Kommiflion in der hoben Kammer 
erftattet babe; es ift-eine Art von Sorreferat, wie 
nach der Gefchäftsorpnung Statt finden fann; allein 


nicht Darauf gründet fih der Anfpruc auf gleiche Bes - 


achtung des Beyberichts wie ded Hauptberichts, fondern 
darauf, daß von der Genehmigung oder Verwerfung der 
von mir in Anregung gebrachten allgemeinen Idee die 
Würdigung der im Hauptibericht enthaltenen, oder durch 
denfelben veranlaßten . fpecießen Vorſchlaͤge naturlid ab— 
bängig ift, d. h. daß fie beftlimmend auf Annahme oder 
Verwerfung dieſer lezten einwirken Tann. Wäre dieſe 
Idee auch blos im Lauf der Disfuffion ald Gutmeynung 
eined Einzelnen zur Sprade gefommen (wie ih denn einer 
hochverehrten Kommiffion zu beftimmen überfaffen hatte, 
ob ih fie in Form eines Beyberichts oder in einer bloßen 
Rede vortragen falle), fo würde gleihwohl die Sache er: 
forgern, fie entweder lediglih zu verwerfen, oder wor 
dem Hauptbericht in Erwägung zu ziehen. 

Staatörath Frhr. v. Tuͤrkheim bemerkt, der Be⸗ 


richt des Hofraths v. Rotteck ſey einmal vorgetragen, 


er eigne ſich alſo gleich dem Kommiſſionsbericht zur Dis⸗ 
kuſſion. Er fuͤr ſeine Perſon verzichte jedoch hierauf, in 


fofern der darin motivirte Antrag gar nicht zur Bera⸗ 


thung gebracht werden wolle. 

Se, Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Ffuͤrſtenberg: 
Er babe nicht gehört, daß die Kommiſſion dem Hofrath 
v. Rotteck den Auftrag ertheilt babe, feine Anficht alk 


Beybericht vorzulegen, finde auch dieſen Ausprud nicht 


geeignet, 
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Sidatsrath v. Zpllnbardt: Se. Durchlaucht ſeyen 
bey Verleſung des Berichts und des gefonderten Rotteck'⸗ 
ſchen Votums in der Kommiſſion nicht anweſend geweſen, 
aber es habe allerdings die Kommiſſion beſchloſſen, daß 
auch das lezte als Beybericht der hohen Kammer ſollte 
vorgetragen werden, aͤhnlich demjenigen, was im vorigen 
Jahr ruͤckſichtlich des fandes, und grundherrlichen Edicts 
geſchehen. | 

Staatsminifter Frhr. v. Berkheim: Es möchte 
nicht unnöthig ſeyn, über die Kommiſſionsverhaͤltniſſe ven 
richtigen Begriff aufzuftelen. Die Kammer, wenn fie 
eine Kommifjion ernennt, verlangt von derfelben, daß fie 
einen Austauſch der Ideen ihrer Mitglieder veranlaſſe, 
und dann das Reſultat ihrer Berathung in denjenigen 
Anſichten, welche entweder durch Einmuͤthigkeit, oder wos 
fern ſolches nicht Statt findet, dukch die Majorität als 
maaßgebend erlannt worden, der Kammer vorlege. In 
jeder Kommiſſion gelte die Anficht der Mehrheit; vie 
Anfihten eines Einzelnen feyen nicht mehr jene der Kom» 
million, 

v. Rotteck glaubt, daß die Abficht der hohen Kam: 
mer bey einer Kommiſſions⸗Ernennung dahin gehe, die bey 
der Berathung vorfommenden Hauptideen aller Mitglies 
der, als in welde fie ja fämmtli das Zutrauen reifer 
Erwägung fege, zu vernehmen, und daß daher der Koms 
miflionsbericht nicht -bled die Dieynung der Majorität, 
fondern oft auch dabey jene der Minorität, ja eines Eins 
zelnen enthalten müffe Nur fiehe der Kommiſſion frey, 
diefe abweichende Meynung, fofern diefelbe überhaupt der 
Mittbeilung nicht unmertb erfcheine, entweder in ben: 
HDauptbericht mit aufzunehmen, oder ihre Darftel:- 
lung durch einen Veybericht oder eine Correlation zu ders 
ordnen. 
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ı . Bey der von dem hohen Praͤſidium nunmehr‘ gehal, 
tenen Umfrage, ob der Kommiſſions⸗Haupt-Bericht oder 
ber Rotteckſche Benbericht zuerſt folle in Berathung ges 
nommen. werden, entfchied eine eminente Stimmenmehrr 
heit für den Haupt »Bericht. oo 


Hierauf trug der Staatdrath Frhr. v. Baden vor: 
Es ſeye zwar in ber vorigen Sizung befchloffen worden, 
die Ablöfung Auch) in 2 getrennten Aften gefchehen zu Taf 
fen, allein durch die nohmalige Verweiſung der Sade an 
die Kommiſſion und die nunmehr neu zur Sprache gefoms . 
menen Amträge fey der vurige Standpunft geändert, daher 
jener Befaluß auch unwirffam geworden. Es handle fi 
jezt wieder von dem ı5fachen, nicht mehr von dem ı8fas 
chen Betrag der Kapitalifirung,, alfo auch wieder von ber 
Untrennbarkeit beyder Akte. | 


Regierungs »Rommiffär, Hofrath v. Sey Fri ed: 
Es bleibt ja dem Frohndherrn und Pflichtigen die Privat; 
Uebereinfommniß über den .einen oder die beyden Alte 
frey: es wird nicht noͤthig fenn, darüber dur dad Ger 
ſez im Allgemeinen zu verfügen. 

Bisthverw. Frhr.v. Weffenberg: Es komme ihm 
ſehr bedenklich vor, daß den Frohndpflichtigen die Wahl 
zwiſchen der Abloͤſung gegen ein jaͤhrliches Frohndgeld 
nach einem beſtimmten billigen Maasſtab und der Abloͤ⸗ 
ſung durch Entrichtung des Kapitals wolle genommen, 
und der leztere Akt allein gefezlih beftimmt werden. Er 
betrachte dies als eine wefentliche Abänderung des Ges 
feged » Entwurfs, welche deffen Wohlthat für die Mehrheit 
der Pflihtigen , deren Erleichterung doch vorzüglich bezielt 
werden follte, wo nicht vereiteln, doc fehr vermindern \ 
\ werde. Er müßte daber fehr bedauern, wenn hierin von 
> dem Gefezentwurf abgegangen werde, 
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Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: In dem Wort⸗ 
laut des Geſezesentwurfs iſt nicht beſtimmt ausgeſprochen, 
daß die Abloͤſung in einem Akt geſchehen muͤſſe. Daher 
bleibt es nach diefem Wortlaut den Betheiligten immer 
unbenommen, nach freywilligem Uebereinkommen die Ab⸗ 
loͤſung in 2 Afte zu theilen. 


Staatörath Frhr. v. Baden: Die Unbeftimmtheit 
des Geſezes könne nur zu Zweifeln und Mißhelligkeiten Ans 
laß geben. Er glaube, daß ausdrüdlich den Betbeiligten 
das Recht einer beliebigen Uebereinkunft zu ertheilen ſey, 
auf den Fall, daß nicht die Abloͤſung in einem Akt ge 
ſchehe. | 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von Fuͤrſten— 
berg ſtimmten dieſer Meynung bey, bemerkend, daß bey 
der Unbeſtimmtheit des Geſezes gar leicht ganz andere An⸗ 
ſichten ſpaͤter entſtehen koͤnnten, als man bey der Entwer⸗ 
fung des Geſezes vor Augen gehabt: » .. | 


Hofrath v. Rotted: Bey der Frage: ob fuͤr die 
Abloͤſung ein einziger Akt zu beſtimmen ſey, koͤnne man 
nicht wohl von der Vorfrage wegſehen, wer denn eis 
gentlid der Schuldner des Srohnd ; Kapitals ſey, ob der 
einzelne Frohndpflichtige oder die Gemeinde? — wenigs 
ſtens ſey dieſes ihm unmoͤglich. Nur im Fall des Ans 
erkenntniſſes, daß die Gemeinde ſolche Schuldnerin, 
und daß daher von ihr abzuloͤſen ſey, halte ex die Verei⸗ 
nigung der beyden Akte rechtlich möglich ; im entgegenges 
fezten Sal erfcheine ihm folhe gezwungene Bereinigung 
durchaus ungerecht. . 


Staatdrath Frhr. v. T uͤrth eim: Er habe zwar 
die naͤmliche Anſicht über die Ordnung der Berathung 
geäuffert; da aber bie hohe Kammer bereit dahin entfchies 
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den babe, daß der Rotteckſche Vortrag erft nach dem Kom⸗ 
miffiond> Haupt s Bericht in Erwägung folle gezogen wers 
den; fo müfle es jezt dabey bleiben und man koͤnne viqht 
abermals auf dieſe Sache zuruͤckkommen. 


Hofrath v. Rotteck: © muß mir doch wenig⸗ 
ſtens frey ſtehen zu erklaͤren, warum ich über die jezt in 
der Diskuſſion befindlihe Krage entweder gar nicht, 
oder do nur verneinend flimmen fönne — deßwegen 
nämfih, weil die noͤthige Bedingung einer bejahenden 
Abftimmung. mir gemäß des frühern Beſchluſſes ers 
mangelt. 


Se. Hoheit der Präfident: Es werde nunmehr 
wohl die Abftimmung darüber gefchehen koͤnnen, ob ges 
gen den in der vorigen Sizung gefaßten Beſchluß — 
nun gieichwohl fuͤr die Abloͤſung nur ein art feſtzuſezen 


ſey! — 


Reglerunge⸗Kommiſar ‚ Hofrath v. Gepfrieo: 
Der juͤngſte Beſchluß ging zwar auf a Afte; aber er zielte 
zugleich auf eine SKapitalifirung nah dem 18fachen Fuß. 
Jezt handelt ed fih um Bereinigung der beyden Afte 
unter Vorausſezung des bloß ı5fältigen Fußes. 


Staatsrath Freyherr v. Baden: Diefer vorliegenhe 
Antrag ift für die Pflichtigen weit günftiger, als der früs 
bere. Das Nacıtheilige der Bereinigung beyder Acte wird 
überwogen: durch den geringern Anſchlag der Kapitali: 


firung. 


Staatsrath Baumgärtner: Ich glaube nicht, daß 
viele Frohndpflichtige zu Diefer Abloͤſung fih freywillig 
entſchließen werden. Weit lieber werden ſie die Frohnden 
in natura fortleiſten. Man wiſſe je von fruͤhern Zeiten, 
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daß ſelbſt die Guͤlt en nich abgelöst wurden. Wolle man 
daher zum Ziel kommen, fo mufle man eine erleichterte Art 
der Ausführung, als etwa Ablöfung dur die Gemein. 
den anordnen. 


Hofrath v. Rotteck: Aus volfter Ueberzeugung 
ftimme ich diefer Meynung bey. ' Sie bekräftigt meine vos .. 
rige Behauptung. Pin Geſez, deffen ausgefprocener Zwed 
die Begünftigung oder Erfeihterung der Frobndpflichtigen 
ift, wie fann es fr gefaßt werden, daß man die Noth⸗ 
wendigfeit ded Jwangs voraußfieht, um es in Erfüllung 
zu ſezen? Enthält ed wirflih eine Wohlthat für die 
Pflihtigen, fo ift der Zwang gewiß unnötbig, Muß man 
fie gwingen, fo iftö gewiß feine Wohlthat. Und Zwang 
iſts nicht minder, wenn die Majorität ber Gemein 
de die einzelnen Pflichtigen zur Ablöfung verbindet, als 
wenn der Wille des Frohnd herrn es thut. 


Bey der nunmehr vom hohen Praͤſidium gehaltenen 
Umfrage: ob für die Abldfung nur ein vereinigter Alt zw. 
beſtimmen und fohin der Fuß der Kapitalifirung auf den. 
ıbfahen Betrag feſtzuſezen fen? erflärte fich mit Ausnah⸗ 
me des Bidthumdvermeferd, Freyherrn v. Weſſenberg 
und des Hofraths v. Rotteck, welche mit Nein ftimmten, 
und Sr. Durchlaucht des Herrn Fuͤrſten von Loͤwenſtein, 
welche aus dem oben angeführten Grunde gar nicht ſtimm⸗ 
ten, alle Mitglieder mit der Vereinigung einverftanden, 
Fuͤr den ı5fachen Betrag fimmten Ale, mit Ausnahme 
Sr. Durclaucht 'ded Herrn Gürften von Loͤwenſtein⸗ 
Wertheim. 


Hierauf brachte der Staatdrath Frhr. v. Baden den 
Rotteckſchen Benbericht zur Sprade, bemerfend,. daß ders 
ſelbe von dem Geſezesentwurf. nicht viel abweiche, da ja 
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der in dem festen ſtebende Audorud ‚zurgefammten 
Hand’ nichts anders als die Gemeinde bedeute. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Die ganze Aus, 
führung gebt auf die Behauptung, daß Frobhnden als pers 
ſoͤnliche Leiftungen von den Pflichtigen nit im Kapital abs 
gelöst werden können, weil fie nicht auf dem Vermögen 
baften und nicht auf die Erben diefed leztern ald folde 
übergeben. Hieraus wird dann weiter gefolgert, dag nur 

der Gemeinde ald moralifcher Perſon, welche immer die 
naͤmliche bleibt, und auf deren Umfang die Frohndpflich⸗ 
tigfeit unverändert ruht, eine Kapitalablöfung sugemuthet 
werden fünne. ' 

Gegen die finnreihe, aber verwidelte Ausführung 
diefer Behauptung, mit deren umftändlichen Zergliederung 
ih nicht beſchwerlich fallen will, laͤßt fid) nach meiner Am 
fiht folgendes einwenden. | 


Fuͤrs erſte fann man nit in Abrede Stellen, daß, 
wenn die dermaligen Srohndpflichtigen nad dem angenom⸗ 
menen Benfpiel fi mit 100 fl. Kapital von einer jährlihen 
Laft im Werth von 5 fl. befregen, welches übrigens nur 
bey einer Kapitalifirung mit dem aofachen Betrag der Fall 
wäre — feiner derfelben für feine Perfon etwas verlöhre, 
vielmehr bey jeder geringern Kapitalifirung gewinnen wird, 
Denn feiner opfert mehr, ald den Kapitalwerth deſſen, 
was er ſonſt, fo lang er lebt, leiſten müßte, 


Wenn nun aber‘ weiter eingewendet wird, daß bie 
Frohndpflichtigen durch Abzahlung des Kapitalwerths ihrer 
jährlichen Laft ihre Erben nicht ebenfalld befreyen, weit 
diefe Erben die Frohndlaſt nicht mit der durch jene Ka⸗ 
pitalzahlung gefchmälerten Erbfihaft übernehmen, fondern 
ebenfalls‘ nur wegen perfönlicher Verpflichtung tragen, fo 
ift dies .eine unfruchtbare Subtititat; denn es bleibt doch 
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richtig, daß die gegenwaͤrtigen Froͤhndpflichtigen durch 
Bezahlung des Abloͤſungskapitals auch ihre Nachkommen 
von der Frohndpflicht befreyen, und daß es im Ganzen auf 
das Naͤmliche hinausläuft , ob fie durch dieſe Erbſchafts⸗ 
Verringerung die Erbfchaft: ſelbſt oder die Perfonen der. 
‚Erben von einer des Aufwands werthen Laſt befreyen, 
oder ihnen nad) .einer bier wiederholt. angebrachten Anficht 
die unfreye Luft dadurch reinigen. 


Das ift aber richtig, daß, weil die Abldfung nad 
ben Bermögen der jezt lebenden Intereffenten geſchehen 
muß, die reluirte Laft aber nicht gerade nach dem Maas⸗ 

—— vieſes Bermögens, fondern nach dem Verhältniß der 
‚sfonen auf die nachfolgende Generation übergehen würs 
ve, bie Ablöfung in diefer lezten Rüdficht eine ungleiche 
Tpeilnahme .an den Befrepungstoften herbepführen Tann. 
Darum wird ed ald unftatthaft betrachtet, daß die Mehrheit 
der Betbeiligten die Minderzabl zwinge, einen foldhen Handel 
abzufchließen, bey welchem zwar ihre Gefammtheit und jeder 
Einzelne für feine Perfon gewinnt, möglicher Weife aber 
der eine für feine Erben zu viel, der andre zu wenig bes 
zahlt. 

Um auf diefen Dunft zu fommen, ift nad meiner 
Anficht zu weit ausgeholt werden, und überdies Tann die 
erhobene Einwendung zu nichts führen, als überhaupt die 
Möglichfeit aller im Ganzen doch ald wohlthätig anerlann⸗ 
ten Frohndabloͤſungen zu beftreiten, wenigftens liegt darin 
noch fein Grund, um biefelbe der moralifchen Perfon der 
Gemeinde aufzubürden. ° Nicht diefer, fondern der Malle 
der Einzelnen liegt die Frohndpflicht ob, und wenn diefe 
in gegenwärtigem Augenblick die Laſt ablöfen will, fo 
kann es auch nur nach dem Maasſtab der gegemnärtigen 
Theilnahme ohne alle Poſteritaͤts⸗Kaſuiſtik geſchehen, an 
welcher der wohlthaͤtige Zweck nicht ſcheitern ſoll. 


. 
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Berade bey einer Abldfung durch die Gemein ale 
ſolche würde die gerügte Ungleichheit hinfichtlich der Erben 
der gegenwärtigen Frohndpflichtigen weit größer: werben, 
‘denn alddann müßten die Beyträge nah dem Steuerfaß 
erhoben werden, welcher von dem Maasſtab der perfänlis 


hen Theilnahme noch mehr, auch jezt ſchon und nicht bloß 


in Rudfiht auf-die Nachkommen abweict. 


Wenn dagegen die Abldfung von den einzelnen Dermas 
ligen Brohndpflichtigen gefchieht, fo ift nicht nur, wie ſchon 


gefagt worden, von dieſen feiner für feine Perſon prägras 


vist, fondern auch ihre Erben können möglicher Weife we⸗ 
niger als auf jedem andern Weg verkürzt werden; denn 
die wichtigfte Frohndgattung, die Fuhrfrohnden, richtet fi 
ohnehin nach dem Umfang der Güter, welche die dazu ers 


=--- — — — —— 


forderliche Zahl von Zugvieh beſtimmen, bey den Hands 


Frohnden aber zahlen alle diejenigen in feinem Fall für 
ihre Erben zu viel, melde aud nur einen einft in ihre - 
Stelle tretenden Fortpflanzer der Familie hinterlaffen, und | 
der Kinderlofe wird fich bey feinem Abfterben keinen Scrus 
pel machen, feine Erbſchaft dur den Beytrag zur Ablds 
fung von Handfrohnden verringert zu haben, welcher ſei⸗ 


nem Erbnehmer vielleicht uͤberfluͤſſig war. 


Wenn uͤbrigens auch dargethan wäre, daß es uns | 


möglich ſeye, einen ſichern Maasftab für die Theilnahme 
aller Frohndpflichtigen an der Abloͤſungsſumme aus zumit⸗ J 


teln, ſo koͤnnte daraus doch in keinem Fall der Schluß ge⸗ 


zogen werden, daß der Fuß der Kapitaliſirung je niedriger 


deſto weniger ungerecht ſeyn würde; dabey wird der als - 


dere Theil, nämlich der Frohndberechtigte, ganz vergeffen, 

welchem ein Zweifel über dad Beytragsverhaͤltniß "der 

Frohndpflichtigen nicht nachtheilig ſeyn fann, Denn wenn 

nah Recht und Billigfeit ermellen worden ift, wie feine 

Berechtigung im Werth angefchlagen werden ſoll, ſo muß 
u entweder 
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entweder auch beſtimmt werben koͤnnen, wie bie Pflichtiv 
gen fih in die Zahlung itheilen, oder die Abldfung -muß 
unterbleiben. > ? 


Hofrath v. Rotted: Zur Beantioortung der von 
dem verehrten Redner wider meinen jüngft gebaltenen Vor⸗ 
trag aufgeftellten Betrachtungen beziehe ih mich zuvoͤrderſt, 
um Wiederholungen zu vermeiden „ auf dieſen Bortrag 
felbft, als worin der weſentliche Unterſchied zwiſchen 
Grund » oder Kapitalſchulden und blos lebenslaͤnglicher 
perfönlicher Verpflichtung bandgreiflich dargeſtellt iſt. Zwar 
babe ich dort der einfachen Rechnung willen eine Kapitalto 
firung zu 5 Procent, d. h. nach dem 2ofachen Betrag ans 
genommen; und ed muß demnach, wenn man nur mıt dem 
ı5fachen Betrag Fapitalifirt,, einige Berichtigung eintreten, 
doch feine fo bedeutende, als man vielleicht denft. „Denn 
der: Bauer, wenn er zum Loskauf feines jährlichen Frohnd⸗ 
geldes per 5 fl. auch nur 75 fl. Kapital braucht, wird fols 
ches in der heutigen Geld ; und Ereditarmen Zeit nicht ans 
derd als gegen Agio von vielleicht 10 Prozent und nur ges 
gen Gprocentige Berzinfung erbalten, dv. h. er wird die Ab, 
loͤſung im Grund mit nicht viel weniger als mit dem 20fachen 
Betrag erkaufen. 


Daß nun demjenigen, welcher keine Nachkommen 
ſchaft hat, oder in einem von den vielen andern Faͤllen, 
die ich in meinem Beybericht aufſtellte, ſich befindet, durch 
die Zumuthung, feine Froͤhndpflicht auch gegen fein Inter⸗ 
eſſe und gegen feinen Willen im Kapitalbetrag abzuidien, 
ein, wahred Unrecht gefchebe , iſt Doch wohl unmwiders 
ſprechlich. Sey ed, daß oft das Unrecht nicht ſehr beveus 
tend im pecuniären Betrag erfcheine; es bleibt Rrum doch 
Unrecht. Und wenn nach der bey einer fräbern Disfuffion 
aufgeftellten Behauptung deflelben hochverehrten Redners, ge⸗ 
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gen welchen ich wirklich ſpreche, jedes Recht ohne Unter⸗ 
ſchied, obmehr oder minder begründet, aleich Heilig und uns 
antaftbar ſeyn foll; fo muß noch weit mehr jedes Un 
recht, ohne Unterſchied, ob, nad dem Gegenſtand groß 
oder Hein, vermieden und hintan gehalten werden. 


Es ſoll eine noch größere Ungleichbeit entſtehen, wenn 
bat‘ Abloͤſungs⸗-Kapital nah dem Steuerfuß umgelegt 
wird? Allerdings in Bezug auf die jezige Vertheilung ber 
Loft und auch auf die Faͤmiſien ⸗Verhaͤltniſſe. Aber weder 
Biefe.noch jene beſtimmen rechtfic die Theilnabme an einer 
Gemeindsſchuld, und da das Kapiral der Frohndlaſt — 
wenn üßerhaupt eine Schuld — nur eine Gemeinds⸗Schulb 
feyn fann, fo iſt jene gerügte materielle Ungleichheit der 
Theilnahme an ihrer. Bezahlung gerade die fürmelle, d. b. 
wahrhaft rechttiche Sfeichheft. 


Am wenigften noch kann gegen meine Behauptungen 
die Bemerkung ftreiten, daß, bey der Forderung des mög» 
lichſt niedern Fußes für die Frohnd-Abloͤſung durch Die 
Einzelnen, die Srohnds Berechtigten verfürzt werden. Denn 
baffelbe babe ich ja gleihfaus — ob auch weitau ds 
bolend, wie die Meynung des Herrn Staatsraths ift 
— behauptet, und eben daraus, daß die Frohndpflichtigen 
weit weniger ſchuldig fim, ald vie Berechtigten zu fordern 
baten, den Schluß gezogen, daß alfo der wahre Schuld⸗ 
ner des Frohnd Kapitals ein anderer als die ein 
zelnen Pflichtigen fen mäfle: und biefer andere ift chen 
die Bemeinde. Nur wenn an diefe die Forderung 
gerichtet wird, mögen die Berechtigten zu einer ihrem Ber 
ſizſtand angemefienen Erfazgfumme gelangen. Nehmen fie 
einen andern in Anſpruch, und wird diefer gezwungen, 
(obne Unterfchied, ob durch den Herrn ſelbſt oder durch die 
Mehrheit. der. Pflichtgenoſſen) sur Kapttalszahlung, ſo 
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wird immer das Unrecht. um fo Heiner ſeyn, je niederer ber 
Anſchlag. 

Staatsratb Frhr. v. Tuͤrkheim: Es mag nun 
Mangel an Auffaſſung von meiner Seite ſeyn, oder wirk⸗ 
lich in der fo eben vernommenen Aeußerung liegen — die 
Behauptung, daß die Soruldigkeit der Frohnd⸗Abloͤſung 
auf der Gemeinde, nicht auf den einzelnen Pflichtigen ru» 
be, erfcheint mir immer als bloße petitio principüi, ob ich 
gleich früher ſelbſt für ziwedmädig erklärt habe, der Ges 
meinde zu erlauben, nicht aber fie zu zwingen, für die 
Einzelnen einzutreten, 


Es bleibt daher nur die Ausführung des Sates 
uͤbrig, daß die Mehrzahl der Pflichtigen die Minderzahl 
zur Abloͤſung nicht zwingen-koͤnne. Wird dies als richtig 
angenommen, ſo iſt leicht daraus weiter zu folgern, daß 
uͤberhaupt nichts in der Sache geſchehen koͤnne. 


Allerdings ſtatuire ich keine Grade der Unverlezlichkeit 
des Rechts, und bleibe bey dieſem Bekenntniß. Wenn ich 
gleichwohl dem Vorſchlag beyſtimme, daß die Frohnd⸗Ab⸗ 
iöfung nad dem Willen der Mebrbeit gefchehen fünne, fo 
ift e8, weil ich darin fein Unrecht finde. Ich glaube, der 
rechtliche Grund, dieß verfügen zu können, ift derfelbe, aus 
welchem man auch den Frohndherrn zwingen kann, ſich die 
Ablöfung gefallen zu laflen, ungeachtet er durch die Kapia 
tafifirung mit 15 Procent $ des Wertbs jeiner Berechti⸗ 
gung verliert, die er dem allgemeinen Wohl zum Opfer 
bringen muß, während jeder Pflichtige für feine Perfon 
dabey gewinnt, und nur für feine Pofterität vielleicht nicht 
ganz nach genauem Maasſtab beytraͤgt. 

Regierungd: Kommiffär, Hofrath v. Seyfried: Us 
ber den Separat » Beriht des Hrn. Hofraths v. Korte 
erlaube ich mir folgendes zu bemerken: 
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Nach meiner Anſicht muͤſſen alle Beſchluͤſſe einer. Bes 
meinheit, in fo weit fie ſich auf oͤkonomiſche Einrichtun⸗ 
gen beziehen, durch die Mehrheit zum Geſammtwillen ge⸗ 
ſtempelt werden koͤnnen. 


Das Prinzip der haarſcharfen, aleichmätigen Theil⸗ 
nahme an dem beabſichteten Vortheil als unerlaͤßige Bedin⸗ 
gung dieſes Geſammtwillens feſtſezen, oder die Beyſtim⸗ 
mung Aller zu verlangen, hieße die meiſten gemeinnuͤzi⸗ 
gen Unternehmungen unerreichbar machen. 


Es duͤrfte nicht ſchwer ſeyn, bey allen auf Koſten 
einer Bemeindheit und durch die Kraͤfte Aller aus zufuͤhrem 
den Unternehmungen eine moͤgliche Ungleichheit zwiſchen 
der Tbeilnahme an der Laſt und an tem Gewinn, die ſich 
für Einzelne nach itealen Pofitionen ergeken tönnen, nach⸗ 
zuweiſen, und das traurige Refultat einer durch alle Ex⸗ 
trcme verfolgten Rechtsbeachtung wäre für alles Gute hin, 
dernd, und wahrlich beklagenswerth. 


Die von der Mehrheit beſchloſſene Abtragung alter 
Schulden durch Umlagen koͤnnte von Einzelnen gehindert 
werden, die, wie der Frobndpflichtige, einwenden koͤnn⸗ 
ten: wir ſind wohl zur Bezahlung der jaͤhrlichen Zinſe, 
aber nicht zu Abtragung einer Schuld verpflichtet, die wir 
nicht kontrahirt haben, die unfere auswärtige Erbnebmer 
nicht berührt, deren Intereſſe offenbar gefährdet würde, 
wenn wir aus unferm Privatvermögen eine Schuld abbes 
zabfen helfen, die und nur fo ‚lange wie in diefer Gemein, 
de leben , drudt, 


Eine Schule foll, aus Mangel. an Gemeindövermös 
gen, aus Benträgen der Bürger erbaut werden, eine fins 
derlofe Minderheit verweigert die Theilnahme, ihnen blüht: 
vermeyntlich oder wirklich kein Nuzen aus dieſer Anſtalt, 
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die aber ihe Bermögen ſchmaͤlert und ihre Erben ſchaͤdigt. 
Wird man wohl behaupten, daß, wann in folchen Fällen 
der Wille der Mehrheit den Egoismus unter ihr Geſez 
beugt, das Recht verlegt werde? 


Daß aber diefed nermenntliche Unrecht dadurch geho⸗ 
ben werde, wenn die Repartition nach dem Steuerfuß geo 
ſchehe, glaube ich nicht, denn jenes Unrecht koͤnnte nicht 
in der Quote ded Bentrags, fondern müßte fn der erzwune 
genen Berpflibtung zum Beytrag überhaupt liegen. Die 
Einwendung eines nicht nah Maasgabe der Genußtheilnah⸗ 
me berechneten Beytrages koͤnnte auch in vielen Källen dem 
Steuertyp vorgeworfen werden, und ganz beſonders bey 
ſeiner Anwendung auf die Frohndabloͤſung, da die Herren⸗ 
frohnden nur geringe Unterabtheilungen in dem Maaß der 
Naturalleiſtung hatten. 


Jene von dem Herrn Hofrath v. Rotteck aufgefuͤhrten 

moͤglichen Faͤlle einer widerrechtlichen Belaſtung Einzelner 
und ihrer Erben laſſen ſich auch bey der Repartion des Ab⸗ 
loͤſungslapitals nah dem Steuerfuß, ja in einem noch 
grellern Berhältniß denen. 


Allein alle diefe idealen Säle find in der Ausübung 
nad) der Beſtimmung des Geſezes gewiß nicht zu erwarten, 
Die es dem billigen Ermeſſen der Mehrheit überläßt, das 
Abloͤſungskapital auf die wenigftorüdende Weife herbey⸗ 
sufchaffen. 


Es tft mit Beftimmtheit voraudsufehen, daß da, 100 
das disponible Gemeindsvermoͤgen zur Ablöfung nicht zur 
reiht, oder mo feines vorhanden ift, das Kapital nicht 
auf. einmal von den Srohndpflichtigen werde erhoben, fon» 
dern bie zojährige Terminzahlung, welche die Laſt auf alfe 
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während diefer Periode eriftirende Brohndpflictige ver. 
thrilt, werde angenommen werden, oder, was nod [reiche 
ter wäre, dad man Tas Ablöfungefapital aufnehme und eg 
Durch ten Wichibetrag des fortlaufenden Frohndgeldes ge⸗ 
a den Zius amortiſiren ließe. | 


Es ift gewiß dem beabſichteten Zweck zutraͤglich, wenn 
man den Gemeinden bey der Verſchiedenheit der ihnen zw. 
Gebot ftebenden Mittel einigen Epielraum in Ausführung 
dieſes Abkaufs geftattet, und auf dad Billigkeitsgefuͤhl der 
Vrebrbeit etwas vertraut, Alle aufgedrungene Normen 
find gebäſſig und in den meiften Zällen läftiger, ja oft uns 
arıechter als die ſelbſtgewäblten, den Kofalverbältniffen 
angepaßten, und durch den Willen der Mehrheit zum Ger 
ſammtwillen erhobenen, | 


Noch eine andere Betrachtung ftellt fich denen von- 
dem Herrn Hofrath v. Rotteck auf den aͤußerſten Öränzen 
ver Moͤglichkeit geſucten Beyſpielen über die rechtswidri, - 
gen Folgen der im $. 24. liegenden Beſtimmung entgegen, 


Man darf und muß onnehmen, daß jeder Frohnd⸗ 
pfliotige einiges liegenfchaftliche Vermögen befize, bloße. 
Kapitgliften giebt ed in dieſer Klaſſe won! feine, und Hefte 
ler fönnen zu feiner Ablöfung beyarzogen werden. "Dar 
durch nun, daß die auf allen Familien eines Orts bisher 
gelegene Frobnopflicht aufhoͤrt, muß ſich der Werth aller 
Realitäten heben, weil man ſich gern in einer Gemeinde 
anfaufen wird, wo die Drtsfägigleit feine Frohndpflicht 
involgirt; es erhält alfo auch jener ,äder kurz nach ftatt 
gehabter Ablöfung ohne amıtsfäßige Kinder zu hinterlaſſen, 
ſtirbt, gder deſſen auswärtige Erbnehmer durch den geſtei⸗ 
gerten Werth der ererbten Liegenſchaft nod einigen Erfaz 
für jene Juslage. | 


* 
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Durch dieſe Betrachtungen und den Wunſch geleitet, 
die Anwendung des Asloͤſungs⸗Geſezes möglichitigu ers 
feichtern, trägt man darauf an, ben $. Jı u. 14 unverändert 
beyzubehalten. 


Hofrath v. Rotteck: Nachdem alfo die Pflichtigen 
Sahrbunderte hindurch die ungerechte Frohndlaſt getragen, 
fo follen fie auch jest noch, im Augenblid, da man fie bes 
freyen zu wollen ſich erflärt, und durch eben daedGeſez, 
welches ſolches verkuͤndet, gedruͤckt und zwangoͤweiſe zur 
Abzahlung eines Kapitals, welches ſie durchaus nicht ſchul⸗ 
den, angehaften werden ! 


Der Anſicht des Herrn Regierungs- „Kemmiſaͤrs, 
daß die allzuſtrenge Rechtsbeachtung trauxig, und für als 
les Gute hindernd wäre, muß ich ‚aufs lebhafteſte widers 
fprechen. Die Rechtsbeachtung kann nie zu fireng fepn, 

und für den Staat, diefe große Rechtsanſtalt, iſt das erſte 
Princip: Heilighaltung des Rechts. Nuyrin 
nerhalb der durch das Recht gezeichneten 
Linie darf die Staatsklugheit wirkſam ſeyn. Was jen⸗ 
ſeits dieſer Linie liegt, bleibe ein ihr unzugaͤngliches Feld. 
Nur die Abweichung von dieſem Princip iſt traurig, an 
und fuͤr ſich und nach der Unermeßlichkeit der Folgen. 


Die Beyſpiele, welche man wider mich aufſtellt, zum 
Beweis, daß die Ungleichheit der Leiſtungen ſich nicht 
vermeiden laſſe, daß aber gleichwohl die Majoritaͤt der 
Gemeinde rechtsguͤltig ſolche Leiſtungen auflegen koͤnne, 
koͤnnen nicht gegen meine Behauptung ſtreiten. Wohl ent⸗ 
ſcheidet in allen wahren Gemeindsſachen die Majori⸗ 
taͤt der Stimmen, und es muß ſich der Einzelne die Bey⸗ 
ſteuer nach dem Vermoͤgensfuß gefallen laſſen, ob er auch 
fuͤr ſeine Perſon an gewiſſen Gemeindsſchulden oder 
Gruͤndungen geringeres Intereſſe nehme. Aber in der Ei⸗ 
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genſchaft als GBemeindeglied bat erdieRechtäfchul 
digkeit auf ſich, dem Geſammtwillen ſich zu unterwer⸗ 
fen, und nacd der Vermoͤgens-Proportion an ber gemei; 
nen Laſt mit zu tragen. Solches wird alfo auch Statt 
finden, wenn man das Frohnd⸗Kapital als eine Ges; 
meindsſchuld, deſſen Abldfung alfo als eine Ges 
meindsſache betrachtet; aber dann wird eben die 
Theiinapme nach dem Vermögen oder dem Steuerfuß, nicht 
nach ter einſtweiligen Sabresleiftung eintreten. Dan erklärt 
aber ja die Frohndpflicht als eine Privatſchuld, und 
r:ill fie gleibwohl einem Befammtwillen unterwerfen! Dieß 
iſt ein Widerſpruch Jura et debita singulorum find kein 
Gegenſtand eines Geſammtwillens. Zwiſchen einer bloßen 
Menge von Privatſculdnern beſtebt Feine juridiſche Vers 
dindung oder Geſammt⸗Perſoͤnſichkeit; und man muß alfe 
entwercer die Gemeinde ald Schuldnerin betrachten; 
oder den Willen der Majorität als unverbindlich für die 
einzelnen Pflichtigen erklären; gleichwie zum Bau eines 
Schulbauſes nur varum, weil folder ald Bemeinds, 
fache erfcheint, auch finderlofe Gemeindsgenoſſen, Boch 
nur als Gemeindsgenoſſen, und darum nah dem Ste us 
erfuß beyzutragen haben; wäre der Unterricht der Kin; 
der- bloß ald Privarfache der einzelnen Eltern, ja 
ſelbſt der Familien zu betrachten, fo würden allerdings 
auch nur fie und zwar nur unge zwungen beyautras 
gen haben. 


: Selbſt bie. — an und für ſich noch ſcheinbarſte — 
Betrachtung, daß durch die Frohnd-Abloͤſung der G 9 
terwerth in.der ganzen Gemeinde, alfo auch für jeden 
Einzelnen fteige, Tann feinen Grund abgeben zur Blei: 
beit zwifchen den Frohndpflichtigen. Denn. 


! 


Zehnte Sizung vom 2. Auguſt. — 


a) Einerſeits wäre: dieſer Vortheil ſehr ungleich 
. nad den Abſtufungen bed Vermoͤgens ober Grund⸗ 
beſizes; andernſeits 


b) würde er die Ungleichheit der Alters⸗ und Fa⸗ 
miliensBerhältniffe ꝛc. durchaus nicht aufheben; 
träte die Preiserhoͤhung nit im Verkehr zwiſchen 
ben Genofien derfelben Gemeinde, ald deren 
Frohndpflicht durch die Geburt, nicht durch der 
Butöbefiz begründet wird ; fondern nur bey Ber, 
Täufen an Fremde, oder im Galle der Konkurrenz 
mit dieſen, ein; und wurde endlich 


d) für den Gemeindögenofien, fofern er Käufer iſt, 
ſogar oft nachtheilig wirken. | 


Hieraus erhellt, dag feldft von Gelte des Bors 
theils nicht nur von jener des Rechtes oder der Schuls 
digkeit die Frohndabloͤſung eine wahre Gemeinds⸗ 
fache ſey. Auch die Preiserhöhung der Buter ift nur 
für die Gemeinde im Ganzen, nidt für bie Ein 
zelnen Pflichtigen als folde ein Nuzen, er ift ed 
auch für die Frohndpflichtigen nicht mehr als fuͤr die 
Frohndfreyen; und alſo müßte ſelbſt unter die ſem 
Titel die Laſt der Frohndabloͤſung nicht auf jene Pflich⸗ 
tigen, fondern auf die Gemeinde, oder auf die Ge 
meindöglieder, und zwar nah dem Öteuerfuß, fallen, 


Endlich bleibt der Hauptfaz: die Frohndſchuld, (die 
walzende ausgenommen, welde naͤmlich am Gute 
Kebt) ift entweder eine Gemeindsfchufd, oder — 
da fonft gar nichts perennirendes gederkbar ift, woran 
fie. hafte — fie ik gar feine Schuld, 


Regierungs⸗Kommiſſaͤr Hofrath v. Seyfried: Die 
Behauptung, daß das vorgeſchlagene Geſez die Frohnd⸗ 


‚c 


ut 
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qνν wa mrir ri! 8 ee eher ren. in 
ne rer ur: Dot ri rl di ve mus zwir. 
err , ibrdert I: Bir erg borg: vre item irenen Eri 
Bis cr. . 

Lrirett r. Krıtect: Ben! cher pe Mebrbeit 
Sol dir E rgeiner ;jwrneer. uıt merr dann dvieie Em 
zerner me ned bezateiern Foriao. ır en ertere ng 
t:ehrvpsafere Gemeinde übertreret, je werben fie aber: 
ME rtuhäıg. 

Regierunas -£ommiher Hrtrattr. Z:r’rier: Dub 
fordere: ıd den Kenner au? tragen? emer Iny anzugeben, 
me Ga mid: ideal: Faß: culicher Siıeker ir weichen er 
druckent würt: Wenr Der vorgeſchiagene Ins ber Mehr 
hri are nprtheiihaf: eri@ein! it ipl dieſielbe durch dab 

sipe-trehen Cımelner nicht benadı!neiliat werben. le 
berhaupt ir das vorgeſchlagene Geie, nad; Tendenz und 
Rirtunc mopitbatin, und verdient Dan? nim: Beſchwerde. 

Tias pohbe Vrci:tium Torderte nummehr Die Kammer 
zur Abſrimmung uder die Krane auf: ok, wenn die Meprbeit 
der Fronndpfliwtigen abidien wolle bie übrigen Daıu follm 
arzwungen werden ” 

Ale Stimmen, mit Ausnahme det Hofratus v. Nots 
ted , beantworteten Die Fragt bejabent. ©. Durde 
laub: der Herr Fürfı v. Loͤwenſtein⸗Wertheim enthielten 
fi der Ubſtimmung. 

Der Herr Praͤla: Hebel macht: bierau’ die Kam 
mer au’ cin: Barıanı: aufmerfiam weiche zwiſchen den 
Ausdruͤcken der $5. 11. und 14. des Geiczes obwalte, ins 
dem dort von ber „geſammren Hand der Frovndpflich⸗ 
tigen,’ bier aber von ber Gemeinde geſprocher werde, 
und fragte fodanr : welcher Ausdruck ſiollte benbebalten 
weinen? Ihm felbft ſcheine bier geeigneter, vor ber Ge⸗ 
ſanmm h eñAt abö von der Gemeinde zu reden. 


Zehnte ‚Sigung vom 2, Auguft. ri 
Staatsrath Schr. v. Tuͤrkheim hält die Saflung, 


ned 


deren Benbehaltung. | 

Der Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg und die 
Staatsraͤthe Frhrn. v. Baden und v. Zyllnhardt 
ſtiumen Dagegen, weil fonft Diverhäntnife entſtehen 
tönnten. 

Die Kammer beſchloß dur eminentes Stimmen⸗ 
mehr: im 6. 14. flatt „Bemeinde zu fegen: „Be 
fammtheit:der Frohnpdpflichtigen.‘" Ä 

v. Rotteck enthielt fih Bier des Stimmens , weit 
er nad) ben nun vorliegenden Prämiften bepdes verwerfen 


müßte, 


Die Diskuſſion über die Ablöfung der Dersenfrohn. 
den wurde nun von Sr. Hoheit bem Präfidenten für ges 
ſchloſſen erflärt, und jene über Aufhebung der Vermoͤgens⸗ 
Konfiskationen eroͤffnet. 

Der Regierungs-Kommiſſaͤr, Herr geb. Kriegsrath 
Reich, verlas hierauf die folgende Erklärung: : 

Dem Hrn, Berichtserftatter über den Befezi dent» 
wurf, die Aufhebung der Vermögens» Konfisfationen bes, 
treffend, Tann man nur über das in unferer Verfaſſungk⸗ 
Urfunde und deren $. 16., wodurch beftimmt worden iſt: 


„alle Vermögens Konfisfationen ſollen abgefchafft 
„werden“ 


ertheilte Lob den gebuͤhrenden Dank abſtatten. 
Was den weitern Inhalt des Berichts anlangt, fe 
erlaubt man ſich folgende Bemerkungen: 


1) Dem entwickelten Begriff der Vermoͤgens⸗Konfis. 
kgtion ſezt man den Begriff der Strafe, entgegen, 
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‘Wird denn derjenige, welcher nach den Geſezen um 
- 10 oder 100 Thaler geftraft wird, Dies als Vermögens 
Konfiskation anfehen ? 


3) Ruͤcſichtlich des 5. 33. des Landrechts, worin eßs 
heißt: 
„die Guͤter, welche ein buͤrgerlich Todter erwirbt, 
und in deren Beſiz er am Tag ſeines natuͤrlichen 
Todes iſt, fallen dem Staat: kraft des Rechts 
auf erblos Gut anheim“ | 


wird bemerkt: 


“der bürgerlich Todte iſt entweder im Land ober 
außer Land. 


Iſt er im Inland, fo iſt er zu einer Ichenslänglichen 
Leibeöftrafe (alfo lebenslang ind Zuchthaus) verurtbeilt, 
er kann alfo während diefer Zeit nicht in den Beſiz vom, 
einer Erbſchaft ſich einſezen, ſondern ſeine Erben werden 
ſich dieſelbe aneignen (nach $. 25.); es iſt alfo nad mei⸗ 
ner Anſicht dieſe Erbſchaft kein erbloſes Gut, ſondern es 
macht ein Theil desjenigen Vermoͤgens aus, das feinen 
Erben zufänt. | 


| Erwirbt er etwas im Zuchthaus, fo mag dieſes Er⸗ 
worbene in die Kategorie des erbloſen Guts gehören; es 
| wird ſehr unbedeutend ſeyn. 


Iſt der buͤrgerlich Todte im Ausland, ſo geht das 
yon demſelben dort erworbene Vermoͤgen den Staat, aus 
dem er. entflohen ift, nichts an; denn bis vortpin erftredt 
na die Macht bed leztern nicht, 


©. 3 Das den bey lit, a, bemerkten Kal von einem 
boͤslich Ausgetretenen oder einem ſolchen, der das Land 
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gerläßt „ um eine verbotene Handlung zu begehen, oder 
wer als ſchon abwefend ein in das Land, welches ein fols 
cher verlaffen hat, wirkendes Verbrechen begeht, und auf 
erhaltene Ladung nit erfheint, betrifft, fo iſt die Be⸗ 
ſtimmung uͤber dieſen Punki in dem vorgelegten Geſezes⸗ 
entwurf nicht ausgeſprochen, und wuͤrde daher noch zu 
geſchehen haben. 


4) Wegen des Abzugs à 3 pCt. von dem Vermoͤgen 
der ohne Erlaubniß im Ausland ſich Niederlaſſenden, iſt 
die Kommiſſion mit dem Antrag einverſtanden, deswegen, 
weil der Ausgewanderte nicht die geſezlihen Formen und 
Bedingungen beobachtet hat. 


5) Der vorliegende Gefegedentwurf belegt in den 
65. 2. und 3, die Deſerteurs und Refraktairs mit einer 
Geldbuße von 1200 fl., wenn fie in der geſezlichen Kapi⸗ 
tulationgzeit nicht zuruͤckkebren, daneben follen, die er 
ftern die Montur⸗Raten bezablen, welche im Regierungs⸗ 
blatt vom Jahr 1813, Nro.7. $. 3. feſtgeſezt worden find. 


Der Kommiffionsbericht macht aber einen Unterſchied 
zwiſchen Deferteurs und Refraftaird, und fchlägt vor — 
obgleich ſwon derfelbe -in der Verfchiedenheit der koͤrper⸗ 
lichen Strafe liegt, indem der Defertenr härter gezuͤchtigt 
wird als der Nefraftair, erſterem die früher, gedienten- 
Jahre nicht angeredhnet werden, fondern er eine volle 
Kapitulationszeit antreten muß und ausdienen (of? _ 


bey den Deſerteurs nur die Haͤlfte des Verms. 
gend bis auf die Summe von 1000 fl, wenn 
auch) dad Vermögen fid höher belaufen folte, 
als Strafe einzuziehen ; 
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ven Refraktairs aber außer ber etwä aus’ Ihrem 
Bermögen zu beftreitenden Werbung eines E ſaz⸗ 
manns und außer dem Berfuft des Untertbanens 


rechts von dem übrigbfeibenden Vermögen nut 
3 pCt. Abzug zu nehmen; 


Wenn von dem Vermögen ‘der Deferteur® und Re⸗ 
fraftairs eine pars quota genommen wird, ſo ſcheint biers 
burch ſich der Vermoͤgens⸗Konſtäkation wieder genaͤbert zu 
Werden; man glaubt daher, daß es bey der im Giefe} 
Vorgefchlagenen Strafe: zu belaffen fein möchte, welche 
dem Marimum gleichkommt, das in ven verfloffenen 
Kriegszeiten an Einfteher von” Sinſtellern bezahlt worden 
iſt. 


Deſertion kann nicht genug verpoͤnt werden, denn 
der Deſerteur begeht dreyerley Berbrecden: | 


1) bricht er den Unterthanen » Eid und wird Vers 
räther am Vaterland; 


3) bricht er auf jeden Fall den €, den er zur 
Fahne gefchworen hat: er iſt alfo ald ein dop⸗ 
pelt Meineidiger zu betradhten ; und 


3) if er ein Dieb, weil er die vom Gtaat ihm 
anvertraute Montirung‘ und manchmal auf 
Arımaturffüde vertragen bat. 


Du Refraktair macht ſich blos des erſtern Berbres 
dent ſculdig. 


Beyde haben der Geſammtheit Schaden zugefuͤgt, 
indem ſolche durch fie in Gefahr geſezt worden iſt, an 
ihrem Eigenthum Schaden zu leiden, weil ferner andere 
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Andividuen, die fich zu Haufe fiber glaubten, an ihre 
Stellen eintreten und aus ihrem bäuslicpen Derband u 
riffen werden muͤſſen. 


- Bil man nun human gegen die Deſerteurs und 
Refraktairs, gegen dieſe Treuloſen, ſeyn, fo wird’ mar 
inhuman gegen die Treugebliebenen, welches ſich mit der 
Gerechtigteit und Politik nicht vereinigen läßt, . 


Alle Voͤlker Haben auf die Defertion eine febr barte 
Strafe geſezt, und ed muß auch ſeyn, ſonſt würde man 
wenig Soldaten bey den Bahnen behalten; denn nicht ale 
find.von ber Liebe zum Vaterland fo beſeelt, daß ſie ihr 
Reben, welches fie als das hoͤchſte Gut ſchaͤzen, gern ver⸗ 
lieren, ſo z. B. iſt 


in Frankreich der Tod, oͤffentliche Arbeit mit und 
obne Kugel, und in allen Fällen. nebſt dem 
noch eine Geldbuße auf dad Verbrechen der 
Deſertion geſezt; 


in Oeſterreich Vermoͤgens⸗Konſiskation und Ver⸗ 
guͤtung der vertragenen Monturs und Armas 
turftüde; ! 


in Sachſen Konfiskation und Strafe; 


in Preußen eben fo ꝛc. 


J 


Will man nun den Ausdruck Strafe nicht gelten 
laffen, fo nehme man diefelbe als Entfhädigung für deu 
der Geſammtheit zugefügten Schaden an. 


Diefe Entſchaͤdigung foll nicht in die Staats», fon« 
dern in die Amtskaſſe fließen, alfo auch der Geſammtheit 
wirklich zu gut fommen. . 


Io Protokolle der Erften” Kammer. 


Dieſe leztere, nämlich die Amtskaſſe, baͤtte ninr der 
Staatskaſſe diejenigen Deſertionsgebuͤhren oder den. Be⸗ 
tra fuͤr die von Deferteur vertragenen Montur⸗ und 
Armaturflüde zu erfezen, welde dieſe nad der oben alle» 
girten Verordnung der Kriegskaſſe zu zahlen hat; das 
bep ift zu bemerken: daß man auch deswegen die Strafe 
oder die Entſchaͤdigungsgelder fo bocgegriffen hat, weil 
die für die vertragenen Monturs und Armaturftüde bes 
Rimmte.-Averfals Summen gegen ben. wahren Wertb ders 
felben gu nieder angefezt find, und weil die Hülle viel 
häufiger eintieten, daß Leute, welde nicht viel zu vers 
lieren haben, fich bed Verbrechens der Defertion ſchuldig 
machen, als folhe, welche vermöglich find. Hierdurch 
wollte man die Kaffe ſchadlos halten, die andernfalls 
fonft unfehlbar würde in Nasptheil verfest worden feyn. 
Aus biefen und den bey der Diskuſſion weiter angegeben 
werdenden Gründen und nad ihrer Ueberzeugüng, glaubt 
die Regierungd-Kommiffion dem Antrag in dem Kommifs 
fiondbericht der hochanſehnlichen eriten Kammer nicht bey» 
ſtimmen, jedoch zugeben zu koͤnnen, dag der in demſelben 
hey lit, a. vorgeſchlagene Artikel als Ergänzung dem vor; 
gelegten Geſezesentwurf: 


die Auſbebung der Bermögend,Konfitatin betrefs 
fend, 


bengefügt werde. 
f 


Sodann hielt der Herr Generallieutenant v. Sehaͤf⸗ | 
fer ‚den nachſtehenden Vortrag: 


Der hier vorliegende. Kommiſſionsbericht weißt den 
abſeiten des Gouvernements vorgelegten Geſezentwurf um 
deswillen 
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der Staat, und vertraue dem, Soldaten alle dieſe Erfor⸗ 

derniſſe an. Die Koſten einer vollfommenen Ausrüftung 

‚belaufen fib nach diefjeitigen Adminiſtrations⸗Grundſaͤzen, 

auf mehrjährige Durchſchnitte berechnet: 

: bey einem Kavalleriſten (ohne Pferd) auf 107 fl. 42 Er. 
bey einem Brtilleriftien auf . . 56 fl. 35 kr. 
und bey einem Snfanteriften auf . an fl. 22 kr. 


Angenommen, die ad 2. erwähnten 600 Deferteurs ſeyen 
indeffen nur Infanteriften, eine Annahme, die ih um 
deswillen aufſtelle, um die Berluftfumme nicht zu fleis 
gern, fo würde deren Defertion dem Staate demunges 
achtet die bedeutende Summe von 46 420 fl. foften. 


Man wende nicht ein, daß nicht jeder Deferteur 
Behr und Waffen, Rüftforten und Montur vertrage ; ich 
will es glauben; aber an wen liefert er folche ben feiner 
heimlichen Entweihung ab? on Niemand! und ohne folde 
mitgenommen zu haben, gehen fie dem Staat meiſt immer 
doch verloren. 


Man wolle indeſſen noch weiter bemerken, daß un⸗ 
tee ı5 Deſerteurs kaum einer vorhanden iſt, der Vermoͤ⸗ 
gen beſizet, und den verurſachten Schaden zu erſezen ver⸗ 
mag; wenn daher dem Vermoͤglichen eine Geldſtrafe von 
1200 fl. durch den in Frage befindlichen Geſezentwurf auf⸗ 
erlegt wird, fo regreflirt fich ter Staat faum für die 
Koften, welche diefe 15 Deferteurs veranlaßt haben. 


Reiche oder wohlhabende junge Männer defertiren 
nämlich felten, And noch feltener werden fie Soldaten, in» 
dem fie andere fü füch einftellen; die Defertion roul'rt 
daher, Wie. natürlih, in der Regel nur unter den uns 
vermögliben Soldaten, an melden fih der Staat nur 
felten vegrefliren. kann. 
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welchen 5 Sechstbeile auf bie drey Kriegesjahre fallen; 
und woher will man ſolche bedeutende Summen nehmen, 
wenn ſolche Defertionen Statt finden? welde Kaffenfonds 
find hierzu erforderlih ? welche Bermaltung gehört dazu, 
um dergleichen Kapitalien versinslih anzulegen und zu 
verrehnen? und woher follen die Berwaltungsfoften bes 
ftritten werten ? 


Uugeachtet der damald noch geſezlich beftandenen 
Vermögens « Konfidlation, hat dennoch der mit Abgaben. 
beſchwerte Unterthan zum größten Theil diefe Koſten tra⸗ 
gen muͤſſen. | 

ad 4. 

Wie fehr übrigens ‚die Defertion eined SIndividuf 
folgenreich auf andere wirfe, darüber muß bie Erfahrung 
besonders gehört werden; wenn daher ein folder Defers 
teur noch dazu gelind behandelt wird, wenn fein Vermoͤ⸗ 
gen nur blos in Beſchlag genommen werden darf, um 
ihm bey feiner Ruͤckkehr nach geendigtem Kriege, denn 
wahrſcheinlich wird. der Feigherzige nicht eher zurücdfome 
men, wieder zugeftellt. zu werten, fo muß bie Defertion 
überband nehmen, und vergeblich wird das Waterland 
nady Streitern fi fehnen ; entehrt wird ein folcher deuty 
ſcher Voͤlkerſtamm die germaniſchen Gaue bewohnen, und 
die Kunkel — flatt der Waffen — würde folchen Halbe 
männern zu Theil werden müffen ! 


Den Abgang der Deferteurd durch eine Kaffe zu ers 
fegen, welde aus dem hälftigen Bermögen der Außreifs 
fer dotirt würde, von welchen jedoch, wenn ich den Koms 
miflionsberiht richtig verftanden. habe, nicht uͤber 1000 il. 
beygezogen werben follen, ift um deswillen nicht ausführs 
bar, weil nad dem beſtehenden Einftanddgefez. das. Eins- 
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Militär: Dienftpfliht durch die Flucht entzieht, und felche 
einem Andern aufwälzt; allein er hat den Militaͤrdienſt⸗ 
Eid noch nicht gefhworen, und Fein ihm anvertrautes 
Gtaatseigenthum entfremdet , hinfolglich dem Staate nicht 
jenen Schaden zugefügt wie ein Deferteur, und verbient 
Daher, meiner Anſicht zufolge, eine gelindere Behandlung; 
Die ich jedoch befierem Ermeſſen anheim ſtelle. 


Wenn aber auch bey ihm nur der Vermoͤgensbeſchlag 
Ylaggreiflih werden fol: wenn man feinen Ungehorfam 
nicht auch mit einer Beldftrafe belegen will; fo dürften 
die Amtskaſſen ſchwerlich in den Stand gefezt werben, ber 
Kriegskaſſe den Betrag der durch Deferteurs vertragenen 
. Militärs Effekten erfegen zu fönnen. 


Zugleih aber muß ich es der Eintfcheibung rechtes 
fundiger Mitglieder anheim ftellen, ob ein Menfh , der 
feiner Seit die Konftitution bricht und ihren gefezlichen 
Beftimmungen entgegen handelt, demohngeachtet noch auf 
die Vortheile Anfpruh machen könne, welche diefe felbige 
Konftitution , meined Dafürbaltens, nur treuen und red» 
lien Bürgern zufihern dürfte 

Wenn übrigens der Kommilfionsbericht in der Geld» 
ftrafe von 1200 fl. eine Bermögend » Konfisfation, wenn 
glei unter einem mildern Namen, erblidt, fo Tann ich . 
‚meine Begriffe hierüber nicht damit in Einklang bringen; 
denn Vermoͤgens⸗-Konfiskation fezt obnftreitig die Weg⸗ 
nahme des ganzen Vermögens, nicht aber eined Theils 
deſſelben voraus. Es giebt bekanntlich buͤrgerliche und 
polizeyliche Geldſtrafen, die oft dad ganze, wenn gleich 
fehr geringe Vermögen eines Mannes in Anfprud neh⸗ 
men! Diefe Geldftrafen wären ja dann aud eine Vers 
moͤgens⸗Konfiskation! und doch giebt. der Kommiſſionsbe⸗ 
richt zu, daß ſolche nicht darunter gehören. - 
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Es fragt ſich daher: wo ſoll die Graͤnze fenn?? und 
find nicht die 5ofl. eined Armen ihm eben fo werth, als 
bie 1200 fl. eines mehr begüterten Einwohners ? 


Die von dem Gouvernement in Antrag gebradite 
Vermögensfirafe von 1200 fl, ift daher eben fomohl eine, 
bem Betrag nad beftiimmte, ald die von 5 oder 5ofl., 
welche leztere unter Umftänden ebenfalls das ganze Vers 
mögen hinwegnehmen kann. 


Zudem möchte idy behaupten, daß gleiche Verbrechen 
gleihe Strafen nothwendig machen; denn fonft dürfte aus 
dem Gegenſaz refultiren, daß für jeden Menſchen, nach 
ſeinen individuellen Verhaͤltniſſen, ein beſonderes Strafge⸗ 
ſez entworfen werden muͤßte. 


v. Rotteck: Alles, was in dem vielumfaſſenden 
Vortrag des Herrn General⸗Lieutenant v. Schäffer, fo wie 
in jenem des Herrn Geheimen Kriegsrath Reich enthalten 
iſt, umſtaͤndlich zu beantworten, wuͤrde fuͤr jezt noch zu 
weit fuͤhren; ich behalte mir die naͤhere Beleuchtung der 
einzolnen Punkte fuͤr den Verlauf der Diskuſſion bevor: 
Vorerſt mögen einige allgemeine Gegenbetrachtungen genü- 
gen, um den richtigen Standpunft zur Würdigung des 


. Kommiffions s Berichtö herzuftellen. 


Es ſcheint nämlich allerdings, daß über dern Sinn 
diefed Berichtes einige DMißverftändniffe obmwalten , welche 
vorerft zu befeitigen um fo mehr noth thun dürfte, da ders 
felbe noch nicht gedrudt, und alfo noch nicht von allen 


hochverehrten Mitgliedern gelefen ift. 


Die Kommiffion ift himmelweit davon entfernt gewes 
fen, die Defertion ald ein geringes Vergeben zu be 
traten. Sie hat diefelbe vielmehr ausprüucklich uns 
ter die fchweren Berbrechen gezählt, und gege 
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v. Rotteck: Info fern in den eben gehörten Ber 
merfungen bloß die fubjeltive Anficht zweyer hochverehrter 
Mitglieder der Kammer ſich ausſpreche, koͤnne er ſich, da 

ſolche Anfichten natürlicherweife frey feyen, . wohl berupis 
gen; wenn jedoch aud die hohe Regierungs⸗Kommiſſion 
dem Tadel bepftimmen würde, fo müßte er ſich mit Nach» 
drud auf feine fo eben gegebene Erklärung berufen und 
zugleich weiter anführen, daß ſchon oͤfter, ſowohl in diefer 

erſten ald in der zweyten Kammer durch die auf muͤndli⸗ 
ches Anſuchen eingetretene Vermittelung einer hoben Re⸗ 
gierungs » Kommiffton die Zuruͤcknabme von Geſezes⸗Ent⸗ 
wuͤrfen oder deren wefentlihe Modificirung ꝛc. beym ho⸗ 
ben Staatsminifterium bewirkt worden ſey, und daß dems 
nach cine, auch im vorliegenden Fall an die H. H. Regie 
rungs-Kommiſſarien geftellte ähnliche Bitte um fo’ weni» 
ger Tadel verdienen fönne, als fle ja lediglich auß der 
Sorgfalt, der Initiative der Regierung nicht zu nahe zu 
treten, ihren. Grund entnommen. Sollte übrigens, auch 
nach diefer Erläuterung, dad Mißfallen fortdauern,, fo 
woile er:daffelbe weit Lieber perfönlich und allein, als 
Berfaffer des Berichts, auf fih tragen, ald aud 
die beyden andern hochverehrten Mitglieder ber Koumiſ⸗ 
fion- daran Theil nehmen laſſen. 


Bistbverw. Frhr. v. Weffenberg: Es war von 
der Gefinnung der Kommiſſion fo weit entfernt, durch ihren 
‚Antrag der der bogen Regierung und ihren Rechten gebühs 
renden Achtung zu nahe zu treten, daß fie vielmehr zu ihrem 

« Antrageinmüthig durch den Wunfch bewogen wurde, dieſe 
Achtung an den Tag zu legen... — Nachdem die Kenmife 
fion ſich überzeugt hatte, daß in dem Gefezes » Entwurf 
nicht über alle betreffenden Fälle Bertügungen enthaiten 
ſeyen, und daß die vorgefchlagenen Beflimmungen in Hin⸗ 


ficht der beyden Fälle der Deferteurd und Refraftaird mit 
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dem Grundfaz der Berfaffung nicht im Finflang 
fteben; fo blieb der Kommiſſi ion nur die Wahl, entweder 
felbft einen neuen Geſezesentwurf zu machen, oder ihren 
Wunſch dahin zu Außern, das ein folder von der hohen 
Megierung gemacht werde. Die Kommiffion glaubte aus 
Achtung für. die hohe Regierung dem leztern Ausweg den 
Vorzug geben zu muͤſſen, ift übrigens gar nicht entgegen, 
wenn die hohe Kammer bejcließen follte, die gemachten 
Borfhläge und Bemerkungen fogleih an die zwepte Kam⸗ 
mer gelangen zu laſſen. 

Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Die Regierung 
werde ihre Rechte ſchon ſelbſt zu bewahren wiſſen, ſie be⸗ 
duͤrfe ſolcher Wahrung oder Bevormundung durch die Kam⸗ 
mer nicht. Uebrigens wuͤrde es oft leichter ſeyn, die Ergaͤn⸗ 
zung eines ſolchen Geſezes⸗-Vorſchlag zu erbitten, als ſelbſt 
einen zu entwerfen. 

v. Rotteck: Der Kommiſſions⸗Bericht enthältja 
folhen Vorſchlag umftändli und wohlbegründet,, aber er 
fol nur für ven Gall Stoff der Berathung werben, 
wenn die hohe Regierungs-Kommiſſion die Borlage eines 
eigenen ablehnt. Die Bevormundung ber Regierung 
betreffend erwiedere ib — ben Ausdrud ſelbſt der Beurs 
teilung der hohen Kammer anheimftellend — daß aller 
dings die Kammer nicht nur das Nedt, fondern auch die 
Pflicht habe, die konſtitutionellen Rechte der Regierung 
ſorgſamſt zu bewahren; denn die Rechte der Regierung ha⸗ 
ben dad Geſammtwohl zum Zweck und find Theile der 
Berfaffung, welche im Ganzen und heilig ſeyn muß. 

Staatdrath Frhr. v. Zyllnhardt: In dem Koms 
mifftons » Bericht wird gefagt, der Herr Regierungs: Kom 
miffär babe die angeführte Rüde des Geſezesentwurfs felbft 
gugegeben ; in biefer Borausfezung halte ich ed für geeig⸗ 
net, die Sache an die Kommiſſion zuruͤckzuweiſen, damit 
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daß er ſich nicht ermächtigt finde, weder die zur Ergänzung 
noͤthigen Artikel, noch in Hinficht der Deferteurs und Res 
fraftairs andere Beflimmungen, als der Befegesentwurf 
enthält, in Vorſchlag zu bringen. 

Regierungs-Kommiſſaͤr, Gebeimer Kriegsrath Reich: 
Der Segenftand ift in der Kommiſſion nur fummarifch vers 
bandelt worden ;, deswegen babe idy vermeynt, ed Werbe 
vor Abfaffung ded Kommiſſions-Berichts noch ein Zufame 
nientritt mit der Regierungs : Kommilfion Statt haben, 
wobey die Sache dem fruber citirten 6. 38. der Geſchaͤfts⸗ 
Drdnung gemäß noch näher erörtert würde, und dann 
erft die Berichtderftattung in der Kammer gefchähe. 

Ge. Hoheit der Praͤſident erflärten, daß Sie Selbſt 
die Kommiſſions⸗Sizung zur Berlefung des Berichts an⸗ 
geordnet hätten, und zwar auf die Mittheilung des Herrn 
Generals v. Freyſtett, Daß der Beridht fertig, und des 
Gegenſtand mit dem Heren RegierungsKommiflär verhan⸗ 
delt ſey. 

Staatsminiſter Freyberr v. Berſtett: Nach der 
jezigen Rage der Sache werde fie in jedem Fall zur Kom⸗ 
miſſion zurüf zu verweilen fenn, damit. eine nechmalige 
gemeinfchaftliche Erörterung mit der hohen Regierungds 
Kommifjion Statt finde. Es mulfe aber rin neues Mit» 
glied an, die Stelle: des abwefenden Herrn Generals von 
Freyſtett gewählt, und etwa, da der Gegenſtand von base 
her Wichtigkeit ſey, die Kommiffton noch um ein oder zwey 
Mitglieder verſtaͤrkt werden, 

Der Herr General:Lieutenant v. Schäffer Aimmt 
dieſem Antrag vollfommen bey. 

9 Rotted: Nur in Bezug auf die nöthige Er⸗ 
aänzung, des Geſezesentwurfs wurde die Zuruͤckweiſung ag 
die Kommiffion vorgefchlagen: in Bezug auf die übrigen 
Punfte,, weiche blos. zu. Verbeſſerungsvorſchlaͤgen Anlaß 
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gaben, und worüber der motivirte Kommifflonsantrag vor, 
liegt, dürfte fie überfläffig feyn. 

Frhr. v. Baden: Bey der wechfelfeltigen Berbin, 
bung aller einzelnen Geſezes » Artikel, und um zu einer der 
Geſchaͤſtsordnung entſprechenden regelmäßigen Diskuffion 
zu gelangen, mülfe die ganze Sache ohne Befchränfung und 
Ausnahme an die Kommiſſion gur abermaligen Eroͤrte⸗ 
zung zuruͤck. 

Staatöratp Frhr. v. Tüurtheim und mehrere an; 
bere Stimmen yflihten bey, morauf bey der dur das 
hohe Praͤſidium gepflogenen Umfrage die Majoritaͤt bes 
flog, den ganzen Geſezesentwurf an bie Durch zwey nen 
zu wählende Ditglieber zu verſtaͤrkende Kommiffion zuruͤck 
zu weiſen. 

Durch die am Ende der Sizung vorgenommen⸗ Wahl 
wurden biezu ber Staatsrath Frhr. v. Baden, und der 
Dberhofmarfhall Frhr. v. Sayling beftimmt. 

Das bobe Präfipium berief nunmehr nah der 
Tagesordnung den Herrn Bisthumsverweſer v. Weſſen⸗ 
berg zur Motivirung feines jüngft vorgelegten Antrages 
auf Errichtung eines Taubſtummen⸗Inſtituts. 

Derfelbe ſprach wie folgt: 

Unter den zabfreichen Gattungen von Ungluͤcklichen 
iſt vielleicht keine, die das Mitleid und die Hülfe aller 
men ſchlich fuͤhlenden Herzen ſo ſtark und dringend anriefe, 
als die mehrentheils noch wenig beachteten Taubſtum⸗ 
men. Sich ſelbſt uͤberlaſſen entbehren fie aller Mittel zur 
geiſtigen, ſittlichen und religioͤſen Bildung und zur Befaͤ⸗ 
higung für irgend einen. Beruf. Sie werden ohne ihr 
Verſoulden eine bloße beſchwerliche Laft für die große 
Geſellſchaft und befonders für die Famklien, denen fie ans 
gehören. Laͤßt fih wohl ein trausigered Loos denken, als 
dieſes? Das ganze Weltall iſt den armen Geſchoͤpfen 
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beynahe fremd, weil fie fein Ohr haben, um feine Spra⸗ 
he zu veritehen, und weil ihnen auch die Sprache fehlt, 
um fich veritändlid zu machen. Durd die Gebrechen ihrer 


phyſiſchen Natur, fehen fie fi des Genuſſes der hoͤchſten 


Gaͤter ver Menichheit beraubt. und nur zu oft auf.die nie 


drigfte Stufe in der Schöpfung tief unser das vernunftlofe, _ 


aber nuͤzliche Hausthier hinabgedruͤckt. 


Wie maͤchtig wird bier, nicht das menfcliche Gefühl | 


aller Mitglieder der Geſellſchaft, in der. fle leben, angen, 


ſprochen! ! 


’ Mo ift, ich ſage nicht ein Menfhenfreund, ein ehriſt. 


ſondern nur irgend ein Genoſſe der Staatsverbindung, der 


nicht intereſſirt wäre, der nicht wuͤnſchen ſollte, daß dieſer 
elende Zuſtand ter Taubſtummen gemildert und. verbeſſert 


werde? Welcer Hausvater ift- gegen das-Unglüd gebors 


gen, "unter feinen geliebten Kindern ein taubſtummes zaͤh⸗ 
len zn muͤſſen? — 

Gluͤcklicher weiſe bat ein menſhenfteandlicher Genius 
. tim verwichenen Sahrbundert eine Methode des Unterrichts, 


die ſeither zu einer boben Stufe von "Vollendung gelangt. 


ift, erfunden, wodurch die armen verlaſſenen Taubſtummen 
zu verſtaͤndigen, brauchbaren, ſittlich-guten und reiigioͤ⸗ 
ſen Menſchen und zu nuͤzlichen Mitglievern der Geſel ſcaft 
‚gebildet werden koͤnnen. 8 
Mehrere deutſche Staaten, wie Delterreich Preußen, 
Bayern, Würtemberg u, a. haben fich beeifert, dem preit⸗ 
würdigen Beyſpiel Franfreid& durch Errichtung eigener 
Anftalten für den Unterricht und die Bildung den Taub— 
ftummen nachzuahmen. Selbſt der raube Norden ift in 
dieſem menſchenfreundlichen Beſtreben nicht zuruͤckgebliehen. 
Im Großherzogthum Baden hat die neuere Zeit, bes 
ſchraͤnkte Privatanftalten für’ den wohlthaͤtigen Zweck ſich 
bilden und wieder verſchwinden geſehen, und noch im lez⸗ 


8. 
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ges Koftgeld entrichten, nur die armen, in welche Klaffe 
frenlich viele gehören, hätten auf unentgeldlichen Unterricht 
Anſpruch, wobep jedoch der Erloͤs ihrer Handarbeiten 
der Anftalt zu einiger Entſchaͤdigung dienen würde 

Demnach glaube ih dermal meinen Antrag darauf 

Befchränfen zu koͤnnen, daß Ge. königliche Hoheit, unfer 
gnävigfter Großherzog, ehrerbietigft gebeten werde: 

2) ein angemeffenes mit einem etwas geräumigen Gars 

sen in Verbindung ſtehendes oͤffentliches Gebaͤude 

in einer Landſtadt, wo ein Amtsphyſikus wohnt, 
für eine Taubftummenanftalt huldreichſt einraͤu⸗ 
men und berftellen zu laflen, 

2) mıt Benftimmung der Stände einen jährlichen 

Beceytrag einftweilen von etwa 2 — 3000 fl. auf 

die Staatöfaffe für die Anftaft Anzumweifen, womit 
noch die Bchträge zu verbinden wären, welde 

"bisher ſchon von Landeöfpitälern für den linter« 
ticht von Taubftummen geliefert wurden ; 

3) gnävigft zu geflatten, daß eine. allgemeine Kolb 
lekte von milden Gaben zur Bildung eined bins 
reichenden Stiftungsfonde der, Anftalt.. vorgenome 

men werde. 

Der ſchoͤne Grad geiſtiger und ſittlicher Bildung und 
die edeln und frommen Geſinnungen in allen Klaſſen des 
Badiſchen Volkes erlauben feinen Zweifel, daß ein eine 
: fader Aufruf an ihr Herz genügen werde, um fie zu ers 
. giebiger Unterſtuͤzung einer Anftalt zu bewegen, die ihrer 
Natur nach die allgemeine Theilnahme in Anſpruch nimmt. 
Im unbefchränften Vertrauen auf Fuͤrſt und Vaters 
| land wiederhole ich meinen Antrag. 

"Der Antrag wurde von allen Seiten mit Radtrud | 
. und ‚Sunigteit mierttu, demnach einmuͤthig 
| befchtoffen: 
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4 . “Benfelben in einer demnaͤchſt zu-baltenden vorbes 
rathenden Sizung in Erwägung zu ziehen. 


Hierauf motivirte, von Gr. Hoheit dem Präfiden, 
ten dazu eingeladen, der Staatsrath n. Türkheim ſei⸗ 
nen juͤngſt angezeigten Antrag, die Entfchädigungsrenten 
der Standes, ſund Grundherrn und Korporationen für 
verschiedene Gefaͤlle betreffend , durch nachſtehende Rede: 

Die jaͤhrlichen Entſchaͤdigungs⸗Renten, welche an 
Standes⸗ und Srundherren und an Korporationen bes 
zahlt werden ,. rühren von: folchen’ Gefällen ber, welche 
der Staat zur eigenen und vortheilhaftern Benuzung an 
ſich gezogen bat, weil fie beilern Einrichtungen ded alle 
gemeinen Abgabenſyſtems im Wege: ſtunden. 

So lange diefe Entfhädigungen blos in jährlichen 
auf die Staatslaffe angewiefenen Renten befteben, find 
fie nach rechtlicher Anficht, welde die Idee einer Schmär 
lerung nicht zuläßt, als ewig zw betrachten. Nur das 
durch, daß fie in Kapital ausgedrudt und dafür Obliga⸗ 
tionen als Repraͤſentativzeichen ausgeftellt werden, koͤnnen 
fie ein Gegenſtand des Verkebrs werden, und nur dann 
kann der Staat felbit -Maaßregein zu ihrer allmähligen 
Ber:ingerung durd Einlöfung treffen. Er befindet fi 
mit. denfelben in der Lage eined Käufers, welcher auf dab 
erworbene Eigentbum noch Kaufſchillingsreſte fhuldet und 
mit deren Abtragung wohl nicht gerne getrieben werben 
mag, aber doch auch nicht gerne fo gebunden if, daß er 
ſelbſt ſich nicht allmänlıg durch Heimzahlung fehuldenfrey 
machen kann. 

Das Staatsintereſſe, die directen und indirecten 
Steusin nad und nach von den darauf haftenden Ent⸗ 
ſchaͤdigungslaſten zu befreyen, wird erhöht durch die Bes 
trachtung alles deſſen, was noch getban werden koͤnnte 
und folte, um den Weg zur Hinwegräumung fo mander 
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der heutigen Staats⸗ und Nationals Wirkhfchaft hinder⸗ 
licher alter Abgaben. und Einrihtüugen zu babrien, wozu 
man aber nicht leicht Tommen fann, wenn. man nur Ders 
Wandlungen vornimmt und fi) nicht durch. eine Amortiſa⸗ 
tion neuen Spielraum verſchafft. 

Es bedarf ‚jedoch . für, den Augenblid bey einer fer 
pitalifirung der Entſchädigungsraten noch feiner. Anmweis 
fung befonderer Tilgungsmittel;. dazu wird allenfalld in 
wen Jahren bey dem nächſten Budget Rath gefchafft wer; 
den können; denn etwas wird wohl in der Folge dafür 
ausgeworfen werden müflen, um »ie Idee einer. Tilgung 
und dadurch zugleih den Werth. der auszufertigenden 
Obligationen zu erhalten, welchen ..die: richtige Verinfung 
allein nicht ſichera kann. 

Wenn man aber auch vor der Hand nur uͤber den 
gegenwärtigen Betrag der Entſchaͤdigungsrenten ober bie 
Binfen ver dafür auszufertigenden. Obligationen disponi— 
ren fann, fo laffen ſich auch darin ſchon Mittel für einige 
Tilgung finden. . Ä 


Fürs. erſte befizt der Staat (ehr viele Domainen, 
zum: Theil in unbequemen Parzellen, welche ihm verbäfte 
nißmaͤßig ſehr wenig rentiren, welche aber Standes⸗ und 
Grundherrn oder Korporationen oft viel beſſer benuzen 
koͤnnten, weit Nie ſolche mit ihren Beſizungen in vorkheil⸗ 
haftere Berbindung:. bringen können, und dieſe Tönntenr 
Daher. gegen Entfhärigungs : Obligationen in einem ihren 
dermaligen Ertrag üderfteigenden Anfchlag abgetreten wer⸗ 
den. Go lange im Allgemeinen der Grundſaz der Kapiz 
tafifirung der Entfchädigungsrenten nicht ausgefprocden 
it, fana man dem-Bortheil ihrer Ablöfung gegen wenig 
nüzbare Domainen auch nicht durch Arrangement mit eins 
dJelnen Entf&ädigungsberechtigten benuzen,, weil der Kons 
ſequenz nach alle das Nämliche verlangen wurden; ſobald 
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tritt, kann auch das Entfhädigungstapital die naͤmliche 
Eigenſchaft annehmen, wovon man fo viele Bepfpiele bat. 
Immer bleibt der Unterfchied zwiſchen einem für den @is 
gentbümer unbedingt, oder unter gewifien Umftänden dis⸗ 
yoniblen Kapitalvermögens und einer bloßen Rente. 


Allein - auch abgefehben davon und ohne in die Sta, 
Bilität der gegenwärtigen geſezlichen Einrichtungen einen 
Zweifel zu ſezen, behalten die Entfhädigungsrenten im» 
mer dab Anfehen eines Precariumd, und bie Berechtigten 
werden fich oft der Beforgniß nicht erwehren, daß diefelben. 
nach der Laune jeweiliger Syſteme beanftandet, beſchraͤnkt 
oder in Kinanzverlegenheiten vorenthalten werden könn. 
ten. So lange fie durchgaͤngig im Beflz der Entſchaͤdig⸗ 
ten bleiben muͤſſen, werden fie häufig ohne Ruͤckſicht auf 
das rechtliche Entſtehen als odiofe Belaftung des Staats⸗ 
Haushalts betrachtet und behandelt werden, fobald fie 
aber auch in dritte Hände übergehen können und tbeil- 
weis übergegangen ſeyn werden, wird man fie, wie. jede 
andere Staatsſchuld, als heilig betrachten. 


Ich denfe, dieſe wenige Bemerkungen: follen genä» 
gen, um meinem Antrag Unterftüung zu gewinnen. 
Ueber die Art und Weife der Ausführung wird in jedem 
Hall der Regierung das weitere zu uͤberlaſſen ſehn. 
Der Sehr: v. Baden, dann demſelben beyſtimmend 
Se. Durchlaucht der Zürft u, Fuͤrftenberg und meb- 
rere andere Mitglieder, unterfkügten den Antrag „ welcher 
ſonach gleichfalls durch Stimmeneinhelligleit an bie dor. 
beratung verwiefen warb, Ä 

Am Schluß der Sizung, nach dem Abtreten der 
Herren Regierungs⸗Kemmiſſarien, wurde nech über Aue 
nahme oder Berwerfung des gemäß der gefaßten Beſchluͤſſe 
modiſirten Frohndabloͤſungſgeſezes im Banzen: abgeß immt. 
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. Alle Stimmen, mit Ausnahme jener des Hofratbs 
v. Rotteck, die auf die Berwerfung gieng, erflärtin 
ſich für die Annahme. Ge, Durchlaucht der Fuͤrſt v. 
köwenftein flimmten gar nit, 


Sreyherr v. Zylluhardt. 
v. Rotteek. 


Beyla ge Siffer 47. 





Durchlauchtigfter Großherzog! | 
Gnädigſter Großberzog und Herrt. 


Em. Königl. Hoheit haben geruhet, drep Verord⸗ 
nungsentwuͤrfe: 


a) über die Aufbebung der aus der Leibeigenſchaft 
herruͤhrenden Abgaben, 
y) Über die Abloͤſung der Grundguͤlten, Zinfen und 
Dritttheilspflichtigfeit , fodann 
e) über die. Abldfung der Herrenfrohnden | 
den gegenwärtig wieder verfammelten Ständen bed Groß⸗ 
herzogthums Baden zur Berathung und Annahme vorles 
gen zu laſſen. — Ich fehe mich daher genöthigr, außer 
meiner. bereit6 ſchon in der Sizung vom 17. d. abgege⸗ 
benen allgemeinen Verwahrung meiner und meiner Mit 
fände Rechte in diefer Beziehung, in meinem und mel ' 
nes Beitern, des Fürften Friedrich Karl zu Löwen 
Reins Wertheim, Sreudenberger Linie, Ramen, noch weis 
ser- folgendes hierüber zur gmäbigfien Berüdfi Hrigung 
untertbänigft vorzutragen. 
Beſagte Berorbnungsentwärfe: treten naͤmlich unſern 
Eigenthumsrechten allzunahe, und wuͤrden, ſollten fie. zu 
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Geſezen erhoben iverben „ die erften Grundlagen berfelben 
zu tief erſchüttern und zerftören, ald taß wir nicht durch 
die Pflicht der Gelbfierhaltung uns dringend aufgefordert 
feben ſollten, gegen ſolche Beeinträbtigungen unferes Ki» 
gentbums ung feyerlich zu verwahren, und daß. wir nicht 
ſuchen follten, verfaflungsmäßigen Schug bagegen zu er⸗ 

alten. “ 

’ , Folgende . Gründe werden dieſe notbaedrungenen 

Schritte wohl überall aufd vollftändigfte rechtfertigen. 

1) Die drey Großherzoglich Badiſchen Standesherr⸗ 
lichkeits-Edikte von 1807, 1818 und 1819, fo ſehr fie uns 
auch benachtheiligen, und fo viele Beſchwerden dagegen 
noch zu erledigen find, ſtimmen doch alle darin überein, 
daß die Leibeigenfhafts ‚Befälle, die Guͤlten und Zinfen, 
fo wie die Frohndberechtigungen ünd Krohmdaefälle jeder 
Art, zum ungweifelhaften freyen privatrecht⸗ 
lichen Cigentbum der Standesherren geboͤ⸗ 
ren, wofür ihnen, wie jedem andern Ötaatsangebörigen, 
der öffentlihe Staatdfhug’gebubrt; welchem aljo aud von 
feiner Seite um jo weniger zu nabe getreten werden barf, 
als (bon dad Landrecht Saz 545 beftimmt : „daß Niemand 
fein Eigentbum, ohne vorgängige volliiändige Ents 
ſchaͤdigung, entzogen, werben ſolle und die Berfaffungd 
Urfunde von 1818. 6. ı4. ausdrudlich wieder ausgefpros 
den bat: „daB Niemand gezwungen werden fönne, f:in 
Eigentbum zu Öffentlihen Zmeden abzugeben, als nad) Bes 
ratbung und Entſcheidung des Staatsminiſteriums und 
nad) vorgängiger Entſchaͤdigung.“ 

2) Die deutſche Bunde: acte von 1815 bat im Art. 14 
den feit 1806 mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsſtaͤn⸗ 
den in Ruͤckſicht ihrer Reſizungen ausdrücklich wieder ole 
diejenigen Rechte und Vorzuͤge geſichert, die aus ibrem Ei⸗ 
genthum und deſſen unge: örten Genuſſe berrübren. 

Hierdurch iſt Dad Eigentbum ter Stantesherren in 
Öffentliden völferredtlihen Schuz genommen, unb feners 
lich gegen jede Verlegung garantırt worden. .:.. 

3) Die voͤlkerrechtliche Gewaähr hat die Riener Sc-fußs 
acte vom 15. Day d 5. Art. 63. ausdrücklich wieder bis 
Rätiget, mir dem Benfügen: „daß ed der Buntesverfani 
[ung zukomme und chliege , auf die genaue und voliune 
dige Erfüllung derjenigen Beftimmungen zu ach:en, verı.u@ 
F 14. Artikel der Bundesakte für die Standesherren ent⸗ 

t. 2 W ⸗ 
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da ag. 4 


eEufte Sizung 
m | Venoiche den 4. Auguſt — j 





Unter dem. Vorſiz des zweyten n Wiceprůſtdenten, Staate⸗ 
raths repherrn v. Baden. 


— ‚Gegenwärtig: u 
Alle biöher erfchienenen Mitglieder, mit Kusnapmer 
Sr. Hoheit des Wröfidenten und | 


Sr. Hoheit des Herrn Markgrafen TeopoId, | Y 
| Er. Burätaugt bes Herrn Gärten v. Kr: 

des u BE . 
Seren € Generäle Bresherrn v. Geuſ au, des 


Heren Generallleuienants v. Schäf fer, des .. 

‚Herrn Staatsminiſter Freyherr v. Berſ tett, det 
Herrn Stoatgminiſters Freyherrn v. Fiſcher, des 
Ham Siaatsminiſters Freyderrn v. Berkheim, des 
Herrn Generalmajors Freyherrn v. sreyſ tedt, des 
Herrn Oberhofmarſchalls Freyherrn v. Gapling, des 
Hertn Staatdraths Baumgärtn er, und des 
Freyheren v. Falkenſtein. 

— “ \ "BE — 
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Das Protokoll - der zehnun Sizung wurde verle⸗ 
ſen und genehmigt. 


Bey dieſer Gelegenheit wurde die Frage aufgewor⸗ 
fen: ob alle Diskuſſionen, auch bie nad ihrem Gegen, 
ftand weniger bedeutenden, ausführlich ins Protokoll zu 
fezen feyen, oder ob vieleidht davon nur eine fummari 
fje Angabe folle gemacht werden? 


Der Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg-behauptelt 
zumal den Grundſaz, DaB das Protofoll eine voltf t aͤn⸗ 
dige Geſchichte alles deſſen, was in der Kammer ver 


handelt worden, ſeyn ſolle; daß alſo nichts davon weg⸗ 


bleiben durfe, 


. 


y 
a 


Die Kammer vereinigte ſich tiach wechfelfeitiger Ber ° 


| leuchtung der Sache dahin, daß in der Regel alles Bew . 
handelte in thunliher Vollſtaͤndigkeit folte eingetragen : 


werben, baß in&befondere nichts ausgelaſſen werden dürfe, 


deffen Eintragung auch nur ein einziges Mitglied fordere, 
daß jedoch, wenn alle Mitglieder einmüthig die Auslaf 


fung unwichtig ſcheinender Diskuſſionen begehrten oder 


geſtatteten, dieſelbe dann Statt finden ſollte. 


Das Sekretariat verlas hierauf den gemaͤß der in 
der Kammer gefaßten Beſchluͤſſe zum Behuf der. Mitthei-⸗ 


lung, an die zweyte Kammer neu redigirten Geſezentwurf 


uͤber die Abloͤſung der derrenftzbnden, welqer genehmigt 


ward, 
Beylage "Ziffer 46. 
Sodann legte daſſelbe zwey von der zwenten Kam⸗ 
mer eingefommene Mittheilungen vor, namlich: 


a) den erflärten Beptritt zu bem in ber erften Kam⸗ 
mer voriges Jahr wegen ber in Antrag gebrachten 


Eitfte Stzung vom 7. Hugufl. 33; 
"Motion » Die. Siudirfreyheit betreffend, Hefaßten 
Beſchlus; 


Beplage Ziffer 4h. u. Unterbeplage zu Ziffer a9. 


b) die Annabme ded von ber haben Regierung vor⸗ | 
gelegten Geſezentwurfs, eine Aenderung der Wahl, 
bezirks⸗-⸗Eintheilung betreffend. 


Beylage Ziffer bo. und Unterbeylage zu Ziffer So, 
Die Kammer befchloß: 


ad a, Die nunmehr gemäß ver Geſchaͤftsordnung zu 
geſchehende Vorlage ber von beyden Kammerk 
votirten uUnterthänigften Bitte um einen Geſeſes⸗ 
entwurf, die Wiederherftellung der Stüdirfrey⸗ 
‚ beit betreffend, an bad hoͤchſtpreißliche Staats⸗ 
minifterium. 


ad b, Die unverweilte Berathung des Befegebentinuift 

: An abgelärster Form; Indem bie Sache ganz eins 
fach fey, und auch bie hohe Regierungs⸗Kom— 
million gegen folge Abfürgung nichts zu erin⸗ 
nern finde, . — 


Ueber den Geſezesvorſchlag ſelbſt gab hierauf ber 
Herr Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim die Erläuterung 
dahin: daß die zwey Punkte deßelben ‚ naͤmlich: 1) die 
Zutheilung der Herrſchaft Hohengeroldseck an den Wahl⸗ 
bezirt des Amtes Lahr, und 2) die Lostrennung des vor⸗ 
maligen Amtes Steinfeld von dem Wadblbezirt Hardheim, 
die natuͤrliche Folge des unterm 10. July v. J. zu Frank⸗ 
furt abgeſchloſſenen Staatsvertrags ſey, wodurch Hohen⸗ 
geroldseck gegen Steinfeld eingetauſcht worden; und wor⸗ 
nach, da Hohengeroldseck an den Wahlbezirk des Umtes 
ug * 


340 | Hrotetoit der Erſten Kammer. 


Lahr angränge, es demfelben, als. welder ohnehin ber 
Heinfte von allen andern ſey, und feld nah Hinzuſchla⸗ 
gung von Hohengeroldseck einer ber Heinften bleibe, am 
füglihäften einverleibt werden fonnte; wogegen anderer, 
ſeits der Wahlbezirk Hardheim auch nad Rostrennung des 
ehemaligen Amtes Steinfeld noc immer einer der größs 
ten Wahlbezirke bleibe und daher einer andermeiten Ber 

größerung nicht bebärfe. Bey der Betrachtung diefer 
Verhaͤltniſſe möchte es feheinen, daB man fon bey Ents 
werfung der Wahlordnung ‚oder bey der urfpränglichen 
Eintheilung der Wahlbezirfe auf die mit Wahrſcheinlichkeit 
porausgeſehenen Veraͤnderungen Ruͤckſicht genommen habe; 
wenigſtens koͤnne gegen die vollklommenſte Zwecmaͤßigkeit 
bepder Artikel des Sefezedentwurfs wohl nichts zu erin⸗ 
nern ſeyn. 


Einmuͤthig beſehloß hiernach die Kammer die An: 
nahme des mitgetheilten Geſezesentwurfs; ſonach die ge⸗ 
maͤß 89. 75. und 76. der Geſchaͤftsordnung zu geſchehende 
Abordnung einer Deputation an Se. Koͤnigl. Hoheit den 
Großherzog zur Vorlage des redigirten Entwurfes, 


= Freyherr v. Zylinhbarbt, 
v. Rotteck. 


Eilfte Sizung wom 7. Auguſt, — 


Beplag e Ziffer 48. 


Erg 


Berordnungd = Entrourf über die Abtöfung 
der Herrenftohnden. 





E Allgemeine Beftimmungen. 


. x 


Alle Herrenfrohnden ohne Unterſchied, ob ſie auf be⸗ 
ſtimmten Guͤtern oder auf Perſonen haften, koͤnnen abge⸗ 
1d6t werben, 


| & 2% ZZ 
Als Herrenfrohnden find zu Befragten: 


a) Die Frohnden zu Gebäuden, welche Keinen 
allgemeinen Staatszweck haben, die ber Fiskus oder AR» 
dere Frohndberechtigte ihres Vortheils wegen erbauen und 
unterhalten, oder welche ſie als eine, mit beſondern Ge⸗ 
rechtſamen verbundene Laſt zu erbauen und zu unterhal⸗ 
ten ſquidis ſind. 


Hierher gehoͤren: Zehndſcheuern, gellern, Speicher, 
Keller, die Wohnungen der Domanial⸗ oder Rentbeamten 
jeder Klaſſe, die Forftbäufer, die landwirthſchaftlichen 
und Gewerbögebäude, die Schlöffer und Wohnungen ber 


— 
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Frohndberechtigten. Dagegen find die Frohnden zu den 
Kirchen, Pfarr » und Soulpäufern nicht bierunter bes 
griffen, 


bh) Erohnden zum NaturaliensTrangyort 
bey Finführung Des Zehnden, ben Werbringung der Nas 
turalien auf den Speicher, oder in ten Keller, oder fon« 
flige Magazine, ben Berführung auf die Märkte oder ans 
dere Drte, wobin fie zur VBerwerthung gebracht werden; 
Benführung der BefoldungsdsRaturalien für ale diejeni— 
gen Diener , welche blod für die Adminiſtration der, auf 
privatwirthfihaftlihen Titeln rubenden Gefäße beſtimmt 
find; endlich für die geiftfichen Diener, welden der Fis— 
fus, fo wie jede andere moraliiche gder phyſiſche Perfon 
ihre Befoltung fraft beſonderer Rewtdtitel , und als eine 
auf feinen Gefaͤuen haftende Laſt abzureichen hat. 


co) Frohnden zu Ghtern und Waldungen — 
au Bebauung der Aeder, Wieſen und Weinderge Frohn⸗ 
den bey der Erndte, dem Heumachen, Einführung der 
Krefcenzien ; Frohnden an Biden und Graͤben, welche 
wegen folben Gütern noͤthig find ; endlich Frohnden zur. 
Kultur der Waldungen und zu Herſtelung der Wege in 
denſelben. J 


d) Jagdſfrohnden — zum Zreiben, zum Tranda 
port ded-MWiloprets und zur Unterhaltung der Wildzaͤune. 


e) Familienfrohnden — zu häuslichen Arbei⸗ 
ten, als: Holzmachen, Beyfuhr haͤuslicher Beduͤrfniſſe, 
Botenlaufen ꝛtc. 


§. 3. 


Alle Herrenfrohnden, von welchen ſich rechtogenüg⸗ 
id erweiſen laͤßt, das die Leiſtungspflicht auf beſtimmten 
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Gutern haftet, und welche, ohne Ruͤckicht auf die per⸗ 
ſoͤnliche Eigenſchaft der Beſizer, auf jeden Gutsinhaber 
uͤbergehen, find walzende Frobnden; alle uͤbrigen ſind 
| als perfönliche Frohnden anzuſehen, und beſtimmen 
ſich allein durch das Orts/ oder Schuzbuͤrgerrecht an ei⸗ 
nem, Orte, oder einer Hofſſtaͤtte, welcher eine ſolche ‚Ders 
ren: Botmaͤßigkeit von Alters, ber aufliegt. 


I. LostaufsTyp. 
ſ. 4 
Balgende Frobnden muͤſſen auf Verlangen der Frohnd⸗ 
pflichtigen in eine jaͤhrliche Geldabgabe verwandelt weg 


den, welche auf dem Gut haftet und zu jeder Zeit abge⸗ 


loͤst werden kann, und bey Zerſtuͤckelung der Guͤter ab⸗ 


+ 


gelößt werden muß, wenn e& von den Frohndberechtig⸗ 


ten verlangt wird. 


$ & 


Befteht die walzende Frohnde in einer beſtimm— 
ten Arbeit, fo ift nad) den Lokalverhaͤltniſſen zu unter⸗ 
ſuchen, was dieſelbe nach dem zur. Zeit der Abloͤſung bes 
ſtebenden Preis koſtet, wenn fie um den Kohn ordnungss 


mäßig verrichtet wird; von dem Betrag der abgefchäzten . 


Summe ift, wenn die Arbeit in Spanndienfken beftebt, 
Stel, wenn fie in Handarbeit beſteht, „tel abzuziehen; 


‚und der. Reft als dad jezige auf. dem But haftende Frohnd⸗ 


geld anzufehen, welches mit dem aofaden Betrag ablöß; 
bar ift. 


| 6. — 
Beſteht die walzende Frohnde in beſtimmten Tags 
arbeiten von Menfchen ‚oder Dich, fo ift ebenfalld zu 


a 
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beftimmen, wie boch ſolche Tagarbeiten um ben Lohn na 
dem zur Zeit der Ablöfung beitebenden Preis zu ſtehen 
fommen, von dem fich ergebenden Refultat find, wenn 
die Arbeit in Spanndienſten beſteht, „atel, wenn fie in 
Hondarbeit beſteht, Yu abzuzieben,, und der Reft der A 
ſchäzungsſumme old das auf Tem Gut baftenne Frohnoͤ⸗ 
geld anzunehmen, welches mit dem zofadhen Betrag ab: 
gelöst werden kann. 


5. 7 


Die verfönlichen Frobnden werden wie die walzen- 
den angeſchlagen; daß berechnete jäbrliche Srohndgeld iſt 
aher nur mit dem ı5lachen Betrag abzuloͤſen. Die Ber 


wandlung und Ablöfung der perjönlichen Srohnden bat 


in’ einem Acte zu geſchehen. 


§. 8. 


Bon der gefundenen Abluoͤſungs-Kapitalſumme wird 
bie Frohndgebuͤhr, welche bie und da den Frohndpflichti⸗ 
gen entweder in Geld oder in Natur gegeben werden muß, 
nach dem nämlichen Top, nämlich mis dem 20» refp. 15⸗ 
fachen Betrag, von dem Üblöfungstapital in Abzug ger 
bracht. 


Die Naturalien find nah den Durchſchnittspreiſes | 


von den Jahren 1780 — 1790, wie fie bey der Steuerpe⸗ 
räquation erhoben wurden, zu Geld anzujchlagen,. 


1 . % 

Den Srohndpflichtigen fteht es frey, ob fie mit ges 
fammter Hand das Ablöfungsfapital am Unfang des er» 
ſten Jahrs, wo fie der Frohndpflicht entledigt werden, 


dem Frohndberechtigten darlegen, oder 10 Jahre hinter 


\ | N 


| / 
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einander jedesmal auf: Martirii den zehnten Theil des Ab⸗ 
loͤſungskapitals mit 4 pEt. Zinfen entriäiten wollen , je⸗ 
doch darf feine Yerminabzahtung unter Safl, betragen, 


UL Wer die gostaufsfumme au berichtigen 
hat, und mag welchem Maapftad. 


$. 20. 


Walzende Frohnden werden von dem Beflzer des 
Guts, auf dem fie haften, losgekauft; haften ſie auf 
Gemeindsguͤtern, fo gefchieht die von ber Gemeindstafle, 
die Güter mögen verliehen, ben Bürgern gegen eine Abs 
gabe oder unentgeltlich zur zeitlihen Benuzung uͤberlaſſen 
ſeyn. 


$, 11. 
Perſonalfrohnden muͤſſen von allen Dienſtpflichtigen 
geſammter Hand abgeloͤst werden; — wo in einem Ort 


nur' einzelne erbpflichtige Familien wohnen, welche dazu 
verpflichtet ſind, nur von dieſen: wo aber iUde Frohnd⸗ 
pflicht durch die Anſaͤßigkeit bedingt — alſo jeder Orts 
einwohner frohndbar iſt, von Allen. 

§. 12. 

Bon der Theilnahme an dem Losfauf der Perſonal⸗ 
frohnden befreyt die walzende Frohndpflicht nicht, wenn 
die perſoͤnliche Frohndpflicht eine Folge der Anſaͤßigkeit 
iſt, oder wo der Beſizer frohndpflichtiger Guͤter zugleich 
zur Klaſſe der erbpflichtigen Familien des Orts gehört. 


6. 13. 


Perſonalbefreyungen, welche blos zeitlich ſind, wie 
z. B. wegen Fuͤhrung eines Vogtsamts, und nicht auf 
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. feine Nachkommen gehen, befreyen feineswege von dem 
Beytrag zur Loslauſsſunme. 


u 14. 6 


Die Geſammtheit der Frohndpflichtigen beſtimmt 
burch abſolute Mebrheit, ob abgelößt werden ſolle, und 
auf welche Weiſe das “Abtdfungeldstai aufgebracht mer 
den ſolle. 


$. 15. F 
Sammtliche Dienſtpflichtige ſind verbunden dem 


| Dienftberechtigten die: Lostaufsſumme auf' eine in .g. 
ihrer Wahl überlaffene Art of tenfrep zu Sehändigen. 


IV, Beftimmung des Umfangs ber abzulöfen. 
den Eropmdpfltcht, 


gab... u 
Der Großubberedtigte hat. den Umfang feiner Rechte 
nachzuweiſen. Dieſe Nachweifung muß beſtimmt ents 
halten: W 
a) diezBezeichnung ber Frohndpflichtigen; 
b) die Angabe der Arbeiten, wozu ſie verbunden, oder 


die Zahl der Tage, welche ſie mit der Hand oder 
Fuhre zur Frohnde verwenden muͤſſen; 


c) den Beweis, daß die angegebenen Arbeiten nach 
. 2. in die Klaſſe der Herrenfrohnden gehoͤren; 
d) bie Bezeichnung der Güter, worauf die Frohnd 
haftet, wenn vie Realität derſelben behauptet 
wird, - 
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F > 8. 17. 


BE Wo. fein: Geweis durch Unfunken geführt werben 
fann, entfcheidet das Herkommen über die Art: des 
Herrendienſtes, welcher frohndweis gefordert wird, 


‚leder die: Aus Dehnung aber giept der neufte Bes 
ſizſtend aus einem ‘Zeitraum von ıa Jahren die Norm, . 
- foweit er unbeftritten. if, 

J. ® . ME a Er . 

- BEE Tore \ | 
Kleine Frohnd, , welche fruͤher gu einem Objekt gelei⸗ 
ſtet worden.,. das nicht. mehr im Beſiz des Frohndberech⸗ 
tigten ift, Tann in die Berechnung fommen, 


» 


J 8. 19 
J Wenn der Frohndberechtigte nur zu beweiſen vers 
mag, daß Die Frohndpflichtigen zn ‚ungemeffinen Frobnden 
verbunden ſind, muͤſſen dieſelben, wo es noch nicht nach 
$. 17. des 6ten Konſtitutions⸗Edicts geſchehen, auf ein 
beſtimmtes Maaß, entweder nach der Zahl der erforder; 
lichen Lohnarbeiten oder Lohnfubren, oder nach dem Maaß 
der Guͤter, auf welche die Frohnden zu leiſten ſind, re⸗ 
ducirt werden; in zweifelhaften Faͤllen entfcheidet der 
neuſte unbeſtritiene Beſizſtand, fo wie in dem Falle, wo 
keine glaubwuͤrdigen Urkunden beygebracht werden koͤnnen. 


v. Von Aufhebung und Abldfung früßer to 
gulirter Frobndgelder. 


6. 20. 


Die fuͤr Herrenfrohnden fruͤher regulirten Frohndgel⸗ 
der ſind nach den Beſtimmungen der SS. 6. und 7. ablös; 
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lich, ſte mögen in einer ſiren Summe beſtehen, oder nach 
dem Steigen und Fallen der Menſchen⸗ und Viehzahl be⸗ 
Jahlt werden. 


$. 21. 


Wenn ſich aus dem Inhalt der Urkunde über: Die in 
fruͤhern Zeiten in Geldabgaben verwandelten Frohnden 
erweifen laͤßt, daß dieſelben ganz oder zum Theil Im die 
Kätegerie der Staatsſrohnden gehoͤrt haben, fo koͤnnen 
die Frohndgeldpflichtigen die unentgeltliche Aufhebung ober 
verhaͤltnißmaͤßige Minderung der Frohndgelder verlangen, 
jedoch, bey allenfallſigem Widerfpruch des Großnbgeldber 
ziehers, blos in gerichtlichen Mege. 


Eben das bat Statt, wenn fi bie Frehnden, welch 
in eine jährliche Geldabgabe verwandelt worden, durch 
Urkunden nicht nachweifen (offen , die Frohndgeldpflichti⸗ 
gen aber gegen die allgemeine Regel von Staatefrahnden 


wirklich befrept maren, 


& 22. 

Wenn in einem Orte Frohndgelder als Gurrogat 
perſoͤnlicher Frohnden an den Frohndberechtigten bezahlt, 
und neben diefen noch Herrenfrohndeͤn in natura geleiftet 
werden muͤſſen, fo ift der Froͤhndpflichtige beredtigt, ge 
gen Uebernahme der unter die Beſtimmung ded $.xg. falı 
Ienden ungemefienen Frohndpflicht, ſich der Zahlung ded 
Frohndgeldes zu entheben, fofern der Frohndberechtigte 
ed nicht vorziebt, das Frohndgeld gegen Aufhebung der 
nebenbey -genoffenen Raturalfrobnddienfte beyzubehalten, 


$, 23, 


Die Frohndgelder, welge nah dem Steigen und 
Fallen der Viehzahl oder überhaupt nach einem wandeb 


kilfte Siinng von 7: Auguſt. — 


baren Typ jaͤhrlich beſtimmt werden, ſind nach einem 
Durchſchnitt von den lezten 20 Jahren in ein fire 
Frohndgeld umzuwandeln. 





Begtlape Ziffer ug 


Dem hboehderehrliehen Praͤfidenten Ber. 
erften Kammer 


habe 4 die Ehre, den Beſchluß der zweyten Kammer 
vom 10. July 1819., wodurch ſie ihren Beytritt zu der 
ihr mitgetheilten bier zuruͤckangeſchloſſenen unterthaͤnigſten 
Bitte an Se. Koͤnigl. Hoheit den Großherzog, um den 
Vorſchlag eines Geſezes uͤber Studirfreyheit, ausgeſpro⸗ 
‚Yen dat, in der Beylage mitzutheilen. 


Karlörufe Yen 1. Auguft 1820, 

| Der Praͤſdent der zweyten Kammer | 
a ‚, Dr ern. 

. var, Dr, Duttlinger. 
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Unterbeytage zu Ziffer ug: 


Auszug des Protokolls der zweyten Kammer, won 
‚LO, July 4819 


Nach geſchloſſener Distufion über den Kommiſſioni— 
beriht, Wiederberftelung der Stupdirfrepheit betreffend, 
erfolgte mit Stimmeneinheligfeit .der.Beflußt.. -.. 


„Die Kammetr ſey damit ehiverftanden , daß 


ı) eine ganz undeſchraͤnkte Studirfrepheũ ieh 
Yen ſey, daß aber gleigtnoht“ on 


J 

2): dem Borfchlage: der erſten Kammer und, der. den 
ſelben gemaͤß bereits entworfenen Vorſteüung an 
Se. Koͤnigl. Hoheit auch von Seiten ber zweyten 
Kammer beyzutreten, und 


3) nur in den Protofollen der Wunſch der. weyten 
Kammer niederzulegen ſey, daß auch die von der 
erften Kammer vorgefchlagenen Befchränfungen in 

Hinſſicht auf ſtrafwuͤrdige Unjittlichkeit und erwies 
fene Unfäpigkeit nicht angenommen, und gänzliche 
Studirfrepheit ausgefprochen werden möchte,” 





Zur Beurkundung 
Der Praͤſident und die Sefretäre 


Dr, Kern, Dr. Duttlingep, 
Bieglen 


Eilfte Siyung vom y. Auguft. 851 | 


Beylage Ziffer 50, 


[U ) 


Dem dochvereprlichen Praͤſidium der eiften 
Kammer Ä 


habe ich bie Ehre, den in. der heutigen Shung mit Stims 
meneinhelligfeit angenommenen. Entwurf eines Zuſaige⸗ 
ſezes zur Wahlordnung, den künftigen Beſtand des ıgten 
und des 41ſten Aemter⸗Wahlbezirks betreffend, in der Bey⸗ 
lage mitzutbeilen, 


; Rarlörupe den 38. July 1820,. ” j . ö 
Der Präfent der- zweyten Kummer Fe 
"De Kern. — 


N Ne, Dr, Duttlinger. 


i> 
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Unterbeylage zu Ziffer bo 





Entrourf eines Zufazgefezes zur Wahlordnung, ben 
künftigen Beftand des 19ten und des „ıften Aemter⸗ 
Wahlbezirks betreffend, 


Ludwig ꝛc. | 
J Urt ı 
Der zıfle Aemter⸗-⸗Wahlbezirk (Wertheim und 
Vallduͤrrn) beſteht fottan aus den durch die Wahlond⸗ | 
nung vom 23. December 1818. beftimmten Beftandtheilen, 
nad Absehnung ded an die Krone Baiern abgetretenen 
bormaligen Amts Steinfeld. 
Urt = 
Die Herrfchaft Hohengeroldseck wird dem ıyten Aem⸗ 
ter Wahlbezirk (Lahr) zugetheilt, und künftig zur Theil⸗ 
nabme an der Wahl eines Abgeordneten in diefem Bezirt 
berufen werden. ' 
Gegeben Karlörube 2. 
Vermoͤge einhelligen Beſchluſſes der heutigen Sizung 
nimmt die zweyte Kammer den Geſezvorſchlag an. 
Karlörupe den 28. July 1820, 
Im Namen der untertbänigften treugehorfamften 
zweyten Kammer der Ständeverfammlung 


der Praͤſident 
Dr, Kern. | 

die Sekretaͤre 

Dr. Duttlingen, 

| Biegler 


- J nn Bwölfte 


Zwölfte Sizung vom 9. Anauft. 35 


Swölfte Sizung 
Karlsruhe den 9. Auguft 1820. 
Begenwärtig: 


Be. Hoheit der Präfident und alle bibher erſchlenenen 
Mitglieder, mit AUsnahme des 


Herrn Generals Freyherrn v. Geuſau, bes 

Herrn Staatsminiſters Erepperrn v. Berf tett, bes 
Herrn ‚Generallieutenants dr Schäffer, bes 

Deren Generalmajors Grepberen v. Freyſtedt, des 
Herrn Staatsrath Freyherrn v. Türt heim, und des 
Erenperen v. Falkenſtein. 





Das Protokoll der eilften Sizung wurde vorgelefen 
"und genehmigt. 


Hierauf erftattete, von dem hohen Präfivium dazu 
aufgefordert, der Herr Staatsrath Baumgärtner den 
Kommifiiondbericht über die vom vorigen Jahr noch ruͤck⸗ 

Yroꝛotol⸗ ber 1, Kammer, 23 


v 
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ftändige Frhrn. v. Zyllnhardt'ſche Motion wegen Mor 
dififation der $5. 60. und 73. der Konftitution. 


Bepylage Ziffer 51. 


Demfelben. folgte die Werichtöerftattung des Herrn 
Drälsten Hebel über die Rotteck'ſche Motion wegen 
Milderung des Preßzwangb. 


Beylage Ziffer 52, 


Fur die Dis kuſſion beyder Begenftände ward die 
naͤchſtfolgende Sizung beſtimmt. 


Endlich erſtattete die zur Pruͤfung der von der 
zwepten Kammer mitgetheilten Bitte um Straffanftion - 
der Gefeze gegen den Hauſirhandel medergeſezte 
Kommiſſion durch das Organ des Frhrn. v. Semmin 
gen ⸗Praͤſteneck ihren Bericht. ee 


Bepylage Ziffer 53 - 


| Auf den Antrag des Erhen. v. Baden beſchloß die 
Kammer in Rüdficht dieſes legten Gegenſtandes, da er 
kaum noch zu mweitern Erörterungen Anlaß geben koͤnne, 
die abgekuͤrzte Form der unmittelbaren Berathung. | 


& 


Man erklaͤrte ſi & allſeitig einverſtanden mit dem 
Kommiſſions⸗ „Antrag, und beſchloß alſo ein.näthig Die 
\ Beptrittderflärung zu dem Vorſchlag der zweyten Kammer. 


Noch legte das Sekretariat die Anzeige der im Pros 
tokoll noch nicht aufgeführten Kommilitonen über machfter 
bende Berathungdgegenftände vor, als: 


1) Zur Begutachtung des Geſezesvorſchlags wegen 
Dienftführung ber Berrechner, wurden au Kom 
miſſionsgliedern gewählt: | | Ä 


Zwölfte Stjung vom 9. Yugufl, 25 


Oberhofmarſchall Frhr. v. Bayling, | 
Generallieutenant v. Schäffer, 

Staatsrath Frhr. v. 3 yllnhardt, 

Staatsralh Brhr, v». Baden. 


2) Sn der oben erähnten Sache des Hauſirhaw 
dels: 


Staatsrath Frhe. v. Baden, 
u Staatsrqth Frhr. v. Zyllnhardt, 
Frhr. v. Gemmingen⸗Präſteneck. 
. 3) Ueber die Motion des Bisthumsverwefere Frhrn. 
v. Weſſenberg, die Errihtung eined Taubſtummen⸗ 
Inſtituts betreffend : 0 u u , 
Praͤlat Hebel, 
Frhr. v. Vemmingen-Steineßs, 
Hofrath v. Rotteck. 
4 Ueber die Motion des Staatsrathe Freyberen 


v. Türlheim, die Entſchädigungsrenten für entzogene 
Gefaͤlle betreffendi 


Staatsrath Frhr. v. Baden, 
Oberhofmarſchall Frhr. v. Gayling, 
Frhr. v. Bemmingen⸗Treſchklingen. 


Freybhere v. Zylluhardt. 
v. Rotteeck. 


a5 * 


% 


36 Protokolle der Erſten Kammer. 


Beylage Ziffer 5ı, 





Kommiſſions⸗Bericht, die von Zyllnhardtſche Motion 
wegen Modificirung der $. $. 60 und 73. der 
Verfaſſungs⸗Urkunde betreffend, 


Post lectionem ber in dem Protofoll der erften Kam⸗ 
mer vom 30. Juny ıBıg enthaltenen Motivirung bier 
Motion : 


Die zur Prüfung dieſer eben erwäßnten Motion nie 
dergeſezte Kommiſſion kann derſelben ihren Beyfall nicht 
verfagen und tritt daher dem darauf gegründeten Antrag 
bey : 
Se. Königlige Hoheit den Großherzog untertha— 
nigſt zu bitten, die $. $. 60 und 73. der Verfaſ—⸗ 
fungsurfunde dahin zu. modificiren, daß auch bey 
Sinanzgegenftänden Berbefferungs » Borfchläge der 
erften Kammer nicht ausgeſchloſſen ſeyen. 


Es muß dem innern Gefuͤhl des ſittlichen Menſchen 
widerſtreben, wenn er ſich in Auduͤbung des anerkannten 
Buten gehindert ſiehet, wenn ihn aber noch außerdem eine 
befondere Pflicht zur Beförderung diefed Guten verbindet, 
wenn vollends ihn das Geſez ſelbſt eidlich dazu verpflichtet, 
und dieſes naͤmliche Geſez ihm doch zu gleicher Zeit beffen 
Vollfuͤhrung erſchwert, oder gat unterfagt, fo entftcht das 


Zwölfte Sizung vom g. Auguſt. 357 . 


dnrch eine feltfame Niederfchlagung der zuvor abſichtlich er; 
segten Pflicht, die einem druͤckenden Gewiſſenszwang ganz 
aͤhnlich iſt. Saͤmmtliche Landſtaͤnde haben die ſchoͤne Ob⸗ 
liegenheit, des ganzen Landes allgemeines Wohl und Bes 
fted nach ihrer innern Ueberzeugung zu berathen. Hiezu 
werben fie ſaͤmmtlich nad $. 69. der Berfaffungsurfunde 
burch einen förperlichen Eidſchwur verbunden, und dennoch 
follen die von der erften Kammer nad) dem $. 60 und 73, 
derfelben Urkunde, wenn von Finanzgeſezen und Finanzs 
gegenftänden die Rede ift, zu dem, was die 2. Kammer 
für gut gefunden bat, nur Ja oder Rein fagen und weder 
Abänderung noch Verbefferung vorſchlagen dürfen. Diefes 
ift in der That ein innerer mit ſich ſelbſt fämpfender Wider, 
ſpruch, der noch obendrein der Wohlfahrt des Gtaates 
und alfo dem erften Zweck des landſtaͤndiſchen Daſeyns ges 
sade zuwider it. Es iſt ger nicht fchwer, die Richtigkeit 
diefer leztern Behauptung auf Bad Bündigfte zu beweifen, 
und zur unzweifelhaften Evidenz zu erheben, Es fol z. B. 
ein bedeutendes Anlehen gemacht werden, Recierung und 
zweyte Ranımer haben fih alle nur erfinnliche Muͤhe gegeben, 
ſolches auf die wohlfeilſte Art, vie ihnen möglih war, zu 
Stand zu bringen. Ss ift ihnen aber dieß nicht gelungen, 
fie haben, wenn fie die Sache zu Stande: bringen wollten, 
7, 8 bis g Procente verfprehen müflen. Es wird der erfien 
Kammer zur Annahme oder Nichtaunahme vorgelegt. Da⸗ 
felbft befinden ſich Mitglieder, die, vermöge ihrer Erfah⸗ 
‚sungen und Berbindungen, das Anlehen weis wohkfeiler 
zu machen willen, fo daß der Staat große Summen babep 
gewänne, und nun ſollen fie Dennoch dieſe ihre zum augens 
ſcheinlichen Wohl des Landes geseichende beffere Borfchläge 
micht einmal ſagen dürfen. Richt ſelten finden Mißbraͤuche 
in der. Adminiſtration Statt, die dem Staat Summen for 
fen „aber unbelannt, wenigſtens unentdeckt find, Irgend 
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eine Beramlaffung bat fle einem oder dem andern Mitglied 
der erften Kammer kenntlich gemacht, und ihm die Mittel 
zu deren Berbefferung in die Hände gegeben. Demohnge⸗ 
arktet fol er fie nun wicht ſagen dürfen, weil ker Zufoll 
nicht gewollt hat, fle in der zweyten Kammer an dasß * 
aedluicht zu bringen. 


Beſondere Renntniffe, welche manchmal auch nur. da 
Zufalt dieſem oder jenem zuwirft, fönnen viel zu einer 
wohlihätigen Vermehrung der Staatörevenien beytrager, 
Diefe Kenntniffe follen aber unbenuzt bleiben, weil berjes 
nige, der fie befizt, zufälliger Weife kein Mitglied der zwey⸗ 
ten Kammer, fondern der erfien Kammer it? Es Tünnte 
alled diefed noch mit einer großen Menge von weitern 
Beyfpielen beftätigt werden; allein ſchon dad Geſagte 
wird hinreichen, Jedermann die innerfte, vollftändigfie 
Ueberzeugung zu verſchaffen, daß die in der Frage liegende 
Beſchraͤnkungen gegen die allgemeinen Pflichten des Men⸗ 
ſchen und des Bürgers, fo wie gegen die beſondern der 
Landſtaͤnde ſtark anſtoßen, und mit ihnen in einem nicht 
Jeicht aufzuloͤſenden Widerſpruch ſtehen, ja daß fle mit der 
Wohlfahrt des Staats, melde dad Hauptgefez ift und ſeyn 


foll, nicht wohl gu vereinigen find. Jedermann muß wohl 


bey bewandten MWinftänden auf die Gedanken gerathen, dag 
befonder& wichtige Grände die Beranlaffung und Berweg- 
grund zu jenen Gefezen gegeben haben. Die Kommifften 
Hat .fich deswegen Drühe gegeben, diefe Beweggründe gu ers 
forfchen, allein ed ließen fich felbft in den betreffenden Als 
‚ten Teine entdecen, und man'mußte fi mit dem begnüs 
‚gen, was eigened Nachdenken an: die Hand 'gab, oder was 
‚mündliche Nachrichten Tieferten.. Diefe tiefen aber alle nur 
auf -Unterftellungen von- mioralifchen Abnormitdten auf ei⸗ 
ner. oder ber andern Seite hinaus, die als wahrer Geſez⸗ 
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‚grund nie haltbar ſind. Die Verfaſſungsurkunde giebt der 
zweyten Kammer in Finanzſachen ein entſcheidendes Ueber, 
gewicht über die erfte, haupt ſaͤchlich dadurch, dag ſie die 
Stimmen zuſammenzaͤhlen laͤßt und ſogar bey entſtandener 
Stimmengleichheit dem Praͤſidenten der zweyten Kammer 
die Entſcheidung uͤbertraͤgt. Damit iſt dieſelbe gegen al⸗ 
les, was ſich etwa als Abnormes denken, aber gewiß nicht 
vermuthen laͤßt, hinlaͤnglich geſichert und es bedarf ſicher 
keiner Vermuthung, welche gegen die erſten landſtaͤndiſchen 
Pflichten fo laut anſtoßt, ed bedarf. gewiß der ‚fraglichen 
Beſchraͤnkung nicht, die als ein ewiger Zunder zu Unter» 
"Haltung eines gegenſeitigen Mißtrauens angrfeben werden 
“muß, da doc gegenfeitiges wohlwollendes Vertrauen fo 
nothwendig ift, um drin gemeinfamen Beitreben zu Befoͤr⸗ 
derung der Landeswohlfahrt die erforderliche Kraft und 
den nöthigen Nachdrud zu geben. , 


Wer von reiner Vaterlandsliebe befeelt ift, der wird 
feine Unheilbringende Verbefferungsvorfchläge machen, ever 
auch nur Ber,'gerung dadurd gu ermwirfen fuchen. Ges 
fchähe es aber dennoch je wider alled Vermuthen, fo wird 
jede ungeeignete Berzögerung durch das konſtitutionsmaͤßige 
; Abzählen der. Stimmen niedergefhlagen werden koͤnnen. 
Ja die fragliche Einſchraͤnkung würde, ka. dieſem Fall nicht 
einmal ein zweckmaͤßiges Sicerungsmittel dagegen fepn. 


Die Einwohner des fhönen Landes, daB wir zu bes 
wohnen das Glüd baben, find viel zu bieder und rechtlich 
geſinnt, ald daß fie von ihren Gtelivertretern erwarten 

Folien daß ein Individuum dag andere, oder aud ein 
Stand den andern ungerecht bebandle, ihm wohlerworbene 
Rechte entzicehe und ihın harte. und ungereimte Zumuthun⸗ 
gen made. Auch wird ed unter den Stellvertretern jchmers 
lich foldye geben, . die ſich zu ſolchen Ungerechtigfeiten her 
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geben, Ein Band der Liebe, des Wohlwollens, des Frie⸗ 
dens umd der Eintracht , das fie in der Liebe für Fürſt und 
Vaterland in Eins vereinigt, wird nielmehr in Zufunft alle 
befeelen und fo lebt die Rommiffion der gegründeteften Hoff⸗ 
nung, der gemachte Antrag werde felbft den Beyfall der 
swepten Rammer nicht verfehlen, und auch der böcken 
Genehmung Sr. Königlihen Hoheit fib vergewiffert hal⸗ 
ten dürfen. Und wenn es ſchon bedenklich feinen folk, 
jego ſchon Veränderungen an der Berfafiungsurfunde vor 
gufchlagen , fo werden doch dieſe Bebenklichfeiten ber fb - 
faut ſprechenden innern Gute des Vorſchlags um ſo 
mehr nachſteben muͤſſen, als ber $. 64. der Berfaffungs 
Urkunde den gefezlichen Weg hiezu felbft öffnet. 





Beylage Ziffer 52. 





Kommiffiond-Bericht über die Motion des Herrn Hofe 
raths v. Kotted, wegen Milderung des Preß- 
zwangs. 


Erſtattet von dem Praͤlaten Hebel. 


Die vorliegende Motion in Betreff der neuſten Cen⸗ 
ſur⸗Verordnung vom 5. Nov. 1819 gründet ſich auf eine 
Bergkeihung derfelben mit dem von der hoben Bundesver⸗ 
ſammlung unter dem 20. Yuguft des nämlichen Jahrs außs 
gegangenen Preßgefez, wornad in jenem die Strenge des 
legtern noch als gefleigert erfcheint ‚und in einer weitern 


Ed 
! 
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Bergleihung mit dem frühern Badifchen Genfurgefey von 
3797 (und :ı803), aus welchem fich ein noch größerer Uns 
terfchied zwifchen diefen beyden Edikten, als zwifchen dem 
neuften und dem Bundestagsbefchluß ergebe. Die Roms 
miffton glaubt ſich auf die Eroͤrterung biefer zwey Reſul⸗ 
tate befchränfen, und andere In den Bortrag. eingefloflene 
zum" Theil allgemeine Weußerungen übergehen zu können, 
eben weil fie nur. allgemein ausgebrädt, zum Theil im 
Borüubergehen angedeutet find,. und den wefentlichen Ges 
genftand der Motion zwar umgeben, aber nicht aus 
ſprechen. 


Denn der Gegenſtand iſt eine an.&e. Koͤnigliche Ho» 
heit zu bringende Bitte um eine mit den Bundestagsbe⸗ 
ſchluͤſſen vereinbare Milderung des gegenwärtig beſtehen⸗ 
den Preßzwangs, und die Kommiſſion wendet ſich daher 
nun zu den in der Motion herausgehobenen Punkten, in 
denen der verehrte Herr Berfafler derfelben eine Ueber⸗ 

reitung des Bundesgeſezes oder einen Widerfpruch ge: 
gen das Ältere Badifche Cenſur⸗Edikt wahrzunehmen glaubt, 
und deren Wiederaufhebung , er unter der angetragenen 
Milderung zu verftehen ſcheint. Ä 


2 


„Dad Bundesgeſez fordert $. 1. nur für die Journale 
und für die unter 20 Bogen betragenden ‚Schriften eine 
vorgängige Cenſur. Unſer Gefez unterwirft ihr $. 4. alle 
Bücher ohne Unterfchied, * | & 


Die Kommiffion glaubt hiebey bemerken zu muͤſſen, 
was auch in der Motion felbit nicht überfehen iſt, daß 
nad dem Bundesgeſez alle nicht unter bie Klafle der Jour⸗ 
nale u. ſ. w. ‚gehörigen Schriften nach den in einzelnen 


- 
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Stesten erfaflenen ,. oder noch zu erlafienden Geſezen he- 
haudelt werden fellen, Aber: feloft daB bisherige Eovift von 
1797 und 1803 fagt ſchon Art. 1. Niro. 1., „als Gegen, 
Hände, welche der Buͤcher⸗Cenſur unterworfen ſeyn foßen, 
erfiären wie alle Drudichriften, melde qud einem Dianus 
feript oder aud einem anderwärtigen Abdrud in den Druß 
kereyen Unferer Lande zu Drud fommen, es mag 
der Autor oder ‚Verleger. berfelben ein Inlaͤnder oder m 
Ausländer ſeyn, er mag auf der Schrift genannt werden, 
oder ungenannt bleiben, der Drudart. mag derſelben bey⸗ 
hefegt werben oder nicht.” Das Gefez iſt zwar. in diefer 
Korn aufgehoben, aber ein umfaffendered und fhärfer bes 
ſtimmehderes fonnte ihm nicht nachfolgen.“ Die Kommifs 
flon muß daher gefteben, daß fie bier feinen Mißklang der 
neuſten Genfurverorbnung weder mit dem Bundedgefez, nad 
mit dem früher beftandenen Cenſur⸗Edikt erfennen könne, 
wenn nicht der Herr Urheber der Motion an eine einzelne 
Ausnahme bier fon denkt, die unter Nro. 7. austrädiig 
zur Sprache fommen wird... Bu * 


Hingegen iſt nieht zu laͤugnen, daß das aͤltere Geſez 
im Art. IV, ſich auf 12 Seiten über die. Handhabung. ber 
Genfur mit einer Umſicht und mit einer Milde verbreis 
tet, die in der furgen Faſſung des $. 2. der neuern Verord⸗ 
nung nothwendig verſchwinden mußte. Es werden daſelbſt 
nicht nur der Preſfreyheit, ſondern auch der Aus⸗ 
übung der Cenfur ihre Grängen nach allen Richtungen 
hin To beſtimmt als möglids gezogen, und dadurch bie 
Schriftfteller gegen Me Uengftlichfeit und Willführ der 
Genforen möglichft gefihert, und es dürfte allerdings zur 
größten Beruhigung des fhriftftellerifchen Publifums dies 
Ben, wenn jene Befimmungen vielleicht mit einigen Mo⸗ 
bififationen aus dem Altern Edikt herausgehoben, und als 


Zwoͤlfte Sizung vom 9. Auguß. 363 


bindende Inftruftion für die Genforen durch den Drud bes 
kannt gemacht würden, wenn auch biefe, wie kaum zu 
qweifeln. it, fie in zweifelpaften Fällen ſich felbft zur Maas; 
gabe, bieder audy ohne beſondere Anweiſung, dazu genom⸗ 
mem haben. | 
| = ww 
„Der Bundestagäbefchluß verfügt $. 7., daß Verfaſ⸗ 
fer, Berleger und. Herausgeber, wofern fie die Schrift der 
Genfur vorſchriftsmaͤßig vorgelegt haben, von aller weitern 
Verantwortung frey bleiben ſollen. Unſer neuſtes Edikt un⸗ 
terwirft, ſelbſt wenn die Cenſur vorangegangen, den 
Verfaſſer und Verleger einer gefaͤhrlichen Verantwor⸗ 
tung.“ 

Eine Gefährdung des Verlegers kann die Kommiſſton 
in dieſer Vergleichung nicht finden. Der 13. $. ſpricht ihn, 
wenn er die beſtimmte Vorſchrift befolgt hat, voͤllig frey. 
Nur die Schrift kann noch unterdruͤckt werden, und dieß 
nur auf einen Fall, der in $. 6. des Bundesgeſezes feine 
Begründung hat, auf den ſich aud die dieffeitige neue Cen⸗ 
für » Bererdnung beruft, und es ift gewiß feine Steigerung 
der Strenge des Bundesgeſezes, wenn leztere dem Berl 
ger Anſpruch auf Entſchaͤdigung zuſichert. 


Die fortwährende Berantwortlichkeit des Schriftſtel⸗ 
lers hingegen beruht auf zwey Faͤllen. 
‚ 1) Wenn er ſich durch unzulaͤßige Mittel die Erlaubniß 

zum Druck zu erſchleichen gewußt hat. 

Hier tritt ohne Zweifel, wenn dad Faktum erwieſen 
iſt, Die gerechte Strafe des Betrugs ein. 
3) Benn er durch fträfliche Anfpielungen oder Zweydeu⸗ 
tigkeiten die Aufmertfamteit bed Genjord zu hinter⸗ 

gehen wußte. 


364 Hrototoli⸗ der Erſten Kammer. 


Man koͤnnte vielleicht auch dieſe Anklage noch unter 
den Titel des Betrugs ſtellen. Allein es duͤrfte doch in 
den meiſten Faͤllen ſchwer ſeyn, die betrügliche Ab» 
ſicht des Verfaſſers zur Gewißheit zu bringen. Sie iſt 
wenigſtens damit nicht bewieſen, daß eine an ſich bedenk⸗ 
fihe Stelle, eine von dem Berfafier vieleicht aus guter 
Meynung etwas verhüllte Aeußerung der Aufmerkfamteit 
eines Cenſors bat entgehen koͤnnen; und bie Erfahrung 
giebt Beyſpiele genug, wie oft, wie leicht, und mit wel⸗ 
chem Schein Anfpielungen und Zwepdeutigfeiten, felbft in 
ten aralofeften Aeußerungen, koͤnnen gefunden werden. 
Die Kommiffion kann daher den Wunſch nicht unterdräf- 
fen, daß in diefem Punkt die Genfurs Berordnung gemils 
dert und im Einflang niit dem Bundes, Befchluß die An 
fprüche ausſchließend gegen die Schriften und nie pegen 
Die Perfonen möchten gerichtet werden. 


—8 


„Das Bundesgeſez redet nur von fünftig erſcheinen⸗ 
den Werfen, Unſer Edikt nimmt 6. 14. auch neue Aufla⸗ 
gen ſchon cenſurirter, oder mit geſezlicher Eenſurfreyheit 
erſchienener Buͤcher, wenigſtens indirekt in Anſpruch, und 
vermehrt noch die Beaͤngſtigung durch Unbeſtimmtheit des 
Ausdrucks.“ 


Nach der Beurtheilung der aommiſſion nimmt die 
"neue Cenſur⸗Ordnung wiederholte Auflagen auch aͤlter er 
Werke ſogleich 8. 1. in direkten Anſpruch, und zwar in 
Uebereinſtimmung mit dem eben gelefenen 1. Artilel des 
Edikts von 1797 und 1803, und es fällt wenigftend damit 
alle Beängftigung durch Unbeſtimmtheit des Ausdruds 
hinweg. . Indellen hält es die Mehrheit der Kommiflion 
fuͤr unbedenklich, daß auch Altere Werfe, die ſchon dur 
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ditere Genfur oder Genfurbefreyung gerechtfertigt find, in 
den. $. 14. aufgenommen werden, 


| 4 | 
„Das neue Edikt unterwirft $. 17. auch die Zeitun⸗ 


gen auswaͤrtiger deutſcher Länder (eigentlih aus waͤrtige 
Deut Yo e Zeitungen) efher nochmaligen Unterfuchung. 


Der Ausdruck ausmwärtig kann auf alle Zeituns 
gen, die nicht in Baden herauskommen, ausgedehnt wer; 
ben, So wird er in diefer Motion genommen. Er Tann 
aber aud nur auf diejenigen bezogen werben, die außer 
einem bdeutfchen Bundesland gefchrieben werden. & dürfte 
alfo hier vorderfamft um eine.nähere Auslegung des Worts 
auswärtig zu bitten ſeyn, die zwar faktiſch ſchon das 
durch gegeben ift, dag die Eirfulation der Zeitungen, bie 
in einem Bundesftaat herausfommen, den Beftimmungen 
diefed $, nie unterworfen worden ift. 


5, | 
| „Geſchloſſene Lefegefelifchaften waren in dem Edikt 
son 1797 und 1803 der Lefes Cenfur enthoben.“ ⸗ 


Der Art. 1. Nro. 3. dieſes Edikts enthebt allerdings 

dieſe Geſellſchaften der Cenſur⸗Aufſicht, jedoch mit dem 
Beyſaz: zur Zeit noch. Es ſcheint damit an eine 
Moͤglichkeit gedacht worden zu ſeyn, die unterdeſſen in 
Wirflichleit getreten iſt, naͤmlich an eine bedeutende Ver⸗ 
mehrung und allgemeine Verbreitung der leſegeſellſchaftli— 
hen Inſtitute. Taf jeder namhafte Drt hat eine Lefege 
ſellſchaft. 


En In volfreihen Städten beftehen neben einander med» 
sere. Die Zahl ihrer Mitglieder hat kein gefezliches Dar 


’ 
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zimum; die Befähigung zur Aufnahme in dieſelbe Feine 
geſezlihe Beſtimmung. Das ganze lefende Publikum kann 
ſich jeden Augenblick in geſchloſſene Geſellſchaften bilden, 
und hat es faſt ſchon gethan. Die Kommiſſion glaubt das 
her ihre Wuͤnſche dahin beſchraͤnken zu muͤſſen, daß die 
Cenſoren geſezlich angehalten werden mögen, die audgm 
ſprochene Auffiht an allen Orten: fo liberal und fchonmd 
als möglich zu führen. Aber fie getraut fich nicht zu hei 
fen, daß eine gänzliche Enthebung von aller hoͤhern Kennt 
nißnabme der in ihnen aufgelegten und cirkulirenden Schrif⸗ 
ten mit den Zweden des Bundesbeſchluſſes werde verein 
barlich gefunden werben. | 


6, 


„Selbſt Privargefehrten iſt die vertrauliche Deitthei 
fung uncenfurirter Bücher unterſagt.“ 


Die Kommiſſion gefteht den Wunſch, daß die Geſeze 
fo wenig als moͤglich, und, wenn ed möglich wäre, nie in 
die Kreife der Vertraulichfeit und zwifchen vertraulide Mit 
theilungen treten möchten. Sie hält ed fogar für ſchwer, 
daß Das Geſez feine Aufmerkſamkeit und Wirkſamkeit bid 
dahin audzudehnen vermöge, und zweifelt faum, daß ber 
Zweck deſſelben nicht follte erreicht werden, wenn eine 
angemellene Strafe blos auf die Verbreitung folcher 
Schriften oder auf den entdedten Mißbrauch der 

rtrauli n Mittheilungen gelegt würde. Doch iſt dieß 
ir Vorſchlag zu einer andern Gaflung des nduy 
nnd, 


7. 


= "1 naufgchebene) Genfurfsenpeit der Profeſſo⸗ 
inerfitäten war geferlich audgefprochen, 
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Wenn der Antrag auf Befrenung von der Cenſur für 
größere wiſſenſchaftliche Werte afademifcper Lehrer will ge 
ftellt werden, fo glaubt die Kommiſſion in dem Ausfprud 
der neuen Verordnung, daß die wiſſenſchaftliche Unterſu— 
chung der Wabrheit nicht gehindert werden ſoll, um ſo 
mehr Veranlaſſung zu finden, dem Antrag aus dem Grunde 
benzutreten, daß Diefes Freythum eine alte und ebrenvolle, 
in dem Edikt von 1803 der hohen Schule zu Heidelberg bes 
ftätigte, in dem Bundesgeſez nicht ausgeſchloſſenen Diss 
penfation fen, und daß die Zögerungen des Druds, die 
durch Die Cenfur unvermeidlich veranlaßt werben, für dieſe 
zahlreiche Klaſſe von Schriftftellern. am drüdenhften, und 
für das Publitum , dem ihre gelehrte Arbeiten gewidmet 
find, am nachtheiligſten ſey. u 

Ob die Cenfur » Befreyung’ auch auf Zeitblätter, 
Hefte und Heinere Werke. der ne, ıliden Schriftfteller koͤnne 
ausgedehnt. werden, muß obne Zweifel einer höhern Juter⸗ 
pretation des Bundesgefezed anheim- geftellt werden. 


Wenn indeffen irgend eine Art Heinerer Werke ſich 
dazu Hoffnung machen fann, fo dürften e8 zuerft die afa, 
demifhen Amtsſchriften feyn. Sie befchäftigen ſich eben» 
falld in der Regel mit gelebrten Gegenftänden, und find 
meiftend in einer gelehrten Sprache abgefaßt. Gie treten 
felten, ehe fie für größere Sammlungen etwa abgedrudt 
werden, über deniengen Kreis ihrer naͤchſten Beſtimmung 
in das Publikum heraus, und der geſezliche Sinn der afa: 
bemifchen Korporationen und ihrer Amtöträger, und das 
eigene Interefie, welches fie in der Bewahrung ihrer Ge; 
feslicpkeit finden muͤſſen, verbürgt ohne Zweifel auch ihre 
Bebereinftimmung mit dem Geſez. 


Der Herr Berfaffer der Motion geht in einer Zugabe 
au den Entwidlungen derſelben noch gu einer weitern Be 
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hauptung über, daß bie Strenge des Wortlautes dur bie 
Aengftlichkeit in der Ausführung ber. Verordnung noch ge⸗ 
ſteigert werde, und unterftellt fie mit der Aufzählung mehr 
rerer Bepfpiele ‚dazu, bie jedoch hier zu übergeben fepn 
möchten, da es nad feiner eigenen mündlichen Erffärung 
darüber nur Benfpiele, keine Befchwerben ſeyn follen, und 

wenn fie ed wären, an eine andere Behörde müßten * 

ſen werden. 


Die Kommiſſion glaubt in biefem Bericht nu 
ben ihren Anfihten über bie angefochtenen Beſtimmungen 
der neuften GenfursBerorbnung unverwandt die Umſtaͤnde 
im Auge behalten zu haben, gwifchen denen füch diefe pro⸗ 
viforifchen Anftalten gebildet haben. Aber fie beflagt diefe 
Umftände, daß fie fo find, und vereinigt ſich mit dem all, 
gemeinen Wunſch, daß jene definitive Beftimmungen bald 
und allgemein erfreuend mögen ausgefprochen werben, von 
welchen nach $. 17. ber Berfaffungsslirfunde fid die Hau» 
babung der Preßfreppeit in unferm Vaterlande datiren 
wird, | 


Bee Ye 


Zwoͤlſte Slzung vom 9. Augußz. 369 
Beylage Ziffer 52. 


Kommiffions- Bericht über die von der zweyten Kama 
mer mitgetheilte Bitte an Se. Königliche Ho⸗ 
heit, um Vorlegung eines Gefezesentwurfs, die 
Beftrafung der Webertreter des Geſezes über ben 
Baufir - Handel. 


Erſtattet von bem Frhrn. v. Gemmingen⸗Praͤſteneck 


Die Kommiſſion hat die Ehre ‚ ihre Anſicht über ben 
am ı8. July kommunicirten Beſchluß der zweyten Kammer 
vorzutragen: | 


Se. Koͤnigliche Hoheit den Großherzog allerunter⸗ 
thaͤnigſt zu bitten, der Staͤnde-Verſammlung einen 
Geſezesentwurf vorfegen zu laflen, wodurch gleich» 
förmige gefezlihe Strafbeflimmungen dem Gefes 
über den Baujirhandel bepgefügt würden. | 


Die Kommiſſion der zweyten Kammer äußerte in ih⸗ 
zer Berichtöerftattung ihre Depnung dahin: daß die bisher 
beftandenen den Haufirhandel befchränfenden Verordnun⸗ 
gen aufgehoben und dagegen mit wenigen Ausnahmen das 
Hauſiren ganz verboten werden ſollte. 


Indem Bange ber hierüber eröffneten Disfuffion ents 
widelten fih die beyden Hauptfragen: Ob das biöherige 
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Geſez über den Haufirbandel unverändert fortbeſtehen, oder 
abgeaͤndert werden folte? Womit fib eine grüntlide 
Belsuhtung ſowohl des Geſezes felbft ald der damit im. 
Stage ftehenden Begenftände verband. 


Das Geſez wurde von der Broßherzoglichen Regie 
rung den 21. September 1815 erlaffen, auf eingegangene 
Beſchwerden der obern Landeßfreife über die allzugrefe 
Ausdehnung. des Haufirbandeld, wurden, nachdem di 
Kreisdireltoxien und Aemter hieruͤber vernommen wor⸗ 
den waren, folgende weſentliche Beſtimmungen des Ge⸗ 
feire feſtgeſezt: 


) Das Hauſiren iſt der Regel nach euſe ſtrengſte ver⸗ 
boten; 


Iſt ohne Loͤſung von Erlaubnißſcheinen von dem Ver⸗ 
bote ausgenommen: der Handel mit Marktviktua⸗ 
ken. Obſtbaͤumen, inlaͤndiſchem Mineralwaſſer u. 
fm, wodey alles Hauſiren während der Dauer eines 
Jabrmarktes durchaus verboten iſt. Es ſind aber 
folgende Behoͤrden ermaͤchtigt, Hauſir⸗Erlanbuiß 

zu ertheiten: 


Die Berirfsämter: ı) an lUntertbanen, die 
die Erzeugniffe häuslicher. Induftrie, verzügli Leinwand 
feil bieten, und 2) unter Beobachtung ber polizeplis 
ieh Vorfſchriften an Fremde, welche mit Handſcuhen, 
Teppigen uf. 'w. handeln. 


DE MRreis,Directorien können, auf ‚eine be⸗ 
Rimmite Zeit eingefhräntt, inlaͤndiſchen Handelsleuten Ers 
Iqubniß ertheilen, in Städten mit Waaren zu handeln, 
die von. den gewöhnlichen Handelsleuten nicht gehalten wer⸗ 
den, woben die Kreisdischtorien de6 Odenwaldes und 
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Stchwarzwaldes zum: Beften ber gahlreichen und nabrungs⸗ 
loſen Bewohner dieſer Gegenden einen etwas außgebehne, 
tern Wirkungskreis erhielten,’ indem fle auf den Bericht 
der Aemter einzelnen Pesfonen Erlaubnißſcheine gu erthei⸗ 
lien autorifirt find, | 


Das Minif terium fann endlich aus hoͤhern Rüde 
fitten an Ausländer Erlaubnißſcheine ertheilen mit Aus⸗ 
nahme der angefuͤhrten ſpeciellen Faͤlle. | 


‚Der Handel mit Medifamenten, Moterial⸗ und Spe⸗ 
cereywaaren iſt ſowohl Inlaͤndern als Ausländern ohne | 
Ausnahme aufs ftrengfte verboten, 


Mas die gewoͤhnliche Qualiſtlation der Hauſtrer be⸗ J 
trifft, fo fann nur folchen Individuen heuſt/Erlaubais ge⸗ 
gegeben werden, 


ı) die ſich über Ihre Heimaih, 
2) ihre Handels . ⸗ und dewirbe/Seſugntte, 2 
—* wie 
3) über ihren Leumund hinlaͤnglich audzumweifen ver⸗ 
mwoͤgen. 


Um das Einſchwaͤrzen fremder Fabrikate unter dem 
Namen von Schwarzwaͤlder Fabrikaten zu verhindern, er⸗ 
ließ das Großherzogliche Miniſterium im Jahr 1817 eine 
ſchriftliche Verordnung, die dieſen Endzweck durch Stempel 
und andere Vorſchrifts⸗ Maasregeln ſorgfaͤltig beabſich⸗ 
tigte. 


Ueberhaupt aber hatten die Geſeze hier vorzuͤglich fol⸗ 
gende wohlthaͤtige Ruͤckſichten im Auge: Die Bequemlich⸗ 
Seit und das nothwendige Beduͤrfniß des Publikums, die 
Befoͤrderung des Vertriebs inlaͤndiſcher Produkte und Fa⸗ 
brifate, fo wie die Erhaltung und Ernaͤhrung vieler armen 
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Unterthanen, vorzüglich der fo ftarf bevoͤlkerten, zum Theil: 
fehr dürftigen Gegenden des Schwarzwaldes, Die durch 
“ Mafchinen » Spinneren leider den n größten Theil ihrer Nah⸗ 
rung verloren. 


Eben ‚fo wenig find aber auch diejenigen Vorſichts⸗ 
maasregeln verfäumt, die in polizeplicher Hinſicht hier 
eintreten koͤnnen, indem der Haufirhandel der Handhabung 
Öffentlicher Drönung und Sicherheit im entgegengeferten 
Falle allerdings viele Schwierigfeiten in den Weg legen 
dürfte. Die gründlichen @rörterungen der zweyten Kam. 
mer haben alle Einwürfe hinreichend beleuchtet und zur 
Evidenz dargethan, daß nicht Unzulaͤnglichkeit der Geſeze, 
fondern die Nichtbefolgung derfelben zu Mißbraͤuchen und 
gegrändeten Befchwerden Anlaß gaben, und noch vielmehr 
leuchtet⸗ der vielfeitige praftifche Werth diefer Verordnun⸗ 
gen hervor, welche mit. allgemeiner Ueberſicht, mit Maͤßi⸗ 
gung und Güte das oft widerftreitende Intereſſe der vers 
fhiedenen Klaſſen von Staatsbärgern berüdfictigten, um 
verfhiedene Widerſpruͤche gegen einander auszugleichen. 


Die Kommiſſion theilt daher die Ueberzeugung der 
zwepten Kammer, daß dem Haufirgefeg bloß allein die 
Beftimmung gleichförmiger Strafen für Uebertretungss 
fälle mangle, um mande Mißbraͤuche zu verhindern, 
da eb nicht genügt, wenn auch diefe Strafbeflimmungen 
als Inftruftionen an die betreffenden Behörden ſchriftlich 
- ergangen ſeyn follten, indem Strafen eben ſowohl zu 
Öffentlicher Kenntniß des Publikums durd die gewoͤhnli⸗ 
He gefezlihe Promulgation gelangen müffen, als ver 
Inhalt der Verbote ſelbſt, und vielleicht würde das Aufs 
faſſen diefer Poͤnal⸗Vorſchriften allein fchon dieſen Mans 
gel erfezen. 

a 
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Es möchte daher von einer hohen Kammer dem ges 
faßten Befchluß gleichfalls beyzutreten ſeyn: 


Se Rönigliche Hoheit allerunterthänigft 
zu bitten, der Ständeverfammlung einen Geſe⸗ 
3e&: Entwurf gnädigft vorlegen zu laffen, wo⸗ 
dutch dem Gefez vom a. Sept. 1815 jene Strafe 
beftimmungen bengefügt” würden. j 


» j 
. * 


Gemmingen,Präftened. 
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Drepzebhnte (geheim e) Sizung 
Rarlöruße den 13. Yuguft 1820. 





Unter dem Vori des zweyten Vicepraͤſidenten, Staats⸗ 
u Zu rathe Freyherrn v. Baden. 
& egenwärt ig: 
Die biöper erſchienenen Mitglieder, mit Ausnah me: 
©. Hoheit des Dröäfidenten, ir 


Ihrer Hoheiten der Herren Markgrafen Leopold und 
u Merimilian, 


Gr Durslaust. des Herrn Gürfen v. ‚ Bärftenderg 
J des . 
Ser Generale gevhenen v. Geufau, des m. we 
Herrn Generalmajors Freyherrn v. Grenf tedt, des 
derrn Generallicutenante v. Schäffer, des | J 
Herrn Staatsminiſters Freyherrn v. Berkheim, des 
Herrn Freyherrn v. GemmingensPräfteneck, des 
Herrn Freyherrn v. Gemmingen-Treſchklingen, 
und des 
Grephen v. Boaltenſteis. 


” . . r 
———— ° 


Dreyxban Chung: om 3. Unhuſt. rs 


Das Mräfidium Mm: wor: Tb date Ur 6a 
auf. die-von der Tandftändifthen Sektion des hoden Earl» 
minifteriumsd ergangene Einfadung anfagen fallen. GSs 
handle fih gemäß diefer Einladung um ſchleunige Ernen⸗ 
nung einiger Koninũſſard aus der Mitte ‚der Kammer zu 
der gerneinfchaftlich mit Koinmiſſärs der zweyen Kammer 
und jenen der Regierung wegen bed zu füliegenden Ans 
lehens bie nöthige. Berathung zu :pflegen. 


De Herr Staatswinffir Frhr. v. Fiſch et ‚erflärte 
dierauf die Dringlichkeit der Sache, da jegt eben günftige 
Anerbietungen vorlägen, welde aber vieleicht morgen 
fon fönnten zurüdgenommen werden. Ein einziger Tag 
tönne pft den Kurs, die Spefulationen, und alfo die 
Prozente oder bie übrigen Bedingungen eines Anlehens 
veraͤndern. 


Nachdem von mehrern Mitgliedern der Kammer das 
Bedenken geaͤußert worden, wie die verlangte Abord⸗ 
nung unbeſchadet des 6. 75. der Verſaſſung Statt finden 
tönne ? vereinigte man fid in der Anſicht, daß bier nit 
eigentlich Kommifftonen beyder Kammern zufammentretem, 
folten, fondern daß die hohe Regierung bios’ unter Bey⸗ 
zug. mehrerer ftändifcher Kommiffarien aus jenen Kam⸗ 
mern das Anlehnsgeſchaͤft berathen wolle, welches auch nach 
der Analogie der im $. 65, der Berfaßungs: Urkunde für 
den: Ball eined Kriegs dem ſtaͤndiſchen Ausſchuß gemährs 
tem Befugniß, Kommiffarien an bie Minifterien und Kriegs» 
Kommipionen abzuorduen , ganz unbedentiic geſchehen 
könne. | 


Auch wurde bemerkt und anerfannt, daß bie Ernen⸗ 
nung der Kommillarien ber nodp ermangelnden Schluß 
faſſung über bie Frage: ob und was für ein Anlchen 


376 = Periolelle der Erlen. Kanmer:* 


ſolle gemacht werden, unvorgreiflich, bie gu pflegende 
Unterhandlung alfo in ihrer Guͤltigkeit bedingt ſeyn ſollte 
auf den Fall ſolcher Genehmigung. 


Es fand Hierauf ſogleich die Wahl der durch Be 
ſchluß auf drey beftimmten Kommiflarien Statt, und id 
durch Michrheit der Stimmen auf den 


Staatsrath Frhru. u Baden, den | 
. Staatörath Frhrn. v. Zollubardt, mb auf 
Ge. Durdlaubt den Herrn Fuͤrſten v. ‚Löwen 
ſtein⸗Vertheim. 
Freyberr v. Zplinpandt. 
v. Rotteck. 


Biesyehane Sipuug sam 14 Kup.  . Dur 


* 
re ur 0. . b .. 2 oo. i f 
a Ze .\ - . . W 


Vierzehnte Sizung 5 


Karlöruhe den 14. Auguſt 1820. 





Gegenwärtig: “ 


Sr. Hoheit der Praͤſident und alle bieher erſcienenen 
Mitglieder, mit Ausn ab ne: 


Sr. Hohelt des Herrn Markgrafen Leop old, des 

Herrn Generals Freyherrn v. ® eufau, beb 

Herm Staatsminifterd Freyherrn v. Berftett, des 

Herrn Staatsminiſters Freyherrn v. iſcher, des 

Herrn Generalmajoxs Freyherrn v. Frepſtedt, | 
und des 

Freyherrn v. Fallenſtein. 





Das Hohe Praͤſidium zeigt die Wahl des geh. Hof⸗ 
raths Zachariä als Deputirten ber Univerfität Heidele 
berg, an die Stelle bes entlaſſenen geh. Hofraths Thir 
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baut, an, und fordert bie zur Prüfung der Wahblakten 
gemäß 5. 3. der Geſchaͤftsordnung niedergefegte Kommil⸗ 
em zum Vortrag des Erfunds auf. 


In derfeilben Namen zeigt Prälat Hebel an, dal 
die Kommiſſion die Wahl als gültig anerfennen muͤſſe, 
und nur der an und für fih unmefentlihe Umſtand u 
bemerten fey, daß die Profefioren Xangsdorf und Leor⸗ 
hard bep der Wahl nicht anweſend gewefen ſeyen, we 
von Erfterer feine Abweſenheit entfchuldiget babe; daß 
aber diefe beyden Stimmen, auch wenn fie nicht für 3% 
charia geweſen wärkh, auf die Wahl bey ‚der vorhandenen 
Gtimmenmehrheit keinen Einfluß hätten haben Innen. _ 


in 

Der geb. Hofrath Bachariä wurde hierauf einge 
führt, und Ieiftete in die Hand Sr. Hoheit des Praͤſiden⸗ 
ten den verſaſſungsmaͤßlgen Ein der Verpflichtung. 


Sodann folgte die Vorlefung des Protololb der ob 
‚sigen Sizung, welches genehmigt wurde. 


Die Tagesordnung führte nunmehr zur Dis luſſioa 
des über die Motion des Staatéraths Frhrn. v. ZH In 
hardt wegen Modifikation der 66. 60. und 73. der Kon 
Aitutions » Urkunde jüngft vergetragenen Kommiſſionsbe⸗ 
richtes. 


Staatsrath Erhr. v. Zyllndavdit Auferte: Det 
Iwed feiner Motion ſey fein anderer, ald eine Modifika⸗ 
tion der Bellimmungen der Konffitution , welche die erfte 
Kammer nur in den Fall fegen, dab Finanzgeſez im Gau⸗ 
zen ohne alle Abänderung zu verwerfen oder anzunehmen, 
und welche alle Berbefferungsporfihläge diefer Kammer in 
Binimsgegenftänden ausfchließen ; diefer Zwec werde erw“ 
recht, Sobald rgend ein Mittel verfaſſungemaͤßig beRehe; 
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daß aub ihre Anfihten und Bemerkungen via 
oder doch gehört werden koͤnnen. 


Der Herr Bisthverw. Frhr. v. Beffenberg frag⸗ 
te: Ob von den Herren Regierungs⸗ Kommiſſarien nice 
dagegen zu erinnern gefunden werde? 


GStaats rath Frhr. 9 Tuͤrkheim: Als feüßeres its 
glied der Kommiſſion könne er ſich nicht auch zugleich eine 
Erflirung ald Regierungs-KRommiffär über diefen Gegen» 
fand erlauben; glaube aber, da es ſich nur von Aeuße⸗ 
sung eines Wunſches der Kammer handle, daß die Eins 
wiligung der Regierungs⸗Kommiſſarien nicht fehlen were, 
um fo mehr, als ja die Regierung ſelbſt noch befchlieilen. 
koͤnne, wie fie es für gut finde. . 


Staatsrath Baumgaͤrtner: Er ſey von der Bil 
ligfeit, ja Nothwendigkeit diejer Motion fo ſehr übers 
geugt daß er dabey durchaus feinen Anftand finde, ja 
F A feinen Augenblid sweifle, auch die jwente Ram, 
mer und die hohe Regierung feldft werben dem Antrag 
ihre Zuflimmung geben. 


Bisthverw. Frhr. ©. Welfenserg: Die Natur 
Der Sache ſcheint mir offenbar für eine Modifikation der 
65. 60, und 73. zu fprehen. Die Gründe ſind in’ der 
Motion und in dem Konmillionsbericht erſchoͤpfend, klar 
und bündig entwickelt. Es handelt fih hier nicht ſopohl 
yon einem Snterefle der erften Kammer, . ald dayon, gm 
verhindern , daß die der erſten Kammer eingeräumte Eins 
wirkung in. Finanzgegenſtaͤnden nicht blos illuſoriſch oder 
gar für den Zweck nachtheilig werde, Es Liegt mitbin ein 
all gemeines Jutereſſe für eine ſolche Mopificirung der Vers 
faflung vor, wodurch es der erften Kammer möglich wird; 
die ihr eingesäumte Einwirkung nicht fruchtlos oder ſtoͤ⸗ 


/ 
⸗ 
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rend, ſondern wahrhaft gemeinnuͤzig auszuüben. Deni 
Kommiſſions⸗Antrag, daß die erſte Kammer das Finanz⸗ 
geſez mit Verbefferungsvorfchlägen an die zwente Kammer 
zurüdgeben Inne, würde ih, die Sache für ſich ſelbſt 
betrachtet, am liebſten beytreten, weil er unmittelbar zum 

Zweck führt. Daß indeffen die zweyte Kammer und be 

hohe Regierung feinen Anftand nehmen werden, dieſen 

Antrag beyzutreten, ſehe ich vorerit nicht als eine Gage 

an, die außer Zweifel ftebt. Bielmehr glaube ich. beden⸗ 

tenden Anftänden entgegenfehen zu müflen, und zwar aus 

dem Grunde, weil die Behandlung ded Budgetsé dadurch 
verwidelter und weitläuftiger werden dürfte. Sch erfaube 
mir daher die Frage: ob nicht auf folgende Art dem bes 
merkten Mißftand abgeholfen werden könnte: Die Kinanp. 
gefege würden zuerft in der zweyten Kammer erörtert und 
berathen. Aber gleich nad Mittheilung des Budgets von 
Seiten: der Regierung würden von benden Kammern die 
Budgets-Kommiſſionen gewählt. Die Budgetd-KRommiffion. 
der zweyten Kammer müßte fodann, bevor fie Bericht ers 
flattete , mit der Budgets, Kommiſſion der erften Kammer 
zur Ruͤckſprache zufammentreten, und ein gleicher Zuſam⸗ 
mentritt wuͤrde auch dann geſtattet, wenn das Finanz⸗ 
geſez fdon an die erſte Kammer zur Berathung uͤberge⸗ 
ben in. 


Dieſe Modifikation duͤrfte weit weniger Sowierig⸗ 
keit als die andere finden, und dennoch den Zweck im 
Weſentlichen erreichen. Sie würde nur für das Finanz⸗ 
Budget eine Ausnahme in Bezug auf dem 86. 75. ber Ver⸗ 
faſßung erfordern. 


J Staatsrath Fror. ©, Butfaherae: Auch diefe. 
Borfchläge ſeyen mit feiner Motion vereinbar. 


x 
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Staatsratb Baumgärtner: Es liege nicht ia 
dem Auftrag der Kommiffien, die Art der Ausführung 
vorzufcplagen ; fie habe ſich deswegen auch hierüber aller 
Ueußerungen enthalten. Er finde zwar den Antrag des 
Bisthumsverweſers Frhrn. v. Wellenberg angemeflen ; 
glaube aber, wenn bönde Kammern ſelbſt sufammenträs 
ten, daß fo'ched dem Zwecke noch mehr entfpreden würde.. 
Es frage fih jedoch, ob dieſe Vorfchläge nicht als befon 
dere Motionen zu betrachten feyen ? 


Biöthverw. v. Weffenber g: Obgleich die 66. 60, 
und 73. dur den in Antrag gebrachten Zufammentritt 
der Budgetd » Rommiflionen beyder Kammern zur Rüda 
fprache miteinander unverändert blieben, und dagegen. nur 
ber Grundſaz des 5.75. eine Ausnahme erhielte, fo finde 
ich deswegen doch keineswegs noͤthig, daß daraus erſt eine 
eigene neue Motion "gemacht werde. Mein Antrag 
ſteht mit dem Antrag der Kommiflion feineswegs im Wir 
derſpruch, fondern beyde können ald Alternative neben⸗ 
einander beftehen. Die Motion hat eigentlich zur Abfiche, 
daß die Einwirkung der eriten Hammer in Finanzgegenv 
Händen auf eine dem Zmed der Berfaflung mehr entfpres. 
ende Weiſe beftimmt werden möchte. Die Frage: durch 
welche Mittel dies am füglichften geſchehen könne? 
macht mehr ald einen Antrag zuläflig. Nachdem die Koms 
million eine größere Modificirung der Verfafung in 
Vorſchlag gebracht hat, möchte ed doch wohl in der Diss 
kuſſion erlaubt ſeyn, eine geringere an ihre Stelle 


vorzuſthlagen, ohne daß es dazu einer eigenen Motion 
bedurfte. 


Praͤlat Hebel: Er finde die eben gedachten Vor⸗ 
ſchlaͤge weniger von des. Konſtitution abweichend, als bem | 
urfprünglichen. Untrag. | 
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Staatörasp Frhr. v. Tuürkheim: Man fünne hier 
gerade detz geitrigen Galle, wo Behufs des zu negazlis 
renden Anlehend Kommiſſarien bepder Kammern und der 
Regierung zufammentraten, gedenklen, um fib zu übers 
zeugen, wie fehr nuͤzlich es ſeyn könne, wenn Kommip 
onen aus bepden Kammern jufammentreten. 


Staatsrath Frhr. v. Baden findet dieſe Bemerkung 
fehr treffend, und erflärt weiter, daß er eb für dab 
zweckmaͤßigſte halte, wenn dad Budget zugleih an beyde 
Kammern gegeben, und dann fofort in jeder Kammer die 
Kommiſſion gewählt würde. Ueberhaupt muͤſſe er den 
Schr, v. Weſſenberg'ſchen Antrag unterkügen, 


Staatsorath Frhr. v. Zplinbardt: Er Babe om 
bemertt, daß dieſe Unträge feiner Motion nicht entgegen . 
fenen, indem er in berfelben nug überhaupt auf zwed⸗ 
maͤßige Abänderung angetragen. | 


Se, Durdlaudt der Herr Kürft v. edwent teia⸗ 
Wertheim erklaͤrten ſich gleichfals für den Zaſammen⸗ 
tritt beyder Kommiſſionen zur Berathung; es fen ſolches 
der Vereinfachung des Geſchaͤfts dienlicher, was er aus 
Erfahrung, nanientlich von den Wuͤrtembergiſchen Ram 
mern, wife. 


Geh. Hofratö Zachariä: Wenn man in den Pre 
einfchlagenden Paragraphen der Berfaffungs, Urkunde Inhaft, 
und Einfleivung gehörig unterfeidet,, fo if der Sing 
biefer 6. wohl der: So oft uͤber einen die Finanzen bes 
treffenden Gefezesentwurf abgeftimmt wird, bilden die 
erfte und die zweyte Kammer nur ein einziged Kollegium, 
und zwar fo, Daß, wenn Stimmengleichheit eintritt , der 
Präfindent der zwepten Kammer durch ſeine Stimme des 
Ausſchlag giebt. 
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Nah diefer Anſicht fcheint ed mir nun allerdings 
für die erfte Kammer febr hart zu fepn, dag den Mit 
gliedern derfeiben nicht .cben fo, wie jenen der zweyten 


Kammer, das Recht zufteben fol, Abänderungen .in den 
Sejezesentwürien jener Art in Vorſchlag gu bringen, 


Solen nicht die Mitgliever eines und deffelben 
Kolegü eines gleichen Stimmenrechts Henießen ? 


Sch vermuthe, daß die Veranlaſſ ſung zu der vorlie⸗ 
genden Beſtimmung unſerer ——— Urkunde in der 
Brittiſchen Konſtitution, dem Lerbilde der unſrigen, 
ſo wie aller aͤhnlichen Konſtitutionen, zu ſuchen iſt. Nach 


der Brittiſchen Konſtitution nehmen alle Bills, die den. 


Staatséhausbalt betreffen, (ſo wie bey uns,) in der zwey⸗ 
ten Kammer oder in dem Unterhauſe ihren Anfang. Das 
Oberhaus, an welches ſie bierauf gelangen, Tann fie nicht 
blos annehmen oder verwerfen,, fondern auch Berändes 
rungen darin maden. Allein es iſt eine fichende Mas 
xime des Brittiſchen Unterhaufes, ejne jede ſolche Bill, 
in welcher das Dberhauß eine Beränderung gemacht hat, 


.. 


gu verwerfen. Man glaußte nun vielleicht bey der Abe, 


fafiung .unferer Konſtitutions⸗Urkunde, dieſelbe Abneigung 
gegen Veraͤnderungen, welche die erſte Kammer in Ge⸗ 
fezen dieſer Urt in Vorſchlag bringen wuͤrde, in ber zwey⸗ 
ten Kammer vorausſezen zu müſſen; und verſagte daher 
der erſten Kammer ſchlechthin, Vorſchlaͤge dieſer Art zu 


machen. Allein üͤberſah man nicht dabey, daß bey uns 


der erſten Kammer auch das Recht verſagt iſt, Geſezes⸗ 


entwürfe über Finanzgegenſtaͤnde unbedingt⸗wirkſam zus 


verwerfen ? 


Auch das hat man vichleicht bey der Abfafiung der 
66. 6o. und 61. der Berfaffungs.- Urfunde in Ermägung 


gegogen,, daß die Mitglieder der eriten Kammer zu deu 
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privifegirten Ständen: zu rechnen find. Allein, ohne Hier 
auf das Faktiſche dieſes Grundes näher einzugehen , will 
ih nur fo viel bemerken, daß er gegen dad Stimmrecht 
der erften Kammer in Finanzſachen überhaupt ange 
führt werden könnte, und mithin zu viel beweifen würde 


Die weitere Frage: Auf welhe Art die Hammer 
das Recht, Verbeſſerungsvorſchlaͤge bey den die Finanzen 
betreffenden Gegenftänden zu machen, ausüben koͤnne? 
ſcheint mir mit ſehr bedeutenden Schwierigkeiten verbun⸗ 
den zu ſeyn. So zwedmäßig ih auch bie deshafb ger 
machten Anträge finde, fo ift doch auf der andern Seite 
zu berucdiichtigen, daß den Kammern ein jeder unmittels 
barer Zufammentritt durch die Verfaſſangs⸗ Urkunde uns 
terfagt if. Vielleicht wäre es gut, dieſe Frage sur Bu 
gutachtung zurüd an die Kommiſſion zu verweiſen. 


v. Rotted: Sm verfloffenen Jahr, alt ber 
‚vorliegende Artrag erhoben ward, habe ih ihn untere 
ſtuͤzt, da mir allerdings eine einleuchtende Vernunft⸗ 
maͤßigkeit, Zweckmaͤßigkeit und auch Billigkeit dafür: zw 
ſprechen ſchienen. Ich bin auch jezt noch im Allgemeinen 
derſelben Anſicht, und ſtimme demjenigen, was der verehrte 
Herr Proponent ſelbſt in feiner fo klaren als grändfichen 
Motivirung des Antrags dafür geſagt hat, als auch vielem 
von dem, was in dem Kommiſſions⸗-Bericht enthalten iſt, 
Aus Ueberzeugung bey. Allein zwey hochwichtige Bes 
tradhtungen find es, welche mir gleihwohl verbieten‘, für 
die Genehmigung des Antrags von Seiten der hohen Kam⸗ 
mer zu ſtimmen. ven 


Erftens: Es kann ſeyn, und geſchieht oft, daß ein (heim. 
bares oder wirffiched Gebrechen in einer fomplicirten Eins 
fegung, ob es eud an und fi ie allein betrach⸗ 

‚set,‘ 
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tet, tadelnswerth und der Verbeſſerung beduͤrftig erſcheine, | 
gleichwohl in der Werhfelwirfung mit allen ander, zumal 
im Verhaͤltniß mit einem dabey etwa vorhandenen größern, 
tiefer liegenden, umd vielleicht ganz unvermeidlichen ‚Uebel 
ald ein Gutes, nämlih.ald Gegenmittel des Ueblen 
wirke. Gleicywie oftmals in einem Gebäude ein Heiner 
Mißſtand ertragen werden muß, menn die irgendwo feh⸗ 
lerhafte oder uͤberhaupt die einmal fo oder fo bef@affene 
‚Struftur oder Richtung der Grundmauern denfelben 04 
bert, und bie Berbefferung des Midftandes Nachtheil 
oder Gefahr für das ganze Gebäude hervorbringen würde. 
Es wäre möglich, daß bey unferer Konftitution ein aͤhn⸗ 
liches Verhaͤltniß obwaltete, und daß vielleicht eine — jezt 
einmal unabaͤnderlich befteheng — Hau ptbaſis derſelben, 
um ohne weſentlichen Nachtheil fortzubeſtehen, gewiſſe 
kleinere Inkonvenienzen, und ſelbſt ſcheinbare Unbilligkeiten 
notbwendig herbey riefe, und wo demnach die Hebung, 
des ſcheinbaren Mangels einen. wahren und tiefgehenden 
Schaden braͤchte. Ich glaube nicht noͤthig zu haben, mid) 
näher bierüber zu erklären. Diefe leife Andeutung ‚wird 
Einer hohen Kammer genügen. Sch wage ed niet, auf. 
eine Abänderung der Konftitution auh nur im fleins 
ſten Artikel zu ſtimmen, bevor nicht eine längere und viels 
fritige Erfahrung möglih macht, niht nur über dad Eine 
zelne, ſondern über das Banze, über den wechfelfeitis 
gen Zufammenhang' und über die Wechfelwirfung 
aller Theile ein zuverläßiged Urtbeil zu fällen, und 
demnach vielleicht eine allgemeine Revifion, und eine 
aufs Ganze gehende zeitgemäße Verbeſſerung unfers Ver 
faſungsgebaͤudes mit Sicherheit zu unternehmen. 


. 2) Zu einem foren Unternehmen würde ih aber — 
felbft wenn die nöthige Erfahrung und umfaffende Eroͤrte⸗ 


rung ſchon vorlägen — die heutige 3 ei nicht günftig 
Protokolle der 1, Kammer. 
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eratter. Wict ur mr une j. orrttıche Rerfaffung vor 
eLrmartimr.ht:r Rei! atiaıne bFrartord ruhe 
ges Arcıttoeeen, sleemie Bir fr di zIonıte Boumn 
zurrä or. urgeIrn 6 herorman gefanrirs an ihm rüt⸗ 
telatin- - erteinscmaltarum, we. friert rer ährigen 
Br .u..ug Vıricedereß ven Enien und \nren geſcebn 
fü, wet ken arrurtın ter Tetahomg cegrüntete Reierg 
mß um itr Kleiner wernriadtr, ur? weil imüer Belfen 
erfflie.en, ver Berem Rreteriem Er:ub tom nur dei, 
beilige Oidech ter Rerfoliurg Serz iu arıwarren geriget 
MM. In freien Logen und Zeten if wiet vatbiem, 
euch rur des Mindeſte am einer Verfaffung zu Antern, 
Jede A:nterung, aud eine, Lie sum Guten aeidöbe, 
iR ein Zeripicl, wed,b tie Itee der Unantafl 
barteiıt ſawächt, urd tie Berrkeitienra des Bann 
erf&w:rt; und eine auf& Ercke gedende Frrärterung des 
Wchuriuies wirt ter Vcrat.me Eigentbirmer nicht wagen, 
in eıner Jet, wo die Komilie, Ton welienidmeremn Di 
ml bettachteäd, aur ten Echiron Ted Hauſes bo 
gehrt. " 


30 ſtimme biernach — was ib aud bereits in der 
Kemmifion erk art babe, daber der Lauptbeidhluß der 
ſelben nidt einmutbir, ſendern nur tu Mebrheit 
grfaßs worten — gegen tie Metion. und glaube, daß, 
wofern nur — maß bie Veriaſſung gar wobl erlaubt, ja 
fortert — ter Begriff eines Finanzgeſezes (cder eind 
.Gnarzgegerftandes, mel vie Konttitutiom dieſe 
bepyden Nusdrücke gebraucht) nıdt ungefübrlih erweis 
tert, fordern auf Lasjeniae bBeichränft wird, wal 
eigentlib Kinanzaefez ift u:d wenn bey Begenitäns | 
"den gemifchter Natur nur das rein Finanzielle 
“der Beſtimmung ter $$. 60 und 3. unterworfen wırd, ber 
Naqhtheil diefer 95. nicht allzu bedeutend fepn dürfte, 


·8 
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Kine Bitte um Erlaͤ uterung der bıyden genannten 


Paragraphen wuͤrde ich daher nicht nur ganz un bedenfs. 


Lich, fondern vielmehr nöthig finden. Die gefezliche 


Erläuterung, if. nit Abänderung; fie il vielmehr Be⸗— 
feftigung und Hintanpaltung irriger oder ſchwanken⸗ 


der Deutung. 


Sollte jedoch eine Veraͤnderun g gleichwohl be⸗ 
ſchloſſen werden, ſo wuͤrde mir eine — der Wuͤrtember gi⸗ 
ſchen Verfaſſung analoge — Beſtimmung eines bey Finanz⸗ 
ſachen notbwendigen oder zulaͤßigen Zu fjammentrittg 


beyder Kammern, oder auch nur inftruirter Rommifßs 


fiomen berfelben® minder bedenklich erfcheinen, als vie 
der erften Rammer auch in Anſehung der Finanzaefeze zu 
gemwährende Befugniß zu ® erbe (fe run 13 be ⸗Vor⸗ 

ſchlaͤg en. | . 


Staatsminifter Freyberr v. Berkheim: Im .All⸗ 


gemeinen pflichte ich den Bemerkungen des Herrn Hofraths 
»v. Rotteck bey. Auch ich finde die Verfaſſung noch zu 


jung, und wuͤnſche, daß man ſie durch laͤngere Dauer ſich 
befeſtigen laſſe, bevor man daran eine Aenderung vorneh⸗ 
me, Freylich iſt 8 eine empfindliche Beſchraͤnkung, welche 


Die: 66. 60. und 78. der. erſten Kammer ſezen: allein jene 
Bedenklichkeit bar für mich ein uͤberwiegendes Gewicht. 


Auch mürde der Zufammentritt von Kommiffionen bepzer 


Kaırmern nicht genügend ſeyn; denn bieie fönnten ſich nur 


- beratbend verhalten, und leicht -tönnten fie über Punkte 
ſich vereinigen, welche nachmals von den KRammeın vers 
“ worfen würden. Daß übrigens, wie Herr Hofratb v. Rot⸗ 
teck bemerfte, der Ausdrud „WKinanzgegenftände „unbes 


ftimmt, daher eine nähere Beſtimmung zu wuͤnſchen 
ſey, ıft nicht zu verfennen, und ich pflichte daher ſolchem 
Wunſche br. 

, 46 * 


288 Drotelslle der Erſten Kammer. 


Bisthoerw. che. v. Beffenberg: Der Ber 
ſchlag det Zujammentritts der Rommiffienen führt wer 
nit fo direfi zum Zweck, aber er näbert fi ibm Led; 
indem er der eriten Kammer doch wenigſtens einigen Eia⸗ 
Aus auf Hinanzgegenilände verfdafft. 


Staatsminiſter Frhr. v. Bertheim: Der © 75. 
der Konftitution würde turch den Zufammentritt der Rem 
miffionen verlezt werden. 


Biöthverw. Arbr. v. BWeffenberg: Solche Zub 
nahme von der Verfaſſung oder deren Modiſikation iſt aber 
als das einzige Mittel zu betrachten, welches einigermaßen 
zum Zweck führt. 


Hofr. v. Rotted: Es find wohl tie rigen» 
den Kommiffionen gu unteriheiden von blicken 
Kommiffarien, wie fie geſtern aus berden Kammern 
zur Berbandlung der Anlehensfahe gemeinſchaftlich mit 
der heben Regierungs-Kommiſſion zufammentraten. Rur 
der Zufammentritt der erften it durd die Konftitutien 
verboten, der lezt eren nicht. Die erfteren einführen 
heißt nicht minder die Berfaflung abändern, ald wenn man 
Die Befugniß zu Berbefferungsvorjchlägen ertheilte.e Denn 
der $. 75. der Konttitution ift nit minder unantaßtbar 
als die 66. 60 und 73. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Sch habe burg 
das oben angeführte Bepfpiel von geftern nur die Raͤth⸗ 
lichkeit und Nuzlichkeit folder Zufammentritte von Komm 
miffionen oder Kommiſſaͤrs in einzelnen Faͤllen beweifen 
wollen. 


Den SHauptgegenftand betreffend bemerle ih: Werne 
Betrachtungen über die Inlonvenienzen der jejigen Be 
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bandlungsart der Binanzgegenftände erhoben werden, fo 
rkoͤnnen - allerdingd zwey verfchiedene Fragen aufgeſtellt 
werden: 


1) Was ſind Finanzgeſeze? und 
2) Was gilt bey Finanzgeſezen? 


| Es Tann allerdings oft die Frage entftehen: was zu 
“ Sinanzgegenftänden gehöre? Aber diefe Frage führt zu 
einem ganz andern als zu dem vorliegenden Zweck. Der: 
finnreichen Bemerkung des Heren Geheimen Hofraths Za⸗ 
chariaͤ uber die beabſichtigte ideale Vereinigung ber beyden 
Kammern zu-einem:. Kollegium pflichte ich bey. Allein 
welches iſt davon die praftifche Folge? In der Diskuſſion 
find fie gleichwohl vereinzelt und gelähmt. Welchen Bora 
theil kann die beftehende Ordnung geben? — Was man 
ben dem Recht zu Verbeſſerungs⸗Vorſchlaͤgen befürchtet — 
nämlich Verhinderung des Gefammtbefchluffes, könnte nady 
der jezigen Ordnung gleichfalls eintreten. Die Form näm- 
lich wäre Berneinung, oder Verweigerung des Beytritts; 
die Motive wären bie Verbeſſerungsvorſchlaͤge, von wel⸗ 
hen die Distuſſion das Noͤthige ſchon zur Kenntnig 
der andern Kammer bringt. ' 


Der Borfchlag zum Zufammentritt von Rommiffionen 
hat indefien weniger Bedenklichkeit gegen ſich, auch würde 
dadurch menigftend Etwas gewonnen. Zumal würbe eine 
gemeinfame Durdfiht der Materialien — melde 
ohnehin nicht von allen Gliedern der Kammern geſchehen 
ann, dem Geſchaͤfte. ſehr foͤrderlich ſeyn. 


Uebrigens verkenne ich die Vedenklichkeit nicht, die man 
hat, die noch ſo junge Konſtitution zu verändern. Doch 
wenn man — ih will dad Gleichniß von einem Gebäude 
beybehalten — von dem Mangelhaften, deſſen Berbeiferung 
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berathen wird, eine klare Idee hat, ſo ſoll man wohl 
durch ein dunkles Gefuͤhl von einem etwa moͤglichen 
unbekannten Zuſammenhang mit andern Verhaͤltniſſen ſich 
nicht davon abhalten laſſen. 


Auch finde ich nicht noͤthig, die Vorſchlaͤe an die 
Komm'ſſion zuruͤck zu geben, da, wiewohl ſehr treffende 
Bemerkungen gemacht ſind, doch nichis im Weſentlichen 
Reud vorgetragen worden. 


Se. Hoheit der Praͤf ident: Da eine Aenderung 
der beyden 66. fo ziemlich allgemein als wuͤnſchenswerth 
ancıfannt werde; fo frage ed ſich, ob. die Bedenklichkeiten 
gegen Aenderung an der Konftitution von der Erheblichfeit 
_ fepen, daß man ihnen jenen Wunſch aufopfern folle ; und 

wofern nicht, in welcher Art die gewuͤnſchte Anderung [ 
bewirken fen? — 


Staatörath Frhr. v. Zyllnhardt: Er ftimme zwar 
den verfchiedenen Bemerfungen über Unantaſtbarkeit der Kon⸗ 
fitution im Alfgemeingn bey, glaube aber, das dutch feine 
Motion die weſentlichen Beftimmungen berfelben eber be⸗ 
kraͤftigt, als angegriffen werden. 


Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim: Es ſey eine 
Aenderung zu wuͤnſchen, er zweifle aber, ob fie jezt ſchon 
vorzunehmen ſey. Der Zuſammentritt der Kommiſſionen 
ſey ganz gegen den 6. 75. der Konftitution, diefer aber nicht 
minder wichtigals die 68. 60 u. 73. Uebrigens muͤſſe er auf 
Die weitere Bemerfung ded Hrn. Hofraths v. Rotteck zuruͤck⸗ 
Tommen, daß der Begriff von Sinanzgegenitänvden ſehr weit 
ausgedehnt werden fönne,, und daher eine genaue Veſtim⸗ 
mung deſſen, was darunter zu verſtehen, ſehr notbwendig 
‚und dann. ‚vieleicht für die ganze Sache entſcheidend ſey. 


a 
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Hofratb v. Rotted: Ed ift vorhin von dunkeln 
Befüblen aefprochen worden, welde gegen die der flaren 
Einficht mwıllen gewünfte Veränderung nicht fälle gels 
erd gemacht werden. Hierin liegt ein großed Mißperſte— 
Jen meiner Behauptung, Nicht habe ih eines dunklen 
8 efuͤhls willen gegen bie Abänderung eines .Artifelg 
der Konfitution ‚mid erhoben; fondern mir lag die. 
ganz flare Idee, die vollfommene Ueberzeugung vor, tag 
jve Abänderung im Einzelnen bedenflih und gemazt fep, 
fi lange nickt der Zufammenhang aller Theile, übers 
Haupt das Ganze ver Verfaſſung, nad feinen Grund» 
tiven und Wirfungen, deutlid — zumal aus Erfabrungss 
Irıren — der Erfenntniß vorliege, Daß alfo ungenügend ſey, 
di Inkonvenienz eines einzelnen Punktes zu bemerken, nm 
foprt deffen Abänderung zu befchließen, da jede Diskuſſion 
Darüber, welche nicht zugleich das Ganze der Konftitus 
tion umfaßt, der auf ganz flaren Prinzipien gegründeten 
Beforgnig Raum laffe, ed möchte die in Frage ftehende 
ferinbare Verbeſſerung eine wirkliche Verſchlimmerung 
ſem. 

Staatsrath Er v. Turfbeim: Ich beſchraͤnke 


mich auf die Bemerkung, daß die klare Idee des Spre⸗ 
chenden wenigſtens mir nicht als ſolche erſcheine. 


Staatsratb Baumg ärtner bezieht ſich auf den 
Schluß des Kommiſſlons Berichts, wo eine gleichbaldige 
Aenderung ebenfalls als bedentlich ertlaͤrt werde, und 


*wo es heile: 


„Und wenn e8 ſchon bedenklich ſdheinen ſollte, jezo 
for Veränderungen an der Verfaſſungs⸗Urkunde 
vorzuchlagen, fo werden doc. diefe Bedenklichkei⸗ 
ten der fo laut fpregenden innern Güte des 
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Vorſchlags um fo mebr nachſtehen müflen, alt 
der 6. 64. der Berfaflungsurfunde den geſezliche 
Weg hiezu ſelbſt öffnet.” 

Wenn alſo die Möglichkeit einer Aenderung erlanıt 
werde , fo glaube er, daß die blos allgemeinen Bedenklich 
keiten, weldhe von dem Herrn Hofratb v. Rotted erbobe 
worden, jene nicht aufbeben fönnen, und daß eine ſpeciele 
Widerlegung der fuͤr den Zyllenhardtſchen Antrag ſtreit e⸗ 
den ſpeciellen Gruͤnde hiezu noͤthig geweſen waͤre. 

Der Einwand, daß die Konſtitution noch zu neu fa, 
um jest ſchon daran zu äntern, fey ein ganz allgemeine, 
und „werde noch eine lange Reihe von. Jahren beſteha. 
Wenn jedoch eine Brränderung des $. 75. beſchloſſen wer⸗ 
den folte, fo müßte Bprüber erft eine Motion vorhergehn, 
und er trete fonach dem Antrag des Geh. Hofraths Za⸗ 
chariaͤ bey, daß die Vorſchlaͤge an die Kommiſſion zurads - 
gegeben werden mödıten. 


Der Biöthverw. Frhr. v. Weffenberg erflärte 
ſich gegen dieſe Anficht; nicht minder 


Der Staatbratb Frhr. v. Tuͤrkheim, welde ſich 
zugleih auf einen‘ im vorigen Jahr vorgefommener Fall 
bezog, wo ben der Frage über die Abfchaffung des Natu- 
ralzehndens zwar der Borfchlag der zwenten Kanmer — 
Verwandlung in eine Geldrente — verworfen, geichwoßl 
‘aber ein anderer Weg, nämlich q biöfung, vm der er⸗ 
ſten Kammer, als geeigneter erklaͤrt ward. 


,Get—. Hofrath Zachariaͤ: Es ſeyen woll roch Fra⸗ 
gen zu unterſcheiden: 

1) Sol überhaupt eine Aenderung ar der Konſtitu⸗ 
‚tion vorgenommen werden? (und biefed ‚u unterfuchen, 
“war ber einzige Auftrag ber Kommiſſion und 
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v 2) Auf welchem der von mehreren Seiten vors 
geſchlagenen Wege: wolle man. den Zwed zu erreiden 
ſuchen? 


Es koͤnne ſolches geſchehen 
durch Zuſammentritt der beyden Kammern, 


durch Zuſammentritt der beydeiſeitigen Kommiſ⸗ 
ſionen, 


durch Zuſammentritt der Praͤſt dien, auch 


= durch eine ganz allgemein lautende Bitte an bie hohe 


Regierung um den Vorſchlag einer siwedmäßigen Aenterung 
ber. Konftitution. 


Aus der Verſchiedenheit der bis jezt geäußerten Uns 
fihten fcheine ihm hervorzugehen, daß zu einem definitiven 
Beſchluß die Sache noch nıcht reif fep. 


Staatöratb Frhr. v. Baden: Die Hauptbedenk⸗ 
lichkeit fen die Aenderung der Konftitution ; aber eine bloße 
Erläuterung vorzufcblagen, oder eine Bitte um ges 
ſezliche Erläuterung deſſen, was unter Finanzgegenftäns _ 
den Und Finanzgeſezen zu verfteben fen, an die Regierung 
zu erloffen , fen wohl unbedenflih. Der Ausdrud fep fo 
allgemein, daß man darunter fehr viel und auch weni, 
ger perſtehen könne, und er glaube defwegen, daß man 
dann erft in der Sache mit völliger Beſtimmtheit fpres 
Gen könne, wenn man mwifle, was Unter diefem Aus⸗ 
druck verſtanden werde. 


Se. Durdlaucht der Herr. Fürk von Fuͤrſ tem 
‚berg traten diefer Anficht bey, und . | 


Se, Hoheit der Präfid ent: ftellten bierauf die 
Frage: ob die Kammer bamit einverflanden fey, daß eine 
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Aenderung ber beyden 95. 60. und 73. ber Konſtitution 
begehrt werden ſolle? 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg 
fragten: Ob dann, wenn die Kammer ſich erklaͤren ſollte, 
eine Aenderung vorzunehmen, die Bitte um Erläuterung 
ausgeſchloſſen fen ? 


Staatsratb Frbr. v. Türkheim: Nah feiner Ani 
ſicht könne die zweyte Frage dann gleichwohl Statt finden. 


Staatdratd Baumgärtner: Die, Zinanzwillen | 


ſchaftslehre ſtelle wohl ſolche beſtimmte Graͤnzen auf, 
nicht aber der Geſezgeber. 


Die geſtellte Frage wurde von 8 Stimmen vern ei⸗ 
nend, -und von 10 Stimmen bejahend beantwortet, 


Hofrath v Rotteck bemerft, daß, da bier von 


Abänderung der Konftitution die Reve ſey, zur Schlu⸗⸗ 
faſſung 3 bejahende Stimmen gehörten. 


Der Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim und der geh. 
Hofrath Zachariä erwiederten, daß, da bier noch nicht 
eigentlich über ein die Verfaſſung abänterndes Geſez abs 
- geftimmt worden, fendern blos über die Bitte um einen 
folchen Geſezesvorſchlag, der $. 64. auch feine Anwendung 
finde, und daß alfo die einfache Majoritaͤt entfcheidend irn 


Hofrath v. Rottect glaubt, daB zu diefer An 
nahme eine Erläuterung der Verfaſſung nöthig wäre, 
und auc die Erläuterung nach demfelben $. fordere 3 der 
Stimmen: Diefelbe Urſache fcheine ihm übrigens bep 
‚der Bitte um einen Gefezesvorfchlag, mie bey der Abſtim⸗ 
‚mung über das Geſez ſelbſt, apzumelten. 


— 


\ 
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Bey der hieruͤber gehaltenen Umfrage erf[ärten ſich 


ai alle Stimmen — mit Ausnahme des Hofraths v. 


Rotteck, welcher ſich des Stimmens enthielt, weil 


die Kammer die Verfaſſung . nicht erläutern koͤnne — für 


die entſcheidende Kraft der einfachen Majoritaͤt. 


Das hohe Präfidium forderte nunmehr die Kam⸗ | 


mer jur Schlußfaffung über den zu waͤhlenden Weg der 
Abhuͤlfe auf, und zwar vorerft daruͤtt: ob die Sade ber 
Kommifion zurüdgugeben fey ? u 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v Fuͤrſ tenber 9: 


Er muͤſſe auf die Bemerkung des Herrn Staatsraths v. 


Baden, wegen einer Bitte um Erlaͤuterung der frägs 
lichen Konſtitutions-Artitel, bier vorzuͤglich aufmertſam 


” machen. 


— 


Staatsrath v. Tärtheim: Die Rommiffion eönne 
beauftragt werden, auch zugleich ‚über dielen Gegenſtand 
ihre Aeußerungen zu erſtatten. 


Oberhofmarſchall v. Gayling: Er zlaube, daß der 
"Antrag .der Kommiſſion am ſachgemaͤßeſten ſey, da eb 
hierdurch der Regierung überlaffen werde, die am räths 
lichſten fcheinende Modififation in Vorſchlag zu bringen, 
und alfo: die Sache weniger Anftoß finden werde 


. Hierauf ftellten Se. Hobeit der Praͤf ident die 


Frage: Ob bie Sage an die Kommiſn on zuruͤckzugeben⸗ 


ſey ? 


Die Majerität entſchied verneinend. J 
Auf die weiter geſtellte Frage: Ob die hohe Regie 
rung um Vorlage einer Erläuterung zu bitten fen über 
die Bedeutung der Ausdrüde: Finanzgeſez und Finanzge⸗ 
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genftände? erflärte der Bisthumsverweſer Erhr. 2. Veſ⸗ 
fenberg: Er glaube, daß es nicht zweifelhaft ſey, was 
man unter Sinansgefez zu verfichen babe. Dasjenige 
naͤmlich, was ganz eigentlih und allein die Staatsaus⸗ 
gabe und Staalseinnahme betrifft. 


Eenerallieutenant v. Schäffer: Die Ausdrüde 
‚der 66. 60. und 73. lauten gleihwohl ungleih und unbe: 
ſtimmt, und fheineggeiner Erläuterung zu bedürfen. 


Staatsrath Baumgärtner: Er verſtehe darunter 
überhaupt Fin anzbau shaltung. Dieſer Begriff ſey 
ja deutlich. 


Hofrath v. Rotteck: Die Erfahrung babe doch be⸗ 
reits ſehr abweichende Deutungen gezeigt; auch ſey «es 
nicht fowohl um Begriffs, Beftiinmung zu thun — 
welche nämlich nicht der Gefeggebung, fondern der Wiſſen⸗ 
ſchaft zukomme — ſondern um poſitive Feſtſezung des 
Sinns oder Umfangs, in welchem im Artikel 60. und 
73. die Worte: „Finanzgeſez und Finanzgegenſtand“ ger 
sommen werben follen. 


Staatsrath v Tuͤrkheim: Es frage ſich gegen⸗ 
waͤrtig noch um zwey Sachen: J 
Erſtens: iſt man mit dem Kommiſſions, Antrag 
einverftanden ? . 


Zweytens: findet man nöthig, die Bitte um er⸗ 
laͤuternde Beſtimmung, was unter Sinanzgegenſtaͤnden 
zu verſtehen ſey, mit beyzufuͤgen? 


Se. Hoheit der Praͤſident: Ueber die erſte Bra 
"fep ſchon abgeftimmt worden. 


x 
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Hofrath v. Rottechs Es ſey eigentlich uber die 
Brage abgeflimmt worden,. ob: eine Aenderung der Kons 
flitution überhaupt vorgenommen werben folle, aber no 
nit, ob fie nach Antrag der Konmiſſion zu geſcehe⸗ 
habe. 


Staatsrath Bauingärtner erflärt ſich einverflans 
den mit der vorhin von dem Oberhofmarſchall v. Gaylins 
geaͤußerten Anſicht. 


Se. Durchlaucht ber Herr Bürft v. eswenftein: 
@ine Erläuterung halte. ih für fehr wänfgenewertg 
und nothwendig. n 


Geh. Hofrath Zachariaͤ: Er finde es ſehr ath⸗ | 
fam, den Antrag ganz allgemein zu ftellen. | 


Auf die fonah vom hoben Präfidium geſtellte 
Frage beſehloß die Kammer mit Stimmeneinhelligkeit: 


daß die hohe Regierung um Modificirung und 
Erläuterung der beyden $$. 60, und 73. der Kon⸗ 
ſtitution gebeten werden ſolle. | 
Hierauf wurde .die Diskuſſion über die Motion des 
Hofraths v. Rotteck w gen Milderung des Preß⸗ 
zwangs eroͤffnet. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Lönenftein— 
Mertheim, als eingefgriebener Redner, fprachen daruͤ⸗ 
ber wie. folgt: | ‘ 


Ohne mi auf den Kommiſſionsbericht uͤber die Mo⸗ 
tion des Herrn Hofraths v. Rotteck direct einzulaſſen, 
ſey es mir erlaubt, mich uͤber Preöfrepheit im Augemel— 
nen hier zu aͤußern, und den Unterſchied 
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| zwiſchen der wahren und der audgeaxtiten. 
Preßfreyheit, und beren Wirkungen . 


etwas näher zu beleuchten; ein Gegenſtand, welcher bey 
der bevorſtehenden Diskuſſion über gedachte Motion nidt - 
an der unrechten Stelle zu ſeyn ſcheint, und worüber 
- ‚schon ein verebrliches Mitglied der Kammer, in einer denr, 
ſelben wichtigen Gegenſtand betreffenden vorberatbenden 
Sizung , fo eindringende und trefflihe Worte ſprach. 





Dem Begriff zufolge, welchen ic mir von der. wah⸗ 
ren, vernünftigen Preßfreyheit, von der Prepr. 
freybeit im eigentlichen Sinne des Worts ge⸗ 
"bildet babe, fo erfcheint mir diefeibe als die unparthepls 
ſche und freymüthige Vertheidigerin des Rechts umd der 
Wahrheit; als die ftrenge Richterin über alled. Unreqte, 
Iadelnswürdige und Berwerflide; und als. die. eifrige, 
Befoͤrderin alled Guten, Schonen und Edeln. — Hr. 
Wirken ift nicht die Frucht einer ftrafbaren Tendenz, nicht 
die Geburt wilder Letdenſchaft, die ftatt zu bauen nur 
zerftöre. Mit Würde, ober mit Befdeidenhei‘; mit Kraft, 
aber mit Weisheit; mit Wahrheit, aber mit Maͤßigung; 
befonnen und leidenſchafislos verfolgt fie ruhig, aber ſicher 
“ihre Babn; und indem ihr edles Streben nur - auf Das 
Gluͤck der Menſchheit gerichtet. iſt, erreicht. fie auf dem Bes: 
zeichneten Wege dies bobe Ziel, und wird fo die Wohl⸗ 
thäterin und Beglüderin des Menſchengeſchlechts. 


Unter der Aegide der wahren Preßfrenheit gedeihen 
Künfte, Wilfenfhaiten und Gewerbfleiß; die Blüthen dd 
Geiftes entfalten ſich unter ihr reiner, Träftiger und fehle 
ner; und ein, neues Reben, beginnt, wo ihr ſchuͤzender 
Genius weiſe, auf das wahre Wohl der Voͤlker bereds 
nete Staatseinrichtungen und Geſeze ins Leben ruft; w 
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Irrtbuͤmer und Vorurtheile vor ihren ‚hellen. Strahlen 
‚perfchwinden ; und wo fich dem, unter ihrem teglüdens 


ben Einfluß bildenden Menſchen die Pforten. zum Tempil 


des Ruhms und der Unſterblichleit aufthun. 


Ganz andere, jedoch nur traurige Wahrnehmungen 
‚zeigen ſich uns hingegen bey ber Ausgearteten, zuͤ⸗ 
gelloſen Preßfreyheit, bie obengedacter verebrter 
Redner ſo richtig mit dem Namen der Preßfrechheit 


| belegte. 


Tas Streben diefer außgearteten Freyheit der Preſe 


iſt nur auf den Umſturz alles Beſtehenden, auf Vernich⸗ 
"tung alles deſſen gerichtet, was den Menſchen bauptfähs 
:fih an das Leben fnüpft. Schonungslos greift fie bes 
ſtehende Staatöverfafungen, ſchonungslos die zarteſten 
"Bande, die heiligſten Verhaͤltniſſe an — Religion, Tus 
gend, Eittlichkeit, haͤusliches Gluͤck, dieſe hoͤchſten Guͤter 
des Menſchen find in ihren Augen bloße Phantome; — 
"Durch trügerifhe Sophismen, - in einer oft alles ſittliche 


Gefuͤbl beleidigenden Sprache fucht fie ibren verabicheuungss 


würdigen Grundfäzen Eingang zu verfhaffen; und indem 


fie das Gluͤck von Taufenden untergräbt, ladet jie den 


Fluch diefer Taufende, ja oft den Fluch ganzer Nationen 


auf ſich! 


Der Menſchenfreund wendet bekuͤmmert fein Auge 


von dieſen traurigen Erſcheinungen moraliſcher Verſchlech⸗ 


terung und menſchlicher Leidenſchaften weg, und weiht 


dieſen Verirrungen des menſchlichen Geiſtes eine mitleids⸗ 


volle Ih. äne. . 


Aber nur ihr, der zuͤgelloſen Preßfreybeit, nur ihr 


allein find die Maafregeln zuzuſchreiben, welwe beynahe 


alle Regierungen der neuern Zeit gegen den Mißbrauch 


Yı 
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der Preſſe in ergreifen genoͤthigt waren; und wenn daher 


— was allerdings bedauerlich wäre — bier und da Ideen 
dadurch unterbeudt werden ſollten, die auf Köhere wife 
ſenſchaftliche Ausbildung oder auf größere Veredlung des 
menſchlichen Geiſtes und Herzens Einfluß gehabt haben 


wuͤrden, ſo faͤlt die Schuld davon nur ganz allein jenen 


Shriftftellern zur Laft, melde von dem foftbaren Kleinod 


einer völligen Gedankenfreyheit einen fo firafbaren Ger 


brauch machten; und deren freches Spiel damit Strenge 
und Befchränfung zur nothwendigen Folge haben mußte 


Aber fo fehr ich auch den Maaßregeln huldige, welche 
man unter den gedachten Umftänden gegen. die Preßfreps 
heit zu ergreifen genötbigt war, und für fo nothwendig 
ich fie au in einem Augenblid anerfennen mußte, » wa 


die Hpder einer fo verberblihen Ausartung des edelſten 
‚ Prinzips zum weitern Fortſchreiten und zu einer böhers 


politifchen und moralifchen Vervolllommnung . ibr Haupt 


. mit Riefenfraft emporbob, eben fo lebhaft entfteht der 
Wunſch nunmehr in mir, und ich theile in diefer Hinſicht 


die Anfihten und Wuͤnſche der Kommiſſion volllommen: 


daß jest, wo der Augenblid der Beforgniß. mehr 
und mehr verfhmwunden zu ſeyn ſcheint, welcher 
zu jenen beſchraͤnkenden Maaßregeln Anlaß gab, 
die in dem Großherzogthum außer den Bundeßs 
tagsbefhlüffen noch beſtehenden Genfur » Berords 
nungen — wenn fie auch vielleicht nicht glei 
foDten außer Wirkſamkeit gefezt werden koͤnnen — 
doch menigftens mit möglichfter Nachſicht und 
Milde vollzogen werden, und vaß der $. 17. der 
Verfaſſung, welcher befagt: „daß die Preßfrey⸗ 
heit nach den fünftigen Beftimmungen der Bun⸗ 
| des⸗ 


— 
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desverſammlung gehandhabt ‚werden ſolle,“ recht 
bald ind Leben treten möge, 


und ende meinen Vortrag. mit dem aufrichtigen und innis 
gen Wunſche: 


daß jener Geiſt weiſer Maͤßigung und eines nur 
auf das wahre Gute gerichteten Strebens, welcher 
der unzertrennliche Gefaͤhrte der wahren Preßfrey⸗ 
heit iſt, die jezigen und die Schriftſteller aller 
Zeiten beleben moͤge, damit es den Regierungen 
leicht werde, die gegen den Mißbrauch der Preſſe 
gegebenen Geſeze wieder aufzuheben, da nur der 
Drang der Umſtaͤnde und die gerechte Sorge fuͤr 
die Sicherheit und fuͤr die Erhaltung der Throne 
und der Staaten jene Geſeze hervorzurufen vers 
mochte. 


Der Herr Staatsrath Baumgärtner, als landes⸗ 
berrlicher Kommiſſaͤr, verlas ſodann den naqſtehenden 
Vortrag: : 


Wenn. die bürgerliche Greppeit darin beſtehen ſoll, 
daß ein Jeder thun oder laſſen darf, was ihm gut duͤn⸗ 
ket, fo iſt die Behauptung richtig, daß der Menſch nicht 
zur Freyheit geboren iſt, denn ſeine ganze geiſtige und 
koͤrperliche Anlage und ſeine innere Natur zeigt deutlich, 
daß er fuͤr ſich allein in der Welt nicht fortkommen kann, 
ſondern, daß er zur Geſellſchaft geboren ſey; eine Gefells 
Schaft aber kann unmöglich beftehen, wenn ein jeded Mit⸗ 
glied in derfelben fi herausnehmen wollte, nur nad. fein . 
nem eigenen Willen und Wohlgefallen zu handeln. Gis 
cderheit des Lebens, der Geſundheit ‚ der Ehre und des 
Eigenthums ſucht jeder gegen die Angriffe. eines andern 
zu ſchuͤzen, und weil er es nicht allein kann, ſo begiebt 
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er fih in eine Geſellſchaft, die ihm diefen Schuz gewäßrt. 
Und Diefes ift der Staat. Aber chen beöwegen, damit 
diefer den Schuz mit geböriger Kraft und Nachdruck ers 
thrilen fönne, fo muß die Staatsgewalt felbft, oder ders 
jenige, dem fie auvertraut ift, d. i. die Regierung, hei⸗ 
lig und unverlezlih fepn. Wenden wir diefe Grundfäge, 
welche wohl allerfeits als richtig anerkannt werden müffen, 
auf die fogenannte Preßfrenbeit an, fo folgt daraus, daß 
es in einem civiliſirten Staat unmöglih erlaubt fepn 
fönne, durch Drudfariften die Sicherheit des Staatt 
und deflen Verfaſſung und die darauf beruhende Gier 
beit des Eigentbums, der Ehre und des Lebens feiner 
Glieder in Gcfahr zu fegen, oder fie wohl gar ſelbſt abs 
fichtlich zu verlesen. 

Selbſt in denjenigen Ztaaten, in denen ganz uneins 
gefchränfte Preßirenheit durch Geſeze eingeführt ift, if 
das fo eben Geſagte durch die fchärfiten Strafgeſeze vers 
boten. Nur alaubt man dort ſtark genug zu ſeyn, durd 
fie dad anerfannte Uebel jelbit abzuwenden. Mit welchem 
Erfolg lehren uns tie Annalen biefer Länder. In Franf 
teih war man bald genoͤtbigt, die eingeführt gemefene 
Preßfrenb:it wieder aufzubeben. In England, wo fie noch 
Statt finder, vergeht fait fein Jabr, wo ſich nicht durd 
fie Begebriiheiten ereignen, Die nidt nur der Sicher⸗ 
beit des Staats fehr acfährlid werden, fondern aud 
das Leben, Das Eigentbum und die Ehre der Einzelnen 
unwiederdringlich zerſtoͤren, weldes alles nadber , wenn 
die That geſcheben iſt, nicht mehr, auch nicht dur Am 
wendung der doͤchſten Scaͤrfe ter norliegenden Gtrafger 
ſeze wieder bergeftelle werten fann. Die Tobten wachen 
nicht wieder auf, das zerſtoͤrte Eigentbum kann derjenige, 
der es zerſtoͤtrt bat, oft nicht wieder erſezen. Beleidigun⸗ 
gen koͤnnen durch Geld nicht immer gut gemacht werben, weng, 
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auch derjenige, der fie zugefügt bat, zu bezahlen im 
Stande wäre. Auch hierin zeichnete fih die deutfche 
Gruͤndlichkeit vortheilbaft vor andern aus. Idre Geſeze 
find dazu eingerichtet, dad Uebel vorher zu verbüten, ehe 
es zur Wirklichkeit kommt, zu beiwirfen, daß die Sicher, 
beit des Staats und die Ruhe der Familien nicht durch 
die zügellofe Ungebunvdenbeit boshafter Schriftfteller in 
Gefahr gefegt werde. Es beftehen hierüber viele fehe 
maaßgebende Verordnungen, unter welden ich nur die 
Reichs⸗Polizeyfrdnung vom Jabr 1577. und die Verords 
nung SKaifer Karls VI. vom Jahr 1715. befonderd ans 
führen will. Einzelne deutfche Länder hatten außerdem 
noch größtentheils ihre befondere Eenfurorbnungen. 


Dadurd wurde ed zumege gebracht, daß die innere 
Ruhe Deutfblands von dieſer Seite ſchon feit Jahrhun⸗ 
derten und ſelbſt in der gefahruollen Zeit, als die fran⸗ 
zöfifche Revolution ausbrach , unverfehrt erhalten wurde. 


Nur erft feit einigen Jahren fieng man aud in 
Deutſchland an, eine uneingefchränfte Preßfrepheit von 
gewiſſen Seiten ber anzufprechen, welche zugleich faktiſch 
ausgeuͤbt wurde, und fait zur nämlidyen Zeit in eine zuͤ⸗ 
gellofe Preßfrechheit übergieng. ine ſchauderhafte, den 
tiefften Abfcheu erregende Begebenheit, Die fih bey uns 
gutrug, veranlaßt durch noch fchauderhaftere und abſcheu⸗ 
lichere Brundfäze, machte die deutſchen Regierungen aufs 
merlfam. ine heilfame Folge davon war der Karlsbader 
Kongreß und die fih auf deflen Verfügungen gründenden 
vier Befchlüffe der deutfchen Bundedverfamplung vom 
20. Sept. v. J., mworunter das Preßgefez begriffen ift. 
Diefed verbietet im $. 1. den Drud aller Scrif 
ten, die in Form täglicher Blätter oder Heftweife erſchei⸗ 
nen und nit über ao Bogen im Drud ſtark find, ohne 
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Genehmigung der Landesbehörden. Es verorbnnet kafelbfk 
ferner, daß alle übrigen Schriften nad ben ſchon beſte⸗ 
benden oder noch zu erlaffenden Gefezen behandelt, und 
im $. 9.: daß alle in Deutichland erfhienenen Drudı 
fhriften, fie mögen unter den Beftimmungen 
dbiefed Befchluffes begriffen ſeyn oder nicht, 
gewiſſe Borfchriften bey Bermeidung angemefiener Gefaͤng⸗ 
nißs oder Geldſtrafen beobachten müffen. 


| Bey Ankunft diefer Befchlüffe wurde, vor allen Din 
gen eine Prüfung der vorhandenen Cenſurordnung dahier 
vorgenommen, wobey jidy aber ergab, daß Tiejelbe Leineb 
wegs zu Erreihung bed Hauptzwecks gebraucht werden 
fonnte, denn wenn fie ſchon in Anfehung der für "die anı 
geftellten Genforen vorgeichriebene Verfahrungsart mehrer 
red Zwedmäßige verordnete, fo war doch wieder andere 
durchaus unausfuͤhrbar, hauptſaͤchlich waren Die angeord⸗ 
neten Strafen, die blos nach der Gefährlichkeit des Ins 
balts von 30 fr. bis auf dad Marimum von ı fl. 3o'tfr.. 
für den Bogen fleigen, durchaus unzwedmäßig, und würden 
feinen Menſchen abgehalten haben, das Geſez nit nad) Bes 
lieben zu übertreten,, wodurd aljo die Dauptabficht der Ges 
feggebung durchaus vereitelt und vernichtet worden wäre. Um 
nun Die daraus unvermeidlich entitcbende Verwirrung zu 
vermindern ‚ blieb nichts anders übrıg, als einftweilen, 
und bid etwas Teftnitived in der Sache befchloifen werdea 
Tönnte, eine proviſoriſche Verordnung zu erfaflen, bie 
mit dem Bundesbeſchluß in gleitem Schritt fortgeben 
fonnte. Kin neues Geſez zu erlaffen, war ben der Zu; 
laͤnglichkeit *.r alten zu dem fraglichen Zweck durdaı6 
nicht erforderlich, und wenn e8 auch geweſen waͤre, ſo 
wuͤrde man, da in dem Bundesbeſchluß eine Zeit von zwey 
Monaten biezu vorgeſchrieben und die Haͤlfte des Termins 
biezu bereits verfloſſen war, gar keine Zeit hiezu gehabt 
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baden. : Ueberdied iſt in der. Verfaſſungs⸗Urkunde $. 66, 
Sr. Königl. Hoheit dem Großherzog allein und ausſchlkeſ⸗ 
fend uͤberlaſſen, die zur Sicherheit des Staatd erforder, 
lihen Anordnungen, - Reglementd und. Berfügungen zu 
ergreifen, ohne daß die Konkurrenz der Landfiände hierzu 
eriordert würde. Ja er iſt nach eben/biefem 6. befugt, 
feibft folhde Verordnungen zu erlaffen, die ihrer Ratur 
nad) zwar zur ftändifchen Berathung geeignet, aber durch 
das Staatöwohl dringend geboten find, und deren vor; 


übergebender Zwed durch jede Berzögerung vereitelt wor⸗ 
den wäre, 


Sp entftand dad Tenfur ; Edict vom 5. Nov. ıBıg,, 
welches feinedwegs ein zur landftändifchen Berathung ges 
eigneted Gefez, - fondern, wie fein: Eingang und fein 
E chluß klar und unmwiderfprehlid ausweist, eine bloße 
proviforifche temporäre. Poligenverordnung ift, bie nicht 
nur nach Endigung des gefezten 5jährigen Termind von 
ſelbſt wieder aufhört, fondern auch vorher wieder geäns 
“dert werden kann und darf, wenn ed Zeit und Umſtaͤnde 
erlauben, als welches fich ausprüdlich vorbehalten wor; 
ven ifl. M u 
| Wenn alfo in: der Motion ded Hrn. Hofraths v. 
Rotteck beyläufig gefagt ift, Daß die befragte Verord⸗ 
nung. den Landftänden . zur Beratbung und Genehmigung 

. bätte vorgelegt werden follen, fo ift ſolches aus einem 
dreyfachen Grunde unridhtig : 


ı) weil es gar Fein neues Geſez iſt und nichts ent» 
hält, was nicht in dem fchon beftandenen bereits 
enthalten ift; 


2) weil es ein bloßes Reglement zur Erhaltung ber 
nöthigen Sicherheit für den Staat if; und 
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9» weil diefe Berorbnung, wenn .fie auch, wie jnech 
nicht iſt, die ſtaͤndiſche Zuſtimmung erfordert hätte, 
dieſe dennoch ben dem vorgefchriebenen, -befimuunten, 
f&on balb abaelaufenen Termin von 3 Dionaten 
obne beforglidhe aroße Nachtbeile und MBerantwem 
tung nicht gu erhalten geweſen wäre, 


Schon bieraus ergiebt fih Mar und deutlich, baf 
die Motion des Hrn. Hofrathd v. Rotteck, in fo fen 
fie das Eenfur » Erict als den Rechten: der Landſtaͤnde zw 
widerlaufend darſtellen will, durchaus ungegründet ſey, 
und daß vielmehr auch nicht entfernterweife von ein 
Berlegung derfelben die Rede ſeyn koͤnne, wie denn aud 
an eine folhe Verlegung auch nicht von Gerne gebadt 
worden if. Eine nähere Beleubtung.der von dem Hr 
Hofrath v. Rott eck zum Behuf feiner Motion angefäpr 
ten Gründe, wird Died alles noch ‚näher ergeben. 


Zuerft wird gefaat, der Bundesfchluß feze nur die 
Sluafpriften und die Bucher unter 20 Bogen ſtark unter: 
die Genfur, dad neue Cenſur⸗Edict nehme fämmtiige Buͤ⸗ 
cher in Anſpiuch, gebe alfo weiter als jener. Hierauf 
ift zu antworten: der Bundesbefchluß verordnet für de 
kleineren Buͤcher und Brochuͤren rine ganz befondere Yufı 
merffamteit , keineswegé befrept er die größern Schriften 
von der Genfur, denn daraus würde das laͤcherliche Ab 
surdum folgen, daß es alfo durch den Bundesbefiui 
erlaubt ſeyn müffe, in diefen ftärfern Schriften den: Huf 
ruhr zu predigen. Das Gegentheil ift aber fhon Darand 
völlig Mar, weil der Bundesſchluß alle übrigen Buͤcher 
niht nur nah dem fhon angeführten $. 9. unter die Aufs 
fiht der Polizey, fondern auch ausdrüadiih unter die | 
Herrfchaft der ſchon beitehenden oder fünftig noch zu er 
laſſenden Geſeze feit , dieſe fchon beftehenden Geſeze .aber 


⸗ 
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alle gedruckt werdende Schriften ‘der Cenſur untergeben. 
Dieſes geſchieht ſchon in der Badiſchen Cenſurordnung, 
Die, was dieſen Punkt betrifft, in das interimiftifche Gen» 
ſur. Editt wieder aufgenommen wurde, es gericht aber 
auch ſchon durch die Altern allgemeinen Reichösgeſeze, die 
Durch die inzwifchen veränderte Staateverſaſſung Feines: 
‚wege aufgehoben mworten find. Lezteres bat zwar hie 
und da zu behaupten verfucht werden wollen, aber ohne 
allen ftichhaltenden Grund. Nicht einmal durdb die rhei⸗ 
nifche Bundesacte ift folches gefchehen,, wie unter andern 
fehr gefchägte eingeheimifche Schriſtſteller ſolches bezeugen, 
namentlich: 


der feel Staatsrath Brauer, rheinlaͤndiſches 
Staatsrecht, Nro. 3. 


der Herr geh. Hofrath Zacharid (jus publ, 
rhen, pag, ı3.) 


und wie kann ed auch anders fenn ? Geſeze vom recht⸗ 
mäßigen Staatsoberhaupt gegeben, muͤſſen fuͤr immer 
guͤltig ſeyn, ſelbſt wenn auch die Form der oberſten 
Staatsgewalt ſich aͤndert, wo alsdenn nur diejenigen 
Geſeze, welche die bisherige neue veraͤnderte Form betrof⸗ 
fen haben, außer Anwendung fallen, die uͤbrigen aber, 
wenn fie nicht ausdrüdlic aufgehoben werden, noch fort, 
Dauern muͤſſen, wenn nicht eine allgemeine Rechtloſigkeit 
entſtehen ſoll. Dieſes iſt ſo ſehr in der geſunden Ver⸗ 
nunft.gegründet, daß kein erheblicher Zweifel dagegen ges 
dacht werden Tann. Wäre aber auch nur der geringfte 
Zweifel noch möglich, fo würde er dadurch vollends ger 
boben werden, daß tie Bundesverfammlung folches durch 
ihren Befhluß vom 16. Juny ıBı7. bey Gelegenheit ber 
Miederfezgung. der Austräge anerfannt hat, indem daſelbſt 
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ausdrüdlich gefagt ift, daß die gemeinen deutfchen Rechte 
dem Richter zur Richtfehnur dienen follen, welches wicht 
hätte’ gefcheben koͤnnen, wenn man diefe deutſchen Geſeze 
fuͤr abgeſchafft gehalten haͤtte. 


Wenn hier in der v. Rotteck'ſchen Motion fer 
ner bebauptet wird, daß das fragliche Cenſur⸗Edict den 
Verfaſſer ſelbſt nach vorgegangener Cenſur einer gefährs 
lichen Verantwortung unterwerfe, da doch ſelbſt der. Bun⸗ 
desbeſchluß ihn in dieſem Falle von aller Verantwortung 
gaͤnzlich freyſpreche, fo beruht dieſes, wenn man die 
Stelle näher anſieht, auf einer irrigen Anſicht. Nur als 
dann ift der Autor noch verantwortlid, wenn er bie 
Cenſur auf eine betrügerifde, oder fonft ſtraͤfliche Art 
erfhlihen hat, wie fib doch wohl von felbit verfteht, 
wenn es auch nicht -austrüdlicd gefagt worden wäre, 
ſo, daß auch diefe Stelle weggelaffen werden könnte, ohne 
daß dadurch der Autor, wegen Diefer neuen Behltritte, 
außer Berantwortung geſezt wuͤrde. 


Das das neue Cenſur-Edikt nicht nur die fünftig ers 
ſcheinenden Schriften, fondern auch die bereits erfchienenen 
in Anfpruch nehmen folle, dieſes kann ich allenthalben nicht 
finden, indem alfenthalben nur von erfcheinenden gefährlis 
den Schriften die Rede ift, Ihne ein Wort davon zu em 
wähnen, ob fie ſchon erfdienen feyen, oder noch tuͤnftig 
erſcheinen werden. Wenigſtens wuͤßte ich keinen Grund 
zu erſinnen, warum ſchon erſchienene gefaͤhrliche Sqriften 
nicht follgen verboten werden koͤnnen. 


Mas dann meiter davon gefagt ift, daß ſelbſt die Zeb 
tungen außmärtiger deutfcher Bundedftaaten, felbft wenn 
fie die Senfur ſchon paſſirt haben, Dennoch verboten feyen, 
ift offenbar umgegründet, denn dad Wort auswärtig 
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bedeutet bier, wie die SS. 11. und ı2. klar ausweiſen, die⸗ 
jenigen auswärtigen deutſchen Länder, die auswärtd des 
deutfchen Bundes Liegen. Meines Erachtens ift dieſes fo 
Mar, daß ed einer meitern Erläuterung gar nicht bedarf, 
als womit au die Praris felbft völlig übereinftimmt , ob 
glei es übrigens," auch felbit alddann, wenn in den deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten gefährlide Zeitungen herausfänen,, 
es in der Gewalt der deutfchen Bundesfürften Liegen muß, 
dieſe gefährlihe Blätter in ihzen Staaten zu verbieten. 

Barum die alte Badiſche Genfur, Ordnung außer 
Wirkung gefegt werden mußte, davon find die Gründe 
oben angegeben, fie find einleuchtend, und jeder kann fich 
davon felbft Durch deren Leſung überzeugen. Daß aber dad 
Gute davon in die neue interimiftifche Cenſur⸗Ordnung uber; 
tragen wurde, dieſes ift ebenfalld bereits vorgelommen, 
und wenn neuerdings der Wunfch geäußert: wird, daß die 
darin enthaltene Inftruftion den Genforen ertbeilt werden 
möcdte, fo wird dieſes, wie mich duͤnkt, zwar feinen Ans 
ftand haben, aber auch nicht nöthig feyn, weil in dem $. 2. 
des neuen Cenſur⸗Edikts das Wefentliche davon fihon enthals 
ten ift. Daß endli neue Auflagen ſchon cenfurirter Buͤcher 
Doch noch der Genfur unterworfen werden follen, iſt unger 
gegründet, indem nur die Anzeige folder Bücher angeord: 
net iſt, keineswegs aber deren Genfur. 

„ Bas von den gefclofienen Lefes Gefellgefchaften 
gefagt ift, ‚gehört eigentlicy gar nicht bicher und bedarf 
Teiner Widerlegung , da doch im Ernft nicht wird behaup- 
tet werben wollen, daß daß Leſen aufrührerifcher, oder fonft 
ungefitteter und liederlicher Bücher, nit von Polizen we⸗ 
gen verboten werden dürfe. 

Sch komme endlich zur Hauptſache, die wohl eigent⸗ 
lich der wahre und alleinige Grund zu der fraglichen Mo⸗ 
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naͤmlich die 5jaͤhrige Susſspendirung der ten Uni⸗ 
verſitaͤten bisher geſtattet geweſenen Cenſur⸗ 
Freyheii. | 

Ich laſſe mich nicht in die ubertrichene Schilderung 

ein, die von dem Uebel gemadıt wird, Dad aus biefer Auf 
hebung entfteben folle. Niemand wird im Ernſte glauben, 
daß die Lebensbedingung der Hffentlihen Meynung uns 
des oͤffentlichen Rechts und gewiffermasen die Wohlfahrt 
von Deutf&land davon abhaͤngt. Die Wahrheit liſt, . daf 
gerate auf den deutſchen Univerfitäten Lehren gedrudt 
erfienen und auch nachmals in dad wirkliche Lehen über 
gingen, die der öffentlitien Eid:erheit ſehr gefährlich wur 
ten, und aus denen, wie ed aftenmäRig erhoben iſt, jene 
fhauderhafte That hervorging, deren ich oben erwähnt babe, 
Dieſe Lage ter Dinge war eb, welche die Deutfche Bundesver⸗ 
fammlung anf die deutſche Univerfisaten beſonders aufmeil⸗ 
fam machte, und durd den Beſchluß vom 20. Sept. v. J. den 
Bundesregierungen zur ganz befontern gegenfeitigen Pflicht 
machte, auf die Yebrer der Univerfitäten eine ganz befons 
dere Aufmerffamfeit zu verwenden. Daß damit die uneins 
aefchränfte Genfurfreyheit nicht beftehen konnte, verfteht 
ſich doch wohl von felbft, und wenn auch dieſes nicht wäre, fe 
liegt doc ſolches fhon darin, daß alle Drudfcriften unter 
die Cenſur und polizeyliche Aufjicht gefezt werden follen. _ 


Mehreres werde ich anzufuͤgen nicht noͤthig haben, 
aber fo viel erlaube ih mir ald meine Privatmennung bins 
züzufügen, daß es eine fehr wünfchenswerthe Sache wäre, 
daß der gegenwärtige Zuftand der Dinge, ſobald als moͤg⸗ 
lid, wieder aufhöre und daß insbefondere das Öffentliche, 
durch die Bundesverſammlung bereitd angekündigte und 
notoriichermaßen bereitö in der Arbeit befindliche definitive 
Preßgeſez allen interimiftifchen Maadregeln ein Ende mas 
chen möchte, ; 
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Ich bin auf das vollfommenfte überzeugt, daß Be. 
Königliche Hoheit auch ohne Aufforderung gnaͤdigſt ge: 
neigt ſeyen, alles Mögliche dazu beyzutragen,, dad Tas 
nach 6. 17. unferer Berfaffungsurfunde allein dazu dienende 
verfaffungsmäßige Mittel auf das Moͤglichſte befchleunigt 
und dadurch dad Quinquenium möglicht abgekürzt werden 


mödte. 


Nunmehr erbat ih der Hofrat v. Rotted dab 
Mort und ſprach, wie folgt: 


Ich muß die hobe Kammer um Bergünftigung bitten, 
fo wohl über den -fo ebem gehörten Bortrag. des Herrn 
Staatsraths Baumgärtner, ald auch über den Hauptge: 
genftand ſelbſt, und die darüber vorliegende Berichtsers 
ftattung vorerft einige ‚allgemeine Betrachtungen gu mar 
hen: je nachdem dann die Diskuſſion einen oder den ans 
tern Gang nimmt, wird ſich aud der Anlaß zur Beleuch⸗ 
tung der einzelnen Punkte ergeben. 


Zwar in die Erörterung des Werthes oder Unwerthes 
der Preßfrenheit im Allgemeinen werde ich jego nicht einge⸗ 
ben; da mein Antrag ja nit auf folche Preßfreyheit, fons 
dern blod auf Milderung des allzudrüdenden Preßs 
swanges ging, und derjenige, unter weldem wir wirks 
lc feufgen,, allerdings fo febr drndend if, daß feine 
Theorie ihn wird rechtfertigen können, endlich au darum, 
weil zu unferer Zeit alle denfenden Männer bereits Par⸗ 
thie ergriffen haben , entweder für die Preßfrenpheit 
oder für Cen ſur, und nur wenige von beyden Seiten ger 
neigt oder empfängli ‚mehr find für Widerlegung oder 
Aenderung der Anſicht. 


Ich wende mich zuvoͤrderſt zum Kommiſſioné— 
Antrag; derſelbe gebt zwar dahin, daß Se. Koͤnigl. 
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Hobeit um Milderung des neuften Preßgeſezes unterthaͤ⸗ 
nigft möchten gebeten werben ; aber er umgeht die 
Grage: ob ſolche Bitte aus Rechts gruͤnden — naͤmlich 
wegen ber inkonſtitutionellen Form des neuen Gefezes — 
oder lediglich an die Gnade Sr. Koͤnigl. Hoheit ſich wen⸗ 
dend ſolle geſtellt werden. 


Auch die Wiederherſtellung des Rechts mögen wir um... 
bedenklich Gnade nennen , wenn wir nur auf das väterli, 
che Herz des Fürften, der fie gewährt, und auf das Dank⸗ 
gefühl der Unterthanen, die fie empfangen, bliden. 


Aber ed handelt fi bier niht um Gefühle, womit 
gegeben oder empfangen werde , fondern um die Natur ber 
Sache und um die Yauterfeit des unendlich folgenreicyen 
Principe Ich bin mir ſelbſt, ih bin es dem Bolt, 
welches zu vertreten ich den hohen und ernften Ruf babe; 
ich bin ed dem Thron, welcher nur Wahrheit von uns fors 
dert, ſchuldig, bier ohne Rüdhalt meine Ueberzeugung 
auszuſprechen. 


Das Preßgeſez, gegen welches ich auftrete, iſt nicht 
fonftitutionsmäßig erlaſſen worden; es iſt der 
Fall der Anwendung für die 89. 65 und 67. der Konſtitu⸗ 
tion vorhanden; der hoben Kammer, fo fern fie: ſolches 
anerkennt, liegt ob, es Auszuſprechen. 

Vergebens wird man mir den $. 66. derſelben Der 
faffung&urfunde entgegen halten. Denn diefer $., fo all 
gemein und unbeftimmt er laute, wird doch wohl nicht fe 
gedeutet werden wollen, daß dadurch faft alle andern wirs 
kungslos, zu leeren Tönen merden ? 


Wenn ed genügt — fo wie ed am Eingang unferer 
Berordnung heißt — zu fagen: ‚in Kraft der uns oblier 
genden Berbindligfeit, für die Sicherheit des 
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Staats su forgen”, um ohne Bewilligung der Kam⸗ 
mern ein ſo unendlich wichtiges, die allerkoſtbarſte Frey⸗ 
beit, jene der Preſſe, ganz ertoͤdtendes Geſez zu, geben — 
welched Recht ift dann den Kammern noch übrig? Wo in 
aller Welt ift ein Befez, an deilen. Eingang nicht diefelbe 
Formel paßte? alle unfere konſtitutionellen Rechte und 
Freyheiten, uͤberhaupt alles unſer rechtliches Beſizthum 
koͤnnte durch jene Formel der r Dispoſi tion der Regierung 
anheim fallen. 


Auch der Titel einer blos proviforifchen Ans 
ordnung rechtfertigt das Preßgeſez nicht. Denn ſey es, 
daß in Faͤllen der Noth eine proviforifch € gefeggebende 
Anordnung für die Zwiſchenzeit der Sizungen des Landtags 
von der Regierung allein moͤge zu erlaſſen ſeyn; ſo kann doch 
die verbindende Kraft derſelben nicht uͤber dieſe Zwiſchenzeit 
ausgedehnt werden, wie man hier ſo gar ausdruͤcklich that; 
da man dem Geſez ſofort eine 5jährige Wirffamfeit verlich, 
während doch konſtitutionsmaͤßig die Kammern alle zwey 
Jahre ſich verſammeln ſollen. Aber auch alsdann müßte 
wenigſtens nachträglich die Urſache des Geſezes, 
der Beweis der Nothwendigkeit, den Kammern vorgelegt 
werden, weil nicht die Angabe der Noth, ſondern nur de: 
ren Wirklichkeit die Rechtfertigung ausmacht. Hie⸗ 
von iſt gleichfalls nichts geſchehen. 

Iſt je in England die Habeas corpus Alte ſuspendirt 
worden durch einſeitigen Befehl der Regierung? Die 
Preßfreyheit iſt, nicht minder wichtig. ald jene Akte. 
Beym Darlament und unter Borlage der. nöthigenden 
Gründe wird die Suspendirung verhandelt. ; 


ESo viel von ber Form unferes Preßgefezes. 


Sch gehe über zum’ Materielfen, d. h. zum ns 
halt und zur mögligen Begründung deſſelben. Die Ber 
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leuchtung dieſes Materiellen wird jedoch auch den Margel 
der Form noch klarer hervortreten laſſen, weil die 
Umgebung ver ſtaͤndiſchen Berathung um fo konſti⸗ 
tutionswidriger erfcheint, je midtiger der Inhalt, 
und je weniger dringend die Veranlaflung des Geſezes ge 


wefen. 


Indem ih von diefer Erite das Geſez betrachte, ſtele 
ib mid freylich der Ungunft blod; denn fo forgfältig id 
mich jeder perfönlichen Beziehung enthalte, blos allein die 
Sache verfolgend, .fo Tann Loch nach ber gegenwärtigen 
Etimmung der Gemütber biefe Sache nicht wohl anders, 
als bier und dort mißfällig feyn, Aber mir gebeut Die 
Pflicht; denn die freye Rede, melde die Berfaffung 
tem Landftand gewährt, ift ein mir zum beften Gebrauqh 
vertraute Gemeing ut: ich bin verantwortlich für def 
fen Nichtgebrauch, mie für den böfen Gebrauh: und je 
firenger der Preßzwang, defto dringender die Benrzung 
des kurzdauernden landſtaͤndiſchen Rechtes. 


Ich muß alſo reden, mich ſtaͤrkt die Ueberzeugung, 
das ich dabey nicht minder für die Intereſſen des Throns, 
als für jene des Volkes fprece. 


Fuͤrs erite ift wohl die Konftitution das Toftbarfte 
Gefammtgut für Fürft und Bolf; die Gemährleiftung 
ded mechfelfeitigen Rechts, dad Pfand des allgemeinen 
Wobl6, woran Haupt und Blieder den gleihen Antheif 
nebmen. Es iſt alfo auch die Heilighaltung der Konftitw 
tion, die unverbrücliche Bewahrung auch des kleinſten ih⸗ 
rer Artikel die wichtigſte Angelegenbeit für Alle. Fuͤrſt 
und Volk, die Mitglieder des Miniſteriums wie jene der 
Staͤnde haben hier alle die gleiche Pflicht, und das gleiche 
Intereſſe; wer für die Konſtitution ſpricht — ohne Unter⸗ 
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fbied, ob ein Artikel von einem Recht des Büren ober der 
Stände rede — ſpricht für Alle, | 


Aber es ift die bier eingetretene Verlegung nad ihrem 
Begenftan, wie nad) ihren Motiven und Wirfun. 
gen nad ganz befonders beflagenswerth, und 
Sr. Königl. Hoheit kann ed nad diefem drepfachen Bes 
. fintspunft nit anders als willfommen ſeyn, durch die 

freymütbige Rede des Bolfövertreterd zur Würdigung der 
Sache von einer: Seite zu gelangen, von welder Hoͤchſtihre 
Raͤthe ſie Ionen nit vorgeftellt haben. 


Den 6 eg en ſtand habe ich bereits in der Motivi⸗ . 
rung meined Antrags beleuchtet. Ich habe wenigſtens ans 
gedeutet, wie koſtbar das Gut ift, deſſen Beſiz man uns 
fo bis aufd Außerfte verfümmert. 


Aber warum ift foldhes gefchehen? welches konn⸗ 
ten die Motive eines folhen Rathes ſeyn? 


"Die Rathgeber zu unſerm neuſten Preßgeſez muͤſſen 
geglaubi oder behauptet haben: : 


1) Daß die Bundeshbefchtüffe nidt ſtrengn und vor⸗ 
ſichtig genug fuͤr Deutſchlands Sicherheit geweſen; 


2) Das inöbefondere unſer Badifches Bolt ‚eine 
gefteigerte Strenge erheifche, 


Ob demagogifche Umtriebe, oder revolutionäre Plane 
in Deutſchland ftatt gefunden oder nicht, ift mir unbes 
Sannt: id glaube es nicht, wenigftens ift, was barüber 
bis jest zur Öffentfichen Kunde gekommen, faum bes Nen- 
Hens werth. Aber wie man immer hierüber veufe, fo viel 
iſt doch gewiß, daß der Bundedtag die Gefahr nicht im 
verfleinernden Spiegel betrachtet hat, und nicht allzu nach» 
ſichtig oder. fchonend in den Gegenanftalten geweſen. Ich 
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babe taufend Stimmen gehört, welche die alu grade 
e treuge der Bundesbeſchluͤſſe beklagten. Noch feine hat laut 
ausyeiproden, der Bundestag babe bier nicht genug ge» 
tbau. Mein! die Geſchichte mag von jenen Befchlüfien 
manches Urtheil fällen, welches heute noch nicht erklingen 
darf ; aber dad mögen wir ald gereiß annehmen: aud die 
Machwelt wird nie fagen, ber Bundestag habe nicht genug 
gethan. 


Wenn aber, was der Bundestag fuͤr Deutfiam 
Aberbaupt verordnete, auf das Schlimmfte berechnet , und 
ein Darimum der Strenge war: welche Vorſtellungen 
- mosbten ed dann fenn, momit man Se. Königl. Hoheit ber 
wog, in Bezug auf Sein Land eine noch größere 
&trenge anzuwenden? was haben denn Wir verbros 
dien, dad noch fchlimmer wäre, als die Beſorgniſſe, weils 
be den Bundeöbefchluß erzeugten ? wo find die Badiſchen 
Schriftſteller, welde fo gefährlicge Lehren vortrugen, oder 
die Gemuͤther durch boͤſe Künfte aufregten und wergiftee 
ten? Bo find die Badiſchen Bürger, welde fo leicht zu 
täufhen, Ker zu verführen wären, fo empfänglid für 
böje Aufhezungen und Irrwahn, oder jo unftät und warn» 
fend in ihren Pflichten umd Gefühlen? Worin hat des 
Badiſche Volt ſich unedler, ſchwaͤcher, ter Freyheit un 
werther gezeigt, als feine Brüder » Bölfer ? » 


Nein! keinem andern deutfchen Bolfe fteht unfer Bas 
difches3 nah, an Geiſtesreife und an Redlichkeit; feinem en 
Treue für Fuͤrſt und Baterland, an Stätigfeit der ®efinnung 
und der That, Noc, lebt in uns der Geiſt, der einft die 
400 Pforzheimer trieb, in den Heldentod für den Vater ihret 
Landes; und die Kreunde des Rechts und der gefeglichen 
Freyheit in allen Bauen Deutfchlante bliden mit Vertrauen 
und Liebe auf Baden. In lauten Bertüntungen unfersg 

Regie⸗ 
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Regierung — wie in. dem Eingang zum ftandeöherrlichen 

Edikt von 1818 — ift außgefprochen: daß dieſes fchöne Land 

nad feinen innern und Aufern Berbäftniffen liberaler bes 

handelt werden fann und muß, ald viele andere. Wie 

war ed ed möglicy, diefer Dinge und Berpättnife fo ganz 
"und gar zu vergeflen ? 


Wahrlich diejenigen haben nicht wohl baran getban, 
welche das väterlie Herz Sr. Koͤniglichen Hoheit mit Vers 
dacht gegen fein treurs Volk erfüllten, gegen fein Bolt, 
welches jeden Augenblick bereit ift, Gut und Blut für ihn 
zu opfern. Gie haben nicht wohl daran aethan, vor den 
Augen Deutfihlands und Europa’d unfer Volk herabjufes 
zen, ald Fönnte es ſeldſt den kuͤmmerlichen Reſt der Geis 
ſtesfreyheit nicht ertragen, welchen der Bundestag den 

Deutfchen ließ; fie haben dadurch auch den Schimmer des 
Thrones getrübt, ald welcher nur allda in cdlem Glanze 
ſtrahlt, wo ihn ein edles Volk umgibt. 


Sind nun die möglichen Motive unferes Gefezes chen 
fo traurig als grundlos; fo fann aud die Wirkung des 
alfo gegebenen Geſezes nicht anderd ald traurig ſeyn. 
Vertrauen und Liede find die beften Hüterinnen der Pflicht, 
» Die zuverläßigten Bande der gefelligen Ordnung. Gie find " 
roͤſtliche, aber zugleich zarte Pflanzen, die einer förgfamen 
—Pflege und vor allem Ber Erwiederung bedürfen, 
Wem Mißtrauen bezeugt wird, deſſen Herz verengt ſich, 
und er geraͤth leicht dahin, dad Mißtrauen zu verdienen: 
und.wen man als fchlecht behandelt, Tann faum lange 
mehr gut bleiben. Trauriger ift nichtd auf Erden, als 
Mißtrauen zwifchen Regierung und Bolt, 


Aber die Erdrüdung der Preßfreyheit, an und für 
fih ein Bruch unferer Berfaffung, wie wir fahen iſt zus 
gleich das Thor zu jedem andern Bruch. Wo das 
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Wort der lage verftummen muß, wo die Genfur in ihrer 
Macht hat, nur Rob und Freude ertönen zu laſſen, waͤh⸗ 
send vielleicht Teife Seufzer dad ganze Land durchwehen; 
da giebts für fein Recht eine frite Gewährung mehr. 
Der Fürft felbft hat fich des Mittels beraubt, den Zuftand 
des Landes, die Stimmung des Volkes mit Zuverläßigfeit 
zu erfennen , er bat feine Macht, weil feinen Blick 
veräußert an feine Diener. Er fann Niemanden meh 


glauben, weil nur Einige fprechen dürfen, und nur in vor 


geichriebener Weife, Und es ift au, was die Wohlgeſinn⸗ 
ten für die Negierung ſprechen, wirkungslos, weil das 
Bolt Allem mißtraut, was man ihm aufdringt, und gar 
nichts Gutes mehr glaubt, wenn man ihm das freye Un 
theil zu nehmen ſucht. 


Hiemit Fönnte ih fchließen; aber ein befonderer 
Punkt in dem Vortrag ded Herrn Staatstaths Baumgärt: 
ner fordert mich noch zu einiger umftändlicher Beleuchtung 
auf: der Punkt der Univerfitäten nämlid und der 
Dreßfrenheit der Profefforen. Die Gründe, 
warum ich die lezte reflamirte, find in der Motivirung 
meines Antrag® enthalten. Sie find aufd Allgemeine 
gehend, nicht eigennüuzig. Sch will ihnen noch eine 
nähere Begründung hinzufügen. Doch vorerfk 
nnd) eine einleitende Thatfache. 


Bor ungefähr einem halben Fähre gieng die Univerſi⸗ 
tät Freyburg damit um, und hatte bereitd durch Mehrheit deb 
Konfiftoriums befchloffen,, eine unterthänige und ehrerbie⸗ 
tige Boritellung an Se. Königliche Hoheit (nach der My 
nung Bieler follte fie auh an die hohe Bundesverſamm⸗ 
. Jung geben) zu erlaffen wegen der über die Univerfitäten 


ſammt und fonders verbängten, ganz beyfpiellofen um. 


unmöglich zu verſchmerzenden Erniedrigung und Rechte⸗ 


— 
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enfziebung, Aber ed wurde derfelden durch den Herrn Nee 
gierungs⸗Kommiſſaͤr ein Verbot des hohen Minifteriums 
ded Innern, vom a. Febr. d. J., eine ſolche Vorſtellung 
zu erlaſſen, muͤ dlhich infinuirt. Sch glaube nun zwar, 
daß das hohe Minifterium micht berechtigt War, 
ein ſolches Verbot gu geben, und den Weg der ehrerbietige 
ſten Borftelung an den allergnädigftien Fuͤrſten und. Herrn, 
welcher in feiner väterlichen Gute dem geringſten feiner 
Unterthanen folhen Weg offen erhalten haben will, dem 
afademifchen Körper non Freyburg zu verfchlieffen : indefa 
fen erffäre ich gleichwohl, daB, wad ich hier fagen werde 
und fagen muß, nicht aus Auftrag meines Körpers, 
fondern lediglich aus meiner perfönlichen Anficht und 
Ueberzeugung fließt, welche frey zu Außery die Verfaflung 
dem Landtags-Mitglied das Necht und die Pflicht giebt, 


Ob nun die Suspendirung der Preßfrepheit für. die 
Profeſſoren als in der über die Hochfchulen im Allgemeinen 
ausgelprodenen Ppligey » Auffiht enthalten, und 
daher nothwendig von unferer hoben Regierung aus. 
druͤclich gu erflären geweſen ſey — baͤngt davon ab, 
ob man jenes Bundesgeſez einer ſtreng-⸗buchſtaͤbli⸗ 
chen over einer durch feinen ertennbaren Sinn und 
Zweck begründeten ausdehnenden Erklärung unten 
morfen hält. 


Ich glaube, je härter ein PR lautet, deflo weniger 
darf eine erweiternde, d. bh. alfo noch verfchärfende Aus⸗ 
iegung eintreten. Nun ift aber dad fragliche Bundesgeſez 
ein wohl fehr hart lautendes, und die Hochſſchulen in 
Ihren edelften Lebenstheilen verwundendes Geſez. 


Erſtens ſind dieſelben durch den Inhalt des Geſezeß 
und durch deſſen vielfach verluͤndete Begründung uber sans 
27 * 
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Deutſchland und Europa als aͤußerſt ſchwerer Verbrechen 
ſchuldig oder mitſchuldig, oder hobverdaͤchtig 
bezeichnet; ganz im Allgemeinen, blos mit Zulaſſung einzel⸗ 
ner Ausnahmen. Sie, die ſonſt hocha-adhteten, in der 
politiſchen und kirchlichen Welt Einflußreichen, glaͤnzend 
Bevorrechteten, und welche nach dem eigenen Ausdruck der 
hoͤchſten Praͤſidial⸗Geſandtſchaft „ein Hauptglied in ber 
deutſchen National» Verbindung und Mitſqoͤpferinnen des 
Anſehens und Ranges der Deutſchen im europaͤiſchen Ge⸗ 
meinweſen“ waren, fie find nun, ohne daß geger irgend 


eine Hochfchule als folche, viel weniger gegen die Ge⸗ 


fammtheit ver Hochſchulen auch nur der geringfie en 
weisliche Grund der Anklage vorläge — ald Berfammlum 
gen böfer, ftaatögefährlicher Bürger erflärt, dem Unwil⸗ 
Ien, dem Mißtrauen,, der Verachtung der Nation Preis. 
gegeben, in dem Grade, daß in den Ton der Verwerfung 
einzuftimmen, bald einem Jeden erlaubt dünft. Weil eis 

nige Schuler, und vielleicht einige Lehrer Schlimmes, 
Tadelnswürbiged oder Mißfäliges unternommen , fo find 
Alle herabgewürdigt, Alle in ihrer verfönlichen und in ih⸗ 
ver Standesehre gekraͤnkt, Alle aufs tiefſte ‚gebeugt 

worden. | 


Zweytens: Sie find fofort Alle unter eine bemüthigenbe, 
ihre edelſte Thätigleit einengende, ihr gemeinnüziges Wirken 
verlümmernde polizepliche Aufficht geftellt wor 


‚den. Weit verfchieden von der gewöhnlichen und allge | 


mein zu billigenden Amtöfontrole, ift jene Aufſicht nad 
Art und Strenge eine folde, melde fonft nur in Folge 
fhon begangener Verbrechen, oder Doch fchwerer Verdaͤchti⸗ 
gung verhängt wird. Auch bier leidet ein ganzer Staud 
wegen der Schuld oder der Berdächtigung von vielleicht 


ein Paar Einzelnen, und die treueften, würdigften Lehrer 
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müuſſen erſterben fuͤr ihren edeln Beruf. Wie kann der 
Juͤngling oder des Juͤnglings Vater dem Manne trauen, 
welchem der Staat mißtraut? und wie fann !ver Lehrer 
fein Beſtes, feine innere Gedankenwelt auffchließen, wo 
Mißverftändniß,; Bosheit und dunkle Angeberenen jedes 
freye Wort bedrohen? Er ift verderbt fortan für den Une 
terricht; nur todte Laute gehen über feine Lippen: die we 
fenſeha ft iſt unterdruͤckt mit ihm. 


Drittens. Endlich ſind die Lehrer an Hochſchulen ſogar 
ausdruͤklich außer dem allgemeinen Recht geſezt. Was 
wach faſt überall in den europaͤiſchen Laͤndern beſtehenden, 
bey uns ſelbſt nach tonſtitutionellem Geſez (nam 
‚lich nad dem als Theil der Konſtitution erklaͤrten Dieners 
edift) nicht anders aid nach gerichtficher Unterfuchung und 
Urtheif über den Beamten verhängt werden kann, die Dienfts 
entlaffung — ja noch mit der furchtbaren Schärfung der 
Dienftunfädigfeit für alle Bundeslande — alfo Verluft ber 
Ehre und dei Lebensunterhalts fuͤr ſich und die Familie — 
eine Strafe, die nah Umſtaͤnden der To de s ſtrafe an 
Schredlichkeit nahe fommen mag — die fann über ihn ver» 
hängt werden ohne Urfheil und Recht, aufdas bloße 
Ermeffen eined oder mehrerer Adminfftrativ-Beamten, und 
aus Gründen, deren vager fehwanfender Ausdruck eine 
Anwendung auf den Redlichfien und Beſten erlaubt. 


> Ich habe bey diefer Ausführung Leinen andern Zweck 
- gehabt ald zu zeigen, daß der Bundesbefchluß für die 
Univerfitäten ein barter, ihnen fehr wehethuender Beſchluß 
geweſen, ohne darum einen Antrag zur Aufhebung oder 
Limitirung der mit unferer Ronftitution unvereinbarliche 

reitet dieſes Aber die Univerfitäten gefprochenen Banned 
zu machen. Denn ed wärde mid derfelbe eincrfeits zu 
weit führen, da auch in den übrigen Beſchluͤſſen des ho— 
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ben Bundestags vom 20. Sept. 1819. noch verſchledene, 
mit unferer Berfaffung unvereinbarlihe Punkte ſtehen, 
welche alſo gleichfalls al® für und unwirkſam müßten ers 
klaͤrt werden; andererſeits aber mag man ſich einſtweilen 
mit der vernuͤnftigen Hoffnung troͤſten, daß die von eini⸗ 
den Regierungen der Verkuͤndung jener Bundesbeſchluͤſſe 
ausdrudiid beygefuͤgte Klauſel: „unbeſchadet der Lan 
des-Konſtitution“ ben der unter und geſchehenen ſtilb 
feweigend möge verftanden ſeyn. Aber fen dem jezt 
wie ihm wolle, fo viel ift unwiderſprechlich, daß, je weber 
den Univerjitäten bereitd gefürben,, deſto mehr foll mar 
anſtehen, ihnen nocd ein weiteres Webe suzufügen, und 
je preisgegebener der Rechtszuſtand der Profeſſoren ift, dee 
gramfaner würde ed feyn, ihnen die einzige ihnen noch 
Dienende Waffe der Vertbeidinung, die freye Preffe 
zu verfünmern. Sey es, Tas man fie, dem Wortfaut 
des Bunderbeſchluſſes gemäs, auf die über 30 Bogen bes 
tragenden Schriften befchränfe; immer wird dem. etwa 
unfbuldig Nerfolgten oder Vernachtigten ein Weg offen 
bleiben, worauf er feine ®rundfäze und das Syſtem ders 
felden zur Selbſtrechhtfertigung Öffentlib ausſprechen, ober 
auch die Klagen über erfittene faltifhe Unbild vor das Gets 
teögericht der oͤffentlichen Meynung bringen koͤnne; ein 
Weg endlih, worauf die Geſammtheit der Hoch 
fch ulen vor der Mitwelt und Nachwelt ihre Unfhub 
und Ehre vertheidigen möge, damit nicht einft auß ihrem, 
— wenn auch gezwungenen — Berftummen die Ge 
bite den Schluß ziehe, die ungeheuern Anflagen gegen 
fie ſeyen wahr. gemwefen. 


Staatöminifter Freyherr v. Berkheim: Er habe 
geglaubt, daß nach der Tagesordnung die Diskuſſion über 
den Kommifftond; Bericht in der heutigen Sizung Statt 
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finde, aber nit, daß fie fib auf Die Motion des Hrn. v. 
Rotteck, welche in der vorgetragenen Rede nur in andes 
ser Form wiederholt ſey, ausdehne. 


Dieſe Motion gehe nun auf Milderung des Preß⸗ 
zwangs; dieſes Wort finde er aber ungeeignet. Sobald 
man von Freyheit ſpreche, fo fprehe man blos von ber 
gefeglichen Ürepbeit. Ordnung fen alfo Fein 
Zwang, und jede Freyheit koͤnne nur gefezlich, das heißt 
mit den gefezlichen Beflimmungen vereinbarlih ſeyn; es 
ſey ibm aud nicht befannt, daß in dem ganzen Großher⸗ 
zogthum irgend eine Klage erhoben worden ſey, daß manirs 
gend eine gute Schrift wegen des Preßzwangs nicht habe lefen 
innen. Nur allein folche Schriften, welche gegen die 
beftehende Ordnung, gegen Friede, Sittlichkeit und Relis 
gion ftreiten, oder die — unter welhem Dedinantel ed auch 
ſeyn möge — den Aufruhr predigen, ober welche das Wohl 
und die Ruhe des Ganzen, fo wie des Einzelnen gefährs 
den, ſeyen nerboten, was wohl ein Jeder billigen werde, 


Nach diefen allgemeinen Bemerkungen uber die Mor 
tion des Herrn u. Rot teck fomme er nun auf die Sache 
fefbft zurud und bemerke, daß nicht der Bundestagsbefchluß 
vom 20. Sept. 1819 allein, fondern der 6. 2. der deutfchen 
Bundedacte (meldyer leztere einen integrirenden Theil unferer 
Geſezgebung bilde), welcher jedem Bundesfuͤrſten in feinem 
ihm von ber Dorfehung zugewiefenen Wirkungskreis die 
heilige Verpflichtung auferlege, für die innere Rube und 
Sicherheit Deutſchlauds mitzuwirken und ſie zu erhalten, 
dieſem zufolge dem Regenten die Befugniß an und für ſich 
ſchon ertheilt habe , jenes Proviforium zu erlaffen, wels 
ſhem Recht die Verfaffung fogar, dem $. 58, der Wiener 
Schlußatte zufolge, kein Hinderniß haͤtte in den Weg legen 
koͤnnen. Vebrigens behaupte Herr Proponent, daß dieſes 
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proviforifche Cenſur-Geſez Tonftitutionswibrig erlaſſen 
worden, eine Behauptung, der er, auſſer obbemerften Grün, 
den, deshalb nod) widerſprechen müſſe, weil der 6. 5, der 
Verfaffung alle Rechte der oberſten Gtaatdgewalt in die 
Härte des Regenten lege, und der $. 66, derfelben Ihm 
dad Recht gewähre, alle für die Sicherheit des 
Staats nötpigen Berfügungen, Reglements, 
und allgemeine Berorpnungen proviforifch . 
zuerlafien, und da der Landtag nod nicht beendigt . 
wäre, ed eine bloße Suppofition ded Herrn Proponenten 
feve, wenn er fage, daß die Regierung nicht gefonnen ge 
wefen ſey, den Ständen eine Eröffnung wegen Erfaflung 
jened Gefezes zu machen. Da ter Hirr Proponent gegen 
die Beihränfung der Preßfrepheit mehrere Gitationen ie 
feiner Motion angeführt habe, .. fo erlaube er ſich eben ſo⸗ 
dieier haben Verſammlung die Grünte, die den Anlaß zu 
jener Beſchraͤnkung gegeben hätten, vorzulefen, Motive, 
welche in dem Protofoll vom 20. Sept. 1819. der Bundes⸗ ' 
Berfammlung, ald das Refultat der Berathung erleuchte⸗ 
ter deutjcher Staatdmänner,, denen Theotie und Praxie 
gleichmäßig zur Seite ſtehen, aufgenommen fepen. 


(wörtliche Vorlefung der einfchlagenden Stelle), . 


In dem vorliegenden Genfur s Gefez finde er übrigens 
feinen Paragraphen, ber verhindern folte, daß Geſuche 
an die Regierung gebracht werden fönnten, um von ihr 
etwa eine Milderung deſſelben fich zu erbitten. Er müffe 
aufierdem aber noch bemerken, daß der Herr Proponent 
fih in feinen Aeufferungen auf eine befremdende Art erffärt 
babe, ald wenn er die Mitglieder des Großh. Staatsmini⸗ 
fteriumß beſchuldigen wolle, dem Regenten die Wahrheit gu 
binterhaften; fo wie, ald habe man Hoͤchſtdemſelben den 
betreffenden Gegenftand unter einem irrigen Geſichtspunlkt 
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dargeſtellt; er muͤſſe deshalb den Herrn Proponenten auf⸗ 
fordern, ſich zu erklaͤren, ob er durch dieſe Aeußerung eine 
Anklage habe begruͤnden wollen oder nicht, indem er dieſe 
Aeußerungen mit Erſtaunen gebört habe, da er feines 
Theild dem NRegenten 'nie die Wahrheit vorenthalten babe; 


. eben fo wenig, ald er fich ſcheue, fie dem Volke eben ſe 


frey und offen zu ſagen. 


Die Maaßregeln hinſichtlich der Landes⸗ Univerfitäten 
betreffend, müffe er nur bemerfen, was er bey einer andern 
Gelegenheit ſchon erklärt habe, nämlich, daß diefe,-den Buns 
destag als Centralpunkt der deutfchen Staaten betreffende 
Gegenftände hier nicht verhandelt werden könnten. 


Hofrath v. Rotteck: Ih habe fhon früher aus⸗ 


| drudlich erflärt und wiederhole hier feyerlich, dag ich feine 


Merfon im Aug’ babe, fondern blos die Sache. Ich weiß. 
nicht und verlange nicht zu wiffen, wer es gemwefen, der 
Sr. Königl. Hoheit zu diefem neueſten Preßgefege geras 
then. Aber ich fage laut und aus Ueberzeugung: Welche 


eo thaten, die haben nicht wohl daran getban! — und 
ſolches zu fagen, dazu habe ich das Fonftitutionelle Recht. 
. Sch werde genau dDiefelben Worte, womit ich diefe 


—J 


— nicht Anklage, wohl aber Beſchwerde — aus— 
ſprach, ins Protokoll geben, und erwarte ruhig das Ur⸗ 
theil der Unbefangenen, ob ich dadurch die Graͤnzen der 
ſchuldigen Verehrung gegen das hoͤchſte Miniſterium, und 
die Befugniſſe meiner Stellung uͤberſchritten. 


AN 


Um anf die übrigen. von dem Herrn, Staateminifter 
soider mid aufgeftellten Betrachtungen zu antworten, be⸗ 
siehe ih mich abermals, um Wiederholung zu vermeiden,, 


“ auf: die Motivirung meines Antrags, und auf feinen aus⸗ 


gefprochenen Zweck, welder ja nicht Herſtellung voller 
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Dreßfrenhelt , fonbern nur Milderung bed bey uns wirk⸗ 
lich beſtehenden Preßzwangs if. Diefer Antrag bleibt 
feft begründet, welche Theorie man immer in Rudfiht 
der Preßfreyheit überhaupt aufftelle, und ich habe daher 
auch nit nöthig, mie ich fonft wohl zu thun mir ges 
traute, zu zeigen, daß in fleinen und in verbünde 
ten Staaten die Preßfrenbeit nicht nur eben fo gefahrlos 
als in großen und ſelbſtſtaͤndigen Reichen, fondern auch 
noch ein größeres Bedurfniß ſey. 


Die Darftelung ded neuen Genfurgefezed als eine 
bloßen Proviſoriums redtfertigt daſſelbe nicht. 
Schon die ausgeſprochene Dauer von fünf Jahren, ums 
noch mehr die klar vorliegende Entbloͤßung von jedem noͤ⸗ 
tbigenden Grund, beweifen folded. Denn nit wegen Bas 
dens an und für fih, fondern nur wegen der Bundes 
pflicht mußte die Prefle befchränft werden; und die 
Befhräntung ift viel weiter getrieben worden, ald ber 
Bundesbeſchluß verordnete. Deswegen hat auch der citiste 
5. der neueften Wiener Schlußafte hier feine Aüwendung; 
weil ja der Landtag nicht hindern will oder ſoll, was 
gemäß der Bundespflicht gefchehen, fondern nur, 
was jenfeitd von deren Bränzen, alfo auch jens 
feit8 der Sphäre der Verantmwortlichkeit ger 
gen den Bund, geſchehen. 


Endlich bemerke ich noch, daß ih durch Berüprun 
des die Univerfität betreffenden Bundesbefchluffes Leis 
neswegs benfelben zum Gegenftand einer Distuffion 
zu maden gedachte; fondern dag ich feinen Inhalt bios 
biftorifh anfuͤhrte zur weitern Rechtfertigung der Rekla 
mation der den Profefforen entzogenen Preßfrepheit. Da 
war ed nöthig zu zeigen, daß den Hodfchülen ohnehin 
fhon wehe genug, ia allzu wehe gefchehen, und. daß ‚das 
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Nictio ! 1 m 


Staatsminiſter Freyherr v. Berkheim: Er muͤſſe 
nachtraͤglich bemerken, das Badiſche Valk ſey bey dem 
Cenſurgeſez ganz beruhigt, auch fen bie Zahl der Schrift⸗ 
fteller im Großherzogthum nit fo groß, daß die durd 
die Genfur ihren Werfen auferlegte Veſchraͤnkung wirklich 
von der behaupteten Bedeutung fepn fönne; auch habe | 
fi) hierüber noch feine Klage erhoben. 


Hofrath v. Rotteck: Deffentlihe Klagen. Tönnten 
freylich feine erwartet werben, da die Eenfur felbft die 
feifeften nicht pafliren Taffen würde. Aber man folle nur 
glauben, daß diejenigen, welde aud nur halbweg ein» 
feben, um was es fih hier handle, fih im Stillen gar 
ſehr in Klagen ergöffen, 


Staatsminifter Frhr. v. Berfheim: Roh müffe 
er bemerken, er fen überzeugt, daß alles, was auf den 
Sandes-Univerfitäten erfheine, von der Art ſey, daß es 
offen vorgelegt werden koͤnne. 


Staatdratb Frhr. v. Tuͤrkheim: Er bedaure, daß 
Herr Hofrath v. Rotteck eines Vorfalls bey der Univer⸗ 
ſitaͤt Freyburg erwaͤhnt habe, wodurch zur Vermeidung 
unrichtiger Vorſtellungen eine fonft nicht hierher gehörige 
Berichtigung notbivendig werde, Richtig fey ed, daß eis 
nige Mitglieder des dortigen alademifchen Senats, welde 
nicht die Mehrzahl deſſelben ausmachten, eine Remonſtra⸗ 
tion. in der angegebenen Tendenz, Namens des alatdemi: 
fhen Körpers, durchzuſezen geſucht hätten. Darüber fey 
ed zu einem fehr bedauerlichen, dad Wohl diefer Lehran⸗ 
‚falt gefährdenden Streit gekommen, und biefen habe daß 
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Großherzogl. Minifterium am Ende durch Huterfagumg 
weiterer Debatten niederfchlagen müffen. 


Uchrigend wolle er, nachdem er dur die Erwaͤh⸗ 
aung diefed Vorfalls veranlaßt worden ſey, das Wort 
zu nehmen, als Mitglied der Rammer fein Slaubensbe 
Tenntniß in der Hauptſache, wovon es fih bier handle, 
flatt weitläuftiger für ihm gegenwärtig nicht ganz pallın 
der Ausführung, mit wenig Worten ablegen. 


Er erkenne eine frege Mittheilung der Gedanken Mn 
dad hoͤchſte Gut vernünftiger Wefen, und glaube , daf 
Maaßregeln gegen wmögliden Mißbrauch den Gebraug 
nicht hindern dürfen, fo wenig man die Hände feßle, dar 
mit fie nicht fündigen. 


Er habe, einen Zuftand von Kriſts anerlenmend, bi 
von der hohen Bundedverfammlung angeordneten außer 
ordentlichen Maaßregeln ald weife und gerechtfertigt be⸗ 
trachtet, dennoch aber fich über den dadurch veraulaßten 
Zwang nur mit dem Gedanfen beruhigen fünnen, daß fle 
als Pröviforium auf fünf Jahre befchränft feyen. 


Er habe ferner die Rothwendigfeit erkannt, dag auch 
unfer inländifched Genfurgefez jenem allgemeinen Bundes 
befchluß angepaßt werden müffe, und ſey überzeugt,“ daf 
Die Regierung nah dem $. 66. der Verfaſſ ungesUrfundt 
dazu befugt geweſen, daß fie den Ständen aber nur nad 
ihrer Wiederverfammlung das proviforifch erlaffene Gele 
zum Beptritt vorzulegen habe, eine Abficht, welche in der 
hierüber in einer der erften diesjährigen Sizungen gemag⸗ 
ten Eroͤffnung zu liegen ſcheine. 


Endlich ſey er auch überzeugt, daß däs inlaͤndiſche 
Cenſurgeſez dem. Bundesgeſez nur angepaßt werben fol, 
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ohne die Anordnungen des Ieztern zu fihärfen,. was fi 
aber auch, bey genauer Vergleichung, wenigftend nicht im 
dem Maaß behaupten laffen werde, wie nach ben hier⸗ 
über gemachten” Bemerkungen angenommen zu ma 
ſcheine. 


Hofrath v. Motte ct: Was er vorbin von ber Unis 


perfität Freyburg angeführt habe, ſey wörtlich und buch⸗ 


ftäufih wahr, und fönne alfo nicht zu unridtigen 


BVorftelungen Anlaß geben, Nicht nur einige Mitglieder 


des Konſiſtoriums hätten fenen Schritt gewollt; fondern 
es fen in der Hauptfache bereits ein Befchluß per majora 


" gefaßt geweſen, und erft über die Art’ der Ausfühs 


rung fey der Streit entftanden. Auch ſey buchftäbfich 
- wahr, daß niht nur die Debatten, fondern fatego: 


= 


. 


riſh „iede Votftellung vondem hohen 


" Minifterium unterfagt worden” Er fo 


bereit, Eine hohe Kammer durch Vorlage eines vidimirs 
ten Extrakts aus dem Konfiftorial- Protokoll von der Rich» 
tigfeit diefer Angaben zu überzeugen. Auch glaube .er, 
Alles, was wahr fey und zur Sache gehöre, dürfe 
niht nur, fondern folle in den Kammern laut zur 
Sprache gebracht werden. | ’ 


Bisthverw. v. Weffenberg: Die Kommiſſion hat 
die Erörterung der Frage über die der Verfaſſung gemäße 
oder nicht gemäße Form der Hervorgabe des. Preßedifts bey 
darüber obmwaltender Verfchiedenheit der Anfichten Deswegen 
umgangen, weil fie der Ueberzeugung war, daß dieſe Er⸗ 
Örterung zur binreichenden Begründung ihres Antrags 
nicht unumgänglich nothbwendig ſey. Der Kommiffionde 
Bericht hat das Kinzelne ded Gegenſtandes meined Erach⸗ 
ten mit vieler Zartheit und zugleich fehr. lichtvoll entwik⸗ 
fell, Dir fen vergonnt, fein Banzes noch mit. wenigen. 
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Morten zu beleuchten! — In biefer Verſammlung ler 
deutfcher Männer darf ich mit Gewißheit annehmen, daß 
Niemand ſey, der nicht mit erhebendem Gefühle auf den 
Karakter der Deutfchen binblide, wie er fih uns in ber 
Geſchichte darftellt: feiner Natur nach fehlicht und gerade, 
frey und offen, bieder und mahr; chen daher in Angeles 
genheiten der Befelfchaften allem Geheimthun, als der 
Zuflucht der Schwäde und Lift, entſchieden abhold , aber 
auch gegen jede Ausgelafienheit ernft und ftreng. Belde 
deutſche Bruft follte nicht hoch dafür ſchlagen, daß ein fe 
einfacher, herrlicher Karakter ſich ftetd frey erhalten dürfe, 
und unverfehrt von Geſchlecht zu Geſchlecht ſich fortpflang 
ge? — Die Deutfchen, wie alle Böller, bey denen Geb 
fteshildung und buͤrgerliche Freybeit Hand in Hand gehen, 
erbliden in dem gefezlih georbneten freyen Gebrauch der 
Preſſe eine Schuzwehr für beyde. Se höher fie den Wertf 
dieſes Gebrauchs der Prefle, der die Herrſchaft des Geiſtet 
uͤber die Sinne befoͤrdert, und zur allmaͤhligen Verbreitung 
ber Wahrheit und zu ihrer Vertheidigung dient, zu ſchaͤzen 
willen, um fo verabfeheuungsmwürdiger und firafbarer er⸗ 
ſcheint ihnen ihr Mißbrauch. Wohl ift fein Biedermann 
in Deutſchland, der nicht nah einem Geſeze fich. fehnte, 
nad) weldem jeder Mißbrauch der Preife zu frevelhafter 
Herabwürbigung des Heiligen oder zur Hebung widerrecht⸗ 
lihen Muthwillens mit Strenge und Nachdruck geahndef 
werden müßte. in Gefez aber, das die Preßfreppeit 
nimmt, ift noch weit entfernt, ihrem Mißbrauch "zu weh 
ren. Diefer fährt fort, ungeftraft im Dunfeln zu ſpucken, 
Hundert Organe der Wahrheit werden vielleicht erfiummen, 
aber um fo ungefcheuter zifcheln die Zungen lichtſcheuen 
Betrugs und frecher Schmaͤhſucht; ja die ſchamloſeſte 
Lüge und Taͤuſchung tritt beberzter auf, und darf fogar 
freundlihe Aufnahme im Publikum fi verfpregen, weif 


Bwöfte Stzung vom 9. Auguſt. Pr 


fle‘ fi das Anfehen der Freyſinnigkeit giebt, indem fie der 
Wahfamkeit der Polizey entweder mit Schlauheit enss 
ſchluͤpft, oder mit Kedheit trozt. — Wie fraftlod bloße 
Swangsgebote gegen den durch die Umftände aufgeregten 
Geiſt der Bölter find, davon hat und die neuefte Zeitges 
ſchichte ein großes, vieleicht das auffallendfte welthiftoris 
ſche Benfpiel geliefert. Oder was hat wohl die ängftlichen 
Bortehrungen des Preßzwangs, worin Furt und Mißtrauen 
den Triumphwagen des Diltatord des feften Landes von 
Europa umgaben, gerechtfertigt oder auch nur zu befchds 
nigen vermodht ? Während dem bie feife Ahnung, daß ir⸗ 
gend ein Blatt der Perfon des Allgewaltigen mißfädig 
ſeyn Tönnte, der furchtſamen Dienftbefliffenheit genügte, 
um ed zu unterdrüden, bildete ſich im Stillen unaufhalt ⸗ 
fom jene durch Gewalt zum Schweigen genöthigte Oppoſi⸗ 
tion, jene allgemeine Verſchwoͤrung ber öffentlichen Mey ⸗ 
nung, jener edle Unwille der Bölfer, der pläzliy wie eig 
Sturmegwitter auf das Riefengebäude bed Einen losbrach, 
und es in den Staub warf, — Unfre Regierung hat inzwi⸗ 
ſchen aud in den fhwierigften Zeitumitänden den Ruhm 
behauptet, nie von dem milden Sinne gewichen zu ſeyn, 
welcher ftew der Leitftern des däterligen Fürften Karl 
Sriedrich gewefen iſt. Allgemeine Achtung, Zutrauen und 
Anhaͤnglichkeit waren der Lohn, Was folte aud eine 
Megierung, die, wie die unfrige, dad Gerechte, dad Wahr 
ze, dad Gute will, veranlaffen, die Öffentliche Meynung 
und ihre Aeußerung zu ſcheuen? Wodurch wird auf des 
andern Seite der Geift der Unzufriebenheit mehr genäprt, 
wodurch ein dumpfes, flörrifches Mißtrauen gegen die 
Mnorbnungen von oben mehr gehegt, als durch folde 
Bwangsmaadregeln, die, obgleih ohnmaͤchtig die Mey⸗ 
wung zu beherrſchen, doch ſtets Gefahr Taufen, der Wahr⸗ 
Jeit feloft dasjenige, was ihr Anſehen feit begründet; 
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was fie über. jeden Argwohn erhebt, die Umabhängipkele 
zu entzieben? — Wenn je, fo ift gewiß in unferer furdts 
fam und argwoͤhniſch gewordenen Zeit das öffentliche Ber, 
trauen die wahre, ich möchte fagen, die einzig fefte Grund, 
lage der Sicherheit de6 Staate. Gin allgemeines, aufs 
richtiges, inniges Vertrauen zwifhen Regierenden und 
Regierten ift es, was wir jezt vor allem bedürfen, das 
mit dad Heilige, dad Rechte, das Gute mit Kraft gebos 
ben, dad Niedrige und Schlechte und jeded Unrecht mit 
Kraft niedergebalten und befeitiget werde. — Wab. die 
furdhterregenden Symptome betrifft, auf welche die Buns 
deübefchlüffe bingedeutet haben, deren Würdigung aber 
ganz außer dem Kreife unferer Berathung liegt, fo find 
fie und Badnern glüdliyerweife fremd, und mit Beiterm 
Bewußtſeyn, mit frober Zuverfiht darf es bier öffentlich 
audgefproden werden: Kein inländifher Mißbrauch der 
Preſſe, noch irgend andere politifhe Umtriebe im Lande 
haben zu jenen Bundesbefchlüffen, deren verbindliche Kraft 
übrigens hier nicht in Abrede geitellt wird, Grund. und 
Anlaß gegeben; in Hinſicht der religiöfen Scheu des Boͤ⸗ 
fen und des Unrechts aber, in Hinficht der Treue und 
Ergebenheit, der Ehrfurcht und Kolafamfeit "a: einen all 
verehrten Negenten und eine hochgeſchäzte Verfaſſung find 
die Badener fürwahr hinter feinen ihrer Nachbarn zuruͤck 
geblieben. — Wenn mir nun diefe für dad Badifche Belt 
fo ehrenvollen Thatſachen mit den bey verfdiedenen Yu 
laͤſſen kund gewordenen milden und liberalen Gejinnungen 
der Regieruug in Verbindung ſezen; fo frage ih: wab 
tönnte wohl und, die Vertreter des Volks, zuruͤckhalten, 
voll des Zutrauens uns dem Throne mit der Bitte zu 
naͤhern: der geliebte Fuͤrſt moͤchte mit der ihm ange⸗ 
flammten Milde jest ſchon, bevor noch ein befrietigendeß 
Preßgeſez auf verfaffungsmäßigem Wege zu Stande koͤmmt, 
| ‚die 
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die Befchränfungen aufzuheben geruben, die nicht durch 
den proviforifchen : Bundesbefchluß allgemein geboten 


find, oder von den: bis dahin beftehenden Geſcten bereits 
angeordnet waren. 


Geh. Hofrath Zachariaͤ: Ich bitte das hohe Pris 
fivium um das Wort. — Der Gegenitand unfirer Beras 
tbung ift von fo hoher und fo vielfeitiger Wichtigkeit, er 
greift fo tief in den Beruf meined gefummten kebens und 
in dad Intereſſe des Standes, zu welchem id geremnet 
werde, ein, daß ich Verzeihung boffen-darf, wenn ich, 
obwohl ein Neuling in diefer hochverehrlichen Berfamms 
fung, dennodh um dad Wort gebeten habe. | 


Ich erlaube mir, zwey Bemerkungen. dem Vortrage 
uͤber die Hauptſache vorauszuſchicken. 


Fuͤrs erſte: Ich will es nicht läͤugnen, daß mich 
die Aeußerungen, welche ich von dem verehrten Mitgliede, 
das mir zur Seite ſizt, über die Profeſſoren und- deren 
Denk- und Handlungsmeife gehört habe‘, nicht wenig ges 
fhmerzt baben. Ich bin felbft afademifcher Lehrer; und 
ich freue mid dieſes Berufs. Ich arbeite an der Bildung 
junger Männer, welche beftimmt find, bereinft dem Staate 
Dienfte zu leiften, vieleicht felbft an der Spize der Ges 
ſchaͤfte zu ſtehn. Ich war von jeher ein Kreund der Ms 
narchie, fo wie ein Freund gefezmäßiger Freyheit; und 
gäbe es feinen Mittelweg, fo würde ich der undefchrä::ts 
ten Einberrfchaft den Borzug geben. Sollte ed mih nun 
nicht ſchmerzen, jenen Tadel ſo allgemein ausgeſprochen 
zu hoͤren? Id glaube daber das verehrte Mitglied, wel⸗ 
ches mir zur Seite ſizt, um die Erklaͤrung bitten zu duͤr⸗ 
fen, Daß es jenen Tadel nicht mit beſonderer Beziechung 
auf die Profefioren der beyden Randes,Univerfitäten aus⸗ 
geſprochen habe. 
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Staatsrath Baumgärtner: Er habe nur bad, 
was im Allgemeinen als notorijches Aaftum vorliege, ger 
fagt , ohne befondere Beziehung auf die Univerfitäten des 
Landes, oder auf Individuen, und er erfläre hiemit gern 
und ausdruͤcklich, daß in dem Ginn feiner Rede von ſol⸗ 
her Beziehung nicht dad Mindeſte gelegen, 


Sch. Hofrath Zacharid: Diefe Erklärung genügt 
mir vollfommen. Ih werbe fortan in biefem Vortrage 
ber Profefforen, fo wie der Genfurfrepheit, deren fie 
fi) ebemald in Baten zu erfreuen batten, weiter nid 
gebenten, theils weil derfelbe Segenftand ſchon von einem 
andern verehrten Mitgliede genugfam erörtert worben if, 
theil damit ich nicht eine Rede für mein Haus zu hal, 
ten fcheine, 


Ich gebe zu der jwenten Vorbemerfung über. 
Alles das, was ich über den vorliegenden Gegenftand der 
Beratbung fagen werde, bitte ih nicht als ein Urtheil 
auszulegen, welches ſich auf irgend eine Weife auf die 
von der hohen deutfchen Bundesverfammlung wegen det 
Preßfreyheit gefaßten Beſchluͤſſe bezoͤge. Ich bin meer 
berechtiget, noch im Stande, über die Gruͤnde dieſer Bes 
ſchluͤſe zu urtheilen. Vielmehr halte ih, belehrt durch 
den 5gften Artikel der Schlußatte der Wiener Konferenzen, 
eine jede Unvorfichtigfeit, deren ich mich in diefer Bezie⸗ 
bung ſchuldig machen könnte, für fo bedenklich, daß id 
das hohe Prafidium felbft erſuche, mich zur Ordnung zu 
rufen, wenn ich in die Gefahr käme, in Ruͤckſicht auf jene 
Beihlüfe die Gränzen der freyen Aeußerung zu übers 
fpreiten. 

Es find, wie mir ſcheint, vier Fragen, welche der⸗ 
malen von der erſten Kammer zu erörtern und zu ent⸗ 
fcheiden find. 
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. Die Er ſit e Frage iſt die: 


Soll überhaupt dem in Berathung ftebenden an⸗ 
trage eine angemeſſene Folge ertheilt werden oder 
nicht? 


Und da glaube ich denn, mich unumwunden für die 
‚bejahende Meynung. erflären zu dürfen und zuͤ muͤſſen. 


Der einzige oder der Haupt⸗Grund, welcher der Zu⸗ 
kaͤſſigkeit dieſes Antrages entgegengeſezt worden iſt, war 
der, daß die Regierung durch die Erlaſſung der neun - 
Genfurordnung nur bon einem ihr zuſtehenden Rechte Ber 

brauch gemacht, nur den ihr obliegenden Pflichten Ges 
nüge geleiftet babe. Allein mag auch das Mecht der Re⸗ 
gierung, jene Ordnung zu erlaffen, außer allem Zweifel 
ſeyn, (weiter unten werde ich auf diefe Frage, wenn auch 
- in einer anderen Beziehung, zuruͤckkommen), fo geftattet 

boch der 8.67. der Verfaſſungs⸗Urkunde den beyden Kam⸗ 
mern das Mecht der Borftellung und Beſchwerde in einem 
: Umfange, daß die rechtliche Zuldffigkeit des vorliegenden 
Antrages kaum einer erheblichen Bedenklichkeit unterwors 
: fen ſeyn Tann. | 


. Die Entfcheidung der aufgeftellten Frage ſcheint mir 
alſo hauptſaͤchlich von dem Werthe des Antrages ſeibſt 
abzuhaͤngen. 


en Nun. will ich hier nit auf die allgemeinen Gründe 
eingehn, welche ſich für die Freyheit der Preſſe anfuͤhren 

"faffen ; fo verfuͤhreriſch auch der Gegenſtand iſt, da man 
kaum für die Freyheit der Preſſe ſprechen kann, ohne zum 
Kedner zu werden. 


Aber zwey Seiten dieſes Gegenſtandes will ich her⸗ 
„ausheben, ‚die in einer näheren Beziehung auf. Baden 
' 28 * 
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und auf tie Berhältniffe der Badifchen Regierung zu 
fieben fcheinen. 

Es ift die erfte Pflicht einer Regierung, für. Rube 
und Ordnung im Innern des Staates zu jorgen. Run 
babe ih fhon lahge die Ueberzeugung gebegt, daß eine 
Berfafiung, wie die unfrige, die feſteſte Stuͤze der Regie 
sung, die beite Gemwährleiftung für den Gehorfam der 
Unterthbanen fey. Und in der furzen Zeit, da ih fo glädı 
lih geweſen bin, bier an Ort und Stelle ten Gang uw 
ferer Berfaflung zu beobachten, habe ih ſchon mannigfal 
tig Gelegenheit gehabt, mid in diejer Ueberzeugung zu 
beftärten. Sch babe da Maͤnner aus allen Theilen deb 
Landes, und, was mir befonders lieb war, Maͤnner aus 
allen Ständen ber bürgerliben Geſellſchaft als Mitgli⸗⸗ 
der der einen oder’ der andern Kammer vereiniget gefup 
den, Diefe überzeugen ſich, oder, damit ich nicht mife 
verftanden werde, dieſe befeftigen fi in der Ueberzen⸗ 
gung , daß dad NRegieren doc nicht eine fo leichte Sache 
fep, wie es wohl Manchem in unfern Tagen zu ſeyn 
ſcheint, daß uns in der Stube, in der Einſamkeit eine 
Maaßregel als vollfommen zmedmägig erfcheinen Tann, 
welche dennoch, wenn wir fie mit andern in Berathung 
ziehen, entweder aufzugeben oder mannigfaltig zu mol 
ficiren ift, daß faum ein Gefez den Wuͤnſchen oder Er 
wartungen Aller entfprehen kann, Mit diefer eben 
zeugung fehren fie denn zu den Shrigen zurüd. Sie uw 
terrichten ihre Konftituenten von den Bründen der ge 
‚ foßten Beſchluͤſſe. Bey einer Verſchiedenheit der Anſichten 
vertheidigen fie in ihrer eigenen Sache die Sache. der Re 
gierung. Es bilden fich aud wohl Partheyen; ung die 
Wahlen vermehren den Wetteifer. Und braude ich erſt 
zu zeigen, wie durch die Stimmung, bie: fih fo im Lande 
verbreitet, das Anfehn der Regierung immer fefter und 
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fefter fich begründet ; als einer Macht, deren ed hebarf, 
damit die Einheit des Ganzen mit billig milden Nach» 
drucke erhalten werde? wie wir unter diefen Lmftänden 
nichts auch überall von den Angriffen folder Schriftfteller zu 
fürgten haben, die ihrer Pflichten uneingedent find ? 


Eine zweyte nidt minder beilige Pfliht einer Res 
gierung ift die, die auswärtigen Verhaͤltniſſe des Stans 
tes zu erwägen und zu berüdjihtigen. Wenn mir nun 
der in Frage ftebende Antrag, auch aus diefem Geſichts⸗ 
punkte betrachtet, unbedenklich zu ſeyn febeint, fo tft ed 
zuförderft deswegen, weil die hohe deutfche Bundesver⸗ 
fammiung, imdem fie die Cenfur nur für Zeitungen,‘ Zeits 
und Alugichriften vorfchrieb, - zugleich mittelbar erflärte, 
daß fie eine weitere Ausdehnung der Genfur, für jezt wer 
nigſtens, nicht zum Beftehn und Gedeihen des deutfchen 
Bundes für nothwendig erachte. Sodann aber erlaube 
ih mir, die bochverehrlihe Kammer noch auf einen ans 
dern Umftand aufmerffam zu machen. Es war von jeher 
eine Marime der deutfchen Regierungen , die Gefeggebung 
und die Berwaltung des Staates in eine gewiſſe Ueber⸗ 
einflimmung mit ber in den angrängenden Staaten zu ers 
halten. Die Gründe. für diefe Marime liegen zu nahe, 
als daß ich fie anführen turfte Nun ift aber, was bie 
Buͤcher⸗Cenſur betrifft, das Badifhe Recht von dem Würs 
tembergifhen und Bayerſchen fo auffallend verfchieden, 
daß ſchon deswegen der vorliegende-Antrag der Aufmerk⸗ 
famfeit der Regierung befonderd werth ſeyn möchte, 


Dieſes vorausgeſezt, iſt die z we y te Frage 
die: 

Iſt der Antrag auf gaͤnzliche Cenſurfreyheit, mit 

Vorbehalt der in dem Beſchluſſe der hohen deut⸗ 

ſchen Bundesverſammlung enthaltenen Ausnahmen 
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— oder iſt er nur auf eine Milderung der dep 
und beftchenden Genfurgefeze zu richten ? 


So fehr man nun nad dem, was ih zur Beants 
mwortung der erften Frage gefagt habe, erwarten möchte, 
daß ich für das erftere Gefuch feyn würde, ſo beftimmen 
mich jedoch zwey Gründe, dem lezteren den Vorzug mu 
geben, 


Erftend; Seit lange befteht in Baden eine Gen 
fur. Erft vor Kurgem iſt eine neue Cenſurordnung er 
ſchienen. Es ift allemal bedenklich, in wefentlichen Din 
gen fohnell und oft mit der Geſezgebung zu wechſeln. Die 
bochverehrliche Verſammlung wire nah der Stellung, bie 
fie in unferer Berfaflung bat, auch in dem vorliegenden 
Balie diefe Ruͤckſicht beſonders würdigen, 


Zweytens: Der Bundesſchluß v. 2a. Sept. ı8ig 
feat ausdruͤcklich feſt, „daß in den naͤchſten fünf Jahren die 
Art, wie die im ıdten Artikel der Bundesafte in Anres 
gung gebrachten gleichfärmigen BVerfügungen über bie 
Preßfreyheit in Erfüllung zu. ſezen fepn mächten, am 
Bundestage gründlih unterfucht werden und’ dennädfl 
ein Deſinitivbeſchluß über die rechtmäßigen Bränzen der 
Presfrepheit in Deutfchland erfolgen ſolle“ Wir befin 
den uns alſo dermalen nur in einem vwortäuflgen und 


vorübergehenden Zuftande Würde es aljd nicht bederl. 
lich ſeyn, dennoch ſchon jezt auf eine entſcheidendere Moafı 


ri „el anzutragen ? 


Eine britte Trage ift nun die: 


Soll der Antrag auf -ein den Kammern vorzule 
gended Geſez, oder auf eine zu erlaffende landes 
berrlihe Verordnung gerichtet, oder in diefer Be 
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ziehung nur unbeſtimmt und allgemein gefaßt 
werden? 


| In die Beantwortung biefer Frage ſchlaͤgt eine ber 
ſchwierigſten Aufgaben des Badiſchen Verfaſſungsrechtes 
ein; die Aufgabe: wie weit ſich die Theilnahme der Kam⸗ 
mern an der Geſezgebung erſtrecke7? Sch würde auf dieſe 
Aufgabe mit derjenigen Srepmütbigfeit eingeben, welche 
ich dem geleifteten’ Eide ſchuldig bin; wenn ich nicht auf 
der einen Öeite-glaubte, daß man wegen des noch juzends 
lihen Lebens unferer Berfaflung Aufgaben titfer Art 
winftweilen beffer zur vorläufigen eigenen Prüfung und 
Groͤrterung audfezte, and wenn nicht in dem vorliegen» 
den beſonders zweifelhaften Kalle die ganze Aufgabe, 
unbefchadet des Rechts des einen oder des andern Theiles, 
dadurch befeitiget werden koͤnnte, daß der Antrag in dies 
fer Beziehung allgemein ge’aßt würde. 


Endlich viertens: 


8 Soll der Antrag auf eine Reviſion und Milderung 
der beſtehenden Cenſurgeſeze überhaupt — oder 
namentlich auf die Abänderung gemiller beftimms 
ter gefezlicher Vorſchriften gerichtet werben? 


Ich bemerke über dieſe Frage zuvoͤrderſt vorlaͤufig, 
| daß der Antrag, fo wie er von dem verehrten Mitgliede 
"ausgegangen ift, blos allgemein geftellt, jedoch bey der 
‘weiteren Ausführung auf einige beftimmte gefezlihe Vor⸗ 
ſchriften gerichtet worden iſt. Ich bemerke ferner, daß 
dieſe beſonderen Beſchwerden wohl noch mit andern ver⸗ 
mehrt werden koͤnnten. Denn ſo ſcheint mir 3. B. der 
Sinn der Cenſurordnung vom 4. Rov..ıBıg. nicht ber 
zu ſeyn, daß die Cenſur aller im Großherzogthum Baden 
erſcheinenden Schriften in ber Regel unmittelbar für 
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das Dber-Cenfurfolenium gehöre, fondern vielmehr ber, 
daß dieſes Kollegium an einem jeden Orte des Landes, 
wo ſich eine Buchdruckerey befindet, einen eigenen, dem 
Kollegio nur untergeordneten, Cenſor zu beftellen habe, 


Ueberhaupt aber moͤchte es wohl gerathener ſeyn, 
den Antrag auch in dieſer Beziebung nur allgemein zu 
fallen ; fdon deswegen, weil wir hoffen dürfen, daß die 
Reriſion der befiebenden Genfurgefege, je allgemeiner un: 
fer Antrag iſt, defto allfeıtiger feyn werde, 


Sindem ih alfo fıhließlich dem Antrage des verehi 
ten Mitgliedes nach der allgemeinen Faſſung, die a 
bat, bentrete, wünfcte ih nur, daß in diefem Antrage 
ftatt der Worte: Milderung des Preßzwanges — „Revi⸗ 
fion und Milvderung der beftebenden Cenſurgeſeze“ gefezt 
würde, Denn dad Wort: „Zwang“ ift mir ein gar ſors⸗ 
liches und unheimliches Wort. 


Ich glaube uͤbrigens nicht, daß dieſer Borfifen zu 
einer Veraͤnderung der Worte als eine beſondere Motion 
zu betrachten ſey. Denn das verehrte Mitglied, wels 
ches den Antrag gemacht hat, wird gewiß nicht verken⸗ 
nen, daß das mildere Wort nicht ſelten das gluͤcklichere 
ſey. 
Indem ich hiermit endige, ſage ich der hochverehr⸗ 
lichen Kammer meinen verbindlichſten Dank für die Nach⸗ 
ſicht, welche ſie meinem unbeſcheiden langen Vortrage 
geſchentt hat. 


Hofrath v. Rotteck: In meinem Antrag bielt ich 
für geeignet, die Sache mit ihrem wahren Namen ju 
nennen : daß aber in der an Se. Königl. Hoheit zu rich. 
tenden Bitte der eben vorgefchlagene mildere Ausdruck ges 
braucht werde, erfcheint mir als fchidlih und wedgemaͤß. 


Vierzehnte Sizung vom-24. Auguſt. Aa 


Se. Hoheit der Präfident: Die Kammer wird 
Nnun wohl genug unterrichtet ſeyn, um zur Stimmung 
au ſchreiten. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Er glaube, ‚der Koms 
miffionsbericht müffe erft näher betradytet werden, da don 
ihm noch gar nit die Rede gewefen. " 


Hofrath v. Rottteck: Rur in ber Vorausſezung, 
daß blos eine allgemeine Bitte geftellt werde, glaube er 
die Sache hinreichend beleuchtet; wenn aber auf einzelne 
Punkte angetragen werben wollte, müßte er noch mehreres 
zur nähern Würdigung derſelben anführen, was der Kürze 
we:en bisber'unterblieben fey: doc halte er für jezt ‘eine 
allsemeine Bitte für hinreichend. Zur Erwägung des Einr 
einen würde fi der befte Anlaß ergeben, wenn etwa 
von Seite.der- hohen Regierung ein: Geſezesvorſchlag über 
die proviſoriſche oder > definitive Regultrung der. Cenſur 
oder der Preßfrepheit an die Kammern gelange. 


" Staatdratb Frhr. v. Zylinhardt: Es muͤſſe die 
Trage vorausgehen, ob überhaupt auf Milderung des ber 
fiebenden Preßzwanges angetragen werden fole? Nach 
der Beantwortung diefer Frage koͤnne erft die andere fols 
gen: ob die Bitte auf einzelne Theile eingehen oder nur 
allgemein lauten folle? 


Bisthverw. v. Weffenberg: Der Antrag bes 
Propomenten fey aud ein gang allgemeiner gewefen, 


Staatsrath Baumgärtner: ohs proviforifche 
Genfurgefez.fep fein neues, es ſey nicht in deſſen Abficht 
gewefen, etwas zu ändern, feine Abfiht fey nur die Ers 
füllung der Bundespfliht , und die Wabrung der Sicher⸗ 
heit des Gtaated, Wenn aber Se. Königl. Hoheit der 


\ 
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senior. 


Es iſt der fchönfte Beweis, wie fehr das offene, ver: 
trauensuolle Benehmen einer Regierung mit ihren Staͤn⸗ 
den, und im Begenfaz der Stände mit ihrer Regierung 
jeded auswärtige Zutrauen fleigert; denn faum wird fi& 
ein Zand eines Anlebens unter folchen billigen Bedinguns 
gen erfreuen koͤnnen. Dedwegen werde. jedem ber allge, 
meine Danf, der gegenfeitige® Zutrauen nährt und ers 
haͤlt. | 


Die Kammer nahm biefe Mittheilung sur erfreus 
tigen Nachricht. 

| 7 | 

Freyherr v. ZylInhardt. 


v. Rotteck. 


243 !. - 
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\ Zarnfzehute Sizung 
Karlsruhe den 16. Auguſt 1850. 





Gegenwärtig: 


Se. Hoheit. der. Präfdent und alle bisher aldienehen 
Mitglieder, mit Ausnahme. des 


Herrn Generals Freyherrn v. Geuſ a u, bes 
| Herrn Staatsminiſters Freyherrn v. Berf tett, bes 
Herrn Staatsminiſters Freyherrn ö. Bir cher, des | 
Herrn Generalmajors Freyherrn v. . Erepftedt, da 
Freyherrn v. Baltenfteim. 


r 





: + Da dad Protofoll der lezten Sizung der Kürze deg 
Swifchenzeit willen noch nicht batte gefertigt werden koͤn⸗ 
nen, fo wurde nad) der Tagedordnung-.vom hohen Präs 
fivium der Frhr. v. Baden als Berichtöeritatter über die 
-vormjährige Frhr. vo. Gemmingen'ſche Motion, die 
Steuerprägravation der Gebirgsbewohner betreffend, zur 
Eritattung des Kommiflionsberichts aufgefordert. 


⸗ 
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Der Bericht wurde abgelefen :: 

Beylage Ziffer 54. u. Unterbeplage zu Ziffer 54 
und zu deßen Diskuſſion bie naͤchſtfolgende Sizung be 
fimmt. 

Hierauf erfolgte die Berichtderftattung der zur Be 
gutachtung des Gefegedentwurfs über die Dienftführung 
und das Receßmachen der Berrechner niedergefezten Kom 
miflion durd das Organ des Arhrn, 9. Gayling. 

Beylage Ziffer 55 


Zur Disfuffion wurde gleipfals bie naͤchſtfolgende 


Sizung beſtimmt. 


Schließlich machte das Sefretariat bie Anzeige, dal, 
da inzwifchen das Budget fammt den bazu gehörigen 


Etatd von der zweyten Kammer brevi manu — demnach 


der offiziellen Mittheilung über die befchloffene Annahme . 


vorangebend — berübergefommen wäre, in einer vorbera⸗ 


thenden Sizung bereits die Ernennung der Budgeis⸗Kim⸗ 


miſſion geſchehen ſey. Dieſelbe beſtehe aus dem 


Gtaatsrath Frhen. v. Baben j I | 
Staatdrath Frhrn. v. Zyllnhardt, 


Sr. Durchlaucht dem Herrn Gärten v. ‚Sir 


" Ttenberg, 
Oberhofmarſchall Frhrn. v. Gayling, 
Frhrn. v. Gemmingen⸗Praͤſteneck, 
Frhrn. v. Gemmingen⸗Steinegg, 
. Sr. Durchlaucht dem Herrn Fuͤrſten v. einen. 
fteins®erthbeim, und dem 
‚Geh, Hofrath Zacharid. 


nen 
m — ° 


Srepherr v. 3pttapank! 


v. Rotteel. * 


1 
02 . 


—“ —— a ar iq Ku 
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vaniflont ‚Bericht über die Motion des Frhrn. von 
„Gemmingen Steinegg wegen. der Steuerpraͤgra⸗ | 
virung der Gebirgäbewohner, 


Erftattet von dem Staatsrath Frhrn. v. Baden, 


” Hp diefem ganzen Berichte find wir nicht auf dem 
ajigen Punkte der Motion ftehen geblieben, weil die Abs 
Kfe im Ganzen diefes einzelne Mißverhaͤltniß der Gebirgs⸗ 
ohger mit einfchliegen muß, und deßwegen gehen wir 
1 gedrängten Ueberficht der Klagen über die Steuerperaͤ⸗ 
yo über, in welcher auch die der Motion mit enthal⸗ 
RR, 


WEs iſt nicht gu Idugnen und noch weniger zu miß 
m, daß durch die Finführung eines gleichen Steuer, 
ers, oder lieber möchte man fagen, einer gleichen 
enerverwaltung ein großed, dem Lande, welches aus 
WDMenge Parzellen verfchiedener Staaten ſich bildete, 
Jwendiges Beduͤrfniß ausgeſprochen ward. 


AUAllein die Schnelligkeit der Ausführung, die ſchreck⸗ 
ka Zeiten des Kriegs und das Aufgreifen jedes nur 
77 brauchbaren Menfchen zu biefem Gefchäfte haben 
ı fo viele Mängel erzeugt , als die Aufftelung der ſich 
er Ausführung widerfprechenden Grundſaͤze in bie Na» 
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tur der Sache legte, naͤmlich in den Hauptarundſaz, bie 
Grundfteuer, welbe auf dem reinen Ertrag ber 
Liegenfchaften rubt, folle fi, allein durch die 
‚mittlern Büter-K aufpreife auifinden laffen. 


Die Hauptidee, und auch die Gründe, welche das dar 
malige Zinanzminifterium feiteten, die Kaufpreife allein 
zum Auffinden ded reinen Ertragd anzunehmen, waren 
geroiß die nämlichen, welche daflelbe beitimmten, auch das 
Reſultat der Raufpreife mit 10 biß 50 Procent gu ſteigern, 
nämlich der Grundſaz, daß die Groͤße des Steuerfapitald 
feinen unverbältnißmäßigen Drud auf das Land zur Folge 
baben und die Bertbeilung eined hohen Bedurfniffes fchein 
bar erleichtern werde, wenn nur dad Öteuerfapital gleich 
hoch fen; allein auch diefem Grundfage möchte man, went 


er in abstracto wahr wäre, nicht beyſtimmen; denn in es 


nem Bundesftaate, den unfer Land jezt bildet, bat biefe 
Erböhung den fehredlihen Nachtbeil, daß man jede allges 
meine Laſt ded Bundes nach feinem Steurrfapitaf beftimmt, 
und bey allen Kriegen, welchen ein Grängland doch immer 
ausgefezt ift, dad enorme Steuerfapital enormen Reich⸗ 
thum vorausſezt und die Beduͤrfniſſe der Armeen nach die⸗ 
ſem Maasſtab erhoͤht, alſo bey: allen außerordentlichen Uns 
glädsfällen jenen großen Nachtheil erzeugt, ohne jenen 
Bortheil zu erreihen, den nicht aud die wahre.ntederere 
Schaͤzung in fi ſchließt; nicht zu gedenken, welden Eis 
fluß eine wahre Schäzung auf den Credit des Landes ſeuſt 


haben kann. 


- Bey dem jezt beſtehenden Repräfentativ- Syſtem, we 


jede Steuer eine ſtaͤndiſche Bewilligung, jedes Staals—⸗ 
bebürfniß eine ſtaͤndiſche Deckung erfordert, fallen ohnebin 
alle Scheingründe weg, die nur Danipulationen verviel⸗ 
faͤltigen. 

Alein 
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Allein die Fehler ber Ausführung diefer Steuergrund⸗ 
ſaͤzt waren noch größer, als die der Grundfäze ſelbſt. Um 
ſchneller die unglüdlich erfundene Belshnung und Belobung 
zu schafchen, haben die SteuersRommiffäre” ganze große 
Diftrifte gebildet, und Guter vom verfciedenften Werth 
in eine Klaffe geworfen, bie Taratoren und Urfundsperfos 
nen baben ſich vom fommifjarifchen Anſehen fihreden laſ⸗ 
fen, und mit dem naͤmlichen Unverſtand ſich dann die Un» 
terthanen bey der Publifation ber Klaſſifikatien benom⸗ 
men. Die Reviſtons⸗Verfammlungen follten dann die Nach⸗ 
laͤßigkeiten“ und Partheylichkeiten der Steuer: Kömmiffäre 
kontrolliren, allein in wenig Tagen mar dies geendet,; und 
es ſchien, ald fen Die Höhe des Steuerfahitald vom: Mini⸗ 
- fterium aus ſchon beftimmt worden, weil ohne Ruͤcſicht 
auf die früher ausgeſprochenen Grundfäze Procenterhöhung 
Statt hatte, bis eine gewiſſe Summe erreicht war. 


3um Belege diefer Behandlung fließt man bie Klose 
. ber dem Berichtderftatter grundherrlich zuftebenden Ges 
meinde Kiel bey, welche diefe Art ded Verfahrens aus⸗ 
weist. 

Bey der Haͤuſerſteuer ſind alle diefe eingetretenen ſeh— 
fer noch druͤckender, da dad Haus auf dem Land nur ein 
Läftiged Mittel zum Zweck, nämlid) des reinen Ertrage nr 
und für fid) feinen Ertrag abmirft. 


Kommiffions s Berichts - Erftatter beſizt im Drte 
Schliengen, zum Amte Mülheim gehörig, ein Haus, da 
mit 7700 fl. in der Steuertaration erfcheint, und ihm bey 
‚aller angeftrengten Mühe faum 44 fl. erträgt, obwohl ihnt 
die Laſt, daſſelbe in baulihem Stand zu erhalten, noch 
obliegt. 


Bey der Gewerbsſteuer, bey welcher die Seelenzahl 
der Stadte zur Erhoͤhung oder Verminderung ald Maaß⸗ 
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ſtellen verpflichtet, und Abhuͤlfe dieſer Ungleichheit vorzu⸗ 
ſchlagen. Die Mittel find aͤußerſt ſchwierig; aber der Haupt⸗ 
grundſaz ſoll einmal ausgeſprochen werden, daß die Fi⸗ 
nanzbehoͤrde im ihrer tigenen Sache nicht Richter ſehyn kann, 
und zweytens, daß dieſe Unterſuchungen der ſaͤmmtlichen 
Steuer⸗-Ungleichheiten und bie Beſchwerde⸗Erledigungen mit 
dem mindeſten Koftenaufiwand borgendinmen werben: 


Erſtens. In Rucſicht der Erledigungen der Beſchwer⸗ 
den liegt dad eben angeführte Geſez dor, welches wir nd» 
ber prüfen wollen. 


$. 4. wird ein peremtörifcher Termin von Jahr und 
Tag gegeben. Daß die Beſchwerden eined ganzen "Jahres 
dann zufammengeftelt erledigt werden, hat einen richtigen. 
Srund, weil in dieſer Bufarhmenftellung ſchon eine rich⸗ 
tige Beurtheilung und minderer Koſtenaufwand bezwect 
wird. Allein uͤberzeugt, daß bey der Steuerperaͤquation 
fortlaufende Fehler ſich eingeſchlichen haben, deren Auffin⸗ 
dung von der Zeit der Erkenntnis abhaͤngt, auch die freyen 
Klagen nie in einem repraͤſentativen Staate gehemmt wer⸗ 
den dürfen, glauben wir, daß wenigftend alle zwey Jahre 
in der Folge die Klagen in den Steuerfaͤllen ſollten 
nach F. 24. 27. und 28. der Verordnung dom ii. Sulp 
1817. entſchieden werden; die Koſten wuͤrden gemindert, 
und das Defcit, das ſich ergeben koͤnnte, immer durch 
Bewiliigung der Stände gedeckt werden koͤnnen; denn, wie 
geſagt, das Hecht: jedes Einzelnen, feine Beſchwerde 4% 
Bründet anzubringen, kann ſich an feinen praͤeluſiven 
Termin binden, 


Dad alle und jede muthwillige Klage den Koſtenerſaz 
nad ſich ziehe, und aud Strafe zur Folge haben koͤnne, 
in nothwendig; daß aber laut S. 6. die Koſten ver Unter» 

29 * 
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ſuchung von den Beſchwerdefuͤhrern vorſchuͤßlich In einer 
Yon dem Kreisdirektorio annaͤhernd zu beſtimmenden Sum; 
me an bie betreffende Dbereinnehmeren bezabft werten 
müffen , wäre ungerecht, indem cs mandem die Mittel 
zur Klage entziehen würde. ft feine Klage muthwillig, fo 
werde ihm Strafe; ift feine Klage gerecht befunden , fo iſt 
er ſchon hart genug beſtraft, daß in ÖSteuerfachen - fein 
Ruͤckerſaz außer von dem Tag der Klage geleiftet wird, 
Daß dieß ganze Gefez fehr verwidelt und für die meiften 
Steuerprägravirten undeutlich iſt, mag wohl daraus ent 
fpringen, daß nicht alle Steuerflagen auf eine und bie 
nämliche Art behandelt werden, welches doch unfer Wunfd 
wäre, nämlich daß das betreffende "Amt die erfte Behörte 
jeder wirfliden Steuer;Klage feyn folle, unausſchließ⸗ 
li jedes durdh die Steuer ‚Revifion auf ausgleichendem 
Wege vorzufchlagenden Mittefd; von welcher diefelbe nad 
$. 24. an die Berathungs-Kommiſſion,“ dann nad $. 28. 
an die Kreisiteuer s Rommiffion gelange, und nad $. 30. 
an dad Gtaatöminifterium feine vollen drey Inſtanzen 
durdlaufe. Würden diefe Verordnungen mit ben bier 
bemerften Wünfchen vereinfacht, fo würde wenigftens in 
jedem Kreis den einzelnen Klagen abgeholfen, und.audge 
glihen werden; aber | 


| Zwentend jene Weberficht der verfchiedenartigen 
Iheile des Großherzogthums und ihre Vergleihung unter 
fih, wodurch die Bergbewohner befonders mit dem flachen 
Land ind reine Verhäftniß gebracht würden, wäre noch 
nicht erzielt, und bier wäre unfer Vorſchlag, ob nicht der 
ftändifche Ausſchuß, welcher $. 5ı. der Konftitution fi 
mit jenen von den durch die Stände an ihn gewiefenen 
Gegenftänden befchäftigen muß, angewiefen werden wolle, 
daß er alle zwey Jahre eine Ueberficht der Steuerverhälts 
niffe der verfchiedenartigen Theile des Großherzogthumf 
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vorlege, mit beſonderer Ruͤckſicht auf die Gebirgobewohner 
zum flachen Lande. 


Es wird dieſem Ausſchuß um fo leichter werden, dies 
fem Zutrauen zu entſprechen, da jeder Einzelne. dadurd 
legitimirt wäre, fin feinem Bezirk ſich alle Alten vorlegen 
zu laſſen, die verfchiedenen Vergleichungen anzuftellen , 
welded bey dem Zufammentragen aller Liefer aufmerffam 
beobachteten ffeinen verfibiedenen Theile, wozu die Zehnds 
Ertröyniffe ein approrimatived Mittel abgeben fonnten , 
dann leicht ein ſchoͤnes ohne Koften zu erzielended Ganzes 
als Refultat um fo. mehr darbieten muͤßte, als die fehlen» 
den Behelfe bey dem Finanzminiſterium, deſen Öfeuer: 
yeräquationd » Aften durch ihre mufterhafte Ordnung jes 
dem Verlangen entſprechen, könnten eingefeben werden« 


Nacy-diefer Darftellung. glaubt alje die Kommiffien, 
daß 0 


2) Seine Koͤnigl. Hoheit um ein neues Geſez uͤber die 
Erledigung aller Beſchwerden gegen die Steuerperaͤ⸗ 
quation zu bitten wären, welches hauptſaͤchlich im 
NRüdficht des fchon unterm 122. July 1847. degebenen 
Geſezes von bemfelben darin abweicheh ſollte; daß 


a) die Finanzbehoͤrde in ihren eigenen Verfuͤgungen 
nicht Richter ſeyn koͤnne; | 


b alle zwey Jahre alte Klagen, welche während 
diefer Zeit gefammelt würden, ohne präclufiven 
Zermin, fiemögen aus welcher direften Steuer {mmer 
entfpringen, auf eine und die nämliche Art ge: 

ſchlichtet werden follen, damit, wenn in der Steuer 
ein Abgang fich ergebe, derfelbe im Budget fünnte 
aufgenommen erden; 
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c) diefe Magen fo wenig erfhmwert wuͤrden, ald jede 
andere lage, aufer dad muthwillige Kläger. alle 
Koften zablen, und nodh zur Strafe follten gejo« 
gen werden fönnen, die Befchwerde«: Summe mit 
10 Procent beftimmt, und 


d) in lezter Inſtanz Succumbenzgelder ſollten entrichtet 
werden. 


9) Daf Se. Königl. Hoheit zu bitten wären, zu erfauben, 
um eine Ueberſicht der verfchicdenen Theile des Groß⸗ 
berzogtbums in der Steuer zu erbalten, daß dem 
,ſtaͤndiſhhen Ausſchuß aufgetragen würde, aus den vers 
fbiedenften Theilen des Gebirgs und flachen Landes, 
und derfelben unter ih, ein zufammenzuftellendrd 
pergleichended Tableau auf jedem Landtag vorzules 
gen, um demfelben die Beurtbeilung der Steuer leich: 
ter zu verfchaffen, uud die gedrädten Gemüther a 
beruhigen. 


Frhe. v. Baden. 


zz 
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Abfhrift der im Juny 1818. gemachten und großher 
zoglichem Bezirksamt Kandern eingegebenen Be 
ſchwerden gegen die Steuer-Taxation. - 


Die biefige Gemeinde ift duyh Beſtimmung der Gh. 
terpreife febr belaitet worden, und ſchon bey der Publifas 
tion hat fich die Buͤrgerſchaft darüber- beſchwert. 


⸗ 
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Ben der nun von deßhalb obgehaltenen Gemeinde iſt 
- der Beſchluß zur. Reklamation gegen die Taration gefaßt 
worden, und es wird deshalb auf. dem.geordneten Wege 
Einem Großherzoglichen Bezirfdanıte die unterthänige An; 
geige mit dem gehorfamften Bemerben gemacht, daß ſich 
diefe Reklamation blog «uf die J. II. und IH. Ackerklaſſe 
und die III. Martenklaſſe befhränft, und die Statthaftigfeit 
diefer Beſchwerde mit dem Nachweiſen, daß 


ı)die I Ackerklaſſe um — — — 108. 
)el —- — 3.08% 
3) die II -— — — — — — 308. 
4) die III. Mattenfiafe um — — 100 8. 


die Kaufpreiſe überfteigt, ohne daß in den Lokalverhaͤltniſ⸗ 
ſen ein Grund dazu liegt. 


Es iſt nämlich die J. Ackerklaſſe durch die Großber. 
Neviflonsverfammfung auf 6oo fl. beflimmt worden, 
und der Durchſchnittspreis nicht mehr ad. . 46o fl. 


Die IE. Ackerklaſſe auf 202 fl., der Durch⸗ 
ſchnittspreis aber niht mehr ad . . . . fl 

Die III, Aderflaffe auf 252 fl, der Durch» 
fchnittöpreis auch nicht mehr ld . 20. 167 flo 
beträgt und 

die III. Mattenflaffe auf Boa fl. , der er Durch- 
ſchnittspreis aber auf nicht mehr al ref. 
betraͤgt. 


Auf dieſe Beſchwerde erhielten wir durch Großherz. 
Bezirksamt am 10. Sept. 1818. den hohen Kreispireftos 
sialbefchlug vom 31. Auguft 1818., daß dem Steuerrevi⸗ 
forat mit Hinweiſung auf $. 23 ber Verordnung über 


die Erledigung der Beſchwerden wegen ber Öteuerperä: 
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guatfon aufgetrayen, Tas Gteuergefhäft der Gemeinde. 
Liel, jo weit day fie auf die Taration Bezug bat, genau 
gu rerftiren une ven Erfund Sowloblidem Kreisdirektorio 
vorzriezen; von weichem ung aber feitker lediglich nichts 
mehr zugekemeren ut und dieſe ſo ſchwere Bürde nod ime 
mer tragen muͤſſen! 


Das auffallende Verhältnis der Schazung jener Guͤ⸗ 
ter, welche aus benachbarten Gemarkungen ſich in die Lie⸗ 
lex Gemarkung erſtrecken, befindet fü fo: 


1) Das Sieuerkapital der Matten in der Hertinger Ge 
markung ul nee. ıag fl. 36 fr 
pr. Jucbert. | 
Jenes der bieſigen Gcmarfung oder 300 fl. 
und it doch ein Stuͤck But und in 
beyden Genwinden in der lezten 
Klaſſe. 

2) Jene Matten, welche aus der Feu— 
erbecber Gemarkung ſich in die Lies 
ler SGemarkung erſtrecken, ſind in 
Feuerbach in Der 2ten Klaſſe und 
ſtehen per Suwert im Steuerfapital 273 fl. 36 ir. 

In Liel find dieſe naͤmlichen Gus 
ter, ſo weit dieſe ſich in die Lieler 
Gemarkung erſtrecken, zwar auch in 
der aten Klaſſe, ſtehen aber im 
Steuerkapital per Juchert.. Sıofl. 
Jare Necker, welche ſich aus ter 
Feuerbacher Gemarkung in die Lies 
ler Gemarkung erfireden, find in 
bacb der I. Klaſſe, und 
A  reim Öteuers 


. 02 0. 8 297 fl. 36 fr. 


N 
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und in Liel find diefe naͤmlichen Guͤ⸗ 
ser, fo weit fich diefe in die Liefer 
Gemarlung erfireder, auch in der 
I. Klaſſe, ifeben aber, per Juchert 
im Steuerlapitel mit . . 2. . 6oo fi. 


O! wie fih bis dahin mit einem und dem naͤmlichen 
Guͤterſtuͤcke und mit einer und der naͤmlichen Klaſſe ein ſo 
großer Unterſchied offenbar an Taz giebt und wie eine Ge⸗ 
meinde unter dieſer Laſt bereits darnieder gedruͤckt werden 
Tann, welches die Guͤterbeſizer der Lieler Gemarkung gegen. 
die umliegenden angrenzenden Gemarkungen ſehr ſchmerz⸗ 
Lich empfunden! Möchte doch durch die Staͤndever ſamm⸗ 
Ayung es dahin formen, daß mehrere ebene und bergigte 
Gemarfungen, welche ſich zuſammen qualificiren, zuſam⸗ 
men genommen, und für dieſe die Klaſſen fo beſtimmt wer: 
den, daß nicht mehr und nicht weniger gemacht werden 
dürften, und fohin von denen fich gleich qualificirenden 


 Gemarfungen von jeder Klaſſe das Steuerfapital gleich zu 
. stehen kaͤme, ohne weldes fonft die wirkliche Steuereinrichs 


tung als eine Nuthe zu betrachten, bie gleichbegüterten Uns 
terthanen, dem Einen ſehr feichte, einem Andern etwas härs 
tere und dem Dritten fo tiefe Wunden ſchlaͤgt, die er bes 
reitd nit auszuhalten im Stande it! Gott gebe nun, 
daß das Steuergefhäft fo eingerichtet werde, daß jeder 
Unterthan feine dem Zürften ſchuldige Steuer mit Billen 
entrichte! 
Mit unterthänigfter Hochachtung Unſers gnaͤdigen Herrn 


gehorſamſte, 
Vogt Zahner. 
| | Joh. —38 Gerichts. 
Liel Den 2. Juny 1819. Johannes Zimmermann 
| des Gerichte. 
Oberle, Gemeindſchreib. 
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Beylage Ziffe 5 





Kommiffiond- Bericht über den Entwurf einer Verorde 


nung, die Dienſtführung und dad Receßmachen 
der Verrechner betreffend. 


Erſtattet von dem Oberhofmarſchall Schr. v. Gapling. 


Nah dem $. ı8. des Edikts über bie Rechtsverhaͤtt. 
niſſe der Staatsdiener ſoll 


„wegen den beſondern Dienſtvergehen der Verrech⸗ 


ner eine beſondere Verordnung erfolgen und als 


integrirender Theil des Edikts angeſehen werden.“ 


Dieſer Beſtimmung “»iſt durch den vorliegenden Ent⸗ 


| wurf nicht nur volled Genüge geleiftet, fondern ers 


felbe entfpriht auch im Allgemeinen dem Ledürfniß einer . 


nothwendig einzuführenden ftrengern Beftrafung der bep den 
verwaltenden und verrechnenden Stellen , befonder& in der 
legten Zeit leider nur zu oft Statt gefundenen Dienſtvergehen. 
Da jedoch auch die beften und ftrengften Verordnungen 
und Gefeze jederzeit der Gefahr unterworfen find, durch 
Lift, Sewandtheit oder Gewalt umtergraben, und endlid 
ganz unwirkſam gemacht zu werden, fo hat die Kommiſſion 
ed fi Doppelt angelegen ſeyn laſſen, genau zu unterfus 
ben, 05 die einzelnen Beftimmungen des vorliegenden 
Entwurfs den Umgebungen oder Berlezungen derfelben fo 


viel möglich vorbeugen, und. ihre ftrenge Handhabung 


— — — 
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Sichern und befeſtigen. Dieſem zufolge und „weil, fle die 
fefte Ueberzeugung beat, daß Geſeze und Perorbnungen 
fih hauptſaͤchlich durch moͤglichſte Klarheit. und Beſtimmt⸗ 
heit auszeichnen ſollen, ſieht ſich die Kommiſſien veranfaft, 
auf folgende wefentliche Ahänderungen anzutragen: 


Vor allem dürfte der Titel ſelbſt dabin abzuändern 
feyn, daß ftatt 


„Verordnung, bie Dienftfährung und 
das Reseämachen Der Berrechner“ 


geſezt werde 


„Verordnung uͤber die Dienſtfuͤhrung 
und die befondern Dienftvergeben 
der Berrechner‘ in Bezug auf die in dem 
$. 18. des DienersEdifts vom Ag. Jaͤrmer 1819 

“ enthaltene Beſtimmung. 


"Sodann glaubt die Kommiſſton zu größerer Beftimmt, 
heit, auf Abtheilung des $, r. in zwey verfchiedene 66. 
‚ antragen zu mäffen, „Der Grund der Trennung in zwey 
verſchiedene $$. liegt in dem Prinzip, daß die Strafe dem 

Vergehen angemeffen ſeyn muͤſſe; da’nun die etwas fpäte 
_ Eintragung ben weitem die nachtbeilige Folgen nicht ers 
geugt, welche aus einer ‚gänzlich vernachläßigten Eintras 
.gung in die Rechnungseinnahme entſtehen, fo kann erſte⸗ 
res Verſehen nicht mit gleicher Strafe, wie dag Verbrechen 
lezterer Art belegt werden. 


Dieſe Abtheilung dürfte aife folgendermaßen ger 
Tpehen:: 
§. ls 


„Jeder Verrechner yon Staats⸗, kirchlichen, Ges 
meinds- oder andern oͤffentlichen Geldern ſoll Einnahme 


u‘ 
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und Ausgabe, im Augenblid, da fig effeetuirt wirb, -ober 
bey Einzügen außerhalb des Orts zweymal 24 Stunden 
nach feiner oder des Scribenten Zurüdkunft bey ſchwerer 
Dienſtpolizeylicher Ahndung eintragen. “ 


§. 2 


„Findet fih bey einer Unterſuchung ober Liquibakfon, 
daß mehrere und bedeutende Einnahmspoſten nicht einge 
tragen worden, und zeigt Ach zugleich ein Kaſſendefekt von 
gleihem, ader wenigftend einem folchen Betrage, der nidt 
blos ald das Refultat eines Verſtoßes im Geldzaͤhlen an 
genommen werden kann; fo Wird der Verrechner nach der 
Größe des Kaffenmangels , entideder mit dem Verluſt fer 
ned Gehaltd entlaflen, oder wenn er nicht fchon 
nach der Natur feiner Anftellung an und für 
fich entlaßbar ift, «uf einen geringern, minder eins 
träglichen Dienft verfezt, wenn aud fein wirklicher Eins 
griff in die Kaffe ermwiefen wird. Bey den nachfolgenden 
zwey Abfchnitten — 


„die Entlaffung eder Berfeiung im 
deterius”“ u. f. w. 


findet man nicht zu bemerken. 
Den dritten ober lezten Abſchnitt 


„diefe Beſtimmungen ſind unabhaͤngig von den 
im Criminal⸗Edikt auf boshafte Rectſſe geſezten 
Strafen“ 


aber glaubt die Kommiſſion ans Ende der ganzen Verord⸗ 
uung verſezen zu muͤſſen. 


Hiernach würde der 5. 2. des Entwurfs der Ite, 
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"Ben den zwehyh erſten-Abſchnitten deſſelben findet die 
Kommiffion nichts zu erinnern; ben dem dritten aber glaubt 
fie und zwar aus dem Grunde, weil es hier, nänuich bey 
dem criminellen, mehr auf bie Intention, ober den ani- 
mum des Handlenden anfommt, ald auf das, was in der 
Sinnenwelt erfcheint, ‚folgende Abänderungen porſchlagen 


au müflen, daß nämlid. fkatt: . - zur. ;, 
"ohne KRädficht auf. den Betrag des 
Receffes“ 


‚ohne Ridfichtaufdiesumme 


geſezt, der Nachſaz F Bu 
„biefe muß In allen sälten ꝛc. . | 
abtr hinweg gelaffen werde, ... 


Der $. 3. des Entwurfs, jest der ate, wuͤrde der 
groͤßern Deutlichkeit wegen folgendermaßen abzufaflen 
ſeyn: 

„Findet der Verrechner bey einem von ihm ſelbſt vor) 

genommenen Raffenfturze , der jededmal vor Einfens 

dung der monatlichen’ oder vierteljährigen Situation» 

Etats erfolgen, und deſſen aus Einer Vergleiyunk 

des erfundenen Kaffenbeftands : mit dem Jouinalsab⸗ 
ſchluß bervorgegangenes Nefultat mit jenen Etats 
an die Reviſionsbehoͤrde gingefhict werden: muß, daß 
ein Kaſſendefekt vorhanden ift, fo fol, in fo fern 
die gebührende getreue Anzeige davon, gefchieht, 
zwar auf der Stelle eine Unterfuchung angeordnet, 
der Redner aber nicht fuspendirt werden, “ 
Ergaͤbe fich aber bey der Unterfuchung, daß bebeu, 
tende Unortnungen unterloffen und andre Inzichten 
: eined Kafleneingriffd erfcheinen, fo folk die Suspen» 
fion fogleiy verfügt werden, “ 


463 Brotofohie der Erſten Kammer. 


„Der Rechner ſoll im erftern Ball, nach bem Brad 
der mindern Schuld, von ben Unterſuchungs koſten 
verſchont bleiben — dagegen foll, wenn in ben Vorlagen 
an die Revifionsbehärde ein etwa erfundener Kaſſen⸗ 
Mangel nicht getreulich angegeben, fondern eine 
Uebereinftimmung des Kaffenftands ‘mit dem Haupt⸗ 
Journal, wo fle nicht vorhanden if, fingirt wird, 
fogleiy eine gerichtliche Unterfuhung eingeleitet 
werden. ”’ 

„Wenn aber aud in diefem Ball fi bey ber ge⸗ 
richtlicen Unterſuchung fein Kaſſenelngriff erweiſen 
lädt, fo tritt demohngeachtet die Entlaſſung des Ver. 
rechners oder deſſen Berfegung in deterius — auf 
dem in gegenwärtiger Berorbnung beftimmten poll⸗ 
zesligen Wege ein, 


In dem 6. 4. bed Entwurfs (jest 5. 5.) iſt ſtatt 
„gehört zur Staatskaffe” “ 
nunmehr zu fezen: 
„gaebört zu jenerKaffe, fir 
derenBerrechnungderBen 
* techner aufgeſtellttſt.“ 
* ad $. 5. des Entwurfs Cjegt 5. 6.) if nichts zu ber 
merten. 
a CH HR für zwedmaͤtig erachtet, : 
ohne Rüdliat 1c, dad War 
die Schhußworte .: 
xibilitat erweislich 
Beit, da jene guy 
waren, beftanden 












ı uhintheit des ganzen Pater 
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ad 8. 7. des Entwurfd (jest $. 8.) ſieht ſich die Kom⸗ 
miffion veranlaßt, zu mehrerer Beftimmtheit folgende Ab» 
Anderung des erften Abſchnitts in Antrag zu bringen: 


„Rein Rechner darf fih, wegen angeblicher Forde⸗ 
rung an die Staats s oder diejenige: Hauptkaſſe, von 
. welter er abhängt , bezahlt machen; fondern muß 
hiezu die. Dekretur der geeigneten Behörde einholen, 
Contraventionen follen, wenn die Forderung begrüns 
det ift, mit Geloftrafen, die jedoch in feinem Hall 
mehr ald die Hälfte der erhobenen Summe betragen - 
follen, belegt, wenn aber die Forderungen unbegrüns 
bet erfiheinen, mit Entlaffung vom Dienfte geahndet 
g erben, vorbebäftlich jedoch der gefezlihen Strafe, 
wo ſſolche angebliche ungegründete Forderungen nur 
Beması worden, um einen vorhandenen Receß ſchein⸗ 

b Ne decken.“ 


| “ Dagegen ift bey bem sten Abſchnitt nichts zu er⸗ 
innnern. 
ad $. 8. (jezt $. 9.) iſt nichts zu bemerken. 
ad $, 9. (jezt $. 10.) waͤre nunmehr ſtatt 
„auf Antrag des Finanz⸗ Miniſtertums“ 
„auf Antrag ber betreffem 
den Beboͤrde“ 
iu ſezen. 
ad $. 10. (jezt 11.) glaubt die Rommirfion auf bie 
Weglaſſung der Worte 
„wegen bolofen Receffes‘ 
aus dem Grunde antragen zu müffen, weil, um die Sache 
an. die Gerichte zu bringen, nicht ein offenbar dos 
Lofer Eingriff erfordert wird, und vorliegen muß, fon» 


+64 Protokolle der .Erfien Kammer; - 


dern fhon im zweifelhaften Falle — ob ndmii ein 
Vergeben polizeylich oter criminell zu beftrafen fey — von 
dem betreffenden Diinifterium an das Hofgericht zur Abur⸗ 
theilung übergeben werden fann, wie es in der Verordnung 
Reggsbl,. 39. v. J. 1810. S. 324. Art. 7. beſtimmt iſt; und 
das Hofgericht die Sache in dieſem Falle nicht ans Mini⸗ 
ſterium zuruͤckgeben kann, ſondern daruͤber aburtheilen 
muß. Belehrung im Reggsbl. 26. v. J. 1813. S. 163. 
zu II. 5. am Ende. 


Als ıater $. wäre nun bier der, in dem ıten 6. hei 
Entwurfs enthaltene Nachſaz 


„biefe Beftimmungen find unabhän 

gig von denen im Kriminal-Edikt all. 

bo&hafte Receffe gefezte Strafen“® 
unter folgender Abänderung einzufchalten:: 


$. 12. i 
„Diejenige Fälle, welche nach den vorangeſchickten 
Beſtimmungen zum gerichtlichen Verfahren ſich eig— 
nen, werden nach dem Strafedikt $. g0. und ben in 
dem Reggsbl. 20. v. J. ıBı2. enthaltenen. Erläw 
terungen Ziffer 38 und 84. behandelt. “ | 


Endlih glaubt die Kommiffion auf die gänzfige 
Weglaſſung des $. ı1. des Entwurfs, und zwar aus dem 
Grunde antragen zu müfjen, weil diefer $. feine hinlängs 
liche Unterſcheidung zwiſchen amovibeln und nicht amovi⸗ 
bein Verrechnern, welche ohnehin ſehr ſchwierig iſt, je 
- enthalten ſcheint und ohnehin das desfalls Nöthige in bes 
$. 2. eingerüdt worden, u 

Frhr. v. Gapling. 


— 





.: Bech# 
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Sechszehnte Sizung | 


Karlörupe den 19. Auguft 1820, 





Gegenwärtig : 
Se. Hoheit der p raͤſid nt und alle bisher erſchienenen 
Mitglieder, mit Ausrahme: | 
Sr. Hopeit bed Herrn Markgrafen e eop old, des 
Herrn Generals Freyherrn v. Geuſau, des 
Herrn Staatsraths Baum gaͤrtner, des | 
Freyherrn v. Falkenſtein, und des 


Freyherrn v. Gemmingen-Treſchklingen. 


Nach Ableſung und Genebmigung der Protokolle der 

vierzehnten und fünfzehnten Sizung aͤußerte der Praͤlat 

Hebel: Ich bitte zu dieſem Protokoll noch eine Bemer⸗ 

kung nachzunehmen, mit welcher ich in der ſchon zu einem 
verſpaͤteten Ende gekommenen Sizung vom 14. d. M. 

noch aufzuhalten Anſtand nahm; weil fie nur einige zu⸗ 
Protokolle der 2, Kammer, 30 


466 Protokolle der Ciften Kammer. - 


fänige, jedoch nicht gleihgüftige Mißverftändniffe Betrifft, 
aber zur Sache ſelbſt wejentlid nicht gebörte. 


Es wird in dem nicht zur Diefufion gebradten 
Theil der Motion des Hrn. Hofratbs v. Rotteck eine 
Auffazed erwähnt, der mit Genehmigung der Ober:Sens 
furbehörde ın eine gewille Zeitung aufgenemmen worden ' 
fen. Jo muß dieſes für einen Srrtbum erflären. Das 
SipersCenfurfollegium weiß nichts von diefem Aufſaz. Eß 
weit auch, mie ib ſchon früber glaubte behaupten zu 
tönnen und nun veſtimmt behaupten fann, nichts von je 
ner Heftweiſe berauggefommenen Ztrift, Deren Bebands 
lung ald Beweis einer übertricheren Strenge der Cenſur 
angeführt wurde. Doch weiß ich, daß dieſe Schrift auf 
nicht von der Lokalbeboͤrde an dem Wohnort des Herauf—⸗ 
gebers cenſirt worden it, Des Cenſur-Kellegiem ſelbſt 
bat nad $. 6. Nro. 5. ter Verordnung nur die Cenſur 
ker größern wiſſenſchaftlichen Werte zu beforgen, und id) 
fee aud um anderer Aeußerungen wıllen binzu, daß es 
feine Vorſchriten ſich wicht ſelbſt gesehen, was fib zwar 
obnebin verſtebt, aber auch Lie empfangenen nmoch mie 
uͤberſchritten babe. | 


Hierauf erflärte der Hofrat nr. Rotteck: Wem 
der Herr Draiar Hebel, als Mitglied Bed Ober Eenſur⸗ 
kenrezrums, verũdere, daß jener Sutjaz im VSodcenbdlatt 
einer der Hauptſtadte des Landes nı$r von dieſem Kere⸗ 
gium cenizrirt worden: io mäße ſeldts irerlich wahr 
sera: ırdchen ſed ride minder mabr, Las ber Aufia 
wersgfiend dedier in Rarierude, und ;war ren ernen 
Witalied des Otber KEoniorfoileaziumd — d 
AR mes, des ın der Dauptiate rıcht8 änderad, 
Bar ſeldes deder nd ci Souesialäier, ſtatern ald 
SelrſteTernſer sersztelt — ceajarııt werten. Bier: 
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jer werde wohl der Herr Praͤlat ſelbſt keinen Zweifel 
iben. Was aber die Eenſur des andern periodiſchen 
lattes betreffe, ſo habe der Proponent ja nirgends be⸗ 
auptet, daß ed von der Ober⸗Cenſurbeboͤrde cen⸗ 
ırirt "worden. E86 wurde immer. blos im Algemeinen 
an „der Cenſur“ gefproden. uUebrigens möge bier 
acbträglih zur Notiz dienen, daß die Cenſur jenes Blat⸗ 
s — naͤmlich des Archivs für landſtaͤndiſche Angelegens 
siten — gleichfalls dabier in Karlsruhe und gleiche 
ills durch ein Mitglied des Ober+ Eenfurfollegiums ger 
behen. 


Der Prälat Hebel bezog fih auf feine vorige Aeufs 
rung,-und fügte hinzu: er müffe bitten, diefe in jedem - 
all als faktifchsrichtig anzunehmen, indem er Ihre Wahr⸗ 
eit verbuͤrge. 


Der Hofräth v. Rotteck erwiederte: Er befinde 
ch' mit feiner Aeußerung in demſelben Galle. . 


Das Sekretariat verlas hierauf die Entwürfe der 
efloffenen, und nun ber zweyten Kammer mitzutheilene 
en Anträge: ; 


1) auf Modififation und Erläuterung der 65. 60, 
und 73. der Konſtitution; 


Benylage Ziffer 56. 
» auf Milderung der neueften Cenſurvervrdnung; 
. Beplage Ziffer 57 


velde mit: einer — ſogleich berudfihtigten — Abaͤnde⸗ 
ung gutgebeißen wurden. 


Das Hohe Praͤſidium legte vor: 
30 ” 
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3) ein boͤchſtes Reſcript Gr. Koͤnigl. Hoheit vom ı6 
d. M., die Vertagung des Landtags am 2. Gep: 
tember d. J.; 


Beylage Ziffer 58. 


3) ein boͤchſtes Reſcript vom 28, July d. J., bie 
Herabfegung der Kapitulationszeit betreffend, 


Beylage Ziffer 59. 
Die Kammer befchloß: 


dies leztere, da daſſelbe bereitd an Die gwehk It 
Kammer gelangt ift, und von dort im dem fir Is 
Gefegesvorfchläge bezeichneten verfaflungemäßiges I, 
Wege hierher mitgetheilt werben wird, einſtwe⸗ 
Ien zu den Alten zu legen. 











| Sodann wurde eine brevi manu der Petitiond- Row |, 
million zugeftellte Eingabe des Spiegelfabrifanten Pete I 
Schmuckert zu Mannbeim, die Aufhebung des Eiw 
gangszolled auf unbelegted deutſches und franzoͤſiſche 
Spiegelglas, auf Zinnfolie und Quedfilber gum Belegen I. 
der Glaͤſer, und auf gefchlagenes Gold zum Bergolden fı 
der Spiegelrahmen betreffend, vorgelegt. 


Beylag e Ziffer 60. (ungebrudt). 


Gm Namen der ernannten Budgets-Kommiſſion trug 
fodann der Staatdrath Frhr. v. Zyllnhardt eine dem 
Täufige Anzeige vor, zwey durch befondere Motionen ver, 
anlaßte Ausgabepoften, zufammen von 35,000 fi., für I 
Univerfität Freyburg und zur Unterftäzung ber Squb |, 
lehrer. 


Beplage Ziffer 64. 
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Rah dem Kommiffiond-Antrage wurde einftimmig 


befchloffen: 


daß bie zweyte Kammer um die vollftändige Mit⸗ 
theilung ihrer über diefe beyden Motionen. Statt 
gebabten Berhandlungen und gefaßten Beſdluͤſſe 
zu erſuchen waͤre. 


abey bemerkte jedoch der Hofrath v. Rotteck, dag, was 
er etwa in der Form fehlen möge, durch eine Erklaͤrung 
e Herren Regierungs⸗Kommiſſaͤre, wodurch die bemerk⸗ 
Summen als gemaͤß Hoͤchſteigener Entſchließung Sr. 
znigl. Hoheit nachtraͤglich ins Budget gekommen dar⸗ 
ſtellt wuͤrden, ſich leicht werde nachholen laſſen. 


Hierauf gieng die Kammer zur Diskuſſion uͤber den 
eſezesvorſchlag: die Dienftführung und das Re 
Bmachen derBerrechner betreffend, und den des⸗ 
(d. erftatteten Kommiſſionsbericht über. - 


Die Kommiſſion hatte angetragen und es wurde 
ihellig genehmigt, daß die Ueberſchrift des vorgelegten 
itwurfs in folgende abgeändert werde: 


„Verordnung über die Dienftführung und bie ber 
ſondern Dienfivergehen der Verrechner, in Bezug 
auf bie im-$. 28. des Edicts über die Verhaͤltniſſe 
der Staatsdiener vom 30. Jänner 1819. enthals 
tene Beſtimmung.“ 


Eben fo war man mit dem Antrage der Kommiſſion, 
eAbthellung des $. ı. in zwey 66. und die Verfezung 
8 am Schluſſe dieſes 5. enthaltenen Vorbehalte der peim 
yen Strafen an das Ende ber Verordnung, einveritans 
a; bdeögleichen damit, daß ftatt: „‚jeber Verrechner bee 
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Den dritten Abſchnitt befchlo6 die Kammer nach 
dem Kommiflionsantrage mit den Worten : 


„fo tritt die ftrafgerichtfihe Unterfubung ohne 
Rüdfiht auf die Summe des Receſſes ein” 


zu endigen, und den — dem Anſchein nad befchränfenden 
— Nadfaz: „dieſe muß‘ u. f. mw. ganz auszulaffen. 


Rudfihtlih der Faſſung des 5. 3 (nun 4.) war 
man mit dem Vorſchlage der Kemmiſſion einverſtanden; 
eben fo damit, daß im 5 4. (nun 5) ſtatt: „geboͤrt zur 
Staatskaſſe““ gefezt werde: „gehoͤrt zu jener Kaffe, für 
deren Verrechnung der Berrechner aufgeftellt iſt.“ 


3u 6 5. (nun 6) ftimmten der Staatsrath Frhr. 
v. Türkbeim und der geh. Hofratb Zacharid für bie 
Yuslaflung der Worte: „aus guten Gründen.” Die 
Kaimmer war damit einverftanden. 


Zu $. 6. (nun7.) batte die Kommiſſion angetragen, 
ftatt: „ſie fönnen darauf ohne Rüdfiht” u. f. w. zu 
fegen :. „fie follen“.u. f w. und die Befhränfung dies 
fer Beſtimmung: „in fo fern die Inerigibilität erweislich 
nicht fhon zur Zeit, da jene zwey Jahre abgelaufen 109 
zen, beftanden hat“ hinweg zu laffen. 


Auch‘ dieſem Antrage wurde einhellig bepgeftimmt, 
und zugleih mit allgemeinem Einverftändniffe vom geh. 
Hofrath: Zacbariä bemerkt, daß es im Anfang‘ diefes 6. 
Heißen muͤſſe: 

diejenigen Rechner,welche Staats, und andere 
" öffentliche Gefälle und Gelder‘ u. f. w. 


Bu, 2 (nun 8.) wurde für den erften Abfchnitt 
bie von der Kommiſſion vorgeſchlagene Faſſung angenoms 
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men, gegen den zweyten aber nichts erinnert; eben fo 
wenig gegen ben 6. 8, (nun 9). Ä | 


Zu $. 9. (nun 10.) trat bie Kammer fowohl der 
Mennung der Kommiſſion, daß es flatt: „auf Antrag des 
Finanzminiſteriums“ heißen folle: ‚auf Antrag der bes 
treffenden Behörbe” als der Bemerfung des Staatsminis 
fterd Frhrn. v. Berftett und des Bisthumsverweſers 
Frhrn. v. Weſſenberg bey, daß flatt: „den Verhand⸗ 
lungen bey dem Kinanzminifterium wohnen‘ u. f. w. ge⸗ 
fezt werden müffe: „bey dem Sinanzminifterlum wohnen 
dieſen Verhandlungen“ u. ſ. w. 


Zu 6. 10. (nun 13.) hatte die Kommiſſion auf die 
Auslaflung der Worte: „wegen doloſen Receſſes“ anger 
tragen; der geb. Hofratb Zacharid bemerkte. Dagegen : 

Ihm fiheine, daß die vorgefchlagene Veränderung des 
Geſezesentwurfs, fo, wie diefe Veränderung vorgefchlagen 
worben ift, zu einer fehr bedenklihen Folgerung Berans 
laſſung geben könne. Nach der urfprüngliden Faſſung 
tönne der von den ‚Gerichten loßgefprochene Berrechner 
nur in fo fern noch im dienftpolizeglichen Wege beftraft 
werden, ald er bloß wegen eined dDolofen Receſſes Los 
gefprochen worden ſey. Nach der neuen Yaflung trete 
Dagegen das Net zu einer dienſtpolizeylichen Beſtrafung 
felbft dann noch ein, wenn der Verrechner aud von einer 
jeden Verſchuldung freygeſprochen worden ſey; was doch 
unmoͤglich den Adminiſtrativſtellen verſtattet werden koͤnnte. 

Die von ihm geaͤußerte Bedenklichkeit würde dadurch bes 
ſeitigt werden, daß man. mit Beybehaltung der von der 
Kommiſſion vorgeſchlagenen Faſſung die Worte: „hin⸗ 
ſichtlich dieſes Verbrechens“ ‚in die Worte: „binſigtlich 
eines doloſen Receſſes“ veränderte. 
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Die Kammer erflärte fih hierauf für :die im Ge. 
fegedentwurfe entraltene Faſſung. 

Unter Beziehung auf die in den. 5, ı. einzufchiebende 
Beltimmung in Anfebung der. nad der. Art ihrer. Anitels 
lung entlasbaren Derrechner befchloß die Rammer nad 
dem Antrage der Kommiſſion den.S.-.ı2. ded Entwurfs 
hinweg zu laffen, dafür aber nach ten früher. gemachten 
Bemerkungen folgende beyde 65. bier bepzufügen :. 

g. 12. | . u | | 
‚Diejenigen Faͤlle, welche nad ben ;poraugefhid: 
ten Beftimmungen ſich zum gerichtlichen Verfah— 
ren eignen, werten nach dem Strafs@pift $. go. 
und den im Negierungsblatt vom Jahr 1811. 
Nro. 20, enthaltenen ‚Erläuterungen Ziffer 83, 
und 4. behandelt‘ u 


$. 13. 


„Dieſe Verordnung iſt auch auf die Verrechner 
derjenigen öffentlichen Gefaͤlle, welche” nicht in 
Geld beſtehen, in den geeigneten ‚Sälfen anwend⸗ 
bar.“ 


Bey der hiernach vorgenommenen Abſtimmung uͤber 
das Ganze des Geſezesentwurfs wurde die Annahme def 
ſelben mit den oben bezeichneten Modifikationen und ‚die 
desfalld erforderliche Mittpeitung :an die zweyte Kammer 
befchloffen. . 


Hierauf erftattete der Staatdrath Sb. v. 3yl1m 
hardt Vortrag im Namen der für den Gefezedentiurf 
wegen der Verantmwortlichfeit Der Minifter und oberſten 
Staatsdiener ernannten Kommiſſion. 

Beylage Ziffer 62. 
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Auf den Vorſchlag bed Staatsraths Frhrn. v. Türke 
heim wurde der Drud diefed Berichts und die Bertheis 
fung deffelben unter die Mitglieder der Kammer verords 
net, und zugleich. 


befcehloffen:. 
daß die Disfuffion darüber in einer der nächften 
Sizungen eröffnet werden folle. 


Emlich bemerften Se. Hoheit der Präfibent, 
daß ber herannahende Schluß des Landtags eine Vermeh⸗ 
rung der gewöhnlichen Sizungen nötbig machen werde, 
Die Kammer erflärte ſich damıt für einverſtanden. 


Erephers v. Zyllnhardt. 
. m Rotteck. 
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Beylag e Biffer 56. 


1 
Durchlauchtigſter Großberzog! 


Die 66. 60. und 73. der Konſtitution nehmen die 
Finanzſachen von dem bey allen. uͤbrigen Gegenſtaͤnden 
gleichen Rechte der beyden ftändifden Kammern aus, 
ihre Anfichten zu äußern, und erwarten zu dürfen, daß 
auf die Borfaläge und Bemerkungen einer jeden ber 

felben Die geeignete Rüdfiht genommen werde, Diefe 56. 
verſtatten nur der zwenten Kammer eine modificirte An⸗ 
nahme der die Finanzen hetreffenden Geſezesentwuͤrfe und 
den Vorfchlag zu Abänderungen einzelner Punkte berfels 
ben; der erften aber erlauben fie nur die Annahme. oder 
Nichtannahme im Ganzen, und fehliefen ausdruücklich alle 
Berbefferungsvorfchläge diefer Kammer aus. Wir vermoͤ⸗ 
gen ung die Gründe diefer Beftimmungen nicht zu erklaͤ⸗ 
ren; bie Möglichkeit des Falles ift nicht zu verfennen, 
daß Eure Königl. Hoheit und aud die zweyte Kammer 
eine Bemerfung oder einen Vorſchlag der erften der Ber 
ruͤckſitigung wertb finden würden, wenn die Verfaſſung 
nur einen Weg übrig ließe, fie gur Sprade zu: bringen, 
Zugleich befhränfen jene Beflimmungen die erfte Kammer 
auf eine auffallende Art in der Aeußerumg ihrer Anſicht 
und der Ertheilung ihrer Zuftimmung , .indem fie diefelbe 
in die Nothwendigkeit verfegen, entweder dad Ganze eines 
Gefezedentwurfd , welchen fie doc vielleicht dem größern 
Iheile feines Inhalts nad gerne annehmen würbe, wegen 
eines einzelnen Punfted, dem fie nicht bepfiimmen fan, 
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gu verwerfen, oder um bied nicht zu thun, gegen ihre 
Ueberzeugung auch alled einzelne gut zu beißen. Dies 
fann in dem einem oder in dem andern Kalle des lieber, 
gewichts ungeachtet, welches dad $. 61. verordnete Zus 
fammenzähfen der Stimmen der zwenten Kammer gibt, 
einen entfibeidenden und vielleicht nachtheiligen Einfluß 
auf das Reſultat der ganzen Beratbung haben, da es 
benfbar ift, daß bep einer geringen Majorität in der 
zweyten Kammer die Stimmen der erften den Ausſchlag 
geben ; alddann wäre, menn das ganze Geſez vielleicht 
eined einzelnen Punkte wegen verworfen wird, nicht eins 
mal der Zweck der Abkürzung erreicht. Died würde vers 
mieden worden fepn, wenn durch Berudfichtigung oder 
body durch Erörterung der von der erften Kammer erbos 

benen Bedenklichkeit Ber verwerfende Beſchluß befeitigt 
_ worden wäre, Die Sache wird um fo beteutender, je 
. weniger beftimmt der im $.73. gebrauchte allgemeine Aus⸗ 
drud: „Finanzgegenſtaͤnde“ und je zweifelbafter es ift, ob 
eine große Menge von Gegenftänden, welde zwar mit den 
finanziellen Berbältniffen direft oder indireft in Verbin⸗ 
dung fliehen, wobey diefe jedoch nicht die einzige oder 
- Bob nicht die Hauptrüdfiht bilden, darunter mitverftanden 
- find oder nicht. Diefe Betrachtung wird in jedem Falle 
eine erläuternde Beftimmung nötbig machen. 


Es ift nicht unfere Abſicht, eine Acnderung der 66. 
61. und 74.,vorzufchlagen ; vielmehr ift unfer Wunſch mit 
dem, was dort verordnet ift, durchaus vereinbar, indem 
die Entſcheidung darüber, welde Folge den Bemerfungen 
der erftien Kammer gegeben werden fol, doch immer von: 
ber durch die Zufammenzählung entftebenden Mehrheit, 
und bey Stimmengleichheit von dem Prälidenten der zwey⸗ 
sen Kammer abhängt. Nur darauf, daß durch irgend ein 
Auskunftsmittel die Berudfichtigung oder auch Befeitigung: 
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diefer Bemerkungen möglih gemacht und näher befimmt 
werden möge, was unter Zinanzgegenftänden zu verftchen 
ſey, beichränft fih jener Bunfb. Bir verfennen nict, 
wie bedenflih jede Aenderung ber Verfaſſung und wie 
fireng geboten die dußerfle Behutfamfeit bey jedem Bor 
fhlage diefer Art ift, glauben jedoch, daß dieſer allges 
meine Grund bier nicht entgegen ftebt, wo die Sache zu 
laut fpridt, und mo es ſich davon hantelt, eine einzelne 
Belimmung der Konftitution mit den von. ihr anerfank: 
ten Grundfäzen in Einklang zu bringen. 

Auf diefe Betrachtungen geftüzt, erlauben wir uns 
bie ebrerbietigfte Bitte: „um eine im verfaffungsmägigen 
Wege zu bewirkende Modifikation und Erläuterung der 
65. 60. und 73. der Verfaſſungs⸗Urkunde.“ 


Karlsruhe den 15. Auguft 1820. 
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Durchlauchtigfter Großherzog! 


° Sn Erwägung der unenvlich foftbaren Vortheile, welche 
die moͤglichſe Uneingeſebraͤnktheit der Preffe, 
alfo die Befchränfung der Cenſur auf dad Maaß der nad 
den innern und dupern Umständen des Staats vorhandenen 
Nothwendigkeit, für'die edelften Intereſſen des bürgere 
lichen Gemeinweſens und der Menfchheit, und gleihmäßig für 
den Thron wie für dad Bolf hervorbringt , dann in weis 
terer Erwägung der in verfchiedenen Punkten ſowohl bie 
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‚Beftimmungen des, Bunpesbefhluffes vom 20, September 
2. 5., als auch jene. unferer ältern Genfurgefege übers 
ſchreitenden Strenge | der. neueften Cenſurverordnung vom 
5 Nov. v. J. 3. endlich in Erwägung der bey dem Badi⸗ 
fen Volk in nicht geringerm Grad ald bey irgend einem 
andern deutfchen Bolt vorhandenen We: fießreife und mos 
salifhen Veretlung, fo wie auch des durch die Konſtitu⸗ 
tion bey ihm geſteigerten Beduͤrfniſſes der freyen Gedan⸗ 
‚Ten: :Mistheilung ,. ‚hat die erfte Kammer in ihrer Gizung 
vom 14. Auguft einmüthig befchloffen ,. Eure Königl. 20 
heit unterthaͤnigſt um gnaͤdigſte Milderung der genannten 
Cenſurverordnung zu bitten. Sie thut es hiermit ehrers 
‚bietigft und vertrauensvoll, die Beſtimmung des Weges, 
auf welchem ſolche, mit der Bundespflicht irgend verein⸗ 
barliche Milderung auszuſprechen ſey, Hoͤchſtihrer Weis⸗ 
heit, Gerechtigkeit und Gnade ehrfurchtsvollſt anheimſtel⸗ 
lend. 


Karlsruhe den 19. Auguſt 1820. | 
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? ud wig von Gotted Gnaden Großherzog zu Baden, 
‚Herzog zu Zähringen, Landgraf zu Nellenburg, Graf 
zu Salem, Petershanfen und. Hanau ıc. 


Mir haben, Uns bey Unferer -Rüdfunft aus dem 
Bade uber die Lage der Tanpftändifgen Sefhäfte unter 
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tbänigften Vortrag erftatten laflen, und daraus mit Ver⸗ 
gnügen entnommen, daß durch bie lobenswürdige Thaͤtig⸗ 
feit der Kammern die welentlihern Berathungs s Gegen, 


fände entweder ſchon jezt ihrer Erfedigung nahe, aber . 


dur zweckmaͤßige Abkürzung in Bälde dabin zu bringen 
find. Lezteres wird von nun an fo gewiß eintreten, ald 
das gemeinnuͤzliche Beltreben, Unferer getreuen Landfisk 
unverfennbar if. Wir glauben daher den Hauptsmd 
mit andern Erwägungen, und felbft mit dem Wurſch 
einer großen Zabl der Bolfövertreter in Einflang zus foren, 
indem Wir Unfern getreuen Landſtaͤnden hiermit gmädiek 
eröffnen, daß Wir fie am aten bes nächfilänftigen De 
nats September vertagen werden. Mit Brrubtgung u 
Woblgefallen fehen Wir den erfprieglichen Refultaiten dies 
ſes erften Landtags entgegen, und verfihern ug Unfe 
rer fortwährenden Huld und Gnade, 


Gegeben Karlörube den 16, Auguſt 1120. 
Ludwig. 


Frhr. v. Berftett. 


Hof Befehl Sr. Koͤnigl. Hoheit 
Weis, | 





= 
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Anzeige der Budgets⸗Kommiſſion, zwey Ausgabepoftn 
zufammen von 35,000 fl. für die Univerfitit 
Freyburg und zur Unserfügung ber Sauer 
betreffend. 


Vorgetragen von dem Frhrn. v. 3pIinp ar d t. 


Die ernannte Budgets/-Kommiſſion findet ſich durch 
die Einſicht des am 28. July d. J. in der zweyten Kam⸗ 
mer erſtatteten, und von derſelben einſtweilen mitgetheil⸗ 
ten, auch ſchon in den gedrudten Verhandlungen enthalte⸗ 
nen, Generalberihtd Kber die Ausgaben in dem Kinany 
etat für die Jahre 1820. und 1821, zu einer vorläufigen ' 
Anzeige aufgefordert. 


Diefer Bericht enthält folgende Stelle: 


3) „In den Ausgaben beyder Rechnungsjahre find je 
35,000 fl., welche bey’ ber Rubrik des Kultus für die 
Univerfität Freyburg und Unterftügung der Schulleh⸗ 
ser im vorigen Jahre einhellig angetragen wer 
den, nicht enthalten, daher müflen biefe beyde 
Doften noch der mal unter die Ausgabspoſitionen 
aufgenomm en werden, und fangen vom 1. 

Juny d. J. zu laufen an. 


* 
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darum auch bie Hammer fih und zunddit der Kommiſ⸗ 
fion, beren Organ zu ſeyn er die Ehre Bat, feßen 
mußte, in unmittelbarer Verbindung ſteht. 


Die nähere Entwidlung, die Verwirklichung ber 
hierher gehörigen Beſtimmungen unſerer Konſtitutien iR 


dieſe Aufgabe. 


Es iſt anerkannt, daß die Unverlezlichkeit und Uus 
verantwortliänfeit bed Regenten im Snnerfien des me 
narchiſchen Prinzips, Pie Tonftiturionele Berantwortlid 


. keit der Staarddiener im Weſen der landftändifchen.-Ber 


fafung und noch mehr bed eigentliche Repräfentatiofpe 


ſtems gegründet und eine ibrer Träftigften Garantien M 


’ 


"Mobl alle neuere Könftitutionen enthalten: diefe Aner⸗ 


tennung, bie unfrige in den 55.5; 7, 67. Richt von - 
ber allgemeinen Berantwortlichleit aller Staatsdiener 


für pflihtwidrige Amtsführung und andere unerlaubte ' 


Handlungen ift hier die Rede; darüber geben unfere Straf⸗ 
geſeze, dad Edikt über die Nechtsverbältniffe der Staats⸗ 
diener und andere Verordnungen bie noͤthigen Beſtim⸗ 
mungen, und das den Staͤnden, fo wie jebem einzelnen 
Staatsbürger durch die Berfaffung eingeräumte. Retter - 
Petition und Befchwerde, fichert ihnen die Befugniß und 
zeigt ihnen den Weg, dieſe Refponfabilität geltend zu 
machen. 


Die beſondere Verantwortlichkeit wegen Verlegung 
der Berfaflung iſt ed, wovon es ſich bier handelt, - und 
auf dieſe find offenbar unfre biöherigen Gefege und Ber 


‘ordnungen nit anwendbar. Der $. 7. unferer Konſti⸗ 


tution fpricht fie für alle Staatsdiener im Allgemeiner 
aus, und die Kommiffion erlaubt fi dabey nur dm 
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In dieſen Faͤllen kann die foͤrmliche Anklage nich ausge⸗ 
ſchloſſen ſeyn; denn fie iſt der lezte Schug gegen Staats⸗ 
diener, welchen keine beſtehende Behorde vorangeſetzt iſt/ 
und ber ganze Grund der Beſtimmung dieſes F. iſt die Ums 
serordnung der darinn bezeichneten Beamten unter "eine 
Dberbehörde; daher glaubt die Kommifiion, daß ſtatt: 
„rührt die That von einem Staatödiener her, welcher nicht 
Mitglied unſeres Staatsminifteriums Ift, oder in biefem 
Balle als folches nicht betrachtet werden kann“ zu fagen 
wäre: „rührt die That von einem Staatöbiener her, wels 
her nicht Mitglied der höchften Staatsdehbrde iſt, oder 
doc) in dieſem Galle ald in feiner Dienflführung derfelben 
untergeorbnet betrachtet merden muß.” — Der Nusdrud‘ 
„hoͤchſte Staatsbehoͤrde“ dürfte dem: „Staatsminiſterium““ 
vorzuziehen ſeyn, weil Formen und Namen ſich aͤndern 
koͤnnen, Verfaſſungen und Geſeze aber fo unzweibeutig als 
moͤglich auf alle paſſen muͤſſen. Endlich ſcheint es ſtatt 
„Anklage“ —„Beſchwerde“ heißen zu muͤſſen, weil "die 
förmliche Anklage und die bloße Beſchwerde einander ger 
genüuͤber ſtehen, und gerade in dieſem $. von den Faͤllen die 
Rede iſt, mo nicht die erſte ſondern die lezte ſtatt hat. 
Die Miniſter und Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrden, 
oder mit andern Worsen: die höchften, Feiner Oberbehdrde 
untergeordneten Staatsbeamten find es, welche unfere 
Konftitution ber formlichen Anklage der Stände unterwirft. 
Sie ſelbſt befeitiget — abgefehen von dem, was deshalb: 
oden fchon bemerkt wurde — hierdurch den fonft möglichen 
Einwurf, daß die Mitglieder der oberfien Behörde Darum, 
weil biefe nur eine berathende fei, nicht verantwortlich 
feyn könnten. Diefe Bezeichnung verdient wohl gerade we 
gen ihrer Allgemeinheit Lob, und entfpricht eben hierdurd) 
Dem; was man von einer verfaffungsmäßigen Beſtimmung 
fordert.‘ Dieſe muß nicht allein das gegenwaͤrtig beſtehende 
Protokolle der a. Kammer. | 32 
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im Auge haben; fie muß den möglic. vielleich nö 
tbigen, obgleich nur felten wuͤnſchenswerthen Weqhſel den. 
Berwaltungsformen feinen Spielraum laſſen, und dady ans 
wendbar bleiben; bierauf befchräntten fich ihre Anfogberus: 
gen an dieſe Einrichtungen. Es laͤßt fich denken, def rk 
eine oberſte Staarsbehörde, oder mehrere fich Buerdinim 
giebt, daß die Minifter nur Mitglieder derſelben find, 
oder in allen oder Doch in manchen Zweigen ihrer Gefkftkg 
führung von ihnen unabhängig — daß eine Follegiahfce, 
oder eine buͤreaukratiſche Form bei den oberſten Behörden 
deſteht — unser allen diefen möglichen Borausfegungen im _ 
der jene Beſtimmung der Konſtitution ibre Anwendung: 
und dieß würde, wenigiiens ihrem Sinne nad, der Sch: 
bleiben, wenn auch Feine Staatsbeamten den Gel Disk 
fier führten. - 8 
BT. 
Der $.2. des vorliegenden Geſezesvorſalage erfidrt 
was unter dem Ausdrucke: ‚Mitglieder der aberfen 
Staatd s Behörde,“ zu verftehen ſei, nemlich Die erbanhe 
lichen und außerordentliben Mitglieder ded Gtaatäminiii: 
Keriums. Wenn jener Ausdruck in der Berfaflung I 
nügt, fo mag eine Snterepretation deſſelben wit Ri | 
ſiot auf die gegenwärtig beftebende —— de eh 

















Kommiſſion im Allgemeinen nichts gegen Diefen &. da n 
wenden, glaubt jededy daß, um diefen Sefichtäpunt. ah R 
tlarer beraussubchen, dad Wort „gegenwärtig“ 
„dermal‘ einzuſchieben wäre. Es verſtehtt ſich .& 
von ſelbſt, dad durch dieſen $., welcher nur einige 
der Verfaſſungsurkunde erläutert , die lanfkitutienelle‘ 
antwortlichleit der Minifter oder aud anderer 
mentochefs infeferu fie nicht ald Mi 8 
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‚ minifteriums: handeln, und doch denfelben nicht unterge⸗ 
. ordnet find, nicht aufgehoben wird — und dieß um fü 
, weniger, da felbft im Eingange des vorliegenden Entwurfs: 
die Minister noch befonders: genannt find. Es kommt dee 
bei nichts darauf an, ob Diefer Fall nad der-jezigen Eins 
riptung der Staatsverwaltung eintreten fann oder nicht. 


HA u m 


z : Die Kommiffion erlaubt fi & an bieſem Orte ed 
: br weſenilich ſcheinende Betrachtung. 


mw 


Gegen eine Behörde ale foiche tann offenba eine 
perfönliche VBerantwortlichleit , eine Anklage nicht geltend 
gemacht werden, fondern nur gegen ihre jedebmaligen 
Mitglieder, dieß liegt in der Natur der Sade und im 
Wortlaut ded $. 67. der Konftitution und bee Geſezes⸗ 
entwurf flimmt damit durchaus überein, 


- Allein bierdurd find bei weitem nicht alle Gchwien 
aumwigfeiten gelöst, - Hlnn eine Verfügung, welche, ein 
Mißeiner Oberbehoͤrde untergeordneter Staatsbeamter fuͤt 
Bd erließ, der Gegenſtand der Anklage iſt, ſo wird bie 
Bade einfach, weil man dann wohl immer wiſſen wird, 
ma wen man fi zu halten hat; anders aber wenn bie 
Be rfügung von ber oberfien Behörde felbft ausgieng: 
Be iher ſchon wurde bemerkt, daß in Biefen Sällen die Um 
Mpap.fchrift eine, oder mehrerer, oder aller Mitglieder die⸗ 
eVBehoͤrde bei und weder verordnet, noch aligemein her⸗ 
acht. it, und märe fie es, fo ift doch nirgendwo ber 

mt, daß die Berantwortfichleit von der Unterichrift 
Bingen fol. Mit Gerechtigkeit kann die Anflage nur 
en ben-angebratht werben, welcher en der Handlung 
Berfügung , welche fie veranladte, Theil nahm. Wie 
Wr follen die ‚Stände dieſen kennen oder in Erfahrung. 
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bringen? Die Einfiht der Alten, Protololle und einzelnen 


Abſtimmungen, wenn dieſe ihnen auch immer zu jenem 
Zwecke geſtattet wird, iſt wohl fein ganz genuͤgendes und 
zuverläßiges Mittel, Auch von dem immer möglicden 
Falle des Berlierend und Verſchiebens von Alten und Pro 


tokollen abgefeben , hängt doch hierbei zuviel von dem mans 


delbaren Geſchaͤftsmechanismus, von der Einrichtung und 
Bohftändigkeit der Protofolle, dem Daſeyn und der Noth⸗ 
wendigfeit fchriftliher Abftimmungen und andern Anord⸗ 
nungen, wobei man bie Rüdficht auf die mögliche Aubs 
übung des ftändifchen Anklagerechts nicht als Die entfcheis 
dende voraußfezen oder fordern kann, auqh wohl von zu⸗ 
faͤlligen Umſtaͤnden ab. 


Es bliebe alſo nichts übrig, als auf die Gefahr hin 
auch den Unſchuldigen zu treffen, und ohne Rüdficht auf 


die denkbaren Stufen ber Theilnahme die Klage gegen 
alle Mitglieder der Behörde zu richten; alsdann aber 
find eine Menge Einreden zu erwarten, bei beren Begrün 
dung oder Befeitigung wieder diefelben Schwierigkeiten 
eintreten würden, und doch ift ed Forderung der Gerech⸗ 
tigfeit, daß für beides geforgt werde; die Kommiffion Tennt 
die Grenzen ihres Auftrags genug, um fich Teine Bor 
fhläge uber die Einrichtung der Verwaltungsformen und 
“der Geſchaͤftsbehandlung im Allgemeinen zu erfauben, 
aber den Gegenſtand eben dieſes Auftrags, die nähert 
Entwidlung und Verwirklichung deffen, was die Konfitw 
tion über den hier zur Sprade gebrachten Punft end 


hält, durfte fie nicht vergeſſen. Sie hält es für unbe | 


zweifelt, daß weder die Verfaſſung und ihre einzelnen Be 
flimmungen, noch ihre Ausführung und Anwendbarkei 
von jenen Einrichtungen und Formen abhängen dann 
Darum fcheint es ihr unerläßlih, daß ed, wenn ci 


[ws 
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Verfuͤgung erſcheint, leicht zu erkennen ſeyn muͤſſe, wer 
daran Theil genommen habe, und gegen wen alſo die 
Anklage Statt finde, und daß geſezlich ausgeſprochen 
werde, woran dies zu erkennen fei, und was dieſe Folge 
begruͤnde. Sie fieht.gegen die weiter oben herausgehobe⸗ 
nen Schwierigfeiten nurin der Beflimmung ein. Mittel: 
daß die Anklage gegen diejenigen oberſten Staatsbeamten 
gerichtet werben fünne, welde die Verfügung, wodurch 
dieſelbe veranlaßt wurde, unterſchrieben haben. Iſt die 
Schuld anderer, die nicht unterſchrieben, zu beweiſen, 
| I in® die lage gegen biefe damit nicht auggeſchloſſen. 


"Die Kommiffion yerfennt Pr nicht, . daß es, vorzig⸗ 
lich bei einer kollegialiſchen Geſchaͤftsbehandlung, und bei 
riner ganz oder hoch größtentheildinur berathenten ‚Stelle 
auffallend. ſei, die Berantroortlichleit von der Unterſchrift, 
abdängig zu machen, welche bisher Teinedwegs für eine 
Aeußerung der eigenen Anfidit des Unterfchreibenden, fon» 
dern nur für.eige Beurfandung, daß Me Ausferfigung 
den Beichluß richtig enthalte, geiten Tonnte. Allein fie 
glaudte - der NRüdfiht auf die moͤgliche Realifirunig der 
Nkonſtitutionellen Beflimmungen jede ‚andere, und vorzuͤg⸗ 
lich jene. auf die, ohnehin außer fhrem Bereiche liegenden, 
Geſchaͤftsformen, ‚und auf möstie. Selen nahen: zu 
muͤſſen. 
. 7. 
Der Unterſchreibe nve kann PR nicht iber Un recht 
beklagen, wenn die Wirkung und Bedeutung feiner 
Handlung auf verfafungsmäßigen Wege feitgefezt iſt. 
Auch ift in Feiner der dem Berichterftatter befannten Kon⸗ 
. Kitutionen ein anderes Ausfunitmittel. getroffen, denn das 
Stillſchweigen einiger derſelben über biefen Punkt fann 
wohl nicht dafuͤr gelten. Die Kemmiſſien glaupte nicht 
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ihren Antrag darauf ausdehnen zu dürfen, wer unter 
ſchreiben folle, fondern dies der Geſchaͤfts⸗/ und Kanzlei: 
Bronung überlaffen zu müffen — um fo mehr, da fie fi 
nicht überzeugen lann , daß ed untbunlid oder auch nur 
ſchwer ſeyn würde, die Anklage zugleih gegen mehrere 
verantwortliche Individuen zu richten. Gie verkennt end» 
lich nicht, daß ihr Vorfchlag den in mehreren Berfafun 
gen ausgeſprochen und, ungertrennlih damit verbundenen 
Grundfaz vorausfest, "daß alle Berfünungen von eintk 
oder mehreren verantwortliben Staatsdienern unterſchrie⸗ 
ben werden müflen; in ber That ſcheint ſich Died von 
felbft zu verfteben, wenn die veriaffungsmäßige Berants 
wortlichkeit einen feiten Boden haben foll, 


4.) Bei welcher Stelle wird die Anflage angebracht? 
wo werden die Verhandlungen gepflogen? und welce ent⸗ 
ſcheidet? 


Die Verfaſſung beſtimmt hieruͤber nicht. 


Nach dem Geſezesentwurf 6. 4. 5 und 7. ſoll die 
Anklage an das Großherz. Staatsminiſterium, wenn aber 
Der größere Theil der Mitglieder deſſelben angegriffen 
märe, an Seine Königliche Hoheit den Großherzog feihfl 
gebracht werden, in weldem lezten Kalle andere Raͤthe 
die Stelle der Angellagten erfegen follen ; dad Staatsmi⸗ 
näfterium theilt die Anklage den Angeklagten zus Ber 
nebmlaffung mit — es wäre denn, daß ed ihm hierdurch 
leicht würde, die Anklage zu vereiteln — beurtheilt aldı 
dann ob diefelbe für unerheblich , oder für entträftet und 
‚befeitigt anzufehen fei, und ſchickt fie, wenn. diefe Frage 
bejahend entfchieden wird, den Kammern: zuräd;- im ent⸗ 
gegengefezten Ball unb ebenfo, wenn nach jener vorlaͤn⸗ 
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figen Entſcheidung des Staatsminiſteriums, in jeder der 
Heiden Kammern zwei Drittheile der Stimmen auf der 
Anklage beftehen, oder wenn auß dem vorhin angeführten: 
Grunde eine Mittheilung an ben Bellagten bedenklich ges 
funden wird, übergiebt es diefelbe der oberften Juſtij⸗ 
ftelle zur Entfcheidung. 


Da einmal disfe Bälle durch die Verfaffung S. 67. 
unbedingt einem gerichtlichen Berfahren unterworfen find, 
fo feinen die obigen Vorfchriften damit nicht übereingus 
flimmen ; bie Kommifflon kann ed nicht für angemeſſen 
halten, daß die Anklage bei dem Staatsminiſterium an⸗ 
gebracht werde, und dort eine vorlaͤufige Entſcheidung 
daruͤber erfolgen ſoll, ob eine erſte Mittheilung an den 
Angeklagten Statt finde, und — wenn dieſe Mittheilung 
durch eben dieſe Behörde geſchehen und eine, Verantwor⸗ 
tung eingekommen iſt — eine fernere daruͤber, ob der 
Anklage Foige zu geben ſei oder nicht; eben fo wenig 
fann fie dafür flimmen, daß, wenn bad Staatsminifted 
rium die Anklage für befeitigt erklaͤrt „ das rechtliche Beri 
fahren nur dann eingeleitet werde, wenn zwei Drittheile 
jeder Kammer darauf beſteben. 


Diieſe lezte Beſtimmung insbeſondere ſcheint unver, 
einbar mit den $, 6. 64. 65. und 67. der Konſtitution, 
welche nur zur Abänderung, Erläuterung und Ergaͤn⸗ 
dung der Berfaffung eine Majorität von zwei Drittfeilen, 
fuͤr alle andere Gegenſtaͤnde aber nur bie abfolute Mehr, 
heit: ‚erfordern ; man koͤnnte vielleicht einwenden ‚ im 6.67. 
wo der Anklage und ber dafür binreichenden einfachen 
Mehrheit aüsdruͤcklich Ermäßnt wird, fei nur vom Yn 
Sringen, nicht von, bir Sortfegung derſelben die 
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Nete, affein die 8. $. 64. und 65. ſprechen zu deuntlich 
ünd auch im 8. 67. ſelbſt iſt die Anklage in dieſer Be⸗ 
ziehung den Vorſtellungen und Beſchwerden ganz gleich 
geſtellt, und dort wurde wohl an einen Unterſchied zwi⸗ 
ſchen dem Anbringen und der Fortſezung derſelben nidt 
gedacht. 


Die Kommiſſion glaubt vielmehr, daß dem Großherz. 
Staatsminfſtecium zwar immer ven der Kammer, welche 
zuerfi auf Die Anklage angetragen hat, nach erfolgter Zus 
fiimmung der antern, davon Nachricht zu ertheilen, bie 
Anklage ſelbſt aber der Wichtigkeit und eigenthümlichen 
Beſchaffenheit der Sache wegen, Sr. Königl. Hoheit durch 
eine Deputaticn ebenderfelben Kammer zu überbringen, und 
alsdann fogfeid) an- die zur Verhandlung und ntſcheidung 
beſtimmte Behörde abzugeben wäre. Der Zweck, welcher 
wahrſcheinlich jenen Bellimmungen bed Entwurfs sum 
Grunde lag, daß naͤmlich manche Anklage durch‘ eine 
Auskunft, welche die Regierung ertheilen koͤnne, ſogleich 
befeisige werbe, laͤßt fich auch durch die Minifter; Mitglie⸗ 
der. des Staatsminifteriums und Großherzogliche 'Rommife 
färe erreichen, welche den Sitzungen der Kammern deiwohnen, 
und ſich leicht die Mittel verfhaffen können, Die‘ nöthige 
Auskunft zu’ geben. — J 


Die Anklage, wovon hier die Rede iſt, unterſcheidet fi 
wefentlich von dem gewöhnlichen Unterfuhungsprogeße; 
die für den legten geltenden gefeglichen Vorſchriften über 
die Trennung . der unterfuchenden und ber urtheilenden. Bes 

* 
hörde finden auf jene feine Unwerbung, und «8 ſcheint 
“fein hinreichender Grund ‚vorhanden zu ſeyn, weßhalb die 
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Berhandlung und Entfcheidung nicht vor derſelben 
Stelle ſtatt haben ſollte. 


Aber welches ſoll dieſe Behoͤrde ſeyn ? 


Im Allgemeinen laͤßt ſich wohl nur antworten: dieje— 
nige, welche die hoͤchſte Unabhaͤngigkeit behauptet, und 
auf das Vertrauen der Regierung, des Volks, der Ständer 
-verfammlung ,. und der Angeflagten ſelbſt die gerechteſten 
Anfprühe bat. Damit ift indefl., wie mit fo vielen ans 
bern allgemeinen Antworten, für. die Ausführung und Ans 
wendung wenig gemonnen. . Die Anfichten und Beſtim⸗ 
mungen über dieſend Gegenſtand koönnen nicht anders als 
ſehr verſchieden ſeyn, und ſie ſind es wirklich. In großen 
Repraͤſentativſtaaten klagt die Deputirtenkammer an’, und 
die Paͤrskammer richtet; bei einer andern Gelegenheit wurde 
ſchon geſagt, daß dies fuͤr die Verhaͤltniſſe der deutſchen 
Staͤndeverſammlungen nicht paßt, ſo wenig ſich auch un⸗ 
ſere erſten Kammern der Anſpruͤche auf das allgemeine 
Vertrauen begeben koͤnnen. Am wenigſten kann davon 
da die Rede ſeyn, wo — wie es bei uns der Fall iſt — 
verfaſſungsmaͤßig beide Kammern zur Anklage mite 
wirken muͤſſen. Die Wuͤrtembergiſche Verfaſſungsurkunde 
ſtellt zum gerichtlichen Schuze der Konſtitution für die 
Faͤlle der Anklage gegen Staͤndemitglieder ſowohl, als ge⸗ 
gen die hoͤchſten Staatsbeamten einen eigenen Gerichts⸗ 
hof auf, deſſen Glieder theils vom Koͤnige, theils von 
den Staͤnden ernannt werden; die Nauſſauiſche ſezt die 
Anordnung eigener Unterſuchungslommiſſionen in den 
einzelnen. Fällen einer Anflage gegen den Minifter und 
die Landeskollegien feſt, Die Baierſche und Weimarſche cr 
klaͤren den oberſten Gerichtshof für kompetent in den Faͤl⸗ 
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Ven der Anklage gegen bie böchſten Staatsdiener. Unſere 
Verfaſſung bebieit, die Beſtimmung hieruͤber dem beſon⸗ 
dern Geſeze vor, deſſen Entwurf wir nun vor und has 
ben, und bdiefer nennt im $. 5. „die oberfte Suftigftelle‘ 
— alfo das Oberhofgericht — ald die kompetente Behörbe. 
Sm Allgemeinen verdienen wohl überall, wo ed auf ger 
sichtlibed Der,abren ankommt, die ftebenden ordentliche 
Berichteböfe den Vorzug vor Spezialtribunalen für eins 
eine Klaſſen von Gegenftänden oter vollends für einzelne 
aͤlle. Den unfrigen wird Niemand die Eigenfchaft der 
Unabhängiafeit, welde ihnen der $. 24. ber. Konflitution 
nob ausdruͤcklich fihert, und der Unpartheilich keit Abs 
fprehen; beide kommen ihnen wohl ihrer ganzen Stellung 
nach in böherem Grade zu, ald einem auf andere Urt 
ufammengefrzten eigenen Berichte, zu deflen Bildung bie 
tände, welche die Kläger find, Koch wobl.nicht mit» 
wirken fönnten. Die allerdings nicht unerbeblidhe Eins 
wendung, daß es fih bier von keinem privatrechtficdhen 
Salle, auch von feiner gewöhnlichen Kriminalſache handle, 
mithin von keinem der Gegenflände, welde in dem täglie 
: chen Geſchaͤftskreiſe diefer Behörden lienen — ſcheint nicht 
entfcheidend genug, um das fo eben Gefagte zu entiräfs 
ten, Die Befhäftigung mit andern Begenftänden macht 
ed doch wohl Richtern, welchen ohnehin die Geſeze ſchon 
ie Entſcheidung uber den Hochverrath anvertrauen, 
icht ſchwerer al8 andern Staatdbürgern und Staatsbdie⸗ 
‚ nern, ben Beift der Verfaffung, die Adıtung und das 
Intereſſe fir dirfelbe und die Durch fie garantirten Rechte 
ig ſich aufzunchmen. ı 
Odhne Zweifel laſſen fib Gründe für ein Inftitut, 
wie ed der Würtembergifche Staatdgerichtshof ift, anfuͤh⸗ 
ren. Diefer würde indellen bei und, wo es ſich jezt nur 
um eine Behörde für die Anklage gegen die oberfken 
Staatöbeamten handelt, nur bie eine Hälfte. feiner Ber 
flimmung erhalten. Während in Württemberg die Be⸗ 
denklichleit gegen eine Konkurrenz der Stände zu feiner 
Zufammenfegung fib dadurch ausgleicht, und ‚mindert, 
daß der Staatsgerichtshof in den Faͤllen einer Verlegung 
der Verfaſſung ebenfo gut Richter der Mitglieder ber 
Stände als der Beamten if, und bad dort au aid 
. nothwendig beide Kammern. die Antläger ſeyn mäfen; 
fbeint bei und dieſe lezte Beftimmung der Mitwirkung 
. der Stände zur Bildung eined folchen Gerichthofs ent 
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gegenzuftehen, wenn auch gleich derfelbe im Boraus für 
alle kuͤnftige Fälle Ddiefer Ärt errichtet wird. Weniger 
Vertheidiger werden die Spezialfommiffionen für die ein» 
zeinen Bälle fi.den, bei welchen Dir Konkurrenz ver 
Stände nah allen Rechtöbegriffen ausgeſchloſſen fern 
würde. Um dieſe zu rechtfertigen mäßte man entweder 
die Regierung felbft als Partbei dabei anfchen, oder je⸗ 
desmal dem Beklagten daſſelbe Recht einräumen, und 
beides ift wohl gleih unftattbaft. Auch die Gefhmornens 
gerichte werden wenigſtens in unfern jezigen Berhältnifs 
fen für. unausführber erfiärt werden. Daß übrigen® 
diefe Anklage nicht den gewöhnlichen Inſtanzenlauf durch 
die Lofal- und Provinzialgerichtsftelen an vie hoͤchſte 
nebmen kann, bedarf keines Beweiſes. Die Rommifiion 
{ft daher mir dem Vorſchlag einverftanden,, die Verbands 
lung und Entfcheidung unferer oberften Juftigbehörbe zu 
überlaffen. 

Der Gefezesentwurf geftattet in Biefen Fällen eine 
Berufung, und will dafür in demfetben Gerichtshofe 
eine sweite Inftanz „durch Anordnung eined andern Senats“ 
gebildet Haben. Es ift fhwer und aud wohl nicht ganz 
paſſend, hier überhaupt die Regeln des gewöhnlichen, be⸗ 
fonderd des Zivilprozeſſes anzuwenden. Indeſſen glaubt 
Die Rommiffion folgendes bemerken zu müflen: ibr ift es 
nicht unbefannt, daß zwei Inſtanzen nicht ungewoͤhnlich 
find ; fie Hält diefe au für genügend und ſelbſt für vors 
güglicher als drei, wenn zwei übereinftimmende 
Entfheidungen erfolgt find, weil fonit im Fall einer ents 
gegengefezten Anfiht in der dritten Inſtanz immer eine 
das Uebergewicht uber. zw eiwerbält, Wenn aber zwei 
Richter abweichende Entfcheidungen ertbeilt haben, fo 
fheint e8 Forderung ded Rechtes, daß ein Dritter 
den Ausſchlag gebe. Diefe allgemeine Bemerkung gegen 
zwei Inſtanzen findet noch mehr gegen die Bildung derſelben 
indem nemlichen Gerichtshof flatt, wobei eine 
Abtheilung über die andere gefezt wird, und alles davon 
abhängt wie gerade die erfte, wie die zweite zuſammen⸗ 
gefezt ift, und ob die eine oder die andere Anficht in der 
'erften oder der zweiten überwiegt, ohne daß hier die fonft für 
den Öberrichter geltende Bermutbung reifern Urtheifg, 
geinblißerer Kenntniffe und genauerer Erörterung und 
Prüfe angenommen werden könnte: 

ıefe Bedentlichleit verliert nur wenig von ihrer 
Erheblichkeit, wenn auch die erfie Inſtanz in einer Abe 
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tbeilung, die andre im Plenum befteht. Der Geſezes⸗ 
entwurf verfangt, hierin der Baieriſchen Verfaſſung ih 
anſchließend, ausdruͤcklich für diezweitenur einen andern 
Senat; dies fezt netbwendig voraus, daß die Anklage 
zuerit auch nur in einem Genat vorkomme, denn fonf 
würde eine Wbtheilung über dad Ganze gefezt werben. 
Allein aus den vorgetragenen Gründen kann die Kom 
miffion in diefem Punkte dem Borfchlage niot beitreten. 
Sie alaubt vielmehr, daß in diefen Yällen die Wichtigfeit 
der Sade, und die Garantie einer moͤglichſt zeifen, viel 
feitigen und vollftändigen Erwägung, weldt ſowohl ver 
Staat ald der Angeflaate zu. fordern berechtigt ift, fo 
aleih anfänglich die Brbandlung und Entſcheidung der 
felben in der vollen Verſammlung ded Berichtes nöthig 
macht, daß aber, wenn diefe erfolgt ift, vie gewöhnlichen 
Rechtsmittel nicht mehr Statt finden fünnen. ‚Eine Ge⸗ 
sihtsbehörde uber der hoͤchſten läßt ſich nicht denken, 
man müßte denn für diefen Gegenſtand oder für bie eins 
zelnen Fälle einen hoͤhern Spezialgerichtshof, oder nad 
dem Prinzip der drei Inftanzen zwei derfeiben bilden, und 
Dagegen ſpricht das vorhin Geſagte. Es bleibt daher nichts 
als eine nochmalige Prüfung der Sache bei demfelben 
Gerichtshofe wegen neuer faftifcher Umftände übrig, folge 
Ich, wie ſich von ſelbſt verſteht, die Neititution., - - . 
. Nur mit diefen Abänderungen glaubt die Kommiſſton 
auf. die Annahme der $. $. 4. und 5., dagegen auf Die 
Auslaffung des $. 7. antragen zu muͤſſen. Ihrem früher 
ſchon ausgefprodenen Wunſche ‚zufolge, daß das Geſez 
ſo gefaßt werden moͤge, daß es auch bei moͤglichen kuͤnfti⸗ 
gen Aenderungen anwendbar bleibe, ſchlaͤgt ſie vor, im 
Anfange des $. 4. ſtatt „iſt es hingegen ein Mitglied 
Unſeres Staatsminiſteriums“ zu ſezen: „iſt ed hingegen 
ein Mitglied Unſerer hoͤchſten Staatsbehoͤrde ober doch 
ein in dieſem Falle derſelben nicht untergeordneter 
Staatsbeamter“ W 
5.), Wie wird in den Faͤllen der foͤrmlichen — 
verfahren? In den Kammern ohne Zweifel nach den. f 
andere Anträge beftebenden Vorſchriften der. Konftitution 
und Gefhäftsordnung ; doch wird ben einem Antrage.auf 
dieſe Anklage, der Natur der Sahe nad, immer eine 
Kommiffien ernannt werden müffen. Daß die Ankla⸗ 
gepunkte beftimmt zu bezeichnen find, verfteht fit von 
ſelbſt. Eben dies wird im $..4. bes Gefezeden.vurfs 
verordnet, und es findet. dagegen feine Erinnerung Statt, 
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nur dürfte ftatt „Ausfhuß” der unferer Verfaſſung und. 
Geſchaͤftsordnung angemeflenere Ausdruck: „Kommiſſion“ 
zu waͤhlen ſeyn. Was das fernere Verfahren betrifft, 
ehe Die Sache an die oberſte Juſtizbehoörde kommt, ſo 
bezieht ſich die Kommiſſion auf ihre fruͤhere Bemerkun⸗ 
gen, eben fo rudfichtlich der Frage, vb fie dort ſogleich 
in vollem Rathe oder zuerit in einem Senate vorgenoms 
men und entfchieden werden, und welche Rechtsmittel ftatt 
finden ſollen. Ueber die gerichtliche Prozedur felbit, des 
ren näbere Beſtimmung der $. 67. der KRonftitution ebens 
-fall8 dem verfprochenen befondern Gefeze vorbebieit, giebt 
der Entwurf feine Vorſchriften Aufdie deßhalb gemachte 
Bemerkung. Außerte der Herr Regierungs » Koyimillär: 
diefe follten in einer befondern Verordnung nadfolgen, 
nachdem die Vorſchlaͤge des Oberhofgerichts daruͤber würs 
den eingeholt worden ſeyn. Die Kommiſſion haͤlt dies 
für zweckgemaͤß — und dad um ſo mehr, da der An⸗ 
klage-Prozeß in unſerer Gefesgebung. etwas Neues iſt. 
Sie kann auch nicht wuͤnſchen, daß das ganze Geſez 
bis dahin verſchoben bleibe, glaubt jedoch, daß in dem⸗ 
felben darauf hingewiefen werden ſollte. Gewiß. ift e8, 
daß’ die Berfaffung den förmlihen Anklage⸗Prozeß für 
diefe Fälle feſtſezt, feine Regeln mithin befolgt wiffen 
will. Der vorliegende Entwurf trifft damit zufammen, 
indefien ift Die Rommiffion der Meynung, daß dies im 
Geſeze auszupruden und mit dem Borbebalte der nähern 
Vorfchriften. über das Berfahren in Verbindung zu brin⸗ 
gen wäre. j Ä 

Am Schluffe des $. 5. wird noch beſtimmt, daß ben 
Kammern von der erfolgten Entfcheidung Nachricht geger- 
ben werden’ fol. Die Kommiffion iſt damit zwar einvers 
ftanden, allein weges des hohen Intereſſes, welches diefe 
Bälle ſowohl für den Staat und alle. Ötaatöbürger, als 
insbefondere für die Staͤndeverſammlung und die Anges: 
klagten jelvft haben, glaubt ihre Mehrheit die größte 
Öeffentlichfeit, welche mit unfern beftehenden Einrichtun⸗ 
gen zu vereinigen ift, wuͤnſchen und daher zwar gegen»: 
wärtig nicht in diefem einzelnen Falle auf die Oeffent⸗ 
lichkeit der VBeshendlungen, wohl aber darauf antragen- 
zu müfien, daß diefe mit der Entfcheidung und den Ent⸗ 
ſcheidungsgruͤnden von der hoͤchſten Suitizftelle felbit bes 
kannt gemacht werden follten. Sie bielt den Drud ber. 
kandftändifehen Protofolle und ihrer Beilagen nicht für 
ein ganz genüugendes Surrogat biefer Bekanntmachung, 
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da darin die Berhbandlungen nur nach längern Zwiſchen⸗ 
räumen, abgebrochen und wohl auch nidt ganz vollſtaͤn⸗ 
dig, die Entfcheidungsgründe aber gar nicht enthalten 
feyn Eönnten. 


6.) elche Ahndungen und Gtrafen finden bier 
Statt? o unmoͤglich es ift, Diefe für alle einzelne. 
Faͤlle und ihre Abftuiungen voraus feftzi:fegen, fo duͤr⸗ 
fen fie doch der Willkuͤhr des Nichterd nit ganz über 
laffen bleiben, und wenigſtens Lie GStrafarten, melde 
Anwendung finden , muflen vom Geſeze beftimmt werden. 
Dieb verheißt auch unſere Verfaſſung ausdruͤcklich im 
$ 2. ‚ und ‚der $. 6, ded Geſezesentwurfs erfulls dieſe! 

ufage. Ä 
‚._. Der allgemeine Geſichtspunkt, melden die Kom⸗ 
miffion in biefer Beziebung vor dem Auge baben zu 
muflen glaubte, ift der, Daß ed bier weniger auf ſchwere 
Strafen anfomme, ald auf dad verfaffunggmäige Aus⸗ 
ſprechen der DVerantwortlichkeit felbit, auf die Möglich 
keit, die Anklage zu realifiren , und auf die Gewißheit, 
bag alddann dem Geſeze genügt werde. Gm einzelnen 
Falle ift neben dem allgemeinen Sntereffe, daß der. Ders 
faſſung und dem Geſeze genug geſchebe, das beſondere 
und naͤchſte das, daß der Sigatsbeamte, welcder ſich 
einer Verlezung ber Konſtitution ſchuldig machte, ent⸗ 
fernt und unſchaͤdlich werde. Der angefuͤhrte 6. 6. 
laͤßt die Ahndungen in Verweiſen, Geldſtrafen, Suspen⸗ 
ſion und Entfernung vom Amte beſtehen, und ſtimmt 
darin ganz mit der Wuͤrtembergiſchen Konſtitution übers 
ein, während die Baierifhe, Weimariſche, Naſſauiſche und 
das Großberzogl. Heſſiſche Evift diefen Punft nicht ber 
rühren. So mild diefe Beſtimmung zu fenn fcheint, fo 
fann doch die Kommilfion, nah dem vorhin ausgeſpro⸗ 
chenen Grundfaze, und bey der großen Verſchiedenbeit 
und Abitufung der denkbaren Yale, und da bey unß 
aud) die Eulpa der Anklage unterworfen fenn fol, ſich 
nicht im Allgemeinen dagegen erflären. Auch der hbobe 
Staatöbramte, welder wegen Berlezung der Berfaflung - 
nur einen öffentlich befannt gewordenen Verweis erbalten 
bat, wird ſich faum auf feinem Poften behaupten können. 
Nur Geldftrafen feheinen bier niemals der Sache und 
ben Perfonen angemeſſen, und möchten aus dem Ber 
zeichniffe der zuläffigen Stratarten auszulaffen fenn. Beh. 
der Erwähnung der Entfernung vom Amte durfte, nach 
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der Meynung der Kommiſſion, der größern Beſtimmt⸗ 
heit wegen, und in Beziehung auf ben Schluß bed 5 &. 
beigefügt werden:. „mit oder obne Penfion, mit oder: 
ohne Vorbehalt der Wiederanftelung.‘‘ Dura einen ride 
terlihen Ausſpruch Biefem Art wird offenbar die verfaß 
fungsmäßige Ausuͤbung des.landesherrlichen Beanadigungss 
zechteß nicht "beeinträchtigt. Dagegen ind wohl audy Fälle" 
denfbar, wo. ohne. die Forderungen: ver Gerechtigkeit zu 
verlegen, die richterliche Strafbefugniß ſich nicht mit Dre .: 
bivden Entfernung vom Amte endigen kann, und die 
Dienftentfezung ſcheint nicht ausgefchloffen werden 
zu können. Wenn die inder Würtembergifchen Verfaſſungs⸗ 
urfunde geihbab, fa wurde dort zualeih den ordentr- 
lichen Gerichten ein weitered Verfahren von Amts⸗ 
wegen vorbehalten; allein dieß paßt offenbar nur auf das 
Snftitut ded Staatsgerichtsbofes. Es veriteht ſich übri⸗ 
gens von ſelbſt, daß, wenn die Verlezung der Verfaſſung 
in ein anderes beſtimmtes Verbrehen uͤbergeht, z. DB. ik . 
Hochverrath, ein anderes Verfahren und andere Strafen, 
fo wie in jedem, Falle der Schadens-⸗Erſaz nach den Gy 
fegen ‚vorbehalten bleiben, doch dürfte auch dieß auszu—⸗ 
druͤcken ſeyn. | on 

- Gegen die allgemeine Berordnung des $. 6., daß 
„die Grade der Ahndung fih nad her Größe der bien 
Abſicht oder Schuld, nach der Größe und dem Umfange 
des zugefügten Schadens , überhaupt nach den. gefezlichen 
Regeln der Zarehnung beitimmen follen,” wird wohl 
nichts zu erinnern gefunden werden. 
Welche. Anwendung findet dad Begnadigungse 


.) 
recht? | 
Es koͤnnde auffallend und Beinahe widerfprechend : 
_ feinen, daß bei einer gegründeten und erwiefenen Ans 
Hage der Stände gegen einen mächtigen Staatsbeamten, 
weaen Berlezung der Verfaſſung, von Begnadigung bie 
Rede fenn könne. Allein die Konftitution garantirt im. 
F. 15. dieß Fürftenreht und kennt feine Befchränfung 
deſſelben; und in der That laſſen fich bei der aroden 
- Mannigjaltigkeit der Fälle, wobei auch die blode Schuld 
nicht ausgefchloflen ift, ſolche denken, wo die Gnade nicht 
verfhmendet wäre. An Unterdruͤckung der Anklage, der 
Unterfuhung und Entfheidung wird dabei nit gedacht, 
fonvern nur von Begnadigung nach dem Urtheile iſt die. 

e [23 " . 
r 
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Der Berfaffung gemäß behält. der 6. 8. des Befes 
zeſentwurfs dem Regenten das Begnadigungsrecht vor; 
zugleich erhalten wir die Verſicherung, daß fein zur Ent⸗ 
fernung vom Amte verurtheilter. Staa tsdiener aus Gnade 
auf feiner bisherigen Stelle gelaſſen oder in einem an 
dern Juſtiz⸗ oder abminifiretiven Amte angeftellt werden 
fol, e8 wäre denn, daß das Urtleil einen ansdrudlichen; 
dem VBerurtbeilten "günftigen Vorbehalt in Ruͤckſicht auf 
Wiederanſtellung enthielt. Diefe — auch in die Wuͤr⸗ 
tembergifhe Berfaflung aufgenbmmene — Beſtimmung 
Bringt das landeöherrlihe Recht der Begnadigung wit 
dem ftändifhen der Anklage in Einflang, und ſichert bad 
lezte gegen feine Bereitiung dur jenes. Nur eine kleine 
Bemerkung erlaubt fih die Kommiflion: in diefem 5. 
wird von ,‚‚Milderung und Begnabigung” gefprodyen. 
Da bier, fa wie in der Berfaflung, nur von einer Straf: | 
milderung im Wege der Gnade, folglih als Ausfiuß des 
Begnadigungsrechis, die Rede ift, fo fcheint es hinreichend 
und ſelbſt beftiimmter, wenn nur ded [esten. erwähnt 


würde. | 
Die Kommifflon ſchließt hier bie Eroͤrterung der 
einzelnen Punkte, worauf es ihr anzukommen ſchien. 
Mit den vorgeſchlagenen Modificationen und Aen⸗ 
derungen trägt fie auf Annahme des vorgelegten Geſe⸗ 
zesentwurfs an. 
Indem ſie dieſen Verſuch, eine Aufgabe zu (dfen, 
welche und neu und feine der leichten ift ‚Poorlegt, ift fie 
fih bewußt, wie Noth es ihr thut, die Nacficht ‚ber 
hoben Kammer in. befondern unfprud iu nehmen. 


. Den ı2. Auguſt 1820. . 
Zylinharde-. 
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Siebenzehnte Sizung 
Karlsruhe ben 21. Auguſt 41820. 
Gegenwärtig: 


Ge, Hoheit der Präfivent und alle Bisher erſchienenen 
Mitglieder, mit Ausna hme des. 


Herrn Generals Freyberrn v. Geu ſ au, des 
Herrn Staatsminiſters Freyherrn v. Bi cher, des 
Herrn Staatsrath Baumgärtner, und des 


Freyherrn v. Falkenſtein. 


Der Staatsminifter Frhr. v. Berkheim machte der 
Kammer die nachſtehende Eroͤffnung: 


Hoͤchſter Weiſung zufolge bin ich beauftragt, einer 
hochanſehnlichen erſten Kammer die Eroͤffnung zu machen, 
daß Se. Koͤnigl. Hoheit der Großherzog Sich gnaͤdigſt ber 
wogen gefunden haben, in den Ausgaben⸗Etat des vorlier 
genden Budgets nachträglich noch die weitere Summe von 
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35,000 fl. aufzunehmen, ald nämlich 15,000 fl. zur Ber, 
wendung für die hohe Schule zu Freyburg und 20,000. 
zur Unterftügung und Befferftellung hülfsbenurftiger Schul 
lehrer. 


Der Staatdrath Frhr. v. Zyllnhardt fragte: Ob 
bey diefer vorliegenden Erflärung einer hohen Regierungs» 
Kommiſſion der jüngft befaloffene Erlaß an die zweyte 
Kammer rüdfichtlih der zwey genannten Gegenſtaͤnde num 
mehr auf fich beruhen, oder gleihwohl abgeben folle ? 


Staatdrath Frhr. v. Türkfheim: Durch die eben 
gehörte Eröffuung fey auf den vorliegenden Ball jeder 
Anftand gehoben ; es bebürfe feiner weitern Mittbeilung 
von Seite der zweyten Kammer mehr; und zur Wahrung 
der Rechte der erften Kammer für die Zufunft ſeyen bie 
im Protokoll ftehenden Erklärungen und der Befchluß über 
den Bericht der Budgets⸗Kommiſſion vollkommen Hinreis 
chend, 


Geh. Hofratb Zachariä: Durch die Eröffnung ber 
hoben Regierungs-Kommiſſion fen zwar der Stand der 
Dinge geändert, allein ed frage fich gleichwohl, ob nidt 
deffen ungeachtet der befchlofiähe Erlaß an die zweyte 
Kammer abgehen, oder was überhaupt zur Wahrung ber 
Rechte der erflen Kammer gefcheben fole? — Er halte 
alfo für räthlih, die Sache an die Budgets⸗Kommiſſion 
zu verweifen, damit dieſelbe ihren Bericht. darüber 4 an die 
Kammer erftatte. 


Se. Durchlaucht der Herr Kürft v. Kürftenberg 
traten diejer Anficht bey. Die Budgets⸗Kommiſſion habe 
gu erwägen, ob in der Sache noch etwas weiters gu thun 
fey? Nach Anhörung ihres Berichtes möge die Kammer 
Bann immer beſchließen, was fie für geeignet finde, - 


in — 
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Staatsminiſter Sehr. v. Berkheim: Durch bie 
Mittbeilung der Regierung fen ja nichts anders ausge⸗ 
druͤckt, als daß Se. Koͤniagl Hoheit zu dem bereits ges 
druckten Budget noch eine weitere Rubrik gefuͤgt haben. 
Dieſe weitere Rubrik muͤſſe alſo behandelt werden wie 
alle andern, und es ſey in ihrer Ruͤckſi icht keine beſondere 
Maaßregel nothwendig. 

Hofrath v. Rotteck: Indem er als Mitglied ver 
Kammer, gemäß feiner juͤngſt ſchon geaͤußerten Anſicht, 
durch die vorliegende Eroͤffnung jeden Mangel der Form 
für durchaus gebeilt erfenne, und daher dem Staatsrath 
Krhrn. ve Tuͤrkheim vollfommen beyftimme, müffe er 
als Mitglied und Deputirter der Lniverjität Freyburg 
die böbe Kammer um Erlaubniß bitten, biee — gleich im 
Augenblick der höcherfreuenden Berfündung — den fauten 
Yusdrud des ebrerbictigften und innigften Danfes nieders 
jufegen, welchen zurüdzubalten glei fehr gegen feine 
Piliht, wie gegen feine Gefühle wäre, den ehrfurchts⸗ 
vollſten und unterthaͤnigſten Dank naͤmlich für die Koͤ⸗ 
nigliche Großmuth und vaͤterliche Güte, womit Se. Koͤ⸗ 
nigliche Hoheit unſer gnaͤdigſter Großherzog ein durch die 
Unbild der Zeit ſehr hart bedraͤngtes und der Bedingun⸗ 
gen zum freudigen Fortleben ermangelndes, doch ſtets den 
Guten theures, und nimmer in gemeinnuͤziger Beſtrebung 
ermuüdendes literariſches Gemeinweſen neu zu beleben, 
und zum edeln Wirken fuͤr die laͤngſte Folgezeit zu ſtaͤr⸗ 
ken geruhten. Dann auch den innigſten Dank fuͤr die 
preißwuͤrdige Liberalitaͤt der hochherzigen Volksvertreter, 
welche da einmuͤthig eine ſo anſebnliche Dotationsvermeh⸗ 
rung bewelligten. Mein Danf iſt bier gleithbmaͤßig gegen 
die hodberehrten Mitglieder der erften Kammer, wie der 
zweyten, gerichtet, da die vielen wohlmollenden, in Ihrer 
Mitte eriungenen Beuderungen die vollſte Ueberzeugung 
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begründen, ed würde der Antrag,. wenn. er auf bem ges 
wöhnlihen Wege zur aefonderten Deliberation an die 
erſte Kammer gelangt wäre, auch kier der einmüthigen 
Genehmigung fich zu erfreuen achabt haben. Die Univers 
ſitaͤt Freyburg wird erfennen, welche Art von Danf 
den Geſinnungen ihrer hoben und hochherzigen Gönner 
entfpreche ; sie wird dur neu befräftigtes Streben nad 
Licht und Wahrheit dem Vaterland und der Nation 
zu beweifen ſuchen, daß fie der ihr wiederfahrnen Wohl: 
that nicht unmürdig gewefen. 


Staatsrath Frhr.v. IZnlInhardt: Es werde wohl 
nach der jezigen Lage der Sache von dem jüngft befchlof 
fenen Erlaß an die zweyte Kammer abzufommen, und das 
gegen die erhaltene Mistheilung der hohen Regierung an 
die Budgets⸗öKommiſſion zu geben feyn, damit fie allda 
fammt dem ußrigen Budget in bie gehörige Berathung 
fomme. 


Auf die vom hohen Präfidium gehaltene Umfrage 
befchloß die. Kammer einmuͤthig ſolche Uebergabe an 
die Budgets⸗Kommiſſion. 


Der Staatdminifter Frhr. v. Bertheim entfernte 
fi hierauf. | 


Nun folgte die Ablefung des Protololls der lezten 
Sizung, welches genehmigt ward. 


Ge. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg 
machten bey dieſer Gelegenheit den Antrag, ob nicht in 
Zukunft die endliche Abſtimmung uͤber Annahme oder Ver⸗ 
werfung einer Motion oder eines Geſezesentwurfs im 
Ganzen bis zur Vorlage der neuen Redaktion des Geſezes 
oder des Entwurfs der an Se. Koͤnigl. Hoheit zu ſtellen⸗ 
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‚den unterthänigften Bitte zu verfchieben fen. Sonft würde 
im Grunde zweymal über die nämliche Sache abgeſtimmt, 
auch fen ohmehin die erfte Abſtimmung über bad Ganze 
überflüffig, da ſchon die über die eingelnen Punkte gehals 
tene Abſtimmung ben Schluß über dad Ganze in fih faßt. 


. Der Staatsrath Frhr. v. Türfheim ftimmte dies 
fem Antrag ald einem fehr zweckmäßigen bey, fo aud 
der geh. Hofratb Zacharid, Iczterer jedoch mit dem Ben 
merfen,, daß falls «6 ſich nicht nur um Aufftellung einer 
Marime, wonach die Sammer in Zukunft zu verfahren 
gebädhte, fondern um eine formliche Schlußfaflung über 
einen der Geſchaͤftsordnung zu gebenden Zuſaz handle, 
alsdann eine-eigene Motion daruͤber muͤßte eingebracht 


werden.‘ Er halte jedoch das erfte für hinreichend und 
geeigneter. 


Der Staatsrath Frhr. v. Baden befürditete, daß die 
Berfchiebung ded endliden Abſtimmens bis zur Vorfage 
der Redaktion eine abermalige Disfuffion herbenführen 
koͤnnte; Se. Durchlaucht ver Herr Fürft-v. Fuͤrſen⸗ 
berg dagegen hielten dafuͤr, daß ſolches noch weit leich⸗ 
ter geſchehen koͤnne, wenn man die bisher befolgte Ord⸗ 
nung beobachte. 


Hofrath v. Rotkeck: Er glaube fürs erſte nicht, 
daß die endliche Abſtimmung über das Ganze jemals übers 
flüfig fen, weil die fruͤhern Abflimmungen über die ein» 
zelnen Punkte immer nur eventuel gefhähen, und jedes 
Mitglied ſich die Freyheit verbehalte, das in den einzel⸗ 
nen Artikeln durch. die wechſelnde Majorität fo oter fo 
beftimmte Geſez, vielleiht wegen eincd einzigen gegen 
feine Uebergeugung beftimmten Artikels, dann doch im 
Ganzen zu verwerfen. Die Redaktion ſey dann die Folge 
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der Schluöfaffung, und ihre Vorlage an bie volld 
Kammer nicht unberingt norhwendig; zumal nicht bey den 
über die Wotionen beſchloſſenen Vorſtellungen oder Bite 
ten oder Beſchwerden; eber jedoch ben Gefegedentwurfen. 
Sin der Kegel babe daß Sefretgriat gemeinfhaftlich mit 
der Kemmiſſion ober dem Verichtserſtatter und tınter der 
fontrolirenden Nufficht des heben Präfidiums die Medal 
tion zu beforgen. Werde fle auch nod der vollen Kam⸗ 
mer vorarfegt — welches jedoch in der zweyten Kam: 
mer gemöhnlih nicht gefhehe — fo frage ed ſich nicht 
mehr um dir Sache, fondern blod noch um die Form, 
naͤmlich darum, ob der Entwurf den gefaßten Beſchluüſſen 
gemäß oder nicht gemäß fen, 


Sr. Hobeit der Praſident bemeritm, dag Sie 
Selbſt Die Vorlage aller, wenigſtens der wıdtigern Ent 
würfe an Tie volle Kammer wuͤnſchten, damit Diefelben 
hier ıhre Genehmigung gder Mopificirung erhielten. Eis 
nige Anftände, welche Ich früher bey folden Belegenpeis 
ten ergeben hätten, befräftigten diefen Wunſch. 


Se. Durdlaucht der Herr Fuͤrſt 2. Bürftenberg 
erffärten wiererhoit, daß Sie die Verſchiebung der Haupt 
Abſtimmung bis zur Borlage der Nevaltion für ſchr 
smedmäßig hielten; doch wollten Sie durch diefe Ihre 96 
fegenheitlihe Bemerkung zu feinen weitern Diskuſſionen 
Anlad geben. A 


Da von mehreren Seiten bemerkt wurbe, daß ja 
der Kammer und dem hoben Präfidium immer frep fbebe, bey 
den einzelnen vorfommenden Fällen die am geeignetften 
fheinende Form zu beobachten, fo fand man eine eigent⸗ 
liche Schlußfaſſung darüber nicht noͤthig. 
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Das Sekretariat machte die Anzeige von einer ein⸗ 
gekommenen und brevi manu an bie Petitions-⸗Kommiſſion 
gegebenen Befchwerdefchrift und einem Nachtrage dazu 
des Mr. Trafchaf von Freyburg, dermalen in Heidel⸗ 
berg, die ihm widerfahrne Behandlung in Kißlau betrefe 
fen. 


Beylage Ziffer 63.u.64. v.Unterbenlagezu Ziffer 63. 


Die Tagesordnung berief nunmehr den Prälat He 
bei zur Kommifjiond s Berichtderftattung über den Frhr. 
v. Weffenberg’fihen Antrag, die Errichtung eines Taub⸗ 
ſtummen⸗Inſtituts betrefſend. 


Die Diskuſſion des verleſenen Berichts 
Beybage Ziffer 65. 
wurde für die naͤchſte Sizung beftimmt. 


Se. Hoheit der Praͤſident erffärten hierauf, daß 
die auf der Tagesordnung fiehende Diskuſſion über die 
Erhr. v. Gemmingen’fhe Motion, die Steuerprägras _ 
virung der Gebirgsbewohner betreffend, heute nicht Statt 
finden könne, indem der Herr Zinanzminifter Frhr. v. Fi⸗ 
fcher nicht erfcheinen koͤnne; fie werde demr.ach big zur 
naͤchſten Sizung ausgeſezt. 


Dafür forderten Sie nun den Hofrath v. Rotteck 

zur Erftattung des zweyten Kommilfionsbericht3 uber den 
Geſezesentwurf, „die Abfchaffung der Vermoͤgenskonfiska—⸗ 
tionen“ betreffend, auf, und derſelbe verlae ſonach den in 
der 


Beylag e Ziffer 66. 
enthaltenen. Vortrag. 


bie ‚Mestelofle der Erſten Kammer. 


Die Diskuſſion der beyden über dieſen Geſezesent⸗ 
Wurf erſtatteten Berichte ſoll gemäß Bef sur ſed in einer 
bes naͤchſten Sizungen Statt finden. 


Freyherr v. Zylinharbe. 
v. Rotteck. 


m. 
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Beylag'e Biffer'6. 


⸗ 





An die hochloͤbliche erſte Kammer der Staͤndeverſamm⸗ 
lung des fonftitutionellen Großherzogthums Baden, 
Beſchwerde des ehemaligen Advokaten, jezt Rechts-— 
praktikanten, Dr. Traſchaek in Heidelberg über 
feine Feſtungsſtrafe und Entfezung. 


Die bepliegende, ganz getreue Sefchichtserzählung 
zeigt, daß ich gegen die Verfaſſung des Großherzogthums, 
gegen die Preßgefele und die ausdruͤckliche Bewilligung 
ded vorigen Großberzogs behandelt, oder recht zu fagen, 
mißhandelt, und da dad Oberhofgericht fich infompetent 
ertlärt hatte — vom Staatdminifterium ungehört aelaffen, 
auch nah audgeftandener, um einige Tage verlängerter 
Strafe, neuerdings in Schaden gebracht, und nun mit 
den Meinigen ganz gu Grunde gerichtet worden bin. 


So ſchmerzlich mir auch die ſchon acht Monate 


| dauernde Brodlofigfeit fallen muß; fo lieat mir doch noch 


mehr an der Ehre; daher bitte ih, Darauf anzutragen, 
und zu dringen, daß | | 


ı) bie feit ı7 Sahren zw erwartenden SHofgericht3- 
Viſitationen augenblidlich vor ſich gehen und mit 
dem oberrheinifchen angefangen werde, (wo Jeder 
feine Befchwerde der Kommilfion vorlegen kann) ; 
und daß mir 
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3) sum Rekurſe gegen das vom Oberbofgerichte nicht 
friminalifh erflärte Kriminals Urtheil bes nieder, 
rbeinifhen Hofgerichtes — vom Stastsminifterium 
die am 19. April und 1. May angefuchte, aber 
ganz unerledigt gebliebene Alten s Einficht geftattet 
werde, 





Bor Traurigkeit und Schwermuth bin ih nicht im 
( Stande, meine in der Geſchichtserzaͤhlung liegende Bu 
fhwerden weiter auszuführen. | 


Heidelberg den 14. Yuguft 1820. 


Dr. Trafcehach., 
Rechtöpraftifant, 


Unterbenlage zu Ziffer 63. 





Da dad Krenburger Anzeigeblatt vom 15. Sänner 
1820, einen Kriminalbefchlug des oberrheinifchen Dofger 
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richtes enthält, mit ber Aufſchrift: Traſchack iſt 
nicht mehr Advokat, und des Inbaltes, dad Dr. Tra⸗ 
ſchack vermöge einer Großherzogl. Kriminal⸗Entſchließung 
der Advokatie ſich unwuͤrdig gemacht babe, derſelben ent» 
ſezt und in den Stand der Rechtspraktikanten zuruͤckgeſezt 
ſey, ohne jedoch auszudruͤcken, durch was für ein Bes 
nehmen Traſchack ſich der Advokatie unwuͤrdig gemacht 
babe; fo iſt es für die Klienten und Bekannten des Dok— 
tord Traſchack im fonftitutionellen Großherzogthum Vaden, 
“in Dcfterreich, Bayern, Würtemberg , in der Schweis, in 
beyden heſſiſchen Ländern, auch in Sachſen, Preußen, 
Hannover, wie nicht minder in Frankreich nothwendig — 
auch anzugeben, warum Trafhad kaſſitt und von Arch, 
burg, wo er 33 „Jahre advocirt hatte — weg, und auf 
eine Feſtung gebradt worden ſey. 


Die Beranlaffung dazu waren mehrere Auffize, bie 
Trafhad voriged Jahr in den zu Stuttgart erfcheinenden 
Volksfreund aus Schwaben geliefert, und worin Bemers 


tungen über Kelationsgehühren 1 — — — — — — 
=- — — — — — ausgefuͤhrt, nicht minder den doppel⸗ 


ten, 8500 fl, giebenden Hofgerichtd s Vorftand geſchildert 
batte, ohne jedoch Jemand zu nennen, oder den Ort an. 
zugeben, mo ein fo mangelbaftes Dbergericht ſich wirt, 
lih befinde. — — — — — 


Traſchack über feine gedruckten Aufſaͤze zur Rede ges 
ſtellt, laͤugnete keinen Augenblick, Verfaſſer derſelben zu 
ſeyn, und auf die Frage: wer gemeynt ſey? erwiederte 
er, der und diejenigen, die das leſende Publikum meyne, 
und die ſelbſt behaupten, fie ſeyen geͤmeynt. 


Auf die Frage: warum Traſchack dieſe Auffäze in 
Drud gegeben babe? war feine Antwort: weil die Bes 
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ſchwerden ind Kabinet uber: Kränfungen vom oberrheini⸗ 
ſchen Hofgerichte ganz mit Stillfchweigen übergangen und 
eben fo unberüdfichtigt geblieben ſeyen, ald die lezte noch 
von Koßebue felbft herausgekommene literarische . Wochen⸗ 
fchrift eine Klage eines katholiſchen Profeſſors in Breslar 
enthalte, der auf die ungefeglihfte Weife — — — — — 
— — — — — von Der: Pfarren Karlsruhe fortgejagt 
worden fey, fih immer beſchwere, aber feine Entfchlie 
Bung erhalte, hiemit in oͤffentlichen Blättern auftveten 
muſſe. . 

Da Traſchack nad einigen Dionaten zufällig erfuhr, 
daß das nicderrheinifhe Hofzgericht in Mannheim ernannt . 
ſey, über dieſe Auffäze zu erfennen, reichte er dem nie 
derrheiniſthen Hofgericht exceptionem fori incompetentis 
ein, darauf gegruͤndet, dad, wenn Jemand durd feine 
Aufſaͤze ſich beleidiget glaube, er den Berfaffer vor feinem 
Richter belangen, aber zeigen muͤſſe, daß eine Injurie 
vorhanden fen: daß wach der Badiſchen Staatsverfallung 
Nicmand feinem ordentlihen Richter entzogen und einem 
Andern unterworfen werden fänne: daß ſchon 1813, da 
TZrafhad in Hartleben’s Polizeyfama Aufiäze gegeben, 
und das oberrheinifche Hofgeriht beym Juſtizminiſterium 
fiy befhwert habe, von diefem eutfchieden worden ſey, 
dad Juſtizminiſterium fen ganz infompetent, Traſchack 
nicht ald Advokat, fondern als Schriftfteller zu betrachten, 
und ver feinem ordentlichen Richten zu belangen, was 
endlich auch der vorige, beym Wiener Kongreß anmefend 
gewefene Großherzog, an den das oberrheinifche Hofger 
richt ſich gewendet hatte, beftätigte, jedoch dem Traſchack 
verbieten ließ, in inlaͤndiſche Blätter ſolche Auffäze zu ger 
ben. Die befragten Auffäze find aber in Würtembergie 
ſchen Blaͤttern erſchienen, nach einer ausdruͤctichen Groß⸗ 
herzoglichen Bewilligung. 
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Diieſer exceptio fori -incompetentis. wurde. no ein . 
Driginal:Aftenftüd beygelegt, folgenden Inhalts: 


„An das 'Großherzogliche hochpreißliche Hofgericht 
in Freyburg. Erklaͤrung auf die Beweisantretung 
in Sachen des Waiſenrichters Spehl zu Goͤſch⸗ 
weiler, Kl.Probanten gegen den Großherzogl. 
Fiskus, Foderung fuͤr Pulver betreffend. R. N. 
5582.“ 


Diefe Erklaͤrung auf die Beweisantretung wird uns 
ter  vorderfamfter NReititution des beklagten Probanten 
geaen die verfäumte Frift dem Gegentheile zur Nachricht, 
jedoch mit dem Anhange mitgetbeilt, daß ed ben der in 
diefer Sache bereits vorgegangenen Afteninrotulation fein. 
Bewenden behalte. 


Verfuͤgt beym Großherzogl. Bad. Hofgericht in ſrey⸗ 
burg am 17. Nov. 1816 


F. A. Hartmann. 
Gluͤckherr. 
An Advokat Traſchack dahier. | 





Für und gegen den Fiskus waren paria ausgefallen, : 
und da der Hofrichter abwefend war, calculuın Minervae 
alizeit mitnahm ; fo fehlug der zweyte Boritand amicabi- 
lem compositionen, wie nad dem weftphälifhen Frieden 
in causis religionis etc. vor, um den Fiskus auf eine. 
irt 3 reflituiren, ohne daß er reflituirt fey, (ie man 
fonit Hoidefheide giebt), die verfpätete Schrift des Fiss 
kus anzunehmen, und dem Klagbeweisführer mitzutbeilen, 
die Akteninrotulation aber nicht aufzuheben, fo daB der 
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Fiskus zwar reftituirt werbe, aber doch präfludirt bleibe. 
Die Alten wurden dann dem Hofrichter nach Befoul ges 
ſchickt, der über diefe glüdlihe Zufammenfugung benber 
entgegengefesten Meynungen fein Wohlgefallen in dei 
ſchmeichelhafteſten Ausdruͤcken zu erfennen gab, und ben 
Abſchluß mit dem Beyſaze begnehmigte, daß ihm ſelbſt — 
nichts Sinnreihewwd eingefallen feyn würde. 


Ueber dieſe exceptio fori incompetentis fam vom 
niederrheiniſchen Hofgerichte feine Entſchließung, bie doch 
in jevem Zalle hätte kommen follen,; fondern im Chriſt⸗ 
monat v. 3. ergieng vom delegirten Hofgerichte in Männ 
heim ein KriminalsUrtheil, weldes den Zrafhad wegen 
Beleidigung ded Hofgerichtd » Vorftands in Freyburg zur 
Tragung der Koften, einer Abbitte, dreymonatlichem Fe⸗ 
ftung$ » Arrefte, einer Belanntmahung des Urtbeils im 
Volksfreunde aud Schwaben verfällte, und es dem Broß- 
berzoge von Baden heimſtellte, den Traſchatk auch ned 
von der Advofatıe zu entfernen, und in den Praftilow 
tenftand zurüdzufegen. 


‚ Bon dieſem and Stadtamt Freyburg zur Rundmas 
hung an Traſchack, vom Hofgerichte in Mannheim einges 
fenoeten KRriminal-Urtbeile — — — — — — — 
hatte „leich Jedermann Kenntniß, außer derjenige nicht, 
ben ed anging, und da das Stadtamt Freyburg (vielleicht 
aus Mißbilligung) nicht raſch zur Berfündung fchritt, 
wurde ed vom Öberrheinifhen Hofaericht darauf betrieben, 
und fo gefhab die Verkündung pridie kalend. Januar 
1820. 

Zehn Tage darauf erfolate noch die Großherzogliche 
Entfezung von der Advokatur, welde am 11. Jänner d.% 
vom Öberrheinifaen Hotgerichte ird Ar z-igetlatt gefchict, 
und dem Traſchack den 14. durchs Stadtamt Freyburg ver 
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Zünbet wurde, und den ı5. Sinner im Anzeigeblatt er⸗ 
ſchien, wie oben ſchon bemerlt iſt. 


Traſchack meldete gegen beyde Erkenntniſſe ſogleich 
ben Rekurs an, erbot ſich aber auf der Stelle, in Einem 
Punkte dem Hofgerichtlichen Urtheile Genuͤge zu leiſten, 
naͤmlich vor einem Stadtamtmanne, der die Aufſaͤze vor⸗ 
leſen ſoll, Alles zu widerrufen, was nicht wahr ſeyn ſoll⸗ 
te.. Daß niederrheiniſche Hofgericht fragte das oberrheinis 
ſche: ob es hiemit zufrieden fen? Das Oberrheiniſche Hofs 
gericht erffärte, es verlange diefen Wiederruf nicht, und 
fo blieben Traſchaks Auffäze unmiderrufen. 


Nun fragte ed ſich, ob die Rekursanmeldung auch in 
der Kaflation auffbiebende Wirkung habe? Das Stadtamt 
unterflüjte Die bejahende Meynung aus dem Grunde, weil 
der Ausipruch Eriminalifh ſey (die Kaffation ift doch ger 
wis eine Kriminafitrafe. ) Allein das oberrheinifche Hof⸗ 
gericht, welches im Anzeigeblatt den Ausſpruch friminalifch 
genannt hatte, und ihn — — gleich vollzogen willen wolls 
te, und felbit vollzog, widerfprach dem Stadtamte, und bes 
bauptete, der vom oberrheinifchen Hofgericht als kriminaliſch 
jerlündete Kaſſationsausſpruch ſey nicht kriminaliſch, Das 
ber der Rekurs von feiner aufſchiebenden Wirkung. Tras 
ſchack mußte alfo augenbliclich die hofgerichtlichen Gefchäfte 
abgeben, | 


In dem Befchluffe des oberrheinifhen Hofgerichts, 
ber, der ftadtamtlichen Behauptung zuwider, der Trafdıafs 
kiſchen NMefurdanmeldung die auffihichende Wirkung abs 
ſpricht, ift von den zwey Vorftänden feiner unterfcrieben, 
um bie Unbefangenheit an Tag zu legen, fondern der erfte 
Rath, Freyherr v. Rink, ein Schwager des Hofrichters, 
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gar nicht felten feyen, in ein: Epftem. gebracht fenen, 
Penflonirung mit ganzem oder 3 Gehalt, Beybehaltung 
des Gharafter6 fammt Uniform nad fich zögen, hingegen 
mit aller Strenge gegen diejenigen verfahren werbe,' die mit 
der Feder oder im Drude fi über Difafterien oder Gefeze 
ein Urtheil erlauben, 


Hatte es vorher an Bepfpielen nicht gefehlt, fo gab 
ed nad dieſem Auffaze gleich wieder ein neues: denn es | 
war ein Ober» und Juſtizbeamter aus dem Breidgaue, der 
auf verfchiedene Weife mit verfälfchten Kriegsminifterials 
Beſchluͤſſen und andern Filouterien ſchon eines Betruged 
von vielen 1000 fl. überwiefen und ind Zuchthaus zu kom 
men beflimmt war, ı4 Tage vor Trafhads Abführung 
nah Kißlau — nach Freyburg in Verwahrung gebradt, 
aber mit fo viel Schonung, daß er in einem. Tag und Nacht 
offenen Haufe, einem an Fenſtern und Thüren unver 
ſchloſſenen Zimmer von Niemanden bewacht und Jeder 
mann zugänglich, in einer Freytagsnacht ſich entfernte, ohne 
eine Thüre zu fprengen, oder aus dem Fenfter zu ſteigen, 
ungehindert fortlam, dann ausgefihrieben und nicht mehr 
eingebracht wurde, 


Aber Trafhal, ein Dann von 54 Lebens, und 33 
Dienſtjahren, dem unbefcholtenften Charakter, vom Appel 
Iationggerichte in Wien, dem- k. k. Tandrechte und dem 
Stadtmagiftrate in Freyburg mit den fchönften Ber 
Iobungs » Defreten verfcehen, dann . vom Zuftizminis 
fterium, dem Minifterium des Innern zu einer Anftellurg 
und zur Stelle eines Privatdocenten empfohlen, feldft auf 
eine Stadtamtmannd, oder Hofgerichtsraths » Stelle ers 
fpeftivirt, Haus, und Familienvater und ſteuerbarer Buͤr⸗ 
ger in Freyburg, durch feine fhon unterm Kaifer. Joſeph 
begonnene Advokazie weit und breit als ein eben ſo recht⸗ 
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Traſchack, der Ehrenhalber nicht nach Freyburg zus 
ruͤck kann, lebt nun zu Heidelberg, fo wie feine Familie 
in Freyburg, in größter Noth, im achten Monat ohne 
Berdienft, und hat nichts als einen Vermoͤgenszerfall vors 
zufehen. 

Heidelberg den 14. Auguſt 1820, 


Beylage Ziffer 6% 





An die hochlöbliche erfte Kammer der Ständeverfamm- 
lung des Eonflitutionellen Großherzogthumd Baden. 
Nachtrag des Rechtspraktikanten Dr. Traſchack 
zu Heidelberg zur Beſchwerde vom 14. Auguſt, ſei⸗ 
nen Feſtungs-Arreſt und ſeine Entſezung betreffend. 


Ich habe vergeſſen anzufuͤhren, daß ich im Jahr 
1815. Badiſcher Kommiſſaͤr des oͤſterreichiſchen Spitals in 
St. Peter geweſen ſey, mit voller Zufriedenheit des 
Drepyfams Kreis: Direltoriums, 


Da ib am 16. März als ein Kriminalverbrecher 
plözlih von Freyburg abgeführt worden bin, fo fonnte 
ih keine Schriften mit mir nehmen; allein der Kerr 
Staatsrath v. Türfheim, Mitglied der bochlöblihen . 
erficn Kammer, wird es beftätigen, daß ich mit dem 
Drevfani: KreissDireftorium niemals die mindften Difie 
renzien gehabt babe, 
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Ich bitte die bochloͤbliche Kammer, auch biefen Grund 
gu berüdiichtigen, und auf die bebrängte Lage, im ber 
ih mit den Meiniger mich befinde — gnaͤdige und hulds 
volle Rudfiht zu tragen. 


Heidelberg den 22. Auguſt 1820, 


Dr, Trafchack. 
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Beylage Biffe 65. 


7 DE 


Kommiff tond- Bericht tiber die Motion wegen des Taub⸗ 
| ftummen » Inftituts, 


W Erſtattet von dem Praͤlaten Hebel. 


Die Frage, ob in dem Großherzogthum die Errich⸗ 
tung einer allgemeinen Taubſtummen⸗Unſtalt zu wuͤnſchen 
und zu befoͤrdern ſey, bedarf keiner tiefen Erwaͤgung. Sie 
beantwortet ſich ſelbſt, und iſt in der lebhaften Unterſtuͤ⸗ 
zung und Theilnehmung, welche die daruͤber vorgetragene 
Motion eines verehrten Mitglieds dieſer hoben Kammer 
“gefunden hot, zum Voraus und laut bejahet. 


Verſchloſſen allen belehrenden, allen erfreuenden und 
tröftenden Mittheilungen durch das Lebendige, freundliche 
. Wort, einſam mitten in den Kreifen der Gefelligen, find 
— die Taubgebohrnen eine Laft und ein Schmerz fi ſelbſt, 
ihren Angehörigen und der Geſellſchaft. 


Wie fehr wurde man die Unmöglichkeit beflagen,, fie 
der menſchlichen Beſtimmung und Würde näher zu bringen, 
wenn ed unmoͤglich wäre) Sollte man nikt, da es 
möglich. ift , alle. vorhandenen Mittel willig aufbieten, dies 
fen wohlthätigen Zweit zu erreichen? 


Schon im Jahr 1782 zog diefer Gegenftand die Auf; 
merffamfeit und Theilnahme Sr. Königlichen Hoheit des 
Höchftfeligen Großherzoge Karl Eriedrich auf fi. 
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auch, was der Hauptanlaß der Ruͤckgabe an die Kom⸗ 

miſſion war, die als nothwendig erkannte Ergaͤnzung 
des Geſezesentwurfs durch einen nachtraͤglich vorgelegten, 
dem Kommiſſionsantrag in der Hauptſache entſprechenden 
Artikel bewerkſtelligt. 


Der Inhalt dieſes Artikels iſt folgender + 


„Wenn ein Untertban das Land heimlich verlaffen 
bat, entweder um einer über ihm verhängten Unterſuchung 
oder befürdteten Strafe zu entgehen, ohne dag *diefe 
Strafe zu den im Landrechtsſaz 22. und folgenden ers 
mwähnten ‚gehörte, welche den bürgerlichen Tod nach fi 
zieben, oder um ein in das Geburtsland einmwirkendeß. 
Verbrechen zu begeben, deſſen Bermögen foll, wenn er 
auf geſchehene Ladung nicht erfchienen, und von der kom⸗ 
petenten Behörbe das Contumacial⸗Urtheil gefaͤllt iſt, mit 
Beſchlag belegt, und wenn in der Folge er ſolches weg» 
zuziehen die Erlaubniß erhält, davon ein Abzug von 
12 Procent ald Strafe. zurüdbehalten, andernfall8 aber 
und wenn er den Austritt durch feine Giftirung vor (Ber 
richt und Audftehen der Strafe nicht geheilt hat, und ohne 
folde Heilung bürgerlich oder natürlich ftirbt, oder in Bers 
fholfenheit fällt, fol dad von’ einem ſolch boͤslich Ausge⸗ 
tretenen hinterlaffene Vermögen den Erben gufallen, undjene, 
Die ed in abfteigender Linie find, fogleich nach gefälltem Sons 
tumazial» Urtheil in den Genuß ber Intereſſen aus ſol⸗ 
chem eingeſezt werden. 


Hiervon ſind jedoch Deſerteurs und Refraktairs aus⸗ 


genommen, als wegen welchen in den folgenden Artikeln 
das Naͤhere beſtimmt iſt.“ 


Ppyvptokolle der 1. Kammer, 35 
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Die Begründung dieſes Artikels, demnach die Motive zu 
feiner Annahme im Ganzen — ob auch mit einiger der 
genauern Bellimmung millen etwa nöthigen Modifikatien 
der Faſſung — enthält der erfte Kommiffionsbericht. 


B. Sn Rüdfiht der Deferteurd und Refrab—⸗ 
tairs hat die Erklärung der hoben Regierungs⸗Kommiſ⸗ 
fiog, daß eine Anftalt, wodurd für jeden einzelnen Des 


ferteur oder Refraftair ein beftimmter Einfteber ger 


worben, und aus dem Vermögen des erftern entſchaͤdigt 
wuͤrde, mit dem beſtebenden Konſcriptionsſyſtem unver 
ein Fa r, und uͤberhaupt nnaus fuͤhr bar fen, — eine 
nothwendige Abänderung der Kommiffiond s Borfaläge 
veranlaßt.» Mit Bedauern bat die Kommiſſion die Idee 
aufgegeben, eine, bloß aus ber reinen Rechtsſchutdigkeit 


der Erfazleiftung abgeleitete Zahlungspflicht des Dur 
ferteurs und Refraktairs zugleich als Abhalt ungs⸗ 


‚mittel von der Deſertion und Refraktion zu benüzen; 
and fie hat ſich, nach vielfeitiger Erwägung des Gegen⸗ 
ftandes, und durchdrungen von der Notbiwendigfeit, von der 


Berlezung der Militärdienftpflibt auf irgend eine wirffame 


Weiſe abzuhalten, endlich über nachftebende Vorſchlaͤge 
vereinigt: 


Erftens. Der Deferteur und der Nefrakftair, vom _ 


Augenblid an, da ihr Verbrechen oder Vergehen als voll. 
bracht erfcheint, das heißt alfo von Augenblick der verlan- 
fenen, in der Eoictalcitation zur Heimkebr beftimmten 
Friſt, verfallen in eine Geldftrafe, jener von 1200 fl., dieſer 
von Boofl,, welche von ihrem angefallenen, und wefern 
dieſes nicht Hinreiht, von dem ihnen fpäter anfallen 
den Bermögen, bezogen und in die Amtäfaffe bezahlt 
wird. (Die Urſache diefes von Geſezesvorſchlag abwei⸗ 
enden Antrages liegt darin, daß, möge man die Geld, 


u 


h 
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buße als Entſeha digung oder dals reine Strafe bes 


traten, der Grund ihrer Einföderung alfpgleib, nach 
begangenem oder juridifch erfcheinendem Berbrechen,, vor» 
handen ift, und daß au die abhaltende Kraft ver 
- Strafe durch die Gewißheit eined ungefäumten Volle 
zuges um vieles verftärft wird, Die Abſicht des beftehen 
den und deö neu vorgefchlagenen Geſezes, durch Ber 
fchieb ung ber Konfisfation oder ber einzuzichenden 
Geldbuße zur Ruͤckkehr einzuladen, kann durch fonftige 
Milde in Behandlung der frey win Fuͤcktehrenden erreicht 
werden.) | j 


3) Diefe Geldſtrafe wird jedoch nur alddann in ihrem 
vollem Betrag erhoßen, wenn das angefallene (oder fpäs 
ter anfallende) Vermögen zum Doppelten jener Summe 
hinanfteigt ; beträgt e8 weniger, fo wird die Strafe ims 
mer nur bis zur Hälfte deſſelben in Bollzug geſezt. Die 
defertirenden Einfteher bleiben jedoch noch außerdem 
denjenigen Beftimmungen unterworfen, welche in Ruͤck⸗ 
ſicht ihres empfangenen Einftandsgeldes in der Verord—⸗ 
nung vom ı. April 1839. enthalten find, g 


3) Die perfönliche Beltrafung der Deferteurd und 
Refraktairs gefchieht nach den dafür beftehenden oder noch zu 
‚erlaffenden Gefezen, deren allgemeine Revifion und hiers 
nach Modififation, aus allgemeinen Gründen ſowohl als ins⸗ 

befondere um den inflang mit dem gegenwärtig bes 
ſprochenen Geſeze zu bewirken, die Kommiſſion für aͤußerſt 
wünfchenswerth, ja für unumgänglid nothwens 
dig hält, 


4) Die Rüderftattung der erhobenen Geldftrafe kann 

im Gall der Ruͤckkehr des Deferteurd oder Refraftaird im 

Wes der Gnade Statt finden; auch geſchieht fie im 
26 * 


—E 
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Wege des Nechtes Nedann, wenn der Ruͤckkehrende ges 
fezlidh: gültige EntfQuldigungsgründe | der Entfernung et⸗ 
weislich darlegt. 


5) Die Beſchlagnahme des Vermoͤgens tritt 
auf die Anzeige der Deſertion oder Refraktion ſogleich ein, 
und dauert fort in Bezug des nach erhobener geſezlicher 
Geldſtrafe noch eruͤbrigenden Vermoͤgenstheiles bis zum 
Ende, der Rapitulations » oder geſezlichen Dienſtzeit des 
Deferteurs oder Refraftaird. Nachher kann dem Nicht⸗ 
rulfaefehrten dieſes Vermögen gegen ı2 pCt. Abzug vers 
abgefolgt werden. Ben fchwereren Defertionefällen (als 
in Kriegszeit, oder wiederholt begangenen) fann auch eine 
längere Befchlagnahme, oder die Vermoͤgens-Uebergabe 
an die gefezliben Erben des Deferteurs Statt finden — 
alles in Uebereinftimnung mit den oben in Rüdficht der 
böslich Ausgetretenen im Allgemeinen aufgeſtell⸗ 
ten Prinzipien, und dem geſezlich auszujprechenden map 
der Etrafbarleit ded Defertionsverbrechens. 


6) Wenn der Deferteur oder Refraftair zurück 
fehrt oder eingefangen wird, fo wird die perfönlide 
Strafe an ihm vollzogen. Die erhobene Geldftrafe aber 
bleibt dem Staat verfallen, und bewirkt aud feinen Un 
terfchied oder Milderung in der ordentlichen Strafe. 


Ueber dieſen lezten Punkt jedoch theilte fich die 
Kommiffion in verfchiedene Meynungen, und zwar als 
Folge von der Berfchiedenheit des Prinzips oder Tüv 
tels aus. oder vermög welchem die betreffende Geldſtrafe 
zu beziehen ſey. 

Die Majoritaͤt naͤmlich, wiewohl ſie den Namen: 


„Geldſtrafe“ beybehielt, auch in ihrem Androhen und 
Bezug die abſchreckende Wirkung, einen Hauptcharak⸗ 
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ter der Strafgefesgebung, erkannte; fprach gleichwohl die 
Anfiht aus, daß fie im Grunde nur zur „Entfchädis 
gung“ ded gemeinen Weſens für den durch. den Defers 
teur oder Refraktair demfelben zugehenden Schaden 
tönne eingeforbdert werden, für den Schaden nämlich, wel⸗ 
sher einerfeitd durch das böfe Beyſpiel, andererfeits 
durch den dem Staat — oder den der Militärfaffe tenen⸗ 
ten Amtöfaffen — überhaupt. alfo den fteuerpflichtigen 
Birgern, in den hiufigern: Sällen der Mittellofig 
keit der Deferteurs, von welchen alfo nicht einmal die Des 
fertiondgebubr zu erheben iſt, zugehenden Verluft von 
Armaturund Montur, bewirkt wird; oder and) für den» 
jenigen Schaden, welcher dem an die Stelle des. Defers 
teurd oder Refraftaird auszuhebenden Erſazmann (und 
allen demſelben nachfolgendenKonſcriptions— 
pflichtigen) zugehet, und fuͤr welchen der Entſchaͤdi⸗ 
gungsanſpruch, da die Perſon der zunaͤchſt Betheiligten 
nicht ausgemiktelt werden kann, an den Staat ſelbſt 
übergebet, 


Da nun — ohne Unterſchied, 06. der Erſaz eines 
verurſachten Schadens von dem Verbrecher erhoben werden 
kann oder nicht — derſelbe immer der naͤmlichen Strafe 
‚unterworfen bleibt; und überhaupt Erſazleiſtung und 
Strafe beyde neberf einander von dem Schuldigen zu tras 
gen find, fo mußte die Konſequenz allerdings die obige 
‚strenge Falgerung aus der Hauptibee ableiten. Ein 
Kommiflionsglied jedoch , und zwar der Berichtderftatter 
felbft, fonnte in der anzufezenden Belditrafe durchaus 
nichts von der rechtlichen Natur der Erfazleiftung ers 
fennen, fondern blos die reine Natur einer Strafe, und [ 
fonah mußten auch die Folgerungen abweichend ſeyn. 


Siebenzehnte Sizung vom 21. Auguſt. 551 


nen angerichteten Schadens macht, fo wie ja auch 
3. B. mehrere vereinzelte Kaſſendiebe nicht einer 
ir den andern tenent oder zum Schadengerfaz 
mechfelfeitig einer fie alle anderen verbunden find, 


8 Daß noch weit weniger gegen die bloßen Refrak⸗ 
tairs eine Schadloshaltungs⸗Foderung koͤnne ers 
hoben werden, weil diefe Selbſt dem Staat nichts 
entwendet haben, und ein an fie geftellter Bergüe 
tungsanfprucy für die von den Deferteurd vertras 
genen Armatur + und Monturflüde durchaus ohne 
rechtlichen Boden ift. Endlich | 


... .d) Daß der Staat darum, weil er — aus politifchen 
Gründen — eine Einrichtung zu treffen unterläßt, 
wornah der wahre Einfteher für den Defer- 
teur oder Refraftair zu erfennen wäre, und alfo 
zur gebührenden Schadloßhaltung gelangen koͤnnte, 
bewegen durchaus nicht in das Privats 
recht deſſelben eintreten, oder nun Selbft 
ald Gläubiger des Deferteurs gelten koͤnne. 


Hieraus folgt num, daß die 1200 fl. oder 800 |. 
eine reine Geld» Strafe find, daß alfo, da diefe bey Vie⸗ 
len wegen Dittellofigkeit nicht vollzogen werden fann, 
entweder fur diejenigen, welche fie entrichten, ein Ans 
fpruh auf Milderung der fonft gewöhnlichen odar ors 
dentlihen Strafe begründet wird, oder daß der Staat 
ihnen die bezogene Geldftrafe wieder zurädzuftellen fchuldig 
if. Bon der in der milden Behandlung der Ruͤcklehren⸗ 
den liegenden wirkfamen Bewegurſache zur Ruͤckkehr foll 
bier abermals nur im Borübergeben Meldung geſchehen. 


Der Umſtand, daß das Geld in die Amtskaſſe, 
‚nicht in die allgemeine Staatskaſſe zu bezahlen ift, made 
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‚in der Hauptfache gar feinen Unterſchied, ba einerfeits 
die Amtstaſſen auch Öffentliche, und im Grund wahre 
Staatskaſſen find, andererfeitd aber die ganz will, 
Zübrliche Einrichtung, wornach dieſe Mntskaſſen 
die Deſertionsgebühren an die«Kriegskaſſe zu bezahlen bar 
ben, in den übrigen Rechtsverhältniffen gar 
nichts Ändert und alfo unmoͤglich einen rechtlichen An; 
fpruch gegen den Deferteur, und noch vielweniger gegen 
den Refraftair begründen fann. 


Die Kommiflion und ibr Berichtserftatter, nachdem 
fie alfo den nach ibrem Ermeſſen einzig möglihen Recht % 
weg. bezeichnet haben, auf meldem die aus politifchen 
Gründen fehr rätblihe Beldfoderung gegen den De 
ferteur und Refraftair möge auszufprechen ſeyn, bat ihre 
Yufgabe erfüllt, aber fie wiederholt ihren dringenden 
Wunfch, daß ed der hohen Regierung gefallen möge, das 
Syſtem der übrigen Gefeze rädfichtlih der Deferteurs und 
Nefraftaird, und uͤberhaupt der Milizpflicht, durch eine 
möglichft befihleunigte allgemeine Revifion und gefezliche 
Abänderung, mit dem gegenwärtig beratbenen Gefeze in 
politifche und rechtliche Harmonde zu bringen. 
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Achtzehnte Sizung 


Karlsruhe den 23. Auguſt 1829. 





Gegenwärtig: 


Se, Hoheit der Präfident und alle bisher erſchienenen 
. Mitglieder, mit Ausnahme: 

Sr. Hoheit des Herrn Markgrafen Leopold, des 

Herrn Generals Freyherrn v. Geuſ au, des 

Herrn Staatsminiſter Freyherr v. Berſtett, des 

Herrn Staatsraths Baumgärtner, und des 

Freyherrn v. Falkenſtein. 


Weiter anweſend: 
Der Regierungs⸗Kommiſſaͤr, geh. Referendaͤr Boͤckh. 





Das Protokoll der ſiebenzehnten Sizung wurde ver⸗ 
leſen und genehmigt. 


Die Tagesordnung fuͤhrte hierauf zur Diskuſſion 
aber die Motion des Frhrn. v. GBemmingen⸗Stein— 
e 99, wegen der Steuerprägsavirung der Gebirgsbewohner. 
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Der Regierungs⸗sKommiſſaͤr, geh. Referendaͤr Boͤckh, 
eroͤffnete dieſelbe durch nachſtehenden Vortrag: 


Ihre Kommiſſion, hochgeehrteſte Herren, ſollte Ihnen 
uͤber die Motion des Frhrn. v. Gemmingen⸗Stein⸗ 
egg, die Praͤgravation der Gebirgsbewohner gegen bie 

des flachen Landes, Bericht erfiatten. Gie bat ſich ein 
anderes Thema gewählt. Ihr Bericht handelt von den 
Steuerbefchwerden im Hligemeinen. 


| Erlauben Sie mir, daß ich zuerft von dem eigent⸗ 
ltchen Gegenftande der Motion ſpreche. W 


Sie unterſtellt eine Thatſache, fie nimmt eine Maͤ⸗ 

gravation der Gebirgsbewohner gegen die des platten 

Landes an. — Die erite und natürlichfte Frage ift wohl: 
ob diefe Unterftelung richtig ſey oder nit ? 


Iſt die Richtigieit erwieſen, dann fragt fich weiter: 
wodurch die Ungleichheit veranlaft werden — 06 durch 
eine fehlerhafte Geſezgebung, oder durd eine mangelhafte 
Ausführung ? 


Der Herr Movent hat durch die Unterftellung einer 
Prägravation feine Ueberzeugung ausgefproden, die ich 
eben fo fehr wie fein warmes Gefühl für den Nothſtand 
der Gebirgsbewohner, die in der Regel gu demgärmern 
Theil der Landeseinwohner gehören, ehre. Aber dieſe 
Ueberzeugung iſt Doch nur hervorgegangen aus dent engen 
Kreife feiner Erfahrung, und die Beweife, die Er für 
feine Behauptung bepzubringen vermag, fünnen nur die 
Vermuthung einz-Iner Prägravationen, aber noch lange 
nicht den allgemeinen Saz: die Gebirgebewohner find ges 
gen die des planten Yandes prägravirt, begründen. 


N 
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Auf dieſem Wege wird ſich Überhaupt bie Unterſtel⸗ 

Iung der Motion fehwer rechtfertigen laffen, denn bie 

Zahl der Bälle, wo ein Mißverhältnig wirklich nachge⸗ 

wiefen worden ift, wird gegen die Zahl der Fälle, wo 

die gefezliche Gleichheit präfumirt werden muß, immer 
ein Minimum ſeyn. 


Bil man’ über folhe Dinge im Allgemeiner urthei⸗ 
len, muß man fie nicht in der. Nähe betrachten , ſondern 
von einem Whern Standpunft, auf bem die verwirrenden 
Einzelnpeiten verfhwinden, und die Maſſen hervortreten, 
die dad MWefentliche und Bleibende Parftellen. 


Eine ſolche Ueberſicht will ich Ihnen, meine hochge⸗ 


ehrteſten Herren, durch Vergleichung der Steuer⸗Kapita— 


lien. und ber Seelenzahl der Gebirgsaͤmter und der beſſern 
Aemter der Ebene geben. Erlauben Sie mit, Ihnen bie 
Zuſammenſtellung vorzulefen ı — 
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Bergleichende Weberficht der Steuerkapitalien mehrerer Gebirgs 
ämter und ihrer Population mit andern in der Ebene 


gelegenen Aemtern, 





Amtsbezirk. 






1. Walds⸗ 
hut. 
2. Saͤckin⸗ 
gen. 
3. Kl. Lau⸗ 
fenburg 
4. St. Bla⸗ 
ſien. 
5. Schoͤnau 
6. Neuſtadt. 
7. St. Pe⸗ 
ter. 
8. Troberg. 
g.Hornberg 
10. Wolfach 
11. Gerns— 
bach. 
12. Eberbaci 
13. Buchen. 
14. die grund⸗ 
herrl. Orte 
ob dem Ha⸗ 
genſchieß: 
Hamberg, 
Hohenwarth, 
Lehningen, 


* 
L 5 Q 
8 Total⸗ = , zZ 
3 | Steuer: | 2 J Amtebeziel.| 3 
| Kapital. | ® & 
5 8 
fl. 


fl. 
9,93914,439,660|446f 1. Mülheim, 11,400. 


3. Brenfadh.| 8,343 
12,755 5,464,430 42843. Emmen: 
dingen.| 17,081 
9,903|3,688,230|372$4. Lahr. 15,800 
3. Offenburg. 24,238 
8,892|2,821,880]31716. Kor. | 8,365 
11,996)3,840,350|32087. Schwez⸗ 
8,36413,863,850|4623 zingen.]12,015 
48, Ladenburg.|11,906 
5,365|2,201,450|409 
9,64313 ‚678,8 850 38 1 
9,744|9,281.350'h12 


9,780! 14,070, 2.0 446 





11,60015, 117, 25014 96 
7,727 4,131. 380 534 
11,792,6,919, 230 686 





Muͤhlhauſen, 


Neuhauſen, 
Schoͤllbronn, 
Steinegg, 
Tiefenbronn. 


3,103 3,317,100!746 


= 
E 
Total⸗ 
Steuer: | 3 
Kapital. a 
= 
R fl. i , 
13446140 m 


11212940 1a 


17546620 10 
16793170 1063 
25144890 1033 

9772130 1168 


12691300 1056 
ı14811240| 962 





\ 
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* 


Bergleichende Weberficht der Steuerkapitalien mehrerer Gebirgs- 
ämter und ihrer Population mit andern in der Ebene 
gelegenen Yemterp. 















Grund⸗ 
Steuer⸗ 


Amtsbezirk. 
Kapital, 


nn 


1 Aimtsbezick, 





44v!U399 
hv uꝛio 













2 
S. 
= 
S 

9: ald s⸗ fl. fh - fl. 

hut. 9,939|2,480,520, 248] ı. Müllheim. 

2. Sadin: 2. Breyſach. 

gen. 1|122,755|3,298,940125853. Emmen: 

3. 81. Lau⸗ dingen. 

fenburg.| 9,903|2,037,760|206$4. Lahr. 

4. St.Bla:| 5. Offenburg. 

fien. 8,892|1,671,540]18856. Kork. 

5. Schönau] 11,9962, 381, 2170 19917. Schwez⸗ 

6. Neuſtadtſ 8,364 12, 211,69012641 zingen. 

7. St. Pe⸗ 8. Ladenburg. 

» te. 5,385] 1,404,190|261 
8. Zrpberg.| 9,64312,024,330:209 
9. Hornberg| 9,744|3,332,630|342 
20. Wolfach/ 9,780|1,584,600|162 

11. Gerns⸗ 

bach. |11,500|3,287,130|28 
12. Eberbachſ 7,727]2,045,870|265 
13. Budhen.| 11,792|3,706,690|314 
424. die grund: u 
herrl. Drte 
ob dem Ha: 
genfchieß. 3,103|1,405,980]453 


fl. 
11,400|8,394,100|736 
8,343|6,460,390|77 


17,081110713280|637 
15,800|9,427,590|597 
24,238] 16430100|678 
8,363|6,750,930|807 
* 


12,01517,443, 2301619 
11,906/6,414,900|539 


Die Richtigkeit des Auszugs 


T, Steuer:Ober:Revifion 
G. Danzi 
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Sie fehen hieraus, daß unfre Steuer » Rapitalien 
Höhenmeffer find; fie fallen wie die Barometer, bey dem 
‚Steigen bed Gebirge — fie fliehen am miebrigften auf 
dem böchften Schwarzwalde. 


Sie werden mir einwenden, daß eine Bergleichung 
der Steuer⸗Kapitalien Überhaupt und felbft der Büterskas. 
pitalien nach der Seelenzahl nichts entfcheide, daß man das - 
Berhaͤltniß der Qualität der Güter zum Steuer + Kapital 
betradhten muͤſſe. — Sch bedaure, daß wir zu ſolchen. 
Vergleichungen, welche unmittelbare Anſchauung erfordern, 

weber Zeit noch Gelegenheit haben, und immer durch fregs 
de Augen, nämlich die der Iandwirtbfchaftlichen Experten, 
fehen muͤſſen. 


Daß die Güteranfchläge für die Jauchert ( Morgen) 
in weit ftärfern ‚Berkältniffen von einander abſtehen, als 
es bey Berechnung des Steuer⸗Kapitals auf den Kopf es. 
fbeint, davon koͤnnen Sie Sich ſchon im Allgemeinen über + 
zeugen, wenn Sie in Betrachtung ziehen, das die Groͤße 

“des Areals im Verhäftniß zur Population mit der pe 
der Gebirge progreffiv zunimmt. | 


Zum Beleg ein einziges Beyſpiel. 


Sn dem Gebirgsſteuer⸗ Diſtrikt St. Peter dep Bien. 
burg kommt ohne Wald auf die Seele 5 Jauchert Feld. als 
ler Gattung. Im Steuerbiftrift Breifach 1ı,% Jauchert. 
Auf die Seele fällt in diefem Diftrift ein Güterfteuerfapital 
von 976 fl. — Im Steuerdiſtrikt St. Peter fällt auf die 
Seele ein Guterftieuerfapital von 260 fl, — im Durchſchnitt 
fommt alfo auf den Morgen 52 fl. — Wenn man dab 
Waldkapital, das ich hier ‚nicht. befonderd angeben fann, 
trennen koͤunte, würden vielleicht nicht 30 fl. auf den Mor⸗ 
gen kommen; Wenn wir aber auch 40 fl. annehmen, 
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fo verhält fih der Anſchlag der Jauchert Feld in dem 
Walddiſtrikt St. Peter zu: dem im Diftrift. Breifach, wie 
3: 10, Die Wiefen in jenem Diſtritt ſind nicht ſchlecht. 
Die Waiden wurden zu ı2 und 6 fl., Vie Jauchert, ange⸗ 
ſchlagen, was Yu 33 einen reinen Ertrag von 22 reſp. 
a1 fr. per Jauchert voraußfest. Die befte Jauchert Reut⸗ 
feld iſt nur in einem Orte dieſes Diſtrikts zu 36 fl. ange⸗ 
fhlagen, was zu 38 ein reiner Ertrag: von ı fl. 5 ir. 
ſupponirt. | 


In den aͤbrigen Orten ſteht bie erfte alaſe zu 24, 
die zweyte zu 18, die dritte zu 12, und die vierte. Klaſſe 
zu 6 fl. 


Meine Abfı st bey —E— it keineswegs 
durch Beyſpiele beweiſen zu wollen, daß die Gebirgsbewoh⸗ 
ner im gerechten Verhaͤltniß zu den Bewohnern der Ebene 
angelegt find. Aber ich widerfpreshe eine Unverhältnißmäs 
Bigfeit der Befteurung im Allgemeinen auf den Grund des 
Geſezes; ich behaupte, daß die von dem Herrn Moventen 
außgefprochene Ueberzeugung für Die Allgemeinheit des Sa⸗ 
zes nichts bemweife, und dag von Mandregeln gegen ein 
Uebel, deſſen Exiſtenz noch gar nicht erwiefen ift, Teine 
Rede ſeyn könne. Die Ueberlaftungen einzelner Gegenden 
zeigen ſich gemöhnlid in dem. Anfchwellen der Steuer⸗ 
Ruͤckſtaͤnde. Davon haben wir aber in x 'n Öebirgögegenden | 
ſeit 5 Jahren feine Spur. 


Ein Fehler in der Geſchgebung iſt nicht nachgewies 

fen, auch feine Verbefferung vorgefchlagen, eine mangels 
bafte Ausführung in’ dem Bezirk, aus welchem der Freyherr 
von Memmingen » Steinegg die Gründe zu feiner Motion 
entnommen, nicht nur. leicht möglich, fondern auch fehr 
wahrſcheinlich, da mehrere Befchwerden aus diefem Bezirk, 
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von der Berathungss Kommiffion unterftüzt, eingefommen ' 
ind. Die Inſteuktionen zur Verbeſſerung find bereits vor, 
gelegt und genehmigt worden. Diefe Befchwerden werden 
nun im gefezlichen Wege erledigt werden, 


Ueberhaupt. ift in den Gebirgsgegenden das Steuer⸗ 
geſchaͤft der meiſten Verbeſſerung beduͤrftig, weil dort die 
Hülfsmittel zur Ausführung ſehr beſchraͤnft waren. 


Dieß uber den Gegenftand der Motion. 


Das Thema Ihrer Kommiſſion iſt weit umfaſ⸗ 
fender. Ä . 


Eine Steuer » Peräquastion, meine hochgeehrtefte Hers 

‚ren, fann — wurde fie auch von höhern Wefen geleitet — 

als wir find, nie zur allgemeinen Zufriedenheit ausfallen, 

- Dies wußten bie Stände des aufgelösten Reichs deutfcher 

‚Nation fo gut, daß, ungeachtet der großen Befchwerden, 

die ‚Perdquation der Neichömatrifel in drittehalbhpundert - 
Jahren nicht zu Stande Fam. 


Wir haben Steuerfnfteme hundert und mehr Jahre 
befteben feben , ohne Klagen. Die Zeit hatte die Vertheis 
fung der Faften, war fie. urfprünglic gerecht, durch ihr 
unermüdeted Veraͤndern aller Berbältniffe, ungerecht ges 
macht „ aber die Gewohnheit milderte den Drud, 


Jezt noch vermiffen wir diefes befänftigenden und 
ausdgleichenden Mitteld im Steuerweſen, mie in vielen 
andern noch wicdtigern Einrichtungen der Gegenwart; zu 
der Schwierigkeit der Sache kommt die der Zeit,. die fi 
“erft felbft heilen und wieder ind Gleichgewicht bringen 

muß. Ä 

Der Regierung Tann es alſo keineswegs befremdend 

feyn, wenn fich mit den Reklamationen einzelner Bürger 
| und- 
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und mancher Gemeinden auch mehrere Stimmen in den 
Kammern der Staͤnde vereinigen. 


Sie iſt ſelbſt uͤberzeugt, daß viele Mängel der Aus⸗ 
führung zu beben find; fie fennt fie ihrem gangen Umfang 
nad, und ift eifrig bemikt, dieſelbe gruͤndlich heben zu 
laſſen; und ſich dadurch ihrer Pflicht gegen die Staatsbür ⸗ 
ger zu entledigen. 


Nach reifer und vielſeitiger Berathung der mit dem ’ 


Steuerwefen binfängfich vertrauten Staatsdiener, nicht 


nur des Finanz» Minifterlums, fondern auch der Mittels 


ſtellen, wurde gu dieſem'Zweck die Verordnung v. 11. July 
1817. ertheift, nad der ſchon zahlreiche Beſchwerden eins 
zelner Perfonen ohne Gchwierigfeit erledigt worden find, 
und die ganzer Gemeinden. in Baͤlde werden erfedigt. vers ı 
den, wie die Alten des Finanz⸗ Miniſteriums jur Genuͤge 
ausweiſen. | 


Den guten Willen der Regierung, d die Veſchwerden | 


heben zu wollen, verfennt Ihre Kommiſſion nicht, aber 
mit den ergriffenen Mitteln ift fie nicht ganz zufrieden.- 
Sie trägt deswegen darauf an, die Regierung tum ein neues 
Gerz zu bitten, welches fih von dem beſte henden darin 
unterſcheiden ſoll, daß: yo 


1) das Finangminifterium nicht Richter ſey in eigener 


‘ Sache; 


2) daß alle zwey Jahre alle In dieſer— Zeit Sefammefte 

Klagen unterfücht, und ohne Nudficht auf die Ver—⸗ 

“ fhiedenheit des Gegenftandes auf gleiche Art atia 
tet werden ſollen; 


3) daß die Steuerklagen nicht mehr als andere erſchwert, 
d. h. tein Vorſchus der Unterſuchungskoſten von den. 
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zerlamirenden Gemeinden gefordert werben follen ; 
endlich 


4) daß die Befchwerdefumme von ı5 Auf 10 Procent bers 
herabgefegt werde. 


Die Anſicht Ihrer verehrlihen Kommiſſion, daß das 
FSinanzminifterium in Steuerfachen Richter in eigener Sade 
fey , ift offenbar irrig. 


| Das Hinanzminifterium ift feine Domainenkammen 
Ein Intereſſe, das diefe oder jene Staatsbürger mehr aid 
recht zahlen , ift gar nicht denkbar. Was der Eine nicht 
zahlt, muß der Staat nicht miſſen, fondern die Gefammt: 
heit aller Staatsbürger muß es entrichten. 


Wenn der Richter dabey intereſſi rt iſt, daß das Recht 
herrſche, ſo iſt es auch das Finanzminiſterium, daß die 
Steuergeſeze vollzogen werden, und ſein hoͤchſtes Ziel iſt 
‘erreicht ,„ wenn die Steuern gerecht vertheilt find, denn in 
diefem Fall geben fie auch am beften ein. — Staat sbehoͤr⸗ 
den ſind und koͤnnen nie Parthie ſeyn; wenn von Staats⸗ 
rechtlichen Verhaͤltniſſen die Rede iſt, ſonſt waͤre der Regent 
am Ende in allen Regierungsangelegenheiten Richter in 
eigner Sache. Alle Verwaltungsftellen handeln blos im 
feinem Namen und aus feinem Auftrag. 


Mehr hierüber zu fagen, ift wohl überflüffig; doppelt 
überflüffig, da nach dem beftehenden Gefez das Finanzmi⸗ 
nifterium feine Entfcheidung giebt, Sm erfter Inſtanz ent« 
ſcheiden: Kreis - Steuer » Rommiffionen, die unter dem Vor⸗ 
fig des Kreisdirektors aus fänımtlichen Kreidräthen, zwey 
Juſtiz- und zwey Kameral » Beamten mit entfdheidender und 
6-Borgefezten mit beratbenden Stimmen beftchen ($. 28.) in 
zweyter und lezter Inſtanz dad Staatsminiſterium (5. 30.). 
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Das Finanzminifterium handelt nur Ieitend fin Beziehung 
auf tas Berfabren, und begutachtend in Rekursfaͤllen. 

Soll diefes durch eine Stelle geſchehen, die der Ges 
fege und beitehenden Verhaͤltniſſe im Steuerweſen unfuns 
dig iſt, oder glaubt man, daß es eine fo Tefhıte Sache fen; 
dieſen Gegenſtand in kurzer Zeit erfhöpfend fennen zu ler⸗ 
nın? — Nach dem erften Entwurf des Geſezes ſollte die 
Berufung an das Binanzminifterium als zweyte und lezte 
Intanz gehen; bey der Definitiv s Verfaffung wurde dem 
Finanzminiſterlum nur der Bortrag, dem Staateminifterium 

die KEniſcheidung übertragen. 


Dem Wunſch, daß für die Reklamanten, welche ihre 
Befbwerde in den, $. 4. der Verordnung beflimmten Tera 
min von einem Jahr nicht angebracht haben, nach Erledis 
gung der fhon vorliegenden Beſchwerden ein weiterer Ter⸗ 
mın beftimmt werde, wird die Regierung zu entfpreden 
keinen Anftand nehmen. Es ift darauf’ ſchon in der Wera 
ordnung vom 11. July 1817. hingewieſen. Diefes aber 
alle zwey Jahre ind Unbeftimmte hinaus zu wiederholen, 
dit nicht nothwendig, weil in mehreren Sahresfriften auch 
der Indolentefte erwachen, und fein Intereffe wahren kann. 
Dem Staat ift nicht zuzumuthen, ſich perpetnitlich mit eis 
nem Gegenftand zu befchäftigen, der auf einmal erfedigt: 
werden fann — noch weniger die damit verbundene Koften 
zu Übernehmen — andrer in der Natur ver Sache lies 
genden Schwierigkeiten und Nachtheile nicht zu gedenten. 


Bloße Fehler der Gefhäftsmanipulatien werden bey 
jedem Ab» und Zufchreiben beriatigt, daher bier nur von 
ſolchen die Rede ift, welche ohne Gutachten von Experten 
nit erledigt werden können. 

Der Vorſchlag, alle Reklamationen auf eine ı- d dies 
ſelbe Art zu erledigen, berührt eine Sache, die rein admin 
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niftrativ iſt. Gefchäftd:Vorfchriften giebt bie Regierung; 
und ih glaube, daß Staatsbeamte, die fih mit einem Bes 
ſchaͤftszweig anhaltend befchäftigen, am heften beurtheilen 
bürften , unter welchen Formen einzelne Azheiten am fürs 
zeſten und ficherften erledigt werden fünnen. Daß eine 
MWaldtarationd:Befchwerde nicht, wie eine Befchwerbe über 
die irrige Taration eined Hauſes, und die Befchwerde. eis. 
ner: ganzen Gemeinde gegen die Taration ihrer Gemarkung 
nicht, wie die Befchwerde eined einzelnen Bürgers, daß 
ein Viertel Morgen Ader nicht in die dritte, fondern in. 
die vierte Klaffe gehöre, behandelt werden fann, iffan 
und für fih flar, und jede weitere Ausführung überflüfs 
fig. Ohne Zweifel, meine hochgeehrtefte Herren, wird 
Shnen die Berfiherung genügen, daß die Art und Weife 
der Geſchaͤfts Behandlung mit fämmtlihen voliziebenden 
Stellen berathen worden ift, daß die Vorfchläge der ges 
fhäftfundigften Männer berüdfihtige worden find, und 
daß die Ordnung, mit welder ſchon viele Beſchwerden ihre 
Erledigung gefunden haben, für vie beftehenden Gefchäfts, 
formen fpreche. Uebrigens wird die Regierung beftimmte, 
mit Gründen unterftüzte Verbeſſerungs-Vorſchlaͤge auch 
in biefer Hinfibt nie unberädfihtigt laffen. Begründet 
find aber die Vorfehläge Ihrer verehrlihen Kommiſſion, | 
welche die Verordnung über. die Öteuerbefhwerden zu $ 
Burchfireihen will, gar nicht, 


Die Erleihterung der .Reflamanten durch vorſchuͤß⸗ 
liche Zahlung der Koften aus der Staatdfaffe wird für alle 
diejenige Individuen, deren Vermögens. Verhäftniffe dieſe 
Nach ſi icht rechtfertigen, von der Regierung gerne verfügt 
werden. 


Das beſtehende Geſez iſt uͤbrigens nichts weniger, 
als unbillig. Das Ganze hat die Koſten ſchon einmal 


\ 


\ 
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bezahlt, und fo Tange nit das Gegentheil eriwiefen iſt, 
. muß präfumirt werden, daß früher nach gefezlicher Ord⸗ 
nung verfahren worden fey. Inzwiſchen fann der Roften» 
Vorſchuß, der durchaus nicht bedeutend ift, unmöglich 3 Je⸗ 
mand abhalten‘, fein Recht zu verfolgen. 


Wal jede Befchwerde angenommen werden folf, 
wenn wö nur eige Prägranation von 10 Procent wahrs 
fcheinlich gemacht werden kann iſt nicht abzuſehen. 


Ka vielfeitiger Berathung hat die Regierung ge⸗ 
glaubt, daß eine Genauigkeit bis auf 155 nicht wohl zu 
erreichen fey. Sn den meiften Fällen fommt ed. auf den 
Ausſpruch von Erpesten an, deren Urtheil oft und viel 
um 108 differiren fann. Unzweckmaͤßig wäre ed, für den 
naͤchſten Termin bierin etwas zu ändern, nachdem die- 
‚meiften Befchwerden nach dem gegenwärtigen Geſez werden 
‚entichieden worden feyn. Zur die Abänderung der gefezlis 
chen Vorſchrift hat Ihre Kommiſſion durchaus keine Gruͤnde 
angegeben. Ich behalte mir vor, Ihnen die Motive zu 
dieſer Vorſchrift aus einem gedruckten Vortrag v. 13. July 
1816. vorzulefen. Sch hatte 108 vorgeſchlagen; das Re⸗ 
"fultat der Berathung Vieler war 158. 


| Wenn endkich Ihre verehrlihe Kommiſſton den Bor, 
ſchlag, macht, dem fländifhen Ausſchuß den Auftrag zu 
geben, Unterſuchungen und PBergleidungen über dad 
Steuarweſen anzuftellen, und. zu diefem Zweck ſich die Az 
ten ꝛc. vorlegen zu laſſen, fo fragt ſich: ab derſelbe nuͤz⸗ 
lich oder zulägig ift oder nicht? 


Das Öteuerwefen ift der Yublicität übergeben, jeder 
Staatsbürger fann alles, was ihn berührt, einfehen, um, 
feine Rechte zu wahren, und ſich ‚gegen ungebührliche Bes 
laſtigaes jeder Art zu ſchuͤzen. Ebenſo koͤnnen es auch 
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ſaͤmmtliche Beguterte einer Bemarktung. Was Ihre Kom⸗ 


miffton dem Ausſchuß übertragen will, ift Sade der Res 
sierung. Sie bat zu diefem Ziwede ihre Beamte, Deren 
Pflicht es ift, alle Prägravationen, die ihnen zur Kenntniß 
fommen, von Amtswegen zur Spracde zu bringen, was 
aber erft geicheben foll, wenn die Befchwerd ber Unter« 
tbanenterfedigt find, damit nicht ein rg Ge⸗ 
ſchaͤften entftehe,, und ſchaͤdliche Uebereilung an Stelle 
gründficher Erledigung trete. 







Auch nac dem Geifte unirer Verfaſſung ſindidem 


„Ausſchuß derartige Geſchäfte ganz fremd. 


Es wirrden gewiffermapen fländifche Stenerbeamte 
entftehen , beſtimmt die Fehler der Steuerverwaltung auf 
zufuden. Dieſes it aber höchft überflüffig, da die Regie⸗ 
rung fein Intereſſe bat, ſolche zu machen, oder, wenyp fie 
entſtanden ſind, ungeruͤgt zu luffen; überdieß iſt durchaus 
nicht zu vermuthen, daß die Glieder des ſtaͤudiſchen Aus— 
ſchuſſes, die ſich mit dem Gegenſtand doch nur als mit ei⸗ 
ner Nebenſache beſchäftigen fönnten, bey allem guten Bil, 
len und den vortrefflichften Einſichten im Allgemeinen Er 
fprießlicheres letiten dürften, ald dir Staatsbeamten, wel 
he fib mit diejen Gegenſtaͤnden ausſchließend ſchon ſeit 
vielen Jahren beichäftigen. Die Negierung kann auf dieſen 
Vorſchlag Ihrer Kommiſſion nicht eingehen. 


Erlauben Sie mir nur nod einige Bemerfunaen über 
die verfchiedenen Yeußerungen Shrer verehrlichen Koms 
miſſion. zo 


Die Regierung ift ben der üffentlihen Mennung in» 
tereffict. Ich bin daber verpflichtet, Aeußerungen, die its 
rige Anſichten verbreiten, und das Anſehen ver Regierung 
gefährden, koͤnnten, zu berichtigen. 


\ ’ . 
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Wenn in-dem Bericht Ihrer Kommiſſion woͤrtlich fol⸗ 
un behauptet wird: . 


„Dos das Aufgreifen. jedes nur möglich brauchbas 
ren Menfchen zu diefem Gefchäfte eben fo viele 
Mängel erzeugt habe, als die Aufftellung der fi 
in der Ausführung widerfprehenden Grundfäge in 
die Natur der Sache legten, nämlich in den Haupt⸗ 
grundfaz , die Grundfteuer, melde in dem reinen 
Eitrag der Liegenſchaften ruht, foße ſich allein 
durch die mitifern Güters Raufpreife auffinden 
Lafien. 


fo mug ich zwar aufrichtig gefteben, daß mir der Sinn die⸗ 
ſes Sazes vicht ganz flar it, am allefwenigiten, wie die 
Aufftelung widerſprechender Grundfäze Mängel in dieNas 
tur einer Sache legen koͤnne; nur fo viel ſcheint mir dar⸗ 
aus hervor zu gehen, daß damit über einen Hauptgrund« 
ſaz unferes. Steuerſpſtems der Stab gebrochen werden 
fol. * 


Die Regierung kann bey diefem Urtheil ruhig ſeyn — 
fo wie bey. dem Weiteren, daß die Fehler der Ausführung 
noch größer gewefen feyen, als die der Grundfäze ſelbſt — 
denn Sie, meine hochverehrteſte Herren, werten mir voll⸗ 
kommen beyſtimmen, daß fih auf folde' Weiſe über ein 
wichtiges Gefez niet abſprechen laſſe, über ein Gefez, wels 
ches vor feiner Emanirung van dem. höchften zu diefem 
Zweck beſonders verftärften Raty des Regenten mit auds 
geseichneten Sorgfalt geprüft worden iſt. — Kein Geſez 
Tann — fein Gefiz fol dem Tadel entzogen werden, aber 
er ftüge fi auf Gründe; denn ohne diefe kaun zer wohl. 
die Ehrfurcht vor dem Geſez ſchwaͤchen, nie aber zur Ber 
befferung deſſelben beytragen. 


\ 
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"Was Ihre Kommiffton dem Finahzminifterio in Be, 
ziehung auf die Größe der Steuer: Hapitalien anmulber , 
ift doch wohl nichtd anders, als ein Produft mannrigfaltiger 
Mißverſtaͤndniſſe, und die fehredlichen Nachtbeife, wie fi 
Shre Kommiffion ausdrädt, die einem zum deutſchen Bunde 
gehörigen Staate droben, der hohe Steuer : Kapitalien 
bat, find diefe in der That zu fürdten , und. werden fid 
die Bedürfniffe der Armeen wirklich nach unſerm Öteuer: 
Kapital rihten? —, 


Laffen Sie Sich durch diefe Schredkifder nicht aͤngſti⸗ 
gen. Die Nationen und Portionen der Armeen rickten ſich 
nach ganz andern Dingen Die feindliben Heerführer 
bringen ihre jtatittiichen Notizen mit in® Yand, und. nod 
ebe die Kricadtrompete erfhallt, ift dad Dart. deſſelben 
ſchon abgewogen. | 


Aus ihren Kräften machen die Völker jest Fein Ges 
heimniß. mehr, und ibre Schwäcen können fie nicht meht 
verbergen. Der deutfche Bund wird feine Laften nie nah 
unferm Öteuerfapital repartiren, eber noch wach unfern 
Steuern. Geclen und Einkünfte müßte man geheim bals 
ten. Daß Steuerkapitale nichts anders als Berbältnißs 
zahlen find, wiſſen alle Staatdmänner. Uebrigens wären 
gegen die von Ihrer verehrlichen Kommiffion geſchilderte 
Gefahr durch eine Diviſion mit zwey leichk geholfen, noch 
leichter und ausreichender durch eine Diviſion mit zehn; 
und wenn man dann von 10 fl. zwanzig Kreuzer nähme, 
wie jest von 100 fl., fo würde Niemand etwad gewinnen 
noch verlieren, nur die Rechnung wäre ſchwieriger wegen 
den Kreuzer, 


Die Belohnung und Belobung, die der Regent in 
dent $. 166. der Öteuerordnung denjenigen Kommiffarien 
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zugeſichert batte, welche beſondere Geſchicklichkeit und Thaͤ⸗ 
tigfeit in Vollziehung ihres Auftrags bewieſen, nennt Ihre 
Kommiffär eine ungluͤcklich erfundene; die Steuer, Roms 
miſſion beſchuldigt fie eines pflihtwidrigen Haſchens nad 
dieſen Praͤmien; den Taratoren und Urkundsperſonen wirft 
fie feige Nachniebiakeit gegen die Steuer⸗-Kommiſſaͤrs vor, 
und gleichen Unverftands werden die Unterthanen bey der 
Kiafüfilation und Publikation bezüctiget; die Reviftonds 
Berfammlungen aber ſtraͤfl ichen Leichtſinns, durch die Bes 
hauptung, fie hätten ihr wichtiges Gefchäft in wenig Stuns 
den geendigt. Auf das Finänzminifterium wird endlich der 
böfe Schein geworfen, es habe dad Steuerfapital fhon im 

. Boraus beſtimmt, und ohne Ruͤckſicht auf die früher auss 
geſprochene Grundſaͤze Procent: Erböhungen vorgenom⸗ 
men, bis eine gew;ffe Summe erreicht war, und — ber 
Beleg zu diefer Behandlung des Steuerweſens fol 'die 
Klage der dem Herrn Berichterftatter grundherrlich zufter 
benden Gemeinde Liel ſeyn, die fi) aber durchaus nicht ers 
laubt hat, ihre Beſchwerde, "die mir nicht ungegründet 
ſcheint, mit ſchweden ungerechten Befhuldigungen gegen 
die oͤffentlichen Stellen, ſondern mit beffern Gründen: zu 
unterftügen, Bern 


Wie könnte eiwas Beſſeres zu Tage gefördert werben, 
wenn den Unterthanen ber Verſtand, den Vorgefezten vder 
Urfunpsperfonen die Kraft, den Angefkellten Ler gute Wille 
fehlte? " 


So ift es aber niit. Der Prämien wegen haben ſich 
"wenige Kommiſſaͤrs übereift, und die, welche fie effielten, 
find Ehrenmänner ; einzelne Taratoren und Urfundsperfos 
nen haben ſich vielleicht fchreden Taffen dur kommiſſari⸗ 
ſches Anfehen,.die Majorität aber keineswegs; und wenn 
ſich einzelne Gemeinden unverftändig, und andere nur zu 
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‚Hug benommen haben, fo wird doch ber Mehrzahl Nies 
mand den geſunden praftiiben Berftand abſprechen mwols 
(en, der dem Badiſchen Eanvoolf eigen iſt; die Reviſions- 
verſammlungen waren keine leichtſinnige Könvente; — 
die Miniſterial-Kommiſſaͤrs pruͤften vorber alle Arbeiten 
‚unter Zuzug der Steuer-Kommiſſars und der Kreisdirekts⸗ 
zials Referenten forgfam, ein Gefchäft, was gewöhnlid 
4 — 6 Wochen. dauerte. 


Die Revifions »Berfaommlungen im alten Dreyfam: 
kreis, in welchem der Herr Berichtserftatter lebt, währten 
4 Tage, den ı. 3, 5. und 7. July 1813., gewoͤhnlich von 
Morgens 8 bis Naamittaas 4 oder 5Uhr. — Sie waren 
zufanınıengefegteaug allen Zuft:4» und Kameral » Beamten 
des Reviſionsbezirks, und aus den vorzüglihfien Vorges 
festen. 


Wie grundloß die fränfenne Behauptung iſt: „es 
ſcheine, ald ob die Höhe des Steuerfapitald vom Minis 
‚fterio aus ſchon beftimmt gewefen wäre‘, wird Shnen, 
meine bachgeehrtefte Herren, Leicht Klar werden, wenn Gie 
die Güte haben wollen, die Verordnung vom 9. April 1812. 
und einzelne Protofolle der Revifiond : Berfammlungen 
durchzugeben, wo Sie finden werden, daß die Anträge 
der Kommiſſaͤrs des Finanzminifterii, welche gar feine ent 
‚Iheidende Stimme hatten, fehr oft verworfen worden find. 
‚Ber vermag es auch zu glauben, daß ſich fo viele ehren, 
werthe Männer zu einem Kollegium von Sau Herren hät 
ten herabwuͤrdigen laſſen — und warum hätte die hödfte 
Stelle jold Gaukelſpiel veranftalten ſollen? Unbegreiflich 
ift es, wie fih der Herr Berichtserftatter in diefer Hinficht 
auf die Eingabe des Vogts in Kiel beziehen konnte. Der 
vormalige Beamte des Herrn Berichtderftattere und der 
Bogt Bohler zu Liel, nicht der gegenwärtige waren bey 
| | N 
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"der in Loͤrrach am ıı. und 12. Okt. 1813. über den Difrift 
Kandern abgebaltenen Reviſions „Verſammlung; fie haben 
die Rechte ihres Orts gewahrt ‚und bie Befchrverde, weils 
. de der Drt Kiel gegenwärtig führt, beſtebt eigentlich darin, 
daß die Reviſions⸗Verſammlung den Antrag ber Miniſte— 
rial⸗Kommiſſion verworfen hat. 


Ich habe dieſes Ihrem Herrn Verichtserdatter akten⸗ 
mäßig gezeigt, und erbiete mich, die Aitenftäde, welche es 
beweifen, in dieſer hochanſehnlichen Verſammlung zur Gins 
fiht nieder zu legen; fie werden felbft den Schein eines 
Scheins vertilgen, als 0b dad Minifterium die Steuer 
Kapitale vorausbeftimmt hätte. | 


Was es init dem Anfchlag des Haufts Ihres Herrn 
Merichtderftatters In Schliengen für eine Beſchaffenheit 
bat, und ob die Fehler am Eigenthümer oder an der 
Steuerbeboͤrde liene, iſt hier nicht zu unterſuchen. Der 
Herr Berichtserftatter mag fih auf geeigneten. Wegen bes 
ſchweren, wenn er Recht zu haben glaußt. 


Ich bedaure unendlich, meine bochgeebrtefte Herren, 
durch den Bericht Ibrer Kommiſſion zu dieſen Gegenbe⸗ 
merkungen veranlaßt worden zu ſeyn; meine Bemuͤhun⸗ 
gen in der Kommiſſions-Sizung die Stoffe derſelben zu 
beſeitigen, waren vergebens, und ſo blieb mir nichts 
uͤbeig, als zu antworten, denn ich wiederhole eß, die 
Regierung iſt bey der oͤffentlichen Meynung intereſſirt. 


Staatsrath Frhr. v: Baden? Er erlaube ſich über 
dieſen Vortrag des Herrn Regierungs⸗Kommiſſars Eini—⸗ 
ges zu erwiedern, wiewohl es ihm ſchwer werden duͤrfte, 
auf alle Gegenſtaͤnde erſchoͤpfend zu antworten, zumal da 
‚der Herr Regierungd:Rommiffar von allem bier Einſchla⸗ 
genden die umfaffendfte und gründlichite Kenntniß beſize, 
während die Kommiſſion mit den. aus der Nähe gegriffes 


| " U) 
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nen. Daten, und einigen allgemeinen Anſichten ſich begnuͤ⸗ 
‚gen mußte, er werde indeilen fuchen, die gegentheiligen 
Anſichten zu widerlegen, fo viel es aus dem Ötegreif 
‚ möglich fen. 

Der Herr Regierungs-Rommiffär behaupte, die Kom⸗ 
miffton fed in ihren Bericht weiter gegangen ,,..ald die 
Abſicht der Motion geweſen; er fagte weiter: man muͤſſe 
ſich zum Allgemeinen erheben, um die Steuerperäquation 
Beurtheilen zu fönnen, weil nur vom böhern Ötandpunfse 
herab eine Ueberficht fih gewinnen fafle. Eben diefes 
nun babe die Kommiffion gethan; fie feg. vom Befondern 
‚zum Allgemeinen emporgeitiegen. Denn im Einzelnen 
laſſe ib nid wohl mit Beftimmtheit ein Urtheil fällen 
oder nacbelfen, wohl aber koͤnne im Altgemeinem, 
durch ein umfaffendes Geſez, ſolche Abhuͤlfe geleiftet wer⸗ 
den; wie ja die Regierung ſelbſt durch ihre allgemeine 
Verordnung verſucht habe. 

Ferner behaupte der Herr Regierungs⸗Kommiſſaͤr, 
daß die Gebirgsbewohner gegen die Bewohner der Ebene 
nach den verfihiedenen Zufammenftellungen der teuer, 
Kapitalſumme im Ganzen nit prägravirt feyen. Er 
müffe Bierauf entgegnen, es laſſe ſich bey der Öteuerperäs 
quation allerdings eine allgemeine Proportion der Öteuers 
Kapitalſummen vorausſezen, ohne daß aber dadurch ſchon 
die Unrichtigkeiten der einzelnen Faͤlle berichtigt ſeyen, da 
dieſe keinen ſolchen Einftuß auf die proportionelle ganze 
Durchſchnit tsberechnung haben, um in derſelben ein aufs 
‚fallendes Mißverhaͤltniß zu bewirken. Er wolle nament- 
lich nur ein Beyſpiel anführen. Die Hausgärten in Kiel, 
einem Gebirgsort, ſeyen per Jauchert auf 852 fl. anges 
ſchlagen, in dem nahe liegenden Ort Schliengen aber, 
‚ der wohlhabender,. und von ebener und befferer Lage ift, 
auf 700 big Soo fl, Nicht das Steuerſyſtem wolle darum 
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bie Kommiffion umwerfen, fondern blos die Mittel ane. 
regen, um zu der im Einzelnen nöthigen Abhuͤlfe zu ger 
langen. 


Der Herr Regierungs⸗Kommifaär widerſpreche zwar 
der Bemerkung der Kommiſſion, dag das Finanzminiſte⸗ 
fium. in feiner eigenen Angelegenheit nicht Richter ſeyn 
fönne, mit mehreren Gründen, daſſelbe ſey aber ſchon 
durch die ihm zuſtehende Leitung der Steuerſacen ver⸗ 
mittelſt des Einflüſſes, der dadurch unvermeidlich Statt 
haben muͤſſe, gleichſam Richter; und er glaube, daß, wenn 
eine Klage angeſtellt worden iſt, die Sache nicht an die 
naͤmliche Behoͤrde gehen ſolle, von welcher oder von de⸗ 
sen Kommiſſaͤr die Beſchwerde herruͤhtt. 


Der Antrag der Kommiſſion, daß alle zwey Jahre alle 
Klagen wegen Steuerprägrapirung und’ ohne irgend einen 
präclufiven Termin für viefelben , auf eine und dieſelbe 
Art erledigt werden follen, verdiene, wie er glaube, {bon 
deswegen eine Unterftügung, weil ſich die Stände alle: 
zwey Jahre verfammeln, und die Erledigung der Steuer⸗ 
Befchwerden auf dad’ Budget von Einfluß fey, indem 
der Ausfall wegen Verminderung der Anſaͤze auf andere: 
Weiſe müffe gedeckt werden, 


Der Vorſchlag der Kommiffton, daß die Klagen in 
Steuerfschen nicht follten durch Vorſchuß der. Koften ers 
fhwert ‚werden, verdiene alle Berüdfihtigung, und er 
habe hierüber aus den Negierungsakten felbft einen außer⸗ 
ordentlichen Fall erſehen. Die Gemeinde Elſenz, welche er 
übrigens nicht einmal dem Namen nach Tenne, habe fi 
nämlich über zu große Steueranlage und unrichtige Klaſſi—⸗ 
ficirung befhwert, dad Kreisdireftorium aber babe auf Abs 
weifung der Gemeinde angetragen, weil die Eemeinde den: 
ihr auferlegten Koftenvorfhuß von 600 fl. in dem anbes 
raumten Termin nicht hinterlegt bat, was wahrfcheintich‘ 
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stur deswegen gefcheben ſey, weil die Bemeinde eine fo fer 
deutende Summe nicht aufzubringen vermochte; er führe dieß 
Benfpiel nur an, um zu beweifen, daß oft durch ſolche 
Auflagen eine Klage. unmöglich werde, 


Endlich habe der Herr Regierungs⸗Kommiſſaͤr bewertt, 
bie Kommiffion habe auf Herunterfezung der Beſchwerde⸗ 
Summe von 15 Procent auf 10 Procente angetragen, obne 
einen Grund anzugeben, warum fie für 10 Procent ſtimme; 
- er müffe gefteben, daß, wenn es lediglich auf ihn ankaͤme, 
er gar feine Procente beflimmen würde, da, die Sache 
rechtlich betrachtet, jedem das Geinige belaſſen werden 
müffe, auch wenn es nur den Werth eined Kreuzerd be⸗ 


truͤge. | 


‚Für bie Worgeſchlagene Wirkſamkeit des tandiſchen 
Ausſchuſſes ſey beſonders noch ein Grund darin, weil die 
Steuerperaͤquation und Steuerpraͤgravation zu den wich⸗ 
tigſten landſtaͤndiſchen Sachen gehoͤren, und ebendeswegen 
auch die Kammern einen nähern Antheil daran nehmen folls. 
ten, um. bem Volke zu zeigen, maß die Rammern in diefer 
fo wichtigen Sache für daffelbe thun. Dieß ſey auch ein 
Grund, warum bie Kommiffion darauf angetragen 
babe, | 


Er habe nun noch von den Befhuldigungen zu re 
den, melde der Kommiſſionsbericht enthalten ſoll, nas 
mentlich: 


Erſtens: Wegen des Grundſazes, daß die Grund⸗ 

fteuer auf dem reinen Ertrag berube, welcher aber allein. 
durch. die Durchſchnittsberechnung der mittlern Kaufpreife 
Außgemöttelt erden fol. Da fage er ja nur, daß nicht 
der Kaufſchilling allein maaßgebend ſeyn fünne, und 
daß alfo noch andere Umftänve mit in Berüdfihtigung 
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muͤſſen gezogen werden: aber auch dieſes ſollte nuch Prins 
zipien geſchehen, nicht nach Willkuͤhr. Ben den vie⸗ 
len ihm vorgekommenen Erfabrungen habe er jedoch nir⸗ 
gends nach einem Grundſaz, ſondern ſtets nur nach Win⸗ 
kuͤhr verfahren ſehen. 


Er bade Orte gefunden, deren Steuerkapitalien von 
dem Finanzminiſterium um 30 bis 100 Procent obne alle 
Angabe eines rundes erhöht wurden, und daraus ges 
Tohloffen , daß der Grundſaz wegen Anwendung ter Kaufe 
preife felbft von dem Finanzminiſterium nicht für canz bins 
länglich erachtet worden ſey, weil fonft die Erhöhung nicht 

würde nöthig gewefen feyn. 9* 


In Betreff des zw eyten Vorwurfs wegen der Bes 
lobnung der SteuersKommiffäre müfle er gefteben, dieſe 
Behauptung habe ihm gewiß ſo wehe als dem Herrn Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſaͤr gethan; der Rommiffionsbericht ſey aber 
ſchon im vorigen Jahre entworfen geweſen, und er nehme 
nie gern ein einmal geſagtes Wort zuruͤck; er ſey uͤbrigens 
ungern in der Lage, einige Steuer⸗Kommiſſaͤre nicht na⸗ 
mentlich nennen zu können, welde ſich durchaus zu einen 
ſolchen Gefhäft nicht qualificirten, was freylid auch aus 
verfchiedenen andern- Berhältniffen hervorgegangen fey. 


Endlich habe er noch auf den Vorwurf, daß er nur 
durch die angeführten Thatumftände bey der Gemeinde Liel 
allein feine Befchwerden begründe und beweife, daß die‘ 
Kreisdireftorien nicht ſchnell genug in Erledigung der: 
Steuerbefehwerden feyen, und die Gemeinden nicht genug 
hörten, zu entgegnen; er habe allein von dDiefer Ges 
meinde genaue Kenntniß, und fünne alfo mit Gewißheit 
nur von diefer fprechen, aber mit Grund voraugfezen, daß 
mehrere von den übrigen Mitgliedern der Kammer ähnliche 
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Kenntnif Yon andern Gemeinden und Gegenden haben. 
werden, Uebrigens babe er auf Vorausbeftimmung eines 
Befammtfteuerfapitald ſchon vor der allgemeinen Steuer⸗ 
perdäquation und Taration deßwegen ſchließen müffen, weil 
er fich feld die Erhöhung der Steuerfapitalien einzelner 
Gemeinden um gewiſſe Procente ohne alle Angabe eines 
Grundes nicht habe. erflären koͤnnen. 


Dieß ſeyen feine Gründe in gedrängter Zufammens 
Tellung, deren genauere Ausführung er ſich wegen Kürze, 
ber Zeit. nicht habe erfauben koͤnnen. 


Regierungs⸗Kommiſſar Geh. Ref. Biete Die 
Mede des Herrn Staatsraths v. Baden habe ihn übers 
zeugt, Daß alles, was er zum Nachtbeil der Steuer⸗ 

*peraͤquation geſagt babe, ſich daraus herleite, daß er. 
keine Gelegenheit hatte, von dieſem umfaſſenden Geſchaͤfte 
ſich eine hinlaͤngliche Kenntniß zu verſchaffen. 


"Herr Staatsrath v. Baden habe geglaubt, das Fi» 

‚ nanzminifterium babe ſchon im voraus eine gewille Sum⸗ 
me als Gefammtfteuerfapital feftgefezt; dieg fey-ganz uns 
richtig. Eben die Erhöhung und NHerabfezung mancher 
Steueranfchläge bemweife, daß Feine Summe voraus bes 
flimmt worden. Der Herr Berichtserftatter habe erflärt, 
ed fenen ihm die geheimen Snftruftionen nicht befannt, 
ihm aber fen hievon auch nichtd bekannt; er wiſſe auch 
nicht, warum fie nötbig fegn follten. Hoͤchſtens hätten fie 
dahin lauten fünnen, alle Steuerfapitalien um J berabs 
sufezen: aber die Regierung verſchmähe ſolches Gaukel⸗ 
ſpiel. Die Steuerfapitalien follten fib nach dem Geſeze 
nicht allein nach den Kaufpreifen beitimmen, ſondern auch eis 
“gene Taxationen vorgenommen werden, wozu Ürperten 
- aus den benachbarten Orten gerufen wurden, welche ans 
zugeben hatten, warum der Kaufpreis nicht ganz anges 
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nommen werden koͤnne. Dieſem zu Protokoll genomme⸗ 
nen Gutachten habe der Steuer⸗Kommiſſaͤr das ſeinige 
beygeſezt, beide wurden ſodann von der Kriegsſteuer⸗ 
Kommiſſion unter Zuzug der Raͤthe gepruͤft, und hierauf 
erſt von dem Finanzminifterlum nach nochmaliger genauer 
Prüfung die Entfheidung gegeben. Namentlih die von 
dem Herrn Verichtserftatter felbft angeführte Gemeinde 
Liel liefere hiefür den Beweis, Die Erhöhung des Grund⸗ 
fteuerfapital® diefer Gemeinde ſey gegen feinen Antrag 
geſchehen; aus weichen Gründen? könne er jezt nicht fa» 
gen; er babe auf Belaffung der Kaufpreife in Liel angen 
tragen, aber die Revifionsverfammlung habe gleichwohl 
die Taration erhöht. (Er lad aus dem Protofol der im 
Amt Kandern. gehaltenen Verſammlung die betreffenden 
Data ab). 


Die Erhoͤhung der Steuerkapitalien ſey aber wahr⸗ 
ſcheinlich deswegen geſchehen, weil die Steuer⸗Kommiſſi ion 
die Zahl der vorgelegenen nicht für hinreichend erachtet 
babe. Da Liel fih aber über die Taration der Weinberge 
nicht beſchwert, fo beweife ed, daß die Revifionsverfanms 
lung doch hier die richtige Taration getroffen habe. Les 
berhaupt enthalte diefe Tabelle über den Reviſſonsbezirk 
Kandern zahlreiche Beweiſe, daß die Anträge der Miniftes 
rial⸗Kommiſſaͤre verworfen worden find; auch ſey er übers 
zeugt, daß die Reviflonsverfammlung vielleiht mancher Bes 
meinde Unrecht gethan hat, deren Kapitalien mit der Zeit 
wieder herabgefezt werden müfjen, wie dieß in dem Gem⸗ 
mingen'ſchen Gebiet bey den Gemeinden im Hagenſchieß 
der Fall iſt. 


Ueber die als Beyſpiel angefuͤhrten Hausgaͤrten in 
Liel und Schliengen koͤnne er nichts ſagen, da er ſie nicht 
ſelbſt geſehen babe, und hier der Werth mit von der Guͤte 
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des Bodens abhänge, es au fawer ſey, cin Urteil zis 
fällen, ohne vie übrigen hier einwirkenden lmfänte zu 
Senuen. In einem Ort ;. B. wo wenige Bärten ind, 
ſeyen fie theurer, als wo cd deren viele gibt m. ſ. w., 
au fönne von einem einzelnen Hal nicht wohl auf das 
Allgemeine geſchloſſen werden. 

Begen beb Antrags, daß das Finanzminiſterium nie 
Richter in der eigenen Gade ſeyn folle, und wegen der 
Demerlung, daß ſelbſt deſſen Leitung in Steuerſachen Berzdo 
‚gerung oder Berfipiebung veranlaffe, müffe er bemerken, er 
verſtehe unter Zeitung einer Sache nie Berzögerrung oder 
Verſchiebung, fondern vielmehr Beförberung derſelben, 
dieſe ſey dem Finanzminiſterium von dem Regenten aufge, 
tragen worden, und es werde feine Pflichten erfüllen. _ 


Daß die über direlte Steuern einlaufende Klagen 
. ale zwey Jahre erledigt werben follen, dieß möge geſche⸗ 
Yen, wo irgend es möglih iſt; es ändere aber in ber 
Sache ſelbſt nichts, denn vier Millionen Unterſchied im 
Geſanmiſteuerkapital bewirke nah dem jezigen Fuß erſt 
5 Kreuzer Unterſchied auf 100 fl. Steuerfapitd. Eine 
folde Erledigung aller Beſchwerden in zwey Jahren fep 
aber nicht möglih, denn es gehöre wenigſtens ein Jahr 
Zeit zur Anbringung der Beſchwerden, dann ſey zur Um 
terſuchung derfelben mwenigftens wieder ein Jahr noͤthig 
da oft ganz neue Klaſſifikationen und Taxationen noͤthig 
werden; dann erfordere die Pruͤfung und Entſcheidung des 
Kreisdireltoriums abermals ein Jahr; denn die Regierung 
müffe zwar ſchnell, aber doch unbeſchadet der Gruͤndlichkeit 
entſcheiden. 


Der Herr Staatsrath v. Baden habe wegen des Maa⸗ 
ſes der Praͤgravation bemerkt, daß jede Praͤgravation, ſie 
moͤge fo klein ſeyn als ſie wolle, Ruͤckſicht verdiene. Hierauf 
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müffe er bemerken: Die über dieſen Begenitand maaßge⸗ 
bende Verordnung ſey vor ihrer Erlaſſung nicht nur unter 
Berichtseinholung von ſaͤmmtlichen Kreisdirektorien, ſon⸗ 
dern au nach gehörten gutaͤchtlichen Aeußerungen verſchie⸗ 
dener amderer Stellen und Individuen, wie 5. B. der Do⸗ 
marnenfanzley Sr. Durchlaucht des Heren Fürften von 
Fürftenberg,, genau geprüft, und erft nach der hiernach 
vorgenommenen definitiven Redaktion fey diefe Verordnung 
dem Regenten zur Genehmigung vorgelegt worden. 


“(er las die Geſezesſtelle über das Mans ber Steuer 
präuravationen vor), 


Roͤnnen wir aber, meine Herren! eine vollkommene | 
Senauigfeit nicht erreichen, fo ift eine Reklamation, daß 
fie nicht erreicht worden, auch nicht zu beachten, und 
das abweichende Reſultat neuer. Prüfungen fann von der 
mathematiſchen Richtigkeit eben fo gut abftehen, als die 
erſte Taration. Die Sache ift einleucptend und ganz mit 
der Abſchaͤzung eined Stuͤck Feldes zu vergleichen; ſelten 
werden ſolche Abſchaͤzungen, auch blos nad der abgemeſſe⸗ 
nen Größe des Grundſtuͤcks gemacht, ganz zuſammen 
treffen, niemand aber wird eine ſolche Schaͤzung des Raums 
blos deswegen verwerfen, weil eine fpätere Schaͤzung nicht 
ganz damit zufammentrifft. Denn eb ift fein Grund vom 
handen, das zweyte ungefähre Ermeſſen für richtiger alb 
das erfte zu balten; um wie viel mehr muß: eine ſolche 
Abweihung der Tarationen des Werth eines Grund 
ftäds. Statt haben, wo fo manche Berhaͤltniſſe in Betracht 
gezogen werden müffen, zumal ba bier immer die Durch» 
ſchnitiszabl aus den Tarationen der Experten. genommen 
werden muß, welche, wie die Erfahrung zeiat, oft merd 
lich von einander abweichen. in mittleres Jahr ift auch 
immer ein ideales. nn 
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Deter fa zur 1a Alänicrsngen zathig, me bie BE 
weigungen von ter Zetrniuız Änt, N mem Tamm 
fufichen nah, eb weite eine Usrigtigleis 06. 


Kerr Staatſrath v. Barren fast fermr: Gb RE 
Gebe 10 Preccat ds Misimım ter Beiswmerte- Summe 
anmsememmen, ik ſey alie Tamıl5 aauz ter Birrsumz ker 
Hommiiien geucen. Birum alter zibt 10 Prost, 
wWarım nit 6 aber Procent angeuemmemn werten Tb, 
läßt ſich nit befimmt anzcien, zab tem efarten U 
aber auch Dirfe Senauigleit gar aicht nethmentig. Es mb 
alfe zwar gegen meine Anſicht, aber darch Stinmemmeher 
heit :5 Procent fegefezt werden. De nun rad Gef 
ſchon beſcht, fo if eine Acnderung befielben fen keimw 
gen, nnd weil fie eine Ungerechtigkeit gegen aße frübern, 
nad Dem biöher beſtandenen Geſeze bereits bebanzeften Bo 
ſwerdefuͤhrer mit ic bringen würde, unräthlid. 


Bey dem Vorſchlag eins ſtaͤndiſchen Gteucrentfäuf 
feb zu Prüfung der Eteuerangelegenpeiten habe Herr 
Gtastörat 9. Baden bemerft, die Steuerſache fey für 
Die Gtände eine fehr wiätige Sache; er ſtimme dieſer 
Bemerfung gerne ben, müfle aber doch aub erinnern, daß 
die Steuerangelegenheiten nicht allein ben Ständen, ſondern 
auch der Regierung fehr wichtig ſeyen, und daß diefe ebenfalls, 
fo wie die Stände eine genaue und richtige Repartitisn 
der Steuern wünfcdhen müde, fon defwegen, weil fie 
dann immer leichter eingehen werben, es fen alfo bier ein 
Bunfh und ein Intereſſe. Nur von dem Weg handle 
eb fih, dahin zu gelangen; er finde aber den Staͤndeaus⸗ 
ſchuß hen darum nicht geeignet zu ſolchem Geſchaͤft, weil 
nach der Konflitution den Ständen die Befugnig nicht zu⸗ 
che, ſich in Berwaltungsfagen j zu mengen, fondern allein” 
der Regierung. 
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Herr Staatsrath v. Baden Habe in, diefer Bezie⸗ 
bung Zufammenftelungen aus verfchiedenen Landestheilen 
vermißt; die Regierung habe zwar ſolche Zufammenftelluns 
gen biß jezt nicht fertigen laffen, weil fie nicht nothwendig 
‚waren, und ihr beabfichtigter Zweck ficherer auf andere Art 
erreicht wurde, fie fönnten aber, da alle Materialien vors 
handen find, bald und ie aufgeftellt‘ und der Ranımer 
zur Einficht vorgelegt werden; er hätte aber gewuͤnſcht, 
daß die Namen Pfalz, Breisgau 2c. ganz vermieden wors 
den wären, weil fie nur an alte, Tänaft aufgehobene pos 
litiſche Verhäftniffe erinnern, und überhaupt es fich bier _ 
mehr um die Natur der Steuerbiftrifte, als um ihre 
Namen handle. 


Mas den Borwurf wegen Austheilung der Prämien 
an die Steuer » Kommiffärd betreffe, muͤſſe er noch bemer« 
fen, daß diefelben nur an achtungkwerthe, vortheilhaft 
befannte , und um daß Gefchäft verdiente Männer vers 
theilt worden ſeyen, welche ſaͤmnitlich genannt werden 
koͤnnten. 


* 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Der Herr Regie⸗ 
rungs⸗,Kommiſſaͤr habe wegen des Hauptgrundfages des 
merkt, daß fih das Steuerfapital nicht allein nach den 
Kaufpreifen richte; er müffe aber daraus auf eine geheime 
Inſtruktion fchließen, weil die Verordnung nur biefen 
Grundfaz aufftelle, und ſelbſt in gewecſelten Druckſchriften 
nur dieſer Grundſaz vertheidigt worden; lieber haͤtte er 
gehoͤrt, daß dieſes der einzige Grundſaz ſey, denn jede 
Verlaſſung eines Prinzips fuͤhre immer zu Ungleich⸗ 
heiten. 


: Dh die Erhöhung und Herabſezung der Steuerfapis 
talien von den Revifiönsverfammlungen ohne Grunde ges 


Ba 2 Protolelle der Erſten Kammer. 


ſchehen ſeyn fol, dieß ſey noch Lie auffallendfte Erfcheis 
nung. Selbſt in minder wichtigen Gaben bürfe nicht 
ahne Grund geändert werden; um wie viel weniger in eis 
‚ner fo fehr wichtigen Sache; er babe hieraus aber auch Ten 
Grund zu feiner Vermuthung, daß ſchon im Boraus eine 
geriffe Summe ald Befammtiteuerfapital feſtgeſezt wor⸗ 
den fen, ziehen muͤſſen, weit er fi fonft den Zw: folder 
Erhöhungen und Herabfezungen der Steumfap:talien, eit 
sum bedeutende Prögente, niet hätte erfiären fönnen. 
Er beftehe nit darauf, daß die Stände fib in tie 
Berwaltung der Steuern drängen follen ; die Entwerfung 
eines Tableau fen jedoch weder Verwaltung noch Boll, 
ziehung. Uebrigend verlange er au nicht weiter, al 
die Miittheilung geeigneter Zufammenftellungen aus den 
verſchiedenen Tandestheilen an jedem Landtage, um ſich 
daraus eine Heichtere Ueberfiht und Beurtheilung Dear 
Steuern zu verfchäffen, hiernach die Veranlaſſung zur ges 
eigneten Abhulfe geben und die Gemuͤther berudigen zu 
Loͤnnen, wie dieß auch ausdruͤcklich der: ‚Antrag der- Rous 
miffion beſage. 
- Was die ın oder 15 Prozent betreffe, welche als PR 
nimum der Beſchwerdeſummen aufzuftellen find, fo ſey er 


zwar der naͤmlichen Mepnung, welche der Herr Regierungs⸗ 


Kommiſſaͤr geäußert babe; allein in firengrechtficher. Hine 
pt mülfe er wiederholen, daß auch die Ausfchliedung des 
geringften Betrags ungerecht ſey; da aber hier dab Sie 
nangzielle oder die Nothwendigkeit trgend einer Beſtim⸗ 
. mung maafgebend fenn müfle, fo ftimme er den. Srundſã⸗ 
um des Heren Regierungd-Kommillärs gerne bey. i 
Wegen der vorgefehlagenen Friſt von zwey Jahren 
zur Erledigung der vortlommenden Beſchwerden wolle er 
gugeben, das zwey Jahre zu furz ſeyen; uͤbrigens wuͤnſche 
er, vo dea. irgend ein Termin heſtimmt werde. 


» 
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2. Die von ihm berührte Verſchiedenheit ber. Karationeg 
yon  Hauägärten. sep. Beyfpielöweife und. zum Beleg ſei⸗ 
ner Behauptung angeführt worden, weil er, vermoͤge ſei⸗ 
ner eigenen Erfahrung ,. keine allgemeineren und größeren: 
Beweife habe aufführen fönnen. - -. (W, 
Reg. Komm. Geh. Ref, Bö dh: Der Herr Staats⸗ 
rath v Baden habe bemerkt, daß der Guͤtepreis nach dem, 
Geſez die Steuerfapitälien beſtimme, und daß alſo eine, 
Abweichung von demfelben nur auf geheime Inſtruktion 
habe geſchehen tännen; der verehrte Redner werde fi aber 
aus der Sammlung ſaͤmmtlicher, über das Steuerweſen 
ergangener ‚Berprönungen,,. auf welche ex ihn hiermit ver⸗ 
weiſen wolle, uͤberzeugen, daß. der Kaufpreis nur als 
Hauptrichtſchnur aufgeſtellt worden iſt, daß aber manche 
Verhaͤltniſſe Abweichungen nothwendig gemacht haben. 
Derſelbe glaube auch, daß die Reviſſionsverſammlung ihre” 
Erboͤbungen und: Herabſezungen der verſchiedenen Steuer⸗ J 
Kapitalien ohne alle Gruͤnde gemacht habe. Hierauf muͤſſe 
er bemerken, daß die Anficht des Steuer⸗Kommiſſaͤrs aller⸗ 
‚dings aus. Gründen verworfen worden ſey, welche ge... 
woͤhnlich darin beftanden hätten, daß ſie beffere Keuntniß 
dar Wuͤter ıc. zu haben glaubten, welche Gründe aber ges. 
sade bey den von dem Herrn Opponenten angeführten Faͤb⸗ 
Ien. Batt gefunden hätten, wiſſe er natuͤrlich jezt nicht mehr 
anzugeben. . _ 

Was endlich die Einwirkung der Kammern in Steuer 

ſachen betreffe, ſo werde die Regierung gerne jede, auch 
ins Ueinſte Detail gehende Erlaͤuterung geben; daß Finanz⸗ 
Miniſterium ſey erboͤtig, nicht nur das perlangte Tableau 
vorzulegen, ſondern ſogar anzugeben, wie viel jede Ge⸗ 
meinde bezahlen muͤſſe. Ueber den zu beſtimmenden Ter⸗ 
min fuͤr Erledigung der Steuerbeſchwerden muͤſſe er le⸗ 
diglich auf das ſchon vorhin Eeſagte ſich se In 


rn 
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verſchledenen Kreifen fen die Erledigung ſchon geſchehen, 
in andern nicht. Im Dreyſamkreis z. B. gebe es länger 
damit, weil fein Umfang groß, und zumal auch viel Ges 
Dirgsland in fich begreifend, und aus beyden Urfadden die 
Bapl der Reklamationen fehr anfehnlich ſey. 


Se. Durglaucht der Herr Fuͤrſt v. Gürftenberg! 
Gerade das, was der Herr Regierungs » Kommifldr an 
führt, beftärfe Ihre Meynung, daß ein Termin feftzwi 
fezen ſey, da es bieraah nur nocd von dem Fleiß der 
Mirtelftelen abhaͤnge, ob bie Beſchwerden bafd“ erledigt 
werden oder nicht. 

“Meg. Komm, geh. Ref. Boͤekh: Die Erledigung 
der Beſchwerden haͤnge nicht immer von dem Fleiß der 
‚ Mittelftellen , fondern mehr noch von dem Vorhandenſeyn 
tüchtiger Leute ab, welche ſich der Regel nach haͤufiger in 
ebenen als in Gebirgsdiſtrikten finden. Dieſelbe Verſchie⸗ 
denheit ſey auch ſchon bey dem Steuerperaͤquations⸗Ge⸗ 
ſchaͤft ſelbſt vorhanden geweſen, und daher komme es 
auch, daß hier weit mehr Reflamationen ald dort vor⸗ 
kommen. 

Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. eswenftein⸗ 
Wertheim: Sie vermiſſen bey dieſer Sache nur, daß noch 
nicht von einer Vermeſſung des Landes die Rede geweſen, 
wie dies ſchon in andern Laͤndern der Fall ſey. Sie wiſſen 
zwar wohl, daß ein bedeutender Ausfall durch Ihren An⸗ 
trag in der Kaffe entſtehen würde; allein Sie ſeyen lebhaft 
davon überzeugt, daß in einer oder der andern Pofltion 
des Budgets fih fo bedeutende Erfparniffe machen laſſen 
‚ werden, daß diefer Ausfall leiht dadurch zu deden ſeyn 
wuͤrde, indem Sie keines wegs gemeynt ſeyen, daß dem Lande 
neue Laſten dadurch aufgelegt werden ſollen. In den 
Wuͤrtembergiſchen Kammern namentlich ſey fuͤr dieſen Ge⸗ 
genſtand bereits eine Kommifflen ernannt worden, welche 
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erſt bey der juͤngſten Verſammlung zur Fortſezung ihrer 
Arbeiten beauftragt ward. | ” 
Se. Durdlaudt fafen bier aus dem Prototoll der 
Mürtembergifchen Stände den diedfallfigen Antrag ab. Ä 
‚Se. Durd laucht der Herr Fuͤrſt v. Fürſtenberg: 
Auch Sie ftellen die: Ruͤzlichleit einer Landesvermeſſung nicht 
in Abrede, und finden die eben aufgezaͤhlten Vortheile ders. | 
felben. ganz richtig, glauben aud, daß Grund zur Anwen, 
dung bey und vorhanden ſey; daß diefe Sache ſich aber: 
doch vorzüglich zus Beſprechung bey der Budgetö-Kom- 
miffion eigne, weil in dem Budget 3000 fl, für die Lans | 
deävermefjung aufgeführt werden, und gegenwärtig diefer | 
Gegenftand die Kammer von der Hauptfache abführen würde. 
Frhr. v. Gemmingen»Steinegg: Ob die Urs 
ſache ‚der vielen Gteuerprägranirungen in feiner Gegend 
im Geſez oder in defien Bollzugsmweife liege, wolle 
er nicht unterfuhen. Er habe blos Fakta aufgeftelt. 
Schen die in feiner Motion aufgeführten vielen Ganten 
zeigen, daß die Landleute feiner Gegend hart gedruͤckt 
fenen, und er wuͤnſche nur überhaupt, dag Abhulfe ges 
ſchehen möchte, babe auch daß volle Zutrauen zur hohen 
Regierung, daß fie ſolche Abhuͤlfe nach Thunlichkeit werde 
eintreten laſſen. | 
Staatsminiſter Frhr. v. Fifcher: Die Infruftion 
zur Abhülfe der verfahiedenen Beſchwerden ‘über Steuern 
fey bereit6 vorhanden, und die Abhülfe werde nicht 
ausbleiben. | | 
Reg. Komm.. geh. Ref. Boͤckhe Er habe eine Zus 
fammenftellung fertigen laffen über das, was die Gebirgsrs 
bewohner jener Gegend zahlen muͤſſen, hieraus gehe aber 
hervor, dag im Sanzen nicht viel Prägravirung Statt 
finden werde, obwohl ſolches bey einzelnen Gemein 
den der Hall feyn möge. | 
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"Geh, Hofrätb Jachariar Et habe nicht Die Abſicht, 
in die Sache ſelbſt eirzugehen, weil er, nachdem fie der 


Herr Regierungs - Kommillär fo erſchoͤpfend ald übergem 


gend- dargefiellt habe, die Heberkegenpeit deſſelben ſonſt 
allzuſehr fuͤblen wuͤrde. 

Nur von der ronſtitutionetlen Seite wolle er 
einen Blick darauf thun, und dann den vom Zweck ab⸗ 
Jenkenden Lauf der Disluſſion dabin zuruͤczuführen ver⸗ 
ſuchen. 


Es handle ſich nun nad feiner Auſicht: : 


Erftens: Um den Antrag der Kommilflion, uk | 


einen neuen Gefegedeurwurf zu bitten, 


Zweytens: Um Beauftragung des fländifchen Aubs 


fhufjes mit Prüfung der Steuergegenkände, 

Hier feyen ihm einige Fonftitutionelle Zweifel aufge, 
flogen; es habe nämlich ein Mitglied der Kammer in feis 
ner Motion blos auf Diilderung der Prägravation der 
Gebirgsbewohner angetragen, die Kommiſſion habe auch 
nur den Auftrag erhaͤlten, die angebrachte Motion zu 


pruͤfen, ſie ſey aber in ihrem hieruͤber erſtatteten Bericht 


in das Allgemeine uͤbergegangen, er habe aber Zweifel, 
ob nicht die neuen Gegenſtaͤnde des Kommiſſionsberichts 
als eine neue Motion zu betrachten, und daher zu deren 
Pruͤfung eine neue Kommiffion zu wählen ſey? 

Er gebe nun zu den Borfchlägen über und müffe 
bemerken, daß bier. von Teinem ſchon gegebenen Geſeze die 
Rede fen, fondern es handle fi von der Bitte um ein 
folhes. Die Kommiſſion habe zwey Anträge gemacht: 

Erftens: Daß die Verordnung über die Erledis 
gung der Befchwerben nah den im Berichte gnithaltienen 
Punkten näher beftimmt , und die Befhwerden alle zwey 
Sabre erledjgt werden follen. Der Herr Regierungs- 
Kommiſſaͤr habe dies gewiffermaßen ſchon zugeftanden, 


⁊ 
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des Bodens —9 es auch ſchwer ſey, ein Urtheil zu 
faͤllen, ohne die uͤbrigen hier einwirlenden Umſtaͤnde zu 
Senuen. In einem Ort z. B., wo wenige Gaͤrten find, 
ſeyen fie theurer, ald wo es deren viele gibt u. f. w., 
auch koͤnne von einem einzelnen Kal nicht wohl auf. das 
‚> Allgemeine gefchloffen ‚werden. 


Wegen des Antrags, dag das Finanzminiſterium nicht 
Nichte: in der eigenen Sache ſeyn ſolle, und wegen der 
Bemerkung, daß felbft deſſen Leitung in Steuerfachen Verzs⸗ 
gerung oder Verſchiebung veranlaſſe, muͤſſe er bemerken, er 
verſtehe unter Leitung einer Sache nie Verzögerung oder 
Verſchiebung, fondern vielmehr. Beförderung derfelben, 
dieſe fey dem Finanzminiſterium von dem Regenten aufge 
tragen worden, und es werde feine Pflichten erfüllen. _ 


Daß die über. direkte Steuern einlaufende Klagen 
‚ alle zwey Jahre erledigt werben follen, dieß möge gefches 
Yen, wo irgend ed möglih iſt; es ändere aber in der. 
Sache ſelbſt nichts, denn vier Millionen Unterfchied im 
Geſammiſteuerkapital bewirke nach dem jezigen Fuß erſt 
Kreunʒer Unterſchied auf 100 fi. Steuerfapitäl,. Eine 
ſolche Erledigung aller Beſchwerden in zwey Jahren ſey 
aber nicht moͤglich, denn es gehoͤre wenigſtens ein Jahr 
Zeit zur Anbringung der Beſchwerden, dann ſey zur Un⸗ 
terſuchung derſelben wenigſtens wieder ein Jahr noͤtbig, 
dd oft ganz neue Klaſſifikationen und Tarationen' noͤthig 
werden ; dann erfordere die Prüfung und Entſcheidung des 
Kreisdirektoriums abermals ein Jahr; denn die Regierung u 
muͤſſe zwar ſchnell, aber doch unbeſchadet der Gruͤndlichkeit 
entſqheiden. 


Der Herr Staatsrath v. Baden habe wegen bes Maas 
ſes der Prägravation bemerkt, daß jede Prägravation, ſie 
muoͤge ſo klein ſeyn als fie wolle, Rüdficht verdiene. Hierauf 
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wuͤſſe er bemerfen: Die über biefen Gegenſtand maaßge⸗ 
bende Verordnung ſey vor ihrer Erlaſſung nicht nur unter 
Berichtdeinholung von ſaͤmmtlichen Kreispireftorien,, ſon⸗ 
dern auch nach gehörten gutächtligen Aeußerungen verſchie⸗ 
dener amderer Stellen und Individuen, wie 3. B. der Do⸗ 
mainenkanzley Sr. Durchlaucht des Herrn Fuͤrſten von 
Fuͤrſtenberg,, genau geprüft, und erſt nach der hiernach 


vorgenommenen definitiven Redaktion ſey dieſe Verordnung 
dem Regenten zur Genehmigung vorgelegt worden. 


(er las die Geſezesſtelle uber das Maaß der Steuer 
praͤgravationen vor). 


Koͤnnen wir aber, meine Herren! eine vollkommene | 
Benauigfeit nicht erreichen, fo iſt eine Reflamation, daß 
fie. nicht erreicht worden, auch nicht zu beachten, und 
das abweichende Nefultat neuer. Prüfungen fann von der 
mathematiſchen Richtigkeit eben fo gut abftehen, als die 
erfte Taration. Die Sache ift eialeuchtend und ganz mit 
der Abſchaͤzung eined Stuͤck Geldes zu vergleichen; felten 
werden ſolche Abſchaͤzungen, auch blos nad der abgemeſſe⸗ 
nen Größe des Srundftüdd gemacht, ganz zufdmmen 
treffen, niemand aber wird eine ſolche Schäzung des Raums. 
blos deswegen verwerfen, weil eine fpätere Schaͤzung nicht 
ganz damit zufammentrifft. Denn es ift fein Grund vom 
banden, das zweyte ungefähre Ermeſſen für richtiger als 
das erfte zu balten; um wie viel mehr muß eine ſolche 
Abweichung der Tarationen ded Werth eined Grund; 
ſtuͤcks Statt haben, wo fo. manche Berbältniffegn Betracht 
gezogen werden müflen, zumal da hier immer die Durch» 
ſchnittszabl aus den Tarationen der Erperten genommen 
werden muß, weldye, wie die Erfahrung zeigt, oft mert 
lich von einander abweichen, Ein mittleres Jahr iſt auch 
immer ein ideales. > | 
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"Daher find nur da Abänderungen nöthig, wo bie Ab⸗ 
weidhungen ‚von der Bedeutung find, daß man Daraus 
fpließen muß, es walte eine Unrichtigkeit ob. 


HOerr Staatsrath v. Baden ſagt ferner: Ich ſelbſt | 
Habe 10 Procent ald Minimum der Beſchwerde Summe 
angenommen , id ſey alfo damals ganz der Mennung der 


Rommiffion geweſen. Warum aber nicht 10 Procent, 
warum nicht 6 oder 4 Procent angenommen worden find, 


laͤſßt ſich nicht beſtimmt angeben; nad dem Gefagten ift 


| aber auch diefe Genauigkeit gar nicht nothwendig. Es ſind 


alſo zwar gegen meine Anſicht, aber durch Stimmenmehr⸗ 


heit 15 Procent feſtgeſezt worden. Da nun das Geſez 


ſchon beſteht, fo iſt eine Aenderung deſſelben ſchon deswe⸗ 


gen, und weil fie eine Ungerechtigkeit gegen alle frühern, 


. nad dem bisher beftandenen Gefeze bereits behandelten Ber 


—. 


J ſchwerdefuͤhrer mit ſich bringen wuͤrde, unraͤthlich. 


Bey dem Vorſchlag eines ſtaͤndiſchen Steuerausſchuſ⸗ 
ſes zu Pruͤfung der Steuerangelegenheiten habe Herr 


Staatsrath v. Baden bemerkt, die Steuerſache ſey fuͤr 


die Staͤnde eine ſehr wichtige Sache; er ſtimme dieſer 
Bemerkung gerne bey, muͤſſe aber doch auch erinnern, daß 


die Steuerangelegenbeiten nicht allein den Staͤnden, ſondern 


auch der Regierung ſehr wichtig ſeyen, und daß dieſe ebenfalls, 


ſo wie die Staͤnde eine genaue und richtige Repartition 
. der Steuern wuͤnſchen muͤſſe, ſchon deßwegen, weil fie 


dann immer leichter eingehen werden, es ſey alſo hier ein 
Wunſch und ein Intereſſe. Nur von dem Weg handle 
es ſich, dahin zu gelangen; er finde aber den Ständeauss 
ſchuß fhon darum nicht geeignet zu. ſolchem Befchäft, weil 


‚ nad der Konflitution ben Ständen die Befugniß nicht zu⸗ 
ſtehe, ſich in Verwaltungs ſachen zu mengen, ſondern allein 


der Regierung. 


| 
® . x u 
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Herr Staatsrath v. Baden habe in, diefer Bezies 
hung Zufammenftellungen aus verfihiedenen Landestheilen 
vermißt; die Regierung babe zwar folche Zufammenftelluns 
gen biß jezt nicht fertigen Taffen, weil fie nicht nothwendig 
‚waren, und ihr beabfichtigter Zweck ficherer auf andere Art 
erreicht wurde, fie koͤnnten aber, da alle Materialien vors 
handen find, bald und fe aufgeſteilt und der Kammer 
zur Einſicht vorgelegt werden; er haͤtte aber gewuͤnſcht, 
daß die Namen Pfalz, Breisgau ꝛc. ganz vermieden wor⸗ 
den waͤren, weil ſie nur an alte, laͤngſt aufgehobene po⸗ 
litiſche Verhaͤltniſſe erinnern, und uͤberhaupt es ſich hier 
mehr um die Natur der Steuerdiſtritte, als um ihre 
Namen handle. 


Was den Vorwurf wegen Austheilung der Praͤmien 
an die Steuer⸗Kommiſſaͤrs betreffe, muͤſſe er noch bemers 
ten, daß diefelben nur an achtungswerthe,  vortbeilbaft 
befannte, und um das Befchäft verdiente Männer vers 
theilt worden ſeyen, welche ſamnitlich genannt werden 
koͤnnten. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Ber Herr Regie⸗ 
rungs⸗,Kommiſſaͤr habe wegen des Hauptgrundfages 117) 
merkt, daß fih das Steuerfapital nicht allein nach den 
Kaufpreifen richte ; ; er müfle aber daraus auf eine geheime 
Inſtruktion fchließen, ‚weil die Verordnung nur dieſen 
Grundfaz aufftelle, und felbft in gewechfelten Druckſchriften 
nur diefer Grundfaz vertheidigt worden; lieber hätte er 
gehört, daß diefes der einzige Grundſaz fey, denn jede 
Verlaſſung eined Prinzips führe immer zu Ungleiys 
heiten. 


Dh die Erhöhung und Heruabſezung der Steuerfapis 
talien von den Revifionsverfammlungen ohne Grunde ges 
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ſchehen ſeyn ſoll, dieß ſey noch Lie auffallendite Erſchei⸗ 
nung. Selbſt in minder wichtigen Sachen duͤrfe nichts 
ohne Grund geändert werden, um wie viel weniger in ei⸗ 
ner fo fehr wichtigen Sache; er babe hieraus aber auch rem 
Grund zu feiner Bermutbung, doß fon im Voraus eine 
geroiffe Summe ald Befammtiteuerfopital feſtgeſezt wor⸗ 
den ſey, ziehen muͤſſen, weil er fi fonft: den Zweck folder 
Erpöpumgen und Herabfezungen der Steurfap.talien, wit 
um bedeutende Prozente, nit bötte erfiären können. - 
Er beftehe nicht darauf, dag die Stände ſich in vie 
Verwaltung der Steuern drängen folen ; die Entratrfung 
eines Ta bleau fey jedoch weder Verwaltung noch Voll⸗ 
ziehung. Uebrigent verlange er auch nichts weiter, alt 
die Mittheilung geeigneter Zufammenftellungen aus den 
verſchiedenen Tandeötheilen an jedem Landtage, tum fich 
daraus eine Heichtere Ueberfiht und Beurtheilung der 
Steuern zu verfhäffen, hiernach die Beranlaffung zur ges 
eigneten Abhülfe geben und die Gemütber beruhigen zu 
#önnen, wie dieg auch ausdruͤcklich der: Antrag der: Rom 
miffion beſage. 
— Woas die 10 oder ı5 Prozent betreffe, welche ats PM 
nimum der Befchwerdefummen aufzuftellen find, fo ſey er 
war der naͤmlichen Meynung, welde der Herr Regierungs⸗ 
Kommiſſaͤr geaͤußert habe; allein in ſtrengrechtlicher He 
At mülfe er wiederholen, daß auch die Ausfchliedung des 
geringften Betrags ungerecht ſey; da aber hier dad Bis 
nanzielle oder die Notbwendigkeit trgend einer Beftims 
. "mung maaßgebend ſeyn muͤſſe, ſo ſtimme er den. rundfäs 
zen des Heren Regierungs-Konmillärd gerne bey. 
Wegen der vorgefehlagenen Frift von zwey Sahren 
zur Erledigung der vorlommenden Beſchwerden wolle‘ vr 
sugeben, dag zwey Jahre zu kurz ſeyen; uͤbrigens wuͤnſche 
er, daß u ſagend — ein Leinis heſtimmt werde, 


» 
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Die von ihm berübrte Verfibiedenpeit der Tarationen - 
yon Haudgärten ſey Benfpieldweife und zum Beleg feis 
ner Behauptung angeführt worden, weil er, vermöge feis- 
ner eigenen Erfahrung, keine allgemeineren und größeren 
Beweife habe aufführen fönnen. | 

Reg. Komm. Geb. Ref. Boͤckh: Der Herr Staats⸗ 
rath v Baden habe bemerft, daß der Guͤterpreis nad dem. 
Geſez die Steuerfapitalien beftinnme, und daß alfo eine, 
Abweihung von demfelben nur auf geheime Snftruftion 
babe gef&eben koͤnnen; der verehrte Redner werde fib aber 
aus der Sammlung fämmtlider, über das Steuerweſen 
ergangener Berordnungen, auf welche er ihn hiermit vera 
weifen wolle, überzeugen, daß der Kaufpreis mur als 
Hauptrichtſchnur aufgeftellt worden iſt, daß aber manche 
Berhaltniffe Abweichungen notöwendig gemacht haben. 
Derſelbe glaube au), daß die Reviflonsverfammlung ihre 
Erhöhungen und Herabfezungen der verſchiedenen Öteuers 
Kapitalien ohne ale Gründe gemacht habe. Hitrauf müffe 
er benicrfen, daß die Anficht des Steuer: Kommiflärs aller, 
dingd aus Sründen verworfen worden fin, welche 96 
woͤhnlich darin beftanden hätten, daß fie beffere Kenntniß 
der Güter ꝛc. zu haben glaubten, welche Gründe aber ges 
rade bey den von dem Herrn Opponenten angeführten Faͤl⸗ 
Ien ftatt gefunden hätten, wiſſe er natürlich jezt nicht mehr 
anzugeben. 

Was endlich die Einwirkung der Kammern in Steuers 
fachen. betseffe, fo werde die Regierung gerne jede, auch 
ind kleinſte Detail gehende Erläuterung geben; das Finanz⸗ 
Minifterium fen erbötig , nicht nur das verlangte Tableau 
vorzulegen, fondern fogar anzugeben, mie viel jede Bes 
meinde bezahlen müffe. Ueber den zu beftimmenden Ter⸗ 
min für Erledigung der. Steuerbefchwerben muͤſſe er es. 
diglich auf has ſchon vorhin Gefagte fih berufen. In 


684 Protokolle her Erſten Kammer. | 1 


verſchledenen Kreifen ſey die Erledigung (bon geſchehen, 
in andern nicht. Im Dreyſamkreis 5. B. gebe es laͤnger 
damit, weil fein Umfang groß, und zumal auch viel Ber 
Birgsland in ſich begreifend, und aus beyden Urfachen die 
Zahl der Reklamationen fehr anfehnlich ſey. 

Se. Duralaucht der Herr Fuͤrſt v. Fürften berg! 
Gerade das, was der Herr Regierungs + Kommifldr ans 
führt, beſtaͤrke Ihre Meynung, daß ein Termin feſtzu— 
ſezen ſey, da es hiernach nur noch von dem Fleiß der 
Mitrtelſtellen abboͤnge, ob bie Beſchwerden bald erledigt 
werden oder nicht. 

I Meg. Komm. geh. Ref. Béekh: Die Erlepigung,. 

der Befchwerden bänge nit immer von dem Fleiß ber . 
. Mittelftellen , fondern mehr noch von dem Vorhandenſeyn 
tuͤchtiger Leute ab, welche ſich der Regel nach häufiger in 
ebenen als in Gebirgsdiſtrikten finden. Dieſelbe Berfple . R 
benheit fen auch fihon bey dem Steuerperaͤquations ‚Ges 
ſchaͤft felon vorhanden gewefen, und daher komme es 
auch, daß hier weit mehr Reflamationen ald dort vor⸗ 
kommen. 

Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. eoͤwenftein⸗ 
Wertheim: Sie vermiſſen bey dieſer Sache nur, daß noch 
nicht von einer Vermeſſung des Landes die Rede geweſen, 
wie dies ſchon in andern Laͤndern der Fall ſey. Sie wiſſen 
zwar wohl, daß ein bedeutender Ausfall durch Ihren An⸗ 
trag in der Kaffe entſtehen würde; allein Sie ſeyen lebhaft 
davon überzeugt,’ daß in einer oder der andern Pöfltion 
des Budgets fich fo bedeutende Erfparniffe machen laſſen 
. werden, daß diefer Ausfall leicht dadurch zu decken ſeyn 
würde, indem Sie keines wegs gemeynt ſeyen, daß dem Lande 
neue Laſten dadurch aufgelegt werden ſollen. In den 
Wuͤrtembergiſchen Kammern namentlich ſey fuͤr dieſen Ge⸗ 
genſtand bereits eine Kommiflion ernannt worden, welche 
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erft ben ber juͤngſten Verſammlung zur Fortſezung chrer 
Arbeiten beauftragt ward. 

Se. Durqlaucht lafen bier aus dem Protokoll der 
Wuͤrtembergiſchen Staͤnde den diesfallſigen Antrag ab. 

Se. Durdlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 
Auch Sie ftellen die Ruͤzlichkeit einer Landesvermeſſung nicht 
in Abrede, und finden die eben aufgezaͤhlten Vortheile der⸗ | 
felben ganz richtig, glauben auch, daß Grund zur Anwen» ’ 
dung bey und vorhanden fey ; daß diefe Sache ſich aber: 
Doch vorzüglich zur Beſprechung ben ber Budgets « Kom- 
miffion eigne, weil in dem Budget 3000 fl, für die Lan⸗ 
deävermeflung aufgeführt werden, und gegenwärtig diefer 
Gegenftand die Kammer von der Hauptſache abführen würde. 

Srhr. v. Gemmingen⸗Steinegg: Ob bie Urs 
ſache der vielen Öteuerprägravirungen in feiner Gegend 
im Sefez oder in deffen Bollzugsmweife liege, wolle 
er nicht unterfuhen. Er babe blos Fakta aufgeftellt. 
Schen die in feiner Motion aufgeführten vielen Ganten 
geigen, daß die Randleute feiner Gegend hart gedrüdt 
feyen, und er wuͤnſche nur überhaupt, daß Abhulfe ges 
ſchehen möchte, babe auch das volle Zutrauen zur hohen 
Regierung, daß fie folche Abhuͤlfe nach Thunlichkeit werde 
eintreten laſſen. 

Staatsminiſter Frhr. v. Fiſcher: Die Inſtruktion 
zur Abhuͤlfe der verſchiedenen Beſchwerden uͤber Steuern 
ſey bereits vorhanden, und die Abhuͤlfe werde nicht 
ausbleiben. 
Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Er habe eine Zus 
fammenftellung fertigen laffen über das, was die Gebirgs⸗ 
bewohner jener Gegend zahlen müffen, hieraus gehe aber 
hervor, daß im Sanzen nicht viel Prägravirung Statt 
finden werde, obwohl ſolches bey einzelnen Gemein 
den der Hall ſeyn möge. | 






Protokolle der Erften Kammer. 











"Bunaagjgaagg 
oil 
⸗aa⸗oqeoduvg 





⸗aaoqunam 
Vu⸗anpo 
qum saadjck 














oesaurun. 






Hofenwart, 12 
Tiefenbronn. * 
Hamberg, 158 
Edhdlbronn. 1% 
Eehningen, ı 
Steinegg. 1% 
Muͤhlhauſen. a Ar 
Reuhaufen. 
rer er ar 
per Koyf afl. bin. 4 








noigen. > | hgluıg 352] FT 
Röttingen. 1322| 2221215 — — 35450 248]42F2073 
\ Trooßessipislaig = A 85269 6o0]supba25]h7L 621 
per Kopf 3 fl. Str, ’ 


‚Bir Richtigkeit des Auszugs ; 

\ . Großhetzogl. Ober⸗ Strunz» Bein, 
zo  Vdr green... j 

. Kartscuße den 23, Auguſt 8300. < 


Achtgzehnie Stzung vom 23. Auguſt. 8 


Geh, Hofratb Zachariär Er habe nicht Die Aktie, 
in die ‚Sache felbft einzugeben, ‚weil er, nachdem fie der 
Herr Regierungs-Kommiſſaͤr fo erfchöpfend ald übergem 
gend- dargeſtellt babe, Die: Ueberkegenheit deſſelbea lonſt 

allzuſehr fuͤblen wuͤrde. 
Nur von der ronftitutionetlen Seite wolle er 
einen Blick darauf thun,“ und dann den vom Zweck ab ' 
lenkenden Lauf der Distuſſion dabin zuruͤczuführen ver⸗ 
ſuchen. 


Es handle ſich nun nach ſeiner Auſicht: 
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Erftend: Um den Antrag der Kommiſſion, um 
einen neuen Geſezesentwurf zu bitten, 

Zweptens: Üm Beauftragung des ftändifchen Aus 
fhuffes mit Prüfung der Steuergegenkände, 

Hier ſeyen ihm einige Fonftitutionelle Zweifel aufge 
flogen; es habe nämlich ein Mitglied ber Kammer in feis 
ner Motion blos auf Milderung der Prägravation der 
Gebirgsbewohner angetragen, die Kommiſſion habe auch 
nur den Auftrag erhalten, die angebrachte Motion zu 
pruͤfen, ſie ſey aber in ihrem hieruͤber erſtatteten Bericht 
in das Allgemeine uͤbergegangen, er habe aber Zweifel, 
ob nicht die neuen Gegenſtaͤnde des Kommiſſionsberichts 
als eine neue Motion zu betrachten, und daher zu deren 
Pruͤfung eine neue Kommiffion zu wählen ſey? 

Er gehe nun zu den Borfchlägen über und muͤſſe 
bemerken, daß bier. von Xeinem fchon gegebenen Gefeze die 
Mede fen, fondern es handle fih von der Bitte um ein 
folhes. Die Rommiffion habe zwey Anträge gemadt: 

Erſtens: Daß die Verordnung über die Erledis 
gung der Befchwerden nad den im Berichte enthaltenen 
Punkten näher beſtimmt, und die Befhwerden alle zwey 
Sabre erledjgt werden follen, Der Herr Regierungs: 
Kommiſſaͤr habe dies gewillermaßen ſchon zugellanden, 


2; | Mrotololle der: Erſten Kammer; 


allein eb frage ſiche ob die Kammer mit folcher Erflärung 
.“ begnügen koͤnne, oder gleichwohl bie Bitte erfafien 
fee? i 

Die zweyte Frage fen: ob um Milderung bed Ge⸗ 


lezes, 3. B. hinſichtlich der Bedingung bed Koftenver, 


priäte. 


£hufles,; auf welchem bie Zulafjung einer Befchwerde ber 
u, angetragen ‚werben folle ? 
Er glaube nicht, daß entſcheldende Gründe bafäk 


tinnen aufgeſtellt werden; ungeachtet er nicht in Allem 


Dem von dem Herrn Regierungs-Rommiffär Geſagten bey⸗ 


So habe 3. B. der Herr Regierungs:Rommiffär wer 
gen der vom Kinanzminifterium aus zu. geſchehenden Leis 
tung der Steuerbefhwerben-Erlebigung bemerkt, bag das 
Sinanzminifterium zw. diefer Leitung. von dem Regenten 


‚ beauftragt fen; dagegen. babe. er zwar nichts zu erinnern; 


[4 


doch müffe er bemerfen, daß die Intention ded Kommiſ⸗ 
ſtonsberichts von der richtigen praktiſchen Erfahrung aus⸗ 
gehe, daß man eine aufgetragene Sache leicht zur eige⸗ 
‚nen mache. Er ſelbſt z. B., wenn er als General zu die⸗ 
nen haͤtte, wuͤrde leicht die Grundſaͤze dieſes Staͤndes zu 
den felnigen: machen; wenn er in ein Kloſter gewieſen 
wuͤrde, unwillkuͤhrlich nach und nad kloͤſterliche Geſin⸗ 
nung annehmen. Es ſey alfe eine gewiſſe Befangen⸗ 
beit in ber Beurtheilung ber eigenen Geſchaͤfte nicht leicht 
du vermeiden, 

Den zwepten Punkt ded Rommiffionsantragß, naͤm⸗ 
NY den dem ftändifchen Ausfchuß zu ertheilenden Auftrag 
betreffen, müffe er gefiehen, daß er die Wirkſamkeit dier 
ſes Ausſchuſſes überhaupt als einen der bedenflichften 
- Bunte ver Konftitution anſehe, und daß er zu der wor 
‚gefchlagenen Erweiterung derſelben ſeine Zuſtimmung nicht 


geben toͤnne: | 


) 
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Endlich bemerke er noch, dab er die vielen Beleh⸗ 


rungen, welche der ſachreiche Vortrag des Hrn. Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſaͤrs enthalte, mit großem Dante aufgenome 


men. 

‚ Staatsrath Fehr. v. Zyllubardt: Er wolle gie 
Rechtfertigung der Kommiſſion daruͤber, daß ſie uͤber den 
Gegenſtand der Motion hinausgegangen, wur einige Worte 


ſagen: Es ſeyen zwar det Kommiſſion ae die Bemerfune 


gen. ded Hrn. Regierungs » Kommifldre und Hrn. geh, 
Hofraths Zachariaͤ nicht entgangen, indem fie aber nach der 
Abficht ded Hm. Proponenten auf eine Erleichterung ber 


praͤgravirten Gebirgöbewohner ihr. Augenmerk gerichtet, 


habe fie erfannt, daß folhe nur durd ein: allgemeis, 


‚nes Gefez gefchehen könne, denn ein befondere8 Geſez 


- 


für die Öteuerbefchwerden der Gebirgsbewohper 
wurde wohl nicht gu geben ſeyn. Diefes ‚allgemeine Gefeg 
möge alfo als vorgefchlagener Weg der Abhulfe für: die 
Gebirgsbewohner gelten, und dann erfcheine es nicht ald 


über die Gränze des Kommiffiond: Auftrags gehend. 


Er "glaube daher, daß über die Anträge der Kom⸗ 
miffion, und zwar punftweife, möchte abzuftimmen ſeyn. 

Staatsrath Frhr. 9. Baden befräftigt diefe Anſicht 
und erinnert wiederholt an die Nothwendigfeit eines: neu 
zu gebenden allgemeinen. Geſezes. 

Staatsrath Frhr. v. Türfheim: Nach allem, was 
vorgetragen worden, halte er ſich fuͤr uͤberzeugt, daß im 
Allgemeinen und Weſentlichen die vorliegende Steuer⸗ 
vegufirung gerechtfertigt worden. Man müßte alfo ins 
Einzelne eingeben, und die-Mängel im Einzelnen dars 
legen, wenn man ein neues Gefez begehren wolle, denn 
nur in folchen erwiefenen Mängeln und Beſchwerden koͤnn⸗ 
ten die Motive jenes Begebrens liegen, Wenn feine fpes 
siellen und bedeutenden Befrhiverden der Kammer- vorges 


- 
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.fegt und von ihr anerkaunt werden, ſo babe fe’ Teinen 


Grund, um ein neues Geſez zu bitten. 
Staatörath Frhr. v. Baden: Des alte Gefez im 
ja bereits verſchollen odek unwirkſam geworden ; ber Ter⸗ 


"win feiner Anwendung if verlaufen. aiſo müs f en "wir 


ein neues Gefez haben. 
.»  Gtaatöratb Frhr. v. Tarkheim: Aber man tan⸗ 
nit blos um ein neunes Geſez im Allgemeinen bitten; «6 - 
mus ein beftimmter Inhalt des Geſezes angegeben werben 
Staatsminiſter Frhr. v. Wertheim: Er betrachte 
die Sache fo, daß die Regierung nur noch um eine. wei 
tere Terminsverlängerung zur Borbringung der Defawen 
den zu bitten wäre. 
Staatsrath Sehr. v. Znllinhardt: Diefeb it nur 
einer der Punkte, um welche es fih handeltt. — ; 
Biöthverw. Frhr. v. Weffenberg: Die Berfrage 


ſcheint mir dermalen biefe gu ſeyn: ob die hohe Kammer 


— 


ch nach Anhoͤrung ber Vorträge des Hrn. Regierungse 
ommiſſaͤrs und der erfolgten Diokuſſion bewogen finde, 
irgend eine gefezlihe Verfügung von Seite der Regierung 
in Betreff der Steuerreftififation zu begehren ? Es ſcheint 
mir nämlih darauf anzufommen, ob die Aufflärungen, 


‚ Die der Herr Regierungs-Rommilfär gegeben hat, die in 


dem Kommiffionsbericht enthaltenen Befchwerden und. An 
Bände befrienigend beritigt haben ‚oder nicht? Beh einis 
gen Punkten ſcheint mir dies wirflih der Sal zu feyk _ 
Wenn Übrigens jene Borfrage erledigt ift; fo wären mei 
nes Erachtens die Fragen zur Abitimmung zu dringen _ 
die in dem Kommiſſionsbericht hezeichnet find. ’ 
Reg. Romm. geb. Ref. Böcty: Er glaube, es ey. 
zuvoͤrderſt zu enticheiden, ob die Kammer überhaupt um 
einen neuen Biefegesvorfchlag ‚bitten wolle oder nit? und 


inm exſten Galle frage es ſich noch, was fol er enthalten 


— 


. ” “ . 
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Die Kommiſſion verlange: 

Erſtens: daß das Zinanminißerium: in Steuer 
beſchwerdon nicht entfcheiden fol; er aber "habe hierauf 
bemerkt, daß nicht das Finanzminiſterium, fondern die 
Kreisdirektorien ‚ und in hoͤchſter Inſtanz das Staatömis 
nifterium entſcheide. Ferner habe. 

3weytens die Kommiflion verlangt,. daß alle zwey 
Sabre bie Beſchwerden über die direkten Steuern erhoben 
und auf eine und diefelbe- Art erledigt werden follen. . 
Hier habe er bereit zugegeben, daß ein weiterer Termin 
anberaumt werden foll, aber noch nicht voraus beflimmt, 
in. welder Zeit, weit dies jezt fih wegen der Menge der 
noch unerledigten Befchwerben noch nicht beftimmen laffe. 

Das dritte Verlangen der Kommiflion fen, daß 
man die Koften der Uinterfuchung bey Befchwerden nicht 
mehr folle vorfchießen laffen; died babe er für ſolche Halle 
zugegeben, wo wegen Armuth der- Befümerbeführer ein 
Vorſchuß nicht wohl thunlich iſt. | 

Den vierten Punkt wegen SHerabfezung ber Be 
fhmwerdefumme von ı5 auf 10 pCt, betreffend, babe er 
erflärt, daß, da das Geſez zu ı5 pCt. einmal ſchon ber 
ftehe, ed bey dem ohnehin unbebeutenden Belang des Un, 
terſchieds bey 16.PCt. zu belaffen wäre, um fo mehr, ‚ale 
durch eine Herabſezung auf 10 pCt. eine Ungerechtigkeit 
in Rüdfiht der fchon gefehebenen Erfedigungen der 
gangen würde. 

Fuͤnftens: gegen den Antrag, der Kammer Eins 
fluß auf die Steuerfaden durch eine ſtaͤndiſche Kommiſſion 
gu bewirken, muͤſſe er proteftiren, da dies eine Einmis 
fung in die Verwaltung feyn würde, | 

Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. SGürftenberg: 
Ih halte nunmehr die Sache zur Abflimmung reif, und 
zwar nach der eben gehörten Zuſammenſtellung der einzel⸗ 
nen. Punkte. 


v 
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| Staatsrath Fehr. v. Baden: Ich wiederhole ed: 


dab. alte Geſez ift abgelaufen, die außgefprochene Praͤtlu⸗ 
ſion iſt laͤngſt eingetreten; es muß alſo eine Erneue⸗ 
"sung bed Geſezes Statt finden, und die allgemeine Frage: ’ 


vb ſolches geſſhehen ſolle? muß die erfte ſeyn.— es 
Staatörath Frhr. v. Tuͤrkheim: Es kann bier. ame . 


eine punktweiſe Abſtimmung Statt finden, wobey «6 jer 
doch angehen mag, den zweyten Punkt zuerſt vorzumehmink. | 


Se. Hoheit der Präfident: Es frage. fi nun 
zuerſt: ob die Kammer in das Einzelne eingehen wolle? 


Die Kammer erklaͤrte ſich einmuͤthig dafür. 
Staatsminiſter Frhr. v. Fiſcher: Die erſte Frage 


"Werbe. nun fepn:. ob jest nad abgelaufenem @efez um 


Erneuerung oder Verlängerung defielben , und dann um 


u deſſen Modifikation zu. bitten fen? F 


Staatsrath Frhr. v. Tüͤrkteim: Es ſcheine ſich 


aber uͤberhaupt noch zu fragen: ob es jezt die Zeit fen, 


um einen weitern Termin zu bitten, da noch ſo viele 


aͤltere Beſchwerden unerledigt vorliegen. 


Reg. Komm, geb. Ref. Boͤekh: Dies. konne „al 


J dings geſchehen, 


(liest die einſchlagende Stelle aus der Verordnung von), 


‚ nur würden die neuen Befchwerden fo lange unerledigt 
J bleiben, bis die aͤltern abgethan ſind. | 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Da com. dag 
alte Geſez eine Verlaͤngerung zugibt, fü beduͤrfe es hiezu 


keines neuen, eb ſey denn, daß weitere Modißtationen J 


erbeten wuͤrden. 


.y . 
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Se. Durchlaucht ber. Here Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 

Hiernach koͤnne aber die Sache noch zwanzig Jahre vers 

fböben werden, weil man immer noch unerlebigte ältere. 

Befhwerden haben kann, und der wel der Bitte werde 
immer nicht erreicht. 


Staatsrath Frhr. v. "Baden: s Dafür And wir aber 
da, daß es nicht fo lange dauere. 


Hofrath v. Rotteck: Es wird wohl nöthig ſeyn, 
die neue Termin» Ertheilung für die Steuerprägran 
virten — melde bereitd im vorhandenen Geſez verfptos 
hen ift — zu unterfcheiden von dem für die Erledigung 
der fchon eingelommenen Beſchwerden zu beſtimmenden 
Termin. 


Staatsminiſter Fehr. v. Serkheim: Er glaube, dag 
um Beftimmung eines Termins zur Erledigung ber vor 
handenen Veſchwerden gebeten werden ſollte. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fürftenberg 
traten dieſem Antrag bey mit der Bemerkung: Der Herr 
Regierungs⸗Kommiſſaͤr habe aber zu beweiſen geſucht, daß 
wenn die Gründlichleit bey Erfedigung der Beſchwerden 
nicht leiden ſoll, kein Termin beſtimmt werden duͤrfe; 
doch ſcheine allerdings, daß, da man den Klagenden einen 
Termin geſezt, ſolches auch fuͤr die Erlediguns geſchehen 
koͤnne. | 


Reg. Komm, geb. Ref. Böchh: Ein Termin fann 
wohl geſezt werden, und wenn er geraͤumig genug iſt, 
fo wird er inne gehalten werden. Uebrigens ſchadet bie 
Berzögerung nicht , indem ja int Fall des Anerkenntniſſes 
der Prägräpirung die Vergütung retro Kid zum Zeitpunkt 
der Beſchwerde gefchieht; in es Tann felbit vor der Ente 
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ſcheidung eine proviſoriſche Siſtirung des Steuer · Sezuge 
für einen verbäftufßmäßigen Theil eintreten, wenn eine 
Wahrfcheinlichfeit eines begründeten Anfuchens vorliegt. 


Staatdrath Fuhr. v. Türfheim: Er ftele Seiner 
Durblaudt dem Herrn Fürften von Fürftenberg nur bag 
. Sprüdwort entgegen: es ſey leiter zu klagen als zu 
richten. | | | 


| . Hoheit der Präfident Bemerfen: Es Fönne 
zwar . Terminsbeſtimmung eine Beſchleunigung fuͤr 
die gegenwaͤrtig vorliegenden Befd:werden eintreten, aber 
damit wäre für die fünftig einfommenden noch nicht ges 
bolfen, 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 
Dafuͤr muß dann das neu zu erlaſſende Geſez ſorgen. 


Hierauf ſtellte das hope P raͤſid ium die Frage: 


Ob um Beſtimmung eines gewiſſen Termins zu 
bitten ſey, in welchem die Beſchwerden zu erledi⸗ 
gen waͤren? 


Mit Ausnahme von 1 drep Stimmen waren ſaͤmmtliche 
Mitglieder einverſtanden. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Dieß ſey nur die 
Vorfrage gewefen, nun komme man auf die zwehte Frage: 
05 alle zwey Jahre die Befchwerden anzubringen und zu 
erledigen feyen? . Er finde zwar felbft den Termin von 
zwey Jahren etwas kurz, glaube aber doch, daß bers 
felbe bey einiger Thätigfeit hinreiche, um fo mehr, ale ia 
nit alle angebrachte Beſchwerden von den obern Saftan, 
. sen erledigt werden müflen, auch ſich diefelben gewiß im» 
mer mehr mindern werden. 


% s 
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Staaföminifter- Freyherr v. Fiſcber: Sollen denn 
bie Beſchwerden immer und ewig erhoben werden können ? 


| Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg 
und Staatsrath Frhr. v. Baden antworteten bejahend. 


Hofrath v. Rotteck: Hiefuͤr fen er nicht. Denn 
gleichwie alle bürgerlichen Klagen ihren Berjährungstermiit 
haben, fo müfle auch die Keflamation der in der Steuer 
Prägravirten gegen den Staat einer Berjäbrung unterlies 
gen. Solche Befchwerden fegen eine bey der jüngften Peraͤ⸗ 
quation geſchehene Ueberfchäz unz vbraus, und 
Diefe werde nach dem. Verlauf einer längefn Zeit meift 
fower zu bemeifen ſeyn, da oftmald Veränderungen 
mit dem Grund oder mit den auf feinen Werth Einfluß 
habenden Umftänden eintreten, welche für die Würdigung 
‚ber urfprünglichen Schazung nich maaßgebend 
ſind. 


Se. Durchlaucht der herr Fuͤrſt v. Fuͤrſt enberg! 
Den Begriff dee Verjährung kann ic auf Öteuerbes 
fhwerden nicht Anwenden, 


Bis thverw. Frhr. v. Meffenberg: Sbgleich nad 
meiner Ueberzeugung noch keine Steuerperaͤquation exiſtirt, 
fo lange fie nicht allgemein iſt, indem jeder Steuerpflich⸗ 
tige gleichen rechtlichen Anfpruh hat, an dem Vortheil 
der Peraͤquation Antheil zu nehmen; ſo muß ich doc geſte⸗ 
- ben, daß es mir unumgänglich nothwendig fheint, dag für ein 
Wert, welches für eine weite Zukunft gefezliche Krafı haben 
fol, wie die. Grundſteuer— Berichtigung, irgend eih praͤcluſiver 
Termin. feſtgeſezt werden muͤſſe; ‚denn das Werk würde 
font nie. zur Vollendung gelangen fönnen. Dabey 
laͤßt ſich aber nicht verfennen, daß bie Beſtimmung des 
Termind viele Umſicht und Biligfeit erfordere, und daß 
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nur ein folher für gerecht angefehen werben koͤnnte, von 
welchem man mit größter Wahrfcheinlichkeit annehmen 
darf, daß alle.gegründete Befchwerden geprüft und gehos 
ben werden koͤnnen. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrtheim: Es giebt zwey⸗ 
erley Befhwerden, naͤmlich erſtens ſolche, die ſich auf 
die urſpruͤngliche Kataſtrirung beziehen, und dann fol 
he, welche erft aus den neu veränderten Verhältniffen im 
Laufe der Zeit entſtehen; hiernach ſey eine befondere Uns 
terfcheidung diefer beyden Arten nothwendig; für die Bes - 
fhmwerden der erften Art ift die Beſtimmung eines billigen 
Präftufions Termins allerdings nothwendig, und auf 
der Begriff der Verjährung darauf ganz anwendbar, dage⸗ 
gen find die Befchwerden der andern Art immer anzunch; 


men und zu berudjichtigen. 


Staatöminifter Frhr. v. Berkheim: Er finde dieſe 
Unterfpeidung fehr swedmäßig.. u 


Staatsrath Srhr, v. Zyllnbardt: Auch er ſey 
damit ganz einverſtanden und modifitire auch blernaq ſei⸗ 
nen Antrag in der Kommiſſion. 


Hofrath v. Rotteck: Dieß iſt eben der Sinn mei⸗ 
ner gemachten Bemerkung. Die Beſchwerden der zweyten 
Art ſind nicht eigentliche Beſchwerden, ſondern bloße Ge⸗ 
fuche, welche im gewoͤhnlichen adminiſtrativen Wege zu 
erledigen ſind. | Ä 

Reg. Komm. Geh. Ref. Boͤckh: Solche Beſchwer⸗ 
den, welche nicht gegen die Kataſtrirung gehen, werden 
jedes Jahr angenommen, wie dieß das Geſez ausdruͤklich 
verordnet. (liest die Stelle vor). 

Geh. Hofratb Zacharid: Ihm fcheine in Steuers 
ſachen und namentlich in der vorliegenden Beziehung eine 
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Verjährung ſchlechthin unzulaͤßig. Der entgegengefeste 
Grundſaz habe ſchon zu vielem Unheile, zu vieler Unzufries 
denheit bey den Unterthanen geführt. Wohl aber halte er 
es für zufäßig, daB nur alle fünf oder gehn Jahre die Er, 
bebung folcher Befchwerden verftattet werde, damit man 
die Drdnung der Öteuers Erhebung nicht zu oft unters 
breche. 


Hofrath v. Rotteck: Er glaube, dieſe Bemerkung 
beruhe auf einem Mißverſtaͤndniſſe, da er gerne zugebe, 
daß alle zehn bis zwanzig Jahre eine neue Öteuerreftifilas 
tion Statt haben, und wenigftend die ben einzelnen Grün: 
den eingetretenen bedeutendern Veränderungen ein Ab- oder 
Auffchlagen des Steueranſazes bewirken follten. Aber vie 
Beſchwerde fege eine bey der Schäzung begangene Um 
richtigfeit voraus. Die Klage wegen ſolcher urs 
fprünglichen Uwrichtigfeit müffe der Verjährung 
unterliegen, weil gerade die nämlihen Gründe, wie bey 
der gemeinen Berjährung dafür. fprehen, nämlich die 
Schwierigkeit der Beweidführung über den ehemaligen 
Zuftand der Sache, endlofer Streit und nimmer zu hei⸗ 
lende Verwirrung. 


Seh. Hofrath Zachariaä: Sobald Beſchwerden in 
einem Fall zugelaſſen werden, müſſe man ſie auch im 
andern Fall zulaſſen; er bitte zu erwaͤgen, was denn ewig 
in Steuerſachen ſey, da ja alle zwey Jahre eine neue Re⸗ 
viſion nothwendig werde. 


Hofrath v. Rotted: Der Staat kann und ſoll von 
felü ft und unangerufen von Einzelnen in gewiſſen Friften 
eine Steuerreftififation vornehmen. Hiezu bedarf es alfo 
feiner Befhwerden. Auch find die nen eingetretenen Ber; 
Änderungen nach ganz andern Prinzipien zu wiürdis 
gen, ala bie urfprünglichen Prägravirungen. Gie 
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mögen wohl mitunter fhon im Einzelnen, gewöhnlid 
aber nur mit Beruͤckſichtigung der aud im Allgemeinen ge 
änderten Verhaͤltniſſe zu beurtheilen ſeyn. 


Bey der nun vom hohen Präfidium gehaltenen 
Umfrage erffärten fih alle Stimmen, mit Ausnahme von 
dreyen, damit ginverjtanden, daß die hohe Negierung 
um Feſtſezung eines neuen, aber. präclufiven Termins jur 
Anbringung von Steuerbefüwerden ſolle gebeten werden. 


Staatsrath Frhr, v. Zyllnhardt: : Es frage ſich 
nun, was für ein Termin diefeg feon folle? — 


Staatsrath Frhr. v. Baden und Staatdrath Fehr, 
v. Tuͤrkheim glaubten, daß eine allgemeine Witte ges 
"nüge, und daß die Beſtimmung wohl einer hohen Regies 
“rung indge zu überlaffen feyn, womit man ſich allerſeits 
einverſtanden ertlaͤrte. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Man komme nun zur 
Frage wegen des Koſten⸗Vorſchuſſes bey einer Be 
ſchwerdefuͤhrung; ; dieſes ſey ein wichtiger Punkt, weil er 
Faͤlle wiſſe, wodurch wagen ganz unmöglich gemacht wor⸗ 
den ſeyen. 


Staatsminiſter Frhr. v. Fif cher. Eine Abaͤnde⸗ 
rung hierin wuͤrde aber dem Staat ungeheure Vorſchuſſe 
verurſachen. 


Reg. Komm. Geh. Ref. Bödh: Die Koften der 
Beratbung und Entſcheidung trage der Staat, die Koſten 
der Unterſuchung aber der Beihwerdefährende; der Staat 
werde zwar Sie Koften vorſchießen fünnen, alein es wer⸗ 
den Cxrekutionen ‚wegen des Ruͤcker ſazes unumgaͤnglich, 
welche das Finanzminiſterium gerne vermeidet. 


Achtzehnte Sizung vom '23. Auguft. 699 


Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Es wäre aber 
doch wenigftens zu wünfchen,, daß ſolche arme Gemeinden, 
weiche offenbar einen Vorfhuß nicht Leiften tönnen, ‚davon 
dispenfirt würden, wie dieß ja felbft in förmlichen Preteſ⸗ 
ſen Statt habe. 


| Staatärath Frhr. v. Baden: & führe hier naa 
mentlich den aus den Aften der Regierüng felbft erjehenen 
Hall mit der Gemeinde Elſenz an, weldje 600 fl. vorſchieſ⸗ 
fen foüte,. ehe auf ihre Befchwerde Nüdiiht genommen 
werde, Er finde biefe Summe übrigens ſehr hoch. 


Reg. Komm. Geh. Ref. Bich: Solhe arme Ge 
meinden, welche einen Vorſchuß nicht leiften fönnen, vers 
dienen allerdings Rudfiht, und es fen Pflicht der Regie⸗ 
rung, in ſolchen Faͤllen alle mögliche Erleichterung eintre⸗ 
ten zu laſſen; was aber den namentlich angeführten Fall 
mit der Gemeinde Elfenz betreffe, fo müfle er doch. bemer. 
fen, daß dieß feine arme, fondern eine. wohlhabende Ges 
meinde fen, der. übrigen der Vorſchus nicht von den Fi⸗ 
nanzminifterium , fondern yon dem Kreisdirektorium bes 
ftimmt worden ſey; zugleich muͤſſe nach bemerft werben. daß 
die Taration und Klaffififation der Grunditüde einer aan» 
zen Gemeinde fein fo geringes. Geſchaͤft fey, "wie mancher 
bey der Anfiht der Sache glauben möchte, da hiezu die Tas 
xatoren und Klaffififatoren. der benachbarten Gemeinden 
beygezogen. werden müffen, Leute, welche ihre Tandaebühr 
ren nicht lange entbehren koͤnnen; ed trage übrigens einz 
ſolche Befchmerdefüuhrende Gemeinde ſolche Koſten mit deſto 
vollerem Rechte, da ſie oftmals durch ihre vorſaͤzliche und 
eigennuͤzige Irreleitung der Klaſſifikatoren und Taxatoren 
bey der erſten Taxation die zweyte veranlaßt haͤtte. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Belanntlich 
iſt unter den Ausgaben im Budget für 1820. und 1821. 


‚ga Protololle ber Eeſten Kammer. 


die &umme von 20,000 fl. jur Beftreitung der Koften für 
das PeräguationdsGefchäft in Antrag gebracht. Die Res 
gierung dürfte daher um fo cher geneigt ſeyn, dem Bes 
‚gehren zu willfabren, daß den armen Gteuerpflichtigen, 
die, wenn fie zur Veiftung des Vorſchuſſes wegen der Kos 
ften angehalten werden wollten, verhindert würden , den 
Mortbeil der Perdquation, den fie eben fogut, ald die Rei⸗ 
chen anzufprechewberechtigt find, zu erlangen, ein ſolcher Vor⸗ 
ſchuß erlaſſen, und fuͤr ſie die Koſten vom Staat vorgeſchoſſen 
werden moͤchten. Dieſes Begehren wird der Herr Regie— 
rungs⸗Kommiſſaͤr ohne Zweifel ſelbſt fuͤr gerecht und billig 
erkennen, um fo mehr, als ja auch die armen Steuerpflich— 
tigen zu der für dad Peräquationdgefchäft überhaupt bes 
flimmten Ansaabsfumme von 20,000 fl. verhältnißmäßig 
beytragen muͤſſen. | 


Se. Durchlaucht der Herr Fürft von Cd wenfteins 
De rt beim: Einverſtanden. | 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg. 
Gleichfalls einverſtanden mit dem Beyſaze: mit woͤrlichſter 
Schonung. 


Auf die hierauf gehaltene Umfrage erklaͤrte ſich 
die ganze Kammer mit dem Antrag einverſtanden. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Nach dem Antrag | 
ber Kommiſſion wäre nun die Regierung zu bitten, das 
Minimum der Befchwerdefumme von ı5 Procent auf 10 
Prozent berabzufezen. | Ä 


Hofroth v. Rotteck: Mit dieſem Antrag koͤnne er 
ſich nicht als einverſtanden erklaͤren, da diefe Herunterſe⸗ 
zung, wie der Herr Regierungs-Kommiſſaͤr bemerkt babe, 
aus keinem entſcheidenden Grunde verlangt werde, und zus 
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gleich in Ruͤckſicht der fchon erfebigten Befehwer 
Den ungeredt ſey. 


Bisthverw. Frhr. v. WVeſſenberg: Aus dem vom 
Herrn Regierungs⸗Kommiſſaͤr dargelegten Grund, daß 
eine dermalige Erhöhung der Procente von 10, auf 15 eine 
Ungleichheit in die Behandlung der künftig zu erles 
digenden und der biöher erledigten Befchwerden bringen 
müßte, fann ich dem Kommiffiond » Antrag auf diefe Er: 
böhung nicht beyſtimmen. | 


Bey der von dem hohen Präfidium gehaltenen Um 
frage erflärte fih die Majorität ber Kammer mit einer 
Aenderung nicht einverftanden. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Nun bandle ed fi 
noch um den Antrag der Kommiffion wegen Einwirkung 
des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes in Steuerſachen. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Was den in 
Antrag gebrachten Einfluß des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſcs bes 
trifft, ſo glaube ich, daß man ſich damit begnuͤgen koͤnnte, 
wenn nach der gemachten Zuſicherung des Herrn Regies 
rungd:KRommifjärs den Kammern jedeömal der vollftändige 
Ausweis uber den Zuftand und Fortgang des Peräquas 
tionsgefhäftd nebft allen einſchlagenden Belegen mitges 
theilt wird. Im Wefentlihen wird dadurch, wie mir 
ſcheint, der Zwed erreicht. 


Auf die darüber gehaltene Umfrage: ' 


Ob die hohe Regierung im Allgemeinen zu Bitten 
fey, anf jedem Landtag eine Ueberſicht aller Steus 
erverhäftnifle vorzulegen ? | 
erffärten fih hiermit fämmtlihe Stimmen, mit Ausnahme 
einer einzigen einverſtanden. 


603 Ptokokolle der Erſten Kammer. _ 


- Am Schluffe ber Sizung Wurde der redigirte Geſezes⸗ 
Entwurf über die Dienftführung und dad Receßmachen der 
Verrechner vorgeleſen und genehmigt. 


„Beylage Ziffer 67. 


Freyherr v. Zyllnhardt. | 
v. Rotteck. 


Beylag e Ziffer 67. 





Verordnung über die Dienftführung und die befonderen 
Dienftvergehen der Verrechner in Bezug auf die in 
dem 8. ıd. des Edikts über Die Rechtsverhaͤltniſſe 
der Staatsdiener vom 30. Sänner 1819, enthaltene 
Beſtimmung. 


. 1. 


Jeder Verrechner von Staats⸗, kirchlichen, Gemeinds⸗ 
oder andern Öffentlichen Geldern, fol Einnahme und Aus 
gabe im Augenblid, da fie effeftuirt wird „oder bey Eins 
zügen außerhalb. des Orts zweymal vier und zwanzig 
Stunden nach ſeiner Zuruͤdkunft, bey ſchwerer dienſtpoli⸗ 
zeylicher Ahndung eintragen. n 


6. 2. 


Findet ſich bey einer Unterſuchung oder Liquidation, 
daß mehrere und bedeutende Einnahmspoſten nicht einge⸗ 
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tragen worden, und zeigt fi zugleich ein Kaffendefekt 
von gleichen, oder wenigſtens einem foldhen Betrage, der - 
nicht blos als das Reſultat eines Berftoßed im Geldzaͤb⸗ 
[en angenommen werden kann; fo wird der Verrewcner 
nach der Groͤße des Kaffenmangeld entweder mit dent Ber» 
luſt feined® Gehalts entlaffen, oder wenn er nicht 
fchon nach der Natur feiner Anftellunga ad 
und für fich entlaßbar ift, auf einen geringeren, 
minder einträafichen Dienft verfezt, wenn aud fein wirk⸗ 
licher Eingriff in die Kaffe erwiefen wird. » 


Die Entlaffung. pder Verſezung in deterius tritt 
ebenfalld ein, wenn zwar im Augenblid eines Kaſſenſtur⸗ 
zes die unterlaffene Eintragung der Einnahmspoſten nicht 
entdeeft wird, und der Kaffenbeftand mit den Sournalien 
barmonirt, fpäterbin durd Liquidationen oder auf andere 
Weife aber hergeftellt wird, dag jur Zeit des Kaſſenſtur⸗ 
zes wirflih mehrere und bedeutendere Einnahmspoften 
nicht eingetragen waren, und der Cintrag in das Sour» 
nal und die Ergänzung der Kaffe erft fpäter erfolgte. 


Sie tritt auch ein, wenn zur Herftellung. der Ueber, 
«inftimmung zwifchen Journal und Kafle Ausgaben, die 
noch nicht wirklich geleiftet worden, eingetragen wären. 
rn. , ‚A N " . - " 


6.3, 


Wenn ſich bey einem Rechner, deffen Journalien fonft 
richtig gefuͤhrt ſind, dennoch ein Kaſſenmangel zeigt, der 
nicht wegen der Unbedeutendheit des Betrags einem Irr—⸗ 
thum beygemeſſen werden kann; ſo iſt eine proviſoriſche 
Dienſtfuͤhrung anzuordnen, und eine dienſtpolizeyliche Un⸗ 
terſuchung uͤber die Natur des Receſſes einzuleiten. 

Die proviſoriſche Dienſtfuͤhrung dauert fo lange fort, 
bis entweder nachgewiefen worden, daß der Receß nur 


q 
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‚von einem Rechnungeverfieße, oder von einer andern, den 
Mechner felbft nicht peinlich gravirenden Urſache herruͤhrt, 
oder fih ein wirklicher Kafeneingriff deſſelben herftellt. 
Die Koften diefer proviforifchen Dienftführung falles dem 
KRechner zur Laſt, jedoch bleibt es, den Fall eines wirk⸗ 
lichen Kaſſeneingriffs ausgenommen, ben Adminiſtrativ⸗ 
ſtellen uͤberlaſſen, nach den Umſtaͤnden zu ermeſſen, ob 
dem Rechner nicht ein Theil der proviſoriſchen Verwal—⸗ 
tungskoſten, der die Haͤlfte der aufgelaufenen Koſten nicht 
uͤberſteigen darf, abzunehmen ſey. 

Iſt der Rechner des Eingriffs in die Kaffe im poli⸗ 
zeylichen Wege uͤberwieſen, geſtaͤndig oder verdaͤchtig; ſo 
tritt die ſtrafgerichtliche Unterſuchung, ohne Ruͤckſicht auf 
die Summe des Receſſes, ein. 


F. 4. 


Findet der Verrechner bey einem vom ihm fſelbſt vor⸗ 
genommenen Kaffenfturze, der jedesmal vor Einſendung 
der monatlichen oder vierteljährigen Situations⸗Etats ew 
folgen, und deſſen aus einer Vergfeichung des erfundenen 
Kaſſenbeſtands mit bem Journalsabſchluß hervorgeganges 
ned Refultat mit jenen Etats an die Reviſionsbehoͤrden 
eingefchickt werden muß, daß ein Kaſſendefekt vorhanden 
ft, fo fol, in fo ferne die gebührende getreue Anzeige 
davon gefchieht, zwar auf der Stelle eine Unterfuchung 
angeordnet, der Rechner aber nicht fufpendirt werben. 


Ergaͤbe fi aber bey der linterfuchung, daß bebeus 

tende Unorbuungen unterlaufen und andere Inzichten 
eined Kafleneingriffd erſcheinen, fo ſoll die Suſpenſien 
ſogleich verfügt werben. 


Der Rechner ſoll im erſtern Fall, nach dem Grad 
der mindern Schuld, von den Unterſuchungskoſten ver⸗ 


r 
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ſchont bleiben ; dagegen fol, wenn in den Vorlagen au 
die Nevifionsbehörde ein etwa erfundener Kaflenmangef 
nicht getreufich angegeben, fondern eine Ueberein⸗ 
ftimmung des Kaffenbeftands mit dem Haupt s Journal, 
wo fie nicht vorhanden iſt, ‚fingirt wird — ſogleich eine 
gerichtliche Unterſuchung eingeleitet werben. ’ 


Wenn aber auch in diefem Fall ſich bey der gerihts 


lichen Unterfüchung kein Kaffeneingriff erweifen Iäßt, 6 


tritt deſſen ungeachtet die Entlaſſung des Verrechners 
oder deſſen Verſezung in deterius auf dem in gegenwaͤr⸗ 
tiger Verordnung beſtimmten polizeylichen Wege ein. 


WER 


- Der-Rechner darf feine eigene Gelder mit den Dienſt⸗ 
geldern nicht vermifchen, und fann daher nie ein Gutpas 
ben anfprechen. 


Jedes folche Cuthaben, das na der Vergleichung 
des Kaſſenbeſtands mit den Journalien erſcheint, wird 
als das Reſultat einer unrichtigen Buchfuͤhrung angefen. 
hen, und gehoͤrt zu jener Kaſſe, fuͤr deren Verrechnung 
der Verrechner aufgeſtellt iſt, wenn es ſich auch durch die 
verſuchte Ergänzung eines etwa mangelhaften Sournalg 
nicht gehörig und klar eruiren läßt, moher doſelbe ent⸗ 
ſtauden iſt. 


§. 6. 


Rechner, welche den zur Stellung ihrer Rechnungen 
geſezlich beſtimmten oder von den Adminiſtrativſtellen pros 
rogirten Termin verftreichen laſſen, find entweder von ver. 
Beforgung ber laufenden Dienftgefhhäfte zu fufpendiren, 
oder es ift ibnen ein Kommiſſaͤr zur Rechnungsſteluns 
beyzugeben. | . 
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Im erften Ball haben - fie die Koften ber proviferf; 
fben Verwaltung, im leztern die Rehnungsftellungs 
Koften zu tragen. Es foll jedoch hier, wie dort, auf 
folche außerordentliche Zufälle, wie lange andauernde 
Rrankheitsumftände, billige Rudfiht genommen , und ik 
diefen Fällen nach follegialifhem Ermeflen der Adminiſtra⸗ 
tivbehörden die desfallfigen Koften ganz oder zum Theil 
auf die betreffende Kaffe übernommen werden. 


$. 7. 


Diejenigen Rechner, melde Staats- und andere 
Öffentlinde Gefälle und Gelder länger ald zwey Sabre im 
Ausftand laffen, obne die zur Veytreibung erforderlichen 
Zmwangsmittel anzuwenden, oder in den geeigneten Faͤllen 
deren Anwendung bey der kompetenten Behoͤrde zu ver⸗ 
anlaſſen, oder in geeigneten Faͤllen die Abgangs- Dekretur 
einzuholen, bleiben den betreffenden Kaſſen für den Ber 
trag unmittelbar mit dem Ihrigen verhaftet, fie follen 
"Barauf ohne Ruͤckſicht auf die Erigibilität oder Inerigibir 
Ktät der Poſten, jedoch unter Vorbehalt des Růdgriſte 
auf die Reſtanten, exequirt werden. 


§. 8. 


Kein Rechner darf fich wegen Angeblicher Forderung 
an bie Staats⸗ oder diejenige Hauptlaffe, von welcher er 
abhängt, bezahlt machen; fondern muß hiezu Die Defretur 
der ‚geeigneten Behörde einholen. Kontraventionen foilen, 
wenn die. Forderung begründet ift, mit Geldftrafen , die 
jedoch in feinem Kal mehr als die Hälfte der erhobenen 
Summe betragen follen, belegt, wenn aber die Forderun⸗ 
gen unbegründet erfcheinen, mit Entlaſſung vom Dienfte 
‚geahndet werden, vorbehaltlich jedoch der gefezlichen Strafe, 
wo folche angebliche, ungegruͤndete Forderungen nur ‚ge 





+‘ 


Achtzehnte Sizung vom 23. Auguſt. 607 


macht worden, um einen vorhandenen Receß ſcheinbar zu 
decken. 
Hieher ſind die gewoͤhnlichen Dienſt ⸗ Ausgaben, wie 
Diaͤten, nicht zu rechnen, in fo ferne diefelben fogleich 
bey Erhebung in daß Gournal getragen, und die Defretur 
laͤngſtens innerhalb eines Monats eingeholt wird. 


5. 3. 


In Anſebung anderer bier nicht gedachten dienſtwi⸗ 
drigen Handlungen treten die Beſtimmungen bes allge⸗ 
meinen Diener⸗Editts ein. 


§. 10. 


Wo nach gegenwaͤrtiger Verordnung eine Entlaſſung 
oder Verſezung des Verrechners in deterius, und alſo keine 
peinliche Behandlung eintreten ſoll, wird dieſe Entlaſſung 
oder Verſezung in deterius auf Antrag der betreffenden 
Behörde unter Beobachtung der im $. 14. des Evifts 
über die Rechtsverhaͤltniſſe der Civil-Staatsdiener vorge⸗ 
ſchriebenen Formen ausgeſprochen. 


Bey dem Finanzminiſterium wohnen dieſen Verbands 
(ungen der Borftand und die mwirfliden Näthe der Fis—⸗ 
kalats-⸗Kommiſſion mit entfcheidender Stimme uber den 
"Antrag auf Entlaffung bey, 


§. 11. 


Wäre die Sache wegen doloſen Receſſes zur pein— 
lichen Unterſuchung und Beſtrafung abgegeben, und der 
Verrechner hinſichtlich dieſes Verbrechens für fchulds, Flag» 
oder ſtraffrey von dem erkennenden Gerichte erklaͤrt wor— 
den; fo bleibt nichts deſtoweniger die greignete Vorkeh⸗ 
sung im dienftpolizepliden Wege nat Maaßgabe ber ges 

genwärtigen Verordnung gegen denſelben vorbehalten. 


— 
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Neunzehnte Sizung 
Karlsruhe den 24: Auguſt 1820. , 
Begenwärtig: - 


Se, Hoheit der Präfident und ale biber erſhlenenen 
Mitglieder, mit Ausnahme: 


Sr. Hoheit des Herrn Markgrafen Leopold, des 
Herrn Genetals Freyherrn v. Ge uf a u, dei 

. Herrn Staatöminifterd Freyherrn v. Berftett, des 
Herrn Staatöminifterd Freyherrn v. Fiſ cher, des. 
Herm Staatdrath Banmgärtuer, und bed 
Freyhertn v. Baltenſtein. 


— Weiter anweſend: Fi 


Der Herr Rehlerunse / Rommidr, Staatsrath Rein⸗ 
ward. 


Protokolle ber 1. Kammer, | 3 


“ 


610 Protokolle der Erſten Kammer. 


Das hohe Präfidinm legt einige eingekommene 
Mittheilungen der zweyten Kammer vor, naͤmlich: 


1) über die am 11. Auguſt in Betreff der Verhaͤlt⸗ 
niffe der Amortijationsfaffe gefaßten Befchlufte ; 


| Beylage Ziffer 68. u. Unterbeylagen zu Ziffer 68. 


fodann 
3) Die über dad Budget pro 1820. und 1821. gefaßs 
ten Beſchluͤſe fammt den Alten über die nadıträgs 
liche Pofition von 35,000 fl. für die Univerfität 
Freyburg und für die Schulfehrer. 


Beylage Ziffer 69. u. 4 Unterbeylagen zu Ziffer 69. 


Beide Mittheilungen wurden an die Budgets⸗Kom⸗ 
miffion verwiefen. 


Hierauf erfolgte die Diskuſſion uͤber die Motion des 
Herrn Bisſsthumsverweſers Frhrn. v. Weſſenberg we 
gen Errigtung eines Taubſtummen⸗ ⸗Inſtituts. 


I Der Herr Proponent, Bisthverw. Frhr. v Wef 
fenberg, nahm zuerft das Wort und ſprach: Die aus—⸗ 
nehmend freundliche Aufnahme, deren der Gegenſtand meis 
ner Motion bey den verehrten Mitgliedern der hoben Kam» 
mer fih zu erfreuen hatte, bürgt mir dafür, daß Sie 
Alle den Wunſch einer allgemeinen LTandesanftalt, in 
welder fo manche arme, verlaffene Taubftumme Gelegens 
beit für Bildung und Unterricht erhalten würden, “mit 
mir theilen, Durch den vortrefflihen Kommiſſionsbericht 
finde ich mich veranlaßt, jezt uber die Hauptpunfte, die 
bier Beachtung verdienen, noch einige Worte zu fagen. 


Die erfte Frage ift: ob auf die Errichtung der 
Anftalt in einer Landſtadt, oder in einer der größern 
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> Städte ded Landes anzutragen fen? Gern fchließe ich 
mich den Gründen an, aus welchen die Kommiſſion glaubt 
einer größern Stadt den Borzug geben zu müflen, wenn, 
anders in einer folhen Stadt ein angemeſſenes Gebaͤude 
mit einem geräumigen Garten audgemittelt, und von der 
hohen Regierung der Anſtalt zugewendet wird. Geſchieht 
dies, fo denfe ich 28 mir fogar ald möglich, daß die Vor⸗ 
theile, melde die Rage einer Landſtadt darbietet, mit de⸗ 
nen, die einer groößern Stabt eigenthuͤmlich ſind, ſich ver⸗ 
einbaren ließen. 


Der zweyte Punkt⸗ betrifft die vom Staat zu be⸗ 
gehrende jaͤhrliche Beytragsſumme. Der Herr Berichts“ 
erſtatter hat, wie mir ſcheint, jeder von dem finanziellen 
Zuſtand unſers Staats herzuleitenden Einwendung ſehr 
triftig begegnet. Es handelt ſich nicht von einer koſtſpie⸗ 
ligen, aber entbehrlichen Prunk⸗-Anſtalt; ſondern es ruft 
bier eine huͤlfloſe Klaſſe von Ungluͤcklichen die Geſammt ⸗ 
heit nur um die noͤthigſte Hülfe an, wodurch es ihr mög» 
lich werde, fih aus dem Zuftand, in welchem fie ihr bloß _ 
zur Laft fallen muß, zu erheben, und in die Reiben ge» 
bildeter und nÄzliher Mitglieder einzutreten. Deswegen 
trug auch die Kommiflion fein Bedenken, auf das Begeh⸗ 
ren eined Staatsbeytrags von jährlich 3000 fl. anzutragem 


Der dritte Punft betrifft die zur erften wöthigen 
Finrihtung und zur Bildung eines hinreichenden Gtifr 
tungsfonds geeignete Sammlung milder Gaben wohlthaͤ⸗ 
tiger Menſchenfreunde. Ich bin ganz mit der Kommiſſion 
einverſtanden, daß von der Form der Sammlung jeder 
Schein eines Zwangs oder einer Steuer entferät bleibe. 
Die Anſtalt ſoll das Werk und ein lebendiges Denkmal 
chriſtlicher Milde und Barmherzigkeit ſeyn, ungetruͤbt von 
dem Einfluß jeder unlautern Triebfeder. Moͤge ſie auf 
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ſolche Art als eine Bottsgefällige Pflanze aufblühen und 
ſchoͤne Fruͤchte bringen ! 


Staatdratb Frhr. v. Baden: Ich wünfche fehr, 
Daß der verehrte Herr Proponent einen Plan vorlege, wie 
die zw ervichtende Anſtalt, zumal durd milde Beytraͤge, 
koͤnne erhalten und in zunehmendes Gedeihen geſezt wer 
den; beſonders will ich auf Errichtung von Freyplaͤzen 
aufmerkſam machen, da die Erfahrung lehrt, daß auf 
ſolchem Weg eine Anſtalt auch von geringem Anfang ſich 
außerordentlich erheben kann. Eine in Freyburg beſte⸗ 
hende Stiftung fuͤr die Ausbildung duͤrftiger Knaben und 
Maͤdchen iſt auf demſelben Weg ſchon zu ſehr anſehn⸗ 
lichem Vermoͤgen gelangt. 





Vielleicht wuͤrden mehrere hochverehrte Mitglieder 
der Kammer zur Stiftung von Freyplaͤzen in dem Taubr 
ftummensInftitut ſich entfchließen, ich felbft bin dazu 
bereit. Doch wäre eine oberfie Leitung ded Ganzen noͤ⸗ 
thig, und ich wünfche, daß es unſerm innigft verchrten 
Praͤſidenten, Sr, Hoheit dem Hrn. Markgrafen Wilhelm 
gefallen möge, diefe Leitung zu übernehmen. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Löwenftein 
Wertheim: Er erfläre fih mit diefem Vorſchlag aus 
voller Ueberzeugung feined Herzens einverftanten, und 
mache jich felbft auch verbindlich, die Sammlung freymilliger 
Bepträge in feiner Gegend für diefe fo menfchenfreunts. 
liche Anftalt zu übernehmen.  « 


Drälat Hebel: Die Kommilfion hat auch voraus⸗ 
gefezt, daß eine Geſellſchaft von mwohlthätigen und eins 
flußreichen Männern fih bilden werde, um daß Ganze 
ins Wert gu richten, 
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Hofrath v. Rotteck: Kür die Sache ſelbſt möchte 
ich gerne noch einen allgemeinen Grund anführen. Es 
wäre ſchoͤn, wenn wo möglich jeder. Landtag den Anlaß: 
zu irgend einer wohlthätigen, humanen, oder bürgerfreunds 
lichen Stiftung gäbe, und fi alfo ein edles Denkmal 
feste. Die Geſchichte unferer Landftände würde dadurch 
einen eigenen Reiz gewinnen, und die Liebe des Volkes 
zur Verfaſſung eine noch groͤßere Innigkeit. Indeſſen 
wird wohl, was bad Detail der Ausführung bee 
trifft, fo zwedgemäß die eben gemachten Borfchläge find, 
die Sache fih nicht zum Reſſort ver Kammer .eignen, Dies 
felde wird ſich wohl darauf befchränfen, eine nach dem Sinn 
des Kommiſſionsberichts lautende Bitte an Se: KRönigt. 
Hoheit, den Sroßherzog, zu, befchließen, und diefer Ber 
ſchluß, oder Die zu hoffende gnädige Gewährung Gr. Koͤ⸗ 
niglichen Hoheit, wird dann der Anlaß. werden zur Dereis 
nigung ebeldenfender Männer aus den Kammern und aus 
dem Boll, welche den einmal vorhandenen Lebendfeim des 
Inſtituts durch eifrige und wohlgeleitete Pflege zur Torte 
ſchreitenden Entwidelung bringen mögen, 


Praͤlat Hebel: Eben dieſes iſt ‚der Sinn und die 
Abſicht der Kommiſſion geweſen. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Dog fönnen bie. bier 
zum Protofoll gegebenen Erklärungen einzelner Mitglies 
der — wiewobl fie feine Schlußfaffung der Kammer vers 
anlaffen follen — auf bie Börberung des Wertes immer 
von Einfluß fen. 


Geh. Hofratb Zacharia: Er müffe hier bemerken, 
wie der Kommiſſionsbericht angebe, beftehe hier in Karld- 
ruhe fhon ein derartiges Inſtitut,“ wozu, wie er aus 
dem Budget erfehen habe, bie Staatskaſſe jährlich 300 fl. 
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beytrage; num fen es aber sine befannte Erfabrumg , vaf 

man Borfehläge weit leiter durchführen Tönne, wenn fe I 
ſich an etwas ſchon Beſtehendes Inupfen. Wäre es daher 
nicht am befien, wenn Ge. Koͤnigl. Hoheit gebeten win 
ten, von den Borfichern dieſes bier beſtehenden Infitui 
über deſſen Zuftand und Einrihtung Bericht fanımt Ben 
befierungsnorfchlägen einzufordern, und diefen Bericht der 
Kammer mitzutheilen, damit auf defien Juhalt eine wen, 
die Inswerkrichtung des Ganzen unmittelbar bezweckende 


‚Motion könnte gegründet werden, wenn ed wicht der Re 
giesung gefaßen follte, die Sade unmittelbar einzuleiten, 


Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Die Einforde 
zung det Berichts ſey Sache ber Regierung ; fie koͤnne 
ihn einfordern, wenn fie es für gut finde; es befunden 
aber außer Karlörube noch einige folhe Anftalten, als 
in Staufen, wo fi gegenwärtig, fo viel er wife, zwey 
Zdalinge befinden, welche aber bezahlen müffen, und eine 
in Bruchſal; Died feyen jedoch nur Privat-Anftalten; et 
habe aber auf eine allgemeine Staats⸗Anſtalt angetragen, 
welche auch Arme aufnehme; fein Antrag gebe alſo auf 


:etwaß anderes, als blos auf Erweiterung einer ober 


= 


der andern ber fhon befiehenden Anftalten, und bedürfe 
sur Erledigung keineswegs einer zweyten Motion, 


Staatsrath Frhr. u. Zyllnhardt: Aud iſt fuͤr 
die hieſige Anſtalt noch nicht einmal ein beſtimmtes Lokal 
vorhanden. Der Unterricht geſchieht in einem Privat⸗ 
hauſe; es iſt alſo kaum nur ein Inſtitut zu nennen. 


Praͤlat Hebel: Es ſeye ſchon in dem Antrage des 
Hrn. Moventen gleichſam der Weg fuͤr die Etablirung 
dahier angedeutet; was bie vorgeſchlagene Berichts einho⸗ 
lung durch die Regierung von den Vorſtehern des hiefigen 
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 ‚Snftituts.betreffe, ſo ſey et In der Lage, zu bemerken, bie 
‚Kinricptung und Berhältnifie dieles Inſtituts ſeyen zur 
Zeit noch ſehr einfach, und es duͤrfte dieſer Bericht. daher' 
keine Weitere Auskunft enthalten, als daß die Anſtalt 
bisher unter dem Miniſterium des Innern, evangel. 
Kirchen⸗Sektion geſtanden, ber Lehrer ein in Paris. gebil— 
deter junger Mann ſey, täglich. drey Stunden gebe, und 
dafür einen. Gehalt von 3oofl. beziehe; daß endlich die - 
Unſtalt für drey Arme eingerichtet ſey. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Sobald man, wie 
Hr. geh. Hofrath Zachariaͤ verlange, auf Erweiterung einer 
der beftehenden Anftalten -antragen wolle, (0 fen auch von 
der Kammer fchon die Borfrage entfchieden, wo diefe Ans 
ftalt. beftehen folle. Die Rammer habe ſich aber darüber 
noch nicht ausgeſprochen, wo es errichtet werben ſolle. 


Se. Hoheit der pibent, das bisher Geſagte 
zuſammenfaſſend, bemerkten: es frage ſich nun: ob die 
Kammer auf einen Zuſchuß von jährlichen 3000 fl, einge⸗ 
ben, und darauf bey Sr. Königl. Hoheit antragen wolle, 
die weitere innere Einrichtung der Anſtalt werde wohl 
der Regierung zu überlaffen feyn ; dann frage es fich nur 
noch: ob die Kammer auch uber die Art der einzuleiten, 
den Subfcription oder Kollefte etwas entfcheiden wolle ? 
Fuͤr Ihre eigene Perfon erklärten Sie, daß das Zutrauen 
der Kammer Ihnen fehr ſchmeichelhaft gewefen, und daß 
Sie mit Vergnügen für diefe Anftalt thun würden, was 
in Ihren Kräften ſtehe. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Alsdann wird 
die Anſtalt gewiß freudig gedeihen und emporbluͤhen. 


Hofrath v. Rotteck: Es dürfte jezt wohl die Um⸗ 
frage genügen: od ein Mitglied, den einzelnen Kommif- 
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fioneAnträgen noch etwas beyzuſezen babe? im verrei⸗ 
nenden Fall wuͤrde dann die Genehmigung des Ganzer 
vorliegen. 


Prälat Hebel verliebt noch einmal ben Auptis 
Halt des Kommiſſionsberichts. 


Worauf bey der vom hoben Präfibium gehaltenen 
Umfrage die Kammer fi einflimmig für eine im Sim 
des Kommiſſions⸗Antrags an Se. Königl. Doheit zu er—⸗ 
baffende Bitte erflärte, 


Hierauf gieng man nad) ber Zagedordnung zur Dit 
fuffion über den. Gefezgedentwurf, die Beran twort 
lichleit der Minifter und oberfien Staath 
dbiener betreffend, über. , 


Hofrath v. Rotteck: babe der Herr geh. Hof. 
rath Zachariaͤ fih ald Redner Mber diefen Gefezesentwurf 
einfchreiben laſſen. Doc würde vieleiht Cine hohe Re 
gierungs⸗Kommiſſion noch Zuvor einen Vortrag halten. 


Der Herr Regierungs. Kommilfär, Staatsrath Rein 
hard, erklärte fich fodann: 


Sm Allgemeinen babe er uber den Gegenftand und 
über den Kommiflionsbericht zu bemerken: die Regierung 
babe der Kammer ein Gefez vorgelegt, welches in jeder 
Rudfiht zu den ſchwierigen gehöre, indem es bisherigen 
Konjunfturen und Verhältniffen, fo wie au biöheriger 
‚Staatd:Prarid bedeutend widerſtrebe. _ 


Die Regierung habe daher felbft die Erwartung ge⸗ 
habt, daß es an Bemerkungen und Erinnerungen nicht 
. fehlen werde, davon babe er ſich auch ſogleich bey der 
Vorberathung überzeugt, und diefe Ueberzeugung habe 
fh durd den Kommmiffionsbericht nur noch vermehrt. 





\ 
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Er erklaͤre mit Vergnuͤgen, daß dieſer leztere fich 
durch Gruͤndlichkeit, Umſicht, und einen ſchoͤnen Geiſt der 


Maͤßigung auszeichne. Er ſey alſo weniger da, um gegen 


die RommiffiondAnfichten zu ſprechen, als vielmehr um. 


die Mopififationen ſelbſt auch feiner Seite zu motiviren 
” ‚und zu erläutern. Er werde daher nur bey, einigen weni. 


gen Stellen eigentliche Erinnerungen zu Maden haben, 
und gebe demnach zu den einzelnen Punfteh über. 

In dem Kommiffionöberichte werde gefagt, daß bie 
Anklage eine ande@@igorm nicht ausſchließe, naͤmlich die 
Befchwerde ; er finde dieß fehr begründet, und fege nur vor» 


aus, daß ed nicht in der Anſicht liege, deßhalb eine Beftime-. m. 


mung in das Geſez aufzunehmen, 
Nunmehr erhielt der Geh. Hofrath Bachariä das 


Mort und fprach, wie folgt: 


Sch habe lange bey mir angeftanden, ich habe ge⸗ 
wankt und geſchwankt, ob ich um die Erlaubniß bitten 
ſolle, uͤber den vorliegenden Geſezesentwurf im ALlges 
meinen zu fprechen, Und noch jezt fpreche ich noch zagend 
und versagt. | 

Meine erfte Bedenklichkeit war Die, daß es mir als 
eine Anmaßung ausgelegt werden koͤnnte, wenn ich, nad: 
dem uͤber dieſen Gegenſtand ein ſo wackerer und gruͤndli⸗ 
cher Bericht von der hochverehrlichen Kommiſſton erftatigt 
worden iſt, denfelben Begenftand feinem ganzem Umfange 
nad) zu erörtern wagte. Allein ich erwog, daß man eine 
Sache von mehr ald einer Seite betrachten könne; daß, 
wenn die erwannte Kommiffion Durch den ihr gewordenen 
Auftrag auf gewiffe Gränzen befohränft mar, mir es viel, 
leicht vergoͤnnt ſeyn mag, den Gegenftand aus einem alls 
gemeinern und freyern Geſichtspunkte zu betrachten. Auch 
das erwogich: wenn wir Fluger find ald unfere Vorfahren, 
fo iſt es deswegen, weil wir auf ihren Schultern ſtehen; 
und unfere Vorfahren würden weiſer ſeyn, als wir, wenn 


* 


648 J Protololle der Erſten Kammer. 


fie auf den unſrigen ſtaͤnden. Uebrigens fuͤrchte man nicht, 
Vorſchlaͤge aus der Phantaſieenwelt von mie zu bören, 
Wenn man in den Jahren ſteht, welche an die Fahre der 
Weisheit gränzgen, d. h. in den fünfzigern , ift die Phan 
tafie nicht mehr die hervorſtechende Gemuͤthskraſt. 
Meine Vorſchlaͤge werden fih an das Beſtehende, an den 
Geſezesentwurf moͤglichſt anſchließen. 

Eine zweyte Bedenklichkeit war die, daßeich durch 
dieſen Vortrag vielleicht die Verhandlungen aufhalten koͤnn⸗ 
te. Allein da muß ich offenherzig eſtehen, daß es mir 


nichts weniger ald unerfreulich fen wird, wenn. ber. vor 


liegende Geſezesentwurf erft in der folgenden Sizung de _ 


"Kammern in ein Gefez verwandelt wird. Zwey Geſeze 


find es, welche als wefentlihe Ergänzungen unferer Ber 
faffungsurfunde betrachtet werden fönnen: das Geſez über 
die Gemeindeordnung, und dad Geſez uber die Verantwort⸗ 
Jichleit der oberften Staatöbeamten. Bey dem erftern iſt die 
DauptScwierigfeit die, zwiſchen zwey einander entgegenges 
festen Prinzipien einen billigen Vergleich zu treffen. Einer 
ähnlichen Schwierigkeit ift vielleicht daß leztere Geſez un 
terworfen. Wir ftehen hier noch außerdem auf einem und 


neuen, und ich möchte fagen, geglätteten Boden. Und 


gleichwohl haben nicht blos die Einwohner dieſes Landes, 
fpudern auch andere Staaten, in welhen ähnliche Maas— 
regeln im Werke find, ihre Augen auf und gerichtet, Wir 
müflen, wenn auch miht das Bollfommenfte dem 
Menfchen erreichbar iſt, dennoch nad) einem gewiflen Gra⸗ 
de von Vollkommenheit ftreben, da in einer Berfaffung,, 


‚wie die unfrige ift, die Ergänzung oder Abänderung eines 


Geſezes mit befondern Schwierigfeiten zu fämpfen bat, 
auch die Nothhelfer,, 3u, welchen. wir einft unfre Zuflucht 
nehmen Tonnten, die Rechtsbelehrungen, uns zuͤrnend ver⸗ 


laſſen haben. 
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Eine dritte Brdenflichfeit war die, daß ih nur 
unvollftändig vorbereitet: zu fprechem vermag. Zwar find 
mir die Gefeze, die in einigen deutſchen Staaten über den 
‚vorliegenden Gegemfland neuerlich gegeben morden find, 
nicht unbekannt. Auch habe: ich ‚die trefflichen Borträge, 
-mwelche der Graf Lally Tolendal, und der Miniſter Deferre, 
‚jener im Jahr 1816. und diefer im Jahr 1817. uber die 
Berantwortlichleit der Miniſter gehalten haben, mit der 
gebührenden Aufmerkſamkeit durchgelefen. Jedoch manche 
andere Hulfdmittel giengen mir ab, vie ich in dieſem Aus 
genblicke nicht herbeyſchaffen konnte. Indeſſen die Zeit 
draͤngte; der Tag der Verhandlung war angeſezt. 


Der Grundſaz, auf welchem der vorliegende Geſezes⸗ 
entwurf beruht, iſt die Verantwortlichkeit der oberſten 
Staatsbeamten. 


Es gibt, wie mir ſheint, drey Arten dieſer Verant⸗ 
wortlichkeit. 


Die erſte iſt die vor der Öffentlichen Me 
nüng. Diefe iſt an fih unter allen wohl die allgemeinfte 
und die wirffamfte: Wir haben fie in Deutfchland noch 
nicht, weil wir feine Preßfmenheit haben. Und wir wer 
den der einen und der andern noch lange entbehren, wegen 
der Richtung, welche das Chrgefühl bep uns genommen 
hat. Es ift ung noch ſchwer, einen Angriff auf die Grund, 
fäze, zu welchen fich eine Perfon belennt, von einem Ans» 
griffe anf die Perfon felbft zu unterfpeiden, Ich fann ve 
aus eigener Erfahrung fprechen. 


Die zweyte Art ift die Berantwortliähfeit vor 
den Kammern. Sie ifttheil& eine freundliche, theils ciı: 
unfreundliche Verantwortlichkeit. Die erftere ber J 
darin, daß vie oberſten Staatsbeamten, fin «3 
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als Mitglieder der erfien Kammer oder ald Regierung 
Kommiffarien, über die ihnen vorgelegten Fragen und 
Wuͤnſche mündlich eine angemefiene Auskunft ertpeilen. Ich 
fchlage den Werth diefer Berantwortlichkeit und den Werth um 
ferer Verfaſſung, in fo fern die oberften Staatsbeamten 


Mitglieder der erften Kammer find, durch mehrere Bey 


ſpieſt belehrt, fehr bob an. Die leztere beruht auf 
dem verfafjungsmäßigen Rechte der Kammern, uͤber bie 


oberften Staatsbeamten Befchwerde zu führen. Wie mir. 
der Kommiffionsberidt richtig angenommen zu haben 


ſcheint, erſtreckt ſich dieſes Recht auf alle und jede Fälle, 
in welchen jene Beamten aus Borfaz oder aus Fahrlaͤßig⸗ 
keit, oder aus Irrthum, nad dem Ermefien der Kammern, 


ihrem Berufe nit Genüge geleiftet haben. Ich wünfäte 


nur, daß diefed Rechts ausdrüdlih und im biefem 
Umfange in dem Gefeze gedacht würde. 


Die dritte Art iſt die Beran twortlichteit vor 
Gericht. Wan feztven Grund und das Wefen derfelben faft 
Öhmer nurin die Gewaͤhrleiſtung, welche fie für.die Rechte der 
Kammern, fo wie für die Rechte derer, für welche die Rammern 
fprechen, enthält. Allerdings hat fiediefen Zwed und diefen 
Vortheil. Aber wehe dem Staate, in welchen von ihr oft 
zu diefem Ende Gebraud gemacht werden muß. Denn eine 
jede Anklage der oberften Staatsbeamten droht mittel, 
bar der Regierung überhaupt Gefahr. Das beweist die 
brittifche Gefhichte, das Schidfal Karls I. Königs von 
England. Sondern ein zwenter, vielleicht der Hauptzweck 
diefer Verantwortlichkeit, ift das Intereſſe der oberften 
Staatsbeamten felbft,, ift der, diefen Beamten eine fefte, 
eine verfaffungsmäßige Stellung zu geben. Sie iſt gleich 
fam ein Schredbild, an welches fie, in Faͤllen der Verſu⸗ 
chung, ſich und andere erinnern loͤnnen. 
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Ich komme jezt zu den einzelnen Aufgaben, welche das 
Geſez zu (öfen hat, 0 


Die erfte Aufgabe iſt die: 
Mer fann angetlagt werben? 


Unfere Verfaſſung bietet im diefer Beziehung eine dop⸗ 


pelte Schwierigkeit dar. Die erfte ift die, daß die oberſte 


Staats behoͤrde ein Kollegium ift; eine Gefammtheit aber, 


als ſolche, fieh nicht eines Vergehens ſchuldig mahen fann, 
Die andere Schwierigkeit beffeht darin, daß unfere Berfafs 


-fungsurfunde nicht fo, wie ähnliche Urkunden, den Grunds 


faz ausgefprochen hat, daß ein jeder Negierungsbefehl des 
Fürften von einem der oberften Staatöbeamten zu unters 
zeichnen ſey. Jedoch die erftere Schwierigfeit iſt bereits 
in dem Kommifitonsbericht fattfam erörtert, und, wie mir 
fiheint, zur Genüge gehoben worden, In Beziehung auf 
die Iegtere wäre es vielleicht erlaubt, folgenden Zuſaz in 
Vorſchlag zu bringen: 


„Reine Verordnung oder Verfügung irgend einer 
Art kann an die dem Staatöminifterium unterger 
ordneten Behörden anders, ald durch das Staats⸗ 
minijterium ergeben, oder denfelben anders bes 
kannt gemacht werden.“ 


Mod) bietet. ſich bey der aufgeſtellten Hauptfrage die 
Aufgabe dar: Wie lange ſteht den Kammern das Recht 
der Anklage gegen einen beſtimmten Staatsbeamten zu? 
Haben ſie es nur ſo lange, als der Beamte im Amte ſteht? 
Haben fie es auch nachher eine unbeſtimmte Zeit hindurch? 


‘In dem erften Falle fann dad Gefez allzuleicht umgangen 


werden, in dem leztern Falle würde es die Staatöbeamten 
in eine fehr harte Lage verſezen. Sch wage daher, folgene 
ben Zufaz in Vorſchlag zu bringen: 
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„Biefe Berantwortlichkeit dauert, was das Haflar | 
gerecht der Kamnıern betrifft, ſo lange der Beamte 
Mitglied des Staatsminiſteriums ik, um nee 
sier Jahre nach dieſer Zeit, jedoch mit Korbehalt 
der über die Berjährung der Bergehungen beftehen⸗ 
den Geſeze ded gemeinen Rechts. 


Die zweyte Hauptfrage ifi Lie: 
Beriftder Anklaͤger? 


Die Verfaflungsurfunde antwortet „die Kammern“; 
fie läßt Tagegen unbeilimmt, ob ver erfte Antrag zw einer 
Anflage, ſowohl von der eriten ald von der zweyten Ram 
mer audgehen fönne. Nun fcheint es mir aber mit der Steb 
fung, melde ver erſten Kammer durch den Geift unferer 
Berfaffung angewiefen ift, faum vereinbar zu ſeyn, daß 
von ihr eine Anklage: diefer Art ausgienge und ausgehen 
därfte. Ich erlaube mir daher folgende Saflung des Geſe⸗ 
zes in Vorſchlag zu bringen: 


„Dad Recht zur Anklage ſteht beyden Kamm, rn zu, 
jedoch kaun der erfte Antrag zu einer Anflage nur 
von der zweyten Kammer ausgeben.” 


Uebrigens möchte noch zum Bortheil des Angeſchul⸗ 
digten hinzuzufuͤgen ſeyn, daß der Vorſchlag zu einer Ans 
Hage auf dieſelbe Weife in Berathung zu ziehen fen, wie 
ein Befegedentwurf, jedoch ohne daß eine Abkürzung ber 
Formen zulädig wäre, ferner daß der Angefchuldigte auf 
Verlangen von der einen und von der andern Kammer zus 
vörderft mit feiner Bertheidigung zu hören ſey. 


Die dritte Hauptfrage ift die: 


Wegen welchen Bergehungen find die 
Kammern zu einer Antlage berechtigt? 
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Der Geſezesentwurf druͤckt ſich über dieſe Frage fo 
aus:; 


„Jede That, wodurch die Verfaſſung, oder anerkannt 
derfaſſungsmaͤßige Rechte entweder im Ganzen, 
oder in einzelnen Punkten wirklich verlezt worden, 
iſt dieſer Anklage unterworfen.“ 


Er wiederholt alfo nur den inhalt der Verfafungss 
Urkunde. Die Kommiſſion iſt mit dieſer Faſſung eins 
verſtanden. Da möchte ich nun wohl den Angſtruf des 
altrömifchen Senat® wiederholen: videant Consules, ne 
quid respublica: detrimenti capiat. Denn: 


Erſtens: Es ſcheint mir in einem hohen. Grabe 
bedenklich zu ſeyn, ein Strafgefeg und insbeſondere das 
vorliegende in die ſer Allgemeinheit zu fallen. Was 
würde man von einem Geſeze für Privatvergepen ſagen, 
welches ſo autete: 


„eine jede Verlezung der Rechte eines Mitbuͤrgers 
iſt ſtrafbar.“ 


Unſere Verfaſſungsurkunde enthaͤlt ſo viele und ſo 
verſchiedenartige Vorſchriften, daß man die oberſten Staats⸗ 
beamten einer viel zu ſtrengen und peinlichen Verantwort⸗ 
lichkeit ausſezen würde, wenn man jene fo allgemeine Faſ⸗ 
fung beybehielte. In Großbritannien fann, meines. Wiſ⸗ 
fens, ein Minifter nur wegen eines in den Geſezen beftimmt 
‚ bezeichneten Vergehen angeflagt werden. Sin Franfreich ges 
ftattet die Charte das Recht der Anklage nur in den Faͤllen eis 
ned Hochverraths und einer Beftechlichfeit, Und dabey ift 
- nicht zu überfehen, daß bey ung nicht die erfie Kammer, 
nicht eine Gefchworenfchaft, fondern ein Bericht über 
diefe Anklagen entſcheidet. | 
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Noch. bebenklicher fcheint ed mir zweyten s zu ſeyn, 
daß fich das Recht der Anklage nit auf vorfägliche 
Vergehungen befchränfen, fondern felbft auf Vergehun⸗ 
gen aus Fahrlaͤßigkeit ausdehnen fol. Ich mil nidt 
bey der Härte verweilen, die in diefer Ausdehnung fiest, 
obwohl nicht zu überfchen ift, daß die oberſten Staats 
amten von taufend Menſchen umlagert find, die den günfi 
gen Augenblid zu erfpähen ſuchen, um ihre Abfichten darch⸗ 
zufrzen; daß fie, mait einer Menge Geſchaͤfte überbäuft, 
dem allgemeinen Looſe der Sterblichen deſto leichter unter⸗ 

liegen koͤnnen. 


Aber das muß ich bemerken, daß durch ein Gef, 
wie dad vorliegende, der Geiftesmuth der oberften Staatd 
beamten, und mithin die Selöftftändigfeit der Regierung 
in einem hohen Grade gefährdet wird. Man bringt bages 
gen die Milde der Ahndungen in Erinnerung, welde das 
vorliegende Gefez androht. Aber die Öffentliche Auflage 
Am Angeficht ded ganzen Landes ift ſchon für ſich eine fehr 
ſchwere Strafe. - 

Sc wage daher folgende weitere Ausführung und nd» 
dere Beſtimmung des im erften $. des Gefegesentwurfs 
enthaltenen Grundſazes in Vorſchlag zu bringen : 


. 1. Die oberfien Staatöbeamten koͤnnen angeklagt 

werden, wenn fie vorſaͤzlich und boͤslicher Weiſe, unmittel⸗ 

bar oder durch die Befehle, die ſie erlaſſen, oder unter⸗ 
zeichnen, 

1) die Unverlezlichkeit der Perſon des Fuͤrſten antaſten, 

($. 5. der Verfaſſungs urkunde), 
3) Die gefezlihe Ordnung der Kegierungbnacfofge ver 
. andern (ebendafeldft $. 4.), 


9) 





J · 
N 
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3) die uUntheilbarkeit und Unveraͤußerlichkeit des Groß⸗ 
herzogthums, in allen ſeinen Theilen, angreifen 
($. 3.) u 


4) die ſtaͤndiſche Verfaſſung. des Greßherzogthame ver⸗ 
legen (F. )— 


5) Mi Unabhängigfeit Ber richterlichen Gewalt aufbeb 
. 14.), oder das eine oder Dad andere von dieſen 
Derachen zu veruͤben ſuchen. 


II. Die oberſten Staatsbeamten innen. ferner ans 
geflagt werden, wenn fie vorfäglih und böslicher Weife 
unmittelbar oder durch die Befehle, die fie erlafien oder 
unterzeichnen, 


:..ı).die Gewiſſensfreyheit ($. 18.) oder 
a) bie perfönliche Freyheit ($. 13. 16.), oder 
3) das Eigenthum der Badner ($. 13. 53.), uber 
4) die Freyheit der Preſſe ($. 17.) geſezwidrig antaſten 
oder ſchmaͤlern, oder geſezwidrig anzutaſten oder zu 
ſchmaͤlern verſuchen. 


| II. Die oberften Staatsbeamten Tönnen endlich in 
allen Den Faͤllen angeflagt werden, in welchen ihnen eid 
Geſez eine beftimmte Pflicht unter der auddrüdlichen Vers , 
wahrung auferlegt dat, daß die Kammean berechtigt ſeyn 
ſollen, fie wegen der Nichtbeachtung diefer Pflicht anzu⸗ 
Hagen; 


Schließlich bemerfe ih, daß unfere Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde, indem fie im $. 69. feſtſezt, daß ein beſonderes 
Geſez die Fälle der Anklage beftimmen folle, die 
Nothwendigkeit einer ins Einzelne gehenden Aufzählung 
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Zer Yeezaatızarf aubiit nıuer "else BD 
—— | 
| „Se Pomsewgs (Ed em liefen ir Shrmb 


fen, Ürsfirairs, Zubputee mm Ensfssums 
non Kt,‘' 





Sus sen, zes üfer Se sorige Tmsutfiumge apfint 
waues #, eraieſt 55 son iribif ser Isag- 
„sro uk im en Sem Kallen,. im meilie ud 
Berpten sur emem Serpfem u opumine 
Hodos Gezeiffen ff, Bir zuf Bad — ——— 
sen Aechts rege Etrare iu 


Zie fünfte Fauptfrage uf Bir: 


Eu welches Gerichte iſt Tie Trage je 
Bringen? 





Zer Aeſejeſsentwurf serweidt fe au zei Lierieigp 
br, ver Konmmiifionsgeridt tritt Tiefen ⏑⏑ 
Es fehr ich nun auch von Ber Unparthenlichtrin aut En 
‚At6 Überzeugt Sim, (zus iden ein Z:reifel Bamım mmüsde 
ne Beleisiqung aus mitiin ein Sergehen fen), fe fee 
6 ferner der Gruus lichkeit der Arbeiten wre Entfipeikew 
gen Tiefe Berichts Lie gehühernte Berehtigfeit miberfeh 
gen Iale ; fo ſcheint ed mie Kenne die Bürste des Intl 
gers, der in Hälen Liefer Brit auftreten würke, fe wie 
Der Einsınd, den ein Rechtshaudel Sicher Brt machen, 
Die Dedeusfamleis, bie ex haben ſeß, iu ferkern, daß für 


- 
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die Anklage der Kammern ein eigener oberſter Gerichtshof 
beftehe. Auf der andern Seite müßte ein Gerichtshof dies 
fer Art fi an daß Beſtehende moͤglichſt anſchließen, dem 
Staate keine beſondern Koſten verurſachen, nicht durch 
Wahlen oder Ernennungen zu ergaͤnzen ſeyn. Nach dieſer 
Einleitung unterwerſe ich den folgenden Vorſchlag der 
nachſichtigen Prüfung der hohen Kammer. 


1) Es beſteht für die Bergehungen ber hohen Stgats⸗ 
beamten, inſofern die Kammern mit einer Anklage gegen 
dieſe Staatsbeamten auftreten, ein eigener Obergerichts⸗ 


hof. | 2. 


11) Die gebohrnen und die alleinigen Wiutglleder dies 
ſes Obergerichtshofs find: 


1) die zwey älteften Standeöherren, die in der erften 
Kammer Siz und Stimme haben, und, im Fall⸗ ei⸗ 
ner Verhinderung, die zunaͤchſt aͤlteſten, 


2) derjenige unter den grundherrlichen Abgeordneten zur 
erſten Kammer, welcher zur Zeit der angeſtellten An⸗ 
klage der aͤlteſte iſt, und, im Balle einer Verhinde⸗ 
rung, der zunaͤchſt äftefte, “ 

3) der Oberhofrihter, 

4) der Kanzler des Oberhofgerichts, 

6) die acht dem Dienſtalter nach aͤlteſten Oberhofgerichta⸗ 

. zäthe, ober, im Fall einer Verhinderung, der odet 
die zunaͤchſt aͤlteſten, 

6) die Praͤſidenten der drey Hofgerichte, 

7) der dem Dienſtalter nach aͤlteſte Profeſſor der Juri⸗ 
ſten-Fakultaͤt in Heidelberg, und der der Juriſten⸗ 
Fakultaͤt zu Freyburg, oder, im Kal einer Verhin⸗ 
derung, ber zundchft aͤlteſte. 

* 40 * 


f B 


> 


f . 


2 
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Diejenigen unter dieſen Mitgliedern des Obergerichts⸗ 

Hofes , die Mitglieder der erfien oder der zweyten Raminer | 

find, enthalten fh in ihrer Kammer der Abflimmung, 

wenn über bie Frage: ob ein beftimmter Staatsbeaniter 

ängellagt werben fol? und wenn über die Begenftänbe 


„amd die Faſſung der Anklageſchrift abzuftimmen iſt. 


Ich erlaube mir, über dieſen Vorſchlag nur folgente 


‚ep Bemerkungen hinzuzufügen: 


ZIch will eb offen geftehen, daß ich unter den Verthel 
digern der ſtandes⸗ und grundherrlichen Regierungs 


rechte nie die erſte Stelle eingenommen habe. Aber der 


Ueberzeugung war ich immer, daß die Standes » und 


Grundherren, auf eine zwedmäßige Weiſe mit der. Bers 


faſſung in Berbindung, gefezt, die Stüzen biefer Berfahlung 


‘werben, und in das Leben der Berfaffung zum Beſten al 

. . Ier Theile mannigfaltig eingreifen könnten. Unſere Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde hat den erſten und einen großen Schritt zu 

dieſem Ziele gethan. Aus demfelben Beft chtöpunfte wuͤnſch⸗ 
te ich den obigen Vorſchlag beurtheilt zu fehen. Ferner: 


| in der deutſchen Vorzeit, im Mittelalter, ſtanden der ge⸗ 


Jehrte und dex Adelſtand zum Beſten beyder Theile, in eis 


ner fehr genauen Verbindung mit einander, Spaͤterhin 


iſt die Verbindung loſer und Iofer geworden. Der obige 


Voͤrſchlag enthält in einer Beziehung eine Andeutung, 


wie dad Band wieder fefter geknüpft werden roͤnnie. | 


Was ſechstens das gerichtliche Verfahren 


... betrifft, fo erlaube ich mir den einzigen Wunſch, daß dem 


. | Geſeze der Grundſaz einverleibt werden moͤchte: 


„das Verfahren ſoll Öffenttich um 
münblich fon“ Ä 
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Ich will hier nicht auf die Vortheile eines ſolchen Bers 
fahrens überhaupt eingeben, obwohl, meiner Meynung 
nad, eine Zeit fommen bürfte, welche die getheilten An⸗ 
fihten der unfrigen über dieſen Gegenftand befremden wer⸗ 
ben, Uber in dem vorliegenden Falle fiheint mir die hohe 
Feyerlichkeit ded Gerichtsſtages, die befondere Gewährleis 
ftung, welche der Angeflagte für die Unpartheylichfeit der 
Richter fordern Tann, der Deffentlichleit und Muͤndlichkeit 
des Verfahrens ſchon jezt entſchieden dad Wort zu fpres 
hen. Auch hat ja unfere Berfoffungsurfunde, indem fie 
den alten deutfchen Anklage» Prozeß für die Anklage ber 
Kammern wieder berftellte, ſchon eine Ausnahme von der 
Regel gemacht. 


Endlich ſiebentens iſt das landesherliche Bu 
snadigungsrecht fchon durch den Befezesentwusf an 
fo billige Bedingungen gefnüpft worden, daß ich hoffen darf, 
eö werde in bemfelben Geiſte auch der from in ahnichen 
Gefezen enthaltene Grundſaz dem vorliegenden Entmwurfe 
beygefuͤgt werden: 


„Kein Befehl der Regierung kann die Anflellung 
der Anklage verhindern, oder bie Sortfegung der 
Anflage unterbrechen. 


5% fchließe mit dem Antrage, diefe vorſataͤge, in 
Gemaͤßheit des $. 38. unſerer Geſchaͤſtsorbnung, an bie 
Schon beſtehende Kommiſſion zu verweiſen. Sb ich wohl 
nicht unbeſcheiden genug bin, zu hoffen, daß alle meine 
Vorſchlaͤge Beyfall finden werden, fo fine. doch vielleicht 
einige darunter, welche einer genauern Prüfung nit uns 
werth wären, Ä 


Reg. Komm, Staatsrath Reinhard: Er muͤſſe 
Soraudfezen, daß über die einzelnen Punkte und parallel 
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mit dem Gefege Taufenden Borfchläge der Kommiſſion eins 
zeln werben abgeftiimmt werden; er enthalte fi alfo für 
jegt der befontern Bemerfungen darüber, und werde fid 
kann, wenn jeder Punkt zur Sprache gebracht wird, er 
fären. 


Vorerſt wolle er über die fehr fcharffinnige Rede bes 
Seren Sch, Hofrath Zacharid nur das bemerfen, daß ber 
Vorſchlag zur Berfhiebung der Berathung und Entſchei⸗ 
- dung über dikfen Gegenftand bis zur naͤchſten Staͤndever⸗ 
ſammlung mit ten verfaffungsmäßigen Wünfchen der Kam⸗ 
mer, wie der Regierung, ald welde nach der kaldigen 
Verwirklichung eines folden Geſezes giengen, im 
Widerftreit ſtehe. 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Hiermit erkläre 
er ſich vollfommen einverftanden, und er glaube. nicht, Daß 
DIE Sammer...die angetragene Bertagung ber Beratpung. 
über Diefen Gegenſtand aunchmen werde, 


Schon das Zuvorfommen der Regierung in dieſer ſo 
wichtigen Sache fordere Die Kammer auf, fie au jest 
ſchon zu beſprechen; über jeden Gegenftand koͤnnten Bemers 
kungen and Eringerungen geſchehen, und auf dem kuͤnfti⸗ 
gen Landtag würde dieſes wohl nicht minder, als auf dem 
gegerwärtigen, Statt finden. Wollte man aus folden Er⸗ 
innerungen den Grund zur Berfchiebung entnehmen, - ſo 
wuͤrde man mieme.; zum Zweck kommen. 


Geh. Hofrath 3 acherid: & habe die Verſchiebung 
dieſes Gegenſtandes bis zum naͤchſien Landtag nicht als ei⸗ 
nen Antrag, fondern nur als einen Wunſch geäußert, 
weil kann dudusch bey der Widtigkeit der Sache eine viel 
reifere Berathung moͤglich waͤre. Er vereinige ſich uͤbri—⸗ 
gens gerne mit dem Verlangen einer moͤglichen Beſchleuni⸗ 
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gung der. Sache, nur bürften wohl die neuen Vorſchlaͤge, 
welche er gemacht, die Zurudgabe der Sache an die Kom⸗ 
miffion nöthig machen. 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Auch die blofe 
Zurüdgabe an die Kommiffion würde nach der Wirkung 
daſſelbe wie eine völlige Zurücklegung big zum naͤchſten 
Landtag ſeyn; da ja die Bertagung allernächft bevora 
ſtehe, und daher auch die Fleinfte Verzögerung verbiete, _ 


Bisthverw. Sehr. v. Weffenberg: Als Mitglied 
der Kommiffton muß ih mich zum Voraus erflären, dem 
Wunſch des Herrn Geh. Hofraths Zacharid, daß das Ge— 
fe3 wegen der Verantmwortlichfeit vertagt werden mödte, 
durchaus nit beyſtimmen zu fönnen. Bielmehr glaube 
ich mich verpflichtet, und finde dafür in dem Vortrag des 
Herrn Redners felbft Grunde, aus allen Siräften für 
die moͤglichſt baldige Realifirung des Geſezes mitzuwirken. 
Denn ich wüßte nicht, was den Mitgliedern der Stände 
verfammlung angelegener ſeyn koͤnnte, ald daß die wich: 
tigften Artifel der Verfaſſung in Iebendige Wirkſamkeit 
treten. Die Berantwortlichkeit der oberften Staatsbeanten 
aber ift die Grundbedingung und gleichfam der Lebenss 
Ddem der ganzen Berfaffung. Alle Intereffen vereinigen 
fi dafür, daß diefe Verantwortlichkeit Klar, genau. und 
bindend feftgefezt werde. Ein Gefez darüber ift fo ‚wenig 
eine Kriegserffärung gegen die Minifter, daß daſſelbe viel, 
mehr in einem monarchiſchen Staate, der, wie der unfrige, 
gemäß einer gefezlichen Verfaflung regiert wird, nicht nur 
in dem Intereſſe des Volks und feiner Bertreter liegt, fons 
dern auch in dem Achten, wohlverftanvenen Sntereffe des 
Souverains und der Minifter felbft; des Souverains, da⸗ 
mit feine Unverantwortlichkeit geſichert werde; der Minie 
fer , damit nicht der Schuldlofe mit dem Schuldigen ners 
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menat werden förne. Gh febe dahber mit, wem es 
erwünikt (‚nn fodte, das Las Geſez verihoben werde ? 


Staat? ratb Arhr. v. Türfbeim: Ir mühe fit 
hlerit einsechanten erflären, wenn aber jezt die Arıg 
entfbieden werten fole, ob der Geſezesentwurf an die 
Kommißion zu ückzuseben fen? fo glaube er Boh, dal 
über tiefe Fraze zuerit abgeſtimmt werten folite, 
übrigens ſey er ganz für die bs.öoıge Zufandedringung 
dieſes Geſezes. 


Se. Hehen der Präſident erflärtn: Sie fenen 
zwar ſelbſtt dafur, daß ailes, was die Verfaſſung konſe⸗ 
lidiren koͤnne, ſobald als moͤglich ins Leben trete, welter 
aber doch hiemit die Frage ſtellen, ob dieſer Sesentan 
Ber Kommiſſion zurudzugeben fen? 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Nah 6. 38. der Ges 
ſchaͤftsordnung eigne fi diefe Frage zwar zur Erledigung, 
she auf die Diskuſſion uber das Einzelne eingegangen 
werden könne, doch wäre ed natürlicher, fie erft am 
Ende zu ſtellen, wenn eiwa der Kommiflionsantrag ver 
worfen würde. 


Reg. Komm. Staatsrath Reinhard: Die Beier 
Yung ber erften Trage: ob nämlich der Gefegesentwurf au 
die Kommiftion zurücgegeben werden folle? müfle aus der 
Uebergeugung hervorgehen, daß an dem Geſez eine neue 
Sienderung vorgenommen werben müfle: erſt wenn man 
dieſe Ueterzeugung habe, Tonne abgeſtimmt werden, eb 
Ble Sache zuruͤckzugeben fey. 


Hofrath v. Rotteck: Ich theile vollfommen biefe 
‚ Unfiht. Die Beantwortung der Frage: ob die Sache an 
Die Kommiſſion zurüdgehen. fole? if abhängig von den 
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Anſichten und von der Schlußfaſſung ber Kammer uͤber 
das Ganze des Geſezesentwurfs und über die Kommiſ⸗ 
ſions⸗-⸗Antraͤge. Nur auf die vorhergegangene Würdigung 
des Ganzen fann die Brurtheilung, ob ein Berbefietungss 
vorfchlag erheblich und ob er einer gr-auern Prüfung bes _ 
dürftig ſey, fih gründen, und wenn man jeden Verbeſſe⸗ 
rungdvorfiblag als Grund der Zurüdgabe an die Kom⸗ 
miſſion betrachten wollte, fo würde die endlihe Erledie 
gung eined Gegenſtandes fort und fort können verhin⸗ 
dert werden. 


In der Vorausſezung alſo, daß die hohe Kammer 
ſogleich zur Wuͤrdigung der Hauptſache zu ſchreiten 
gedenke, will ich ſie um die Verguͤnſtigung bitten, ei⸗ 
nige allgemeine Betrachtungen darüber aufzuſtellen, zur 
Bezeihnung des Geſichtspunktes, welcher mir ber geeigs 
nete zur Beurtbeilung des vorliegenden Befegedentwurfs 
ſcheint, und der Richtung, wornach meine eigene Wnftim 
mung über die einzelnen Punkte gehen wird. 


Fuͤrs erfte erfenne ich mit Freude, daß der Bürger 
Badend, wenn er von diefem Gefeze ver Verantwortlich⸗ 
keit fpricht., fih den Ball von defien Anwendung im. eiger 
nen Land nicht denken koͤnne. Unter einem welfen, ger 
rechten, väterlichen Regenten, und unter einem erleuch⸗ 
teten und wohlgefinnten Dinifterium Tann ein folder Fall 
nicht eintreten. Wir befinden und alfo, ‚wenn wir von 
. dem Geſeze ſprechen, ganz auf Dem Boden der reinen 
Theorie, auf dem rein idealen Boden ber Geſezgebung 
für ein repräfentatives Land überhaupt, und mögen 
alfo mit Unbefangenheit, ohne Gefahr zu beleidigen oder 
zu ſchmeicheln, ‚reben. 


- Aber bie Aufgabe iſt gleichwohl ſchwierig, und we⸗ 
nig ſtagkorechtliche oder politiſche Fragen find, bey.wehr 
, Ä 
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chen fo ſchwer als bey ben vorliegenden! ıtfcheibung 
wäre. Sie erfordert’ einen Blid in das kien. Weſen der 
repräfentativen Berfaflang , und eine Klare Vergegenwaͤr⸗ 
tigung unzaͤhliger Verhaͤltniſſe und Möglichkeiten. - Grey 
lich, ift die. Regierung gut, und find die Stände .gut,:-fg 
erſcheinen die.Bedenklichleiten gering. Der Kal der Aw - 
klage tritt dort nicht.ein, und bier iſt feine Gefahr de 
Mißbrauchs auch eines ausgedehnten Rechtes. Stellen 
wir und aber hier oder dort unlautere Geſinnung, kLei⸗ 
denſchaft, Parthenung vor, alddann heilt die Vorſicht 
von einem Standpunkt die Erweiterung, von dem andern 
Die forgfältige Beſchraͤnkung bed Unflagerehted, und es 
ft von gleich hoher Wichtigkeit ald Schwierigkeit, bie 
ſichere Fahrt zwifchen den auf beyden Seiten. drohenden 
Klippen zu finden, und. ein Geſez zu Beben, weldes we. 
ber gefährlich noch unnüz fen. ri 


Es if zumal ſchwer, hier eim Gericht zu Äuten, 
welches unbetheiligt und zuverfäffig wäre. in einheinit 
ſches Gericht beſteht aus Gliedern derfelben Geſammtheit, 
welche da anklagt, und kann auch aus Klienten ber Res 
gierung beftehen, gegen welche geflagt wird. Die erfte 
Betrachtung ftellt die Lage des Angeklagten als gefaͤhrlich 
dar, und es koͤmmt zu ihr der weitere Umſtand, daß der 

anklagende Theil — nach unſerm Geſezesvorſchlag 
die beyden Kammern — als unverantwortlich — 
demnach als die Gefahr des Proceſſes nicht ſo wie ein 
Privatanklaͤger theilend — dem Angeklagten mit einer be⸗ 
denflihen Ueberlegenheit gegenuͤber ſtehen. Die zweyte 
Betrachtung bedroht das Klagerecht mit leicht moͤglicher 
Vereitlung. 


Die ganz beſondere Natur des Streites, der da 
ſoll entſchieden werben, das ganz eigene Verhaͤltniß der 


‘ 
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bier auftretenden Parthenem; vollenden die Sawierig⸗ 
keit. 
Ueberall ſonſt, und in allen Verhäͤltniſſen, wo im 
Staat die Gerichte auftreten, (ober überhaupt rechts⸗ 
fräftige Entfpeidungen gegeben werden,) fprechen bie Ge⸗ 
richte (oder uͤberhaupt die Autoritaͤten) im Namen der 
Geſammtheit — d. h. der Regierung und des Boltes, 
oder auch allein des Könige, als welcher ideal über bey⸗ 
den thront. Sie ſezen alſo immer das Vorhandenſeyn der 
im Willen vereinigten und über ihnen ſtehenden 


Geſammtheit voraus, find alfo Diener diefer Gefammts- 


heit, nicht ihre Herren. Nur für die in derfelben 


Mitte vorfommenden, d. h. alfo für diezwifchen den ihr au⸗ 


gehörigen Perfonen entfiehenden, oder für die zwi⸗ 
ſchen ihr Selbſt und einer ſolchen Perſon entſtehenden 
Streitigkeiten find die Gerichte in der Geſammtheit auf 
geſtellt, als Mittel der Laͤuterung und Beſtimmung des 
wahren Geſammtwillens. So werden die Prozeſſe 


zwiſchen zwey Unterthanen unter den Auſpizien 


der Geſammtheit entſchieden. Auch bey den Prozeſſen der 
Geſammtheit mit einem Unterthan iſt uͤberall die im 
Recht und im Willen vereinigte Geſammtheit vorhanden. 
Sn bürgerlichen Prozeſſen nämlich nimmt fie als 
Parthey eine privatrechtliche Perfönlichkeit an, und 


unterwirft fich dem von ihr ſelbſt als äffentliher Macht. 


gegebenen und in Schuz genommenen werhfelfeitig gleichen 
Recht. In peinlichen Sachen aber wird. die beleidigte 
Sefammtheit durch das Organ bed von ihr ſelbſt an das 
Befez angewiefenen Gerichtes nur inne,. welches Necht 
ihr gegen den Verbrecher zuſtehe, und vollſtreckt es fo 
dann. 


So endlich auch in Regierungs» Gaben, wo 
naͤmlich uͤberall die Autoritäten als Repräfentanten der 


— 
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Gefammtheit erſcheinra, umd als folche vollberechtigt ge⸗ 
gen die Einzelnen entſcheiden und handeln, 


Ganz auders in dem hier beſprochenen Berbältnig 
In ven Sich, für welche nun ein Geſez gegeben wer⸗ 
Den ſoll, iR eine Eatzweynug in dem Körper bir 
Befammtheit feibft entfianden. Das Bolf und bie 
Regierung find im Streit. Ich fage die Regie 
zung, weil bier nur von denjenigen Perfonen oder Kolb 
Jegien gefprochen wird, welde allernächft am Fuͤrſten 
Heben, und weil in den Faͤllen folcyer Anklage der Fuͤrſt 
ſelbſt entweder als noch unentfchieden oder neutral er . 
ſcheint, oder vollends aus dem Spiele bleibt; daher 
daun die oberſte Staatsbehoͤrde ald die wahre Regie 
‚gung zu betrachten koͤmmt. Sich fage „neutral, weil 
allerdings das Entſcheidungsrecht in folder Zerwuͤrfniß 
dem Fuͤrſten bis zu einem gewiſſen Grade zukoͤmmt, ins 
dem er die Miniſter, welche das Mißvergnügen det Vol⸗ 
Bes auf ſich gezogen, noch vor ber Anklage entlaffen, unb 
Nauch die Ständeverfammlung, wenn er fie von Leiden 
Schaft getrieben glaubt, auflöfen, demnach an eine news 
gewaͤblte Verſammlung, als an ein aͤchteres und reineres 
Drgan ber Vollksgeſinnung, appelliren kann. Ich fage: 
„aus dem Spiele bleibt,“ weil die Idee der Heilig⸗ 
keit und Unantaftbarfeit des Fuͤrſten, als das Lebensprin⸗ 
j Alp der Monarchie, ihn über: jenes Zerwürfniß hinaueſert, 
to daß er jurldiſch dabey gar nicht erſcheint. 8 


Es ſtehen alfe Volt und Regierung ‘in unferm gar 

Mm als Partheyen entgegen. Ueber dem Boll und der 
Regierung ift aber dad gewoͤhnliche Bericht nicht, fonk 
ı wäre diefes die hoͤchſte Staatögewalt. Die Bevolmädy 
tigung des gewoͤhnlichen Gerichts geht von der vollen Ge⸗ 
ſammtheit (Bolt und Regierung ald eines) aus, und 


\ 
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erliſcht alſo, wo Volk und Regierung als zweh erſchei⸗ 
nen. Es iſt daher eine eigene Vollmacht von dieſen 
zwey Partheyen, Regierung und Volk, und ein eigener 
Vertrag zwiſchen dieſen Partheyen nöthig, um jene 
Kompetenz zu begruͤnden; wogegen die gewoͤhnlichen 
Gerichte ihren Auftrag nur von einer Perſon, naͤmlich 
der ungetheilten Geſammtheit erhalten haben. 


Regierung und Volk alſo, da keinem Gerichts⸗ 
hof des Staates als ſolchem das Recht der Entſcheidung 
zwiſchen ihnen zuſteht, befinden ſich unter einander im 
reinen naturrechtlichen Berhäftniß, d. b. ihr auf dem Wege 
ded Vergleichs unausgeglichener Streit — wenn er nicht 
tumultuarifch durch Gewalt fol gefchlichtet werden, wel» 
ches hier Anarchie, dort Defpotie herbenführen, überhaupt 
den Tod der bürgerlichen Gefellichaft bewirken würde — 
Tann blos auf tompromiffarifche Weife, d. h. dur 
ein fontraftmäßig zum vorhlnein dafuͤr beſtimmies 
Gericht entſchieden werden. 


Hiezu koͤnnte nun zwar (mnn nicht andere Gründe 
es unraͤthlich machten, wie ich bey der Diskuffion dieſes 
Punktes zu zeigen verfuchen merde,) ein ordentlicher Ges 
richtöhof, 3. B. das Obertribunal beftimmt werden; aber 
es müßte fotches gleichwohl durh Rompromiß, alſo 
durch einen Artikel der Konſtitution, (welche naͤm⸗ 
lich nicht blos als Geſez, ſondern auch als Vertrag 
verbindet,) geſchehen, und es wuͤrde daher unter uns zu 
deſſen rechtskraͤſtiger Aufſtellung ein gemeines — durch 
die ſimple Majoritaͤt in beyden Kammern genehmigtes 
— Geſez nicht genügen; es müßte durch einen Zuſaze 
Artikel zur Konſtitution geſchehen, alſo in beyden 
Kammern eine Mehrheit von Z dazu einſtimmend ſeyn. 


% 
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R u wäre weiter möglich, zu folcher (öiehbrigter 
Uchen Bchörbe ein auswärtiges Gericht zu ernen 
nen. Etwas ähnliches beftand ehedem für die — frehlich 
damals noch. nicht ſouveraͤnen — Staaten Deutſchland⸗ 
in den Reichsgerichten. Sofern auch dieſem aud- 
waͤrtigen Gericht nur das Erkenntniß, nicht aber. ie 

Machtvollſtreckung uͤberlaſſen waͤre, wuͤrde ſeine 
Aufſtellung ſelbſt der Souverainetaͤt des befragten Gtaas 
Vs wnnachtheilig ſeyn. Indeſſen iſt gleichwohl die Zart⸗ 
"Melt des Begriffs von Selbſtſtaͤndigkeit, und außerdem noch 
Wand anderes politiſches Bedenken einer ſolchen Auſſtel⸗ 

Tung entgegen. 


Es bleibt alfo nur übrig. ein aus bem Schooße des 
Staates ſelbſt bervorzurufendes, möglichft unbefange⸗ 
nes und unbeſtechliches, alſo zumal ein aus viefen, 
moͤglichſt ſelbſtſtaͤndigen, unter KRonfurren; bene ars 
aheyen ernanntes Gericht; ein Gefchwornengäl cht 
in der hoͤchſten und edelſten Bedeutung, ein möglichft zu⸗ 
= verlaͤſſiges Organ der allgemeinen Menſchenvernunft und 
des ewigen Reqhtes. 


Das von dem verehrten Redner neben mir votge⸗ 
ſchlagene Gericht — in einer vielleicht noch zu erweitern⸗ 
den, und ben übrigen konſtitutionellen Verbältniffen unfes 

tes Staates mehr anzupafienden Zufammenfegung. — 
wuͤrde allerdings der aufgeſtellten Idee ſich naͤhern, und 
daͤrfte der wuͤrdige Gegenſtand einer beſondern Erwägung 

u | 
z Indeſſen beſchraͤnke ich mich für jezt auf die Auf⸗ 
— ber Hauptidee; kompromiſſariſche Ernen 
“inng eines außerordentlichen Gerichts, eines Ges 
ſchwornengerichts zumal, gewiſſermaßen als eines Got, 
teögerichts, 
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 &o lange jedoch ein ſolches nicht aufgeſtellt, oder 
den Forderungen, die man billig an dafjelbe macht, nicht 
entfprechend ift; fo bleibt noch ein anderer und lezter 
Weg übrig, welchen auch der verehrte Redner vor mir 
angedeutet hat, worauf man zum gewünfchten Ziel ge⸗ 
lange ; nämlich die Preßfrenheit. Wo diefe unbes 
fchranft, wohlverfichert und auf fonftitutionellen: Boden 
feſtgewurzelt beſteht; da beſteht auch der ehrwuͤrdige und 
unbeſtechliche Gerichtshof der oͤffentlichen Meynung, 
das wahre Gottesgericht der Menſchenvernunft. 
Dieſem iſt — wie durch ſtillſchweigendes Kompromiß, 
weil pflichtmaͤßig — ein Jeder unterworfen, und der Ge⸗ 
waltigſte ehrt oder ſcheut ſeinen Ausſpruch. 


In dem Maaße alſo, als Preßfreyheit beſteht, 
und demnach eine Öffentliche Meynung lebt, in eben 
dem Maaße kann die pofitive Verantwortlichkeit 
der Minifter befhränft, in dem Maaße die Preßfreyheit 
verfümmert ift, muß die Berantwortlichkeit verfchärft 
werden. Kin ftrengered Gefez und ein fihredender Ges . 
richtshof werden nur allda nothwendig, wo jene natürs 
lichſte, Hefte und heiligite Waffe ermangelt. 


Staatörath Frhr. v. Zyllnhardt: Diefe Anfihs 
ten find den von der Kommiſſion aufgeftellten im Allge⸗ 
meinen durchaus nicht entgegen, vielmehr gemäß... Nur 
in Bezug auf die zur Entfcheidung zu ‚berufende Behörde 
tritt eine Abweichung ein. Jedoch ift der Begriff eines 
durh ein Kompromiß anzuordnenden Gerichtes gar 
wohl auf dasjenige, meldes die Kommiſſion vorfchlägt, 
anwendbar, was der Redner auch ſelbſt anerfennt. Uebrin 
gens verſteht es ſich von ſelbſt, daß hiezu die Einwilli- 
gung von 3 der Stimmenden nothivendig ſey, da die 





" ver *8* von ie fie . ergängenden Beten 


eitoräeiig derlangt wird. 


Hofrath v. Rotteck: Wegen Abloͤſung der Herren⸗ 
—* Leibeigenſchafsgefaͤlle und Guͤlten heiße es in 
der Konſtitution ebenfalls, es werde ein naͤheres Gefe; 


nachfolgen, und es ſeyen gleichwohl die auf dem gegen» 


waͤrtigen Landtag vorgekommenen Geſcezesvorſchlaͤge dar 
über als gemeine Geſeze behandelt, und darüber durch 


ſimple Majorität entfchieden worden. Alſo nicht In dem 


Wortlaut des $. 67. der Konftitution, fondern in ber 


Natur des hier befprochenen Verant wortli hteitt. Geſeꝛe⸗ 
liege ber Grund, für deſſen vecptöfräftige Statuirung $ 


der Stimmen zu verlangen, ‚wie der Sprechende na fer 


‚ner ſub jektiven Anſicht nun wirklich thue. 







Staats rath ehr, v. Tuͤrkheim: Wenn wo fi$ 
Aber alle Zweifel, wie die Verantwortlichkeit ver Me 
unferen organifchen Staatseinrichtungen anzu 
fü einer Haren Anflche erheben will, fo muß. man auf vie 
Grunblage des Syſtems aller © BepräfentatiorBerfafungen 
surüdgehen. 


Der Grundfag, Daß die Berfon des Regenten hellig 
und unantaſtbar ſeyn muͤſſe, iſt kein willkuͤhrliches Er⸗ 
zeugniß bloßer Staatsklugheit, ſondern folgt nothwendig 
aus dem Begriff eines Monarchen, eines Hoͤchſten im 
Staate; eben ſo weſentlich iſt es aber auch in der Natur 
einer konſtitutionellen Monarchie gegruͤndet, daß biefe Hei⸗ 
ligkeit fih nur auf feine Perfon befchränfe, und auf .die 
Ausflüffe der Regentengewalt nit unbedingt ausgedehnt 


‚werden bürfe, daß vielmehr die Negierung in ihren Funfs 
tionen den Repräfentanten der Regierten über die Beob⸗ 


urung ‚ber darc die Verfaſſung begründeten vertrage» 
mitizen 
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mäßigen Redtsverhaͤltniſſe Rechenſchaft' zu geben verbdun⸗ 
den ſeye. Die oberften Staatsbeamten find 28 aber, 
welche die Regierung in biefer Verpfiichtung repräfentiren: 
— Ihre Verantworklichkeit ift der natärlihe und weſent⸗ 
liche Gegenfag zur Heiligkeit der Perfon des Monarchen, . 
nur dadurch ift diefer an den Berfaffungsvertrag gebun⸗ 
den, duß die Werkzeuge, deren er fich unmittelbar bey 
‚feinen Regenten » Santlungen bebient, und von welchen 
fie in der höwfren Inſtanz in feinem Kamen ausgeben, 
dem Volk taflır verantwortlich Bleiben, 


Es ift eine ganz irrige Anficht, wenn Man die Ge 
walt dis Rezenten dadurch untergraben wähnt, Daß 
feine Mi ifter für die Beobabtung der Verfaſſung vere ı 
antwortlich erflärt werden; er ift darum tech keine wegs 
. don ihrem Willen und ihrer Bepftimmung abbängig. Selbſt 
in. Ensland, wo beſonders geſchichtliche und perſoͤnliche 
Verhaͤltniſſe die Anſicht in Uebung gebracht haben, daß 
der Koͤnig nur die Miniſter waͤhlt, dieſe aber, ſo lange 
er fie nicht wechſelt, in Staats⸗Angelegenheiten walten 
läßt, liegt ſolches durchaus nicht in der Verfaſſung ſelbſt 
— vielweniger bey und. Der Regent entſcheidet, die ober⸗ 
ften Staatsbeamten befolgen feine Befehle, und wo einer 
von diefen leztern in einer beabfichtigten Maaßregel eine 
Verlegung der Verfaſſung zu finden glaubt, ſtehet es bey 
Erfterem, ſich entweder durch ſolche Bebenklichkeiten jur 
Abänderung feiner Entfchließung beftimmen zu laſſen, oder 
einen andern zu wählen, welcher fich die Berantwortung 
‚zu übernehmen getraut, 


Aus dem angegchenen Prinzip, worauf bief? beſon⸗ 

vere Verantwortlichkeit der Mitglieder der oberſten Studtds 

behörde beruht, ergibt ſich auch ihr Unterfchied von fjenae, 

Allgemeinen Berantwortlichkeit aller Staatsbeamten räe 
‚Protokolle der 1, Kammer, \ X 


J 


u LE Ss di, i Protokolle der Eriten Kammer. | 
Nie Beratung der Verfaſung, melche in 6. 9. derſelben 


% 


Perſon des Regenten entweder ald neutral, ade 
"einer: Fiktion als nicht vorhanden’ bettachten muͤ tee 


ausgeſprochen iſt, die erſtere begruͤndet Klagen gegen die 
Regierung in ihren Repruͤſentanten, die leztern klagen 


bey ber Regierung gegen ihre untergeorbneten Behörden 
J ‘und Beamten. Darum genügt ed auch für Faͤlle der er⸗ 
‚Ren Art, wo man nämlich glaubt, daß die Verfaſſung 


burd die vberſte Staatsbeboͤrde, oder einzelne Mitglieder 
derſelben verlezt worden ſeye, nicht an dem Recht der 


| Beſchwerde, fondern es muß die Wahl nach Beſchaffenheit 


der Umſtaͤnde gelaſſen werden, ob dieſer hoͤchſten Behoͤrde 


‚aöe Borftelung gemacht, oder klagend gegen fie ewige 


Areten werben wolle. 


r 


Es iſt von einem geehrten Redner vor mir Genibrtt 
euerken., daß man ben einer‘ Anflage ber Miniſter die 





res ſcheint mir unnatuͤrlich, und ganz unndebigd"“ wen 
man die Beſchwerden fo wenig als die foͤrmliche Autlage 
"an feine Perſon richtet, und ihn alfo nicht mehr im den 
Pall ſezt, ſich ſelbſt für-feine Miniſter auegufprechen, ehe 
"man fie anklagt. 


- Die Hauptfrage bleibt nun immer , wie der : aa 


»faz der Miniſter⸗Verantwortlichkeit auf die bey und beſte⸗ 


bende kollegialiſche Geſchaͤfts Behandlung anwendbar. ſeye? 
„bie Löfung diefer Aufgabe ift fo ſchwierig nicht, als man 
fi oft darzuftellen fucht, 


en ...Ben der Anklage muß man fiö an bie äußere Er⸗ 
ſqeinung halten, und dieſe muß daher nothwendig einen 
“Halt geben, an welchen man die Einleitung des Verfah⸗ 
„xeng anknüpfen Tann, erſt der Verlols der Unterſuch ung 
mag alsdann auf.den innern Zuſammenhang und die Trieb⸗ 


Neunzehnte Sizung vom 24. Augufl. . 643 


Feder der That zuruͤckfuͤhren, welche der aetenſtemn einer 
‚Klage geworden iſt. 


Diefed Haltbare an der dußern Erſcheinung kan ia 
nichts anterm als in der Unterfchrift einer jeden Regie⸗ 
rungsanordnung beftehen ; auch in kinem Kollegium kommt 
der Unterfchreibende dadurch nicht in Gefahr, für eine 
Maaßregel verantwortlich zu Werden, melde feine Bes 
ftimmung nicht erhalten hat, wenn nur bie ganz einfache 
Einrihtung Hetröffen wird, daß nicht getade ber Prafl 
dent oder Vorfizende des Kollegiums, fondern der erfte 
"unter den Beyſtimmenden, dder der Neferent eine jede 
Verfügung unterſchreibt. Diefer Unterſchreibende iſt es 
alsdann, gegen welchen in vorkommendem Fall die Klage 
zuerſt gerichtet werden muß, der weitern Verhandlung 
‚aber bleibt die Ausmittelüng der Theilhaber uͤberlaſſen, 


Wefentlid und nothwendig iſt es aber In jedem fol 
Ritutionelten Staat, wo das Prinzip ber Minifter, Ber 
‚antwörtlichleit ausgefprochen ift, daß alle Anordnungen 
der hoͤchſten Gewalt, welche Auf die Verfallung und vers 
‚foflungsmägigen Rechte Bezug haben, von einer verant⸗ 
‚wortlihen Perfon imnterfihrieben werten, denn wenn piefe 
Anordnungen an und für fi der Verantwortlichfeit uns 
‚terliegen,, die Perfon bed Regenten aber daruͤber erhaben 
it, ſo muß man in jedem Fall die Werkzeuge erkennen 
koͤnnen, weiche fie übernehmen, | 


Alsdann kann rd auch nicht mehr zweifelbaft blei— 
"ben, in welchen Fällen ein gegedener Rath der Anklage 
"unterworfen werden koͤnne; man bat ſich an die That zu 
halten, und an diefer haben in einem entfheidenden Kol 
legium ale diejenigen Theil genemmen, melde dazu ge⸗ 
Kimmt baben, außerdem kann die Berantwortfiäkeit auf 

ar | 
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einen gegebenen uͤbeln Rath nur da ausgedehnt werben, 

wo in bemfelben fhon eine ftrafbare That liegt, naͤmlich 

wo er auf abfichtlicher Unwahrheit und argliſtiger Irrlei⸗ 
| uns beruft, | | 


Der größte Gewinn bey der Feſthaltung des Grund⸗ 
ſazes, daß alle vom Regenten oder feiner oberſten Staats⸗ 
«behörde ausgehenden Regierungs⸗Anordnungen von einem 
erantwortlichen. Minifter ‚unterfchrieben werden müflen, 
Weſtehet uͤbrigens nicht in ber Erleichferung, oder gar ber 
‚MBervielfältigung Sffentlicher Anlagen, fondern. vielmehr 
An dem Einfluß diefed Grundfages auf die ganze Behand⸗ 
Jung der Gtaatögefchäfte überhaupt, indem dadurch zum 
Mefentlichen Bortheil des Regenten wie des Landes bie 
Berfurhung zu der fo oft beklagten und fo oft ——— 
Kabinetö Regierung abgeſchnitten wird. Schon’ 
Bevor man bey uns in Deutihfand an Repräfel * 
Verfaſſungen dachte, wurde erkannt und viel darüber ges 
fproden, daß der Regent ficherer und beffer durch einen 
voberſten Staatsrath, als aus einem geheimen Kabinet res 
giere, wo er durch den einfeitigen, nicht and Licht tretene 
den Bortrag eines einzelnen Rathgebers oder Referenten 
leichter induzirt wird, als Durch Die gemeinfame Berathung 
mit feinen ausermwählten oberften Staatsbeamten, in deren 
Mitte er nur vielſeitiger unterrichtet wird, aber nicht we⸗ 
niger ‚Herr bleibt, als in feinem Kabinet. Denn nie Tann 
eer zum Nachtheil feined Landes Abfichten haben, gu deren 
- Ausführung er Feine verantwortliche Diener findet; ſolche 
Wwird er wählen und fie hören. Dffenbar muß aber auf 
„biefem Weg mehr Stetigfeit und Konſequenz in den Gang 
der Regierung tommen, ald wenn fie ohne fefte Regel 
aAus einem geheimen Kabinet audgehet, wo bald hier batb 
dort ein einzelner vor Verantwortlichkeit ſi cherer Raih⸗ 
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geber einen Schritt veranlaſſen koͤnnte, welcher nicht zu 
dem paßt, was andere gerathen und veranlaßt haben. 


Endlich ſey es mir vergoͤnnt, noch ein Wort uͤber 


Dad Geſez der Verantwortlichkeit von feiner praftifchen 
©eite zu ſprechen. Es wäre eine irrige Anfiht, wenn 
mon glauben wollte, dag öffentliche Anklagen der oberften 
Staatöbeamten dadurh an die‘ Tagesordnung kommen 
werden. Kaum wird man in der Gefchichte , welche uns 
in England ſchon über ein Jahrhundert über die Wirkun⸗ 
gen folcher Suftitutionen belehrt, einzelne Benfpiele von 
Kapitalprogefien gegen Minifter auffinden. Ich bin mit 
der in einer gehaltvollen Rede vor mir gemachten Bemer⸗ 
fung einverftanden, daß. ein Staat feinem Untergange 
nahe wäre, in welchem ſolche Prozeſſe häufig vorfämen ; 
aber um bey dem angeführten Beyſpiel der ungluͤcklichen 
Regierung Karls I. in England flehen zu bleiben, fo 
glaube ich in den damaligen Anklagen feiner Minifter 
nichts ald die Symptome einer bereits eingetretenen rer 
volutionaͤren Krifis, die Borboten einer balderfolgten 
Auflöfung zu erblicken, aus welcher erft fpäter das bi 
ſtem der englifchen Berfaffung entflanden ift. 


Foͤrmliche Anlagen der oberften Staatsbeamten fol 
Yen und werden immer feltene und extreme Fälle bleiben, 
wenn es. je auch bey’ und dazu kommen follte; aber dazu 
wird der gefezliche Audfpruch ihrer Verantwortlichkeit fuͤh⸗ 
sen, daß fie fih in ihrer Amtöführung mehr zufammen 
nehmen muͤſſen, und die Ruͤckſicht auf die Verfaſſung nicht 
aus den Augen laſſen duͤrfen, hauptſaͤchlich aber — und 
dies iſt die eigentliche praktiſche Anwendung des Geſezes, 
daß ſie in die Nothwendigkeit geſezt werden, uͤber ihre 
Verwaltung Rede und Antwort zu geben, wozu ſie auſ⸗ 
ſerdem nicht gehalten waͤren — es wird darin Eicht wer⸗ 
ven! 
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Geh. Hofrath Zacharid: Im hatte vorgefihlagen, 
ob nicht Aber. die Zurüdgabe des Gefezesentwurfs an die 
Kommiflion vor allen Dingen follte abgeſtimmt werden, 
auch das babe Präfinium hatte ſich für diefe Anſicht era 
Hart, 


Da ich mich jedoch non der Abgeneigtheit der Kam⸗ 
mer, die Verbandlung über diefen Gegenſtand auf irgend 
eine Weife zu verzoͤgern, ſattſam überzeugt babe, fo nehme 
ich gern jenen Antrag zuruͤck. Ohnehin war. eine Haupt 
urſache, aus metcher ich ihn tbat. daß ich in der Kom 
miſſion die nötbine Auseinaunderſezung meiner Vorfchläge 
zu geßen wuͤnſchte, um nicht die volle Kammer mit meh 
rern und weitläuftigeen Neben behelligen zu muͤſſen. 


Staaterarh Frhyr v. Zyllnhardt: Die Aeußerung 
des Herrv Staatsraths v. Türfheim ſtimmt faſt durdaug 
wit den Anſichten der Kommiſſion uͤber, wenn nicht viel⸗ 
leicht ben der nähern Anwendung einige Abmeihungen 
ſich ergeben felten. 


Staatérath Frhr: v. Tärfheim: Allerbingd wird 
es fih im Verfolg der Diöfufien ergeben, daß meine 
Anſichten von jenen der Kommiffion hie und da abweichen, 


Bisthverm, Frhr. u MWeffenberg: Einer Bemer: 
fung des. geehrten Redners (v. Türfheim) muß ich be⸗ 
ſtimmt widerſprechen, daß die Anklage der Staͤnde gegen 
die Regierung gerichtet werde, Die Anklage ſoll jederzeit 
gegen einzelne Staat3beamte gerichtet ſeyn, die von der 
ganzen Regierung wohl zu unterf&eiden find, ' 


Staatdminifter Frhr. v. Berfheim: Wenn aber 
der Anllagbare nicht befannt ift, fo. gehe denn doch die 
ge indireft. immer gegen die Regierurg. 
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Bisfhverw. Frhr. v. Weffenberg: Der Regent 
wird fih Doch von dem, wad wir unter Regierung vers 
fichen , nicht wohl ganz trennen laffen, und die Anklage 
aud von mehrern oberften Staatdbeamten Tann doch die 
Regierung nie in ihrer rechtlihen Wirkfamfeit hemmen, . 


‚Se, Hoheit, der Präfident: Da nah der allge 
meinen Stimmung der Kammer eine Zurüdgebe an die 
Kommiffion nicht werde Statt haben follen, fo wolle man 
nun auf die einzelnen Punstte: übergehen, 


Neg. Komm, Staatdrath Reinhard: Ueber die 
erſte Bemerkung des Kommiſſionsberichts, die Wahl zwi⸗ 
ſchen der Anklage und Beſchwerde betreffend, habe er noch, 
zu bemerfen, daß, er nicht glaube, daß hierwegen etwas 
in das Geſez aufgenommen merden folle, ab-er ſie gleich 
ſonſt richtig finde. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Es ſey auch deſe 
Bemerkung in dem Kommiſſionsbericht nicht mit der Ab⸗ 
ſicht gemacht worden, daß fie in das Geſez aufzunehmen. 
169. 


Bisthverm. Frhr. v. Weffenberg flirt ſich Hier 
mit einverftonden, 


Hofrath. v. Rotteck: Die Pflichtbeobachtung der 
Staatsdiener wird auf dreyfache WVeiſe garantirt oder 
kontrolirt. 


Erſtens; Durch dad Diener 4·Edikt und die dem. 
felben gemäß von Staatswegen ſelbſt gepflogene 
Aufſicht. 

Zwentens: Durch das den Kammern und den 


Einzelnen im Volk geftattete Recht der Petition und. der 
Beſhhwerde. | 


% 


. IR E *Broiokolle der Erſten Kammer, * 


/ 


Drittens: Durb das Anklagerecht' der 
Kammer. Da es fih nun bier lediglich vom lezten 


‚Handelt, fo fcheist ed ganz unnöthig, auch wegen eiwem 
der beyden andern, deren fortdauernde Wirkſamkeit fig 


gen ſelbſt verſteht, einen belondern Vorbehalt zu machen. 
Auf die won dem haben Präfidium über Auf 


nahme oder Nihtaufnahme ſolchen Vorbehalted in dem 


Geſezesentwurf gehaltene Umfrage erflärte ſich die Kam 
wer. einmäthig für die Tticht: Aufnahme, 


| Sigatdroth Frhr. v. 39lfahardt verliest ben 62% 
des Sefezedentwurfs und bemerkt, es frage fih nun, ob 
diefe allgemeiue Beſtimmung der der Aallage untermworfer 
sen Faͤlle genüge, oder gb eine namentliche Bariänung 
 Rerfelben, für nothwenbig erachtet werde ® 


Die Kommiſſion babe zwar wicht verfannt, daß tue 
Beftimmung der Fälle fehr wuͤnſchenswerth fen, aber aud 
bie Sache für ſehr ſchwierig gehalten. Was Herr geh, 
Hofrath Zacharid gefagt, ſey ergentlich auch ſchon in der 
Beſtimmung des Geſezes enthalten. 


Staatsrath Frhr, v Taͤrkheim: Hiermit ſey er 
ganz einverſtanden, und er finde die Aufzaͤhlung der ein 
einen, der Anklage unterkiegenden Handlungen für: zwey⸗ 
ſach bedenklich, weil fie leicht au viel, und leicht zu wenig, 
enthalten dürfte, uͤbrigens habe er daben noch zu bemer⸗ 
In, daß es ſich mehr um Beſtimmung der Grade der 
Serlezung, als um die naͤhere Bezeichnung der Arten 
ber Verlezung handle. Died lezte ſey ſchon darum nicht 
mehr noͤthig, da fie bereits im Geſez enthalten ik. 


Reg. Komm, Staatsrath Reinhard: Ueber - bie 
Art der Berfegungen enthalte das Geſez eine „large 


“und hinreichende Beftimmung, | Ze 
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Seh. Hofrath Zachariä: Er erlaube ſich zu ſei⸗ 
ner Vertheidigung anzufuͤhren? Es haben zwey Redner 
geſagt, alle einzelnen, von ihm aufgezaͤhlten Vergehen 
ſeyen ſchon in dem allgemeinen Ausdruck des Geſezes ent⸗ 
halten; hierauf muͤſſe er bemerken: ſolche Specialiſtrung 
des im Geſez nur allgemein Enthaltenen ſey eben ſeine 
Abſicht geweſen, und er halte es fuͤr ſehr gut, wenn ſol⸗ 
ches geſchaͤhe, da jede allgemeine Faſſung eines Strafge⸗ 
ſezes gar ſehr gefaͤhrlich ſey; ſo koͤnnen z. B. unter den 
allgemeinen Begriff des Hochverraths gar viele Vergeben 
fubfumirt werden. So fey 3. B. eine Haupturſache der 
Knechtſchaft, in welde die Römer nach der Bernihtung 
des Freyſtaats verfielen, die Unbeſtimmtheit des Begriffs 
des Majeſtaͤtsverbrechens geweſen. So hätten die Brit⸗ 
ten, durch tie Erfahrung belehrt, den Hochverrath nicht 
dur die Aufftelung eined Gattungäbegriffes, fondern 
durch bie Aufzählung der einzelnen Säle beftimmt. 


Staatsratb Frhr, v. Zyllnhardt: Er wolle bey 
dem angeführten Benfpiele ded Hochverraths ftehen bleis 
ben: angenommen, ed beftehe ein früheres Geſez, wels 
bed emumerirt, welche Bergehen unter Hochverrath be: 
griffen feyen, wie died bey uns in Bezug auf die Ber, 
lezung verfaflungsmäßiger Rechte wirflich der Fan ift, fo 
fen doch eine Aufzählung im fpätern Gefege nicht mehr 
nöthig, vielmehr würde fie leicht Anlaß zu verſchledenen 
Anſichten und Auslegungen geben. 


Staatsrath Frbr. v. Turkheim: Er erlaube ſich 
die Enumeration der Verlezungen in dem Vortrag ‚des 
Hrn. geh. Hofraths Zachariaͤ, wie er ſie ſich notirt habe, 
aufzuzaͤhlen. Es ſeyen lauter einzelne Faͤlle, welche ganz 
offenbar unter den im Geſez aufgeſtellten allgemeinen 
Begriff gehbren. Dann aber werde erft noch die allges 
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meine Rubrik der Vergehen gegen die ſtaͤndiſche Verfaſſung 


aufgeführt, unter melde wieder glled voise und vieleh 


andere koͤnne gebracht werben, 


Geh. Hefroth Zachartä: Allerdings. habe der Fe 
Staatsrath v. Türkheim die verwundbare Seite 'feineh 
Vorſchlags in fo fern angegriffen, als der Herr Staats⸗ 
‚rath bie Unbeſtimmtheit des Falles, welches die Ber 
lezung ber landſtaͤndiſchen Verfaßung betriſt geruͤgt habe} 
er bemerle aber dagegen, daß, da fm. zum Entwurf feis 
nes Vortrags nur wenige Stunden zu Gebote geftänden, 
er feiner Aufzählung nicht alle Genauigkeit und Beſtimmt⸗ 
heit, die ſie fordere und zulaſſe, habe geben koͤnnen, uͤbri⸗ 





- — 0 nei 


. gend würde es leicht moͤglich ſeyn, die einzelnen Berges 


‚den auf eine befrierigende Weife zu ſpecificiren. 


| Bisthverw. dehr. ”. Beff enbergz Der erfie Ar⸗ 
titel des Geſezesentwurfs faßt offenbar alle Fälle einer 


WVerlezung der Verfaſſung oder der durch fie begründeten 


Rechte in ſich. Des wegen ſcheint er mir als Grundſaz, 
den der Richter auf die beſtimmten Angaben, welche die 
Auflage enthalten, mug : . arzuwenden hat, volltommen gas 
nügend, | 


Hofrakh u. Matt ceke An dem $. 67. der Konftitar 


tion werde daB Recht der Anlage für die Fälle der Vers 


Jezung verfaffungsmäßiger Rechte ftatuirt , in der naͤm⸗ 


lichen Konftitutiond-Urfunde enthalte nun ein eigener. Abe 


‘ ſchuitt (Neo, II.) in einer Reihe von $$. eine Aufzählung 


derjenigen politifchen und bürgerlichen Rechte, welche die 
Verfaſſung ausdruͤcklich gewaͤhrleiſtet, es ſey alſo hier⸗ 
‚dur ſchon die Deutung des .67. gegeben, und eine nochs. 
malige Aufzaͤhlung überfläffig. Sie wäre aber auch 
en weil faum thünlich fey N durch eine ae n 3 ſpe e⸗ 
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eielle Enumeration alle möglichen Faͤlle zu umfaſſen: 


Daher wollten auch die Englaͤnder von einer ſolchen Enu⸗ 
meration nichts wiſſen, und er muͤſſe hier dem verebrten 
Redner, welcher ſich für feine gegentbeiltge Anſicht auf 
England berief, ausdruͤcklich widerſprechen. Denn die 
Britten behaupteten das Recht, ihre Miniſter wegen was 
immer für einem Vergehen oder Verſchulden — ohne ſpe⸗ 
cielle Beſtimmung gewiſſer ‚Battungen, demnach ohne . 


Ausſchließung der nicht genannten — zur Verantwortung 


zu ziehen. Ein Recht, welches, wie fehr viele andere, bey 
ihnen zwar nicht auf einem eigenen konſtitutionellen Geſez, 
aber doch auf einem fortwaͤhrenden Hertommen beruhe, 
und durchaus anerkannt ſey. 

Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Auf‘ die Bemer; 
fung des Herrn Geh. Hofraths Zacharid, dag er die ſchwache 
Seite feined Vortrags angegriffen habe, muͤſſe er erwies 
dern, daß er glaube, dieſe Schwäche liege mehr in der Mas 
terie oder Sache, als in der Ausführung. 

Geh. Hofratb Zacharid: Er erlaube fih, dab, 
was fo eben von dem Brittifchen Rechte geſagt worden, 
in Zweifel zu ziehen. Er habe eine bedeutende Anzahl von 
Anklageſchriften geleſen, die das Brittiſche Unterhaus ge: 
gen Minitter gerichtet hatte, Allemal werden fie eines bes 
ſtimmten Verbrechens des gemeinen Rechts heſchuldigt. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Wen dem Ausdruck: 


„Anerkannt verfaffungsmäßige Rechte“ finde er das Wort 


„anerfarnt‘‘ etwas fonderbar, und glaube, daß fein 
Werth darauf zu legen ſey. 


Reg. Komm. Staatsrath Rein hard: Er glaube, 
daß die Berfaffungd-Urfunde diefen Ausdrud aus guten 
Gründen gewählt habe, damit dadurch die Anklage nicht 
auf Faͤlle einer fünftlichen Auslegung ausgebehnt „ fonderis 


Exraatsrarh Arte. ». Daten: Gerste birfed Mt 
Safe aber verigirtene Teassagen ya. 
Hiesanf Erkie das bebe Pralirinm bie Zunge: 
Os die som Be. Hofesh Zadharik vergeihiagene Bas 





Die Kammes verneinte eb einhellig. 

Die zweyte Frage: 5 rer Buitrud „ eneriuannt” 
beybehalten werden folle ?_ warte von fünmtligen Eiim- 
men Dejahend beantwortet. 


GM. Hofrat Zacharid: Es haudle RG um uub 
um Die Entidelbung der Frage: ob jede auch bloß Tufpeir 

‚Wet, oder nur Die varfäzliche beſtraft een 

fo? | 

Hoftath v. Rottel erflärte Rh für Befkrafung 
au ber bloßen culpa, und zwar aus folgenden nem im 
aubgefährten Gruͤnden: 

Erftens: Beil in gar vielen Zällen der delus feße 
ſchwer zu boweiſen fenn duͤrfte, wenn auch eine wirflide 
Verlezung der Konftitution vorläge. Diefes ſey zumal de 
Sal, wo der ertheilte Rath, bey welchem mala fiden 
felten zu erweifen — den Stoff der Anflage gäbe. 

* Bweytens: Weil die Anklage wegen dolus weit 
oehäffiger, alfe auch zu unternehmen bedenklicher wäres 
daher Denn in ben meiften Fällen Die Anklage unterbleiben, 
* die Verlezung der Verfaffung ungerügt geſchehen 
wuͤrde. 

Deittens: Weik die Belindigteit der vorgeſchla⸗ 
genen Strafen offenbar aus der Vorautſemng Fiepe, bef 
auch eulpa verſolgt werde. u 
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Viertens: Weil auch England — welches wir jn 
dieſem Punft billig als Mufter erfennen möchten — 
das Anklagerecht nicht auf den dolus befchränfe, fondern 
aud die culpa, ja felbft die bloße Um gefcehidlichteit 
damit verfolge 

Reg. Komm. Staatsrath. Reinda ed: Er glaube, 
daß die culpa in dem Kommiffionsbericht fehr gut bezeichnet 
fey, daß aber ein bloße Lieberfehen nicht als sulpa betrach⸗ 
tet werden koͤnne. —. 


Staatsrath Frhr. v. Zplinbardt: : €8 muͤßte 
gur eine cffenbare Nachlaͤßigkeit ſeyn. 


Staatsrath Frhr, v. Tuͤrkheim: Er glaube, dag 
es nicht Die Abſicht des Geſezes ſey, bloße Vernachlaͤßignn⸗ 
gen zu beſtrafen. 

Geh. Hofrath Zache rid: Es if ein etwas fons 
berbares Gejchäff, welchem ich mich unterziehe, bier die 
Sache der Regierung zu vertheidigen. Allein ich glaube, 
die erſte Kammer hat das Intereſſe der Regierung eben ſo, 
wie das des Volks, zu vertheidigen. Wir koͤnnen nun in 
Bezug auf die vorliegende Frage' zuerſt nach allgemeinen 
- Grundfäzen feſtſezen, daß feine Regierung ſelbſtſtaͤndig ſeyn 
tönne, wenn fchon die bloße culpa die Minifter der Vers 
antmwortlichfeit bloß ſtellt. Dann aber fpricht auch die Au⸗ 
toritaͤt anderer Geſeze— z. B. die der franzoͤſiſchen, für meine 
WB: hauptung,. In der franzoͤſi iſchen Charte wird ausdruͤck 
lich blos trahison und concussion, alfd nur Verbrechen, die 
"ihrem Weſen nach vorſaͤzliche Handlungen ſind, als der 

Anklage unterliegend, aufgefuͤhrt. I 

Reg, Komm. Staatsſsrath Rein hard: Der F. 6, 
des Gefezes » Entwurfs ſey zwar nicht ganz deutlich, aber 
er glaube, daß, wenn überall Yon culpa die Rede ſeyn 
tönne, doch nur culpa lata „darunter. fönne verftanda 
“ werden, 
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Meg. Komm. Staatsrath Reinhard: Er finde 18 
um fo mebr nothwendig, daß bende Kanımern auf bie 
Klage einzumwirfen haben, damit nicht etivad Unmüberlegted 
in diefer fo wichtigen Sache gefchebe ; da ed den beyden 
Kammern in gleidem Grade angelegen ſeyn müffe ; ibte 
Anklage rechtfertigen zu fönnen, und feine ungegrünbett - 
Anklage gefcheben zu laſſen. | 

Hofrath v. Rotted: Der Wortlaut der Konſtitu⸗ 
tion verbietet mir, für diefer Punkt der von dem verehrt 
ten Redner gemachten Berbefferungs - Borfihläge zu ſtim⸗ 
men. ber ich möchte bier einen andern Zufaz in Ans 
trag bringen, nämlich, daß’ bey folhen Anklagsſachen dies 
jenigen Mitglieder der Kammern, welche etwa Dienib 
Kollegen der Anzuflagenden wären, für diefen Gall feine 
zäblende Stimme darin haben follen, 

Die Freyherren v. Zyllnhardt, u. Türfheim u 
mebrere andere Stimmen finden biefen legt vorgefchlages 
nen Zuſaz für angemeffen. 

Geh. Hofratb Zacharid: Er behaupte nicht, dag 
fein Antrag durch die Berfaffungd-Urfunde befräftigt 
werde, fondern nur, daß die Verfaſſung feinem Antrag 
nicht entgegen fen; Die zweyte Frage wäre dann? giebt 
es Gründe, worauf fein Antrag beruhe?. Der Brund 
deſſelben liege aber in der innern Weſenheit unferer Ber 
faſſung. Wie der Herr Staatdminifter v. Berkheim bes 
merkt babe, fen jede Anklage eines Mitgliedes ded Staats⸗ 
Miniſteriums mittelbar gegen die Regierung uͤberhaupt 
gerichtet. Wie fen es alfo mit der verfaffungsmägigen 
Stellung der erſten Kammer vereinbar, dad bon dieſer 
Kammer eine Anklage ausgehen fönne. Die erfte Ram 
mer ſey nit ein angreifendes, ſondern ein bewahrendes 
Prinzip. Gie müfje bey Anklagen diefer Art, wenn nicht 


der Richter, doch eine Urt von jury d’accusadon feym, 
| | Gin 
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Ein ganz anderer Fall fen es, wenn die zweyte Kammer 
die Anklage erhoben, als welche ihrer Natur und ihren 
Elementen nach als unmittelbare Volksvertretung beweg⸗ 
licher, alſo zum Angriff geeigneter ſey. 


Hofrath v. Rotteck: Beyde Kammern ſeyen gleich⸗ 
mäßig die Vertheidiger der Geſammtheit und der Berfafs. 
fung, gleichmaͤßig zur Abwendung inkonſtitutioneller Bes 
handlung vom Volk wie zur Vertheidigung ber Regie—⸗ 
rungsrechte berufen. Sie haben uͤberhaupt gleiche Rechte 
und gleiche Pflichten; die Anſicht des Herrn Geh. Hofraths 
Zachariaͤ widerſpreche dem Geiſt und dem ausdruͤcklich wieder⸗ 
holten Wortlaut der Verfaſſung. Doch moͤchte aller⸗ 
dings faktiſchh geſchehen, daß, vielleicht wegen der Zue 
ſammenſezung und andern VBerhältniffen der erſten Kama 
mer, die Anklagen hier ſchwerer und feltener ald bey ver 
zweyten ihren Urfprung nehmen; aber gerade darum bes 
dürfe es keiner gefezlichen Ausſchließung, und Fälle ſeyen 
gedenkbar, worin allerdings von der erften Kammer aus 
die Klage natürlicher audgienge, 

Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. eöwenfteins 
Mertbeim: Daß die erfte Kammer im Fall einer Ans 
Hage der Regierung feindfelig gegenüber ſtehe, dieſem kann 
ich unmoͤglich beypflichten. 

Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Er muͤſſe gla u⸗ 
ben, daß die erſte Kammer fo gut, wie die zweyte, bie 
Bewahrerin der Rechte der Konſtitution ſey. 

Bisthverw. Frhr. v. Weffenb erg: Menn der ers 
ften Kammer das Zuſtimmungsrocht zur Anklage zuaeftans 
den wird, fo ift nicht abzufehen, warum man ihr daß 
Recht der Anklage freitig machen fünne, 

Der erften Kammer wurde ein ihr gemäß der Verfaſ⸗ 
fung fo gut als ber zweyten zuſtehendes vet entzogen, 
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Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Der von dem 

Herrn Hofrath v. Rotteck vörgefhlagene Zufaz wigen dem 
ruhenden Stimmredt der betheiligten Mitglieder werde 
— nad ben früher gehörten bepfälligen Stimmen, — weyi 
als angenommen gelten? 
Seh. Hofrath Zachariaͤ: Er op zwar mit der 
Sache gleichfalls einverſtanden, aber es ſeyen ſolcher Vor⸗ 
ſchlaͤge noch viele zumachen, fie wuͤrden. jedoch fuͤglicher in 
einem nachfolgenden beſondern Reglement ihre Stelle 
finden, 

Hofrath v. Rotted: Diefe Befimmung babe Be 
zug auf dad Wefen der Sache, und er glaube alfo, daß 
Ke ſich hier zur Abftimmung und Erledigung eigne. 

Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Der Hear 
Regierungs-Kommiffär habe ſich darüber noch nit geäufs 
fert. 5 

Reg. Komm, Staatsrath Reinhard: Die Gen 
ſchaͤftsordnung beftimme darüber eigentlich fon. — 

Staatsrath Frhr. v. Türfheim: Ich glaube, es 
gehört in Die noch zu erwartende Verordnung über die Pros 
sedur. 


Geheimer Hofrath Zacharid: Er Bitte, . .diefe 
Sache noch in eine weitere Erwägung zu ziehen, da es ſich 
ja noch ferner frage: welder Grad der Verwandtſchaft 
und überhaupt welche perfönlige Berhältniffe vom Sum. 
men ausfließen würden, . Sek tar 


Reg. Komm. Staatsrath Reinbe rd: Erglaube, 
daß dem Gewiſſen eines Geden zu uͤberlaſſen fep, mit zu 
fimmen, oder nit, Das Stimmrecht föyne feinem 
gegen werden, und das perfäntiche Verbaftnig, 
Mitglied der Kammer nicht hinder J— 






177 Bıtrtıle ber Erin Rammer. 


I. Beaııtzaı tet Sera Esassiemmihr:t 3. Berfärim 
bes re zieci mi , si der asterrn Error wu; cr aber Be 
Grme:ia, 105 535 Beleg = 1': wie ber Berzuäieguug 
aztsrhen mise, ist te Dienigen nicht gut jepen, 
Bst es Lader er Trizlitlet eimes Erblirkts vorzubragn 
hebr; er fiimme daher für Die einfweilige Bsiiglsehun 
Biefer Frage. - 

Hofrath von Rottied: Erwslle gegen die Bew 
fchiebung fi niet auflchnen , denn cr beñe, Taf, mes 
fern üserc ned eine Zerathung darüber Statt inte, ve 
einmal gribebene Anregung der Idee und ihre naturlide 
Silli leit hinreichen werden, ihre gefezlihe Ancerlematsik 
zu bewirten. 


Staausrath Frhr.v. ZyIIabardt: Hiernach Tem 
me man nun zu dem Dritten Hauptpunkt des Kommiſſions⸗ 
Berihts: Wer ift der befondern Berantwortlidhfeit unteres 
woıfen? 


Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: In der vollm 
Ueberzeugung, daß jede Ungewißheit, wer der Urheber eines 
Alts der oberſten Staatsbehoͤrde ſey, den Grundſaz der Ver⸗ 
ant wortlichkeit vereiteln wuͤrde, hat ſich die Kommiſſion alle 
Muͤhe gegeben, zur Bezeichnung des Merkmals der Verant⸗ 
wortlichkeit eine Beſtimmung auszumitteln, welche, ob⸗ 
gleich allgemein gefaßt, doch dem Zweck ganz genuͤgt, und 
jeden Zweifel beſeitigt. Sie hat geglaubt, im Allgemeinen 
kein ſicheres Merkmal als die Unterſchrift des oder der 
oberſten Staatsbeamten annehmen zu koͤnnen, und fand 
ſich hierin durch das Vorbild der meiften befannten Berfafs 
fungen befräftigt, Auch wählte fie diefed Merkmal um fo 
lieber, da fie fih nicht für berufen hielt, in einen Bors 
ſchlag eines beftimmten Organismus der oberften Staats⸗ 
Behörde ſich einzulaſſen. Im Geſez kann ihrer Anſicht 


“- 


ı 
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nach die Ausſprechung des allgemeinen Grundſazes hinrei⸗ 


en: daß jede auf die Verfaſſung ſich beziehende Verfügung 
‚der oberften Staatöbehörde von wenigſtens einem oberſten 


Staatsbeamten unterzeichnet ſeyn muͤſſe, der eben dadurch 
die Verantwortlichkeit uͤbernimmt. 


Meg. Komm. Staatsrath Reinhard: Er habe 


ſchon in der Kommiſſion bemerkt, und bemerke auch noch 


jezt, daß das, was hier vorgeſchlagen worden, nicht eben 
nothwendig zur Erreichung des Zweckes ſcheine, wies 
wohl es dieſelbe erleichtere. Uebrigens glaube er 
nicht, daß die Rommiffion der Regierung bierin habe et» 
was vorfchreiben wollen, weil fie nur den Wunſch aus⸗ 
foreche, daß ed, wenn eine Verfügung erlaffen wird, leicht 
zu erfennen ſeyn möge, wer daran Theil genommen hat, 
und gegen wen alfo die Klage gerichtet werden müffe ;- doch 


zlaube er, daß ed außer der, Unterfchrift noch andere 


Mittel sur Ertennung bed ilagbaren Dieners geben 


| werde. 


Die Staatsraͤthe Frhrn. v. Baden und v. zolin— 


| hardt, der Bisthumsverweſer Frhr. v. Weffenberg 


Berichts, 


und andere unterftüzgen den Vorſchlag des Kommiſſions⸗ 


Se, Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Gürftenberg: 5 


Der Herr. Regierungs « Kommiſſaͤr ſcheine ſolche andere 


Mittel zu kennen, und moͤge alſo eines in Vorſchlag 
bringen. | 
Reg. Komm. Staatsrath Reinhard: Eine Stelle 
des Kommiſſionsberichtes felbft deute darauf hin. Cliegt die 
Stelle ab). 

Hofrath v. Rotteck: Wegen der idealen Moͤg⸗ 


lichke it, daß einſt noch ein anderer Weg koͤnne erdacht 
werden, werden wir denjenigen nicht verwerfen, welchen 
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allein wir jezt zu erſehen vermögen, und. elchen man 
auch überall ſonſt zu dieſem Zwede einſch aͤgt. Dat 

vorgeſchlagene Mittel ſey ſicher, und fuͤr olle Theile si 
| vortheilhaft. 

Se. Hoheit der Prafident: Darum ſeyen aus 
alle Mitglieder der Kommiſſion einbellig diefer Meynung 
geweſen. 

‚Staatdratb Frhr. v. Zylinbardt: Da achten 
Paragraphen bierin auf einander Beziehung haben, werk | 
ed gut ſeyn,“ fie einzeln abzuleſen. | 

(verfiest der $. 2. des Geſezesentwurſs). 

Geh. Hofrath Zachariä: Es frage ſich hiebey: 
wie lange iſt ein Mitglied anklagbar? nur ſo lange ed 
wirklich Mitglied iſt, oder wie lange noch nachher ? 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt erlaͤutert den 
Sinn des Beyſazes „dermal“ nah dem Kommiffionds 
Bericht, umd ſonach wurde auf die von dem hoher Präfi« 
Dium gehaltene Umfrage: ob dad Wort „‚bermalen” nad 
‚dem Kommiffiondantrag bepzufezen fe? von der Kammer 
einftimmig mit Ja! entfchieden, 

Staatdrath Frhr. v. Zyllnhardt: Der Antrag 
des Herrn Geh. Hofraths Zachariä dürfte wohl bis $. 4 
aus geſezt bleiben. Vorerſt fomme der $. 3. zur Erörterung; 


Ableſung deſſelben und der betreffenden Stelle im Kommiß⸗ 
ſionsbericht). 


| Die Kommiffton  ift hiemit einverſtanden, weit fie 
einfieht, daß untergeordnete Diener zuerft bey ihrer vorges 
gefejten Behörde angeklagt werden müffen, und erfl, wenn 
diefe nicht abhilſt, macht ſie ſich deſſelben Vergehens theil⸗ 
haftig. u 





Hofratb v. Rotted: Ich halte überhaupt dafuͤr, 
daß, je allgemeiner hier der Ausdruck, defto beſſer wird ch 


A 


x 
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IR ſeyn: Jeder nämlich ift der Anklage nach $. 4. unterwor⸗ 

Hi fen, zwifchen welchem und dem Regenten felbft feine andre 

'd Autorität geftanden. Wo noch eine foldhe Mittelftufe ift, 
da tritt ver Fall der Anklage nad $. 3, ein, 


ni Auf die vom hoben Präfidium gehaltene Umfrage 
wurde die Faſſung des Kommiſſionsberichts einmüthig ges 
nehmigt. 


k Staatdrath Frhr. v. ZylInha rdt: Man komme 
nun zur Frage: wie lange ein Diener nach feinem Dienfts 
austritt noch verantwortlich bleibe? 


Yange der Dienft währt, und 4 Jahre nach dem Austritt 
aus demfelben, 


| Geh. Hofrath Zacharid: Sein Vorſchlag ſey, fo 


E Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Er ſchlage, ſtatt 
vier Jahren, zwey Jahre vor, weil ſich in dieſer Zeit jes 
desmal die Stände verfammeln, und .alfo diefer Zeitraum 
hinreichend feyn werde. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: 3 könnte aber doch 
leicht der Fall eintreten, daß ein Landtag fpäter, als ger 
fezfih vorgefchrieben, gehalten werde, und dann fönnte die 
Frift ber Berantwortlichkeit immittelft verfließen. 


Staatsrath Frhr. v. Zplinhardt: Er glaube, 
fm Sinne des Gefezed liege, daß ein Gtaatöbeamter 
nur während des Dienfted verantwortlich ſeyn Tonne, 


0 Hofratp v. Rotteck: Ich ſchlage vor, zu fezen 
- Die Berantwortlichkeit dauert fort bis zum Schluffe des zur 
24460 nach dem Austritt des Minifterd ꝛc. gehaltenen Land⸗ 


An 


"er. 


⸗ 


⸗ ⁊* Fe “ 
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Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Er finde e 
bedenklich, die Verantwortlichteit auf eine gewiſſe Zeit ze 


beſchraͤnken. 


Hofrath v. Rotteck: Wenn der Beyſaz nicht ge 
macht würde, fo fey hierdurch einer leihten Elubirung 


des Geſezes und feiner Strafen Raum gegeben. 


Reg. Komm, Staatdratb Reinhard: Man muͤße 
doch auch der Regierung einiges Zutrauen fchenfen. Wen 
man davon audgehen wolle, daß die Regierung ſich .auf 
ſolche Machinationen einlaſſen fönne, fo werden leicht 
Faͤlle eintreten, welche auch durch die vorgeſchlagene naͤ⸗ 
here Beſtimmeng nicht gehindert werden koͤnnen. 


Staatsrath Frhr. v. Türtheim: Bey einem eins 
mal audgetretenen Diener koͤnne man der Regierung ſelbſt 


- die Verfolgung überlaffen,, fie babe bier das. Intereſſe 


nicht, wie bey einem noch im Amt befindlihen,, da -ein 
gewiffer nachtheiliger Schein auf fie felbit reflektire. 


Staatdrath Frhr. v. Baden: Es fey wohl wuͤn⸗ 
ſchenswerth, daß ein ſtrafbarer Miniſter von ſelbſt aus· 
trete. 


> 


Reg. Komm. Staatsrath Reinhard: Der Gel 


ſey denkbar, daß ein folder aus unfern Dienften getreten 


nee Minifter in die Dienfte eined andern, vielleicht gröfs 
fern, Staats träte; ed würde dann wohl nicht räthlid 
ſeyn, diefen mächtigen Minifter, der mit allen unfern 
Intereflen, innern Berhältniffen, und mit Geheimniffen 
vertraut ſey, durch doch nur fruchtlofe Klagen zu reizen, 


da er vielleicht der Gefammtheit weit größere und ſolche 


Nachtheile zuzufügen vermag, die mit dem Sntereffe ber 


‚Klage in gar feinen Anfchlag zu bringen find, 
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Hofrath v. Rotteck: Er wolle.einen andern Gall 
Bagegen aufftellen. Es wäre möglich, dag ein Minifter, 
Dem etwa eine Anflage bevorftünde, fur; vor dem Lands 
tag feine Dimiffion nahme, fodann nah gefchloflenem 
Landtag wieder einträte. Wenn von Möglichkeiten 
Die Rede fen, müfle man alle im Auge behalten. 


Geh. Hofrath Zachariä: Es fen dad Geſez fo zu 
betrachten, wie e8 von_den Rechtögelehrten werde ausge, 
legt werden, Die Rechtögelehrten aber werden fagen, ed 
fomme nur auf das tempus delicti commissi an, und eb 
finde daher auch, ungeachtet ded Austritts, die Verants 
wortlichfeit bi8 zum Verlauf der Verjährungszeit Statt, 
Alſo ift die Beftimmung einer fürzern Zeit felbft dem 
Minifter günftig, Auf der andern Seite aber fäme es 
auch darauf an, ein wirkſames Gefez zu haben, nicht aber 
ein ſolches, dad blo8 auf dem Papier fiehe, d. » Leicht 
umgangen werben koͤnne. 


Hofrath v. Rotteck: Nicht deswegen, weil Einer 
Miniſter iſt, ſondern weil er verbrochen hat, wird er 
angeklagt. Nach der natuͤrlichen Auslegung wird alſo, 
wenn fein Beyſaz iſt, die Verantwortlichkeit fortwährend 
feyn. Die Minifter felbft müffen alfo wuünfchen, daß ihre 
Dauer befhränft werde. Uebrigens find auch bie Gründe 
und VBerhältniffe, welche das Anflagerecht der Stände“ 
gegen einen wirflid im Amt ftehenden Miwilter rechtfer 


tigen und fordern, in Rüdficht eines Ausgetretenen noch 
jleihmäßig wirffam. 


Staatdrath Frhr. v. Türtpeim: Hiernach frage 
es ſich: ſoll das Geſez ſo bleiben, wie es lautet, oder 
ſoll ein Beyſaz hinzutommen? 
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" oder Mitgliedern der oberften Staatöbehörde: auch I 


wie weit ein Gedaͤchtniß reihen müffe, indem man well 
‚nicht gehalten feyn fann, über Saden, in welchen müs 
nicht im eigentliden Sinne gravirt ift, nad bielen Jah⸗ 











NRNeg. Komm. Staatsrath Reinhard: Entwe 
muͤſſe dad Geſez nach der Konſtitution, oder nach % 
gemeinen Recht beurtbeilt werden; die Konſtitution fa 
maaßgebend, und ſpreche nur von wirklichen Miunlſten 


immer von dem Grundfaz auszugehen, daß die Megierm 
ſelbſt Leine Fehler dulden, fondern fie rügen werde. ME 
gemeine Recht hingegen ftehe ohne diefed Geſez feft. 


Staatsrath Frbr. v. Tuͤrkheim: Er ſey uͤberzen 
daß wenn man eine nähere Beſtimmung nicht bineinfat, 
die Auslegung fo gemacht werben wird, wie die bey 
frühern Redner fie aufftellten. 


Peg. Komm, Staatöratd Reinhard: Er glaube, 
daß die Pflicht eines Staatöbeamten, über feine Gefyättk 
behandlung alle verlangte Auskunft zu geben, (wenn Her 
Hofrath v. Rotteck nicht etwa von Verbrechen kredet,) niät 
fo weit auszudehnen fen, weil man fonft beftimmen müßt: 


sen noch Auskunft zu ertheilen. 


Bisthverw. Frhr. v.Weffenberg: Sch flimme dei 
Hrn. geb. Hofraths Zacharid Antrag nah der von dem 
Hrn. Hofrath v. Rotteck vorgeichlagenen Modificirung bey. 


Hierauf ſtellte das hohe Prafidium die Frage: 


ol ein Zuſaz wegen der Zeit in dad Gefez aufgenommen 
werben? 


, Die Majorität entſchied für einen Zufaz. 


Das hohe Präfidium ftellte nun bie weitere Frage: 
Wie lange foll alfo die Berantwortlichfeit dauern ? 
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Praͤlat Hebel: Er glaube, daß ſie vielleicht in Ruͤck⸗ 
Bicht auf eine Bemerkung des Hrn. Staatsraths v. Baden 
auf drey Fahre beftimmt werden fönnte, weil in diefen 
E Zeitraum ein Landtag gewiß fallen werde. Ä 


- Geh. Hofratb Zachariä: Die Entfcheidung der 
Eyorliegenden Streitfrage hänge im Allgemeinen davon ab, 
Rob der Anzuflagende oder der Anffagende zu begunftigen 
"fey? Ge fürzer man die Frift beftimme, deſto vortheils 

„ bafter fey die Lage des Anzuklagenden. ' 


2 Praͤlat Hebel: Es ſey eigentlich feine Anficht die 

des Hrn. Hofrath8 v. Rotteck, da er nur deswegen drey 
Jahre vorgeichlagen habe, damit man gewiß fey, daß ein 
Landtag in die Zeit der Berantwortlichkeit falle, 


Se. Hoheit der Präfident flelten hierauf bie 
Brage: Ob die Verantwortlichkeitöfriftt nad Sahren oder: 
nad Landtagen zu beflimmen fey 2— vorbehaltlich jedoch, 
wenn ſchon früher nach dem gemeinen Recht die Verjähs 
rung eintreten follte, welchen Vorbehalt Herr geh. Hofs 
rath Zachariaͤ angeregt hatte. 


Die Majorität der Kammer entſchied für die Beftimr 
mung nab Fandtagen, und zwar alfo: daß die Verantse 
mwortlichfeit dauere bis zum Schluß des erften Landtags 
nach dem Außtritt ded Anzuflagenden. — jedoh mit dem 
eben bemerften Vorbehalt wegen der Beriährung. 


Staatörath Frhr. v. Zyllnhardt: Die hohe Kams 
mer werde nun wohl über den Punft wegen der Unter« 
fehrift abzuftimmen haben. 


Seh. Hofrath Zachariä: Er muffe fih bier bie. 
Frage erlauben: wer ift verantwortlich für Befehle, welche 
unmittelbar aus dem Kabinet ergehen? 


olle der Erſten Kammer. 
hoͤrde ausgehen, und von einem der oberſt siöbiener 


a 0e* 


‚unterzeichnet fepn. u : 


Hofrat v. Rotteckt: Um niit Schwierigkeiten N) 
veranlaſſen, möge man fi) mit der Im Rommiffionsberifl 
worgefchlagenen allgemeinen Faſſung, und ben hier auts 
gefprogenen. Erläuterungen beruhigen. ” 


Staatsrath Frhr. v. Zplinhardt liest die Züffn; 
im Kommiffionsbericht ab, worauf dad hohe Prä ſidius 
die Frage ſtellte: ob die Kammer mit dem Antrag der 
Kommiſſion einverſtanden ſey? 


Alle Stimmen, mit Ausnahme einer ainzigen, et⸗ 
Härten ſich bejahend. | . 


. Staatsrath Frhr. v. Turfheim: Man romme nun 
zum vierten Hauptpunkt ‘des Komma she ehe be⸗ 
welcher Stelle wird die Klage angebracht? 


Reg. Komm. Staatsrath Reinhard: ‚Hier weiche 
ber Kommiffiond: Antrag ven Gefezesentwurf ab, dä dies 
fer eine vorläufige Unterfuhung der Klage bey dem Staats⸗ 
minifterium, und eine Mittheilung derfelben an den Am 
geflagten, dem eigentlichen Anbringen bey Gericht voran 
geben läßt. Die Regierung habe bey .diefer vorgeſchlage⸗ 
nen Form die alte deutfhe Form im Auge gehabt „ wor 
nach fonft fein Staatsheamter oder. feine Behoͤrde in Ans 
Hageftand verfezt wurde, bevor man fie gehört, und bar 
mit die Möglichkeit einer gleichbalpigen Befeitigung der 
Sache gegeben hätte. Indeſſen machen die, übrigen, bey 
der bier vorliegenden Klage vorgefhlagenen Sormen jene 
erfte Borficht minder nothwendig, und er glaube, die Res 
gierung werde mit der angetragenen Abänderung einver⸗ 
ſtanden ſeyn. | 


vu 
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Auf die von dem hoben Praͤſidium gehaltene Um⸗ 
frage erklaͤrte ſich die Kammer mit dem doppelten Kommifs 
ſionsvorſchlag, nämlich ſowohl damit, daß die vorläufige. 
Mittbeilung der Klage an den Angeklagten nicht Statt 
finde,- dann, daß fie nur bey einer gd verfelben, alio 
fofort anfdie entfcheidende Behsrde gebracht werden - 
folle, einmüthig einverftanden. | 


E Staatsrath Frhr. v, Zyllnhardt: Nun komme 
man zur Frage: Welches ſoll dieſe richtende Behoͤrde ſeyn? 


Hofrath v. Rotteck: Hier habe ich ſchon in der 
Kommiſſion meine Bedenklichkeiten gegen die Aufſtellung 
des Oberhofgerichts, als fuͤr dieſe Klagſachen entſcheidende 
Beboͤrde, geäußert, und wiederhole fie jezt kuͤrzlich mit 
Folgendem: 


Erſtens: Kann bier nie ein ordentlicher Ges 
richtshof, fondern nur ein außerordentlicher, durch 
ein eigened Kompromiß beftimmter, eintreten. 


Zweytens: Kine folhe Beſtimmung ıft ald ein 
Artifel der Konftitution felbft zu betrachten, demnach feſt 
und unabänderfih, es fen denn auf dem Weg einer Ab» 
Ks der Konftitution felbft, d. h. zumal mit Bey 

immung von 3 in beyden Kammern. Wenn alfo ein ore 
d'en tlicher Gerichtöbof, und welcher ald ſolcher — nad 
feinen organifchen und formelien Verhaͤltniſſen — der ims 
mer freyen Beftimmung der gewöhnlichen Geſezge— 
bung unterliegt, dafür gewählt wird, fo wird er das 
"durch. jener freyen legislatoriſchen Gewalt entzogen, und 
feine eigentliche Beftimmung einer fremdartigen untergen 
ordnet, oder in der Erreihung abhängig gemacht von 
den Bedingungen der leztern. | 


Protokolle der 1. Kammer. 43 


N 
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Drittens: Auch wird dadurch der richterlichen Bu 
walt eine bedenkliche Suprematie über die exekutive ven 
lieben, ta doch dem Prinzip nad jede in ihrer Sphir 
die hoͤchſte feyn follte; endlich 


Viertens PEntfieht durd folhe Einſezung ein 
fehr nah liegende Gefahr der Korruption für Die gu 
fammte Juſtiz. Sch wiederhole bier, daB ich blos vom 
Standpunft der reinen Theorie die Sache betrachte, Jurd 
da ift denn doch klar, daß eine Gerichtöſtelle immer mit 
defto zuverläfligern und mit defto tauglıheren Dlännen 
befezt werden wird , je weniger Intereſſe bey der befep 
zenden Behörde gedacht werten fann, fie weniger gut 
oder zumal mit abhängigen Männern zu befezen. 


Wenn dad I berbofgericht zugleih Staatsgerichtéhof 
ift, alfo felbft in pofitifchen Dingen gewiffermaßen die 
hoͤchſte Macht ausuͤbet, fo erfheint die Unftellung 
taben von einem doppelten Geſichtspunkt; und es iſt 
wenigftend moglich, daß bey der Wahl der Mitglieder 
und bey der Behandlung derſelben die dee: „Ich 
unterftebe in meiner Amtsführung diefem Ge— 
richt,‘ von beftimmenden Einfluß wäre, wodurch nicht 
nur in der Sache der Berantmwortlichfeit ein be 
ſorgliches Verhältniß., fondern auch für die ubrige ge 
fammte Juſtiz eine nadıtheilige Nücdwirfung entfichen 
koͤnnte. Es liegt allen Bürgern unendlich viel daran, die 
Zribunale von allen politifchen Einfluffen und Verhaͤltniſſen 
frey zu erhalten. 


Diefe Grunde, in Berbindung mit jenen, welche der 
auerft aufgetretene Redner in feinem gehaltreihen Bors 
trag für die Aufftellung eined befondern oder außerors 
dentlichen Gerichtöhofes fehr Klar entwidelt hat, und 
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welche ich fämmtlich unterfchreibe, beftimmen mid bier, 
gegen den Kommiſſions⸗Antrag zu ftimmen. 

- Se. Durdlaucht“ der Herr Fürft v. Loͤwenſtein⸗ 
Wertheim: Nuch Sie fünnen für das Oberhofgericht 
nit flimmen, dagegen ftimmen Gie für einen außerors 
dentlichen Gerichtöhof, etwa mie im Wuͤrtembergiſchen; 
doch koͤnnen Sie dem Vorſchlag des Hrn. geb. Hofraths 
Zacharid deswegen nicht beppflichten,, ' weil hiernach Mits 
glieder der erften Kammer Kläger und Richter zugleich 
ſeyen. | 

Staatöminifter Frhr. v. Berkheim: Er finde bier 
das DOberhofgericht fehr wohl geeignet, es ſey der ndms 
libe Fall mit diefem Gerichte, wenn der Fiskus bey dem⸗ 
felben Recht nehmen müfle. Da habe es doch ſtets eind 
allgemein anerfannte Unabhängigkeit behauptet. 


Hofrath v. Rotteck: Es ift ein großer Unterfchieb 
zwifiben folchen Prozeffen des Fiskus — deren gerechte 
Entſcheidung nicht nur dem Verlangen der Gefanmtheit 
gemäß, fondern auch mit dem perfönlichen Sntereffe 
der oberften Staatödiener aanz unperflochten iff — und 
teg bier vorliegenten Fällen einer Anflage des Volkes 
genen die Negierung oder geaen Regierungsglieder. _ Die 
Kompetenz ded Gerichts it im lezten Yalle dem verföns 
lichen Intereſſe diefer Glieder zu nahe ſtehend, ald daB 
nicht bey der Befegung der Stellen einige Befangenheit 
follte gedacht, und einige Abhängigfgg de Gerichts etiva 
erzielt werdin fönnen. | | 


Staatsminifter Frhr. v. Berfheim: Es fen doch 
traurig, wenn ein ſolcher Gerichtöhof fih in ſolchen Hals 
len nicht follte felbftftändig erhalten koͤnnen, der ſich in 
allen andern Zällen fo unbefangen gezeigt babe. Ein jer 
des andere Gericht würde nicht minder bedenklich ſeyn. 
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Staatsrath Frhr. v. Zoll nhardt: Aus eben die 
ſem Grunde habe auch tie Kommiſſion unter Anerkennt⸗ 
niß des Gewichtes der uüberhaupt für einen außerordent 
lichen Gerichtöbof ſtreitenden Gruͤnde, gleichwohl per ma- 
jora für dad Oberboſgericht ſich entſchieden, weil fie von 
einem neu zu errichtenden Gerichte nit mehr Zuverfäfs 
figteit habe erwarten fünnen, als von biefem, welde 
feine Unparteylichkeit ſchon fo fehr bewährt habe. 


N 


Biötbverw, Frbr. v. Weffenberg: Der felte Ber 
ftand, das allgemeine Anfehen und die Unabhängigfeit 
unferd Oberhofgerichts jind der Kommiflion als Grunde 
son folhem Gewicht erfchienen, daß fie Die Dagegen. vor 
gebrachten Bedenken überwogen; zumal die Gormirung 
eines bejondern Gerichtshoſs mit manderley Schwierig; 
.teiten verbunden wäre, obne vielleicht nur die gleiden 
Vortheile zu fihern. Dean fann im Allgemeinen für ge 
wiß annehmen, daß das Oberhofgericht jederzeit mit auds 
gezeichnet rechtſchaffenen, rectderfahrenen und einfichtds - 
vollen Männern werde befezt fern, und die Regierung 
dürfte in der Beltellung deſſelben zum Gerichtshof für 
Faͤlle ftändifher Anklagen gegen die oberften Staats» 
beamten einen neuen Beweggrund finden, für deſſen ſtets 
wuͤedige Beſezung beforgt zu ſeyn Uebrigens ift ed aud 
ein beruhigender und erhebender Gedanfe für jeden Staats⸗ 
bürger und Unterthan, daß der naͤmliche Gerichtshof, defs 
fen Richteramt ihre Köchiten Lebensguͤter anvertraut find, 
auch über die Anklaſſen gegen die oberften Staatsbeamten.. 
wegen Verlegung der Berfaffung aburtheife. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Er ſeye auch gen 
gen den Vorſchlag, einen neuen Gerichtshof aus der 
Mitte der Kammer und Regierung zu waͤhlen. Wenn 
gleich ſpaͤter bemerkt worden ſey, daß ſolche Kammerglie⸗ 


— 
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der nicht mitvotiren dürfen; fo hätten fie Doch ſchon durch 


‚ihre Anmefenbeit Bey den Verhandlungen Einfluß, und 


Gelegenheit, auf die übrigen Mitglieder zu wirken; dage⸗ 
gen. ſey Das vorgefchlagene Dberhofgeriht die unabhäns 
gigfte Stelle, welche man. fich denken könne. Die nad 
des Hrn, geb. Hofraths Zachariaͤ Borfchlag zu errichtende 
Stelle, welche größtentheild aus einzelnen, aus andern 
Stellen herausgezogenen Perfonen beftehen folle, ſey ims 
mer noch abhängiger, als eine bereits beftehende, weil 
doch Männer dazu gezogen werden ſollen — SHofgerichtds 
glieder, Profeſſoren ꝛc., welche, von der Regierung wenigs 
ſtens fo abhängig find, als die Glieder des Dberhofges 
richts, das feine Unabhängigfeit als eine ‚bereits beſte⸗ 
hende Stelle auch ferner behaupten werde. 


Reg. Komm. Staatsrath Reinhard: Die neu zu 
errichtende Stelle werde immer mehr oder weniger das 
Gepraͤge einer Spezial-Kommiſſion tragen, und ſich ſchwer⸗ 
lich des Zutrauens erfreuen koͤnnen, das ein vorher, 
zum allgemeinen Staatsz weck, und ohne Nebenblick 
auf ſpezielle Bälle errichteter Gerichtshof erwarten 
koͤnne. 

Staatsrath Frhr.v. Zyllnhardt: Wir haben nad 
unſerer Verfaſſung feine gebohrne Richter, durch dies 
fen Vorſchlag wurden uns welche „gegeben. 


Seh. Hofrat Zacharid: Bisher habe man nur 
von der Parteylichkeit oder Usparteylichkeit geſprochen, 
aber er habe dieſe bey ſeinem Antrag nicht im Auge ges 
habt; er erfenne und verehre bie allgemein gepriefene Uns 
parteplichfeit unferd Oberhofgerichts, aber er fordere für 
Klagen von fo außerorbentliher Natur und Wichtigkeit, 
auch ein durch ganz außerordentliche Feyerlichkeit, Vuͤrde 
und Glanz imponirendes Gericht. 
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Staatöminifter Frhr. 9. Berfheim: Eben aus dem 
Srund, um Parteylidleit zu vermeiden, und den Schein 
zu entfernen, daß Klaͤget auch Nichter fepen, muͤſſe er 
bemerken, daß die Kammerglieder, welde zugfeich aud 
Mitgliever des Oberbofgerichts find, fi entweder ald ev 
Kere, oder als leztere, des Stimmens enthalteri müßten, 


Geh. Hofrach Zachariä: Wegen des Zweifel, 
wo ein foldyes Mitglied zu ftimmen babe, ob in der 
Kommer , oder bey dem Oberhofgericht, muͤſſe er .bemer: 
Ten, daß er für die Abſtimmung bey Iezterer Stelle nict 
flimmen fünne, weil dies vem Beklagten weniger günflig 
ſey. 

Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Er finde dieſe 
Bemerkung ganz rictig, cd müffe ein ſolches Glied ent 
weder in der Rammer, oder bey den Dberhofgerichte, tes 
Votirens fih enthalten; hierdurch werde aber die Zahl 
der Stimmen vermindert, was vielleicht dem Beklagten 
noch ungünftiger ſeyn mwürbe. 


Auf die von dem. hohen Praͤſidium geftellte Frage: 


Sol das Oberhofgericht ald richtende Behörke 
erflärt werden ? 


ſtimmten ſaͤmmtliche Mitglieder, mit Ausnahme von 4, 
bejiabend. 


| Aus Anlaß der weiter geftellten Frage: 


Ob der von dem Hrn. Staatdminifter Erben. 
v. Berkheim vorgefchlagene Zufaz wegen Geffi:- 
rung ded Stimmrecht für die einer Kamnter 
und dem Oberhofgericht angehörigen Mitglieder 
angenommen werden folle ? 


— 
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‚ bemerkte der geh. Hofrath Zachariä; daß eine deutliche 
Beftim! mung ins Geſez aufgenommen werden muͤſſe, wo 
jene Mitglieder nicht ſtimmen duͤrften, und ſolches meynte 
er, muͤſſe dad Oberhofgericht ſeyn— 


Staatsrath Frhr. Tuͤrkheim: Es koͤnnte aber 
dieſes Gericht dadurch einer zu großen Zahl feiner Mitglies 
der beraubt werden, 

Staatöminifter Freyherr v. Berkheim: Für jeden 
Fall müßten — wenigftend wenn Beklagter oder Kläger 
ed verlangten, Erfagmänner beſtimmt werden, wozu 
fi vielleicht Die aͤlteſten Hofgerichtsraͤthe des Landes eig⸗ 
neten. 

Die Kammer beſchloß nach mehrſeitiger Beleudtung, 
daß fuͤr ſalchen Fall die dem Dienſt nach aͤlteſten Hofge⸗ 
richtsräthe des Landes in die Stelle der Nichtſtim⸗ 
menden Oberhofgerichtsraͤthe eintreten ſollten. 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Man komme 
nun auf den Punkt der Berufung. Die Kommiſſion bes 
fhränfe fie nur auf Reftitution, wenn nova vorgebracht 
werden, und verweigere die Revifion. 

Meg. Komm. Staatdrath Reinhard: Er finde es 
den Rechtsbegriffen widerſtreitend, daß in einer Sache von 
ſo hoher Wichtigkeit ohne zweyte Rekursinſtanz ſollte ab» 
geſprochen werden; es wuͤrde doch gewiß zur Beruhigung 
des Angeklagten dienen, wenn er wiſſe, daß er ſich einer 
weitern Inſtanz zu erfreuen habe, wenn das Urtheil gegen 
ihn ausfallen ſollte; er glaube alfo, daß eine Revifion 
Statt haben fol; 

Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Wenn ich auch 
ganz geneigt waͤre, dem Angeklagten das Rechtsmittel der 
Reviſion zu goͤnnen, ſo iſt mir doch keine Art von Bildung 
einer Reviſionsinſtanz bekannt, wodurch ihr Zweck wirklich 


a ô J 
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erreicht, und nicht wirhtigere Anſtaͤnde berbengefürhrt würden 
Wird die Revifion dom Plenum eingeraͤumt, fo wird fehmerlid 
etwas erzielt. Eine Sektion über ia6 größere Gericht zu ſezen. 
ſcheint noch Bedenklicher, jo wır auch Die Bildung eines eigenen 
Reviſionſshofs, der did oberfte Guftizfteße reformiren konn 
te. Der vorliegende Aal gehört aber meines Erachtens, 
wegen feinen aufferordentfichen Umſtaͤnden, zu jenen, bi 
für inappellabel zu erfennen find. Fürs Erſte laäßt es fih 
vernuͤnftiger Weiſe nicht denken, daß eine Anklage ohne die 
wichtigſten Inzichten werde erhoben werden. Sodann wird 
die Sache von den Kammern in Kommiſſionen und im 
Plenum vielſeitig eroͤrtert, und nach dieſer Verhandlung 
muR erſt die Beſtimmung der Mehrheit beyder Kammern 
erſelaen, bevor nur die Anklage Statt finden kann. Ends 
lid gelangt fie vor die oberſte Zuftigftelle des Landes, web 
die gew:ß ın einer fo widtigen und Öffentliden Sache nur 
mit der gründlichiten Umſicht und Prüfung zu Werke gehen 
wird. 





Reg. Komm, Staatörath Reinhard: Wlan Fönnte 
wohl vie Beitimmung bierüber dem noch über die Proc 
Dur gu gebenden Geſez überlaffen. Uebrigens habe man 
wohl au bey einem und dem naͤmlichen Gericht die Revi— 
fion ertaubt. Es werde dabey eben ein andere reReffe—⸗ 
rent crnannt, der dann die Sache wieder von cinem neuen 
Standpunkt beleuchten fönne, 


Etaatöminifter Frhr, v. Berkheim: ine Revi, 
fion wäre wohl fehr zu wuͤnſchen, denn der Angeffagie, 
wenn ihm auch nur ein Verweis zuerfannt werde, müffe 
fih auf feinem Standpunfte fo gefräntt fühlen, daß er 
feine Stelle nidt mehr behalten koͤnne. Vielleicht würde 
‚ur Revifionsinftenz ein collegium mixtum ſich eignen. 
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| Staatsrath Frhr. 0. Baden: Die Kommiſſion er⸗ 
kannte, daß, wenn zwey Inſtanzen wären, auch noch 
eine dritte Statt finden müßte, darum verwarf fie auch 
jene. 


Reg. Komm. Staatsrath Reinhard: In diefer Sarhe 
ſey jeder Schein vonHaͤrte möglichit zu vermeiden, und dieß ſey 
doch gewiß hart, wenn in einer fo unendlich wichtigen Sache, . 
wo boch leicht verſchiedenartige Anſichten Statt finden koͤn⸗ 
nen, tem Angeklagten nicht einmal die Hoffnung gelaſſen 
wurde, in der Revifion eine günftigere Entſcheidung zu 
erhalten. Wenn das Mittel der Kevifion bey einem und 
dem nämlichen Gerichtöhofe angebracht, nicht leicht von 
Wirkſamleit ſey, fo werde dieß doch von Zeit zu Zeit ber 
Hall fepn, da die Erfahrung lehre, wie viel oft Darauf ans 
komme, einen Gegenftand von einer neuen Seite zu deleuch⸗ 
ten, oder überhaupt die Sache mit einem erhöhten Grade 
von Klarheit, Boliitändigfeit und Scharffinn, wozu der 
Bellagte vielleicht ımmittelft die.Fafta gefunden babe, dem 
Richteramte darzuftellen, ‚Warum man ders Beffagten ein 
Vertheidigungsmittel nehmen wolle, das, wo es ihm nicht 
nuͤze, doc) niemals ſchaͤdlich ſeyn könne? 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Löͤwenftein— 
Wertheim erklaͤren Sich mit dieſer Auſicht einver⸗ 
Beuden. 


Geh. Hofrath 3a chari id: Die Sache habe gar man⸗ 
cherley Seiten und Schwierigkeiten, und es ſey ſehr wuͤn⸗ 
ſchenswerth, daruͤber Maͤnner vom Sach zu bören; er 
glaube aber, daß, da noch ein Gefez Über die Procedur 

nachfolgen ſoll, die Beſtimmung uͤber die Reviſion demſel⸗ 
‚ben möge vorbehalben bleiben, . | 


Die Staatörätbe Frörn. v. Tuͤrkheim und v. 
Zybluhardt, und der Hofrath v. Rotted erflärten 


\ 
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ſich gegen dieſe Verfchichung , weil es fih bier um eine 
febr wefentlihe Beſtimmung bandle, die man nicht zur 
bloßen Procedur zählen könne. 


Meg. Komm. Staatsrath Reinhard: Gerade weil 
die Sache, wenn fie zur Anflage fommt, einen Cyklus von 
Defchwerden veranlafie,, in benden Kammern ſchon vorläm 
fig viel Kraͤnkendes gegen den Angeflagten gefchebe, weil 
die Feinde deffelben belichige Zeit zum Angriff hätten, dem 
Angellagten aber nur eine beftimmte Frift zur Vertheidi⸗ 
gung werbe zugemefien werden u. f. w., feine Lage alfe 
vielfab ungünftig ſey, müffe man ihn wenigftens burd 
Auffiellung mehrerer Infanzen fchonen. 

Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt wuͤnſcht, daß 
nunmehr die Abſtimmung Statt finde, 


Hofrath v. Notted: Er muͤſſe hier noch kurz bemers 
ten: es fen doch vorauszuſezen, baß die Kammern nicht ganz 
aus leidenfchaftlihen Männern beftehen, daß fie in einer 
fo wichtigen Sache, melde, wenn leichtſinnig unternom⸗ 
men, fehr nachtheilig auf fie felbft, zumal in der Öffentlichen 
Meynung zurüdwirken koͤnne — mit ernfter Ueberlegung 
und forgfamer Prüfung verfahren werde. Es werde doch 
wohl — und follten nod fo viele Feinde gegen einen Mis 
nifter aufftehen — auch eine Oppofition in den Kammern 
ſeyn, welche zu feinen Gunſten fpräde. Hierdurch ent 
ſtehe allerdingd fhon in beyden Kanımern eine Art 
von Inftanzen, weil feyerliche Unterfuchung. Wenn 
man nun nad bereits wiederholter forgfältiger Verbands 
lung erfi noch einen vervielfäitigten Inftanzenzug ben dem 
eigentlihen Gericht zufiege, ſo koͤnnte dieſes in Anfehung 
der Zuverläßigfeit der Intfobeidung nicht anders als über— 
fuͤſſig, oder bedenklich, in Anſehung der dadurch bewirkten 
Verzoͤgerung aber nicht anders aßs hoͤchſt nachtheilig 
und gefaͤhrlich erfcheinen. 
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Geh. Hofrath Zachariä: Diefer Anficht muͤſſe er 
vollkommen beyſtimmen, mit dem Bemerken, daß es ſehr be⸗ 
denklich ſey, Prozeſſe dieſer Art zu vevfängern. re 


Reg. Komm. Staatörathb Reinhard: Er glaube, 
daß diefe Wohlthat dem Bellagten ſchon nad den Gefezen 
ter Humanität belafjen werden follte; man muͤſſe hier nur 
immer die Verhältniffe eines Angeflagten ins Auge faſſen, 
und wie wichtig für ihn fey, daß fein Weg, feine Bere . 
theidigung geltend zu maden, ihm verfihloffen werde. 5 


Hofrath v. Rotteck: Nach der Natur der Dinge 
— ob aud frühere Uebungen was anders mit fih braͤch⸗ 
ten — ſey eine Revifton bey damfelben Geriht, wo» 
fern mwenigftens die Formen der Brocedur, die Reife der 
Erwägung, und daß felbfteigene Urtheil der Stimmen, 
den verbürgten, was doc gewiß hier der Fall ſeyn würde, 
den NRechtbegriffen zuwider, koͤnne wenigftend ohne Verle⸗ 
sung des Anftandes und der Würde zu feinen Refultate 
führen. Wie könne denn diefelbe Stelle, welcde geftern 
nah forgfältiger Erwägung und unter den feyerlichften 
Formen ein Urtheil gegeben hat, heute wieder ein anderes 
fällen, und dadurch‘ geftehen: wir haben und von dem ge⸗ 
ftrigen Referenten unrichtig‘, von dem heutigen aber. eineß. 
Beſſern belehren laſſen? Wir haben alfo nicht mit eigenem 
Augen gefehen, wir haben leichtfinnig geurtbeilt. 


Reg. Komm. Staatörath Reinhard: Diefer Sal 
ereigne fich oft, obne daß dadurch die aufgeſtellte Folge⸗ 
rung richtig werde; das Oberhofgericht koͤnne ebenfalls 
nicht als infallibel erklaͤrt werden. Es komme hier nicht 
auf die Reputation des Gerichts, ſondern auf ein gruͤndli— 
ches Recht an. 


on 
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Auf cie wreitere Remerkung, dag tie Klage Burd 
Ben? Kammizen zehe, und ſich dierdurch ſchon mehrere 3a, 
Basen Eiigen, alis sine meitere Berufungsinſtanz zidt 
mehr n.tzig fen, Hase er zu entzeznen, daß Tas, was ker 
Unterfubusg vorausgehe, nit ais Joſtan; aszjujchen fen. 
In den Rammern werce man, jchald man ih darüber vers 
einigt has, das Stoff zur Klage vorhanden iſt, die Ber 
bälsnifje ver Sache nigt weiter unterjuchen. 


Se. Durchlaucht ver Herr Fuͤrſt v. Fürftenberg: 
Die Kummern wurden auch nicht als eigentliche ns 
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ſtanzen erklaͤrt, ſondern blos die darin vorgehende ſorg⸗ 
faͤltige und genaue Erwägung bemerkt. 


Hofrath v.Rotted: Es muͤſſe ja den Kammern 
ſelbſt viel daran liegen, daß fie nur ſolche Anflagen erhe⸗ 
ben, welche ſie durchfezen koͤnnen; denn es wuͤrde ihrem 
Anſehen nicht vortheilhaft ſeyn, wenn ſie ungegruͤndete 
Klagen fuͤhren, ja ſie koͤnnten ſich noch manchen andern un⸗ 
angenehmen Folgen ausſezen. Die Aenderung des Ur⸗ 
theils betreffend, ſo moͤge ſolches allerdings der Wuͤrde un⸗ 
beſchadet Statt finden, ſobald neue Thatumſtaͤnde vorkaͤ⸗ 
men; aber da habe — ob noviter reperta — die Neftis - 
tution Statt; über ein gehörig beleuchtetes Faktum 
aber follten die Recht Sanlihten bey den Richtern heute: 
feine andern als die geftrigen ſeyn. 


Reg. Komm. Staatsrath Reinhard: Es ſprech⸗ 
ſich hier vom Anklageprozeß, der ſich von andern Prozeſſen 
nur dadurch unterſcheide, daß hier der Gegenſtand der 
Klage, noch ehe fie angebracht wird, etwas genauer bes 
ſtimmt ſeyn müffe; im übrigen verhalte er fih ganz wie 
jeder andere Prozeß, wo mehrere Inſtanzen Statt haben; 
ed dürfe alfo hier nichts befchränft und geändert werden. 
Es würden fonft- die Minifter nad andern Geſezen, als wie. 
übrigen Bürger behandelt, welchtes felbft der Konſtitution, 
als welche die Rechte aller Badner gleich haben wolle, aus 
wider laufe, 


Hofrath v. Ratte: Alle Badner, Denn. fie Mis 
nifter werden, muͤſſen ſich die nämliche Prozedur im Fall 
der Anklage gefallen laſſen. Mit diefer Gleic sheit ſey 
die Konſtitution befriedigt. 


Das hohe Praͤſidium ſtellte hierauf die Frage: 
Ob eine Reviſion Statt haben folle ? 
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Die Mehrheit entfchied verneinend. 
Die weitere Trage: 
Ob in Rüdfit der Verhandlung der Kfagfate 
in den Kamnıern der Benfas „ohne Abfürzung ber 
Formen“ follte gemacht werden? wurde von ber 
Kammer einhellig bejahet. 


Sch. Hofrath Zacharid: Ob mannidtden Grund 
fa der : Deffentlichfeit des Verfahrend annehmen wolle? 





Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Hierauf komme 
man in den folgenden Saͤzen des Kommiſſionsberichts. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Man ſey bey der 
Kommiſſion auf die Oeffentlichkeit des Verfahrens deswe⸗ 
gen nicht eingegangen, weil ſie im Allgemeinen noch nicht 
eingeführt iſt. 

Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Go vid 
Gruͤndliches für tie Oeffentlichleit der Verhandlung, be—⸗ 
fonders im vorliegenden Fall vorgebracht werden kann, 
und auch wirklich in der Kommiſſion vorgebracht und gr 
würdigt worden ift; fo hat dieſe doch in der Betrachtung, 
daß die Einführung dieſer Einrichtung in allen Gerichten 
des Landes noch fünftiger Berathung vorbebalten bleibt, 
einen Beweggrund gefunen, termalen nch nicht foͤrmlich 
darauf anzutragen, fondern vorerft nur auf. öffentliche Ber 
kanntmachung der ſaͤmmtlichen Aften. 


Hofratb v. Rotteck: Mein Wunſch war es, 
daß die. Kommiffion die Oeffentlichkeit und Muͤndlichkeit 
ves Verfahrens. begehre. Doc mag inzwiſchen — big die: 
fer Wunſch vollfemmen in Erfüllung gebt — der verord⸗ 
nete Drud aller Aften genügen. ı 
Sch. Hofrath Zacharia: Der ſchriftliche Anklage 
Prozeß führe ‚gar fehr zur Verlängerung des Prozeffed, 
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Dagegen fen der mündliche viel kürzer; auch handle es fich 
Vier von einem ganz aufferordentlihen Prozeß, bey welchem 
aar wohl auch aufferordensliched Verfahren Statt finden 


Tönne. Das mündliche Verfahren möge alfo ausnahmöweife . 
wenigſtens hier eingeführt werden, wenn es auch noch nicht 


im Allgemeinen befteht. 


Staatörath Frhr. v. Tuͤ rkheim ſtimmt der lezten 


Anficht bey. * 
Reg. Komm Staatsrath Reinhard: Er zweifle 


ſehr, ob der Angeklagte das muͤndliche Verfahren dem 


ſchriftlichen vorziehen werde. 


Hofrath v. Rotteck: Vortheile und Nachtheile 
ſeyen ja gegenſeitig gleich fuͤr die Partheyen, der klarſte 
Vortheil aber ſey für die Wahr heit und dad Recht. 


Reg. Komm. Staatsrath Reinhard: So lange 
das oͤffentliche Verfahren nicht dem Nichter und Volke zur 
Gewohnheit geworden, und ed darin Überhaupt nicht zu ei⸗ 
nem gewiflen Grad von Uebung gebracht worden fey, fo 
lange ſey auch nicht Die „unbeſchraͤnkte Oeffentlichkeit zu ra⸗ 


. then, zumal in einer fo wichtigen Angelegenheit. 1 - 


Etaatörath Frhr. v. Tuͤrkheim: Dieß fheine ihm 
fein Grund gegen die Deffentlichkeit zu ſeyn; auch die oͤf⸗ 
fentlichen Diskuſſionen in den Kammern ſeyen noch etwas 
neues und man habe ſich nun ſo ziemlich darein gefunden; 
einmal muͤſſe doch der Anfang gemacht werden. 

Hofrath v. Rotteck: Er hoffe, daß, wenn auch 
die hohe Kammer ſelbſt noch nicht beſtimmt für die 
Oeffentlichkeit und Muͤndlichkeit ſich entſchiede, gleich⸗ 
wohl die hier ausgeſprochene und ind Protokoll getragene 


Wuͤnſche und Forderungen vieler Mitglieder von derjenis _ 


gen Behörde, welche Tünftig den Geſezesvorſchlag für die 


\ 
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Prozedur machen werte, der Berüdfihtigung Ser 
dürften eradetes werden. 


Auf die hierauf von dem hohen Präfidiham \ gehe 
tene Umfrage: 


Ob nah dem RKommiffiond » Antrag ſtatt der um 
befchränften Deffentlichkeit ter Verhandlunges 
einitweilen bloß der Drud der Alten folle ver⸗ 
langt werden ? 


erflärte ‘fich die Rammer mit dem Drud der Alten einmuͤ⸗ 
tbig, mit Ausnabme einer Stimme, einverſtanden, Se 
doch mit der vielfeitig ausgefprochenen Vorausſezung, daß 
dieſes als Min imum der Oeffentlichkeit begehrt werde. 


Staatsrath Frhr. v. ZylInhardt: Der ſechste 
Hauptpunkt des Kommiſſionsberichts ſpreche von ber Be 
ſtimmung: welche Strafen und Ahndungen ſollen Statt 
finden? Er finde mit der Kommiſſion die Geldſtrafen für ' 
ungeeignet. | 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg | 
fragen: Sb unter Dienftentfezung Raflation verftanden 
werde? | 


Staatörath Frhr. v. Zyllnhardt bejaht. es. 


Bisthverm, Frhr. v. Weffenberg: Weil das Mir 
nimum der Ahndungen in bloßen Verweiſen beftebe, vers" 
gleichen in der Regel nicht als Strafen zu betrachten find, 
und fie nur aus der Nudjiht, weil ein gerichtfich ausge 
fprochener Verweis wirklich die Natur einer Strafe‘ bes 
fömmt, angenommen wurde; fo glaubte man auch ein 
Marımum für den höciten Fall von Strafbarkeit feftfes 
zen zu müffen, und diefes nur in der Dienftentfegung zu fine 

den, 
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den, die dem Verluſt ded Anſpruchs auf Penfionirung und 


weitere Anftellung noch einen diffamirenden Charakter bey⸗ 
fuͤgt. 


Das hobe Praͤſidium tteute hierauf folgende Fragen 

1) Soll die Geldſtrafe ganz aus dem Sein gelaſſen 
werden? 

Die Kammer trat dieſer Frage einftnmig bey. 

3) Sol bey dem Wort „Entlaſſung“ noch der Bey 
.faz „mit oder ohne Penfion und. Borbehalt der 
Miederankrllung "’ zugefezt werden ? 

Diefe Frage wurde ebenfalls mit 3a! beantwortet. 
Auf die dritte Frage: | 


Ob der Ausdruck „Kaſſation“ gebraucht werden: 


fol, wenn eine Dienfientfegung ohne Beyſaz 
Statt bat ? 


erklaͤrte der Staatsrath Schr. v. Tuͤrkheim: Es ſey 
die Dienſtentſezung mit dem Beyſaze „mit oder ohne Mies 

deranftellung ”’ bereits ausgefprocen, dieß begreiſe alfe 
‚ son die Kaffatıon in ſich. 


Se, Duralaupt der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſte nbergt 
Sie fdlagen ftatt Dienftentfezung das allgemeiner 
übliche Wort „Raffation” vor. 


Auf die geftellte Frage en ur die Majoritaͤt 
der Kammer für den Ausdruck „Dienftent 
fezung.” | 


Staatsratb Frbr. v. Zyllnhardt: Man komme 
nun zu dem ſiebenten Punkt des Kommiſſionsberichts, uͤber 
die Anwendung des Begnadigungsrechts. Es frage ſich 
nun: 


Protokolle der . Kammer. Ak 


‚ 690 Protokolle der Erſten Kammer. - 


— 


Ob die Kammer mit dem Kommiſſtons⸗Antrag ein 
verftanden ſey? | 

Auf die von dem hoben Präfidium gehalten 
Umfrage erklärte fih die Kammer einflimmig dafür. 

Geh. Hofratd Zachariä fehlägt noch ven Zufy 
vor: „Kein Befehl der Regierung fann die Anftellung ei 
Fortſezung der Anflage verhindern oder unterbrechen.” 

Staatsrath Frhr. v. Zylluühardt: Man fezte bio 
ſes von felbft voraus, wie auch wohl einleudytend ſey. 

Staatsrath Frhr. v. Türfheim: Er finde ba 
Beyſaz unnoͤthig aus dem angeführten Grund. 

Reg. Komm. Staatsrat Reinhard: Er fin 
biefen Zufaz bedenklich, da er für die Regierung £ränfen J 
ſey, und ein beleidigendesd Mißtrauen andeute. Er müfle 
fih daher demſelben foͤrmlich widerfezen. 

Sch. Hofrat Zacharia: Wenn von Gefezen ger 
redet werde, fo werde nit von Perfonen, fondern von 
Sachen gefproden. Wenn ſchon diefe Bedenklichkeiten eine 
aus Gründen raͤthliche gefezliche Beftimmung hindern fol 
ten; wozu dann das Gefez felbit ? 

Bisthverm. Erhr. v. Weffenberg: Der vorgefäle 
gene Zufaz verfteht fi wohl von feldft, und würde im 
Geſez nichtd weiteres fagen, ald: „Wir verfprechen,, bat 
Geſez, das wir anmit geben, auch zu halten. “ 

Hofrath v. Rotted: Durh die Aufnahme de 





‚allfeitigen — A Kammer in das Protofol , daß 
ſich der Inhalt des 
Zweck Genüge gefbehen. Das Protofoll der Verhandlun⸗ 


enfazes von felbft verſtehe, werde dem 


gen über ein Gefez werde immer als die zuverläßigfte Ers 


. Härungsquelle deſſelben betrachtet. 


Auf die gehaltene Umfrage erklärte fih Vie Kammer 


mit der Yufnahme des vom Geh. Hofratb 3Zahari& vorge 


fhlagenen Beyſazes in das Gefez nicht einverftanden „ fon» 
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dern begnuͤgte ſich mit der Aufnahme der allſeitig ausge⸗ 
ſprochenen Vorausſezung ins Protokoll. 

Nunmehr, — nach dem Abtreten des Herrn Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſaͤrs, Staatsraths Reinhard — erfolgte die 
Abſtimmung über die von dem hohen Präfivium 
geftellte allgemeine Frage: ? 

Soll das ganze Geſez, nad den bon ber Kammer 
beſchloſſenen Modifikationen angenominten werden? 
Alle Stimmen, mit Ausnahme einer einzigen, erklaͤrten 
ſich ſuͤr die Annahme. i | 
Ä — Freyherr y. Zplinharbt, 

v. Rottech. 





ı. 


Beyl age. zifer 65, 


nd .. 


7* 


Dem Hoehverehrlkehen Praͤfidium ber erften | 
| Kammer bei Staͤndeverſammlung 


haben wir die Ehre, in der Anlage die in der zweyten 
Kammer unterm 11. Auguſt d. I:, in Betreff der Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Amortiſationskaſſe gefaßten Beſchluͤſſe, fo wie das 
für die Jahre 1820. und: 1824. aufgeſtellte Budget derſelben 
Kaſſe mitzutheilen. u 

Karlsruhe, den 22. Auguſt⸗ 1820. 


Dad Praͤſidium der zwehten Kammer der. Stände | 
Berfammlung. 
Dr. Kern. 


Vdt. Dr. Duttlingen, 


. 
.. 


\ 
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fen auf die Amortifationsfaffe überwiefen, ferner fämmt: 
liche Aktiven jener Kaffe auf. die Amortiſationskaſſe uüber- 


gehen ſollen. 


Zur Bezlaubigung: 
Der Praͤſident und die Sekretairs: 


Dr. Kern. Dr. Duttlinger. 
Huͤber. 
Ziegler. 


unterbeylage 2. zu Bi 63. 





Budget der Amortifationstaffe nad) dem Veſchluß dir 


Kammer für 1820. 


Einnahme 
I. Drdentliche 


Salzregal 


Dotation; und zwar: . , 


. . 605,600 fl. 


Ertrag der Eiſenwerke circa 54,008 fl. 


— — Poſten circa 170,000 fl. 
Auf die Kreiskaſſen verwiefen 130;400 fl. 
960,000 fi 
b. Zinſen von Aftivfapitalien ee 3.00 ſ. 
Yuffer ordentliche. 


II, 


a, Dom. Kauffchillingeu. LehensAllodifikationen 220,006 ” 


‚b Borftfauffhilingsgedee . 4100, 000 fl. 


{ 
c. Einzuziehende Aftivfapitalien .. 200,000 f.. 
d. Sranzöfijge Kontribution „. .  . 635,010 {T. 
e. Domänen» und Borft= Areragen .12438600 fl. 


f. Rudftände. . 


. f . 100,000 ! 
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Transport 3,187,000 fl, 

IV. Neu zu übernehmende Paſſiva 4,666,000 fl. 

V. Fur Acquſitionen 32,000 fl. 
v1 Für Anticipationen an bie Gens 

ral-Staatsfaffe .: . 500,600 ff. 


VII. SKaffenvorrath für 1821. .e "2... 50000 fl. 
8,435,00q fl. 
. ' \ LU] 
KapitalsShulb 22% 17,668,820 fl. 
SHeimzahlungen . 0. , 2,351,000 fl. 





Sur 1. Juny 1820 ,. .  . 15,317,820 fl. 


X 


Einnahme für 1821. 


J. Ordentliche. 
a. Dotation, wit 18320. °. 2 .96o0, oo fl. 
b, Intereſſen aus Altipfapitalien ee. 22,000 fl. 
II. Auſſerordentliche. | 
a. Dom. Kauffchillinge und Allodififationen 170,000 fl. 
b. Sorftfauffhilinde =. . 200,000 fl. 
c. Cingenicbende Aftivfapitalin . _. 130,000 fl. 
d. Dom. und Forfl-Areragen . . 100,000 fl. 
e, Rüdftände ee 50,000 fl, 
11 Zufällige. Ä | 
a. Abgelaufte Penfionen 0. 6,000 fl. 
b. Heimzahlung der General⸗Staatskaſſe des 
gewöhnlichen Vorſchuſſes ſamt Zinfen . 520,000 fl. 
c. Kaſſenreſt am 1. Juny 1821. .50,000 fl. 


2,108,000 f' 


{ 


696. Protolelle ver Erſten Kammer. * 


Ausgabe. 

J. Adminiſtrationſs⸗Koſten 
II. Raritaizieie 

UI Kaoita Audpablungen. 

a. beitimmte . . . 3ı2 000 fl. 


0 6 30 000 
. . . 810,000 








b. unbefimmte . . 400.720 fl. 
è 712,720 
IV. Snterefie-Vergütung an die Staatskaſſe: 
a. von Dom. und Ferſtkaufſchiling a 38 
aut 288.000 fl. . . 8,640 fl. 
b. von Atın lapitalien a +5 aus 
166,000 fl. . 6,640 fl. 
15 ‚280 
V. Vorſchuß an bie Etaatdfafle 0. 500,000 
VL SKaffenvorrath für 1822. . .  .- 50,000 
3,1208,000 
Schuldenſtand am ı. Juni 1821. 15, 317, 820 fl. 
Rüdgeblungen . . . 713,720 fl. 
Am x. Juny 1822.. 14, 605, 100 ft. 
e 
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Dem hochverehrlichen, Praͤſidium der erften 
Kammer der Ständeverfammlung 


haben wir die Ehre, in den Anlagen folgende, in ver 
zweyten Kammer gefaßten Befchlüffe in Protokoll Auszuͤ⸗ 


gen, dad Budget vom Jahr 1820. und 1821. betreffend, 


zur weifern Berathung mitzutbeilen : 


1. Auszug des Protokolls der geheimen Sizung vom 


27. July d. J. 
3, desgleichen vom 14. und 16. Auguſt d. J. 
3. — — —- 11% 


4. — — 48. 


und zugleich auch die Akten in Betreff der von Sr. Koͤ⸗ 


niglichen Hoheit nachtraͤglich in die Ausgabs⸗-Poſitionen 
des Budgets aufgenommenen 35,000 fl. zur Unterſtuͤzung 


der Univerfität Freyburg und der Squilehrer mit ame , 


fchließen. 
Karlsruhe den 22. Auguſt 1820. 


Der Praͤſident der zweyten Kammer der Stände 
verſammlung. 


Dr, Kern. 
Vdt. Dr. Duttlinger. 
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Unterbeylage ı. zu Ziffer 69. 





& 9* 
Auszug des Protokolls der zweyten Kammer vom 
279 July 1820. (geheime Sizung). 


Durch Stimmeneinbelligkeit wurde ter Vorſchlag de 
Praͤſidenten in Betreff der Ausgaben des Finanz » Etati 
für das Jahr 1820. und 1821. dahin genehmigt: - 
die Kammer fey damit einverftanden,, daß 
ı) In dem vorgelegten Budget an dem verlang. 
ten Kond für das Rechnungs-Jahr 1820, * 
9.469,000 fl. 
für dad Rechnungs Jahr 1821. 9.472.000 fl. 
jährlich 250,000 fl. in Abzug zu bringen, und folglich als 
Gond zur Bevedung des Staatsbedarfs anzumeifen ſey: 
‘ pro 1820, ⸗ 9,219,000 fl. 
— 14821. ⸗ 9,222,000 fl, 


3) Unter die Unbgabd » Pofitionen beyder Mehr 
nungs » Tahre fenen dermalen noch aufzunehmen jene 
35,000 fl., melde bey der, Rubrik ded Kultus für die 
Univerſitaͤt Freyburg und zur Unterflügung der Sul, 
lehrer im vorigen Sahr einhellig in Antrag gebracht wor» 
den; biefe 35,000 fl. fangen vom ı. Juny 1820. zu lau⸗ 
fen an. 

3) Abſtrahire die Kammer von denen in ben 
Special » Berichten der Budgets , Kommiffien angetra- 
genen, und im General-Ausgab8s Bericht jufammengeftell, 
ten Moderationen und Streichungen. 

Diefe nur für Die gedachten zwey Rechnungs s Zah: e 
geltende Ausgleihung fol in feiner Hinſicht für die Zus 
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kunft präjudiciren, und das vorgelegte Budget dadurch 
weder im Ganzen, noch in ſeinen einzelnen Poſiti tionen 
anerkannt werden. 


4) Ueber jene 250,000 f., welde an ben — 
chen Fonds, daher von den Budgets⸗Einnahmen ab⸗ 
gezogen werden, ſteht der Kammer die naͤhere Beſtim⸗ 
mung zu, und fo ihr überlaffen bleiben , welche einzelne 
Einnahmspoſten ganz oder. zum Theil aufhören follen. 
Sin jedem Falle fenen hiezu ſchon vorfäufig die Lotterie 
und kleine Accife beftimmt. 

5) Der hoben Regierung fen anheimzuftellen, an 
welchen Ausgabs , Pofitionen die nöthige Erfparung von 
485,000 fl. gemacht werden wollen. Pur bey dem 
Aufwand für befondere Staats » Anftalten und öffent 
Iihe Arbeiten und bey den Pofitionen für Schulden⸗ 
tilgungen und Entſchaͤdigungen dürfe Feine andere Her 
abfezung Statt haben, ald in Betreff der. Adminiftres 
tions »Poften, 

6) Nah obigen Borausfezungen verſtehe es ſich 
von ſelbſt, daß bis zum naͤchſten Landtag ein neues, 
nicht mehr auf bloße Etats, ſondern auf wirkliche 
Rechnungen gegruͤndetes Budget der Kammer vorge⸗ 
legt werden muͤſſe. 


Zur Beurfundung : 
| Der Präfivent und die Sefretäre 


Dr. $ern. Dr. Duttlinger, 
Huber, 
Ziegler. 


„eo " Yertslsle ter Erin Sammer. 


> 


Untecbenylage 2. za Ziffer &q 





Aauszug des Protokels ter zweyten Reuımer vom 
14. und ı6. Auguſt 1820. 


Nach Der heute fortgeſezten Diskuſſien über bie Eis 
nahmen wurde tbeils durch Stimmeneinhelligkeit, heile 
durch groie Stimmenmehrheit beſchloſſen, daß 
1) die Einnahmspoſitisn umter Rro.L 2. 2 — e 

mit 3,6c3,000 fl. 
in dem Aimang-Erat zu belafen ſey, vorbehaltlich 
Ber B:rmentang jener dis poribeln 25a,00c I. 
3) Die Poſitien I. 2. außererdentlche Zppanages, 
Deioleungs » und Penſions⸗Stener per 
150,000 fl. 
3, Die Poſition Rro. 3. a und b, mit 
83,000 fi. 


fodann 
4; Pofltion 4. a. und h. mit 
48,000 fl. 
in dem Finanz⸗Etat fichen bleiben fol. 
5) Lad bey Pofition II. ı. von Accis. Sefaͤſen per 
1,259,000 fl. 
in dem Finanz⸗Etat fichen bleiben fellen re baden 
aber der Wunſch im Protofoß niederzufegen ſey, 
daß fünftighin: 


a) in Hinfiht des Wein-Konſumtions⸗Acciſes Die Faſ⸗ 
fionen dem Geweindsrath und Ausſchuß zur Pruͤ⸗ 
fung übergeben werden ſollten; 
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b) daß in Hinſicht des Bier⸗Acciſes die Erhebungsart 
dahin geändert werden möchte, daß die Accife nicht 


von dem Malz, fondern von dem Sutte jedesmal 
erhoben werde; daß 


c) der Schlacht⸗Accis Fünftighin vom Stud Sasgen 
werden möchte, | 


Zur Beglaubigung‘: 
Der Präfivent und die Sekretaͤre 


1 Dr. Kern. Dr. Duttlingeer, 
| | Huͤber, 
Ziegler 


Unte ch ey l 0.9.8.3. zu Ziffer 69. - 





Auszug des Protokolls der zweyten Kammer vom 
17. Auguſt 1820, 


Nach beendigter Diskuſſion uͤber die heute ſortge 
ſezte Berathung in Betreff der Budgets⸗Einnahmen, wurde 
durch Stimmeneinhelligkeit befhloffen, daß 


2) bie Eimapmepofition II, 2. Boligefälte incl, Rhein, 
Dctroi mit 4 
672,000 
bepzubehalten ſey. 
3) Debgleihen die Pofttion Nro, 3, , Shauffer,erb mit 


70,000 fl, 


—X eotekele der Eten Pamer. 


wrarerzenalü uger zu äifr a 
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ten 23.00 RB. verwenset werten jeder. 


3, sad folgende fleinen Acije geſtrichen mern 





follen : ., 
a) Tabaka⸗Acciſe ⸗ ⸗ s 26 500 L 
b) Let: cciie > ⸗ ⸗ P) 26,000 — 
17) Brenb otz⸗ Acciſe ⸗ ⸗ I, ‚ao — 
forann ta: ſchon erwähnte Sal 
peiers Kiez 5 5 200 — 
91 bu ü 


+) Daß 13,200 fl. für den Ausfall, welder en:g 
Ummandlung von Brarntwein-Acc.ſe in eim Keiſelgen 
entehen wird, verwendet werten foL:n. 

5) Daß fomit die dieponiblen 250,000 fl. in folgen 
den Doften ebzufälagen jenen: 


a) Lotterie ⸗ ⸗ ⸗ 25.000 fl. 
b) direfte Steuer 5 ⸗ ⸗ 220,000 — 
) SBalptr oo 2.000 — 
d) Del» Accis ⸗ ⸗ ⸗ 26, 000 — 
e) Tabak ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 26.Boo — 
ft) Sol » ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ B-ooo — 
8) Branntwein a er 13,200 — 
Zur Beglaubigung : Summa 250,000 fi, 
Der Präfident und die Sefretäre 
Dr. Kern, Dr. Zustlinger, 
Hüber, 


Ziegler. 
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Zwanzigſte Sizung 
Kaueruhe den 26. Auguft 1820. 





Gegenwärtig: 


Ge, Hoheit ‚dr Präfident und alle Biöher eföfenenen 
Mitglieder, mit Ausnahme: | 


Sr. Hoheit des Herrn Markgrafen Leopol d, des 
Herrn Staatsminiſters Freyherrn v. 8 erf titt, ves 
Herrn Generals Freyherrn v. Geuſau, des 

Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner, des | 
Herrn Staatsraths Freyherrn v. Tuͤrkhei m, und des | 


Freyherrn v. Falkenſtein. 


Weiter anweſend: v“ 
Der Herr Regierungs-Rommiffkr, geh. kriegerath Reich 


) 


- . . E . - 
— Mn; 
Protokolle der 1. Kammer, 48 


\ 


ri u. .,% 1m —fer fan. 








> !ıe T-i 2. ı8 re DE 2SE Ber jur 
San m. ramenz Urtriurer am, unmi: 


. 27 re Ir ;wercez 
6. ee te Goal 
Bır. zn 4 3 FSoassirrter er Ten: 

Eer.ze: fer ma Irierrierizge 5a I 


: euer Beigürf Im ;mocr Sams zer D 
1273 2m misst. 


Err.es: ST” -_ za Ir: 17 1 _z5r se ie» 


3 «re Bc: or 3 Sma Trrer ws ana E 


Tinten ppr Semiyung Ber Enzmih 
srLs er rule ee: 0. 


&=e2.:7: Stm -ı ım Irt:Ior.zge a Sen 


. mir mi Zeter ze em 
meahm'niz Dr Iemmg wer Serra 
per 2m immer Seirriecumg Yeoıjen; 


Seyr_ice Irı:ıer.zge ar Ir 


D. Sınrmır .  ım. gie zum To 


s-rı 3 zo Dremuz 


ne 2 


. were oa ve enend- Zorn zu 


Stun: Irwari ung nemekz 
Serauf si 2 ao Bitumieemese Kalt 
2 I: :.:25 8 me Froitm 


m+ a Fe Img Safety 
Zr Sur man” gmmmgr zur. 


T:r.ıze Ic m 


Zwanzigſte Sizung vom 26. Auguſt. 707 


Der gemaͤß der juͤngſten Beſchluͤſſe neu redigirte Ge⸗ 
ſezesentwurf, die Verantwortlichkeit der oberſten Staats⸗ 
diener betreffend, wurde verleſen, und mit einigen ſo⸗ 
gleich vorgenommenen Berichtigungen genehmigt. Nur 
gab der geb. Hofrath Zacharid die Bemerkung zum 
Protofol, daß die Faſſung des $. 9. zwar allerdings mit 
dem im Kommiffionsbericht enthaltenen Vorſchlag überein, 
ftinme, hingegen von feinem Antrage weſentlich abweiche, 

Bepylage Ziffer 75, 

Hierauf begann die Diskuſſion uber den Gefezedents 
wurf, die Abfchaffung der Vermögens, Kom 
fistationen betreffend, 

Der Herr Reg. Komm. geh, Kriegsrath Reich, 
ſprach vorerft wie folgt: 

Nah dem $. ı2, der Kriegs⸗ Artilel wurde die erſte 

Deſertion bey einem Unteroffizier ‚mit Degrabation und 
achttaͤgigem ſcherem Arreſt, zwehmal abwechſelnd ſechs 
Stunden’ frumm geſchloſſen, bey einem Gemeinen mit 
. jwölftägigem gleichem Arreft, und dreymal fechd Stunden 
trumm gefchloflen, biöher beftraft. Die zweyte Defertion, 
Die nur beym Gemeinen eintreten kann, wird — je nad 
Beſchaffenheit der Umftände mit zwey⸗ bis vierjähriger 
Zuchtſtrafe unnachtſichtlich beftraft. 

Nebſt dieſen verſchiedenen Strafs@rabationen iſt auch 
das Vermoͤgen der Deſerteurs lonfiszit worden. 
| Weil die pekuniaͤre Strafe etwas bart war, fo 
mußte man die förperliche- Straf® etwas milder greifen. 
Run find aber die Vermögens - Ronfldfationen abge» 
‚Schafft, nnd die koͤrperlichen Strafen nicht gefchärft, da die 
von der Militär » Gefeggebungs » Kommilfion neu’ bearbeis 
tet werdenden Kriegds Artikel noch nicht gänzlich zu Stande 
-gelommen find. Wollte man für die abgefhaffte Vermd, 
gens⸗ Konfistatlon jest leine weitere Geldſtrafe ſubſtitui⸗ 

45. * 
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ren, fo ferinet far in die Augen, 1 dadurch bie Der 


fertion beginftige werden würde. », 5 


Da aber die Defertion ein ſchweres Verbrechen if, 
fo muß tie darauf gefezte Strafe verhaͤltnißmaͤßig un 
gerecht ſeyn. 


Wenn daher in dem vorliegenden Gefezesentwuf 
die pefuniäre Strafe in der Vorausſezung, Laß eb by 
der Förperlichen Strafe, wie oben angezeigt, noch ferne: 
fein Bewenden behält, für die Dejertion als Marimum 
auf 1200 fl., wenn dad Vermoͤgen deſſelben 2409, fl. bei 
trägt, für die Nefraftaird aber ald Marimum auf Eoo fl. 
gefezt iſt, fo ift diefe Strafe, da fie nah dem Maapftob 
ded Vermoͤgens audgemefien worden, nit nur verhält 
nißmaͤßig — fie ift aber audy gereht, und auch um bei 
willen gerecht, weil fie den Verbrecher Igreift, und ein 
Schredbild zu Verhuͤtung des treuloſc Berfaffens im 
Sahne ſeyn foll. 










Sene 50 fl., welde ein folder Verbrecher, der nur 
100 fl. Vermögen beitzt, als Strafe erlegen fol, werben 
ihm fo empfindlich füllen, ald jenem bie 1200 fl. empfind» 
ih fern werten, ter 2500 fl. und noch mehr Bermögen 
inne bat. . 

In ten Faͤllin, wo tiefe Strafe Tann angewendet 
werten, joll ter Betrgg in tie Amtskaſſe fliefen, die 
nebit tem auch noch aus dem Vermögen des Deſerteurs 
die Diontur:Entfhätigung oder Defertionsgebühr, wie fie 
dad Negierungsblatt vom Jahr 1843. Rre. 7. und $. 3, 
beſtimmt, zu erheben hat. 


Diefe Defertionegebubren find von den betreffenden 
Umtslaffen dur tie GeneralStaatölaffe, wie es disher 


J 
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geſchehen, der Kriegskaſſe zu beliefern, gleichviel, ob ber 
Deferteur Vermögen zurüdgelafien hat oder nicht. 


Vergleicht man die Strafen, welche hiernach für 
dieſſeitige Deferteurs feftgefegt werben , ‚mit den Militärs 
Strafgefezen anderer Staaten, fo wird ‚man bie lebendige 
Ueberzeugung erbalten, daß ſolche nicht nur human, ſor⸗ 
dern fogar mild find, und ich erlaube mir nochmals die 

"Bemerkung, daß man bie Defertion oder die Treuloſigkeit 
nicht genug verpinen, und die Treue nicht genug beloh⸗ 
nen koͤnne. 


Der Hofrath v. Rotteck verlas fodann den ur 
ſpruͤnglichen Gefegesentwurf, und trug bey den betreffen- 
den Stellen fogleih bie Zufäze und Abänderungen vor, 
‚welche thelld auß Ken nachtraͤglich gegebenen beypflichtens 
‚ben Erklärungen Einer hoben. Regierungs + Rommilfion, 
theils aus den in beyden Kommiſſi ontberichten enthaltenen 
weitern Vorſchlaͤgen hervorgiengen. Da keine allgemeine 
Erinnerungen gemacht wurden, ſo gieng man ſogleich zu 
den einzelnen Punkten uͤber; und zwar fragte zuerſt der 


Generalmajor Frhr. v. Freyſtett: Ob von dem 
Vermoͤgen der Deſerteurs zuerſt die Deſertionsgebuͤhr und 
dann erſt das Strafgeld abgezogen werden ſoll, oder um⸗ 
elehtt zuerſt die Strafe und dann die Deſertionsgebuͤhr? 


Hofrath v. Rotteck: Ganz gewiß das erſte. 
Denn die Deſertionsgebuühr — als Erſaz der Montur ꝛc. 

— iſt eine reine Schuld; und Lermoͤgen (ft nur, was 
nach Abzug der Schulden noch eruͤbrigt. 


Staatsrath Frhr. v. Baden zeigt in Beyſpielen die 
verſchiedenen Wirkungen einer oder der andern Berech⸗ 
nungsart, und verlangt daher die ausdruͤckliche Beſtim⸗ 


y 
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mung in der Geſezesfaſſung, welches affeitig genehmigt 
ward. 


Der Generallieutenant v. Schäffer detalllirte hier 
auf die ver Berechnung der EntfpäbigungsgeBüßr sum 
Grunde liegenden Berpältniffe, fo wie den Unterfgie 
'dieſer Gebühr von dem Strafgeld. 


Auch verlad der geb, Kriegdratb Reich den Tarif 
der Defertionsgebühren nach den verſchiedenen Faͤllen und 
Waffengattungen. Die Kammer überzeugte ſich von der 
Mäpigkeit der Anſaͤze. 

Man gieng nun zur Geldftrafe über, und es erllär, 
ven dabey 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. eöbenfiein | 
Wertheim: Sie würden es für welt billiger halten, 
wenn der Adzug nach Prozenten und nicht nach Summen 
beſtimmt würde, 


Hofrath v. Rotteck: Died gefhehe auch wirklich, 
nur mit der Befchränfung, daß wenn bep dem Deferteur 
der Vermoͤgensbetrag 2400 fl. und bey dem Refraktair 
4600 fl. überfteige, alsdann gleichwohl die Straffumnie 
nicht weiter erhöht werde. ° Es werde nämlich bis gu 
'2400 fl. und 1600 fl. immer die Hälfte, alfo‘ So pEt, 
abgezogen, aber die höchfte Strafe ben dem Deferteur ſey 
1200 fl. und bey dem Refraftair Son fl. 


Se. Mirchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Lͤwenſtein— 
Wertheim: Gerade aber hierdurch werde der Reichere, 
welcher über 2400 fl, und 1600 fl. befize, begürftiget. 


Generallieutenant v. Schäffer: Gerade aber der 
Reichere defertire felten oder nie, da einmal deren Zahl 
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überhaupt gegen bie übrigen gering ift, und der Vermoͤg⸗ 
[ichere licher einen Mann einftellt; im Allgemeinen muͤſſe 
man aber annehmen, daß dad einem Soldaten, bereits 
eigenthuͤmich angefallene Vermoͤgen mit jeltener Aus— 
nahme, fehr gering fen, weil in dem Alter von 19 — 235 
Jahren, das gewoͤhnlich das Alter der Soldaten ift, meı- 
ftens die Eltern noch leben, und fomit noch dieſe in- dem 
Beſiz des Vermoͤgens ſich befinden. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Löwenſ tein⸗ 
Wertheim: Sie glauben aber, daß dem Refraktair vor 
dem Deferteur eine mildere Behandlung zu Theil werden 
ſollte, da dieſer noch nicht den Fahneneid geſchworen habe, 
auch noch keine Montur und Armatur zu vertragen in 
der Rage fey; Gie hielten es beömegen für angemeſſen, 
wenn ber Refraktair nur bie Hälfte der Strafe zahle, 
welche der Deferteug erlegen müfle. 


% 

Generallieutenant v. Schäffer: Man habe bey ber 
Strafbeftimmung das Vergehen der Refraftion aus tem 
Geſichtspunkt betrachtet, daß für den Refraktair ein ans 
derer eintreten müfle, der nach feinem gezogenen Loos 
eigentlich frey geblieben wäre; in fofern ſchon ſey alfo die 
Kefraftion Tein geringes Vergehen, denn es werbe ba> 
durch ein Anderer dazu durch das Loos nicht Verbundener 
in die Nothwendigkeit geſezt, die ſchwerſte Unterthanen⸗ 

pflicht fuͤr einen Unwuͤrdigen zu uͤbernehmen, und ſich 
vielleicht allen Swapazen und Gefahren des Kriegs, ja 
dem Tod auszufezen; es werde alfo hierdurch eine ab» 
ſchrecende Strafe doppelt nothwendig, und deswegen 
babe man fie auf 5 der hoͤchſten Strafe des Deſerteurs 
geſezt. 

Praͤlat Hebel: Wenn aber das Vermoͤgen unter 
1a6oo fl. betrage, ſo zahle doch der Refraktau eine der 
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Strafe des Deſerteurs canz gleibe Errafe, zinbbn Kr 
mer d.e Haälite ſeines Vermözent; dieſes fen deo 


Generalmajer Fror. v. Freyſtedt?: Man wi 
Daher ader auc bedenten, das tie Refrakten Dep wein 
birfiıer, ets tie Deſertien, Statt ĩade, und ale mi 
wi:tiime Ekiareluns nöthig jen. 


ist Sebel: Er mul: dernoch Bitten, u > 
[auf ter DistcSũten Mirranf au'werlism je Vepn. te ae 
Krrmere bier wit en:onbarer Ußngunit gegen Ben Reigen 
tedardert werden ſebe. 
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— riegs dienſt, und in fo fern er Bürger bes Staats 
”zaı fenn oder zu bleiben begehrt, fondern auch zum 
5 o0ldatenftand, wofern der Staat Ihn dazu beruft, 
echtli verbunden ift; wenn es ferner wahr ift, daß eine, 
Shne freyen Entſchluß, rein zwangsweis uͤbernommene 
: pezielle Verpflichtung fo feft bindend, ald eitte 
"Fregreingegangene, wahrhaft Eontraftmägige Verpflichtung 
& ft: dann ift gegen unfere Deferteurgd und Refraktairs jede 
Strenge gerechtfertigt. Dam iſt — weil dad Verbrechen 
zrach feiner Natur — weil Pibſt fchon in Entfernung 
a Weftehend — die Anwendung der perfönlichen Strafe 
En den gewoͤhnlichen Faͤllen nicht zulaͤßt, die Vermoͤ⸗ 
gensftrafe gerecht, und ed würde zweckmaͤßig fepn, 
=" die Konfiskation — follte fie auch für alle andere 
2 Faͤlle abgefchafft werden in Rudjiht der Deferteurd und 
m Stefraftairs fortbefteben zu laffen: doch auch hier mit der 
E Befchränfung, dag im Ball der Heimkehr oder der Ertap⸗ 
w pung die ordentliche oder perſoͤnliche Strafe an die Stelle 
e ber Konfiskation trete, demnach das ſchon konfidzirte Vers 
"mögen in folhen Faͤllen wieder zurüdgegeben werde. 


Zwentend: Wenn ferner der Soldat, oder der 
Milizpflichtige, nicht nur dem Staat dergeſtalt natuͤr⸗ 
lich leibeigen, ſondern auch demjenigen Mitbuͤrger oder 
Mitunterthan, welden, auf den Fall feines Ausreiſ⸗ 
fend, der Staat in feine Stelle ruft, zum Erfaz oder 
zur Schadloßhaltung für den ihm hierdurch zugehenden 

Nachtheil verbunden iſt: wenn alfo 3. B. unter mehrern 
folidarifch verpflichteten Schuldnern derjenige, welchen 
der Gläubiger — nicht nach einer zwifchen den Schuldnern 
ſelbſt kontraktmaͤßig feftgefezten, fondern nach einer felbfts 
beftimmten Ordnung — zur Reiftung auffordert, fm 
Gall des Entrinnens nicht nur dem Gläubiger tenent 
bleibt, fondern au demjenigen unter den Mitgenoſſen 
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der folidarifchen Verpflitung, welchen der Glaͤubiger nach 
derfelben willführlicd gewählten Ordnung an feiner Stelle 
zur Peiftung anhält, zum Schadenserſaz, und zwar deu 
maßen verbunden ift, daß Er Selbſt von den Genoſſen 
der Geſammtſchuld die verhältnigmäßige Ruͤckverguͤtung zu 
fordern nicht berechtigt fey — dann fann der Deferten 
und Refraftair zum Echadenderfaz an den ihm nachruͤcker 
den Erfagmann verfällt werden. 

Drittend MWengpes endlich rechtlich gefchehm 
mag, daß der Staat, wel für fi Selbſt durch Straß 
geld, oder perfönliche Strafe von dem Deferteur oder Re 
fraftair die ihm gebührende Genugthuung ſchon genommen 
"bat; erft noch an die Stelle des zur Schatloshaltung be 
rechtigten Nachnıannd trete, und das die ſem gebührende 
Erſazgeld für fih nehme, daß alfo jener Gläubiger nicht 
nur den zweyten unter den folidarifch verbundenen 
Mitfhuldnern an der Stelle des erſten erequire, fondern 
von dem Erften auch noch die dem Zweyten fchuldige Ber 
guͤtung für fich einziehe — dann ift die im Kommiſſiond⸗ 
bericht, ja felbft die im Geſezesentwurf vorgefchlagene 
„Geldftrafe zur Entfchädigung‘ gegen ben 
‚Deferteur oder Nefraftair gerecht und billig. 

Sch geftche aber freymuͤthig — und habe es bereitf 
in der Berichtserftattung angedeutet — daß ich diefe Bor 
außfezungen fämmtlih nicht anzuerfennen vermd; 
ge — in fofern nämlih vom naturlichen Recht die 
Rede ift, und nicht blos von jenem, welches kraft pofis 
siver Einfezung gilt — und dag ih die Miligpflicht aus 
einem ganz andern Standpumft’betradte,. welchen 
mit ein Paar Worten zu bezeichnen, mir vergönnt ſeyn 
moͤge. 

Erſtens. Ein jeder Bürger — fo lang er ſolches 
iſt, oder zu bleiben begehrt — iſt zur Bertpeidigung 
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des Vaterlandes durch die heiligſte Pflicht verbun— 
"den. Dieſes iſt einer. der Hauptartikel des bürgerlichen 
Geſellſchaftsvertrags. F 
Zweytens. Ein Jeder iſt ſchuldig, die kontrakt⸗ 
mäßig — alſo freywillig — uͤbernommene Verpflichtung 
zum Soldatendienſt puͤnktlich zu beobachten, und er 
verfällt im Fall des Bruchs rechtgemaͤß in alle Nachtheile 
und Strafen, welche dafiir mögen ausgeſprochen fepn.. 
Drittens. Der Ausreißer im Krieg oder aus dem 
Heerlager, fo au ber frengemworbene Soldat wenn er 
defertirt überall und immer, unterliegen alfo rechtlich ei⸗ 
ner fo ſchweren Strafe ald der Staat — nah Maaßgabe 
des ihm. dur ihr Bergeben sugefügten oder drohenden 
Schadens, ihnen aufzulegen für nöthig findet. Es wäre 
bier — da, mie obem gefagt, das vallbradte Verbrechen 
zugleich perfönlihe Entfernung ik — zumal eine hohe 
Geldftrafe, jaeine Vermögens⸗Konfiskation 
nicht ungerecht, fondern vielmehr raͤthlich und billig. 
Viertens. So lang man aber für unmöglich, d.h. 
mit unfern innern und aͤußern Berhältniffen unvereinbar 
Hält, das ſtehende Hr nur,durh freygeworbene 
Mannfhaft zu ergänzen, und die allgemeine Milizpflicht . 
der Bürger auf den Krieg, d. h. auf die wirffide Baters 
Sandsvertheidigung zu befchränfen, die Verpflichs 
"tung zum Soldatenftand alfo davon auszufchließens 
fo fang man für nöthig hatt, den beranwachfenden Bür: 
ger ald zeitlih Leibeigemigmn des Staats zu betrach⸗ 
ten: fo lang muß man, ba bie jezt beftehenbe größere Ber» 
pflihtung nur rein pofitiv, mit dem natürlichen Recht 
aber im Streit ift, Memöglichfte Schonung in 8» 
ftrafung der Deferteurd und Refraktairs eintreten laflen. 
Sünftens Diefe Schonung follte darin befteben, 
daß Teinem eine härtere Strafe als Berluft des Uns 
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terthganenrechtsd oder Landesverweiſung (ie 
fe8 für Dejerteurs, jines für Refra ftairs) gugiem 
ge. Sie wollen nicht Bürzer jenn, d, h. fie erfüllen die 
Beringung nicht, unter n Adıer öllein ber Staat ihnen ſein 
Pürgerredht gewährt, alſo mögen ſie als Fremde erklaͤn 
werden. 

Sechstens. Damit ſolche gelinde Behandlung 
nicht zur Deſertion ermuntere, ſo iſt noch ein weiteres noͤthig 
und thunlich, namlich: man made allen Bürgern das Bas 
terland tbeuer. So tbeuer foll ed ihnen werden, baj 
die Landesverweifung als bie bärtefte der Strafen erſchei⸗ 
ne — dann iſt die Periode unſeres hoͤchſten Oluͤcks ger 
fommen; und dazu wigd es fommen, dazu ift uns der Hof: 
nungsreiche Weg gebabnt. In der verflofienen Zeit — unter 
Mapoleond Gewaltherrſchaft — da war es zwedgemäß, 
‘die Kandesverweifung aus ber Reihe der Strafen zu ſtrei⸗ 
hen. Wo immer Bemaltherrfchaft it, da gibts kein Bes 
terland, da müffen — die Gefchichte der Gefezgebung ent 
fpriht dieſer Lehre — da müffen YAuswandrrungd 
verbote ſeyn, und da verliert der Berluft des Untertbas 
nenrechts die Bedeutung , wie die Birfung der Strafe, da 
ift Kandedverweifung B efreyung auß dem Kerker; 
— man muß dann ftreng und förperlich, oder am 
Bermögen firafen, wenn man abfchreden will. Bey 
uns binfort nat alfo! Schon einen mädtigen Schritt 
baben mir gethan zu jenem gpgebeuteten Segenszuſtand. 
Die Konftitutlon hat gend ein wahres Vater⸗ 
Jand gegeben, und zu wahren Bürgern gemadt. 
Laßt fie nur fefte Wurzeln fchlagen durch weife Snftitutionen, 
und laßt fie eindringen ins Leben "und in. die Herzen ber 
Bürger — laßt und Jahr für ar Gefezgebung und Ad 
miniftration, und den gefammten bürgerlichen Zuftand vers 
beſſern: dann wird es feine oder doch nur wenige, und 
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— weil fie! dann [hleht find. — nur des Bedauerns 
‚unwerthe Deferteurs. und Refaktairs geben: dann wird auch 
die Randesvermweifung die härtefte Strafe ſeyn. 

Mas ih nad) diefen Prämiffen zur Bertheidigung der 
beyden Kommiffionsberichte über den Punkt der Defers 
teurg und Refraktairs zu fagen vermag, befteht nur 
darin, daß er wie eine Art von Mittelweg zwis 
fhen der von der Theorie angefprocenen Milde, und 
der für die Wirklichkeit noch ale nothwendig erflärs 
ten Strenge erſcheint, und daß er ſonach eine durch 
beyderfeitiged Nachgeben verfuhte Annäherung zum 
Guten — alfo gleichwohl ein wahres Gute — zum Zwed 
bat. 


! 


General⸗Lieutenant v, S ch if fi er: Auf die Anſich⸗ 
ten des Herrn Hofraths v. Rotteck uͤber Ergaͤnzung des 
Soldatenſtandes durch freywillige Werbung, und die auf 
die Deſertion zu legende gelinde Strafe, habe er zu erin⸗ 
nern: Wenn die Konſtitution dieſes gewollt haͤtte, ſo wuͤr⸗ 
de fie ſich anders ausgedruͤckt haben, als fle im S. 10. ges 
than; unftreitig würde fie zugefezt haben , daß durch frepa 
willige Werbung die Ergänzung bed Heeres geſchehen ſolle. 
Da fie ed aber nicht fage, fo glaube er, daß davon, als eis 
nem konſtitutionswidrigen Vorſchlag, zu abftrahiren ſey. 
Wegen der angetragenen Schonung gegen die ‚Deferteurs 
und Refraftaird habe er zu bemerken: Die Badiſchen Gefeze 
ſeyen gegen die von andern Staaten fehr fchonend ; ; er babe 
ſchon in feinem fruͤhern Bortrag gezeigt, wie firenge die 
Altern Geſeze gewefen; er führe jezt nur noch an, daß 
ſelbſt die in der Periode der Republik gegebene Gefeze der. 
Sranzofen ſehr ſtreng, ja „mit Blut geſchrieben“ fenen. 
Die franzöfifchen Konferiptionsgefege werden auch jezt noch 
mit aller Strenge vollzogen, in Fällen, wo nach unfern 
Gefegen, wie der Herr Regierungs⸗Kommiſſaͤr Geh. Krieges -- 
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rath Mei angeführt bat, eine Arreſtſtrafe won etll⸗ 
den Wochen eintrete, babe das franzöfifche Geſez eine 
dreyjaͤhrige öffentliche Arbeitöftrafe, und ba, wo bey 
unsd-monatliche Arreftfirafe eintrete, habe bey ben Kram 
zofen eine fünfiährige Arbeitöftrafe Stat. Wo mit 
nah unferm Geſeze Zuchthausſtraſe erfennen,, Tprede 
das franzdfifbe den Tod — (wörtlide Anführung . 
des franzoͤſiſchen Geſezes) wo wir fehr gering firafen, eb . 
kenne daß franzöftiche Geſez zwiſchen 3 und 5 Fahren Fu 
ſtungsſtrafe. Die Römer, welche aud eine Konftitutien 
hatten, beftraften fehr ftrenge. Daſſelbe war den Deu 
fhen der Fall. Zur Zeit Karld des Sroßen war die Be 
ftrafung ebenfalls fehr firenge. Auch bie neueren Geſeze 
fenen ed tiberall.. Die Defterreichifchen Kriegsartikel ver» 
. ordnen neben der Vermoͤgens⸗Konfiskation noch bie haͤrte⸗ 
ften Strafen, ebenfo in Preußen, England und in allın 
übrigen Ländern, deren Gefeze er kenne. Alle diefe Länr 
der haben fich von der Nothmwendigfeit einer firengen Bu 
ftrafung der Defertion überzeugt, denn der große Haufe 
ded Volks ſey für Ideen eben nicht fehr empfänglid, und 
er glaube daher auch, daß die angetragene Milde bie er; 
-wünfebten Folgen niemals haben werde. Er fpreche ubri- 
gens hier nicht als Regierungs-⸗Kommiſſaͤr, ſondern als 
Mitglied der Kammer, der Herr Geh. Kriegsrath Reich werde 
als Regierungs⸗Kommiſſaͤr ſprechen. Man habe in der 
‚ Kommiflion nothwendig gefunden, daß eine abſchreckende 
Strafe beftimmt werde, damit der Staat vor unnuͤzem 
Aufwand bewahrt werde, welchen Verbrecyer zum Nachtheil 
. der Geſammtheit veranlaffen würden. Dean mülfe nämlich 
biefe Vergeben nicht vereinzelt betrachten, fondern in- ihrer 
Geſammtwirkung. Eine Kaffe, welche den durch Defertion 
und Refraltion verurfachten Schaden zu erfezen hätte, 
"müßte ungeheure Fonds beſizen. Nach den vorllkgenden 
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officlellen Verzeichniſſen ſind vom 1. Jaͤnner 1813, bis lez⸗ 
“ten Becember 1818. 2,780 Mann deſertirt, und 2009 Mann 
haben fih der Refraktion ſchuldig gemacht. Wenn man 
nun aus der! vorgeſchlagenen Kaſſe die Einſtellung der Er⸗ 
ſazmaͤnner beftreiten ſollie (einen Einſteller gu nur zu 
300 fl. gerechnet, obgleid die Einitandsverträge gewoͤhn⸗ 
lich auf wenigſtens 400 fl. im Durchſchnitt abgeſchloſſen 
werden), ſo wuͤrden die 2780 Deſertenrs einen Aufwand 
von wenigſtens 834,000 fl. noͤthig machen, und wenn man 
den Aufwand für die Refraftärd dazu annimmt, welcher 
ebenfalls notbwendig wäre, fe würden zur Erfegung der 
Deferteurd und Refraftairs igftend 1,436,000 fl nöthig 
ſeyen, welche fih aber um dad Doppelte in den Kriegds 
zeiten erhöhen würden, weil dann der einzuftellende Erfazs 
mann wohl viel über 600 fl. Foften würde, wie es wirt, 
lich fchon der Ball war. Er frage nun, wie es moͤglich 
wäre, diefe Summe aufzubringen, und überdieß noch bie 
Berwaltungdfoften und den Erfaz der vertragenen Militäre 
Effekten davon zu beſtreiten? 

Er frage dagegen aber: Ob nicht die Deferteurs 
‚mit möglichfter Milde behandelt Worden find, ob nicht nas 
mentlich das Geſez Über bie Vermoͤgens Konfisfation bey⸗ 
"nahe nie in feinem vollen Umfang angewendet worden ift ? 
Er fordere den anmefenden Herrn Finanzminiſter ſelbſt auf, 
zu erflären, ob von den ungefähr 200,000 fl., welche feit 
:6 Sahren an Militär-Effeften vertragen worden find, von 
"den fonfiscirten Bermögen, auch nur 50,000 fl. eingegans 
gen fenen? Häufig Lehren folche Deferteurs., welche wer 

nigſtens etwas. Bermögen befigen, wieder zurüd, und es 
wirken im Wege der Gnade entweder bey dem Minifterium 
oder bey Sr. Königlihen Hoheit, wo nicht immer den 
Naclaß des Sanzen, doch häufig eines beträchtlichen weite 
ihrer Strafe, | oe, 
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Ungeachtet ber erhebenden Idee im. legten Kriege, 
daß es die Befreyung des Baterlands gelte, habe DAB has 
difche Truppenforps doch über 3000 Deferteurs und Mrak⸗ 
taird gehabt. Jede Schonung folcher feigen Ungetreuen 
müffe auf Mften der treuen Unterthanen gefchehen. 

Mollte nian aber, weil, Einfteber zu laufen, nad 
eben Geſagtem nicht möglich ſey, wenigſtens die für die 
Ausreißer einzuzicehende Erfagmänner entfhädigen; fo ſey 
dieß nicht minder unmoͤglich, da die etwa eingehenden 
50,000 fl. nicht einmal zur Dedung des Staats für Armas 
tur uns. Montur hinreichend And. Würde man aber auch 
die eingegangene Summentlein zur Bertheilung auf bie 
Nachmaͤnner verwenden, fo träfe es einen folhen nur 10 
bis sı fl. Dagegen bezjöge aber ein freywilliger Einſteher 
wenigſtens 300 bis 400 fl. Wie wenig dieſe 10 fl. hin⸗ 
reichend find, den ſtatt des Deſerteurs einruͤckenden Erſaz⸗ 
Mann zu entſchaͤdigen, welche bedeutende Opfer dabey 
noch der Staat bringen müßte, ohne bie Adminiſtrations— 
Koften noch in Betracht zu ziehen, leuchtet von ſelbſt 









Hofrath vu. Rotteck: Ich erlaube mir, auf diejeni⸗ 
gen Punkte des fo eben gehörten Vortrages, worauf nicht 
fhon im erften oder zweyten Kommifliond Bericht felbft 
die Antwort enthalten ift, mit einigen kurzen Gegenbemer⸗ 
fungen zu antworten. | 

Zuvdrderft Tann ich in der. Ronftitution durch⸗ 
aus feinen Widerſpruch mit meinen Ideen entdeden. Der 
$. 10. ſpricht zwar aus, daß unter den Babnern fein Un⸗ 
terfchied oder feine Ausnahme in Rüdficht der 
Militärdienftpflicht fenn ſolle. Aber worin diefe Allen 
gleiche Mititärpflicht beftehe, oder welches ihr Maag fen, 
das beftimmt er nicht. Die Gefeggebung bat hier alfo ein 
Sanz frenes Feld, und fie wird eine größere Gfeichheit bey 

| dem 
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dem Grundſaz des allgemeinen Dienſtes im Krieg und ber 
freyen Werbung für den Soldatenftand ald bey jenem 
der durchs Lo os gefchehenden Aushebung finden, J 

Auch die Beyſpiele ſtrenger Geſeze aus alten und neu⸗ 
en Zeiten widerlegen mich nichtt. Zum Theil — mie da 
dem republifanifchen Rom und bey den alten Teutfchen 
bedrohten fie nur den ungetreuen National Streiter, den 
Berlezer. der allgemeinen Kriegäpfliht, zum. Theil, 
wie unter den Kaijern, waren fie natuͤrliche Folge des Sy⸗ 
ftemd. der Soldheere, oder auch reine, Despotenmwillkühr. 
Was aber das revolutionäre und no das heutige Frank⸗ 
reich betrifft, fo find die Grundfäze jener Revolution 
gewiß nicht die meinigen. Und was der Diftator der furchts 
baren Soldaten  Republif durch feine tyrauniſchen Gefeze 
bezweckte, und der Vollendung nahe brachte, das haben wir 
Alle nur allzuſchmerzlich empfunden. 

Es iſt bekannt, daß Chateaubriand dad napokev⸗ 
niſche Konſcriptions⸗Geſez den Codex der Hoͤlle nannte. 
Ein verwandter Geiſt, ob auch hier und dort gemildert, 
herrſcht in den meiſten Militaͤr⸗Geſezgebungen Europens. 
In dieſem Punkt find traurige Rädfchritte gemacht 
worden. 

Was die Berechnung und den Geſammtanſchlag des 
durch die Deſerteurs dem Staate perurſachten Schadens ber 
trifft, fo genügt ed wohl, mic) auf die Kommiffionsberichte 
zu beziehen, wo die. Recht6- Prinzipien für bie Exs 
fagforderung ſolches Schadens mit Deutlichkeit aufgeſtellt 
ſind. Ich erkenne keine Gefammtverpflichtung der Deſer⸗ 
teurs zum Einſtehen in die Erſazſchuldigteit Eines für den 
Andern, und ich frage erft dann mac der abſchreckenden 
Kraft einer Strafe, oder nach ihrem Bortbeil für den 
Staat, wenn ich fie: zuvoͤrderſt als mit den Rechtsprinzipien 
vereinbar, d. h. in Gattung oder Maaß nicht wides 
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ein natuͤrliches ober pefitives Geſez ſtreitend "erfann! 
Yabe, 

Uebrigend mag die eigene Angabe des Herrn Kriege 
minifterö, daß Die Konfiskationen in ſechs Jahren bios 
50,000 fl. fingetragen, währen» der Berluft des Aerariumd 
Binnen eben diefer Zeit auf eine ungeheure? Summe geftie 
„gen, den Beweis berftellen , daß felbft für das pefunid 
se Intereſſe des Staates nichts befonderd gewonnen wir 
durch hohe Geldſtrafe. Wenn ſelbſt die Konfisfationen fi ’ 
wenig ertrugen,, fo werden die nach der Summe beftimm; 
ten Strafen noch weniger ertragen 


Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Sn Beziehung 
auf den Vorſchlag der Landesverweiſung, als Strafe für 
die Defertion, muß ich bemerken, daß diefe Strafe mir 
fhon deswegen für die Defertign nicht geeignet Tcheine, 
weil der Deferteyr im Allgemeinen durch feine treulofe, 
oft auch feige That beweißt, dag ihm wenig am Bäterland 
gelegen fey. Was würde wohl auf einen folchen die An⸗ 
drohung der Landesvermweifung für einen Eindruck hervor 
bringen ? 


Hofrath v. Rotted: Die meiften Deferteurd, und 
noch mehr die Refraftairs, find keineswegs gefonnen, ihr 
Vaterland für immer zu verlaffen 5 fie entweichen für ein 
nige Zeit, oder halten fich verborgen, um fich der Aushe⸗ 
bung oder dem Soldatenftand zu entziehen; aber fie haben 
die Abficht zurädzufehren, wenn veränderte Umftände ein 
treten, oder eine längere Zwifchengeit ihnen die Bergeffens 
beit ihres Vergehens zuſichert. Wäre die unmwider: 
rufliche — oder doch nur durch Erſtehen der ordent 
lichen Strafe’ aufzubebende — Landesverwei— 
fung audgefprochen, fie würde wopl zur Abſchrecung 
genuͤgend ſeyn. 
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Se. Durchlaucht der Herr Faͤrſt v. Sürttenberg 
erflärten Si mit dem Bisthverw. Frhrn. v. Weſſen⸗ 
berg einberftänden,, und fügten noch weiter binzu: der 
Herr Dofratb dv. Rotteck habe bemerkt, daß der Deferteup 
nicht immer den Plan babe, fein Baterland wirklich. zu 
verlaſſen, und das viele im Bande ſelbſt noch ſich aufbalten:. 
Hierauf müflen Sie aber entgegnen, ba hierdurch der Defers 
teur gerade Jeige, Daß er wenigftens Feine Liebe zu feinem 
Vaterland babe, | 

Hofrath v. Rottedt Für den Fall der Eräreifing. 
treten ja körperliche Strafen ein, Es wird bier blos vor. 
der aufßerordentlihen, und der ber „Abzufchaffene 
den KRonfidfäation” zu fur rogirenden Straft 
geſprochen. 

Bisthverw. Fror. v. Weffenberg: Wenn ber deu 
Deſerteur und Refraktair durch das Geſez aufgelegte Ders 
moͤgensabzug von der eigentlichen Strafe geſondert, und 
old Entſchadigung der Geſammtbeit fuͤr ben Ihr 
jugefügten Schaden ängefehen wird ; fo follte, ineines Ers 
achtens, aus dieſem Geſichtspunkt beträthtet, jedes Beden⸗ 
ten über die Rechtmäßigkeit der vorgeſchlagenen Maaßre⸗ 
geln wegfallen, 

Hofrath v. Rotteck: Auch die Widerlegung diefer 
Anſicht ſteht im Kommiſſionsbericht, in demjenigen Theit 
deſſelben zumal, welcher meine befonderen Anſichten Aber 
dieſe fogenannte Entſchaͤdigungsſtrafe enthält, 

Staatörath Frhr. v. Baden: Die JIver, welchè 
Herr Hofrath v. Rotted geäußert habe, daß das Vater—⸗ 
land dem Bürger müffe theuer gemächt werden ,. Tübre ihn 
darauf, daß gerade deßwegen die Verluſſung bed Vaterlau⸗ 
des firenger beftraft werden ſollte. Uebrigend glaube er 
ſelbſt, es werde eine Zeit kommen, wo die Heere wiebrf 
mit freywilliger Werbung allein Werden ergänzt werden 
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müffe tenent ſeyn. Was aber die ald Strafe angefeste 
Zahlung betreffe, fo Babe er derſelben, nachgebend, beyge⸗ 
ſtimmt; nur müfle fie ald ein Surrogat der perfönlichen 
Strafe betrachtet werden. Wenn nämlich der Deferteur 
betreten wird, ſoll er am Körper beſtraft werden, und die 
Geidſtrafe ceſſtren. 

Bisthverw. Frhr. v. WVeſſen berg: Ich muß noch⸗ 
mals wiederholen, was die Mehrheit der Kommiſſion als 
richtig anerkannt hat: daß die vorgeſchlagenen Vermoͤgens⸗ 
Abzuͤge nur als Entſchaͤdigung der Geſammtheit anzuſehen 
ſeyen. Die: Gründe dafür hat im Weſentlichen der Roms 
miffiondbericht aufgeführt. Es laͤßt fich nicht in Abrede 
ftellen , daB jeder Deferteur und Refraktair der Geſammt⸗ 
heit großen und mannigfaltigen Schaden zufügt, beſonders 
dadurch, daß er nicht nur feine perfünlichen Dienfle dem Bar 
terland entzieht, fondern auch für die ganze Reihenfolge ber 
Milizefidztigen eine ſchaͤdliche Störung der rechtmäßigen 
Konferiptiond,-Drbnung verurfacht, die aud ‚wieder auf 
ihre Angehörigen nachtheilig einwirkt; davon zu geſchwei⸗ 
gen, daß fein Beyſpiel, das leicht anſteckend wird, die Si⸗ 
cherheit und die Wohlfahrt Staats vielfach gefährdet. 
Uebrigens gilt allgemein der Rechtsgrundſaz: Wer beſchaͤ⸗ 
digt hat, der muß entfhädigen, wenn gleich der Grund⸗ 
faz in der Ausführung überall auf die Möglichkeit ſich be 
ſchraͤnken muß, und auch nach Umſtaͤnden der Humanität, 
fobafd der Befchädigte der Staat oder die Geſammtheit iſt, 
modificirt werden Tann.: Die Sache ſcheint mir einfach und 
Kar genug, um nicht erfk einer weitern Erörterung zu ber 
dürfen, 


Reg. Komm. Geh. Kriegsratb Reich: Gegen das 
bisherige Konſcriptions⸗Syſtem ift doch noch keine Beſchwer⸗ 
de eingelommen; e& iſt alſcu vermuthen, daß man es 
nicht druͤcend fin * 
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- bs: exlaubt Habe ; laute, vorbehaltlich der Aenderung, wel: 
che die Kammer etwa noch beſchlieben möge, fo: : 


rg “ 


„Wenn ein Unterthan das Land heimlich verlaſſen hat; 
entwerer um einer über ihn verhängten linterfuhung und bes 
fürdteten Strafe zu entgehen, vhne daß diefe Strafe zu ben 
im Landrechts⸗Saz 2a, und folgenden erwähnten. gehärte, wel⸗ 
che den bürgerlichen Tod nach. ſich ziehen, oder wenn er, als rk 


aus wad immer für einer Urfache — abweſend, ein in bad Ins 
land wirkendes Verbrechen begeht, deſſen Vermögen ſoll, fo 


bald zur Citation, geſezlich hinreichende Inzichten vorliegen, 
mit Beſchlag belegt,; ſofort, wenn er auf geſchehent Ladung 
nicht erſchianen, und von der kompetenten Behärbe das Kon« 
tumazial-Urtheil gefüllt iſt, nad) Inhalt deſſelben anter mehr 
gder weniger andauerndem Beſchlag behalten. werden, wenn 
er aber — gleich.oder in der Folge — ſolches:wegzuziehen Die 
Erlaubniß erhält, ſoll davon ein Abzug von 12 p&t. als Strafe 
zuruͤckbehalten werden, andernfalls aber, und wenn er den 
Yustrift durch feine Siſtirung vor Bericht und Ausſtehen det 
Strafe nicht geheilt. hat, und ohne ſolche Heilung buͤrgerlich 
oder natürlich ſtirbt, oder in. Verſchollenheit faͤllt, ſoll das, 
yon einem ſolchen boͤslich Ausgetretenen nerlafene Vermoͤgen 
den gefezlichen Erben in, abfteigender Linie aufallen, die Erben: 
in abfteigender Linie ſollen aud ſogleich nach gefältem Kon⸗ 
tumazial⸗Urtheil m wenn dieſes auf fortwaͤhrenden Beſchlag 
erfennt — in den Genuß der Intereſſen aus folhenpfüsforge, 
lich eingeſezt werden. Hievon find jedoch Deſerteurt und Re⸗ 
fraltairs ausgenommen, als wegen melsben in den ſolgenden 
Artikeln das Naͤhere beſtimmt iſt.“ i 

Geh. Hofrath Zacharid: Da, er. den frühern. Ver⸗ 
handlungen hieruͤber nicht beygewohnt Habe, und ihm des» 
wegen die Gründe des Antraps. nicht. alle genug befannt. 
fegen, ſo müffe er fi, der. Abſtimmung über die Haupt« 
ſache enthalten, erlaube ſich akex Bad, einige Bemerlun⸗ 
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fungen zu machen, welche ih nur. auf die Faſſung bezie⸗ 
hen; er fhlage vor, am Schluß des. $., ſtatt der weiter 
Aus fuͤbrung wegen ter Erben ın abfteigender Linte, nur 
kurz zu fegen: ſol dad Vermögen „den Erben zufal| 
Ien”. Die Urfade dieſes Vorſchlags ſey die Beforanif, 
durch eine nähere Veltimmung , mit irgenb einem anden 
Urtikel der Geſeze uber Erbfchaft und Abwefenbeit in Dik 
barımonfe zu geratben. 

Die Kammer erklaͤrte fi einmiäthig für. die von vom 
Heren Geh. Hofratı Zacharid vorgeſchlagene Faſſung. 

Hofraib v. Rotttock: Man komme nun auf dem gegen 
die ohne Erlaubniß außer Landes ſich Niederlaſſenden zu 
verordnenden Vermoͤgensabzug. Die Kommiſſton ſey mit 
Dem Abzug von 3 Prozent einverſtanden, da dieſer Ab— 
zug nicht ald Strafe, fontern blod ald allgemein zuläfe 
fige Befteurung erjdeine. | 

Seh. Hofratb Zacharid: :Diefer Artikel fcheine 
Ihm fehr Bedenflih. Er unterfheive das Wegziehen in einen 
Staat, der nicht zum deutfhen Bunbe' gehoͤrt, Bier hate 
er nichts zu erinnern; aber wenn man ſich in einem biut 
ſchen Bundedftaat niebertät, fo fage‘ der Buntestagds 
Beſchluß ausdruͤcklich, daß die Abjugäfrenheit Statt finde, 
Es ſed alfo das Wort „Erleubniß“ nicht in feinem ftrens 
gen’; eigentlichen Sinn zu nehmen , indem die Regierumg 
den Wegzug nicht verfagen dürfe - ſobald der Auswande⸗ 
ver ſich ausſsweist, Daß er anderwaͤrts aufgen ommen iſt. 
Aur Anzeige, nicht: Erlaubniß Seſuch, werte 
erfordert. Die Maaßregel nun wegen der 3 pCt. koͤnne 
zu bedenklichen Folgen fuͤhren, und werde Aufſehen ma— 
chen, oder Reklamationen veranlaſſen, wie ein hochver⸗ 
ehrtes Mitglied, welches ſelbſt an den Bundestagsſs⸗Ver— 
handlungen Theil gehabt, gewiß anerkennen werde. Er 
ziehe hieraus den Vorſchlag, ben ganzen Artikel fo zu 


. 
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Jaſſen, wie er ift, nur in Nüdfiit der in einen Bunde» 
ftaat Ziehenden mit der nähern Beſtimmung, daß bier 
fein Abzug, fondern eine dem Vergeben angrmeifene, und 
einen gewiſſen Betrag, 3. B. 100 fl. . ‚niemals überfteis 
gende Strafe Statt finden folle. 

Hofrath v. Rotteckt: Daß die bloße Unterlaffung 
ber Anzeige — melde fogar oft’ unabfihtlih, aus Vers 
fehen oder Unkunde geſchehen mag — nur eine geringe 
Strafe verdiene, ift auch in der Kommiſſion meine An- 
fiht gemefen, obſchon ed auch zwecmaͤßig erfcheint, die 
zur Erbaftung der Ordnung, 3. B. wegen der Liquida⸗ 
tionen ⁊c. nöthige Anzrige möglichft zu fihern. Die 3 
Prozent Abzug find alfo in der Intention eine Strafe, 
und fie werden nur darum „Abzug“ benannt, damit 
fie — meil die zur Strafe gefchehende Einziehung irgend 
einer Bermögend » Quote unter den Begriff der partiel 
len Ronfisfation- falt — mit dem Titel: des vorliegen: 
den Geſezes nicht im Widerfpruch ſtehe. Uebrigens iit die 
nach einer Summe beſtimmte Geldſtrafe unter jenem 
Begriff nicht enthalten. Daher fann die von dem ver; 
ehrten Redner vorgefchlagene Modiftfation, ald durchaus 
{m Einflang mit den Prinzipien des Kommiſſions⸗Antrags, 
und als zugleich durch die Politik angerathen, keinem An 
ftand unterliegen. x 

Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim beſtaͤtigt die 
som geb. Hofrath Zachariaͤ gemachte Bemerkung durch 
eine weitere Ausfuͤhrung, und ſtimmt gleichfalls fuͤr eine 
fire Geldſtrafe. 

Staatsminiſter Frhr. v. Fiſcher: Dadurch werde 
aber doch der Arme mehr gedruͤckt als der Reiche. 


Hofrath v. Rotteck: Man koͤnne ja die Geldſtrafe 


ſuͤr ben. Aermern mildern — auf. eine aͤhnliche Weife, 
wie es in Ruͤckſicht der Drferteurd und Refraktairs vors 
gefchlagen worden, 
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= da es eine bloße Unterlaſſung einer Formalitaͤt ſey, weil 
BE ia die Entlaſſung nicht verweigert werden koͤnne. Man 


— 
1 


ma U 


koͤnne alfa ‚mehr nicht verlangen , ald daß die Strafe aus 
Gründen der Billigfeit für die Aermern gemilxnert 
werde; fie fortwährend nach allen Vermoͤgensſtufen zu 
erhoͤhen, ſey unnöthig. 

Staatsrath Frhr. v. Zolluhardt tritt dieſer An⸗ 
ſicht bey. 

Bisthverw. Frbr. v. Weffenberg: Obgleich nicht 
zu verfennen if, daß aud) beym Wrgzieben in einen ans 
dern deutfchen Bundesftaät ohne Beobachtung der gefezs 
lichen Foͤrmlichkeit der Anzeige davon bey der Staatsbe— 
hoͤrde, und der Nachweiſung der Aufnahme in den andern, 
Staat, Ahndung gereist und Billig jey, und dem Grund; 
fa; der Freyzuͤgigkeit nicht derogire, fo iſt es mir doch 
zweifelhaft, ob bier eine Strafe bis zu zoo fl. nit zu 
boh ſey, weil fie doh nur wegen Unterlaffung einer 
Sörmlichfeit aufgebracht wird. 

Geh, Hofrath Zacharid: Es koͤnnten aber doch 
Bälle eintreten, wo dieſe Unterlafjung bedeutend nachtheis 
lige Folgen haben koͤnnte. 

Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Died feyen 
aber doch nur: Ausnahmen, bey der Mehrzahl würden jie 
nit Statt haben. 

Hofratb v. Rotteck: In dem von der Kommiſſion 
angenommenen Abzug von 3 p&t. iſt ja die Bewilligung 
diefer Geldftrafe — nach der eben bemtrften Ermäßigung 
— fhon enthalten; indem die 100 fl. nur bezahlt wer: 
den, wenn fie nicht mehr als 3, pCt. des Vermögens ver: 
ſchlingen. 

Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim: Er finde kei⸗— 
nen Anſtand, die 3 pCt. zu belaſſen, da ſie nicht als ein 
Abzug, ſondern als Strafe wegen unterlaſſener Anzeige 
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—“ Geh. Hofrath Zacharid: Indem ich von der Er 
-=örterung des Hauptprinzips aus dem früher erklaͤrten 
SGrund abftrahire, und nur iin Allgemeinen erklaͤre, daß 
mmich in Rüdfiht der Deferteurd und Nefraftaird dem 
we Brundfaz der Strenge, keineswegs aber jenem der 


Milde bevpflidte, weit bier nicht fowohl das Recht, 
Zals die Noth gebietet — will ich abermals nur auf bie 
= Saffung mich einlaffen. Um allen ‚möglichen Streit 
— wifchen der Adminiſtrativbehörde und dem Deferteur zu 


" vermeiden, bemerke ich naͤmlich, es fey der Fall leicht 
möglih, daß ein Deferteur, ver 5. B. 3400 fl. Vermoͤgen 


babe , und defien Strafe alſo 1200 fl. beträgt, an diefen 
2400 fl, nur 1600 fl. frey eigen befige, und die übrigen 
800 fl. erft von den Eltern zu hoffen habe. Es frage ſich 
sun: follen Wie 1200 fl. fogleih Bon den 1600 fl. abgezo⸗ 


. gen werden, oder foll man mit 400 fl. zumwarten, bis bie 


weitern 800 fl. wirflih angefallen find? Um diefem 
Streit vorzubeugen, glaube ich daher folgende Beflimmung 
vorfchlagen zu muͤſſen: „es ſoll die Geldftrafe von dem 
angefallenen oder von dem binnen der Dauer des Be⸗ 
fchlags anfallenden Vermögen erhoben werden.‘ 
Hofrath v. Rotteck: Daß fpäter angefallene Bers 
mögen. fen nicht fogleich in die Strafberechnung zu nebs 
men, denn man könne ja Bermögen zu hoffen haben, das 
man aber dennog nicht befomme. 


Benerallieutenant v. Schäffer: Wahr iſt es, pleibt 
die Faſſung, ſo gibt ſie Anlaß zu Streit; er glaube aber, 
die Amtskaſſe follte fogleih den ganzen Abzug — naͤfn⸗ 
lich mit Hinzurechnung des zu boffenden Vermögens, 
Afo in dem gegebenen Beyfpiel fogleih von 2400 fl, zu 
machen ‚haben. Es fragt fi) nämlich, ift der Deferteur 
der milden Auslegung wertb ? Die begebrte Befchränfung 
„auf die Zeit des Beſchlags“ würde gleichfalis fehr nach⸗ 


. Drotsfiohe der Erin Kummer. 
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Auf gebaltene Umirage erflärie Kb tie Rammeı 
enfiimmig für dieſen zur Deurtlichkeit vor geſchlagenca 
Zuſaz. 

Sofretb v. Rotteck: Es bandle ih nun web um 
ben Zunfb, daß eıne Aeviſion der Rriegsarzıfel balkigä 
möchte deranftaltet werden, und da frage eb Kb: ob ber: 
felbe nur durch Aufnabme in bas Protefch , oder darch 
eine befondere Bitte ſolle ausgeſrrochen, oder ob eine 
Berbeißung der Reviſion in ten vorliegenden Geſſe zebent⸗ 
wurf ſelbſt ſolle aufgenommen werden? — 

Se. Durclaucht ber Herr Fuͤrſt v. Fürſtenberg: 
Sie glauben nicht, das das lezte geſcheben ſolle. 

Generallieutenant v. Schäffer: Er ſeye derſelben 
Meynung, und glaube, daß hoͤchſtens die Aufnahme hei 
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Wunſches in das Protokoll Statt haden folle. Auch der 
Wunſch im Protofoll müffe beſchraͤnkt werden, nämlih man , 
müffe die eigentlichen Rriegsartifel, weldhe nur vom 
Kriegsherren ausgehen Tönnen, von den Konfcrip« 
tidnsgefezen unterfceiden, deren Nevifion man bea 
gehren fönne, 

Hofrath v. Rotted: Die Revifion ift unumgäng- 
lich nothwendig, weil der Antrag der Kommiffion,, und 
die Annahme des ganzen Befezedentwurfs auf bie Voraus⸗ 
fezung bedingt ift, daß auch die übrigen Gefeze, von 
welchen hier zu fpredhen die Kammer feinen Anlaß hatte, mit 
den angenommenen Punkten in Harmonie würden gebracht 
werden. Es gehört alfo yanz eigentlich jur Bervollftändis 
Qung des vorliegenden Befezesentwurfs, daß — wie ohne». 
bin fchon zum Theil im $. 4. geſchehen ift — eine ausprüds 
liche Verheißung einer: allgemeinen Revifion ‚darin ausge⸗ 
ſprochen werde. 

Bisthue®®. Frhr. v. Weſſ enberg: Obgleich die 
Niederlegung des Wunfches. der Kammer in ihrem Protos 
fol, daß demnädit eine Revifion der Mifitärftrafgefeze 
und Konferiptiond > Ordnung erfolgen möchte, den Zwed 
erreichen dürfte; fo finde ich doc feinen Anftand, dem 
Antrag ded Herrn Hofraths v. Rotteck beyzuſtimmen, daß 
die hohe Regierung gebeten werde, hiernach den $. 4. bes 
vorgelegten Geſezesentwurfs abzuändern, Denn es liegt 
allerdings weſentlich daran, daß die milisärifchen: Geſeze 
und bie Konſcriptions⸗ Ordnung mit dem inhalt des im 
Antrag ſtehenden Geſezes in Betreff der Deferteurs und 
Refraktairs in gehörigen Einklang gebracht werden, Die 
(ag ganz im einmüthigen Sinne der Kommiſſion. 

Praͤlat Hebel: Es handle ſich bauptfächlich von 
ber Ar, wie der Wunfch anzubringen fen; er babe aber 
noch die Bedenklichfeit, daß ein Geſez, welches eigentlich 
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Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Löwenftein 
Wertheim: Sie ſeyen ebenfalls dieſer Anſicht. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 
Sie erfennen Übrigens die Aufmertfamfelt des Hrn. geh. 
Hofraths Zachariaͤ auch fuͤr das Intereſſe der Standes⸗ 
yerrn mit Dank an. 


| Frepherr v. Zollahacht. 
WM. v. Rotteck. 


Beylag e Ziffer 70 


Dem hoehverehrlleben Hräfidium der erften 
Kammer der Ständeverfammlung 


habe ih bie Ehre, den van ber zweyte mmer ange 
nommenen Sefegeßentwurf, die Einwirku ſtaͤndiſchen 
Ausſchuſſes bey Staats⸗Anlehen betreffen dur sefälliggm | 
Berathung mitzutbeilen. | | 
Karlörupe den 23. Auguft 1820, 


Das Praͤſidium ber zwenten Kammer 
der Staͤndeverſammlung 


Dr, Kern, 





* 
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238 Protokolle der Erften Kammer. 


Unterbeytlage zu Ziffer 70. 





Entwurf eined Gefezes über die Art der Einwirkug u 
des ftändifchen Ausſchuſſes bey Amortifationss 
Kaſſen⸗ Anlehen. F 


Art. 1. au 


Wenn die Lage der Finanzen ein Anlehen nothwen 
dig macht, wozu nach $. 57. der Verfaſſung die Zuftins 
mung der Mehrheit des ftändifchen Ausſchuſſes erforder 
lich und hinreichend ift, fo wird durch eine Kommilflim 
der Regierung dem Sandftändifchen Ausſchuſſe Die das Aw 
lehen rechtfertigende Urfache nachgewiefen. 





Art. . 2. 


Der landſtaͤndiſche Ausfhuß wird als vollzaͤhlig an 
geſehen, we was in jedem Fall gefchehen muß, alle 
Mitglieder ei ordnungsmaßig einberufen worden, 
und nebſt dem Präfidenten oder Bicepräfidenten und zwey 
weitern Mitgliedern der erſten, vier Mitglieder der zwey⸗ 
ten Kammer verfammelt, die Ausgebliebenen aber vers 
faſſungsmaͤßig entfchuldigt find. 

Der Ausſchuß hat nach abfoluter Stimmenmehrheit 
durch Die Regierungs>: Kommiffion dem Gtaatsminifterium 
unbedingt zu erflären: ob er ein Anlehen als gerechtfers 


tigt anſehe, oder nicht, und im erſten Fall in welchem 
Betrag. 
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Art. 3. 


Das von dem ftändifchen Ausſchuß konſentirte Ans 
leben wird unter Aufficht und geitung des Sinanzminifter 
riums negozirt, welches die Verhandlungen vor dem Abs 
ſchluß dem ftändifchen Ausſchuß mitzutheilen, und deſſen 
Erinnerungen und begründete anderweite Vorfchläge mit 
faͤmmtlichen Verhandlungen dem Staateminifterium vor 
zulegen hat, das über die Art und Weife, wie das An⸗ 
lehen gemacht werden fol, definitiy entſcheidet. 


Art. 4. 

Anlehen, welche die Amortiſations-Kaſfazu Erfuͤl⸗ 
lung ihrer eigenen Verbindlichkeiten auf 6 Monate oder 
kuͤrzere Zeit, oder mit vierteljaͤhriger Aufkuͤndigung auf 
unbeſtimmte Zeit nothwendig „, oder auch nur nuͤzlich fin, 
det, koͤnnen, wie bisher, von dem Direktor und Kaſſier, 
ohne Genehmigung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes, gemacht 
werden. 

| % 
Art. 5. 

Die Obliegenheiten des aüfgeldsten Juſtizminiſte⸗ 
riums, hinſichtlich der Amortiſations-Kaſſe, ſind der Ju⸗ 
ſtiz-⸗Sektion des Staatsminiſteriums uͤbertragen, welche 
darauf zu wachen hot, daß die Amortiſations-Kaſſe nach 
den beſtehenden Statuten und den auf konſtituti dellem 


Weg zu Stande gekommenen naͤhern Beſtimmungen vet⸗ 
waltet werde: 


Weber die Anlehen, welche die Amortiſations-Kaffe 
zu Erfuͤllung ihrer eigenen Verbindlichkeiten nach Art. 4. 
zu machen berechtigt iſt, hat ſie ſich am Schluſſe jedes 
Semeſters von derſelben Nachweiſung, ſowohl uͤber den 
Betrag der aufgenommenen Gelder, als ihrer Verwendung 

a * 
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zum Zweck der Schuldentilgung geben zu laſſen, und 4 
durch Einſicht der Bücher ſammt Beylagen und Korre⸗ 
ſpondenz von der Richtigkeit derſelben zu uͤberzeugen. 


Der landſtaͤndiſche Ausſchuß wird am Ende ein 
jeden Rechnungsjahrs, in weichem fein Landtag gehalten 
wird , einberufen, und demfelben die Rehnung und Bis 
lance der Amortifationd:Kafle mit allen Beylagen zu 
Unterfuhung und Prüfung vorgelegt werden. 


Der Ausſchuß wird feine Erinnerungen Durch die 
Regierungs⸗Kommiſſion dem Staatöminifterium vorlegen, 
und über die Refultate den naͤchſten Landtag Beridt em 
flatten. - 


Art. 6 


Die ohne Zuftimmung der Stänbe güktigen Kaſſen⸗ 
Anlehen, modurd etatömäßige Einnahme zu etatsmäß 
gen Ausgaben nur antizipirt werden, müffen von ber 
Amortiggtiond- Kaffe gemacht werden. Die General» Staatb 
faffe hat derfelben die Zinfen zu vergüten, welche fie für 
die aufzubringenden Gelder zu bewilligen genöthige ifl. 


Art. 7. 


Wenn die Antizipationen die Summe von fünfmal 
——e— Gulden uͤberſteigen, fo iſt die Juſtiz⸗Sel⸗ 
tion Verbunden, zu unterſuchen, ob der von dem Finanz⸗ 
minifterio gefordert wertende Vorſchuß wirklich die Nas 
tur einer Antizipation habe, und wenn dies nad feiner 
pflihtmäßigen Ucberzeugung der Zall nicht if, fo fann 
auch von der AmortifationdsKafle ein weiterer Vorſchuß 
nicht geleiftet werden. 

Die in der Regel im erften und zweyten Quartal 
nothwendigen Vorſchuͤſſe ven einer halben Million, muͤſſen 
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in der zweyten Haͤlfte des Finanziahrs in’ monatlichen 
Raten unmittelbar non den Kreiskaſſen der Amortifationss 
Kalle zurüderftattet werden, 


Art. 8, 


Anlehen, welche blod aus dem Grunde nöthig wer; 
den, weil die Revenuͤen nicht zur Verfallzeit eingegangen 
find, Tonnen nur auf vierteljährige Auffündigung nego« 
zirt werden, und find, fo wie die Rudftände eingehen, 
zurüdzuzablen. Unlehen, welche in einem Reventen-Yuß: 
fall, oder in außerowbentlihen Staatsbeduͤrfniſſen ihren 
Grund haben, koͤnnen auf längere Zeit unauffündbar nes 
gogirt werden, die jedoch den Zeitpunkt, wo die nädıfte 
Ständeverfammlung gefezlih Statt finden muß, nur um 
6 Monate überfchreiten darf. | 


Art. % 
Gegenwärtiged Geſez bildet einen integrirenden Bes 
ftandtheil des Finauzgeſezes für die Jahre 1820. u, 1831. 


Ale in Gemaͤßheit deſſelben Statt gehabten Ber» 
handlungen werden bey dem naͤchſten Landtag zur Kennt⸗ 
niß beyder Kammern gebracht. | 


Gegeben Karlsruhe zc, . 


Die zweyte Kammer ber Ständeverfammlung nimmt 
den Gefezesvorfchlag an. | 
Karlsruhe den 32, Auguft 1820, 


Sm Namen der unterthänigften treugehorfamften 
zweyten Kammer der Ständeverfammlung 


dr Praͤſident und die Sekretaͤre J 
Dr, Kern. Dr Duttlinger. 
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Beylag e Ziffer 71. 





Dem hochverebrlichen Präfidium ber erſften 
Kammer der Ständbeverfammlung 


habe ih die Ehre, inliegend ben Befhluß der zweyten 
Sammer, in Betreff der Erbauung eined Ständehaufes, 
aur antermweit gefälligen Berathung mitzutbeilen. 


Karlsruhe den 23. Auguſt 1820. 


Der Präftdent der zwenten Kammer 
der Ständeverfammlung 


Dr. Kern, . 


R * 





Unterbeylage zu Ziffer 71. 





Auszug des Protokolls der zweyten Kammer Der 
Ständeverfammlung vom 22. Auguft 1820. 


Nah der in der geheimen Sitzung beendigten Dies 
kuſſion über die Anfhaffung eined Ständehaufes wurde 
mit Stimmenmehrbeit beſchloſſen, daß y 
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x) mit Umgehung des Ankaufs eines alten Hauſes, eig 
Ständehaus gebaut werden. folle; 


2) daß die bereits beſtehende KRommilfii on nochmals alle 
Bauplaͤze mit Beyzug von Kunſtverſtaͤndigen beaus : 
genſcheinigen, ſich uber den beſten Bauplaz vereini⸗ 
gen, die Riſſe und Koſten⸗Ueberſchlaͤge entwerfen laſ⸗ 
ſen, und uͤber die Reſultate noch waͤhrend der Dauer 
des gegenwaͤrtigen Landtags Bericht erſtatten ſolle, 
mit dem Beyfuͤgen, daß die Koften mit Inbegriff des 
Plazed und Amöblements in feinem Halle die Summe 
:von. 80,000 fl. überfteigen: follen; | 


3) dad mit Boraußfezung . der Suftimmung der hohen 
Regierung beym Schluſſe des Landtags zur Leitung 
dieſer Baufuͤhrung eine. eigene Bau/-Kommiſſion ers 
nannt, und bie erfte' Kammer angegangen werben 
fol, auch von ihrer Seite Mitglieder dazu zu er⸗ 
nennen. 


Zur Beglaubigung 
| Hüber, 
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mn one 


B ey lage Ziffer 72 


— — 


Dem boehverehrlichen Präfipium der 
erſten Kammer 


habe ich die Ehre, die von der zweyten Kammer an Se. Koͤ⸗ 
nigliche Hoheit gerichtete unterthaͤnigſte Bitte um einen 
Geſezesvorſchlag, die Zuruͤcknahme der proviſoriſch erlaſſe⸗ 
nen Verordnung vom 21. Oktober 1819. wegen des Ein 
gangszolls von franzoͤſiſchen Weinen und die Erhebung de 
vorigen Eingangszolls betreffend, in der Anlage mitt 
theilen. 


Karlerube ben 21. Auguſt 1820. 





Der Präfident der zweyten Kammer 
Dr, Kern 


- 





Unterbeylage zu Ziffer 72, 


Durlauchtigfter Großherzog! 


Eure Königliche Hoheit bittet die awente Kammer 
Höchftdero getreuen Stände unterthänigft, die am zıten 
Dftober 1819. proviforifch erfaffene Berorönung, wornach 
der Eingangszoll von franzoͤſiſhen Weinen -auf 104 fl. per 
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Fuder erhoͤht worden, zuruͤckzunehmen, und den vorigen 
Eingangszoll von 14 fl. vor dem Ablaß, und 18 fl. nad 
dem Ablaß per Fuder wieder erheben zu laſſen. 


Karloruhe, den 21. Auguſt 1820. 


Im Namen der unterthänigft treu geborfamften zweyten 
Kammer 


Der ßiräfident und die Sefretäre: 
4 
Dr. Kern. 
Dr. Duttlingen, 
Hüber 





4 
Beylage Biffe 78. 


‚Dem bochverehrfichen Praͤſidium ber erſten 
Kammer 


habe ich die Ehre, die von der zweyten Rammer befchlofs 
fene, an Se, Königliche Hobeit den Großherzog gerichtete 
Bitte um den Borfchlag eined Gefezed, die Befreyung der 
Privatwaldungen von polizeplicher Befoͤrſterung betreffend, 
in Beziehung auf den Art, Ba, der Gefhäftsordnung, im 
Beyſchluß mitzutheilen. 


Karlöruhe, den 22, Arouſt 1820. 


Der Praͤſident der Wweyten Kammer 
Dr. Kern. | 
vdt, Dr. Duttlinger. 


., 
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unterbeylage zu Ziffer 73 


— 





Durchlauchtigſter Großherzog! 


In Betracht der vielen und lauten Beſchwerden uͤber 
das Druͤckende der bisherigen polizeylichen Beförfterun 
der Privatwaldungen bat die zweyte Kammer beſchloſſen, 
Eure Koͤnigliche Hoheit unterthaͤnigſt um den allergnaͤdig⸗ 
ſten Vorſchlag eines Geſezes zu bitten, wodurch die dispo⸗ 
nible Befoͤrſterung aller Privatwaldungen dem. Eigenthuͤ⸗ 
mer überlaffen wuͤrde, ſo daß ſowohl in allen Faͤllen, wo 
zu Befriedigung des eigenen Beduͤrfniſſes Baus, 
Nuz⸗ und Brennholz gefällt wird, als in den Faͤllen, wo 
bie Faͤllungvon Nuzs und Brennholz zum Berfaufen 
Snns und Ausländer gefchicht, infofern nicht in Diefem 
Fall die ganzlihe Ausftodüng oder eine wefentlich verdn 
derte Kulturart beabfihtiget ift, Tünftig alle forſteyliche 

Einmiſchung, aller Zwang und alle forftenlihe Gebühr aufı 
bören möge. | 


Karlörube, den 22. Auguft 1820. 


Sm Namen der untertbänigft treu gehorſamſten zweyten 
Kammer der Staͤndeverſammlung 


Der Praͤſident 

Dy Kern. 

Die Sefretäre 
Dr. Duttlinger. 
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Beylage Bife 7. 





% 


Durchlauchtigfter Großherzog, 
gnaͤdigſter Fuͤrſt und Herr! 


Mit ehrerbietigftem Bertrauen nahen wir ung dem 
Throne Eurer Königlihen Hoheit, um unfern innigen 
Wunfc einer allgemeinen Kandes » Anftalt, in welcher eine 
in vorzuͤglichem Grad hedauerndwürbige, und dennoch meh⸗ 
rentheils wenig beachtete Klaſſe von Ungluͤcklichen, naͤm⸗ 
lich die Taubſtummen im Rande, Gelagenheit zur Bildung 
und Unterricht erhalten wuͤrden, Hoͤchſtdero landesvaͤterli⸗ 
chem Herzen darzulegen. 

Dem menſchenfreundlichen Blicke Karl Friedrichs, 
des allgeliebten Vaters Eurer Koͤniglichen Hoheit, iſt auch 
die Huͤlfsbeduͤrftigkeit der armen Taubſtummen nicht ent— 
gangen. Durch Seine milde Fuͤrſorge ward ſchon im Jahr 
1782. in dieſer Beziehung ein Verſuch in Kleinen in hieſi— 
ger Reſidenzſtadt veranſtaltet. Die edle Abſicht des groß⸗ 
müthigen Stifters wurde mit dem ſchoͤnſten Erfolg ger 
frönt. Zu bedauern iſt ed, daß ſturmvolle Zeiten die, 
erwünfchte Ausdehnung verhinderten, obgleih das 
Bedürfnig mit der Vergrößerung des Staatsgebietes 
zunehmen mußte. Daß dieſem Beduͤrfniſſe weder die in 
Karläruhe noch, Leftehende beſchraͤnkte Anftalt, noch ähnliche 
Privatunternehmungen in Brucfal und Staufen befriedis 
gend abzupelfen im Stande find, liegt Mar em Tage. 
Wohl Könnte das Andenken an Karl Friedrichs wohlthaͤti⸗ 
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gen Sinn nit auf beſſere Weiſe geehrt boerten, als durch 
Foͤrderunzg und Bollendung des von Ihm begonnenen Ber 
kes, mittelſt Erweiterung deſſelben zu einer Anftalt, wel: 
he mit milder Hand Taubftummen aus dem ganzen Lande, 
befonterd den Armen , geöffnet wurde. Bir getrzuen und 
nicht, zu beurtbeilen, wilde Stadt zu einer ſolchen An: 
ftolt die geeignetfte fen, und können e3 nur hoͤherm Er; 
meſſen uͤberlaſſen, ob nidt im einer der groͤßern Städte 
bed Grofßberzoztbums fi tie Borrheile, welche ten Ber 
baͤltniſſen einer Landſtadt eigen ſind, mit denen, die ein 
Hauptſtadt darbielet, vereinbaren ließen. 


> Fo freudfger Hoffnung gnädigfter Erkörung wagen 
wir ed aber, Eure Königliche Hoheit untertbänigft zu bit 
ven, daß Hoͤchſtdieſelben für eine zu errichtende allgemeine 
Taubftummen:Anftalt ein angenicfienes Gebäude nebft eis 
nem etwoh geräumigen Garten buldreichft anzumweijen, und 
einen jährlichen Beytrag aus der Staatskaſſe von jährlich 
dreytauſend Gulden zu verwilligen geruhen mödten. 


Diefer Bitte fügen wir noch eine andere, um bie 
gnaͤdigſte Bewilligung bey, dad zum Behuf der erften Eins 
richtung der auf folche Art begruͤndeten Anftalt und zur 
Bildung eines Stiftungsfondg eine Sammlung milder ar 
ben wohl:bätige:r Menfdenfreunde in einer Geſtalt vorge 
nommen werde, Die jeden Schein eines Zwangs entfernt 
Hält. | 


Dad Bewußtfenn, menfhliched Ungluͤck gefindert zu 
haben, „ ift ohne Zweifel die fchönfte Belohnung „ welche 
die huktwolle Willfahrung unferer gehorfamften Bitte Eu 
rer Koͤriglichen Hoheit verfpricht. Aber ed werden auch 
die Seannngen der vielen Unglüdlihen, melde die von 
uns gebetene Anftalt aus dem Zuftande der elendeften Bers 


“ ‘ 
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laſſenheit auf die Stufen menſchenwuͤrdiger Bildung erhe⸗ 
ben wird, den Namen Eurer Koͤniglichen Hoheit in den 
Jahrbuͤchern der Humanitaͤt verewigen. 

Karlsruhe, den 24. Auguſt 1820. 





Beylage Ziffer 76. 


Gefezesentwurf ‚ die Werantwortlichkeit der beren 
Staatödiener betreffend, 


In der Verfaſſungsurkunde ift den Kammern Unfer | 
rer getreuen Landftändg dad Recht ertheilt worden, die 
Minitter und Mitglieder der oberften Staatsbehoͤrden wen 
gen Berlezung der Srrfaffung oder anerfannt verfaflungss 
mäßiger Rechte förmlich anzuflagen. Ein beſonderes Gefez 
fol die Fälle ber Anklage, 5 der Abndung, die 
urtheilende Behoͤrde und d ur beſtinmen. 

Dieſes Geſez ertheilen Wir, mit Vorbehalt naͤherer 
Beſtimmungen uͤber die Form des gerichtlichen Verfahrens, 
hierdurch in Folgendem: 


a Pa 
Jede That, wodurd von einem, feiner vorgefesten 
Vehörde untergeordneten Staatöheamten die Berfaffung, 
oder anerfannt verfafjungemäßigen Rechte entweder im 
Ganzen oder in einzelnen Punkten wirklich verlegt worden, 
ift dDiefer Anklage unterworfen. . 









rs 
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. 
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$. 2 
Als Mitglieder der oberften Staatsbehörde find ders 
mal anzufrben die —58 und auſſerordentlichen Mit 
glieder Unſeres Staatdöminifteriums. 


%. 3. 

Ruͤhrt die That von einem Staatödiener her, welcher 
nicht Mitglied Unferer oberften Staatöbehörde iſt, oder 
doch in diefem Kalle ald in feiner Dienftfüßrung derfelben 
untergeordnet betrachtet werden muß, fo haben die Staͤnde 
das Recht, ihre Beſchwerde bey der hoͤchſten Bchörde anzu⸗ 
bringen, welde der Verlegung auf der Stelle abhelfen, 
und bi im Wege der Dienftordnung, oder durch die 
Bompetente Juſtizſtelle die gebüßtende Ahndung eintreten 
laffen wird, - " - 


—8 I 

Die förmliche Anklagg dagegen kann von den 
Kammern gegen diejenigen keiner vorgefezten Behörde uns . 
tergeordneten Staatöbeamten. angeftellt werden, welche 
eine Verfügung oder einen Befhluß, wodurch die Stände 
die Berfaffung ober aPhnnt verfaffungsmäsige Rechte 
für verlezt halten, u erſ ¶ iben haben; alle auf die 
Verfaſſung und verfaſſungsmaͤßige Rechte ſich beziehen 
den Verfügungen und Beſchluͤſſe werden daher von einem 
oder mehreren dieſer verantwortlichen Staatsdiener unters 
zeichnet. 








$. 5, 

Gm Falle, daß ein diefer Anklage untertworfener 
Staatsdiener, ehe diefelbe angebraht wird, aus dem 
Staatspienfte treten follte, bört dad Anflagerecht der 
Stände mit dem Schluße des erften, nad dein Dienſtaus— 
tritte defielben zufammien berufenen Landtags auf, vorbes 


v* 
— 
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haltlich übrigens der uͤber die Verjährung ber Vergeben 
und Verbrechen: beftehenden gefeglichen Vorſchriften. 
$. 6. 

Wenn die Stände Mlagend auftreten zu müffen glatt 
ben, fo find die Anflagspuntte beftimmt zu bezeichnen, und 
in jeder Kammer durch eine Kommiſſion zn prüfen, wobey 
das fonft nah der Geſchaͤftsordnung zuläßige abgefürzte 
Verfahren niemals Statt haben Tann. 

Bereinigen ſich beyde Kammern dur Zuſtimmung 
der Mehrheit einer jeden derfelben über das Anbringen der 
Klage, fo wird fie von derjenigen Kammer, melde den 
Antrag gemacht bat , fammt den Belegen, durch eine Des 
. putation an Uns felbft gebracht, und zugleich der höchften . 
Staatsbehoͤrde im gewoͤhnlichen Wege davon Nachricht ers 
theilt. | 


* 


$. 7. 

Die auf diefe Weiſe an Uns gebrachte Anklage wer⸗ 
den-Wir fofort Unferm Öberhofgerichte, als der oberſten 
Auftizftelle, zur Verhandlung und Entſcheidung übergeben. 
Diefelde hat diefe Gegenftände im vollen Rathe vorzunchs 
men, und wird in dem Talle, daß eined oder mehrere ide .- 
rer Mitglieder etwa zur Zeit der Anflage Mitglieder der 
Ständeverfammlung gewefen wären, in welchem Falle des 
ren Stimmrecht im Oberhofgerichte ruht, durd eine gfeiche 
Zahl der dem Oienſtalter nach aͤlteſten Raͤthe der Hofge⸗ 
richte ergaͤnzt. | 

| a, 8, 

Sn diefen Fällen tritt der Unflageprggeß ein. Les 
ber das gerichtliche Verfahren werden näbere gefezliche 
Borfchriften demnächft erlaffen werden. Bon der erfolgs 
ten Entfheidung wird den Kammern Nachricht ertheilt, 
und die vallftändige Verhandlungen werden mit dem Urs 
theile und den Entſcheidungsgruͤnden jedesmal vom wen 
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Hofgerihte durch den Drud befannt gemacht. Außer ber 
Wiedereinfezung in den vorigen Stand iſt fein Rechtsmit⸗ 
kel zulaͤßig. 

6.9. 

Die Grade der Ahndung beſtimmen ſich nach der Groͤße 
der boͤſen Abſichk oder Schuld, nah der Größe und dem 
Umfange des zugefügten Schadens, und den gefezlichen 
Regeln der Zurehnung. Die Ahndungen felbft befichen in 
Verweifen, Suspenfion, EnPrnung vom Amt, mit oder 
ohne Penfion, mit oder ohne Vorbehalt der Wiederanfte, 
lung, endlich in Dienſtentſezung. Wenn die Verlegung der 
Verfaſſung oder verfaflungsmägiger Rechte in ein andered 
beftimnited Verbrechen übergeht, fo bleibt das gewoͤhnliche 
Verfahren und die geſezliche Strafen, ſo wie in allen Faͤl⸗ 
len der Scadenserſaz vorbehalten. 

$. 10. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Uns in jedem Falle 
dad Recht das Begnadigung unbenommen bleibt, doch wer» 
‚den Wir dieſes Recht niemals dahin ausdehnen, daß ein 
in Sefolg derartiger Anklage — zur Entfernung vom Amte 
verurtheilter Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle ger 
laffen,, oder daß derfelbe in einem andern Juſtiz- oder ad» 
miniftrativen Amte angeftellt würde, cd wäre denn, daß 
in Ruͤckſicht auf Wieveranftellung das gerichtliche Erkennt⸗ 
niß einen ausdrüdlichen, dem Verurtheilten günftigen Bor 
behalt enthielte. R | 


&in 
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Ein und zwanzigfte Sitzung 
Karlsruhe den 28, Auguſt 1830, 
Gegenwärtig: 


Se. Hobeit der Bräfident und alle dieher rtſchienenen 
Mitglieder, mit AUsnahmne des J 


Herrn Generals Freyherrn v. Geuſau;? des 

Herrn Staatsminiſters Frehbetrn v. Beifrit F de 
Herrn Staatöminifterd Freyherrn v. Kir eben, ne 
Seren Staatsminifters Frevherrn v. Berkheim, dei 
Herrn Staatsraths Baumgaͤttner, bed 

Herrn Staatsraths Freyhetrn v. zartpeim, und dei 


Freyherrn v. Falkenſtein. 


Das Protofofl der neunzehnten Sizung wurde vor⸗ 
geleſen und genehmigt. 
Protokolle der 1, Kammer. a8 
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Zugleich beſchloß tie Kammer, daß ber in Ger 
mäßheit der erfolgten Abftimmungen von dem Sekretariat 
mit Zuziehung des Berichtserſtatters zu redigirende Ent: 
wurf einer ebrerbietigften Toritellung an Se. Koͤnigl. He 
heit im Betreff ver Steuerprägravationen der Gebirgäte 
mohner ausnabmsweiſe wegen des nahe bevorftehenden 
Schluſſes ded Landtags fogleih, ohne nodhmalige Bor 
Iefung in der Sizung, an die zweyte Kammer abzufem 
den fey. 


Hierauf wurde der nach den Befchlüffen der Kammer 
redigirte Befezedentwurf wegen Yufbebung der Ber 
mögend-RKRonfisftationen vorgelegt, und mit einem 
fogleih in denfelben aufgenommenen Zufage deſſen Mit 
theilung an die zweyte Kammer befchloffen, 


-Bepylage Ziffer 76. 


Im Namen der Petitions » Kommiflion und in Ges 
folge des in der legten Sizung derfelben ertheilten beſon⸗ 
dern Auftrags erſtattete der Oberhofmarſchall Freyherr 
v. Gayling Bericht uͤber den Erlaß der zweyten Kam⸗ 
mer wegen Erbauung eines Mauſes fuͤr die 
Ständeverfammlung. . 


Beylage Ziffer 77. 


Einſtimmig vereinigte man ſich mit dem Antrage 
der Kommiſſion dahin, daß, ehe uͤber dieſen Gegenſtand 
ein Beſchluß gefaßt werde, die zweyte Kammer um die 
Mittheilung der bey derſelben erſtatteten Berichte und ge⸗ 
pflogenen Berathungen, ſo wie der dazu gehoͤrigen Ueber⸗ 
ſchlaͤge und Bauriſſe zu erſuchen, und nad deren Einlan, 
gung fogleich durch den Hrn. Refegenten näherer Vor⸗ 
trag zu erſtatten ſey. 





A eyg ore 


— — 


Einundzwanzigſte Sitzung vom 28. Auguſt. 755 


In Betrachtung der nun vorliegenden Verhaͤltniſſe 
wurde ſodann uͤber den eingekommenen Hausverkaufs⸗An⸗ 
trag des Gaſtgebers Wielandt 


befchloffen: 
daß derfelbe zu den Akten zu legen fe9. 


\ nn 

Bey diefer Gelegenheit erklaͤrte der Hofrath v. Rot 
teeck ben. Wunſch, daß von den noch vorhandenen Petis 
tionen. feine. unerledigt bfeiden möchte. Den Rammern 
liege ob, das Petitionsrecht der Badifchen Bürger durch 
möglichft forgfältige Würdigung aller Eingaben in Wirk: 
ſamkeit zu erhalten. 


Der Staatsrath Frbr. v. Baden antwortete hiers 
auf im Namen der Petitiond » Kommiffion, daß in der 
nächften Sizung ‚der Bortrag über Dig wenigen, noch ruͤck⸗ 
ſtaͤndigen Stuͤcke werde erſtattet werden. 


Endlich machten Se. Hoheit der Drafident dar» 
auf, aufmerffam, daß nad $. 79. der Verfaſſungs⸗Urkunde 
noch auf dem gegenmwärtigen Landtatze die Reihenfolge, 
wonach der fünftigk Austrift der Abgeordneten des grunds 
berrfichen Adels erfolgen_müffe, zu. beftimmen feyn werde, 
Da uber die Auslegung dieſes Paragraphen einige Zwei⸗ 
fel entftanden, fo wurde auf. den Vorſchlag. u. 9 ‚Hofe 
vanenB char 3 * 


— ——— 


daß eine Kommiſſion von drey Mit gliebern zu be⸗ 

auftragen ſey nach Benehmung mit den landes⸗ 

herrlichen Kommiffarien in “der naͤchſten Sizung 
diekuͤber Bortrag au erſtatten. 
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Entusıf eines Geleys üter Aufbeieng ter Bern 
Gens - Kcnfiiliciceen, 


un Pig von Settes Guaten Großherzog zu Detm, 
Herzog su Zähringen, Tanıgraf zu Neßenburg, Graf 
zu Salem, Petershauſen und Dauau ıc. 


Nachden im 5. 16. der Verfaſſungs⸗Urkunde ausser 
ſprochen iR, daß die Vermoͤgens⸗Konfiskationen aufgche 
ben werben ſollen, im Ermägung, daß nach dem beſtehen⸗ 
ben Landeögefezen dergleichen Bermögens + Romfigfationes 
nur in folgenden Zällen Statt gefunden: 


Einundzwanzigſte Sizung vom 28. Auguſt. 757 


EB N Wenn ein Unterthan das Land heimlich verkaffen 
bat, um irgend einer über ihn verbängten Unter» 
fuhung oder befürdteten Strafe zu entgehen, 
ohne daß diefe Strafe zu den im Landrechts⸗Saz 2a, 

E- und folgenden erwähnten gehörte, welche den bürs 

gerfihen Tod nach fidh ziehen, oder auch wenn 

er, aus was immer für einer Urſache abweſend, 
ein in dad Inland wirkendes Verbrechen dieſer Art 
begangen; ferner: 


b) wenn. ein Unterthan das Land heimkich verlaffen 
bat, .um fih der Erfüllung der Konfcription ung. 
Krieges Dienftpflicht zu. entziehen; ſodann 


€) wenn ein Unterthan ohne vorher eingeholte Er⸗ 
laubniß dad Land verlafien, und fih im Ausland 
wiedergelaflen bat. 


Sn fernerer Erwägung, daß das Landrecht bey allen 
Faͤllen, in welchen der bürgerliche Tod nach den beſtehen⸗ 
Den Befezen Statt findet, vollftändig verfügt, wie es 
‚zmit dem vorhandenen Bermögen unb hen bürgerlichen 
echten zu halten iſt. 


In Betrachtung, daß die im fpezielfen Zolfgefezen 
und andern Verordnungen verfügte Wegnahme mißbrauch⸗ 
ter einzelner Objefte oder befraubirter &egenftände nicht + 
bieher gezählt werden könne: — finden Wir Uns bewo⸗ 
gen, zu verordnen, wie folgti 


& u 


Die Süter, welche ein. bußgerlih Todter erwirbt, 
und in deren Befiz er am Tage feines natürlahen Toded 
it, follen — mit Aufhebung des Kandrechts-Sazes 3. —. 


mw Nm st: 2. In 
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- Einundzwanzigſte Sisung vom a8, Auguſt. 759 


| 4 

' Der Deferteur und der Refraftair, vom Augenblick 
„ da ihr Verbrechen oder Vergehen als vollbracht er⸗ 
eint, d. h. alſo vom Augenblick der verlaufenen, in der 
ziktal⸗Citation zur Heimkehr beſtimmten Friſt, verfallen 
eine Geldſtrafe, jener von 1200 fl., dieſer von 800 fl, 
lche von ihrem angefallenen, und wofern dieſes nicht 
rreicht, von dem ihnen ſpaͤter anfallenden Vermoͤgen, 
wie daſſelbe anfaͤllt, bezogen und in die Amtslaſſe be⸗ 
hlt wird, 


Dieſe Geldſtrafe wird jedoch nur alsdann in ihrem 
llen Betrag erhoben, wenn das angefallene, oder ſpaͤter 
fallende Vermoͤgen des Deſerteurs oder Refraktairs zu 
er Summe von 2400 fl. hinanfteigt ; beträgt es weni» 
», fo wird die Strafe beym Deferteur nie weiter als 

zur Hälfte, beym Refraftair bie zu 3 des angefalle- 
ı Oder des fpäter anfallenden, fo wie daffelbe anfält, 
Vollzug gefest. 


Die defertirenden Einf teber bleiben jeoc noch 
zerdem denjenigen Beſtimmungen unterworfen, welche 
Ruͤckſicht ihres empfangenen Einſtandgeldes in der Ver⸗ 
nung vom 1. April 1819. enthalten find. | 


Die perfönliche Beftrafung der Deferteurs und Res 
ktairs gefchieht nach den bafür beftehenden, ober in der 
‚ge zu gebenden Gefezen. . 


Die Rüderftattung der erhobenen Befdftrafe kann 
Fall der Rückkehr des Deſerteurs oder Refraktairs im 
ge der Gnade Statt finden. Auch geſchieht ſie im 
ge des Rechts alsdann, wenn ber Ruͤcklehrende ges 
ih gültige Entfchuldigungs = Gründe der Entfernung 
eislich darlegt. 


160, Protokolle der Erſten Rammer. - ) 


Die Beſchlagnabme des Vermögens tritt auf bie 
Anzeige der Defertion over Nefraktion fogleih ein, wu 
wird in Bezug des nach erbobener gefezlicher Geldſtraſe 
noch erübrigenden Bermögenstheild binnen einer gend E 
lichen Kapitulationdzeit fortgefezt. Nachher kann dan | 
nicht Fuͤckgekehrten diefed Vermögen gegen 12 PCt. Abzug 
verabfplgt werden. Bey fchwerern Defertionds Fällen (dd J 
in Kriegszeit, oder wiederholt begangenen) kann aud ein 
längere Beſchlagnabme, oder die Vermoͤgens⸗ Uehergahe a 
bie gefezlihen Erben des Deferteurd Statt finden, 


Beykage Ziffer 77 


— N ⸗ 


Vortrag der Petitions⸗ Kommiſſion uͤber den von der 
zweyten Kammer in Betreff der Erbauung eines 
Staͤndehauſes mitgetheilten Protokoll⸗Auszug. 





Rah dem in dem Protokoll enthaltenen Befchluß 
der zweyten Kammer, bat diefelbe einer Kommiffion aufs 
gegeben, nochmals ale Baupläze mit Beyzug von Kunſt⸗ 
verſtaͤndigen zu beaugenfcheinigen, ſich über den beften 
Bauplaz zu vereinigen, die Riffe und Koſten⸗Ueberſchlaͤge 
entwerfen zu laffen, und uber die Mefultate noch während 
der Dauer des gegenwärtigen Landtags Bericht zu erftats 
ten; und dabey bemerft,, daß die Koften die Summe von 
80,006 fl. nicht überfehreiten follen. 


\ 


/ r 
ı 


. 
Sinundzwanzigfte Sizung vom 28, Auguſt. 763 
Unter. diefen Borausfezungen wird ſonach die erfte 


Kanımer eingeladen, am Schiufle des Landtags einige Dit» 
glieder zu ernennen, welche in Bereinigung mit jenen der 


zweyten Kammer eine Konimifjion bilden, und die Leitung 


des Baued übernehmen follen. 


Die Kommiffion, deren Drgan ich die Ehre habe. zu 
ſeyn, fann ihr Befremden darüber nicht unterdrü Ten, daß 
die zweyte Kammer, ohne vorherige nähere Mittbeilung 
von Planen und Ucberfhlägen,- und ohne die deöfallfige 
Anficht der erften Kammer darüber erforfcht zu haben, ohne 
weitered eine Summe. von 80,000 fl. zum Behuf der Er 
bauung eines Ständehaufes feltfest, und die erfte Kammer 
nur dazu einladet, durch einige ihrer Mitgfieder an ber 
Ausführung diefes Plans Theit nehmen zu wollen. 


Sa fehy die Kommiffien yon der Nothwendigkeit über; 
zeugt ift, ein anftändiges Tofale für die Verſammlungen 
der. beyden Kammern auszumitteln, fo glaubt ſie doch dar⸗ 
auf antragen zu muͤſſen: 


daß zwar die hohe Kammer in dieſer Hinſicht, naͤm⸗ 
lich der Ausmittlung eines Staͤndehauſes, dem An⸗ 
trag der zweyten Kammer einſtweilen beytrete, al⸗ 
kein die Bewilligung der von lezterer zu dieſem Bes 
Huf audgemorfenen Summe von 80,000 fl. — wie 
die Ernennung der Mitglieder zu der fogenannten 
Baufommiffion, Bis nach erfolgter Vorlage der Bau: 
plane und Ueberfihläge „ welche ſich von her zweyten 
Kammer zu erbitten, wären, ausgefagt ſeyn laſſe. 


Frhr. v. Gayling. 


— — — 
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Zwey und zwanzigfte Sizung | 
Karlörube den 30. Auguft 1820. 





Gegenwärtig: 


Se. Hoheit der Präfident und alle bisher erfienenen 
Mitglieder, mit Ausnahme: 


Sr. Ho heit des Herrn Markgrafen Leopold, des 
Herrn Generals Freyherrn v. Geufaw, des | | 
Herrn Staatdminifterd Freyherrn v. Berkheim, des 
. Herrn Staatsraths Baumgärtner, und des 


Freyherrn v. Falkenſtein. 


En 
2 


Das hohe Praͤſidium legt die neu eingekommenen 
Mittheilungen der zweyten Kammer vor: 


1) Die Annahme des Gefezegentmurfd wegen Her⸗ 
abfezung der KRapitulationgzeit. 


Beylage Ziffer 78. und Unterbepylage zu Ziffer 78, 


Zweyundzwanzigſte Sizung vom 30, Auguft. 763 


2) Eine Mittbeilung über den Anfauf des Kreg 
lin ger'ſchen Gartens fuͤr das zu erbauende 
Staͤndehaus. 

Beylage Ziffer 78. 


3) Den angenommenen Entwurf einer neuen Chauffees 
geld: Ordnung. u 


Beylage Ziffer 80. und Unterbeylage zu Ziffer Bo. 


Die beyden erften Gegenſtaͤnde wurden zur Vorbera⸗ 
thung vermwiefen; wegen des lezten Gegenſtands bemerfte 


das hohe Praͤſidium: die Zeit werde wohl zur foͤrmli⸗— 


ben Berathung derfelben zu kurz feyn, denn er fiheine von 
einer vielumfaſſenden Erwägung. 


Staatdrath Frhr. Tuͤrkheim: Er ſey ſelbſt die⸗ 


ſer Anſicht, wenn nicht etwa aus den nicht allzuſehr ber 


ſchaͤftigten Mitgliedern unverweilt eine Kommiſſion gebil⸗ 
det, und ſohin uͤber den Gegenſtand in der abgekuͤrzten 
Form gleich in der naͤchſten Sizung berathen wuͤrde; er 


bemerke dabey noch, daß der Gegenſtand nicht ſo umfaſ⸗ 


ſend ſey, als er bey dem erſten Anblick ſcheine; er habe 
auch bey der zweyten Kammer nicht ſo viel Arbeit verur⸗ 
ſacht, weil fie nur die wichtigern Punkte ausgehoben habe, 
wie aus den Mittheilungen zu erſehen ſeyn werde. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fürftenberg: 
3% halte für dad Beſte, ohne Vorberathung fogleich eine 


Kommillion zu wählen, welche gleich in der naͤchſten Si⸗ 


zung darüber berichte, ob und wie die Sache noch während 
des Landtags koͤnnte erledigt werben, 


Meg. Komm. geh. Neferendär Boͤckh: Die Regie⸗ 


rung muͤſſe ſehr wuͤnſchen, daß dieſes Geſez noch auf dies 
ſem Landtag berathen werde, da die Chauſſeegeld-Erhebung 


! 


cz" Prerstelle Ber Eritea Rammer. 


zum Nahtheil der Reirvceen und des Staa einem edkw 
den Zufkınn AS beinze, weiber, wenn Te Sache niit 
jet erirzıge reürte, ned ımea Jahre forttasern manjte. 

@r Aafeit ver Präſirent: Da die zwedte Ram 
mer ücer cizjen erft beute eingelcmmenen Gegenſtand ie 
geitd unse tem 24. d. M. ibren Beſchlus jaßte, jo Dürfk 
e6 no: wendig ſeyn, eine Rerwasruag der erften Ramma 
in das Prote!:ü auijuncbmen, daß jie an Beripäsung bie 
fer Sache nicht Schuld ſey. 


Staattrath Frbr. v. Türfheim: Die erſte Ram 
mer hat alle on fie gekommene Gegenſtaͤnde mit ſolcher 
Yiofıiikleit und Beſchleunigung bearbeitet, daß mie ein 
Vorwurf fie treffen wird. 


Hofrath v. Rotted: Ih muß ins Allgemeinen ſehr 
Bedauern, daß ſolche Kile gefordert wird. Geſezgebungs⸗ 
Gegenſtaͤnde find weniger ald alle andern zur übereillen 
Webantlung geeignet, weil hauptſaͤchlich beh ihnen eine. 
rubige und vielfeitige Ueberlegung noͤthig iſt. Ich 
ſtimme gegen die Beſchleunigung und Formabkürzung, 
ın fo fern fie dem Weſen einer reifen Berathung 
Ubbruch ihut. Die Kammern tragen feine Schuld „ wenn 
Gegenſtaͤnde unerledigt blieben, welche man ihnen allzu⸗ 
ſpaͤt vorlegte. 

Die Kammer trat durch Stimmenmehrheit dem Ans 
trag Gr. Durchlaucht ded Herren Fuͤrſten von Fuͤr ſten—⸗ 
bera dev. 

Auf Fintadung Gr. Hoheit ded Präfidenten erw 
ſtattete nunmehr der Staatsrath Frhr. v. Tüurfbeim den 
Rommintensbericht über die in der zweyten Kammer befchlofe 
ſene Bite um Befrepung der Privatwaldungen 
voanderpolizedlichen Beförfterung. 

Beplage Ziffer Bu. 


Zweyundzwanzigſte Sizung vom 30. Yugufl. 765 


Se. Hoheit der Präfident: Die Kammer würde 
nun zu befchließen haben : ob über diefen Gegenftand nicht 
ſchon jezt in abgefärgter Form berathen werden ſolle, wenn 
der Herr Regierungs-Kommiſſaͤr nichts dagegen zu erin⸗ 
nern hat? 

Staatsminiſter Frhr. v. Fiſ cher: Er babe gegen 
die Berathung über diefen Gegenftand in abgefürzter Form 
nichts zu erinnern, 

Praͤlat Hebel: Wenn aber doch dieſen Nachmittag 


abermals Sizung gehalten werden fol, fo koͤnne wohl die 


Berathbung auf diefe Sizung verfhoben werden, weil man 
dadurch doch wenigſtens einige Zeit zur Ueberdenfung ber 
Sache gewinnen würde, 

Die Kammer trat diefem Antrag bey. u 

Auf Einladung des hohen Praͤſidiums erflatter 
te der Bisthuerw. Frhr. v. Weffenberg den Kommifs 
fionsberiht uͤber die Herabfezung des Eingan a4 
‚30 II8 auf franzoͤſiſeb e Weine 


Beplane Zifer Ba, 


Sodann erſtattete der Geh, Hofrath Zacharif, den 
Kommiffionsbericht über die Dtbnung des Austritts 
der grundherlichen Deputirten aus der er» 
ften Kammer. 


Beyl'age Ziffer 83. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Er glaube, ed könne - 
vielleicht uber dieſen Degenftanb ſogleich abgefiimmt 
werden, Br 

Hofrath ı v. Rotted: & miffe jeftehen, die Sache 
fey ihm jest, da flatt zweyer Deutungen nun gar dreg 
vorlägen, noch weniger Har ald vorher. .. Tun 


\ 
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ı) Um Befchleunigung der längft erwarfet: ı Bifttälen 
der Hofgerichte, und 
23) um zu gemwährende Aften:Einfiht in feiner Stuhl 

Angelegeubeit. 

Der Untrag gieng auf Uebergabe der Bitte an ig 
hohe Staatsminifterium, ungeachtet der Bittfteller fd 
nicht darüber ausgemwiefen , daß er an dad Staatsmir 
fterium, und zwar vergeblich fih gewendet habe, - 

Hofrath v. Rotted begehrte eine empfehlende 
Mebergabe, weil die traurige Lage des Bittfiellerd ihn vu 
Seite der Humanität, und feine erlittene Kraͤnkung pm 
Seite ded Rechts ald folher Empfehlung würdig darfılı 
ten.. Zwar babe er feine urfundlihen Beweife beygefchlef 
fen; aber theild die Notorietät, theil$ der innere Zufem 
menbang feiner Erzählung. verbürgen ihre Wahrheit int. 
Hauptſache; und über Nichterledigung eined dv 
fuches von Seite eines höchften Staatdminifteriums, melde 
boch nichts anders als ftillfehweigende Abweifung ik, koͤnne 
man ja feine Urfunde bepbringen. 

Geh. Hofratd Zacharid fand ein Bedenken darin, 
eine Beſchwerde an dad Staatsminifterium zu geben, ehnt 
von dem Grund derfelben fih überzeugt zu haben. & 
feble noch die nöthige Aufflärung der Sache, melde abe 
wohl aus der Ruͤckſprache mit einem der HH. Negierungb 
Kommiffäre, oder Mitglieder ded hohen Staatsimintfteriumd 
hervorgehen werde. Er trage daher darauf an, dire Sacht 
an die Kommiffion zuruͤck zu weifen, damit fie nach einge 
sögener genauerer Nachricht darüber weitern Bericht er 
ftatte, 


Hofrath v. Rotteck erflätte fih gegen dieſen An 
trag, vorzüglid aus dem Grund, weil gu beforgen ſtehe, 
daß der Landtag ſich ende, bevor jene Erfundigung erfolg 
m te, 


u 


8 . 
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RR, und dunn auch. darum, weil bereits genug erwiefen 
vorliege, um die Uebergabe zu rechtfertigen. g ' 
Die HH. Staatdminifter Frhrn. 9. Ferſtett urd 
Fiſcher traten der Anſicht des Geh. Hofraths Zachariaͤ 
bey. | 


mL 


Hofrath v. Rotte cf verlangte jedoch wenigſtens bie. 
Zufiderung, daß die Sache noch zur Erledigung komme, 
welche ertheilt warb; worauf die Kammer einmüthig den 
Untrag des Geh. Hofraths Zachariaͤ genehmigte 
_ Fine andere Petition ded Frhrn. von Boͤcklin von 
Ruſft um Unterftügung feiner wegen Gefäliverinftes einge» 
reichten Entſchaͤdigungs-Reklamationen wurde nady' vem An» 

trag des Berichtserſtatters als unſtatihaft beſeitiget, weil er 
zuvor an das Staatsminiſterium ſich hätte wenden ſollen, 
was nach der Verſicherung des Herrn RegierungsKommiſ— 

re. Ref. Boͤckh noch niemals geſchehen ſey. 


Nicht minder wurde eine Bitte des Spiegelfabrikan⸗ 
ten Schmuckert in Mannheim um „Herabfezung des 
Cingangszol von Spiegelglad, gefchlagenem Golde, Queds 
füber 26. als gar nicht hieher gehörig zu demAften gelegt, 


Staatdrath Frhr. v. Zyllnhardt zeigt der Kam⸗ 

mer an, daß das Kommunikat an bie zweyte Kammer, die 

— Praͤgravirung der Gebirgsbewohner durch die Steuerperaͤqua⸗ 

tion betreffend, nach der in der lezten Sizung getroffenen Ab⸗ 
rede von dem hoben Praͤ ſidium age ſey. - 


Beyled ge Ziffer Ba. 


Das hohe Dräfidvium bradte hierauf die Disfußs 
fion über den Gefegedentwurf wegen HDerabfezung der 
Kapitulationdzeit in Anregung. 

Protokolle ver 1, Kammer, 49 


70  . Pnetistelle der Erden Same. e 

Mad geſche hener abermaiiger rn 

folgte iu jpiter e Des — en Is 

nahme. 

Sierasf Mwanzeiic 54 Ti Eigung im cine ge | 
peime, 

ärfe. v. Zplimberbte, 

..Rettied. 


Beylage Ziffer 8. 





Dem hochverehrlichen Präfibinm ber erfieg 
2 ammer 


Habe ih Lie Ehre, ben in der heutigen Sizung vog kt 
zweyten Kammer angenommenen Geſezvorſchlag, übe 
Herabſezung der Kapitulationszeit, in der Beplage mitzw 
theilen. 


Karlörube, den 23. Auguſt 1820, 


Der Präfident der swenten Kammer ber Staͤndever⸗ 
® fammlung 


Dr. Rern. j 


Vdt. Dr, Duttlinger. 





Biwepunbgwanzigfte Siung Som 30, Auguft. 571 


Unterbeyi ag e zu Biffer 78 


— — 


Geſezes⸗Entwurf über die Beſtimmung der Militärs 
Kapitulationszeit. 


Art. ı. 

Der Artikel 4. des am 1. Oktober 1804. verkuͤndeten 
Kantons⸗Reglements, fo ferne ſolcher die Militaͤr⸗Kapi⸗ 
tulationszeit betrifft, wird fuͤr aufgehoben erklaͤrt. 


Art. 2 
Die Kapitulationszeit wird bey der Infanterie auf & 
Sabre, bey der Kavallerie und Artillerie. auf 8. Sjahre her» 
abgeſezt. 


Art. 3 
Es fol jedoch dieſes See; feine ehchöirfende Kraft 
Aben, ſondern zum erſtenmale in Bezug auf die Kapitylas 
tionsjeit der im Konferiptionsjahre 1821. ausgehobenen 
Mannſchaft zur Anwendung gebracht werden. 


Art. 4. u 
Die Refraftaird und Deſerteurs, welde nad Ver 
kuͤndung biefed Geſezes zurudfehren, und zum Militär eins 
getheilt werden, find ebenfalls der hierdurch beſtimmten 
ktuͤrzern Rapitulationgzeit unterworfen, infofern ihnen Das 
dur feine kürzere Kapitulationszeit ald den übrigen Re⸗ 
ktruten ihrer Alterklaſſe zu Theil wird. 


Gegeben Karlsruhe ꝛc. 
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773 Protolkolle ni 3 Erften. Kemmer. :;- >" 
Die zweyte Kammer der Ständener ıng nimmt 
den Geſezesvorſchlag an. 
Karlsruhe, den 23. Auguft 1820. 


Im Namen der unterthänigft treu gehorſamſten zwente 
Kammer der Ständeverfammlung 


Der Praͤſident und die Sekretaͤre. 


Dr. ern 

Dr. Duttlinger. 
Hüber. 

Ziegler. 





Beylag e Ziffer 79. 





Dem hochverehrlichen Praſidium der erſten 
Kammer der Ständeverfammlung 


habe ich die Ehre anzuzeigen, daß in Betreff der Erbauung 


eines Staͤndehauſes die zweyte Hammer heute def ehlof 
fen bat, daß — 





1) das Haus auf den zu erwerbenden Poſthalter Kreg 
lingerſchen Garten, 


2) nach den von Herrn Oberbaudirektor Weinbrenner 


gefertigten, und ſammt deſſen Gutachten bier beyge⸗ 
ſchloſſenen Planen, 


3) unter Mitwirkung einer von beyden Kammern zu er⸗ 
nennenden Kommiffion — gebaut werden fol. 
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Von der zweyten Kammer ſind die Abgeordneten: 
Buhl, 
Griesbach, 
Hoͤllmann, * 
Meſſing, und 
Winter von Karlsruhe | 
gu. -Mitgliebern der. Kommiſſion gewählt worben.e 
Karlörube den 28. Auguft 1820. 


Der präfoent ber zweyten Kammer der Ständes 
} verfammlung 


Dr. Kern, | 
Vdt,. Dr, Duttlinger. 





Bey ka ge Ziffer da. 





| ® 
Dem bochverehrlichen Präfibium der erften 
gu mer ber Ständeverfammlung 


habe ip die Ehre, den von ber zwenten Kammer anger 
nommenen Entwurf einer Ehauffeegeld » Ordnung in ber 
Anlage zu gefälliger, weiterer Berathung mitzutheilen. 


Der Nachtrag zu folder, naͤmlich dad Verzeichniß 
der Landſtraßen im Großherzogthum, ift in den Verhand⸗ 









y z . Yrotstelle der Erften Kemmer. 


tungen der zweyten Kammer, im 2ten Hefte, Get: NR 
tie 74. abiediudt. ® 


Rarlsrube ven 21. Auguft 1820. 9 


Der Praͤſident der ment Dammer der Staͤnde⸗ 
verſammlung 


Dr. Kern. 
. Vet. Dr. Duttlingen 


Unterbeylage zu Bier So. 





Entwurf einer Chaufleegeld - Orbnung nebft einem 
Nachtrage. 


Art. 1. 


Das Straßengeld wird von ben Straßen Bezogen, 
deren Verzeichniß gegenwärstigem Beicze im Rackggeg bay 
gefügt ift. 

Art. = 


Die auf allen Hauptftraßen hergebrachten Brücken⸗ 
und Nflaftergelder dürfen nur in folgenden Städten des 
Landes in der bieherigen Weife erhoben. werden; nämli. 


l 
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⸗ 


In Karlsruhe, Mannheim, Heidelberg, Pforz— 
heim, Raftadt, Freyburg, "und Konſtanz; aud 
das Graffhaft Hauenfteinifche und Waldshuter Weggeld 
fol forterhoben werben. Den bier benannten Städten 
- wird frengelaffen, auf den Bezug des Pflafters und Bruͤk⸗ 
Kengeldes zu verzichten, in welchem Fall fie Ihre Erflärung 
innerhalb 6 Wochen nach Verkündigung diefed Geſezes bey 
den ihnen vorgefezten Bezirksaͤmtern einzureichen haben. 


Art. 3 


Genannte Städte haben, wenn fie das Brüden s 
und Pflaftergeld beziehen, die Landſtraßen innerhalb Orts 
und Etters, dad Straßenpflafter, alle Brüden und Dobs 
Ien, nah den beiehenden Einrichtungen und Obfervans 
zen, unter Leitung der technifchen Landesftellen, zu bauen, 
und ftetd in gutem Stand zu erhalten, und eben fo den 
Bau neuer Brüden, Dohlen, Straßenpflafter und Strafs 
fen » Berbefferungen, welche nothwendig oder nuͤzlich er; 
achtet werden, zu beſtreiten, widrigenfalld die Herftellung 
derfelben auf Koften der Stadt » Aerarien nach fruchtlofer 
Erinnerung anzuordnen, und zu diefem Zweck der Ertrag 
der Brüdens und Pflaftergelder, andere parate Mittel 
der baupflihtigen Aerarien nicht ausgeſchloſſen, vorzugs⸗ 
weife in Befchlag zu nehmen ft. Als Etter gift derjenige 
Bezirf, den benannte Städte in Folge der Chauffee- Orts 


nung vom 14. May Bı0, bisher gebaut und: unterhalten 
haben. | an 


Art, 4 ws 
Alle übrigen Pftaſter⸗ und Bruͤdengelder auf den 
im angehaͤngten Verzeichniß benannten Straßen hoͤren mit 
dem Tage auf, erhoben zu werden, da gegenwärtigen Ge: 
ſez in Wirkfamleit tritt. 


6. Mrotofolle der Erften Kammer. 


Dagegen wird die Herftelung und Unterhaltung br E 
durch Iamuisiche nicht genannte Orte des Landes (denn 
te etwa verzichtenden obengenannten Gtädte gleih ı E 
ten ſind) fuͤbrenden Hauptſtraßen auch innerbalb Or 
ad Eiters, tolalin auch die Unterhaltung des Pflaften, 
ss Biüden und Toblen auf der Fahrbabn der Kunf 

en, auf die Straßenbaukaſſe übernommen. Golda 
zeinden It jedoch wegen bed eigenen freyen Gebrauch 
innesbalb ıbrer Gemarfung laufenden Yanpftraße zu 
tmrasung dee Pflafterd, oder falld deffen Verwand 
Aa iu eıme chauffeemähig aebaute Straße für zweckmaͤ 
erachtet wurde, zur Unterhaltung des chauffirten 
Straßenzugs ein angemeffener Beytrag anzufezen. 


Die Kreids Dirchtorien haben Gh Vern ebhmung ber 
- betheiligten Gemeinden auf das Gutachten der artiſtiſchen 
Behörde dieſen Beytrag zu biftimmen, 


\ ‚ Art, 5 


Mo auf Nebenftraßen, welche nicht in dem beylie⸗ 
genden Verzeichniß aufgeführt find, ein Pftaſter⸗ oder 
Weggeld erboben wird, da ſoll dafjelbe fortbeſtehen. 


Fuͤr ſolche Seitenſtraßen, deren beſſere Herſtellung 
von einer ganzen Landesgegend gewuͤnſcht wird, die aber 
nicht von der Wichtigkeit find, daß fie auf den allgemei⸗ 
nen Straßenbau⸗Fond ubernommen werben fünnen, duͤr— 
fen befondere Weagelder mit Staats » Ermächtigung zum 
Vartbeil der baupflichtigen Gemeinden eingeführt werden, 
die .aber einfhlieplih der Pflaftergelder. dad allgemeine 
. Straßengeld nie überfteigen follen, 


Art. 6 
Dem Straßengeld find unterwoyfen: - 


Ä 3 
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3) Der Güsertransport. - \ 


2) Kutſchen und Wagen, wodurch Perſonen trand« 


3) Leere Wagen und Kutſchen. 
4) Zug⸗ und Schlachtvieh. 
| | Art. % 

Ausnahmsweiſe bleiben frey von dem Straßengeld: 
1) Wagen und Pferde der. Großherzoglichen Familie. 
2) Großherzogliches Eigenthum. 

3) Bandesfuͤrſten und fremde Souveraine. 
4) Das Großherzogliche Militär im Dienfte, ° 


6) Meifende Gefandtfchaften, in fo fern ihre: Höfe, 
den Großherzoglich Badiſchen Gefandten gleiche 
Befreyung angedeihen laffen, und Fchild⸗Couriere. 


&) Lofalbcamtr innerhalb ihres Amtsbezirk in Dienk 
geſchaͤften. 


7) Die zum Staats dienſt aufgebotene Frohndfuhren. 


8) Die Beſpannungen von Kotſchen und Wagen, wo⸗ 
durch Inlaͤnder an Orte transportirt werden, die 
von ihrem Wohnort nicht uͤber eine. Stunde ent: 
fernt ſind. 


0) Poſtwaͤgen, Beywaͤgen, und deren zuruͤckgehende 
Beſpannungen, die Reit- und Zugpferde der Brief⸗ 
poſten, Eſtaffetten. 


10) Ale mit eigenen wirthfchaftlichen Gegenftänden 
beladene,, und alle unbeladene Bauernfuhren,, ges 
gen Borzeigung eines Atteſtats des Ortsvorſtands, 


RR Brotstolle ver Erin Kemmer. 


daß der Eigrutbimer der Auhre ei | tab 
und Lie Yatung aus ergenen wirth ſchaftliche⸗ 
geuanifien Ecitebe. 

Yut Auslaänder, welbe zum Bebuf tes Tıd 
ihrer im Lande gelegenen Eüter ırlaztılae Exs 
fen beiasren, oder den Felderwachs taros rr 
beinien, find Straßengeld⸗frey, in je ferne 
Gleiche von ten berachbarten Staaten beosıgch 
wird. 








s1) Inaͤndiſſches Rich, das niot zum Handel beftimm, 
zur Abſchlachtung oder Nachzucht von einem Li 
des Landes zum andern gebradht wird. 


Art. 8. 


Das Erraßengeld wird desmal vom E der M· 
fahrt Bid zum OTrte der Beſtimmung entrichte$ 


s) Die Landesgraͤnze ift für alled Vieh und alle Frh⸗ 
vn, weldke vom Auslande kommen, der Ort det 
Abfahrt, und für folches Vieh over ſolche Fuhen, 
welche aus dem Lance treien, der Drt der Be 
ftimmung. 


3) Ta, mo im Lande Guter geladen werden, odn 
Vieh abgeführt wird, iſt der Ort der Abfahrt; 
da, wo im Lande Güter abgeladen, oter das Bid 
eingeftelt wird, ter Veſtimmungsort. 


3) Fuͤr alles zuruͤckgehende Fuhrwerk, iſt der Ort im 
Lande, von wo der Fuhrmann zuruͤckkehrt, und 
wenn er aus dem Ausiande zuruͤckkoͤmmt, die Lan 
deögränge dir Ort der Abfahrt. 

Als Beſtimmungsort iſt fuͤr zuruͤckgehende ins 
laͤndiſche Fuhren ter Wohnort des Fuhrmanns, 
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und jür außländifche der Austrittspunft an der. 
Landesgraͤnze zu betrachten. 


«) Wenn ein Fuhrmann die Beſpannung vermehrt, 
fo it für diefe vermehrte Beſpannung der Ort, 
wo fie genommen wird, ald Ort der Abfahrt ans 

zuſehen Ron Borfpannpfervden, die an Staigen, 

und nicht weiter ald auf eine Stunde Wegs mit⸗ 
genommen werden, iſt fein weiteres Straßengeld 

zu eutridten. . 


6) Fuͤr Chaifen und Wagen, wodurch Perſonen ges 
führt erden, ift der Ort, wo. der Fuhrmann zu 
rüctehrt , der Ort der Beltimmung , und zugleich 
der Drt der neuen Abfahrt. > 


6) Für alle Extrapoſten ift die erfte Station Abfahrts⸗ 
ort, die naͤchſte Station Beſtimmungs⸗- und reſp. 
neuer Wfahrtsort. 


7) Es iſt geſtattet, das Straßengeld auch. nur für 
einen Theil des zuruͤckzulegenden Weges gu bezah⸗ 
fen, un® muß in diefem Halle bey der Ankunft 
an dem Drte, bis wohin daſſelbe entrichtet wurde, 
und der ald Beftimmungsort zır betradpten tft, daß 
Straßengeld für die Fortſezung der Reife abge⸗ 
tragen werden. 

8) Wer von einer Seitenſtraße, wo kin Straßengeld 
für die Staatskaße erhoben wird, abgehet, um 
feinen Weg auf einer-Dauptftraße forszufegen , ift 
ftraßengelopflichtig,, in fo ferne er auf der Haupts 
frage einen Ort berührt, und der zuruͤckgelegte 
Meg wenigftens eine Stunde beträgt, und in fe 

‚fern er nicht aus dein in Art.7. Abſchnitt 10. an 
gezeigten Grunde frey if. In diefem Ball ftehet 
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es I irre, das Zere Sucher 
M.733-:2337:$ u er taTsıde, gTer m 
Ei, E08 er 23° ker Zuuschrzje geraßT, ;ı 
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ao. de ® 
>> y.Cch. 











4:20; 


2:3 Ejrajenzer wre way Felreamen Dem 


gm er93>:: e 


ı Bem A 2%: -2ım eier Parıen wirs rad Sram 
gee mi 2 fr. sog 1edem Pier ums jerır Sim 
entrichtet, ccm -tea and öten Tiere weerter 3%. 
und Yon jerem werten Ficd 5 Dip erbeben. 


3, Eon ter Beſranrurz e:nes leetrgebenden Qi 
@ - ‘ - 
Ak, cha: R:Lüst ast tie Art des Zugsiehet, x 
Zune nd Stück su erıridten r Ir 


3, Basen, die mit wrbr als zwen Bierten bee 
fin?, teren Katielgen 6 Patrite Zolle zur ie 
user haben, zabler fatt des unter Ziffer ». ib 

. geiegten Straßenzeldes nur E fr. vom Pferte fü 
Bie Etunte, und 


u’ 


Magen, tie mit mehr ald zwey Pferden beſpam 
find, teren Räder mit Radnaͤgeln beicylagen fin, 
zablen für jeres Eruf ver Befyannung außer den 
tarifmägıgen Etraßengeld von ber Etunde & fr. 


4 


6; 


N 


Wagen und Karren mit vier und mehr Pferden, 
deren Radfeljen unter 45 Zoll Badifhen Maaßei 
haben, zahlen über das tarifmäßige Straßengel 
unter Ziffer 2. u. 2. no 4 fr. weiter. 

Die Beflimmungen unter 4. und 5. werden ein 
balbes Jahr nach Publikation der neuen Chaufler 
. Ge: Ordnung in Vollzug gefezt. 
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ww. 6). Bon einer Chaife, - oder einem Cabriolet, iſt fuͤr 
m jeded- Stud der Befpannung ‚per Stunde zu zah⸗ 
m. Im 2 Er, ° . 
7) Bon einem Pferde hat der Reuter per Stunde zu 
zahlen ı fr, 
* 8) Von einem leergehenden, oder vom Vorſpann zu⸗ 
ruͤckkehrenden Pferde, Maulthier, Eſel, Ochs, 
oder einer Kuh ift per Stunde 4 fr, zu bezahlen, 
\ 9) Bon kleinem Bieh, nämlich Rinder, Kälber, Fuͤl⸗ 
len, Schafen, und Ziegen iſt per Stud und Stunde 
4 4 fr. zu entrichten. 
E Art. 10. 
2 


64 


vg m “ 


. Die Zoller und.refp. Ucciforen find zugleih Straf 
fengeld. Erheber.. Nur von den Ertrapoften haben die 
Er die Erhebung. zu, beforgen, .. 

Es werden von ben Shauffeegelder »Erhebern über 
ihre Einnahmen Manualien geführt. Die Bugfeite bil 


det dad Manual, die Ranpdfeite aber wird abgefchnitten, 
und dem Straßengelöpflichtigen zugeftelit. 





Yrt. 11. 


A rt, 12. 


Die Zeddel, welche Fracht⸗Fuhrleute und Hauderer 
an dem Abfahrtsort erhalten, werden von ihnen am Ber 
flimmungsort an den DOberzoller oder Orts⸗Acciſor abge⸗ 


geben.. Die Zubrleute find verbunden, zwar nicht auf den 
öffentligen Straßen, oder auf frepem. Felde, aber in. den. - 
Ortſchaften den Zollgardiften und Ortspolizeydienern auf . 


Verlangen die gelösten Billets vorzuzeigen. 


u 


nd Protstolle der Erfien Kammer. : 









Art. 13. | 
Wer das Etraßengeld nit vor der Atfabrt entibe a 
tet, und den Ort, wo es hätte geſcheben ſollen, berai® 8 
paſſirt hat, wird um den zwanzigfachen Betrag der w 
enthaltenen Abgabe gneftraft, in fo ferne er nicht ven fh 
ler wieder gut gemacht bat, bevor er entdedt wurde 
Die Strafe wird angefezt fur die bey der Bere x 


gurüdgelegte Strecke; fo jedoch, daß die bereits ep 
fangene Station für vollendet angerechnet wird. 


2a mM 


Jede falfhe Angabe, woburd ein Theil der Abo 
ben ter Straßengeldfafle entzogen wird, ſoll ebenfalls mil 
dem zwanzigfachen Betrag des zu wenig Bezahlten bo 
firaft werden. 


Wer das am Orte der Abfahrt gelddte Zeichen am 
Ort der Beſtimmung nit in den erften zwey Stunden 
feiner Ankunft, die Nachtzeit nicpt gerechnet, abgälk, 
um ı fl. 30 fr. geftraft. 


Der Fuhrmann ift zu Entrichtung des Straßengil J 
de verbunden, und wird im Uebertretungsfall allein zu | 
Strafe gezogen. 


Der Ungeber erhält jedesmal die Hälfte ‘der wirflid 
fallenden Strafe. ⸗ 


Ar t. 14. 
4— 


Die Beſtrafung der Versehen gegen dieſes Gef 
fieht dem Borgefezten ded Orts zu, wo der Fuhrmann 
angehalten wird, Der Ortövorgefezte kann uber ı5 fr. 
Sportein wegen Unterfubung und Beſtrafung eines Fal— 
les nicht anſezen. Erachtet fih der Beſtrafte Durch dad 
Erkenntniß des Ortsvorgeſezten beſchwert, ſo ſtehet ihm 


— ⸗ u 
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Rekurs an das nächftgelegene Amt offen, und d& 
zug der Strafe wird fufpendirt, wenn der Denuns 
e die Koſten der Begleitung durch einen Garbdiften oder 
tsdiener uͤbernehmen will. 


Gegeben Karlsruhe ꝛc. 


Die zweyte Kammer der Standeverſammlung nimmt 
yGeſezesvorſchlag an. + 


Karlsruhe den 21. Auguſt 1820. 


Namen der unterthänigft treu gehorfamften zweyten 
Kammer der Staͤndeverſammlung 


der Praͤſident und die Sekretaͤre 
| D.r. Kern. 
| Huͤber, 
Ziegler 


. _ - 2= Um 
Bı;. 2:2: Zur 3: 


La ein or 44 








RKcnmiltzasunidt See De Bicbetizen der vreb 
Sarmrm in Berg tr Berichfistaun % 
Privammaltungen. 


Erſtattet zen J. Fektt. v. Zurfberım 


Ter Autrag bes Hrn. Abgeordneten Ruth auf E 
Anderung ber gefeslihen Vorſchriften, weiche den Ak 
bieh in Privarmaldungen ohne forftpofigepliche Anzeifalg 
verbieten, iftinder Sizung ter gmepten Rammer roman. Kat 
v. J. auf die natuͤrlichen Rechte des Eigenthums gegränkt, 
und auch in der ſpaͤtern Berathung aus dieſem Beidt: 
punfte unterflügt und gebilligt werten, wenn gleich de 
Beleuchtung des forſtwirthſchaftlichen Sntersffes im Ga 
sen in der Behandlung vorberrfchend erfcheint. Das Gw 
achten {ihrer Kommiſſion muß daher, um eine fit 
Mrundlage zu gewinnen, von ber rechtlichen Anſicht au 
geben. 


Yefhränfungen des Privateigenthums Können aut 
dba eintreten; 


Erftens: Mo dag allgemeine Wohl es erforder. 
Dibne die Sarantie der bürgerliden Geſellſvaft ift fer 
@igentbum denkbar, folglich auch nur unter den notb 
wendigen Bedingungen ıbre3 allgemeinen Intereſſe's, wo 
dieſes Bejipränsungen gebietet, muß derdurch fie geſchuͤjte 

Ein⸗ 
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Einzekne ſich ſolche gefallen laſſen, — allein fie muͤſſen 
ſich als nothwendig nachweiſen laſſen. Hieraus folgt, daß 
wenn der allgemeine Holzbedarf, die Sicherung vor einem 
Furchtbaren Holzmangel, die nachhaltige Bewirthſchaftung 
Der Privatwaldungen erfordert, die Eigenthümer füch dem 
Megeln derfelben unterwerfen muͤſſen. 


Zweytens: Wo es zur Abwendung einer Beein» 
srächtigung des Eigenthums anderer noͤthig wird. Dieſe 
Ruͤckſicht Tann. jedoch nur zu ſolchen Maaßregeln berech⸗ 
tigen, ohne welchen dieſer Zweck nicht erreicht werden 
kann. Hieher gehoͤren aber nicht nur die Vorſichtsanſtal⸗ 
ten gegen gewiſſe unregelmaͤßige Hiebe, wodurch zum 
Beyſpiel der Wind einen gefährlichen Zug gegen die Wal⸗ 

dungen von Nachbarn erhalten könnte, ober gegen Waltz 
brande u. dgl., fondern auch jene Regeln der. Forſtpolizey, 
welche allgemein fuͤr noͤthig erachtet werden, um das Ei⸗ 
genthum eines jeden zu ſchüzen, und Frebel zu erſchwe⸗ 
ren. 


Ein weiterer Zwang wird wohl nicht aus der allge⸗ 
meinen Sorge des Staats für dad eigene Wohl der Wald⸗ 
eigenthümer gerechtfertigt werben Tonnen. Der Staat 
übernimmt. zwar die Borforge für erflärte Verſchwender, 
welchen dadurch) der freye Gebrauch ihrer Bernunft zu 
Beforgung ihrer eigenen Angelegenheiten abgefprochen wird, 
wo aber ein folcher Zuftand, welcher allein die Bevor» 
mundung großjähriger Bürger begründen Tann, im Allge⸗ 
meinen nicht ausgefprochen iſt, laͤßt fih die Vormund⸗ 
ſchaft in einem einzelnen Gegenftand der Vermoͤgens⸗Ver⸗ 
waltuug, wenn derfelbe gleich mehr als andere Einficht 
erfordert, und mehr als irgend einer den Berführungen 
des Leichtfinnd ausgeſezt ift, doch nicht wohl: vertheis 
digen. 
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786 Drotofolle dee Erſten Kammer... - _ 


Nach birien Gruntiäzen glaubte Die A 1milien ik 
gemaditen Vorſchlaͤge beurtheilen zu, muͤſſen. | 


Zuerſt iſt ed ndthig, den Umfang und die Witt 
keit Der Privatwaldungen im Großherzogthuns zu em: 
fen, um biftimmen zu koͤnnen, in wiefern auf dieffke 
nothwendig gerechnet werden müffe, um den Holzbedt 
des Landes im Ganzen nahhaltig zu ſichern. 


Nah den vorliegenden, in dem KRommilflonie 
richt an die zweyte Kammer angeführten Notizen werk 
354.385 Morgen unter der Rubrik Privatwaldungen ar 
geführt, dad man auf diefe, verhältnißmägig zu dem gan 
sen Waldareal des Landed von 1,563,049 Morgen, an 
geringe Morgenzahl, im Allgemeinen genommen, nid 
gu rechnen brauche, um uns vor der Gefahr eines Holzmaw 
geld fiher zu ſtellen, leidet keinen Zweifel, und ich halte 
ed für überflüflig, die bereits zum Beweis biefer Angabe 
aufgeftellten Berechnungen bier zu wiederholen. Alk 
abgefehen davon, daß diefe Privatwaldungen nidt in 
ganzen Broßherzogthum gleich vertheift find, und bey nd 
berer Unterfuchung fi) doch vielleicht ergeben Tönnte, Wi 
fie in einzelnen Gegenden einen nit unbedeutenden Eis 
flug auf dad Ganze haben, fo kommt doch dabey in Er 
waͤgung, daß die nämlichen rechtlihen Gründe, aus wei 
hen man diefe audfchließend fogenannte Privatwaldungm 
der forſteylichen Anweifung entziehen möchte, auch af 
ſtandes⸗ und grundherrlihe Waldungen ihre Anwendung 
finden würden, und daß es daher auch nicht umgangen 
werden koͤnnte, dieſe nad den naͤmlichen Grundfägen n 
behandeln, es mag nun die Ausdehnung der vorgeſchla— 
genen Befreyung auf diefelbe in der Abfiht des Antraß 
gelegen feyn oder nit. 


.. of 
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Zwar ift bemerkt worden, daß bie. Standes» unb 
Grundherren eigene Forſtleute haben, und daß ihnen ges 
wiſſe forſteyliche Rechte zugefichert fenen, daber bey ihnen 
andere Verbältniffe eintreten; allein es Tann nicht in Ab» 
rede geftellt werben, daß wenn fie bey allem dem mehr 
beſchraͤnkt ſeyn follten, al jeder andere Privateigenthür 
mer, fie immer die Rechte diefer leztern für ihre Wal⸗ 
Dungen anfprechen fönnen, und folde daher ebenfall® von 
Allem forſtwirthſchaftlichen Zwang befrept erden mußten, 


Die ſtandes⸗ und grundherrlichen Waldungen betra⸗ 


gen 224 945 Morgen, und alle Privatwaldungen mit Eins 


Huf derfelben 479,330 Morgen. Diefe Morgenzahl ers 
fheint nun doch im Berbältniß zum gefammten Waldbo⸗ 
den und dem Holzbedarf des Landes im Ganzen zu. bes 
deutend, als daß man fie bey den Vorſichtsmaaßregeln 
für die Sicherung diefes leztern gar ‚nicht 'zu beachten 
brauchte, zumal, da auch unter den Staats⸗ Gemeinds⸗ 
und Stiftungs-Waldungen viele find, die ihrer Lage nad) 
fünftig noch audgeftodt, oder auch befondern Fabrik⸗Be⸗ 
dürfniffen geroidmet werden dürften. Da aber die Privat 
waldungen in jedem Ball doch nur zum Theil zur Bedek⸗ 
fung des Landesbedarfs noͤthig fenn koͤnnen, da unter den» 
felben viele begriffen find, bey welchen eine regelmäßige 
Bewirtbfchaftung mit Grund vorausgefezt werden Tann, 
namentlicy bey den Waldunger der Standesherrn, mander 
Grundherrn, und der Gernsbacher Schiffergefellfchaft, da 
ferner angenommen werden muß, daß. felbft unter ben 
kleinen Waldeigenthümern immer ein großer Theil wirths 


fchaftlich und vorfichtig verfahren wird, fo glaubt bie 


Kommilfion auf den Umftand, daß nicht alle diefe Wal» 

dungen ohne Nachtheil des Allgemeinen zu Grund gerich⸗ 

tet werden fönnten, fein ſo großes Gewicht legen zu dur 

fen, um barauf die Nothwendigfeit des. biöherigen Zwang 
So * 
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einer ſchulgerechten Bewirthſchaftung, fondern nur bie 
Meditfertinung einiger geringeren Befhränfungen ber nis 
(en Freybeit gu gründen, 


t 
Die zweyte Rudficht in ber Beurtheifung bes von | 
liegenden Antrags, welde dem Sicherung des Cigenthun ' 
anderer gewidmet werden muß, Tann noch weniger all 
die erfte eine regelmäßige Leitung der ganzen Bewinh⸗ 
fhaftung der Privatwaldungen durch die Forſtbehoͤrde, 
fondern nur folde Bellimmungen nothwendig makıı, 
durch welche die Waldeigenthümer an gewiſſe forftpolizry 
lie Regeln gebunden würden, und weldye zugleich di 
Möglichkeit einer forttauernden Auffiht der Forſtbehoͤrda 
gegen eine für benadbarte Waldungen gefährlidge Sn 
handlung ficherten. 


Ade diefe Betrachtungen haben die Kommiſſion zu 
folgenden Reſultaten geführt : 


Erftend Wenn man die Privatwaldungen in dım 
angenommenen auögedebnten Sinn in ihrem ganzen Um 
fang als nothmwendig zur Bedeckung des Allgemeinen Br 
darfs anfehen fönnte, fo würde freyſich das Staatswell 
gebieten, auf ihre vollfommene Bewirtbfhaftung zu hal 
ten, und Ddiefe daher wie bisher in allen Stüden dm 
Sorftbehörden zu überlafen, da fie aber nun nicht ganj 
entbehrlich find, fo genügt ed an einer Aufſicht, durch 
welche ihre Verwuͤſtung, fo wie polizeywidrige, dag Ei 
gentbun anderer bedrohende, Behandlung verhindert wer 
den fann. 


Zweytens. Eine folhe verhütende Aufficht kam 
nur dadurd erhalten werden, daß der Waldeigenthümer 
zur Anzeige feiner vorhabenden Hiche bey der Forſtbehoͤrde 
verbunden bleibt, und von diefer die Genehmigung erhal, 
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ten muß, welche nicht verſagt werden kann, wenn nicht 
die unter 1. angegebenen Fälle eintreten, . Damit jedoch 
das Läftige folcher Anzeigen beſeitigt werde, kann der 
Hieb zu eigenem Gebrauch, welcher nie ſo bedeutend ſeyn 
wird, um auf irgend eine Weiſe weder das Ganze noch 
die Nachbarn zu beeintraͤhtigen, von dieſer Verbindlich⸗ 
Teit ausgenommen werden. Alsdann fällt gewiß dasjentge 
weg, was in der bisherigen Einrichtung dem Waldeigen⸗ 
thuͤmer wahrhaft kältig. war. Denn nicht‘ darüber wird er 
ſich Hellagen, daß er. bedeutende Diebe nicht ohne Einhy⸗ 
lung der Genehmigung vornehmen darf, zumal wenn diefe 
rũünftig in wirthfehaftlicher Hinſicht: nur bey einer zu be; 
- forgenden gaͤnzlichen Verwuͤſtung, und. in Ppolizeylicher nur 
“Bey ’eintretender Benachtheiligung Anderer verſagt werden 
kann, fondern darkber hat er gelfagt, wenn er bey jeder 
"Nleinigfeit zu·eigenen Bebraudz: bey den - Gorftbeamter - 
anfragen mußte, an befchiwerliche Formen gebunden wät, 
Yin tätige Gebühren zahlen mußte, welche bey den in 
"Antrag gebrachten Beſtimmungen hinwegfallen. 


— Drittens. Wenn ein Waldeigenihuͤmer einen Hieb 
‚nicht. zum eigentlichen. Hausgebrauch, ſondern zu einem, 
groͤßere Quantitaͤten erfordernden, Gewerbsbetrieb unter⸗ 
nehmen will, fo müßte er allerdings am die für den Ver 
Lauf feftzufegenden Vorſchriften gehunden ſeyn. 


Viertens. Bey dem in Vorſchlag gebrachten Geſez 
muͤßten ſodann auch diejenigen allgemeinen forſtpolizeylichen 
Vorſchriften, z. B. hinſichtlich der Jahrszeiten fuͤr die Hiebs⸗ 
unternehmungen, der Abführung des Holzes u. dgl., ges 
hoͤrig bezeichnet werden, an welche ſich jeder Waldeigen⸗ 

thuͤmer zur Erhaltung der Ordnung zu binden hat. 
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Beylage Ziffer 82. 


Kommiſſionsbericht in Betreff der von der zweyten Ken 
mæer angetragenen Aufhebung des hohen Eiegern⸗ 
zolls auf die franzoͤſiſchen Weine. 


Eattet von dem Bisthumsverweſer Frhen. v. W effenenk 


Im verwichenen Jahre iſt in der zweyten Korn 
der Wunſch inlaͤndiſcher Weinproduzenten laut geworden, 
daß die franzöfifchen , beſonders die Eifäßifchen Weine mit 
einem hohen Eingangäzol belegt werten mächten, um de 
vortheilhaften Abfag der inlaͤndiſchen Weine zu beförkem. 
Die hohe Regierung entſprach biefem. Wunſche burg ihre 
-yroviforifhe Anordnung vom 22. Dltober vo. J., wide 
den Eingangszoll franzdfifher Weine von ‚24 fl. und reſp. 
15 fl. auf 104 fl. für das Fuder erhöht, In Diefem Iahe 
nun ſpricht ein Beſchluß der zweyten Kammer den Wunfd 
aus? Der den franzoͤſiſchen Weinen aufgelegte bobe Ein⸗ 
gangszoll moͤchte wieder aufgehoben und auf das vorige 
Maaß herabgeſezt werden. 

Die Gruͤnde dieſes Wunſches oder Begehrens, ſoweit 
fie aus den Verhandlungen der zweyten Kammer zu ent⸗ 
nehmen find, befteben: darin: 

ı) Daß der inländifche Weinhandel, beſonders der 
Zwifchenhandel, durd ten hohen Eingangszoll nicderge 
‚trüdt, und den Badnern zum Theil ganz entzogen ; 

2) Daß die Mifhung, deren die geringeren inländifchen 
Weine am Kaiferftupl bedürfen, um ein Artifef des Hans 
deld zu werden, durch den hohen Eingangszoll unmoͤglich 
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"gemacht werde, weiß fie mit Bortheil nur mit Eifäßer 
Beinen geſchehen koͤnne. 


Auf ben erften Anblick koͤnnte man glauben, dag im 
vorliegenden Fall das Intereſſe der inländifhen Weinbauern, 
und das Intereſſe der inländifchen WeinhändLer wirklich 
im Streit befangen ſeye. ' Allein ..nicht. felten ift ein folcher 
"Streit der Intereſſen nur ſcheinbar, und eriftirt blos in 
den befangenen ‚oder irrigen Vorſtelungen des, einen oder 
des andern Theile; daher ed fih ſchon oftmals ereignet 
bat, daß. die nämlichen. Handelsleute oder Produzenten, 
welche Sperren oder höhe Eingangszötle gegen das Aus⸗ 
land mit Ungeftüm verfungt hatten, Bald nachher die Auf—⸗ 
hebung biefer Sperren oder hohen Eingangs zoͤlle mit‘ gleir 
chem Ungeſtuͤm begehrten. als Regel ift eb. nämlich in der 
Natur der Sache begründet, und durch Die Erfahrung be: 
ſtaͤtigt, dag die Freyheit des Verkehrs die wirkfamfte Bes 
förderung der inlaͤndiſchen Produltion und des inlaͤndiſchen 
Erwerbfleißes ſey. Eine Beſchraͤnkung der Freyheit 
des Verkehrs kann daher nur dann als zweckmaͤßig erſchei⸗ 
nen, wenn durch fie ein offenbarer Nachtheil von der Pros 
duftion oder der Snduftrie, oder. dem Handel felbft abgewen⸗ 
det, und dadurd die Wohlfahrt der Geſammtheit befördert 
wird. Aus gleicher Urfache koͤnnen au Retarfions, 
maaßregeln im Handelöverfehr mit dem Auslande nur 
dann zwedmäßig ſeyn, wenn ein offenbarer Bortheil das 
durch für die inkändifche Produktion oder Induſtrie, oder 
den infändifchen Handel wirklich erreicht wird. Die Kom; 
miffion glaubt, daß in vorliegendenr Fall diefe Grundſaͤze 
mit Ruͤckſicht auf die Verhaͤltniſſe der Wein⸗Produktion 
und des Weinhandels im Großherzogthum ſowohl in Be⸗ 
zug auf den aͤußern als den innern Verkehr nie aus dem 
Auge verlohren werben büsfen. 
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Wenn ed nun eincerfritd Thatſache iſt, daß ein ihr 
bedeutender Tieil Der Badner Nein bauen, und vom Bm 
ber: leben (man zählt ım Barijihen 8o,0o0oo Morgen Bar; 
berge) und daß ed mithin für den Etaat wichtig ſeyn muh. 
Die Hinderniffe des Abſazes der infändifchen Weine zu befi | 
gen ; fo it auf der andern Seite nicht minder gewiß, Daft 
Weinhandel im Badiſchen einen bedeutenden Ermerböjmi 
bilde, der um fo mehr Beachtung verdient, alder 
den inländifhen Weinbau felbft wieder vortheilhaft zurib 
wirft. Ä 


Sn Beziehung auf die franzöfifchen Beine, fo ferneft! 
"bier in Betracht fommen, glaubt indeflen bie Kommiffe,| 
vorläufig auf einen Unterfhied zwiſchen ben Elfäßer: un 
den entferntern Beinen aus Zranfreih aufmerkſam madınzı 
muͤſſen. Die lezteren fönnen dem Verſchleiß der Banden 
Weine feinen merklichen Abbruch thun; fie find als fremde 
urusartifel anzufehen, und eignen fih als ſolche ty du 
Konfumtion mit Recht zu einer höhern Beſteurung. 


Ein anderes ift ed mit den Elfäßer Weinen. Gie fl 
ein Ergeugnig unfered Nachbarlandes, und übertreffen ge‘ 
fenıbeild die meiften Badifchen Weine an Feuer und an ıt 
Iativer Wohlfeilheit. Die legtere rührt zum Theil daher, 
daß die Elſaͤßer Weine, die in großem Ueberfluß erzielt 
werden, bennahe feinen Abfaz rudmwärtd der Vogeſen an 
%c6 Jura finden, fondern ihn beynahe nur in der Symil 
und im füdlichen Deutfchland ſuchen muͤſſen. 


Es laͤßt ſich daher nicht in Abrede ſtellen, daß der 
Abſaz der Eljäder Weine den Abſaz der Badiſchen verhin 
dern oder erfhweren koͤnne. Ob aber diefer Abbruch wirt 
Lich Statt fände, oder bedeutend wäre, wenn die neue 
Erhöhung des Eingangszolls wieder aufgehoben würde, 
darüber vermag bie Kommiſſion mit Zuverficht nicht zu 


- va us zu 
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entfcheiden. Es mangeln ihr dazu ſichere Date. Wäre 
aber auch der Abbruch, den der Abſaz inlänbifcher Weine 
durch Wiederaufhebung des hohen Eingangezolles auf Die 
Eifäßer Weine zu befahren hätte, genau berechnet; fo 
würde doch daraus hoͤchſtens folgen, daß einige Erhöhung 
beö Eingangszolls für die Elfäßer Weine, 3. B. bis. auf 


a5 fl. vorteilhaft wäre, aber nicht gerade eine ſolche Er» 


böhung, die einer Sperre gleich koͤmmt. Es muß übrigens 
bier auch der Vortheil in die Wage gelegt werden, ben 
der Handel mit Elſaͤßer Weinen den Badnern bringt. 


Die geringern Badiſchen Weine am Kaiſerſtuhl bes 
dürfen allerdings, um Haltbarkeit zu gewinnen, und eben 
dadurd in den Handel eingeführt zu werden, einiger Zus 
miſch af tärterer Weine. Dazu find aber die Elſaͤßer 
Beine wegen ihrer Qualität und relativer Wohlfeilheit 
am beiten, vieleicht einzig geeignet. So verfihern wenig, 
ftend die Sachkenner. Durch’ den hohen Eingangdzoll auf 
die Elfäßer Weine wird fomit der Abfaz einiger Badiſcher 
Weine ganz gehemmt. Endlich entzieht er auch ben Badi⸗ 
ſchen Weinhaͤndlern den großen Vortheil des Ziwifch ett- 
handels mit Franzoͤſiſchen Weinen’ überhaupt, und den 
Elſaͤßifchen Indbefondere gegen die deutfhen Nachbarländer. 
Nur der Tranfit (die Durchfuhr) der Elfäßer Weine wirb 
durch den Eingangszoli nicht werhindert. Aber biefer Trans 
fit wird bey dem hoben Eingangszoll eine .verführerifche 
Gelegenheit zum Schleihhandel mit Elſaͤßer Weinen im 
Bapdifchen, welcher Schleichhandel den Abſaz ber inlaͤndi⸗ 
ſchen Weine vorzuͤglich gefaͤhrden duͤrfte. 


ME Retorſionsmaaßregel gegen Frankreich 
iſt unſer hoher Eingangszoll unwirkſam. Wuͤrde Frankreich 
auch die freye Einfuhr der Badiſchen Weine zugeben, ſo 
würden dieſe Weine doch nach Frankreich keinen, wanig⸗ 
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ſtens feinen merflihen Abſaz finden, weil dieſes Nis 

ſelbſt mit itärfern, und verdaͤltnißmaͤßig wohlfeilern Bis 

nen eigenen Gewaͤcſes im Weberfluß verfeben tft. Wem 

dieß aber if ed der Badiſchen Regierung gar nicht möglig ı 
eine wahre wirffame Weinfperre gegen Frankreich anzu | 
legen. 


Wenn der Wein nit ben und unmittelbar über in 
Rhein fommen darf, fo bringt er durch die Schweiz edk 
Rheinbaiern, freyli auf einigem IImmeg , deſſen Koſte 
aber durch die Erfparung ded hohen Eingangszolls reich⸗ 
us erfezt wird, herein. 


Aus dem Geſagten erhellet, daB ein nicht unbe 
gender Nachtheil, den der hohe Eingangszoll auf die Es 
fäder Weine dem Badifchen Weinhandel und dem Abfaz ei⸗ 
niger Badiſchen Weine verurfacht, nicht gelaͤugnet werden 
koͤnne, wogegen der Eintrag, den die Wiederaufpebung teb 
hohen Eingangszolld dem Abfaz anderer Badifchen Weine, 
3. B. des Marfgräflers, des Bodenſee-Weins, des Bert 
heimers, thut, noch problematifch iſt, und vielleicht nur 
ig der Meynung befteht. 


Die eigentliche Frage fcheint der Kommiffion- dieſe zu 
ſeyn: Ob der Nachtheil, den der hohe Eingangszou auf 
die Elfäßer Weine dem infändifchen Beinhandel, und dem 
Abſaz inländifcher Weine zufügt, durch den Vorſchub, den 
er dem Abfaz anderer inländifcher Weine gibt, übermogen 
werde? 


Waͤre dieß der Fall, fo ruhte allerdings der hohe 
Eingangszoll auf guten Gründen: allein der Kommiſſion 
fehlen alle Belege, um jene Bra mit einiger Sicherheit 
beantworten zu fönnen, 


a Zweyundzwanzigſte Stzung vonr 30. Auguſt. 795 


3. Ohne Zweifel it das hohe-Minifferium auf: feinem 
& Standpunkt, von welchem ihm die wahren Berhältniffe 
# des iniändifhen Weinbaues und: Weinhandeld am ges 
y 'naneften, und .im ganzen Zufammenhang auch in Bezug 
‚. auf: daß Ausland bekannt feyn muͤſſen, am beiten im 
Stande, und jene Krage auf eine grändlice Art, welde 
‚ alle Intereſſen in vollkommenen Einklang brädte, zu Id» 
ſen. Bisher iſt dieſes aber noch nicht geſchehen. Aug 
macht es der Umſtand, daß eine blos proviſariſche Ver⸗ 
ordnung gegeben wurde, wahrſcheinlich, Daß. daß hohe 
Miniſterium mit feinen Nachforſchungen in; dieſer Beziehung 
-woch nicht ganz im Reinen ſey. Dies beſtaͤrlt die Kom⸗ 
miſſion in der Ueberzeugung, daß es gewagt waͤre, wenn 
fie für jezt ſchon unbedingt auf Ergreifung irgend eines 
‚Opftems in der Gade antragen wollte en 


Das wahre Wohl des ganzen dandes ins auge [27 
ſend, haͤlt ſie es vielmehr für angemeſſener, d darauf anzij⸗ 
tragen, daß der verehrten zweyten Kammer erwiedert 
werde: me . 


„Wenn die burch die proviſeiſhe Verorbuung vom 
ar. Dftober d. J. verfügte Erhoͤbung des Eingangszolls 
auf franzoͤſiſche Weine dermal erſt in Antrag gebracht 
worden wäre, fo würde man großes Bedenken tragen, 
biefem Antrag beyzuftimmen. Eben deswegen babe man 
jest. wo von der Wieterauffebung diefer Zollerhöhung 
die Nede fen, keinen binreihenden Grund, um dem Bes 
gehren der zweyten Kammer In den Weg zu treten. Dan 
ſey alfo nichs entgegen, daß dieſes Begehren, fofern es 
nur eine proviforifche Maaßnahme abziele, an die hohe 
Regierung geftellt werde, wobey jedoch der leztern ans 
beim zu fielen wire, den Eingangszoll von 14 bis ı5 fl. 
auf die Elſaͤßer Weine proviforifhp etwas zu erhöhen, 
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wenn und fsfern fie es zum Beten des Abſazes inlak:k 
(der Beine für zwedtienlid erachtet. Denn obgleic nik 
zu überfeben fey, dad einerfeits eine ſchnell aufeinadm 
folgende Abänderung in dem Eingangszoli für bie a 
oder die andere beynahe unvermeidliche Nachtheile 4 
fih ziehen, und andernfeitd auch nicht geläugnet wer 

Tann, daß in ber Meynung von manchen Badiſchen Bin 
produzenten der habe Eingangs;ol auf Die frauzoͤſtſia 
Bene dem Abfaz der infändifchen foͤrderlich ſey, fo lien 
wo biöher Leine auf Thatſachen bernhende hinreichen 
Brüönde vor, um: einer foichen Befbränfung des Verkehr, 
welde die einem Einfuhröverbot gleich kommende Zeh 
Yöyung vom ar: Dftober v. 3. enthaͤlt, Bepftimmea p 
Lönnen. Uebrigens fönne man ben Wunſch nicht bene, 
daß das hohe Minißerium die Nachſorſchungen uͤber ie 
wahren allfeitigen Verhältniffe diefer Angelegenheit fort 
fesen, und das Refultat davon dem Ständen in iher 
nädften Sizung mittheilen möchte ; denn auf ſolche Bıik 
Dürften die Stände am beften in ven Stand gefezt wet 
den, mit umfaflender Einfiht und mit Zuverlaͤßigkeit p 
beurtheilen, was In Biefer Sache des Landes gemein 
Vehllehet am ' auträgliäten wäre. 
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Be ylage Ziffer 83... 


U 3 


ommiffionsbericht über. die Frage: In welcher. Maaße 
die Hälfte der grundhertlichen Abgeordneten , die 
im Sahr 1823. aus der erften Kammer 'andtreten; 
‚ durch das Loos zu beilimmen fey.? 


Erftattet von dem geh. Hofrath Bacharid. 


Die hochverehrliche erfte Kammer bat ber Rominik 
on, in deren Namen ich zu fprechen die Ehre habe, die 
orläufige Erörterung der Frage übertragen: 


In welder Maaße die Hälfte der grunderrfigen 
Abgeordneten, die im Jahr 1833. aus der erften 
Kammer austreten, burg das Loos zu beftimmen 
fen ? J 


Die Hier einſchlagende Stelle der Verfaſſungs⸗ Ur. 
unde, der $. 79. lautet wörtlich fo: 


„Die Reihenfolge, wornach bie Abgeordneten der 
Grundherrn und der Städte und Aemter aus ber 
Berfammlung audtreten, wird auf dem erften 
Randtage für die einzelnen Wahlbezirfe 
ein für allemal durch dad Loos beftimmt. Die 
Hälfte der grundherrlihen Abgeordneten tritt im 
Sahr 1823. auß, und dann alle vier Jahre wieder 
die Hälfte,“ 


% 
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Mit diefer Stelle ift eine andere, in ber Wall 
nung befindliche, zu verbinden, nah welcher das Brom 
zogthum für die Wahl der gruntherrlihen Abgeordnein 
in zwey Wahlbezirte, welde die Murg fcheidet , einge 
theilt iſt, und ein jeder der bepden Bezirke vier Abgem 
nete wäblt. 


Es ſcheint nun, daß man, fo viel die Yon der Aw 
miflion zu erörternde Frage bötrifft, Die num angefühk 
Stelle der Berfaffungd » Urkunde auf eine dreyfache Ba 
audlegen koͤnne. 


Erfte Auslegung. Die fämmtlicden acht grund, 
herrlichen Abgeordneten loofen zufammen, und bie vi, 
bie dad Roos trifft, treten zuerft aus, fie mögen zu einm 
ober zu dem andern grundherrlichen Wahlbezirk gehören. 





Zwepnte Auslegung. Es werben nur zwey Loofe 
gemacht, das eine für die Abgeordneten Des grundhert⸗ 
lichen Wahlbezirkes dieſſeits, das andere für den grund 
herrlichen Wahlbezirk jenfeitd der Murg, fo dag auf ein 
mal die fammtlichen Abgeordneten ded einen oder bed a: 
dern Wahlbezirkes austreten. 


Dritte Außlegung. Die geundherrlichen Abge⸗ 
orbneten eines jeden der beyden Wahlbesirke Loofen für 
fi , fo daß jedesmal Calle vier Fahr) zwey Abgeordnete 
des einen, und zwey Abgeordnete bes andern Wahlbezir⸗ 
kes auötreten. 


Die Kommiffion ift jedoch des unmaaßgeblichen Dr 
fürhaltens, daß die dritte Auslegung die allein 
richtige fey. 


Denn für diefe Auslegung fheint erſten s der Wort 
verftand des 5, 79. der Berfafjungsd » Urkunde emtfchieden 
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‚gu ſprechen. Es ſagt naͤmlich dieſer Paragraphnicht 
blos: u, . 
| daß die Reihenkolge ‚ nad. welcher bie grundherr⸗ 
lichen Abgeordneten aus der Verſammlung aus 

treten, durch das Loos beſtimmt werde; 


ſondern er ſezt hinzu: " 


daß durch das Loos bie Reihenfolge des Areritt 
für. die. einzelnen Bapfbesiete beftimmt 
werde. 


| Diefer Zufaz aber würde, um das mindeſte zu fas 
gen, gänzlich überflüfig feyn, fobald man die Stelle nad 
der erften der obigen Auslegungen verftehen wollte. Die 
Stelle fagt aber ferner eben fo wenig: 


daß die Reihenfolge des Austritts auch nach 
den Wahlbezirken durch das Loos veſtimmt 
werde; 


und gleichwohl würde nur dieſe Faſſung ber zweyten 
der obigen Auslegungen vollkommen entſprochen haben; 
fe fagt vielmehr: 


daß die Reihenfolge des Austritts für bie ein 
zelnen Wahldezirke, (alfo für einen jeden Wahl⸗ 
bezirk fuͤr ſich) durch das Loos beſtimmt werde; 


eine Faſſung, welche mit der in Frage ſtehenden zweyten 
Auslegung geradezu im Widerſpruch ſtehen dürfte. Hin⸗ 
gegen braucht die Kommiſſion kaum erſt auszufuͤhren, daß 
die dritte oben verſuchte Auslegung mit dieſer Faſſung in 
der volllommenſten Uebereinſtimmung ſtehe. Nach Dies 
fer Auslegung looſen nicht die Wahlbezirke, ſondern 
Die einzelgen Abgeerdneten. Aber. das. Loos be⸗ 


* / 
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ſtimmt die Reihenfolge des Austritts für die efmiehre 
Wablbezirke, d. h. für die Abgeordneten, Die ein jew 
Wablbezirk für fih zu wählen hat. Es Hält dieſe Auslo 
gung das Mittel zwiihen den beyden andern. 


Fuͤr diefe Auslegung fpriht zweytens ber Gel 
unferer Verfaſſung. Nach der zweyten Auslegung würk 
notbwenpdig, nach der erfien Eönnte -wenigftend ir 
Fall eintreten, daß ein jeder der beyden Wahlbezirke nidt, 
fo wie nad ter dritten Auslegung, jedes vierte Jahr, 
fondern nur jeded achte Jahr Abgeordnete zu mwähln 
hätte. Allein häufige Wahlen. gehören zu den Leben um 
ferer Verfaſſung. Ferner nur nach ber dritten Auslegung 
findet eine vollkommene Gleichheit zwifhen den beyden 
grundherrlihen Wahlbezirken Statt. Es gehört nad div 
fer Auslegung jederzeit, fowohl in dem einen, ald in den 
andern Wahlbezirk, die eine Hälfte der Abgeordneten der 
Gegenwart, die andere einer fruhern. Zeit an. 


Endlih drittens dürfte die dritte Auslegung aud 
dem Intereſſe der Grundherrn vorzugsweife entſprechen. 
Nur einen Grund für diefe Behauptung! Da nah Ir 
dritten Auslegung von einem jeden der beyden Wahldt 
zirfe jedesmal nur zwey Abgeoronete zu wählen find, fü 
ift auf eine verhältnigmäßig größere Anzahl von Bewer 
bern, und mithin auf eine verhäftnißmäßig größere Frey⸗ 
heit der Auswahl zu rechnen. 


Der Antrag Ihrer Kommillion gehet alfo dahin: 


daß die vier grundherrlichen Abgeordneten bei 

Wahlbezirkes dieſſeits der Murg unter fich und 

beſonders, und eben ſo die vier grundherrlichen 

Abgeordneten des Wahlbezirks jenſeits der Murg 

a unter ſich und beſonders zu wählen: haben, fe da 
jedesmal 


Zweyundzwanzigſte Sigung vom 30. Auguſt. 801 


jedesmal zwey Abgeordnete des einen und zwey 


Abgeordnete des andern Wahlbezirks bezichungss 
weiſe austreten, und durch eine neue Wahl ers 
fezt werden. Uebrigens wird unter einer jeden 
Vorausſezung nur einmal, und zwar auf dem 
gegenwärtigen Randtage, das Roos gezogen. Durch 
dieſes Looſen wird für die ganze Zukunft, oder, 
wie fih die Verfaffungs-Urfunde ausdrückt, ein 
für allemal. die Reihenfolge des Audtritts bes 
ſtimmt. | 


\ 


Beylage Biffe 84 





Durchlauchtigfter Großherzog! 


Das unmittelbare Intereſſe, welched bie Art ber 
Beſteuerung für alle Klaſſen der Skaatsbuͤrger hat, die 
Schwierigkeiten, welche ver Natur der Sache nad der 
Ausführung jedes, vorzüglich eines neuen Steuerſyſtems 
entgegenitehen, bie große Zahl ber Zwar oft, jedoch nkht 
immer ungegfündeten Reffamationen über Ungleichheiten 
und Prägravirungen, endlich bie ‚billige Ruͤckſicht auf die 
druͤckende Lage der Bewohner der Armern Gegenden des 
Landes — diefe Motive. veranlaßten fon im vorigen 
Sabre in der erften Kammer der Ständeverfammlung eine 
Motion Degen der Gteuerprägravirung ber Gebirgebe— 
wohner, 


Wir überzeugten und, bag bie möhlidten einer Ab⸗ 


huͤlfe nur in den ſchon beſtehenden, oder noch zu erlaſſen⸗ 


Protokolle der 1, Kammer, 61 


22 B-4-:%;1r 20 I: Penner. 


Ben gr; 2a Leoiswiti:z Die Ber Beiertpeg ıl: 
Kiez. wii Zuıchireee, wie na 
‚str Kite re Srune 
BE’sr22 zizär ou @e 
: zerterzea, Beh doors re 
1a [2:2 1212. wehlmanz dr I 
un 2: 
ai die Ziraeseartiitai ne er riet, zur oh u 
mer=i:zcem Sıkiei ce2emweri:z ‘ee meıhoz, zur is 
gezrunbete, eier sh itzıeı Sesccüaset Ra veerte 
Mllamsziszen Yeıze Begäncijusz vernmen — 8:3 1% 
erleihiuese Beimmurzen verentar ;c jegı Debs 
rechnen wir: 

ı. Zie Gehiesung eines Iermies ger wirfiühe Es 
lerigung der vergebradten Erzuerbeiäwert:z 

2, kie Entersumenz med neuen pratia Im 
mind iur tie Anbringung dieſer Beihwerken 

3, Berf&osunz armer Gemeinden mir Rogez + ters 
fgupen. 

Wir erlauben und daher, Cure Koͤrizl Geber Ar 
erbietiait 3u bitten, einen Geſezesentwurf mit Berücſto⸗ 
tigung ver bier ausgetrudten Büride ten Rammerm von 
legen zu lañen, und glauben dabey ten und zusarieienen 
Wirlungelreid nit zu überſchreiten, wenwm ir biermit 
Lie weitere unterthänigite Bitte vereinigen, ag in Ueber⸗ 
enflimmung mit dem ſchon auszejprebenen GBrurkiaje 
der Seffentiichteit bey allem, was auf tie Steuirverbälts 
niffe Bezug hat, aub ter Stänteverfjammlung auf jedem 
Landtage eine Ueberfigt Liefer Berhälinie mitgespeilt 
werden möge. 

Kaılöruße ten 28. Auguit 1820. 
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= Drey und 3Wwanzigfte Sizung 

-  Karlörupe den 30, Auguſt 1820, (Machmittägd), 
3 Gegenwärtig: 


Se. Hoheit der Praͤſident und alle bitter erſcienenen 
Mitglieder, mit Ausnahme: 


Ihrer Hoheiten der Herren Martgrafen eeopold und 
Maximilian, dee 


derrn Generals Frey berrn v. Geu fau, bes 
Herrn Staatsminifterd Grepberrn v. Berftett, und def 
. ſreybertn v. Galfenftein, 
Weiter anweſend: 
Der Ser Begirungertommifi geh. Reſerendar Bu ß. 





ee 
— 


Auf die Einladung des hehen Praͤfidiums erſtat⸗ 
tete der Staatsrath Frhr. 9. Baden im Namen der 
Budgets,-Kommiſſion den Bericht über den Geſezesent 
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murf, die Sinwirläng bed fänpifden Yık 

ſchhuſes bey Staats⸗Anleben betreffend, 
Benlage zZıfer 85. 

und bemerfie taben, das alio die Diskuſſien ſich eigentlih 

nur auf die Punfte 6. und 7. des Geſezes erftrede. 


Reg. Komm. geb. Ref. Bäckh: Der KRommifliends 
bericht Schlage weientlike Aenderungen biefed GBefezes st, 
er muͤñe baber vor Allem bemerken, daß die Megierungs 
Kommiſſion nach ihrer Snftruftion teine Abaͤnderung wi 
Geſezes zugeben dürfe. 


Biätbverw. Frhr. v. Weffenberg: Die Zeit m 
noch fo kurz, daB er glaube, die Disfuffion müſſe in ob, 
gefurster Form vorgenommen werden, was wohl wert 
Statt haben koͤnnen. > ' 


Hofrath v. Rotteck: Er glaube wihe, daß aufer 
den Mitgliedern der Budgets, Kommilfion, und ‚anfer den: 
jenigen bocpverehrten Herren, melde ald Mitglieder bei 
Negierung die Sache aus früherer Unterſuchung, oka 
aus eigener Theilnahme an der Geſezes⸗Abfaſſung Fennten, 
auch nur Einer in der Kammer fey, weldem das fluͤchtig 

Vorleſen des Kommiſſionsberichts zur. Erhaltung. eina 
klaren Anſicht von dem vorliegenden Gegenſtand genügen 
koͤnne. Es ſey doch Niemanden zuzumuthen, über etmal 
Hochwichtiges mit einer zählenden Stimme abzuftimmen, 
ohne ihm die zur Information nöthige Zeit zu gönnen... 


Staatsrath Frhr. v. Türtheim: Er für fen 
Perfon fey informirt, jedoch halte er das Begehren dei 
Aufſchubs für billig. 


Se. Hoheit der Präfident: Es fragt ſich nun, 
ob die Kammer zur Beratbung über biefen Gegenden 
in abgefürgter Sorm eneigt ſey? 


⸗ 
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Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. . Fürftenber 
Wenn die Hra. Regierungs⸗Kommiſſaͤrs hiergegen ichs 
zu erinnern haben. 


Staats miniſter Frha v. gif cher: Er habe nichts 

gegen die Berathung in abgefürzter Form zu erinnern, 

ı müffe aber bier doch noch bepfügen, daß er überzeugt ſey, 

„die Regierung werde in diefer Sache night mehr zugeben, 
als ſie ſchon der zweyten Kammer zugegeben hat. 


Auf gehaltene Umfrage erklaͤrte ſich die Kammer, mit 
Ausnahme von drey Stimmen, fuͤr die jezt ſogleich vor⸗ 
zunehmende Diskuſſion. 


ESe. Durdlaudt der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg 
verlaſen nunmehr die 66. 6. und 7. des Befegesentwurfß, 


u . Staatäminifter Schr, v. Berfheim: Er müffe bes 
merken, ‚daß dieſe beyden Gegenftände nicht mit einander 
‚Fumulirt werden, dürfen, fondern jeder befonderd behan⸗ 
„delt werden muͤſſe; denn die erfte Frage fen: ob die 
Amortifationg: Kaffe zu Geldaufnahmen befugt fen, nad 
‚bem, @efez ihrer Gründung ? die zweyte: ob der Juſtiz⸗ 
‚ Seltion die vorgefchlagene Einwirfung sulommen ſolle ? 


. Staatörath Frhr. v. Türfheim: Er‘ glaube, was 

"den erften Punft betreffe, daß in den Kommiſſionsbericht 

"zwar eine Bemerkung eingefloſſen ſey, welche die frag⸗ 

lichen Anlehen als dem Verfaſſungs⸗Geſez der Amortiſa⸗ 

tions⸗Kaſſe widerſtreitend darſtelle, doch gehe der Antrag 
darum nicht auf Verwerfung. 


Reg. Komm. geb, Ref, Boͤckh: Die Regierung if 
dur den $. 57. der Verfaſſungs Urkunde ermächtigt, An⸗ 
Ießen zu den etatömäfßigen Einnahmen und Ausgaben, 
ohne Mitwirkung der Stände, zu machen, und die in 
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Biefer Beziehung erforderlichen Berbindlichfeiten elayuge: F 
ben. Diefe Antizipationen kdnnen Überdies gemacht wer⸗ 
den chne Bejchränfung auf eine gewiffe Summe. Ben 
nun die Amortifationsfaffe nur ein Anſehen von Soo, odo ſ 
folte machen fönnen, fo ift dieſes ungenügend zur Zweck 
erreihung, und es muß alfo die Staatskaſſe wieder um 
mittelbar die ihr bendthigten Anlchen machen. | 


Der Grund, warım man biefed vermieden wiülnftt, 
ft, weil es für den Staats⸗Kredit, wie für Den Unter, 
than, fehlimm ift, wenn zwey Kaflen die Anfchen nege⸗ 
ziren. Der Zindfuß erhöht ſich dadurch. Daher hat bie 
Regierung vorgefchlagen, dieſe Anleben Durch die Amor: 
tiſationstaſſe machen zu laffen, und feines mehr durch 
die Staatskaſſe. Der Staat Tommt dadurch nidt in 
Nachtheil, die. Schuldenmafle mehrt fh dadurch nicht, im 
Gegentheil, durch die Kontrolle der Juſtiz⸗Sektion iſt dad 
Finanz⸗Miniſterium befcränft, daß es für die Staatskaſſe 
"bey der Amortifationstaffe mehr nicht aufnehmen Tann, 
old erwiefenermaaßen auf eine beflimmte Zeit erigible Res 
venuͤen ausſtehen, weiche zur Dedung und Sicherheit dei 
Anlehens dienen. Durch diefe Anordnung entftebt für den 
Staat nur Nuzen, da die Amortifationdlaffe die Zinfen 
für ihr Kapital erhält, und die Staatskaſſe in der Page 
it, mit billigen Zinfen ein Anlchen auf kurze Zeit zu 
maden, | 


Auf den Einwurf, daß diefe Einrichtung bem Grund 
gefer der Amortifationslaffe entgegen fey, bemerfe id, 
daß fie den weſentlichen Beſtimmungen deſſelben nicht 
entgegen ſey. Dieſe Anlehen find wur proviſoriſch auf 
lurze Termine, und durch die nachgewieſenen Revenuͤen⸗ 
Ruͤckſtaͤnde geſichert. 




















‘ 
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Dadurch erhält die Amortifationdfaffe Kredit, und 
beftimmt den Zingfuß für alle übrigen Geld - + ausleihenden 
Kaſſen. Fielen endlich dieſe Revenien ganz us, fo müffen 
jene Antizipationen ja doch auf die Amortifationsfaffe übers 
nommen werden. Daß übrigens diefer Geſchesentwurf ein 
Theil des Finanzgeſezes ſey, kann nicht vchlannt werden; er 
enthält feine fonftitutionelle Beftimmung, wie diefes ſchon 
darauß hervorgeht, daß der, Bejegesentmurf nur für zwey 
Jahre gelten fol. 


Sch. Hofratb Zacharid: Sch fchicke voraus, bag 
die eigentliche Krage nicht ſey: was iſt der Regierung 
verftattet? fondern nur: ſoll fie die Anlehen durch 
die Amortifationgkaffe machen? Zur Beantwortung muß 
ich einige einleitende Worte uͤber dieſe Kaſſe ſelbſt ſprechen. 


Sie iſt ein Inſtitut, welches nach Muſter der 
engliſchen errichtet worden ; , von fonderba ‚Natur, aber 
vortheilbaft. u 


Viele find der Meynung geweſen, daß die Schulden 
von ſelbſt nach und nach durch ſie werden bezahlt werden. 
Dies iſt aber irrig. = | 


Der eigentliche Vortheil, den ein ſolches Inſtitut ge⸗ 
waͤhrt, iſt der: ed dient ber Regierung als Erinnerung, . 
daß Die Schulden ‚bezahlt werden follen; daun Bewirft es 
bey dem Publikum doch bie Ausſicht, daß die Schulden 
nad und nach hezahlt werden, Sm Ganzen alfo ift es 
eine Art von pia fraus, In andern Staaten baben folde 
Ken ein reines Einkommen an Geld, und dann 
die Pflicht der Schuldenzahlung. Fremd iſt ihnen jeder an» 
dere Zweck, zumal ſollen fie fein Geld aufborgen. 


In Baden ift man von diefen beyden Grundſaͤzen ab- 
dewichen. Diefes fönnte üble Folgen haben, ja es Könnte 
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das Inftitut, unter weniger getreuen Händen, als jet, 
zum Ruin führen. Dennoch war die urfpränglich } 
Stiftung der engliſchen ähnlich. 


Um nun auf das vorliegende Geſez zu Fommen, It 
muB man dabey Ben Punkt des Rechts, und jenen ki 
Intereſſe unterfheiden. 


Aus dem Geſichtspunkt ded Rechts betrachtet, iß 
die Kormiſſion [Yon etwas von der Strenge abgewichen, 
aber weiter kann fie nicht, weil fie fonft Den Grundſa 
ſelbſt aufgeben wuͤrde. 


Der Punkt des Intereſſe iſt zweyerley, naͤmlig 
dad Intereſſe der Amortiſations⸗Kafſe, und das 
Intereſſe der Staats kaſſe. Was das erſtere insbeſor 
dere betrifft, fo ifkinicht zu bezweifeln, daß allen Vorſquͤſ— 
fen aussuchen fep ; denn man füngt on, einen Conto⸗ 
Gurrent für das Finanz » Minifterium zu eröffnen; was 
daraus entfiehen koͤnne, if nicht zu ermeſſen; man hat 
Benfpiele genug davon in Englands Finanz s Verwaltung, 
Aus folhem Conto⸗Current kam die ungeheure Schuld. 
Auch ift zu erfhägen, daß fich die Mepnung des Publikums 
leicht ändern, und dadurch leicht der Kredit unferes Staats, 
weicher bisher feſtgeſtanden iſt, erfchättert werden koͤnnte. 

Bon dem Herrn Regierungs⸗-⸗Kommiſſaͤr iſt ſehr ſchein⸗ 
bar bemerkt worden, daß die General » Staatsfaffe der 
Yrortifaetiond: Kaffe die Zinfe aus dem vorgefchoffenen 
Kapital verguͤte. Dieſes iſt aber nicht befriedigend; denn 
die Amortiſations⸗ Kaſſe muß ihre aufgeborgten Gelder 
Länger verzinſen, als fie dieſelben von der Staatskaſſe 
verzinst erhaͤlt. Sie verliert alſo immer dadurch, 


Was nun das Finanz⸗Intereſſe der Staatskaffe 
betrifft, fo ſtehen ja dieſer legten noch andere Mittel zu 





\ 
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Gebot‘: Anlehen durch den fländifchen Ausfchug, oder — 
wie in England und Franfreich geſhieht — das Ausgehen 
von Anmeifungen ‚oder Antizipations > Scheinen, Zwar 
baben ſolche Operationen ihre Bedenflichfeiten. Allein, 


‚wenn ed unter der Berantmwortlichteit des Finanz⸗ 
‚minifters geſchieht, ift es weniger bedenklich. 


. ' Meg. Komm, Geh. Nef. Boͤckh: Die fo eben von 


dem Herrn Redner gezeigten Nachtheile Tönnten zwar eins - 
"treten, wenn die Regierung einen unbefchränften Kre⸗ 


Bit auf die Amortifationd- Kaffe hätte; diefer Kredit ift aber 


dadurch beſchraͤnkt, daß das Yinanzminifterium, che bie 


Zuftiz + Sektion den Vorſchuß, welder ohnehin nur auf 
kurze Zeit beflimmt iſt, zugiebt, genau nachweiſen muß, 
daß wenigftens eben fo viel Ausftände an Revenuͤen vor⸗ 


handen find, wodurch dieſer Borfhuß wieder getilgt wers 


den Tan.» Sch glaube, dag das Kinanzminifterium in 
gewöhnlihen Zeiten, zumal alfo ohne Krieg, mit 
500,a00 fl. ausfommen fann, doc iſts nicht gemiß; aber 
auch ein. größeres Anlehen als diefe Summe ift nicht gefaͤbr⸗ 
lich, weil vor deffen Bewilligung nachgewiefen werden muß, 
daß eben fo viel Revenuͤen ausſtehen. 


Daß die Amortifations. Kaffe Schulden machen muß, 
bat feinen natürlichen Grund. Dieſe Anftalt iſt nicht mit 
der englifchen und franzöflfchen zu vergleichen. Die Pas 
piere diefer festen beſtehen nur aus folchen, welche au por- 
teur lauten, oder auß Renten, welche ganz unaufkuͤndbar 
find; dagegen hat unfere Amortifationdfafe gegen fünf 
Millionen aufkuͤndbare Kapitalien. 


Daß die Amortifationd ⸗ Kaffe Schulden 
maht, laͤßt ſich durchaus nicht abändern; und 
wenn man den: Vorſchlag der Regierung nicht ans 
nimmt, fo it und bleibt ed nothwendig, bag zwen Kaſ⸗ 
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fen Rapitalien aufnehmen wie biöber, und Ladurd bir Jaſe 
fleigen; ja es ift voraus zuſeben, daß die Kapitalien in cm 

Jabr wieder auf - Prosent fteben. Uebrigens kann es du 
Kredit der Amortifatiors: Kaſſe nicht nachtbeilig fepn, maı 
fie allein Anleben negozirt. Der Krebit gründet ſich m 
zuͤglich darauf, daß die Zinſen richtig Bezablt werben. I 
wird ter Vorſchuß nie fehr bedeutend fenn, und bes | 
mwäre bie Einberufung des fläntlihen Ausſchuſſes, mm 
gar der Etänte ſelbſt, ſebr nadtbeilig, woeil bie Latır 
veranfaßten Koſten fo viel betragen würten, Laß manyk 
feibt damit bie Zinfen bezahlen fönnte. Uchrigens wien 
hole ich, daß dieſes Geſez cin Sinanzgefez fey. 


Staatsrath Baumgärtner: Sm Bortrag fa 
von der in einem Bierteljabr zu gefhebenden Rückzahlung 
an tie Amortifationd,;Kafte gefprechen worben.. Wesn in 
dem Gefeze ausgebrudt ift, daß diefe Heimzahlung jede: 
mal in einem Bierteljahr gefcbeben fol. fo Ten fein Zweifel 
gehoben; wenn dieß aber nit audgedradt werte, fe 
habe die Amortifationdfaffe niht genug Sicherheit. 


Staatdrath Frhr. v. Baden: Dieß ſey in tm 
$. 8, bereits ausgedruͤckt. 





Reg. Komm. Geh. Ref. Bodb: Die 500,000 fl. mil 
fen im dritten und vierten Quartal, und Lie weitern, fe wie 
‚die Ruͤkſtaͤnde eingeben, zurüdbezablt werden. Ucbrigens, 
wenn aud im Statut der Amortiſationskaſſe nicht fcht, dai 
fie Schulden maden dürfe, fo fann fie doch — wie chen 
durch das Finanz » Minifterium geſchchen fol — dazr 
autorifirt werden. 


Geh. Hofrat Zachariä: Er mülfe ſich erlauben, 
noch folgende Bemerkungen zu machen: Der Herr Regie 
rungs⸗Kommiſſaͤr habe gejagt, daß nad) der Inftitution 
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Amſerer AmortifationdsKaffe dieſelbe nothwendig Schulden 
‚machen muͤſſe, weil ihre Kapitalien nicht unaufkuͤndbar 
ſeyen, wie in Frankreich und England. Dieſe Eigenthuͤm⸗ 
lichkeit unferer Kaffe nun fcheine ihm eben bedenklich, und 
‚bürfte eine Reviſion des ganzen Inftitutd räthlic mas 


en. Man; folle aber daraus feinen Grund entnehmen, 
noch weiteres Bedenkliche zu verfügen. E8 fen fhon ein 
Uebel, daß unfere Amortifationsfaffe nicht blos ausleiht, 


ſondein ſelbſt auch Schulden macht. Aunch der angefuͤhrte 


Umſtand, daß, wenn zwey Kaſſen Unlehen negoziren, das 
durch der Zinsfuß erhoͤht werde, ſcheine ihm nicht von Bes 


deutung zu fepn, da bepde Kaflen bier find, und die Er⸗ 


hoͤhung eines Zinsfußes Dusch gegenfeitige Verftändigung 
leicht hindern koͤnnen. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Der Herr Regierungds 


Kommiſſaͤr fcheine einen befondern Werth darauf zu legen, 


daß diefed Gefez als ein Finanz⸗Geſez betrachtet werben 
muͤſſe; er geftehe, wenn es als ein Finanzgeſez betrach⸗ 
tet werden koͤnne, ſo koͤnne man alles als ein ſolches bes 


trachten; es handle ſich ja hier um eine rein konſtitutionelle 


Beſtimmung der Amorſationskaſſe, und Finanzielles ſey 
nichts darin, als die Zahlen. Nicht aber dieſe, ſondern 
die Formen ded Schuldenmachens feyen hier die Haupts 


ſache. 


Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim Es ſcheine, 
daß hier verſchiedene Anſichten verwechſelt werden; die 
Grundverfaſſung der Amortiſationskaſſe bleibe immer die 


naͤmliche; das ehemalige Juſtiz-Miniſterium habe zu beur⸗ 
theilen gehabt, ob Schulden bey der Amortiſationskaſſe ge⸗ 


macht werden duͤrfen oder nicht; nun ſeye dieſe Beurthei⸗ 
lung auf die Juſtiz⸗Kominiſſion uͤbergangen. Es frage 
ſich nur: Sn wie weit bat der ftändifche Ausſchuß Einfluß 
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auf diefe Sache? Diet ſey der e &: ıb, werk 
Biefer Gegenſtand in das Hinanzgefez aufgenommen werten. | 
Diefer Cırfluß fey aber nur auf zwey Jahre beſtißr, 
nachher fönne die Regierung beurtbeifen, 8b es gemg 
oder nit; das Inſtitut der Amortifationsfaffe beftche ale 
fort, 


Hofratb v.Rotted: Es fey mir erlaubt, nur % 
nige Worte über die Gabe gu ſprechen, nicht fo fehr za 
eine beffimmte Anfiht darüber aufzuſtellen, ald um etlide 
Zweifel oder Bedenflichkeiten vorzutrazen, melde mir fa 
Anboͤrung des Berichtes aufliegen, und melde vielleict 
bioß in der Unmöglichkeit, bey folcher Uebereilung ke 
Sache klar zu durchſchauen, ihren Brund haben. 





Fürs erfte — und bier moͤchte ih beftimmt, 
nicht blos zweifelnd reden — fürs erfte ift das Orfa 
wohl fein Sinanzgefes Es iſt ein Konftiıstiond , 
oder wenigftend ein organifches Geſez — ob audy einſtwei⸗ 
fen nur auf zwey Jahre angetragen, denn es modifsirt 
Die Durch unfere Konftitution gewährleiftete Verfaſſung deb 
Amortiſationskaſſe⸗Inſtituts, und regulirt die Fonftitutie 
nelle ftändifye Einwirkung bey zu madhenden Aunlehen. 
Wenn diefes ein Finanzgeſez ift, fo muß man, um fonfe 
quent zu fenn, auch die Artifel der Konftitution ſelbſt, 
worin den Kammern dad Bewilligungsreht der Steuern 
ertheilt wird, für Zinanzgefeze erfiären, was zu gar ſehi 
bedenklichen Folgerungen führen würde. 





Fuͤrs zweyte ſchien mir, daß im Kommiſſions⸗Be⸗ 
richt zwiſchen den Praͤmiſſen und der Konkluſion einige Ads 
weihung ſey. Die Prämiffen erflären.es für inkontite 
tionell, daß die Amortifationskaſſe Anleben für He Stantk 
Safe made; und die Konkluſion begnügt fi mit der Be 
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ſchraͤnkung folder Anlehen auf 500,000 fl. Nun mepne 
ich: entweder find ſolche Anlehen wirklich inkonftitionell , 
und dann find es bie 500,000 fl. auch; oder fie find es 
wicht, und dann erfenne ich den nöthigenden Grund zur 
Beſchraͤnkung gerade auf eine halbe Million nicht. 


Fürs dritte erregt die Uebereinftimmung diefer 
Summe von 500,000 fl. mit ben in dem früher befchloffer 
nen Anfehen von 5,000,000 fl. enthaltenen, ie ſchon im vori⸗ 
gen Jahr in beyden Kammern bewilligten 500,000 fl.. wel⸗ 
che eigends zur Beſeitigung der nachtheiligen Kaſen inle 
hen in die Amortiſationskaſſe zur jeweiligen Aushuͤlfe fuͤr 
die Staatskaſſe gelegt werden ſollen, die Vermuthung, als 
ob dieſe beyden Summen oder Verfügungen nur eine 
und die nämliche fenen, und in folder Vorausfezung 
wäre ber Kommiffions » Antrag allerdings ganz unbedenk⸗ 
fh. Allein wenn es wirklich die nämlihen 500,000 fl.. 
feyn follen,, fo ift ſolches wenig im Gefez wie im Bes. 
richt fehr undeutlich ausgedruͤckt, und es ift mir fü 
‚gar. unmwahrfcheinlich, daß ed die nämlichen fenen. 
Denn die erften 500,000 fl. wurden blo8 zur Bermei-. 
Bung der fonit alljaͤhrlich — wegen der in den erften Mo⸗ 
naten des Rechnungsjahrs fparfamer eingehrnden Einnah⸗ 
men — nothwendigen Kaſſenanleben dekretirt, ‚und. find. 
nicht eigentlich die von der Amortifationstaffe.zu 
macenden Anlehen, fondern ein von den Ständen bereits 
verwiligtes, d. b. in dieſer Berwilligung fhon 
begründetes, und daber feines weitern Geſezes bedürfendeß, 
und blos in die Amortifationsfafle ald Depofitum zu 
Iegendes Kapital, welches nunmehr Jahr für Jahr 
Diefelbe Verwendung erhalten, fortwährend hin und 
herfließen, und der Notbmwendigfeit jener Kaſſenanleben 
für immer zuvorfommen fol. Die jegt beſprochenen 
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500,000 fl. aber ſollen — und zwar vorerſt nur wii 
rend der nächften zwey Jahre — von der Amortifationh 
faffe eigends aufgenommen werden können, umd | 
Staatskaſſe die auffergewähnlichen Antizipitati« 
nen vorzuſchießen; fir tönnen aljo nicht die naͤmlichen ſeyn 
weiche bereits in der Amortiſationskaſſe liegen, d. b, web 
de binein gelegt zu werden bereits beftimmt find, dahr 
weder eines weitern Gefezed bedürfen, noch erft aufgenom 
men zu werden braun, Auch ift darum in dem Geſejel⸗ 
Entwurf die Summe unbeftimmt geblieben, und nur iM 
Kommifflonsberichte diefelbe beftimnit worden. 


Wenn nun bie dur das gegenwärtige Geſez vorge 
febene AmortifarionsfaffesAnlehen: nicht identiſch mit den - 
im großen Anlehen enthaltenen 500,0vo fl, für die j aͤh r⸗ 
Lich wiederfehrenten Kaſſenanlehen find; fo erregt es ein 
billiged Bedenfen, dad man auffer den legten noch weitere 
500,000 fl., ja gemäß DM Geſezesentwurf fogar nod «ine 
unbefchränft größere Summe für jemals nöthig erach⸗ 
tet, d. h. daß man zu fo großen Antizipationen oder An⸗ 
leben ohne Bewilligung des ftändifhen Ausfchuffes ermäds 
tigt fenn will. Dad Bedenken hört nicht einmal auf, ment 
man jene Identitaͤt annimmt, weil nämlich jezt anftatt 
500,000 fl». eine ganz unbeftimmte Summe aufzuneh⸗ 
men erlaubt werben foll. 


Die verheißene Unterfuhung dur die Juſtiz⸗Sek— 
sion kann nit als hinreichende Sicherheit gelten. Denn 
die Juſtiz Sektion — heute aud diefen, morgen aus an 
dern Mitgliedern gebildet, ohne irgend einen, zur Gewähr, 
feiftung taugliben Gefammtbefiz oder Geſammtrecht, und 
obne mögliche Refponfabilttät — kann nur ald ideale Pers 
fon oder Autorität, nicht aber als juridifche Der 
ſoͤnlichkeit gelten; Ihre Unterfuchung mag — wie ets 


' 
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a die Verdoppelung der Referenten — eine 
ößere moralifche Ueberzeugung oder Wahrfcheinliche 
it eined orbhungsmäßigen Verfahrens geben; aber eine 
ıridifche Sicherheit gewährt fie nicht, 


Diefed find die Hauptbedenklichfeiten, melde der 
en gebörte Vortrag in mir erregt bat, und welche mir, 
lange fle nicht durch nähere Erläuterung gehoben find, 
moͤglich machen würden, weder für den Befegesentwurf, 
4 für den Kommiſſions⸗Antrag zu ftimmen. 


Staatörath Frhr. v. Baden: Die halbe Million 
de in die Amortifationsfaffe geworfen, und hieraus 
nne diefe der Staatskaſſe Anlehen machen. | 


Staatdrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Was dieſe halbe 
illion betrefe, fo begreife er nicht, wie man dabey Ans 
nde finden koͤnne, man benuze die Amortiſationskaſſe, 
ı diefe Summe bey jeweiligen Bedürfniß bereit gu has 
n, in der Übrigen Zeit aber valiren machen zu koͤnnen, 
d fie niht müßig liegen zu laffen, und damit der Staat 
pt genoͤthigt ſey, zu hoͤhern Progenten anderwärts Geld 
fzunehmen; ex finde alfp feinen Grund zu Bedenklichkeiten. 


Die weitern Heinen Ueberfchreitungen diefer halben 
illion können ebenfalls feinem Anftand unterliegen, da 
nur Antizipationen find, welche ihre Bedeckung haben, 
d wodurd der Staat der Nothwendfäkeit enthoben ift, 
berwärts Kapitalien aufzunehmen, und hierdurch noth⸗ 
ndigermweife auch bie Zinfen zu ftrigern. ; 

Hofrath v. Rotteck: Den recdhtfertigenden Grund 
: bie im großen Anlehen enthaltenen 500,000 fl. habe 

nie verfannt, Aber mein Zweifel über die Ident i⸗ 
t derſelben mit den im vorliegenden Kommiſſions⸗An- 
g beſprochenen 500,000 fl, iſt nun doch nicht. gehoben. 
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Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenbitg: 
Vielleicht werde die. Diskuſſion fruͤher zu einem Ref 
fuͤhren, wenn bie Kammer vor allen Dingen ſich barikr 
ausfpricht, ob fir dad Geſez für ein Finanzgeſez hak, 
oder nicht. Erfennt fie es als ein Finanzgeſez, fo Mi 
alle Disfuffion auf; erkennt fie es aber nicht bafic, hi 
kann fie immer noch fortgefezt werden. 


Staatsrath Frhr. v. ZylInhardt: Er müfeh 
hiermit einverftantden erllären, um fo mehr, als ed 4 
bier nit allein um dieſes Geſez banble, fondern and 
um Annahme bed ganzen Finanzgeſezes, und er wir 
deswegen, um nicht dad Ganze umzuwerfen, für bie Bey 
behaltung auf zwey Jahre flimmen. 


Staatörath Frhr. v. Turfheim: Man Lönnte zwar 
auch umgekehrt fagen, wenn man über die Sache felkit im 
Keinen ſey, braude man ſich bep der Fragez ob es ein 
Finanzgeſez ſey? nicht mehr qufzuhalten. 


Doc ſeye allerdings eine Aenderung Ver Amoriiſ⸗ 
tiondfaffe » Berfaffung nicht ein Finanzgeſez gu nenn: 
Allein es müffe zuvor gezeigt werden, was denn bare 
geändert werde? 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſ tenberg: 
Ihre Abſicht ſey nur geweſen, die Diskuſſion auf dieſe 
Frage zu leiten. 


Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Dieſes Geſez habe 
ben weſentlichen Charakter eines Finanzgeſezes. Ein An 
lehen ſey doch gewiß eine Finanzſache, und das Bela 
handle allein von Anlehen, jedoch auch von der Einwir⸗ 
tung bes ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes, aber nur auf Finanz⸗ 
ſachen, alfo ſey das Geſez undezwelfelt ein Sinanzgeſez. 

Der 
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Der einzige Gegenftand, welzher einigen Zweifel er⸗ 
regen koͤnnte, ſey der Vorſchuß der Amortifationsfgffe an 
die Staatöfaffe,, Died ſey aber nur ein Auftrag an bie 
Amortiſationstaſe, damit nicht zwey Kaffen Geld leihen, 
auch risfire der Staat und das Amortiſationskaſſe⸗Inſtitut 
nicht das Geringfte dabey, da vorher genau nachgemwiefen 
werden müffe, daß wenigftens eben fo via Deckungsmit⸗ 
tel im Rüdftande haften. Die Amortifationsfaffe fünne 


- ja dem Banquier leihen: warum follte fie diefes nicht. auch 


der Staatskaſſe koͤnnen ? — 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Eine Frage 
muß Ich mir an den Herrn Regierungs⸗Kommiſſaͤr erlau⸗ 
ben: Iſt das Gefez über die Verrechner Öffentlicher Kaſſen 
und Gefälle ein Finanzgeſez, oder nicht? Wäre ed ein 
folches ; fo hätte es nicht, wie doch gefchehen iſt, zuerft 
ber erften Kammer zur Berathung übergeben werben koͤn⸗ 
nen, weil dies gegen die Verfaſſung waͤre. 


Das Geſez Über die Verrechner berührt aber offen, 
bar einen wichtigen Finanzgegenſtand, namlich ein Mittel 
der Berficherung guter Finanzverwaltung, wäre alfo noch 
weit eber ein Finanzgeſez, als die vorliegende Verord⸗ 
nung, beren wefentliche Abſicht es ift, die von der Vers 


faſſung garantirte Amortifationgfalle fiber zu ftellen, und 


die Mitwirkung der Stände, ihres Ausfchuffes, und der 


Juſtiz⸗Sektion bey Anlehen der Staatskaſſe von ber Amor⸗ 


tiſationskaſſe zu regeln. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 


Wir find auf dem nämlichen Punkt, wie fchon früber oft.: 


Bir müffen eine klare Begriffsbeſtimmung von Finanze 
geſezen haben, 


Proͤtokolle der 1. Kammer, 5% 


% 


x 


81ıB Protokolle der Erſten Sammer. 







Staatdratb Irhr. v. Zyllnhardt . Im vorliams 
den Ball dürfte wohl die Sache klar feinen. Es iu 
etwgd an ben urfprungligen Statuten ter Amortifation 
Tafle geändert werden; dieſes ift offenbar: fein Zinanzgeft, 


Meg. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Die Amortifatior 
kaſſe dürfe, wie er fchon bemerkt habe, den Banguin 
Geld leihen, ivenn es disponibel da liege. Oft fey m 
Fall eingetreten, dag fie große Baarfchaften in der Ad 
gehabt, und daß daneben die Staatelaffe zu Anlchen ge 
noͤthigt geweſen: es würde fehr gut gewefen ſeyn, men 
biefe bey jener dad Anlehen genommen hätte Es fıl 
nun in Zufunft dergeftalt geſchehen, Doch mit ber Ban 
fiht , daß die Suftiz: Sektion, ehe fie den Vorſchuß bemil 
ligt, genau prüft, ob er durch ausficehende Revenuͤen gu 
dedt if. Demnach koͤnne er nicht einſehen, woie. dadurg 
das Inſtitut der Amortifationsfaffe verlegt ſeyn fol. 


Staatdratb Frbr. v. Zyllnbardt: Es Handle fd 
bier nicht von Hingebung von Geldern, welche -die Amor 
tifationsfaife bereitd hat, fondern von ſolchen, welde ih 
nicht bat, und alfo felbft entichnen muß, 


Staatörath Frhr. v. Türfheim: Hiezu ift eine halk 
Million beftimmt, welche eigentlich für die Staatskaſſe aufı 
genommen, und von diefer der Amortifationstaffe nur am 
Sertraut, oder gleichfam ald Depofitum übergeben wird. 


Meg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Wenn zu Beftrr 
tung etatömäfiger Staats Ausgaben wegen des Ausblei⸗ 
bens der etatgmäßigen Einnahmen ein Anlehen nothwer 
dig ift, und foldhes nicht Aus disponideln Mitteln der 
Amortifationdfaffe gemacht werden Tann, alfo von ih 
Aufgenommen werden muß, fo vollzieht fie, wie ich oben 


J 
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ſchon bemerkt habe, einen, dem wahren Intereſſe des 
Landes entſprechenden, Auftrag, 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Dat: die hißs 
herigen Anlohen der Staatskaſſe aufhören müfen, und 
von. ihr fünftig nur Anlehen von Vorſchuͤſſen für den 
Jahrs bedarf von der Amortiſationskaſſe gegen Verſicherung 
der alsbaldigen Ruͤckzahlung unter Beobachtung geſez⸗ 
licher Formen geſchehen duͤrfen, erachte ich als hoͤchſt er⸗ 
wuͤnſcht. So weit dieſe Anlehen 500,000 fl, nicht übers 
fteigen, ift die Amortifationdfaffe jezt dafür ganz gefichert, 


Wo iſt aber ihre fichere vopotyet fuͤr weitere Anlehen an 
die Staatskaſſe? 


Reg. Komm, geh. Ref. Boͤckh: Die ſi cherſte, welche 
‚ erifliren kann. Durch das Finanzgeſez wird beſtimmt, wie 
Kiel die Regierung einzunehmen und auszugeben bat, - 
z. B. 9 Millionen, Wenn nun die Einnahme wegen 
verzoͤgerten Eingangs der Revenuͤen nicht hinreicht, die 
augenblicklich noͤthigen Ausgaben zu beſtreiten; fo iſt ein 
Vorſchuß der Amortiſationskaſſe noͤthig, welcher aber von 
der Juſtiz⸗Sektion nicht eher verwilligt wird, bis genau 
nachgewieſen iſt, daß dieſer Vorſchuß durch die ruͤckſtehen⸗ 
den Revenuͤen gedeckt iſt. Giengen fpäter dieſe Revenuͤen 
gleichwohl nicht ein, ſo muß der Ausfall ja dennoch auf 
die Amortiſationskaſſe kommen. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Wer buͤrgt 
aber dafuͤr, daß die kuͤnftigen Staatseinkuͤnfte wirklich 
* eingeben werden? Ich glaube. den Antrag machen zu 
muͤſſen, daß bie Juſtiz⸗Sektion ausdruͤcklich verbindlich ges 
macht werde, nur dann ihre Einwilligung zu den frag⸗ 
lichen Anlehen zu geben, wenn fie ſich verbuͤrgt bat, daß 
die Amortiſationstaſſe das Geld ohne ihre Gefaͤhrdung 

bat 
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vorſchießen koͤnne, und durch die Hypothek der angen⸗ 
ſenen Staatseinfünfte hinreichend gedeckt ſey. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Wenn fienidhtew 
kommen, fo entſteht durch den Ausfall eine reine Staatöfchuh, 
welche am Ende doch nur der Amortiſationskaſſe zufallen kau 


Staatdrath Frhr. v. Baden: Hierburd erhalt 
aber das Kinanzminifterium die größte Leichtigkeit, Schu 
den zu machen, ed dürfe nur fagen, daß die Revenin 
Ruͤckſtaͤnde nicht eingegangen feyen. Auch koͤnne bad Bir 
nifterium im Budget nunmehr nachlaſſen, fo viel mn | 
wolle; das Fehlende koͤnne es dann immer bey ber Amou | 
tifationsfafle erheben. 


Staatörath Frhr. v. Türkheim: Es muß ja jede 
Jahr dem ftändifchen Ausſchuß Rechnung vorgelegt wer⸗ 
den. 


Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Jedes Jahr werde 
daruͤber dem ſtaͤndiſchen Ausſchuß Rechnung vorgelegt, 
und muͤſſe nachgewieſen werden, daß nur budgets⸗ 
maͤßige Ausgaben gemacht worden; auch gewaͤhre aufı 
ſerdem noch die Pruͤfung der Juſtiz⸗Sektion eine hinrei⸗ 
chende Kontrolle. Die bisher gewöhnlichen Kaſſen-Anlehen 
haben immer nur größere Staatsfhulden veranlagt, 
"und es fey niemald möglich geweſen, jene erwünfchte Ord⸗ 
nung im Staatshaushalt zu beobachten, welche nun in 
Zufunft Statt finden werde, 


Staatdrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Wenn der noͤthige 
Vorſchuß auch zwey Millionen betruͤge, und es waͤre nach⸗ 
gewieſen, daß ein gleicher Betrag geſezlich genehmigter 
Revenuͤen noch nicht eingegangen iſt, fo wäre die Amor⸗ 
tiſationskaſſe keiner Gefahr ausgeſezt. 
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we Se. Durchlaucht der Herr. Fürft v. gürftenberg: 
Sie ſeyen weit entfernt,. dem Finanzminiſterium zu nahe 
zu treten, aber genügende Sicherheit müffe doch dem 
) Staat und dem Amortifationsfaffe » Snftitut gegeben mwers | 
den, weil fonft leicht neue Schulden durch diefe Borfchüffe 
4 entfichen Tönnten, welche man bey der Iangfamen Rech⸗ 
nungsftelung und Prüfung erft fpäter entdecken würde. 


Staatsminifter Frhr. & Fiſ cher: Die Kaffenfom» 
miffion führe eine genaue Meberſicht darüber, was bie 
Amortifationsfafle vorfcieße, j 


I. Staatsminifter Schr. v. Berfheim: Nah dem 

: jezigen Borfchlag fen der Fall nicht möglich, daß die Rech— 
nungöftelung und Prüfung in Rädftand gerathe, denn 
es muͤſſe ja dem fändifchen Ausſchuß jährlich Rechnung 
abgelegt werden. 


Es ſey durch Erfahrung befannt, daß 500,000 fl, 
die Minderfumme ſeyen, welcde die Staatskaſſe bedürfe, 
was ‚darüber gehe, ſeyen ſchon außerordentliche Fälle, 
dieſe koͤnnten dann doch nicht fingirt werden, da die Ju⸗ 
fliz : Seftion die Nothwendigkeit und Sicherheit des Vor⸗ 


ſchuſſes zu prüfen bat. 


Bisthverw. Frhr. ©. Mei fenberg: Er wuͤnſche, 

daß die Juſtiz⸗Sektion ausdruͤcklich verbindlich gemacht 

. werde, keine Anlehen zw geſtatten, wenn fie nicht gedeckt 
find. 


wur 


Reg. Komm. geb. Ref. Böckh: Der Antrag bed 
Hrn. Bisthumsverweſers ſey leicht zu realifiren, denn ee 

fey der Intention der Regierung vollfommen gemäf, ins 

dem dieſe ſelbſt die groͤßtmoͤgliche Sicherheit verlange. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Löwenſtetn— 
Wertheim: Ich wuͤnſchte, daß wenn außerordentliche 
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Anleben nothwentig find, der ſtaͤndiſche Ausſchuß mu 
ſammelt werte. 

Staatsminifier Frhr. v. Fiſcher: Man brauche 
aber oir rur 50 ooo fl.; es ſey alfo der Koftenaufmen F 
siner Einberufung des Ausſchuſſes unnoͤthig; die Fälle, E 
mo bie oft bemerkten 500,000 fl. nicht hinreichen, ſeyer 
fehr felten, 

Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. ärftenberg: 
Berade , weil fie felten fepen® glaufen Sie, Daß es ſich 
der Muͤbe lohnte, den ſtaͤudiſchen Ausſchuß einzuberufen,. 


Meg. Komm. geb. Ref. Böckh: Oft aber trete tie 
Nothwendigleit ſchon ein, che man den Ausſchuß eintes 
ruien, mc feinen Zufammentritt abwarten fönne, u 
zu ſolchen dringenden Unfehen fey die Regierung vermoge 
der Konititution beredtigt. 

Staatsrath Frhr. v. Baden: Die Ginanzen ſeyen 
wohl nie wegen 50,000 fl. in Verlegenheit. 


Meg, Komm. geb, Nef. Boͤckh: Es kaun gleihmohl 
gefcheben. 3. B. wenn man die vorhandenen Naturalien 
zu verfaufen fir unraͤthlich hält. 


Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. Loͤwenſtein— 
Wertheim: Sie musten bier bemerfen, daß der Wuͤr—, 
tembergiſche Finanzminiſter auch nicht mehr als 500, oou fl, 
Vorſchuß verlangt habe. 

Staatsrath Fihr. v. Tuͤrkheim: Hier koͤnnen gar 
mancherley Umſtaͤnde eintreten, namentlich die Quellen 
der Revenuͤen verſchieden ſeyn; von einem Staat auf den 
andern könne alſo fein Schluß gemacht werten. 


Hofrath v. Rotteck: Die Möglichkeit, dag Anl 
hen auch ber tie 500,000 fl. noͤthig werden, iſt nit zu 
verfennen, aber die Sicherheit dafür, daß nur beym 
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wirklichen Vorhandenſeyn folder Nothwendigkeit Anle⸗ 
ben gemacht werden, Tann nur der ftändifche Aus 
ſchuß geben; die Juſtiz -Sektion nicht. Wenn das 
Staatsminifterum ſelbſt das Sinanzminifterium autorifirg 
oder beauftragt, ein Anlehen zu begehren, wird dann eine 
Sektion deſſelben Staatöminifteriums zur genägenden 
. Kontrolle dienen? Auch Iöst ſich ja, bep dem oft ſchnel⸗ 
len Wechſel der Mitglieder, die ideale Perfönlichkeit der 
Sektion in ein bloßed Dunftgebild auf, Nur die Verant⸗ 
‚ Wortlichfeit ber Individuen, aus welchen fie jemweilß 
befteht, fönnte einige Sicherheit geben: dieſe perfüns 
liche Haftung aber wäre bey Mitgliedern des Finan z⸗ 
minifteriumd, oder bey jenen von irgend einer belice 
Bigen Seftion des Staat$minifteriums ganz ebenfo hefries 
Digend oder ‚unbefriedigend, als bey jenen der Juſtiz⸗ 
Sektion. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤfkheim: Die Identitaͤt 
ber Perſonen bey einer Stelle begründet nicht die Kontrolle. 
Der Wechfel der Perfonen hebt fie alfo auch nicht auf. 


Bisthverw, Frhr. v. Weffenberg: Zwiſchen der 
Juſtiz⸗Sektion und dem Finanzminifterium findet bier ein 
großer Unterſchied Statt, Das leztere ift nur eine Ads 
miniftrativ-Behörde, Aber die Zuftiz,Seftion tritt, in To 
weit ihr ein Einfluß in Beziehung auf die Amortifationds 
kaſſe eingeräumt wird, an die Stelle des ehemaligen Ju⸗ 
flizminifteriumg , ift in fo ferne unabhängig, und übere 
nimmt. eine befondere Verant wortlichleit. | . 


Se. Hoheit der Präfident: Sie glauben, Daß ber 
Mehrbedarf über. 500,000 fl. nicht bedeutend fepn könne, 
und daß die Kenntnifnahme hievon wohl bis zum Zufams 
mentritt des ftändifchen Ausſchuſſes, zumal bey der von 
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dem Hen. Eieibumbverweſer vergeſct Biel 
Srasgregel, verſcheten werten fenze. 


Er. Turdlsuht ter Kerr Aurk v. Gürftenken 
Aber tie Squld it gemaht, wenn ber Fkäntiide Ih 
fu zuſammenkemmt. 


Nez. Komm. geb. Ref. Böctb: Es geſchehe ja fix 
Terwiligung ohne genaue Prüfung vom Seiten der jut 
ſti;Seltion. 


Er. Durchlaucht der Herr Fuüͤrſt v. Kürftenbern: | 
Die Unbeftänpigfeit der Perfonen in diefer Juſtiz⸗Seltin 
gebe aber doch feine Sicherheit. 


Se. Durchlaucht der Herr Fürſt v. Cöwenftrie 
Wertbeim: Auch mir wäre die Verantwortlichkeit be 
flimmter Perſonen lieber als jene einer Sektion. 


Geh. Hofrath Zacharid: Ich erlaube mir fir. di 
nige Bemerfungen. Wir giengen nah dem Kommilindı 
Antrag von der Frage auß: ob der Sefezesentmurf im 
Ganzen genehmigt, oder ob der $. 6. und 7. geänbel 
werden.folle ? 





Ben der Verbantlung diefer Frage muß nicht üben 
feben werden, daß 500,000 fl. fhon vorlaͤufig dem His 
nanzminifterium zu Bebote ftehen, 


m Berfauf der Diskuſſion wurde die Frage aufge 
ftellt : 0b es ein Finanggegenftand fey oder nicht ? 


Ich bin nicht der Mepnung, daß Über Diefe Frage 
ein Schluß folle gefaßt werten. - Die Sache ift als Gr 
fegesentwurf an die Kammer gefommen ; wir fünnen 
es füglid dahin geftellt feyn laffen, ob als „Finanz— 
gefez ? Denn ausmachen werden wir bier den ſchwieri⸗ 
gen Streit nimmer. Nur ein Vergleich kann ihn 
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Tehlichten ; eine Definition aufzuftellen , iſt / gefaͤhrlich; 
alſo bleibe uns nur uͤbrig, über den Inhalt des Gefezes 
abzuftimmen. 


Auf den PVorfchlag des Hrn. Bisthumsverweſers 
Frhrn. v. Weſſenberg, daß die Suftiz » Seftion durch 
was Geſez folle tenent für die Anlehen gemacht werden, 
welche ohne Sicherheit bewilligt werden, ‚bemerfe fich, daß 
wenn die Kammer diefen Antrag annähme, der Gefezeds. 
entwurf noch an die ziwepte Kammer surüdgehen müßte, 
was bey der jezigen Lage ſehr ſchlimm waͤre. 


Reg. Komm. geb. Ref. Böckh:- Die Regierung 
müßte es bedauern, wenn der Entwurf nicht follte zum 
Geſez erhoben werden. Sie hat eigentlih darin den 
Ständen mehr zugeſtanden, ald ihnen nach der Konſtitu⸗ 
tion zukoͤmmt; und durchaus nichts anderes, als dad 
Wohl des Landes dabey bezweckt. Er wiederhole ed, daß 
er nad feiner Inſtruktion durchaus keine Yenderung zu⸗ 
geben duͤrfe. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg; 
Hienach koͤnne ſich alſo die Kammer nur im Allgemeinen 
erklaͤren, und duͤrfe ſich nicht in die einzelnen Punkte ein⸗ 
laſſen? | 

Staatdrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Auch unabhaͤngig 
von der Erklaͤrung der Regierungs Kommiſſion wuͤrde ich 
dem Geſezesentwurf beyſtimmen. Jede Aenderung kann 
der Sache nur nachtheilig ſeyn, weil dadurch nothwendig 
Verzoͤgerung, oder vielmehr bey bevorſtehendem Schluß 
des Landtags Vereitlung entſtehen muͤßte. 


Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim: Auf die Ers 
klaͤrung des Hrn. Regierungs-Kommiſſaͤrs, daß die Res 
gierung den Kammern mehr zugeftanden habe, als ihnen 
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nad Ber Honftitutien zuſemme, welle er ne bene: 
Ba6 r..3 in von ter ıw:ntea Kammer mit Dast me 
neriren werten, wril man eingeſeben babe, Das hier 
Beriereny jer entseäen fommz, und Lie cmwenfe Cut 
in die wırarziahen geitatte, - 






Wenn nun eine Atänterung in dieſem Geire w 
madt werten jellte, Bad ebnebin nach zwen Gahren vv 
der geändert werten fönne, io würde es gegenwärtig 
niit mebr gu Stande foınmen, und es frage ſich dan, 
ob tur ſolche Bersögerung etwas fürs Ganze gemmmf. 
werte? Nach zwey Zahren fürnte ja das Geſez, fill 
es becenllich erſhiene, wieder geändert werten, 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤr ſtenberg: 
Hiernach fe:e der Herr Staatsminiſter Doch ſelbſt die 
Moͤglichteit einer ſchlimmen Wirlung des Geſezes voraus 


Staatsminiſter Frhr. v. Berkheim: Keinetwent! 
Mur das Mißtrauen hatte ih bey meiner Bemerlung 
im Auge, 


Staatsrath Baumgärtner: Wenn von Mißtraum 
gegen dir Juſt:z-Sektion die Nece ſey, fo muſſe er fid 
auf die Akten berufen, aus welchen erfeben erden fonnt, 
wie auch ſchon die Regierungs-Kommiſſion angeführt habs, 
das das Tuftizminifterium, an deflen Stelle nunmehr die 
Juſliz⸗Sektion getreten, fih immer ftrenge an feine Pflidt 
gebalten babe, was nunmehr aud von Seiten der Geb 
tion geſchebe. Es werden da merkwuͤrdige Sälle zu ww 
feben ſepn. Ä 

Er, Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v Sürftenberg: 
ie bitten fein Mißtrauen; es fprehe fid Bier von 
Gaben, und nicht von Perfonen. Nur Klugheit un 
Borjicht, nicht Mißtrauen, Jeite Ihre Abſtimmung. 

N 


\ 


Se 
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 : Ge. Durchlaucht den Herr Fürft v. eöwenftein 
s Wertheim erfiären Sich im gleichen Sinne, 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Sofern die 
Bemerkung des Hrn, Staatsraths Baumgärtner meis 
nen Antrag betreffen ſollte; ſo muß ich erwiedern, daß 

s diefer Antrag, weit entfernt, ein Mißtrauen gegen die 
; Mitglieder der Juſtiz⸗Sektion zu äußern, nur eine Bore 
s fchrift bezielte, an welche die Wirkſamkeit dieſer Behörde 
: gebunden ſeyn fol, Sole Vorſchriften follten wohl die 
‚ fer Behörde ſelbſt willfommen feyn, 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Man verfenne 
das offene Entgegenfommen der Regierung nicht. 


Se. Hoheit der Präfident: Es frage fib nun: 
ob die Kammer den Schaden, weldser durch die Verzoͤge⸗ 
rung der Sache entficeht, dem aus der Erweiterung der 

. Unlehend » Befugniß befuͤrchteten Nachtheil vorziehe, oder 
nicht? Beyde Seiten ſcheinen mir nun wohl hinreichend _ 
erwogen, 


Bisihverw. Frhr. v. Weffenberg: Ich meines 
Orts finde die Verordnung im Ganzen fehr vortheilbaft, 
befonders weil fie den bisherigen fo verderblihen. Anlchen 
der Staatöfaffe ein Ziel fezt, auch dem Inftitut der Amor⸗ 
tifationdfaffe neue Garantieen gibt. Indeſſen hätte ich 
gewuͤnſcht, die von mir angetragene Vorfihrift. für die 
Juſtiz Seftion würde ausdruͤcklich in die Berorbnung auf» 
genommen, Weil aber dies die Zurücgabe an die zweyte 
Kammer erforderte, was wegen der Kürze der Zeit une 
ferer Sizungen nicht wohl mehr thunlich iſt, ſo will ich 
durch meinen Vorſchlag die Annahme der Verordnung um 
fo weniger verhindern, oder auch nur aufhalten, als einer 
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tens ſer2 1:3, ent stem Erst rede en 
Hemm:t:cen kere:ıs zu Dreisleß erflärt ber. rufemE 1% 
wen Ziraisg To auı <i6 ide mn Ber Bereiszunnl ° 
ha'ten an'che, und tenen Peek, ums zum Berasdw d 
figern fzue; welche Erfiä «llersinzs Berabum n 
grwährt. 

Craattratb Arbr. v. Lurfbeim: Deeſe Erfiim « 
werte wohl ins Pretofol aufg nmen werben form. q 
Etaattratb Arhr. v. Baden: Es fragst #4 de 
nach: ob das Geſez jo angenommen werte, wie ei m \ 
Der zweyten Kammer ander gelommen ift ? { 

Auf die hierauf vom haben Prafidium gebefte j 


Umfrage erflärten fih g Stimmen gegen, unb ı Ei 
men für die Annahme. 


Se Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fürftenkerg: 
Es fen nun zwar abgeitimmt, und daS Geſez angenım: 
men worden, allein es frage fih: iſt es Dadurch aud all 
ein Finanzgeſez anerlannt? 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Er ſehe es nidt 
fo an; denn was davon im Geſeze ſelbſt ſteht, fen bied 
eine doftrinelle Anficht, welche die Natur der Sache niht 
ändern koͤnne. 


Bisthverw. Frhr: v. Weffenberg: Er Habe dies 
Geſez nicht als ein Finanzgeſez angefehen, und bleit 
auch dabey. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg 
erklaͤren Sich in demſelben Sinne, 
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Staatsrath Frhr. v. Baden: : Der Herr Finanzmi⸗ 
ter babe. heute in der Kommiſſions⸗Sizung erflärt, daß 
fein Zinanzgegenftand fey. _ _ r 


Staatsminifter Frhr. v. Fifcher: Allerdings, jes 
d nur, foweit ed das AmortifationdfaflesSnftitut, und 
bt dad Schuldenmadhen und Kreditiren, betreffe. 


Hofrath v. Rotteck: Wenn dieſe alfeitigen. Er» 
rungen ins Prototoll kommen, ſo iſt alles hinreichend 
vahrt. 


Staatsrath Frhr. v. Türkheim: Man könnte noch 
iter ind Protokoll ſezen; die Kammer hoffe, daß die 
)e Regierung fih auch aus diefem Anlaß überzeugen 
rde, mie nöthig es fen, genau zu beftimmen, was ale 
nanzgefez gelten folle, 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt'v. Fürftenberg 
b viele andere Mitglieder ftimmten diefem Zufaz aus⸗ 
icklich bey. 


Freyherr v. Zyllnhardt. 
v. Rotteck, 
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Beylage Ziffer 85 


— — 








Kommiſſions⸗Bericht Uber den von der zweyten Kun 
mer mitgetheilten Beſchluß, die Einwirkung Mi 
ftändifchen Ausfhulles bey Staatsanlehen K 
treffend. | 


Eritattet von dem Staatsrath Frhrn. v. Baden. 


Diefes durch die verehrliche zweyte Kammer mit 9% 
gründeten Veränderungen an und gefommene Geſejz it 
die Erfüllung zwener verfaſſungsmaͤßiger Artikel m 
Auge gehabt. 


Der erfte war der $. 22., worin ed heißt: „Das 
Snftitut der Amottifationsfaffe wird in feiner Ber 
faffung aufrecht erhalten’, und der zweyte 8.64. 
worin ausdrudlich verordnet wird, daß ohne Zuſtimmung der 
Stände fein Anlehen gültig fünne gemacht werden ; im zwey⸗ 
ten. Abſchnitte bed Paragraph aber in den außerordentii 
chen Fall eined Anlebend die Zuftimmung des Ausfchuild 
für die Gültigkeit defjelben feſtgeſezt wird. 


Der $. 22. wurde durch Aufhebung des Juſtizminiſte— 
riums in Ruͤckſicht der Amortiſationskaſſe Einrichtung wirklich 
alterirt, weil das Juſtizminiſterium nach der Verfaſſung 
des Inſtituts der Amortiſationskaſſe die wachende und ew 
haltende Behoͤrde deſſelben war; — eine ſehr zweckmaͤßige 
Verfügung, weil ein fo herrliches, den Staatskredit fo wirk⸗ 
fam erbaltendes Snftitut, fo wenig einer Wandelbarkeit in der 
Auslegung ald Behandlung unterworfen feyn muß, als 
das Recht und die für dafjelbe wachende Gefeze. Um 
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biefem Mangel abzuhelfen, wird nun durch digfes Geſez 
$. 5. die Juſtiz⸗ Seftion des Staatdminifteriumd an des 
Juſtizminiſteriums Stelle geſezt. — Dbwohlrin ſolches 
verfaſſungsmaͤßiges Inſtitut, in Ruͤckſicht ſeiner innern ge⸗ 
a ſezmaͤßigen Verwaltung nicht wandelbaren Geſezen — da 
is dieſes Geſez nur auf Die Dauer der Jahre 1820. und 1821, 
g laut Art. 9. beftehen fol, — unterſtehen Tann, fo Können 

Wir und doch einftweilen beruhigen, weil bid dorthin die 

Nothwendigkeit, ein Suftigminifterium zu haben, wohl 
u auffer Zweifel geſtellt ſeyn wird; (denn Hier erfcheint die 

oberfte Staatsbehörde ald dag derfeiben untergeordnete Ju⸗ 
s ftigminifterium), wo dann die Urverfaffung wieder eintritt; 
# immer ift e8 diefer Juſtiz⸗Sektion leichter, nad den bes 
| ftehenden Vorſcriften mit aller Rechtsgenauigkeit auf das 
AmortifationsfaffeInftitut zu wachen, als demOberhofgericht, 
welches entfernt, ſich ganz in dieſe Inſtituts-Verfaſſung 
einarbeiten muͤßte. — In dieſer Hinſicht iſt dieſes Geſez 
ergaͤnzender als das vormjaͤhrige, welches zwar nie zu uns 
kam, und auch feine‘ weitere Erwähnung verdient, weil es 
nach jenen Borfchlägen gegeben ward, die damals bie 
Amortifationsfaffe zur, faft möchte ich fagen, algemeinen 
Staatshauptkaſſe umbildeten, 


3) Der s. 57. der Berfaflung wird durch bie vorge⸗ 
fhlagenen Zufäze der zweyten Kammer zu diefem Gefeze 
durch Artikel ı, 2, 3, 4, 5. auch vollkommen erfüllt, denn 
Nachdem wir zum Gefez felbft übergehen (Artikel 1.), ges 
währt der Auddrud: „wozu nad $. 57. der Berfaffung bie 
Zuftimmung der Mehrheit des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes ers 
forderfich und hinreihend ift ” alle Rechte, die den Stäns 
den gebühren, ohne mehr Rechte in den Ausſchuß zu les 
gen, als die Verfaſſung ſelbſt hineinlegt. 


als die Zuftimmung der Mehrheit des Ausſchuſſes hism 
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ad-Art. 2. flinmen wir volllommen mit ben 
faz der zwenten Kammer, welder um fo nothwendigeiF' 


chend it, eine Geldaufnahme gültig zu machen, affs ıt 
Borficht gegen dad Ansbleiben eined Mitglieds bed An 
. fhuffed angewandt werden muß. | 


adArt. 3. fönnte auch von und nichts bemerftiw 
den, als tag man dem Kommiffiondbericht der zweym 
Kammer, daß der ftändifhe Ausfhuß in beftändiger 1 
wirfung bleiben follte, und alfo bey allen Verhandlung 
bis zur Borlage an dad Staatdminifterium alle feine! 
fihten beylegen könnte, wohl beyftimmte, wenn diejer Zufı 
in der Kammer wäre beliebt worden, denn in den weiten 
Verhandlungen eines foldhen Anlehens, wo unbedeutend 
Worte, oder deren Auslegung große Vortheile oder Rad 
theile erzeugen, liegt höhere Wichtigkeit, als man fdin 
einem andern Gefchäfte denfen mag. 


ad Art 4. Das Wort „Anlehen“ fällt Hier zwar 
auf; allein diefer ganze Artikel ift bey der vorzuͤglichen kei⸗ 
tung der Amortiſationskaſſe unbedenklich, und erflärt und 
die nad $. 57. verfaffungsmäßigen Geldaufnahmen um fı 
mehr, da Urt, 5. jede Vorficht vorfchreibt. 


ad Art. 5 Diefer Artikel, zufommengebalten mit den 
Zufäzen der zwenten Kammer, nämlih: daß am Ende ei 
nes jeden Rechnungsjahrs, in welchem fein Landtag gehal 
ten wird, der Sandftändifche Ausfhuß einberufen wer 
den folle ꝛc., giebt ale Beruhigung, die die Stände für 
die heilige Sicherung einer fo jehr bewährten Anftalt for 
dern fönnen — und diefer von der Regierung zugeftandene 
.Beyſaz ift der fchönfte Beweis jener offenen Staatshaus⸗ 
: haltung, in welder Kürft und Bolt, Regierung und Stäns 
de, ihre fefte Sicherheit beglüdend gründen Tönnen ; denn 
bier 


: gende Ausſchuß bilden die: ficherfte Kontrolle. 


Dreyundzwanzigſte Sisung vom 30, Auguſt. 833 . 


dier die ſtrenge Juſtiz, dort der mit finanziellen Gegen⸗ 
Händen mebht befannte, nur die Ideen der Stände befols 


Jezt kommen aber im Art. 6 u, 7. folhe Beſtimmun⸗ 
gen, weldye eigentlidy der Grundverfaſſung der, imortıjas 
tionslaſſe entgegen find; denn in. dem Edikt vom 31. Aus 
guft, wodurch diefelbe gegründet wurde, beiöt es $. 4.2 
Da diefe Kaffe, nach ihrer Natur und Beſtimmung blos 
der Schuldenzahlung und ber Berichtigung der davon vers 
Jallenden Zinfen gewidmet iſt, fo koͤnnen darauf von feiner 
Seite, von welder ed auch ſcM moͤchte, andere Zah. 
lungs⸗Anweiſungen angelömmen werben, und find 
ſowohl deshalb der Finanzminiſter, als Minifterial, Direks 
tor, und die Kaflen » Kommiffion ſowohl, ald der Kajfier 
Felbſt verantwortlich, u 


Der Art, 6, dieſes vorliegenden Geſezes fagt aber im 
dieſer Verordnung: Die ohne Zuftimmung der Stände guͤl⸗ 


‚tige Raffenaniehen,, wodurch etatsmaͤßige Ausgaben nur 


antlzipirt werden, müffen von der Amortifationgfaffe 
gemacht werden. Diefer Artikel ift aber mit der Grundver— 
foffung der Amorſationskaſſe unmöglih in Einflang zu 
bringen, und ba erftere Durch ben Art. 22. der Konititus 
tion in ihrer Berfaffung zu einem verfaflungsmäßis 
‚gen Inſtitut ergoben wurde, fo koͤnnen wir nicht darauf 
anrathen , diefen Artikel wie den Artikel 7. des vorgefchlar 
genen Geſezes fo anzunehmen, denn im $. 57. wird zwar 


dem Staat wie der Amortifationsfaffe die x —5 ertbeilt, 


Anlehen zu machen; aber nichts davon erwähnt, daß die Amo.o 
tiſationskaſſe der Staatskaſſe, obmohl fie in diefem $. 57. 
ſehr kumulirt find, Vorſchuͤſſe leiften dürfe. Ben ſolchen 
getrennten Schuldentilgungskaſſen ift einer der eriten 
Grundſaͤze, immer eine oder wenigfiend doch beftimmte 
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Trennung zu erhalten; denn wie oft würde bie Amor 
tionskaſſe in Die Verlezenheit fommen müffen , Auftläm #- 
über die etatemaͤßigen Cinnalmen zu fordern, weil nurf 
fo viel etatemaͤßige Anleben dürfen gemacht werden, m 
wer bätte zu entſcheiden? und in welchen Zuftand wär 
bey ſolchen Källen der Kretit ter jo herrlichen Anftalt m 
Amortifationskaffe fommen. Da ferner bey der Aufode: 
der 5,000,000 fl. für die Amortiſationskaſſe befoni 
500,000 berechnet wurden (f. Beriht über die Amortiſ⸗ 
tionsfaffe) für Antizipationen in die Staatskaſſe, fo Kef 
nen wir verfaflungsmäßig dieſe 500,000 nicht überfteign. 
Diefe verfaſſungs igen Anfihten haben und ben 
gen, dieſe zwey Artikel 6. und 7. in einen einzigen ums 
wandeln, und Art, 6. fo zu fezen: 





„Die obne Zuftimmung der Stände gültigen Kö 
Anlehen, wodurd etatsmaͤßige Einnahmen zu etath 
mäßigen Ausgaben nur antizipirt werden, müflen 
von der Amortiſationskaſſe gemacht werden, doch 
durfen Diefe Antizipationen auf etatb 
mäßigen Cinnabmen die Summe vu 
fünfmalbunderttaufend Gulden nid 
überfchreiten, anfonft der erfte Artikel dieſes Ge 
fees eintritt.‘ 


Vielleicht Tann man diefen Gegenftand noch nähe 
audeinanderfezen. 


Dad Geſez, welches uns vorliegt, beſtimmt erw 
‚ften®, wie ed mit den Anlchen, welde nach $. 57. der 
Verfaffung durch Einwirkung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſeb 
zu madyen find, foll gehalten werden. Art. ı. 2, 3. 


ad Art. 4. Zweytens beruͤhrt daffelbe die Geld» 
aufnahmen der Amortifationdfaffe, zu denen fie vermöge 


g' 
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n.ihres FundationsGeſezes ermächtigt iſt, und welched auch 
«| durch $. 57. der Berfaffung geſezlich ausgeſprochen ift, 


Ki. 


L 
5 


Drittens. Im Artikel 6. werden nur die Antehen 
erwähnt, welche die Staatskaſſe nach dem $. 57. als Untis 
sipationen machen darf. nnd diefe Anlchen werden nun 
auf die Amortifationstafle geworfen , mit der einzigen Be— 


ſchraͤnkung Art 7. daß, wenn bie Summe fürfmalbuns 


— — — — 


derttauſend Gulden uͤberſteigt, die Juſtizſektion zu unter— 
ſuchen habe, ob der von dem Sinanzminifterium geforderte 
weitere Vorſchuß wirklich die Natur einer Untizipatron 
habe. Nur dadurch wird alfo die Amortifationdtaffe te; 
flimmt die Aushduͤlfskaſſe der Staatskaſſe, und Ändert 
in diefer Hinficht ihre Natur. — Beſchraͤnken wir aber 
beſtimmt dieſe Antizipationen auf fünfmalbunderttaufend 
WBulden , fo liegt der Grund darin, weil bey dem Anlehen 
der Amortifationdfaffe von 5,000,000; dirfe 500,000 Gulven 
als Antizipationsfumme für die Staatskaſſe ſchon mit bes 
rechnet wurde , und durch diefen beſtimmten durchlaufens 


den Poften die Amortiſationtaſſe nie in Verlegenheit kom⸗ 


men kann. 


Uns iſt Aæs unbegreiflich, wie die S ‚ie Staatschſe, von wel⸗ 
cher nur etatsmäßige Einnahmen zu etatsmaßigen Ausga⸗ 
ben antizipirt werden koͤnnen, einen ſolchen groͤßern etatds 
mäßigen Ruͤckſtand haben koͤnnte? Sollte aber ein ſolcher 
Sal, der möglich ſeyn fann, eintreten, fo ift er gewis ges 
eignet, in die Klaffe jener Anlehen zu treten, welche die 
Zuftimmung des Ausſchuſſes noͤthig haben. 


Der Art. 8. des Geſezes befchäftigt ſich eigentlich nur 
mit der Frage: auf welche Termine die verfchiedenen Ins 
lehen, von welchen in dieſem Gefez gefprochin wird, dürs 
fen oder können gemacht werden, und faflen diefe Anlehen 
in ſich, naͤmlich 

53 * 
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a, Anlehen, weil die Revenden nicht zur Verfallze 
eingegangen find, werden auf vierteljäßrige Ay 
fündigung von der Amortifationsfaffe genommen - 
bier ſteht aber negozirt. 

b. Anlehen, welde in einem Revenüuen » Uubfall, er 
in außerordentlihen Staatöbedürfniffen ihren Grm 
haben, tönnen auf längere Zeit unauffündbar u 
zirt werden, 


Wir glauben, daß, da bie einen aus Der Amortiit 
tienslafie 6i6 zur Summe von 500,000 geliehen, die a 
bern aber mit Zufchuß des ftändifchen Ausſchuſſes negajirt 
werben, dieſer Artikel, unbefchadet ber - Amortifationk 
kaſſe, koͤnne belaſſen werben. 


Endlich ad Art. 9. wird wohl aus ber ganzen Dar 

ftellung hervorgehen, daß dieſes Gefez Fein Sinansgefe 

-fep, weil ed tief in die Verfaſſung eingreift, und deswegen 
glauben wir, daß nur fo zu ſezen wäre: 


„Gegenwärtiges Gefez ift für bie Jahre ı ı820, a 
ad2uggegeben, “ 


S 
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Vier und swanzigfte Sizung, 
Karlsruhe deu 31. Auguſt 1820. 





Gegenwaͤrtig: 


©. Hoheit der Präfident und alle bisher erföimenen 
Mitglieder, mit Ausnahme: 


Sr. Hoheit des Herrn Markgrafen Leopold, bes 
Herrn Generald Freyherrn v. Geuſau, und bed 


Freyherrn v. Falkenſtein. 


Weiter anweſend: m 


Der Herr Regierungs⸗Kommiſſaͤr, geb. Referendaͤr Boͤckh. 
| u 


Das hohe Praͤſidium legt eine Diittheilung der 
zweyten Kammer vor, enthaltend ihre Beſchluͤſſe über den 


Geſezesvorſchlag, die Yusgleichung der sriegete 
ften betreffend. 


Beylage Ziffer 86. und Unterbeplage zu Ziffer 86, 


838 Drotofelle der Erfien Kammer. 


Mit Umgebug der Borberatbung ernannte die Ka 
mer fofort zur Beyutahtung dieſes Gegenſtands em 
z32mmiſſion, beftcbend aus dem 


Generallieutenant v. Schäffer, 
Staatöratb Arhrn. vo. Baden, 
Fibrn v. Gemmingen:Steineag. 


Kierauf machte das Eefretariat Die weitere Anztig 
der ia ber juͤneſten Zeit bey den Vorberathbungen gewählten, 
uud bis jez ım Pretokoll noch nicht aufgefügrten, Kommih 
firnen übe: nawftrbende Berathungsgegenſtaͤnde, ald: 


ı) In Betreff der Erbauung eines Stände 
haufes: 
Oderboſmarſchau Frhr. v. Gayling, 
Generallieutenant v. Schäfier,, 
Praͤlat Hebel. 
2) In Betreff des Eingangszohls auf. fras 
zoͤſiſehe Weine: 
Bisthumsverweſer Frhr. v. Weſſenberg, 
Praͤlat Hebel, 
Frhr. v. Hornſtein. ® 
3) In Betreff der Befrepung der Privatwak 
dungen von polizepficher Beförfterung: 
Staatdrath Frhr. v. Türkheim, 
Bisthumsverwefer Frhr. v. Weffenberg, 
Frhr. v. Gemmingen-Treſchklingen. 


PX 
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* 4) Ueber den Geſezesentwurf einer peuen Chauſ⸗ 


* ſeegeld⸗-Ordnung: 
Bisthumsverweſer Frhr. v. Weſſenberg, 
Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim, 
Frhr. v. Gemmingen-Treſchklingen, 


Hierauf begann die Diskuſſion uͤber die Befreyung 
der Privatwaldungen von der polizeylichen 
Beförfterung — 


Der Berichtserſtatter, Staatsrath Frhr. Mrurk⸗ 
heim, wiederholt die Punkte des Kommiſſions⸗Antrags, 
und ſezt bey: der erſte, welcher die Waldungen der Stan⸗ 
des- und Grundherrn betreffe, fen zwar nur eine Bemer⸗ 
tung, über welde aber doch vielleicht eine Eniſchliegung 
der Kammer beliebt werden koͤnnte. 


Hofrath v. Rotteck: Dem Grundſeg, welchen der 
hochverehrte Herr Berichtserſtatter ausgeſprochen, naͤmlich 
daß Privatwaldungen nicht minder dem Eigenthumsrecht 
unterliegen, als andere Gründe, und daß nur der Fall 

- der Noth — d. h. alfo wirkliche Gefahr des Mangeld an 
dem Befriedigungsmittel eined unentbehrlichen Bedürfnifs 
ſes — eine Befhränfung deſſelben von Seite des Stans 
tes rechtfertigen koͤnne, pflichie ich vollfommen bey. Doc 
find meine Folgerungen daraus in Anwendung auf un: 
fern Staat etwas verſchieden von dem Kommiljiond-Ans 
trag. Der Sal der Roth nämlich iſt in unſerm Staat 
durchaus nicht vorhanden, ſchon nach dem großen Um⸗ 
fang der Staats- und Gemeindswaldungen, und noch 
offenbarer, wenn man auch jene der Standes⸗ und Grund» 
herrn, als welche durch das Lehens⸗ oder fideifommiffari, 
ſche Band der freyen Diſpoſition oder dem Mißbrauch 
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des jeweiligen Veſizes entzogen, und ein, nach dem vom 
nachbaltigen Ertrag der Nachkommenſchaft verſichers J 
Grundvrrmoͤgen find, mit in den Ueberſchlag der bleibe 
Den Deckungsmittel des Holsbedarfs zicbt. Sa, foßte ma 
uͤber dieſes alles noch eine weitere Bededung fordern, fı 
würte dirfelbe in dem eigenen Bortbeil der Privan Bath 
eigentbümer lirgen, als welche — die einzelnen Im 
fhırender abgerechnet, die man ald ſolche bevormun 
fann — Die beite Benuzung ihrer Wälder und die Erhe 
tung von deren nachhaltigem Ertrag ibres eigenen Bor 
theils Ind jenes ihrer Familie willen vielleicht nicht mindn 
eriernen und beforgen werden, als fie folche® in arten 
Sphaͤren der Erwerbung und Erbaltung von Kapitb 
vermögen thun, Die Zahl derjenigen, welche aus Um 
funde oder Leichtfinn ſolches verfäumen , kann wenigſten 
nie groß fenn, und nie ald Rechtfertigung Des über Ih 
zu verbaͤngenden Zwanges gelten. Jene aber, welchen 
ein wahrer, (dem Staat dann immer mit zu gut tom 
mender) Bortheil die fchnellere Abholzung, Oder auch rin 
Audftodung ihres Waldes auräth, follen noch weniger burd 
folben Zwang ein Opfer der allzuaͤngſtlichen Fuͤrſorge, 
oder der bloßen Konvenienz der übrigen werden. — 


Uebrigens find die in unferm Staat faft überall be 
flebenden niedern Holzpreife der Beweis des hinreichen⸗ 
den Borratbd; und follten fie in die Höhe geben, fo würte 
bierin eben ein Beweggrund für die Privaten liegen, ihre 
Wälder zu erhalten, ja wohl neue anfliegen zu laſſen, je 
nachdem dad Verhaͤltniß zu den antern Arten der Grunds 
benuzung ſolches ihnen als vortheilhaft zeigte, 


Es erfcheint demnach bey ung jeder, der Waldbe— 
wirtbfhaftung der Privaten angelegte, Zwang ald ums 
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unßöthig, oder wagtheilis— und immer ald ung e⸗ 
mwrecht. 


Indeſſen hat man weder in der zweyten Kammer, 


noch bier in der erſten auf ſolche unbeſchraͤnkte Freyheit 

angetragen Dort, bat man die Ausſtockung und 
Kulturveränderung ausgenommen, und hier wurde 
— mit Umgebung diefed Punktes — eine Beſchraͤnkung. 
für den zum Handel, oder zur Snduftrie vorzuneh⸗ 
menden Holzhieb vorgeſchlagen. 


Gegen dieſe bey den Beſchraͤnkungen ſtreitet der an: 
erkannte Grundſaz; ich halte fie beyde für verwerflich, die 
von der zwenten Kammer begehrte noch zumal darum, 
weil fie das in jedem Fall weniger bedenffiche, naͤm⸗ 
lich Die Ausſtockung betrifft, während bad bedenklichere 
— Holzbieb für den Handel — frey bliebe, weil 
fie alfo dad Mehr erlaubt und das Wenigere verbie⸗ 
‚tet. Aber auch die von. un ferer hochverehrten Kommiſ⸗ 
‚$ton angetragene balte ich nad) Obigem fuͤr uͤberfluͤſſig 

“und ungerecht. 


Gleichwohl ſtimme ich fuͤr den Beytritt zu der von 
der zweyten Kammer beſchloſſenen Bitte, weil keine 
Zeit und erübrigt, um, falls wir die Sache mit Berbefe 
ſerungs-Vorſchlaͤgen an die zweyte Kammer zurüdgäben, 
ihre Erledigung noth auf diefem Landtag zu bewirken, 
und weil eine unvollfommene Befreyung doc immer befr 
fer ift, ald gar feine. Der etwa ind Protofolf aufs 
zunehmende Wunſch, daß aud die von der zweyten 
Kammer zugelaffene Befchränfung wegfalle, würde 
Daun binreihen zur Bewahrung des Grundſazes. 


Staatdrath Frhr. v. Türfheim: Er finde, daß ber 
Bortrag des Hrn. Hofraths v. Rotteck zu ſchnell Aber. 
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die Grundlage ded Antrags, nämlih über das Prigip 
binwegge: angen fen, aus weldem der Staat die Admin 
firation der Privammalaungen nidt unbeſchraͤntt frey ge 
ben koͤnne. 


Es fene zwar durch eine Berechnung gezeigt worden 
daß ter Staat nicht noͤthig babe, aͤngſtliche Aufſich 
auf den nachbaltigen Ertrag der Privatwaldungen zu hab 
ten, weil naͤmlich der Staat no fo viel Waldungen fe 
fit, daR die Privatwaldungen nur in einem geringak' 
Berbältnif bier einwirken, und binlänglider Nadıwud 
im Ganzen zu erwarten ift, daß jedoh ohne die Privat 
waldungen tiefe Sicherheit eben nicht vollkommen Bun 


einige Befchränfung — wenn aub nicht eine änzitlie J 


— inmer für die Beförfterung derfelben räthlich bleibe. 


Wegen der ſtandes- und grundberrlihen Waldungen 
müffe er bemerken: durch ihre fiveitommiffarifche Ratur 
ſeyen fie keineswegs aus der Klaffe der Privat waldungen 
gefezt. Gene Eigenſchaft fen furs erfte nur fin beſonden 
Sällen, nicht aber im Allgemeinen vorhanden ; auch kinw 
im Berbältniß zu einem Dritten das fideikommiſſariſcht 
Band ven Begriff des vollen Eigenthums nicht aufheben, 
alſo auch keine Beſchraͤnkung rechtfertigen, die nicht auq 
mit jenem Begriffe vertraͤglich iſt. 


Daher werde nur dasjenige, was im Allgemeinen 
über Privatwaldungen ausgeſprochen worden, auch auf 
ſie ausgedehnt werden koͤnnen, damit ſie nicht devaſtirt 
werden, und darauf habe die Kommiſſion blos aufmen. 
ſam gemadt. 


Hofrath v. Rotteck: Mir ift nie beygefommen zu 
fagen, daß daß fideitommiffarifche Band einem Dritten, 
‚oder dem Staat ein befonderes Recht gebe. Bied 
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a Tartifch entſteht durch den Umſtand, daß jenes Band. 


dDen Mißbrauch jener Waͤlder hintanhaͤlt, und die Beſizer 


w aid bloße Nuznießer zur nachhaltigen Bewirthſchaf⸗ 


tung nötbigt, für Ben Staat die moralifche Gewißheit, 
‚daß ſolche Wälder nicht werden verderbt, oder ausgehauen 


werden. Auf den Nachwuchs dieſer Waͤlder kann er alſo 


wie auf jenen ſeiner eigenen und der Gemeindswaldungen 


? ‚zählen, und ſonach verringert ſich die Nothwendig⸗ 


keit der Aufſicht auf die gemeinen Privatwaldungen in 


eben dem Verhaͤltniß, d. h. die Beforgniß des tünftigen 


, Pangets wird gehoben, und der einzige Titel des 
Rechts zu jener Aufſicht hoͤrt auf. Wenn man bey der 


Anerkenntniß, die Staats Waldungen und andere, auf 


' deren nachhaltige Beförfterung man ohne Zwangsgeſeze 


„zählen fann , feyen hinreichend, die gemeinen Privat, 


ı 
j 
' 
| 
j 
[ 
j 


waldungen alfo nicht. nothwenhdig zur Dedung. bed 
Holgbedürfnifies , gleihwohl noch⸗ze inige Beſchraͤnkung 
der Privatbeförfterung zur Erhaltung einer noch vollfom» 


menern Sıcherheit verlangt; fo ift Diefes immer eine Mit⸗ 


telftraße zwifchen Recht und Konvenienz, welcher noths 
wendig die beftimmte Richtung ;feblt, oder ein Ber 
gleich zwiſchen zwen Prinzipien, wodurd feinem. von 
beyden Genüge gefieht, und immer dad Hauptprinzip 


beleidigt bleibt. Zu einem. folgen Vergleich einzuftims 


men, wird mir immer unmögliggfeon. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Hier muß viel⸗ 
mehr ich mich verwahren ; die Kommillion will ndmlid 
einen Bergleich zwifchen zwey Prinzipien; feinen Mittels 
weg zwifchen Recht und Konvenienz, fondern die Beobach⸗ 
tung des einzig richtigen Prinzips, nämlich der Bereins 
barung des Rechts der Privaten mit der .nöthigen Ruͤck⸗ 
ſicht anf die Forderungen des allgemeinen Wohls. 
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844 Protokolle der Erften Kammer. 


Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Ib ſebe ie 
bem Antrag der Kommiflion nicht zwey prinzipien a 
Streite. br Antrag gebt wefentlid von dem Brumfa 
aus, daß ver Gebrauch des Privateigenthume frey Im 
fol. Diefe Freybeit wird aber in der Staats⸗Geſellſchu 
nothwendig durch die Forderungen des allgemeinen Boll 
und der Sicherheit des Eigenthums Anderer befchrärt 
Durch dieſe geſezliche Befhränlung wird dad Privateign 
thum ſelbſt erſt ficher geitellt. Died muß auch auf % 
Privatwaldungen Anwendung finden. Der Hauseige— 
tbümer 3. B. bat den ganz frenen Gebrauch feines Kar 
ſes. Deſſen ungeachtet darf er in einer Stadt wicht uber 
jeded Gewerbe darin aufnehmen, in fo fern das Bl 
des Ganzen oder der Nachbarn dadurch gefährdet. würd, 


Se. Hoheit der Präfident: Befchränkunge AH 
Eigentbums finden gar oftmals Statt. Dean kann Bey: 
fpiele aus der Feldkulkur annehmen, wo oft in gewiſen 
Bezirken nur. beſtimmte Früchte gebaut werden dürfen ı 
Auch ift die Sache aus dem Gefichtöpunfte zu betradten, 
Daß die Befchränfung der freyen Dispofition über Pri 
Yatwaldparzellen oft nothwendig ift, zu Verhuͤtung de 
Schadens für den Nachbarn, meldet durch Die eigen 
Behandlung nah Gutdünfen entfteben müßte, wie ma 
Bepfpiele in dem Forſtamt Pforzheim bat. Die Austteh 
fung werde übrigens Mehr begünftigt durch die bereitd 
vorhandenen Sefeze. Die Rommiflion bat fi auch bep ber 
Erflärung ded Hrn. Land» Oberjägermeifterd v. Kettner 
beruhigt, daß Befchränftungen nur da eintreten, we fr 
nothwendig jind. 







Hofratb v. Rotteck: Es möchte wohl der Fal 
feyn, daß auch andere Gattungen ded Eigenthums als 
Waldungen mitunter widerrechtlich beſchraͤnkt werden. Als⸗ 
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vann iſt ſolches gleichmaͤßig verwerflich. Wo ed uͤbrigens 
Bi gefhieht wegen des Rechtes der Nachbarn oder uͤberhaupt 
is eined Dritten, da ift nichts Dagegen zu erinnern. In bee 
w Regel aber ift Eigentbum ſchon nach feinem Begriff ein unbe⸗ 
w ſchraͤnktes Recht; es ift das Recht auf die Nuzung und auf 
u ben Hauptitamm, das Recht des Gebraude und des Miß⸗ 
„brauchs, ja der Zerſtoͤrung. 

Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Gewiſſe Ser 
u werbe dürfen in manden Städten nicht errichtet werden, 
| weil fie entweder dem Allgemeinen oder dem Nachbarn 
Nachtheil bringen, daher die Polizey einfcpreitet, ohne Da 


| man ed anftößig findet. 
| 


N Staatsrath Frhr. v. Baden: Bey der Holztaltur 
Aommt noch deſonders in Betracht, daß man für eine laͤn⸗ 

! gere Zeit als die Lebensdauer eines Menſchen du rechnen 
' dat, und auß .diefem. Geſichtspunkt muͤſſen vorzuͤglich die 

oberforſtpolizeylichen Beſchraͤnkungen betrachtet werden, 

weil ein Leichtſinniger ja alles Holz niederhauen koͤnnte, 
und dadurch ſeine Nachkommen in empfindlichen Verluſt ſe— 
zen wuͤrde. 


Staatsminifter Frhr. v. Berkheim: Ich theile 
dieſe Anſicht. Ueberhaupt macht der geſellſchaftliche Zu⸗ 
ſtand Beſchraͤnkungen nothwendig, und was insbeſondere die 
Holzkultur betrifft, ſo iſt dieſe von jeher unter einer ge⸗ 
wiſſen geſezlichen Leitung geſtanden, weil man ſie als ein 
für die Allgemeinheit wichtiges Befriedigungsmittel eines 
hochwichtigen Beduͤrfniſſes betrachtete, und weil Nachs 
bülfe zu fpät fommt. Es ift gefährlich, jedem die ganz 
freye Dispofition über feine Waldung zuzugeſtehen; koͤnnte 
man es unbedenklich und ohne Schaden thun, fo wäre die 
Gorftwiffenfchaft ein leerer Traum. Iſt fie dieß aber nicht, . 


“ 
» 
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fo ergibt ſich von feirft tie Nothwendiokeit einer im 
Prinzipien gemägden Leitung und Aufſicht. Ich stimme jemk 
dafür, fo viel Krıpybeit zu geben, als vereinbar iſt mitte 
Zwederreibung, alfo zumal für ten frepen Holzhieb zu— 
eigenen Gebrauch. 


Se. Hobeit der Präfident: Der Antrag ber zwey 
ten Kammer unterfcheidet zwey Kalle: 


ı) Wo das Holz nur zum Privatgebraudh und 
2) Wo es zum Verkauf gefällt wird, 


Staatörath Frhr. v. Tuͤrkheim liest die KRomak 
nöanträge der eriten Kammer vor, und bemerft deren li 
terſchiede vor jener der zweyten. 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Den aufge⸗ 
ſtellten Prinzipien beyder Redner, des H. Staatiratht 
Zıbrn. v. Tuͤrkbeim und Herrn. Hofraths v. Rottec kimme 
ich bey, d.h. alſo dem Prinzip der nur durch die Roth 
wendigfeit zu befhränfenden Freyheit. Die Berfhis 
denbeit zwiſchen den Anfichten beyder Redner beftebt aus 
blos in der Anwendung deffelben Prinzips. Ja glanbe 
nun mit der Kommiffion, daß der Beweid der Nothwen⸗ 
digkeit einiger Beſchraͤnkung vorhanden it, und ſtimm 
daher ihren Anträgen bey. 


Se. Hoheit der Präfident: Wo die Finmirkun 
der Forſtbehoͤrde beſtehe, babe fie fih fhon Durch die von 
theilhafteften Erjcheinungen erprobt, da die früher ganz deva⸗ 
flirten Privatwaldungen nach und nach wieder gut wordiß 
find. 


Geh. Hofratd Zacharia: Bey der vorliegenden 
Verbandlung jind wohl zwey ragen zu unterfcpeiden: 
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we Erſtens: Soll überhaupt auf den Antrag der 
ma zweyten Kammer eingegangen werden? 

= Zwe y tens: Soll dieſer Antrag mit den von der 
E gKommiſſion vorgeſchlagenen Zufägen angenommen werben? 


Die erftere. Frage fann wiederum theils aus dem 
Geſichtspunkte der Wiſſenſchaft, theils aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Erfahrung betrachtet werden. 


= Yus dem Geſichtspunkte Der Wiffenfwart i bes 
trachtet, fchlägt die Frage in die allgemeine Aufgabe ein: Ob 
&8 beſſer ſey, dem Einzelnen die freye Denuzung feiner Kräfte 
MI und feines Eigenthums zu geftatten, oder ihn bey der Bee 
m nuzung feiner Kräfte und Güter einer Vormundſchaft von 
Seiten des Staates zu unterwerfen ?_ Diefe Aufgabe iſt 
„ eben fo oft aufgeworfen, als verfchieden beantwortet: wors 
den. Sie wird auch in diejer Kammer in den verfchiedena 
I ften Seftalten vorfommen.- Sch will. nicht bergen, daß ich 
„der erſtern Meynung bin, und dennoch werde ich gegen 
' pen vorliegenden Antrag um deßwillen ſtimmen, weil er 
diefer Meynung nicht treu geblieben ift, weil ein dem An⸗ 
trage entſprechendes Geſez die Waldeigenthuͤmer nur in 
neue und mannigfaltigere Streitigkeiten mit den Forſtbe⸗ 

„ hörden verwickeln würde, 


Wasden Standpunftder@rfahrung betrifft, fb 
wuͤnſchte ich, daß der Hr. KandÖberjägermeifterv. Rettner 
„ In unferer Sizung gegenwärtig wäre. Vielleicht würde ar 
die Vermuthung beftätigen, die ich hiemit wage, daß, wo 

das Holz im Lande felten und theuer ift, die Privatwal⸗ 
dungen im Durdhfchnitte in gutem Stande find, daß aber 
unter der entgegengefezten Vorausſezung der Zuſtand ‚der 
Privatwaldungen,, ungeachtet der ſVſtpelizenlichen Auf⸗ 
ſicht, ſclecht iſt. 
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Ueber die zwente Krane bemerfe ich ur, bafıae “ 
bloß bedingte Annahme des Vorſchlags, bewandten Im 
Händen nad, einer Berwerfung denelben gleich geftenmirk. J 


Staatsrath Frhr. v. Türfhbeim: Die lezte dem 
fung, wenn fle ganz in der Allgemeinheit wolle geltend gu 
macht werden, müffe er beftreiten; ed gebe wohl Augm 
blıde, wo man darum etwas im Einzelnen nachgiebt, weilmn R 
die nachtbeiligen Folgen, welche aus der Verzögerung em 
Nichterledigung eines Antrags im Ganzen entflünden, imme 
hat, wie e8 5.8. ben der Budget6 » Angelegenheit wegen da 
naben Vertagung der Ball war, — aber jezt komme dit 
Konfideration zu oft, dag man einen Antrag entweder unde |- 
Binat annehmen oder verwerfen jolle , im vorliegendenfaiin 
Leine Nothwendigkeit oder Gefahr auf dem Verzug vorbanten J 
BilligeAnträge, welheRüdficht erfordern, ſeyen von derkemn 
million ausgegangen. und beſſer fen ed, Die ganze, nidhterings 
lie Sache auf zwey Jahre zu verfchieben, als zu kapituliren. 


Staatsratb Frhr. v. Zyllnhardt und Gew 
Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von Löwenftein:-Berw 
beim traten diefer Anficht bey , der eritere mit der wei 
tern Bemerfung, daß ja fonft der bloße Zufall, ob em 
Sache früber oder erft am Schluffe der Stände-Verfammlum 
vorfäme‘, darüber entfcheiven würde, ob man fie na 
feiner Ueberzeugung erledigen dürfe oder nicht. 





Staatdratb Baumgärtner: Gegen den Herm 
Hofratb Zachariaͤ muß ıch behaupten, daß, wo freye Br 
förfterung eintritt, die Privatwaldungen devaftirt find, 
und daß weit richtiger als: da, wo das Holz theuer if, 
find die Proivatwaldunnen in gutem Stand, gefagt wer 
den: könne: wo die Wälder ruinirt werden, da ift dub 
Holz theue. 


©, Ho» 


> 
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n Se, Hoheit der-P räfident befräftigten aus Ihrer 


eigenen Erfahrung diefe Anficht, und führten Beyſprele 
an von Privatwaldungen , welche früher unter feiner Auf⸗ 
fiht ffunden , und nunmehr, feit fie unter einer gewiſſen 
Leitung Neben, immer befler werden, fo das die Eigens 
shümer felbit dem Staat ‚für die Bveſchraͤntung Dank 
wiſſen. 


+ 


Hofrath v. Rott eck: Wenn die erfte Kammer von Ver⸗ 
beſſerungsvorſchlaͤgen zu den Antraͤgen der zweyten ſich ent⸗ 
hielte, um nicht Dadurch Die Nichterledigung des Ganzen zu vers 
anlaffen, fo würde fledabey nur den Grundſaz der Reciprozi⸗ 
tät befolgen. Auch die zweyte Kammer hat mebrere von der 
erften an fie gebrachte Gegenftände, und weſche nad ibrem 
Standpunft zu nicht unwichtigen Verbeſſerungs⸗Vorſchlaͤ⸗ 
gen Anlaß gaben, gleichwohl aus der angeführten Konſide⸗ 
‚ration im Ganzen angenommen. Der Grundfaz iſt auch 
in allen Faͤllen zu billigen, wo es beſſer ift, etwas, als 
gar nichts zu'erhalten, d. b. wo der Antrag zwar ber Ber, 
befferung empfaͤnglich, aber doch felbft auch gut ift. Der 


‚yporliegende Hal ift von der Art. Cine unvollitänvige 


Freyheit ift doch beſſer als ein Zuſtand des Zwangs, und 
die Annahme der erſten wird die kuͤnftigen Vorſchlaͤge 


zur Vervollſtaͤndigung keineswegs hindern, viel⸗ 


mehr vorbereiten. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Da nach 
dem Antrag der Kommiſſion alle unnoͤthigen und wahrhaft 
laͤſtigen Beſchraͤnkungen des Gebrauchs der Privarmalduns 
gen wegfallen, und nur ſolche noch bleiben ſollen, melde 
ohne offenbare Gefährdung des Ganzen, oder der Wachs 
barn nıcht wohl aufgehoben werden fünnen; fo ſehe ich 
nicht, warum diefer Antrag nicht von der zweyten Kammer 
angenommen werden dürfte. 
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Staatörath Frbr. v. Turfbeim: Da bie Dit 
fion bereitd ind Epezielle eingegangen , fo dürften wii 
die einzelnen Punkte dur Abflimmung zu entfcheiden ſeyn. 
Es frage fi wobl zuerit: ob in Faͤllen des Verlaufs, ode 
des arößern Gewerbsverbrauchs die Erlaubniß zum Haly 

bieb eingeholt werten müfle? — 


Se. Durblaudt der Herr Fuͤrſt v. Fürſtenberg: 
Wie? Sch follte alfo zuerſt E:laubniß einholen, bevor ig 
Holz 3. B. für meine Eifenmerfe fällen laſſen dürfte? 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Eure Durchlaudt 
haben Ihre eigenen Forſtinſpektoren, und bey einer derge⸗ 
ſtalt fhon geregelten Korftadminiftration zeffirt bier das 
Einſchreiten einer andern Forſtbehörde. 


Hofrath v. Rotteck: Sch fehe die Einwendung Sr. 
Durchlaudt ded Deren Fuͤrſten von Fuͤrſtenberg als einen 
Audfpruch der natuͤrlichſten Rechts anſicht, als ein trefilis 
ches Zeugniß für meine Behauptungen an. Denn was in 
Anſehung der großen Waltungen gilt, muß auch für bie 
Keinen gelten. Sch bin als Heiner Waldeigenthümer mein 
eigener Forſtinſpektor, und kann alſo felbft mir 
das Holz anweifen, gleihwie ich als Eigenthümer eine 
Heinen Gutes mein eigner Berwalter, aber darum in ber 
Bewirthfchaitung nicht minder frey bin als der große, web 
her feine Rentbeamten und Gutsverwalter hat. 


Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. Gürftenberg: 
Alſo iſt Jeder auch fein eigener Amtmann und Polis 
zeyherr? 





Hofrath v. Rotted: Der Amtmann iſt des Un 
terthanen wegen da, und derſelben habe ich Feine. Der 
Torftinfpeftor aber, infofern er die ftand'esherrlichen 


1 ' f 
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Waldungen beſorgt, iſt nur des Standesherr n wegen 


da, und verſieht ben ihm. genau den naͤmlichen Dienſt, 


den ich mir ſelbſt leiſte. 

Das hohe Praͤſidium ſtellt nun die Frage: 

Soll der Art. 1. des Kommiſſionsantrags, fo wie er 

gefaßt ift, angenommen werden ? 

Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Hürftenbergt _ 
Sie wüngcden eine näbere Beftimmung, was das heiße: 
Holz für eigenen Gebrauch ? Ä | 

Staatsrath Frhr, v. Tüurfheim: Man möge, 
Schritt fuͤr Schritt zu geben, einftweilen annehmen. * 
rigenen Gebrauch ſey, was nicht zum Verkauf beſtimmt 
werde; die Antraͤge auf weitere Limitirung dieſes eigenen 
Gebrauchs werden noch fpäter "erörtert werden 

Staatsminıfter Frhr. v. Berkbeim: Wr feine 


. Baldungen durch Forftverfkändige behanin laͤßt, fällt 


nicht unter die vorlisgenden Beſtimmungen. 
Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Die Grundſaͤze, 


wo ein‘ Sörfter oder Forftinfpeftor einzumirken habe, fenen 


für alle Waldeigenthuͤmer gleich; ob fein Wald von dem 


"Umfang fey, um eigene Forſtbeamte dafür aufzuftellen , 


fen ein zufälliger Umftand, und hebe die Gleichheit nicht 
auf. 

Se. Hoheit der Bräfivent: Sie ſelbſt hätten eis 
nen ifolirten Wald bey Kirchgartbaufen , wo DA ſtandes⸗ 
herrliche Foͤrſter bey der landesherrlichen Forſtinſpektion 
nanfragen muͤſſe; ed ſpreche ſich jest aber von ber Feſtſe⸗ 
zung der allgemeinen Regel, die Ausnahmen koͤnnen noch 
ſpaͤter beſtimmt werden. J 

Praͤlat Hebel: Wenn aber ein Handwerksmann, 
der in Holz arbeitet, z. B: Kuͤfer u. ſ. w. fein dazu noͤthi⸗ 
ges Holz aus feinem eigenen Wald bezieht, gehört diefed 
auch zu feinem eigenen Bedarf? 

x 64 * 





x 
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Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Kürftenben: 
Es giebt da noch andere Schwierigleiten. Ich habe z. ®. 
Holz für die Eifenwerfe gefällt; nun erfepeint es mir von & 
tbeilhafter, weil etwa der Verbrauch geringer war, al 
man dachte — einen Theil des Vorraths Du verfaufen, 
foll dieß mir verboten feyn? — 


Staatöratb Frhr. v. Türfbeim: E86 frage fh 
vorerft im Allgemeinen: Iſt wegen freyem aßgenen Bu 
brauch der Antrag der Rommiffion anzunehmen ? Die wer 
teren Beftimmungen bleiben ja vorbehalten. 


Hofrath v.Rotted: Die Bemerkung Sr. Durdl. 
des Herrn Fürften von Fuͤrſtenberg, wie jene des Hern 
Prälaten Hebel beweifen abermals die Schwierigkrcit it 
Ausfübrumg, und eben Dadurch die Verwerflichkeit der ange 
tragenen Befchgänfung. 


Staatsrath Frhr. v. Türfhbeim: Diefe hedaif 
einer naͤhern Erklaͤrung. 


Sch. Hofrath Zacharid: Die Tendenz der Bemer⸗ 
fung ded Herrn Hofraths v.Rotted geht dahin, daß dieſe 
Beſchraͤnkung doch in einzelnen Gällen unrecht ſey, und 
wehe thun fünne, 


Hfrath v. Rotted: Nein! Sch wollte fo vid 
fagen, daß, fo lange man nicht unummunden und unbe 
dingt Das Prinzip der vollen Greyheit aufftellt, die 
Inkonvenienzien, die unauflösbaren Zweifel und Wider 
fprüde faum ermangeln fönnen, 


Frhr. v. Gemmingen⸗Steinegg: Man muͤſſe 
dieſe Sache vorzüglich auf dem Wege der Praxis betrach⸗ 
ten, wenn man Gelegenheit hat, uͤberall ſelbſt Beobach⸗ 
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Aaungen anzuſtellen; koͤnneman ſonſt Leicht Gefahr laufen, 


Auf dem einen oder dem andern Wege wehe zu thun, 


Se. Hoheit der Präfident: Die zweyte Kammer 
babe fehr auf Erledigung der Sache gedrungen, wenn nun 
ihr Antrag nicht genehmigt werde, fo muͤſſe die Sache 
wieder zurücdgehen. Sie fordern daher die Kammer zur 
Abſtimmung auf, 


Es wurden ſonach folgende. Fragen geftellt: 


ı) Soll der Holzbieb zum eigenen Gebrauch frey ges 
geben werden, und zwar nach den im Kommiſſionsantrag 
enthaltenen Beftimmungen wegen der polizeplichen Vor 
ſchriften? | 


2) Sol in Rüdfiht des zum Berfauf zu fällenden 
Holzes nach dem Kommifji ionsantrag die Einholung der 


‚Erlaubniß nöthig ſeyn? — 


3) Soll daſſelbe auch in Anſehung des zu einem be⸗ 
deutenden Gewerböbetrfeb noͤthigen Holzes Statt finden ? 


Die erfte Frage wurde von allen Stimmenven br, 
jabt, mit Ausnahme des Geh. Hofratb Zaharid, wel: 
cher gegen daß Ganze fich erflärte, und Sr. Durchl. des Herrn 
Fuͤrſten von öwenfteinsWertheim, welche Sich aus 
dem Grunde des Stimmend enthielten, weil die ſtaatsrechtli⸗ 
chen Verhaͤltniſſe der Standeöherren noch nicht entfchieden, 
und mit dem vorliegenden Gegenftand im Zufammenhang 
wären. | 


Die zweyte frage wurde durch eine Mehrheit von 
ı6 gegen 3 Stimmen gleihfal8 bejahend entfchieden, 


In Ruͤckſicht der dritten bemerfte der Staatsrath 
Frhr. v. Tüurfheim: Wenn nach einer vorhin gemach⸗ 
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Staatsratb Artr. 9. Baden: Auf den Bormurf kr 
Leichtigkeit, mit welcher Die eiſte Kammer über dieſe Sax 
bir auesehe, könne enigegnet werden, dag nad dem Gef 
e6 ter eiſten nicht einmal zuſtehe, in Das Spezielle ba 
Finanziamen einzugeben. 


Meb. Hofracb Zacharid: Aber man Tönne aus 
umarfebrt fagen, daß eben deswegen Die erfi® Kammer 
vie Pflicht auf fih babe, zu zeigen, wie wenig ihre Ein— 
wirfung überflüfig fey. 


Der Hofrath v. Rottect erflärte fich afeichfatt 
gegen die Attürzung, aus den fon oͤfters borgetragents 
«Gründen. f 


Auf die geftege Frage ded hohen Bräfibiums: 
Ob vie Berathung beute oder morgen Statt Haben folle? 
entſchied ſich die Kammer einftimmig für morgen, 


Se. Hoheit der Präfldent zeigten hierauf an, daß 
Se FKinigl. Hobeit morgen eine Deputation der Kammg 
empfangen werten, und daß Sie der Kürze wegen ben 
Hrn. Staatsrath Frhra. v. Zyllhardt mie Umgehung 
einer Kommiſſſions-Ernennung beauftragt hätten, die Dank 
adreſſe wegen der angetragenen Derabfesung der Deilitärs 
Kapitulatione zeit zu entwerfen — welde fodann vom Staats» 
rath Frorn. v. Zyl Inhardt vorgelefen, und von der am 
mer genehmigt wurde, | 


Beplag e Ziffer 86, 


Der Staatäminifter Frhr. v. Berftett erflärt ve 
babe nun wegen ded Austrittd der grundberrfichen Depus 
tirten aus der Kammer die Aften eingeſehen, und erffäre 
hiernach, daß dad Geſez ausdrüudii® bierüber feine Bes 
flimmung geben wollte, fonvdern die Art und Regel des 


| 
* 
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ı Roofens ter fregen Wahl der Kammer zu unterteilen 


— 


u gemepnt ſey. 


® 
Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Zur Erleichterung 
der Kommittenten wuͤrde gereichen, wenn alle Deputirte 
eines Bezirks auf einmal austraͤten, und alſo blos die 


‚Bezirke loosten. 


Beh. Hofrath Zachariä liest die diy im Kom⸗ 
miſſior sbericht enthaltenen Arten des Loosziehens ab, 
worauf — da Se. Hoheit der Präfident die Sizung 
verließen — Ge. Durchlaucht der Herr Fürft v. Fürs 


ftenberg, ald erfter Bicepräfident, den Vorſiz 


übernahmen, und die Frage flellten: 


Soll runter den drey Arten die dritte — als für 
welche bereitd mehrere Stimmen ſich erklärt hate 
ten — angenommen werden ? . 


Saͤmmtliche Stimmen, "mit Ausnahme von Dep, 
erflärten ih bejahend. 


Wornach alfo and jedem der zwey Wahlbezirk die 


‚Hälfte der Deputirten, d. h. zwey von dieſſens und zwey 


von jenfeitd der Murg Gewählten, jedesmal zugleih aus⸗ 
zutreten haben. 


Hierauf wurde die Dis kuſſion des Kommiſſionsbe⸗ 
richts über den Antrag der zweyten Kammer auf Herab⸗ 


‚ fezung des Eingangszolls von franzoͤſiſchen 


Meinen eröffnet. 


( 


©e. Durchlaucht der Vicepraͤſident fragten zu⸗ 
erſt die Regierungs-Kommiſſion: ob ſie etwas bey der 
Sache zu erinnern habe? 
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Der Staatsminifter Srhr. v. Fiſcher verneie 
ſolches. 


2 
Hierauf wurde der Kommilliond- Antrag verlefen. 


Der Präfat Hebel bemerfte: Die Kommilfion wir 
bey Beurtheilung der Sache auf viele Schwierigkeiten un 
Bedenklichkeiten geitoßen, ta die Sache von gar verfhin 
Dener Einwir ng auf die verſchiedenen Landestheile fa. 
Seine eigene Ütennung gebe dabin: der Vortheil de 
Produzenten und der Bortheil .der Handelsleuntet 
fey bier mit einander im Streit, er glaube: aber, im 
Zweifel werdiene der erfte den Borzug. 


Staatsrath Frhr. v. Türfbeim: Mit viefer Br 
merfung wäre wohl zuſammenſtimmend, wenn nach dem 
Leitfaden des Berihtd etwa ein Mittelweg gemähl, 
die Einfuhr der Elſäßer Weine zwar nicht unmöglid 9% 
macht, doch erſchwert, d. b. der Eingangszoll zwar gegen 
ehemals bedeutend erhöht, aber. doch nicht auf der jejigen, 
gar großen Höhe gelaffen würde. Denn — ob aud viel— 
leicht zu viel von dem Nachtheil der Zollerniedrigung 
gefprocdhen worden — immer bleibt gewiß, dag für dab 
mittlere Breisgau der hohe Zoll fehr wohlthätig ift. 


Staatsminifter Frhr. v. Bertheim: Er glaube, 
daß überbaupt die Weinproduzenten, und insbefondere 
jene ded Oberlandes diefer Verordnung unendlich viel zu 
verdanken haben. Doch jenen ſie foicher Woblthat bes 
dürftig, in den Jahren 1816. und 1817, fenen fie fo ſehr 
heruntergelommen, daß fogar der Feldbau nachgelaflen 
habe, ed war Pflicht, ihnen aufzuhelfen. Die Wagſchale 
neige ſich allerdings bey Bergleihung des Bortheils der 
Produzenten und der Kaufleute zu Gunften der erften, - 
wie der Herr Prälat Hebel fehr rihtig bemerft habe; 
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eh ber Weinbaͤndler ſeyen nicht fo viele, und diefe haben 
bereits ein itärferes Rapıtal, und wurden bierdurd nur 
ehren ‚großern Nuzen haben, während die Produzenten 
ER um Abwendung des Schadens ftritten; ungeachtet der’ 
u; Verordnung haͤtten jene gleichwohl ibren Handel mit Ers 
* “rel fortgeführt. Uber ed fey zu bedauern, daß fie viel 
fältıg, anſtatt Achten Oberlänver Wein nach Bayern ıc zu 
ze verfuͤbren, an deffen Stelle Kaiferftühler ſchlechten Wein, 
” Bermufcht mit flarfem Eilfäßer, oder in des lezten Abgang, 
vermifht mit Branntwen unter dem Namen’ Oberlänver, 
‚ oder Markgräfler verfauften, und bergeftalt den Kredit 
dieſes vortrefflihen Weined im Ausland verdürben. Die 
fer Kredit würde fih defto mehr wieder heben, je we 
i! niger Gelegenheit die Kaiſerſtuhler Winzer haͤtten, ihr 
o ſchlechtes Erzeugniß — welches naͤmlich nur durch Bey: 
miſchung von Elſaͤßer Weinen genießbar und verkaͤuflich 
gemuͤcht werden koͤnne — dergeſtalt an Mann zu bringen. 
—03 dabin zielende Verfuͤgung, wie der fragliche hohe 
x Zoll, würde die Kaiſerſtuͤhler noͤthigen, beſſere Weingat⸗ 
tungen zu pflanzen, und ſonach auf die Veredlung des 
Rebbaues jener Gegend wirken. 


1 


Staatdrath Frhr. v. Baden tritt diefen Anfihten 
vollkommen bey, und bemerft'weiter: es fpredhe fih das 
von, ob der Händler, oder der Produzent zu begünftigen : 

ſey; er glaube, «der Produzent verdiene Begünftigung, 
weil der Wein ein hbauptfädlicher Ertrag unfere® Landes - 
iſt; der Händler feg nur fo weit zu begünftigen, ald bey» 
bed vereinigt werden fünne; dies ließe. ſich zum Theil: 
maden; vorzüglich Die Fahrer klagen; man möge demnach 
berechnen, wie groß die Preiserhöhung der Eifäßer Weine 
wäre, wenn fie, anftatt direft Uber den Rhein hinüber, über 
Schaffhauſen, oder über Rheinbahern — unter der Birma 
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von Schweizer s und Baperifhen Weinen — ind 
gebracht würden. In eben dem Berhältnig Tönnte da 
Zoll ganz unfhäolich erhöht bleiben. 


Seh. Hofrath Zaharid: Damit auch bie von ir 
zweyten Kammer gebilligte Meynung nicht ohne ein 
Bertheidiger In unferer Kammer ſey, erlaube er fä 
Folgendes zu bemerfen: 





Shen dad erwede für die Wiederberftellung bi } 
vormaligen Zolles ein güunftiged Vorurtbheil, dag daraıf 
von der zweyten Rammer angetragen worden ſey. Die 
Berfammlung beftiche aus Männern, die aus allen The: 
fen und Ständen des Landes gewählt find, Die mit dm 
Bolfe in den mannfgfaltigftien und unmittelbarften der: 
Hältniffen leben. Ihr Urtheil fen ſchon als ein Zeup 
aiß von einem fehr bedeutenden Gewichte. 


Eben fo habe der Antrag der zwepten Kanıme alıd 
das für ſich, was fich für die Freyheit des Hapdels und 
der Gewerbe überhaupt fagen laſſe. 


Doch er wolle miehr ind Einzelne, nah Maaßgabe 
der Aeußerungen ber vorigen Redner, eingeben. 


Zuvörderft mäffe er bemerfen, dag man immer nit | 
von dem Intereſſe der Weinbauer und der Weinhaͤndler 
geſprochen habe. Er fep jedoch der unwaßgebliden Dep 
nung, daß man in allen nationalswirthfchaftlichen Kragen 
vorzugsweife das Sintereffe der KRonfumenten vor Aw 
gen haben follte. 


Jedoch er wolle ebenfalls nur die Kolifion, welde 
im vorliegenden Halle zwifchen dem Jutereſſe der Wein 
Fauer und der Weinhändler einzutreten feine , in 
Betrachtung ziehen, und da fcheine ihm denn das Intereſſe 


® 
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u. der Weinhändler, welches die Herabfezung des Zolles 
Wi fordere, mit dem Intereffe der Weinbauer volllommen in 
Uebereinftimmung zu ftehen. 


Hd Die Weinhänpler verlangten ‘die Herabfezung des 
u Zolles hauptſaͤchlich deswegen, weil fie der Elſaͤßer Weine 
s zur Veredlung gewiſſer geringer Weine des Inlandes, 

zum Behufe ded auswärtigen Verkehres, bedürften. Würde 
dieſer Wunſch nit berüdfichtiget,, fo würde offenbar die ° 
"Ausfuhr jener geringern Weine vermindert, mithin dem ' 
1! Sjnterefle der Weinbauer gejchadet werden! 


il Ein hochverehrted Mitglied habe felbft bemerft, daß 
ı fi der inländifhe Weinbau in den lezten ı4 Jahren bes 
jdeutend vervollfommner habe. Das fen bey dem alten 
s Zofle gefchehen, Warum wolle man mit der Erhöhung 
des Zolles eine fo plözliche Veränderung, einen fo gefährs 
lichen Verſuch madıen ? 


} Staatsminifter Frhr. v. Pr erfheim: Die Majori⸗ 
taͤt der zweyten Kammer kann bier nicht als entſcheiden⸗ 
des Zeugniß gelten. Die Repraͤſentanten ver verſchiede⸗ 
nen Landestheile haben jeder fuͤr das beſondere Intereſſe 
derſelben votirt. Der Mainkreis allein kann als neutral 

betrachtet werden. Aber ich wiederhole es, der Wein: 
händler find wenige; fie faufen geringere inländifche 
Weine und mifhen fie mit dem überrheinifchen zum Ders 
auf; es wäre unbillig, fie zu begünftigen auf Unkoſten 
der Produzenten. 


Praͤlat Hebel: Nachtraͤglich zu feiner frühern Be⸗ 
merfung wolle er noch anführen, daß ed von der Kommifa 
fion der Regierung anbeimgeftellt worden ſey, zu prüfen, 
auf weiche Art Das miderftreitende Intereſſe am billigſten 
moͤchte außgeglichen werden, 
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Staatöminifter Arber. v. Fiſcher: Faſt von jene 
Drte ſeyen Birichte erhoben, und der zweyten Ramm 
vorgelegt worten, fie habe aljo mit Sachkenntniß ur Ri 
len können. 

Staatörathb Frhr. v. Türfbeim: Als Kauptarum 
für die Aufhebung der Zollerböyung werde an.eführt, ii 
nur durd erleibterte Einfuhr des Elfäger Weins an 
deſſen Bermifhbung mit leıhtirn Yandıweinen , name:tliä 
jenen am Kaiferitunl,, dieſe leztern verfäuflih wi 
Gerade diefe Orte am Kaueritunl, welche alio biernid 
hauptſaͤchlich über geſtoͤrten Abſaz ibres Erzeugniſſes hib 
ten Magen ſollen, wären aber nach der veranftafteten kim E 
vernebmung über die Wirkungen der Zolerböbung mi 
derfelben aufrieden geweſen. 

Hofratn v. Rotteck: Der vorliegende Bezenftam 
iſt von einer vieljeitigen Erwägung, und laäßt ebne die 
grüändlichfte Kenntniß der mannigfaltigſten und fompiiiiss 
teften Verbaͤltniſſe fein zuverläjliged Urtheil zu. Es iſt 
ju bedauern, daR der bevorſtebende Syiup des Kandtayt 
un in diefer, wir in andern Baden, die zur befriedigen 
den Erörterung nöthige Zeit nicht läßt. ch moͤcte für 
mid blos fagen: non liquet, und daher auf Belaffun 
bepm Alten, d. b. wirklich Beſtebenden, ftimmen. Di 
durch die in der zweyten Kammer für die Aufdebung desen | 
hoͤhten Zolles gefallene Stimmenmehrbeit ein beweißfräftigel 
Zeugniß für die Güte ſolcher Maaßregel gegeben wor 
den, wie ein verehrier Redner vorhin bemerkte, Kann id 
nicht anerfennen. Es ift bifannt, daß über dieſen Ge 
genftand die Trennung der Anfichten in der zweyten Rom 
mer fo ziemlich glei lief mir dem Unterſchied der Lam 
desgegenden, von welchen die Deputirten gemählt 
wurden, oder der Bürgerflaffen, welchen ſie angehö» 
ven. Es entiteht hieraus die Vermuthung, daß, wal 
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jeatärlich, ‘und bey gemäßigter ‚Anwendung im 
n Grunde gut iſt, ſich auch dieſesmal ftärfer bewiefen habe, 
w al der bloße Buchftabe, naͤmlich daß die Deputitten 
mehr im Sinn ihrer, näbern KRommittenten und 
n Standes genoſſen — deren Intereſſen ihnen nothwendig am 
beſten bekannt und am naͤchſten anliegend find — geſtimmt 
haben, als im Sinn der großen Geſammtheit — 
welche hier, bey noch zweifelhafter Sache, auch ge 
wiſſermaaßen als neutral, eben wegen des „non Üü- 
quet“ mochte betrachtet werden. Die nach Gegend und 
Stand unbetheiligten Deputirten aber wurden der 
Mehrzahl nah gegen den Zoll eingenommen, vielleicht 
darum, weil die ausgezeichnetften" und feurigften Nedner 
der Kammer für diefe Anſicht geſprochen batten, waͤhrend 
für die gegentheilige Anſicht nur Wenige als Redner — 
— die Meiſten naͤmlich blos ſtimmend — auftraten. 
In dieſer Abſtimmung liegt alſo blos der Beweis, 
daß hier ein getheiltes Intereſſe obwaltet, deſſen Be⸗ 
rechnung und Abwägung allerdings unbefangener, alſo 
leichter und beſſer von einem Dritten geſchehen koͤnnte, 
als von den Betheiligten ſelbſt. Die Regierung zumal, 
welche hier kein anderes Intereſſe haben kann, als das 
Allgemeine, d. h. die moͤglichſte Vereinbarung aller par, 
titulären Sntereffen, die Regierung, welcher zugleich von 
ihrem Standpunft die Ueberfhauung aller obmaltenden 
Berbältniffe leichter, und die Sammlung aller Daten vor: 
Augen iſt, ſcheint vorerft am befterr geeignet hiezu, und 
> id erfenne in der von ihr ausgegangenen Zollerhöbung 
ein weit Mmeifendere3 Zeugniß für deren Zwedmäßigfeit, 
als in ven Abftimmungen einer Klaffe von Deputirten 
dagegen liegt. 
Uebrigend ypflichte ich nach "meinen perfoͤnlichen An⸗ 
ſichten denjenigen Betrachtungen, welche der Herr Staats⸗ 


— 
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minifter Zrbr. v. Bertbeim für die Zollerboͤhung af 
ſtelte, ſowohl nach den Prinzipien, als. nad den op 
führten Umftänden volkommen bey, un» halte fir ſu 
weit wichtiger und eutfceidenter, als mas für dad % 

gentbeil angeführt worden. | 

Hiernah gebt mein Antrag dahin, daß bie ek 
Kammer dem Beſchluß der zweyten micht bentreten, im 
dern die Sache einftweilen der boben Megıerung anden 
fielen möge. Es kann diefed um fo unbedenklicher p 
ſcheben, ald ja doch wur von einem proviforifcht 
Zuſtand die Rede ik. Das fraglihe Sefez feib iſt mu 
als proviforifch gegeben worden, und Da eine definitik 
oder für Jängere Dauk beftimmte Regulirung dieſer Zeh 
fache ohnedieß auch abhängig ift von dem Erfolg ver, I 
allgemeinen Handels- und Zoll » Angelsgenbriten im Ven 
beäinviigen, Verhandlungen —. wovon nämlich auh ale h 
ſpeziellen Verhältniffe ihre Beſtimmung erbalten werden J 
— fo iſt jezt noch ganz eigends der Fall für ein Previ 
forium vorhanden, über deffen Inhalt nach der kage 
der Dinge, die Kammern ganz ruhig auf Die hohe Regie 
rung fompromittiren mögen. 

Ge. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Cöwenfteis 
Wertheim: Die Bemerkung ded Herrn Staaterath 
Frhrn. v. Baden, daß der Produzent vorzügub, um 
fo weit ed fih damit vereinigen laffe, der Händler ji 
begünftigen fen, feine eine beſondkre Küdficht zu br 
Bienen. 

Staatdrath Frhr. v. Baden: Er vereinige fid 
hierin mit der Anficht des Hrn. Hofraths vi orte, ! 
daß ed der Regierung zu überlafien fep. . 

Prälat Hebel: Auch die Kommiflion fen von dm. 
Grundſaz ausgegangen, dag bryde Theile zu beruͤckſidti⸗ 
gen ſeyen, daß aber bey den vielſeitig hier konfursirem 

den 
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uden Verhaͤltniſſen der Regiexung, welche nähere Renntniffe - 
In Yerfelben befize, die Beſtimmung zu überlaffen fey. 

h Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Der Stand 
: punft, auf den fih die Kommillion geftellt hat, ift gewiß 


Der ünparteplichfte, der fi nur denken läßt. Verſchiedene 


Wuͤnſche, auf einzelne Intereſſen gegründet, find laut ges 
worden. Die Kommilfion haͤlt dafür, daß keines dieſer, 
ı ihrer Natur nad bedeutenden Intereſſen unbeachtet blei⸗ 
ı ben dürfe, daß keines auf Koften des andern zu fehr bes 
. günftigt werden folle, und daß der hohen Regierung allero 
dings möglih werden dürfte, fie alle zur gemeinfamen 
ı Wohlfahrt in Einklang zu bringen. Darauf ‚geht der 
; ganze Antrag der Kommiflion, durch beffen Annahme der 
Wunſch des Hrn, Hofraths v. Rotteck gleihfalls er, 
‚ Fült würde. Was übrigens die Wortfaſſung betrifft, fo 
‚ wird ſich die Kommiſſion gern befcheiden, wenn beliebt 
„wird, ihr nach den gemachten Bemerkungen beſgnders in 
zHinſicht des kuͤnftigen Eingangszolls auf die Elſaͤßer 
Weine noch mehr Beſtimmtheit zu geben. | 
: Hofrath v. Rotteck: Wenn aber die hohe Regie 
rung den einftimmigen Wunſch beyder Kammern wegen 
Derabfezung des Zolled vernimmt, fo ift fie doch nicht 
mehr auf dem ganz freyen Standpunft, auf welchem ich 
fie gefegt wünfche, fondern fie wird aus diefem Wunſch 
ein Motiv entnehmen, ihre eigene Hafen aufzugeben, 
der zu limitiren. . Ä 


Staatdrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Er müße in fo 
fern dem Bang der Rommiffion beypflichten, daß der Re 
gierung überlafien werden, fol, wie weit eine Befchräns 
kugg gehen ſolle oder nicht, aber doch nicht, daß ſich 
die Kammer aller Bemerkungen, Anfichts » und Erfab⸗ 
rungb⸗Aeußerungen enthalten ſolle; ſie duͤrfe ſich nicht 
ganz inhabil erklaͤren, oder voͤllig neutral ſeyn. Was 
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Herr ach. Hofrath Zacharid fage, Bad nimliok E 
Vortheil des Konſumenten zu berückſichtigen fen, fm E 
bier feine Anwendung, denn es bandle fib nur, ak 
allermeiſt, vom Auffern Weinhandel, und den Bortkil 
der auswärtigen 'Kenjumenten zu berüdjichtigen, dep 
habe tie Begirung feine Pflicht. 
Bikihverw. zıhr. v. Weffenberg: Er finde ik. 
durch Tie bisherigen Bemerfungen veranlagt, nur aufo 
nige Aenderung des Kommiſſions-Vorſchlags anzutragn, 
naͤmlich ſtatt einer beſtimmten Summe der Erboͤhung u 
im Allgemeinen um angemeſſene Erhöhung des früh 
beftantenen Zolles zu bitten. 
Se. Turdlaudt der Vicepräfident: Es wirk 
vielleicht beftimmter feyn, wenn man fagte: die Regie 
rung möge an den 104 fl. bed gegenwärtigen Zee fı 
viel berunterlaffen,, als fie für nöthig finde. 
Staatsminifter Frhr. v. Hifcher: Es fey mar ein 
Proviſoriem, das andere beſtehe feſt, wenn alfe die 
Kammer um Aufhebung bitte, fo wärde ein anderes Yın 
viforium erfolgen müflen. 
Staatsrath Frhr. v. Baden: Er glaube, ed wuͤnr 
beſſer ſeyn, wenn man ſagte: die erſte Kammer koͤnn 
ſich mit dem Antrag der zweyten nicht vereinigen „dahet J 
fie es (cdiglih der Regierung uͤberlaſſe, nad Gutdünfe 
zu befchließen, 
Hofrath v. Rotteck: Die Bemerkung bes Hem 
Staatsrachd Frhrn. v. Türfheim,. daß die hohe Kam 
mer fih nicht ald inhabil erflären dürfe, kann mir nidt 
zum Vorwurf gereihen. Die Kammer und Jeder Eis 
zelne fann, wie die Berhältniffe wirklich erfcheinen, mit 
voller Würde ausfprehen: „non liquet,“ und daher sel 
die Regierung fompromittiren, als welde nach ihres 
Standpunft nothwendig eine genauere Kenntniß vos 
allen ‚bier zu berüdfichtigenden Umftänden haben muß. 
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Staatsrath Frhr. v. Türfheim: Richt gegen big 
yem, fondern gegen.den Inhalt des Antrags tar 
ine Bemerkung gerichtet, ed liegt alſo fein Vorwurf 
rin. 

Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſ tenberg, 
8 Bicepräfident, ftellten nunmehr die Srage: ob | 
: Kammer den Antrag der zwepten Kammer fo anneh⸗ 
a volle, wie er vorliegt? | 

Sämmtlide Stimmen, mit Ausnahme jener des 
en. geb. Hofraths Zachariaͤ, beantworteten die Frage 
ırneinend, 

Auf die weitere Frage: ob die Regierung gebeten 
erden folle, von dem jest. beßehenden hoben Eingangs 
eine ihr zweckmaͤßig fcheinende Berminderung zu vers 
anen? erflärte. ſich die Kammer einmäthig.. damit einz 
43] tanden. z . 

Bistbverm. Arber, v. Be fen Berg: Begen dee 
anzöfifchen Weine fen dev. Kommiſſions⸗Autrag, daß fte 
ht damit einbegriffen:, ..fondern von obigen Veſchluß 
iszunehmen ſehen. : 

Staatsrath Frhr. v. Baben ſolaͤgt nd den Bey⸗ 
z: „feine vor. 

- Ge. Durchlaucht der Bicepräfi ident fragen: Sols 
n die franzoͤſiſchen Weine ausdruͤcklich ausgenommen wer⸗ 
n? 

Die Kammer erflärte fih hiermit einmütäfg, mit 
usnahme einer einzigen Stimme, einverftanden, 

. Se. Durglaugt. der. Bicepräfident fragen: ob 
ne neue Bafl zuſ. dem ſtaͤndiſchen Ausfhuß vorgenom̃ · 
en, oder ob er ibie im vorigen Jahre verbleiben ſolle? 

Die Kammer beſtimmte ſich für eine neue: Wahl, 
elche ſosleich vorgenommen ward, und durch Stimmen 
chrheit auf den a ν 

| 5 ° 
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Staatsrath Frhrn. v. Baden, den 
Staatsrath Arben. v. Zylluhardt, und ben - 
Prälaten Hebel \ 
fiel. | Ä 
Freyherr v. Zyllnhardt 
v. Rotteck. 
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Dem hochverehrlichen Praäſidium Der erſten 

Kammer der Gtändeverfammlung 
babe ich die Ehre, in der Anlage einen Protokolls, Auszug ie 
öfentlihen Sizung der zweyten Rammer- der Staͤndeve⸗ 
ſammlung, die Befchlüffe über den Geſezesentwurfe num 
Ausgleichung der Kriegöfchäben. betreffend., im Gemöjkit 
ded Wirt. Bo. der Gefchäftsordnung mitzu theilen. 
Karlörube. den 30. Yuguft 1820. j 

Der Praͤſident der zweyten Kammer der Stine 
verfammlung.. 
Dr. Kern, 

Vdt. Dr. Darttian 
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Protokoll - Auszug der dffentlichen Sizung der zweyts 
* Kammer der Ständeverfammlung vom 30, Kup 
1020, 
Nach heute eröffneter und beendigter Diskuſſion übel 
den Gefegedentwurf wegen Ausgleichung ber Kriegeſab 
den wurde beſehloſſen, und zwar * 


) 
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U ı) Mit einer Stimmenmehrheit von 30 gegen 18 
ı Stimmen: daß man fi bey der Diskuffion nicht über 
-den ganzen Gefezesvorfchlag ausdehnen, und alfo nicht 
nad den einzelnen $5. diskutiren, fondern, weil wegen 
Ruͤrze der Zeit feine Hoffnung vorbanden, im Tonftitutior 
»»nellen Wege die vollftändigen- Berathungen zu beendigen, 
:und die Zuftimmung Bender Kammern zu bewirken, man 
fi blos auf folhe Hauptpunfte befchränten wolle, von 
welchen man glaube, daß fie feinen Auffhub geftatteten. 
2) Durd Stimmenmehrheit von 35 gegen 13 Stims 
men, daß der Anfangspunft der Ausgleihung das Jahr 
er 3809. fest fol, wo die erſte Kriegsperiode für das Land 
„ In feinem jezigen Beftand eingetreten. 

3) Mit einer Stimmenmehrheit von 40 gegen 8 
Stimmen, dag einftweifen nur die Rede von Ausgleichung 
„ ſolcher allgemeinen Laften ſeyn folle, welche an dad ganze 
‚Rand gefordert, und von der Lentralbehörde auf all 
Kreife repartirt worden. | 

4) Daß’der Wunſch in das Protokoll niedergelegt 
J werde, die hohe Regierung möchte in Betreff der befon- 

dern Ausgleihungs » Objekte, und insbeſondere für Ver: 
pflegung und Borfpann die Torarbeiten und Liquidation 
forgfäftig fortfezen, damit kuͤnftig bey Wiedervorlagg des 
“ Gegenftanded mit Ueberzeugung darüber ausgeſprochen 
werben Tünne, ob diefe Objekte in die allgemeine Landes⸗ 
| saudgleibung aufgenommen werden follen oder nicht. 
5) Durch dieſelbe Stimmenmehrheit wurde beſchloſ⸗ 
fen, dafmber $. 6. von. lit, a. bis e. mit folgenden Mio» 
:bififatio anzunehmen ſey, daß es lit. b. heiten fol: 
„Beliefertes Schlachtvieh ($. 5. a.) in den außzu«r 
weifenden Alkords⸗ oder Kaufpreifen.‘‘ 
daß. ed am Schlufie heißen fol: | 
„und eine Handfrohnde zu a0 fr. zu berechnen.” 


— Hi 
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Szufo mit derſelden Eriamereiehrkeir, Ba 
der 1, PvE Enmwurfs animsuchwen, ferer: ' 
- 177,15 it. a. une b. arzunmebmer, went 
37 geeen 12 Ztimmen beitleten, dagegen 
&. 10... .15. tubir absuäntern, daſß es beiten ſel 
„3: Zuyvartierun:sfeften sc. baben aße Kir 
feuerkarer Stjefte in ver Gemartung ehre Ure 
fote2 berjutragen.‘ 
9‘ une lit. d $. 15. dabin aftuäntern: 
„Zu ten Keften tür gemöhnlite:c. bat rad cm 
firuerbare Vermögen ter Gemarfung zu fahr 
riren.”‘ 
10 tas ter S. ı0, bes Entwurfs anzunehmen fr. 
Ben der Atftimmung über Die Frage: ob ter Ee 
fezetentmwurf in Rudfibt ter ofgenannten Pofltiesn mi 
ten beſchloſſenen Atänterungen angenemmen werteskht? 
erfiärte fib die Mehrheit mit 38 gegen 10 Erima für 
tie Annabme. 
Zur Beglaubizung: 
Der Präjident und die Eefretäre 
Dr. Kern. Dr. Duttlinger, 
Huber. 
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Vortrag an die erfte Kammer über die Etaar? - Ark 
gaben in den Finanzjahren 1820. und WBzı. 


Erftattet im Mamen der ren ber erften Kammer ernannten 
Budgets: Kommiffien. 
Bon der zur Prüfung des Budget3 für bie Kinany 
jahre 1820. und 1821. beftellten Kommiflion mit dem Auf: 


ME Bierundzwangigfte Sizung vom 32. Auguſt. B7ı 


"trage beehrt, einen allgemeinen Beriht über die Aus ga⸗ 
Ben diefer Jahre zu erflatten, muß ich mit einer Klage 
beginnen , über welche in Ihrer Kommiffion nur eine 
‚Stimme war; mit der Klage, daß wir ciuen Gegenftand 
zu beleußten und zu beurtheilen hätten, deſſen Eriftenz 
durch die Wendung, welche die Verhandlungen in der 
. zwepten Kammer genonimen haben, mehr als problema- 
tifch geworden ift. 
Wenn ein Budget, d. h. ein ben. geſammten Staatdr 
haushalt waͤhrend einer beſtimmten Zeitfriſt betreffendes 
Geſez nicht nur die öffentlihden Einnahmen, fondern 
‘auch die öffentlihen Ausgaben im Einzelnen zu bezeich» 
nen und zu beftinmen hat; wenn es namentlich die auf 
eine jede einzelne Gattung der Staatöbebürfniffe zu 
„verwendende Summe feftfegen foll ; fo verdient der vor- 
tiegende Geſezesentwurf nur beziehbungsweife den Ras 
men eines Budgetd, Zwar die Einnahmen. find in 
dieſem Entwurfe einzeln und mit genügender Genauigkeit 
angegeben ; hingegen die Bertbeilung des öffentlichen Ein- 
fommens auf die einzefnen Arten der Staatsbeduͤrfniſſe, 
die Entſcheidung der Frage alſo: wie viel von jenem Ein» 
fommen auf einen jeden einzelnen Zweig des öffentlichen 
-Dienfted verwendet werden fol ? ift in dem von der zwey⸗ 
ten Kammer umgeftalteten Gefgiientwurf mit Ausnahme 
einiger befondern Fälle, in das effen der Regierung 
geitellt worden. | 
Die Kommiſſion konnte ſich nicht, und ſie darf der 
hochverehrlichen Kammer nicht dad Bedenkliche des Aus⸗ 
wegs verhehlen, welchen die zweyte Kammer in Bezier 
bung auf den vorliegenden Geſezentwurf in fo ferne eins 
geſchlagen bat, als fie an ben in dem uriprünglichen 
Budget aufgeführten Einnahmen jährlich die Summe von 
250,000 fl, fürzte, hingegen die biefem Abzug gemäß 
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in den Ausgaben zu machenden E 
gierung zur Ausmittlung über! 
BWeife der Regierung eine Bei 
det, welche billig von der Kam 
oder getheilt werden follen? Wei 
ren 1820. und 1821. in dem einen 
des öffentlichen Dienftes an ben ı 
bricht; — was bey der Beträdtli 
Summe um fo weniger ausbleib« 
den ANusgabepoften des urfprüngl: 
von 35,000 fl. hinzugefezt worden 
ſten Regierungsbehörden-in Gefal 
fie nur einer gebleteriſchen Nothn 
noch, ja nicht ohne Schein, ein 
Berjebens befchuldigt zu werden. 
Und wenn man erwägt, 
welche gegen das urfprünglide B 
laͤnglichteit der demfelben bepgefü 
den find, denn doch vielleiht t 
der Regierungs:Kommiffion , die 
gen mitzutheilen, befeitigt werde 
ein jeded Budget mehr oder w 
fheinlichfeits - Rechnung, fo wie 
keit der en; _ 
zu zweifeln, ob es bwendbar 
oben erwaͤhnte Auskunftsmittel zi 
Wenn gleichwohl die Komm 
des votliegenden Geſezesentwurfes 
der Gegenſtand des gegenwaͤrtigen 
fo geſchieht es deswegen, weil es 
neue Ordnung der Dingeroft zwed 
und nad), und zagenden Schrittes 
weil es allerdings große Vortheil⸗ 
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m zung in einer längern Zeitfrift ein vollffändiges Budget, 
tw Die Grundlage der folgenden, audarbeiten laffen Tann; 
we weil es auf jeden Zall fehr weitausfehend ſeyn wuͤrde, ben 
» nun einmal betretenen Weg noch jezt zu verlaſſen. 


Zugfeih aber glauben wir die Ermartung auf: das 


2; beſtimmteſte Außern zu müflen, daß ed der Regierung ger 
„ fallen werde, den Kammern auf dem naͤchſten Landtage 


eine vollftändige, Der Dermaligen Verfaſſung entfprechende 


"Ueberfiht der öffentliben Ausgaben vorzulegen. Go mer 


nig auch die Kommiffion die großen Schwierigfeiten ver 
Tennt, die mit der fraglichen Arbeit verbunden find, fo 
hält fie doch diefe Schwierigfeiten, zumal wenn diejellige 


Regierungs-Kommiffion , welche für. die Ausarbeitung des 


dermalen vorliegenden Budgets beftellt wurde, fortdaus 


.ernd in Thätigkeit bleibt, keineswegs für unuͤberſteiglich, 
ſo ift fie doch ferner der Ueberzeugung, daß die Arbeit, 


wenn fie aud nicht in rechtlicher Hinfiht unnachlaͤß⸗ 
lich wäre, dennoch ſchon ald die wahre Begründung einer 
zwedmäßigen Wirtbfehaft nicht von der Hand gewiefen 
werden dürfte. 

Die Kommiffion, um zur Erleichterung oder zum Ers 
folge diefer Arbeit dad Ibrige beyzutragen, erlaubt ſich fol; 


gende, auf das für die Zahre 1820. und 1821. entworfeng 


Budget gegründete Bemerkungen der hochverehrlichen Kam⸗ 
mer vorzulegen. 
ı) Wenn ein Budget nur diejenig en Ausgaben 


enthalten darf, von welchen mit Gewißheit, oder doch mit 
genugſamer Wahrſcheinlichkeit vorauszuſehen iſt, daß fie 


in der Zeit, fuͤr welche das Budget entworfen wird, wirk⸗ 
lich zu machen find, fo mußte es die Kommiſſion befrem, 
den, wenn fie in dem vorliegenden Budget 3. B. 25,000 fl, 
für da& zu errichtende Landesbisthum, alfo eine Ausgabe 
aufgeführt fand, welche aller Waprfcheinlichkeit nach in 


% 
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den Jahren ı820. und ı821. noch micht Zu machen Re 
wırd. ' | 
2) Ron dem mefentlihften Einfluſſe auf die Aha 
fung ded Budgets, fo wıe auf den gefammten Stau 
bausbalt, ift wohl dermalen der Unterſchied zwiſchen dıı 
Ausgaben, melde ber Girillifie zur Laſt fallen, und = 
fben den Ausgaben, welde unmittelbar auk 
Staatskaſſe zu beitreiten find. Es wird in mehr als 
Hnfibt von der größten Wichtigkeit ſeyn, den Bei 
der Givillifte, d. p. die Ausgaben ihren Segruftänden sd E 
genau zu beflimmen , welde von ter, unter dem Ram 
DEP Civillifte, im Ganzen bewiligten Summe ein für dirk 
mal zu beitreiten find. Kine Cinillifte, ver Mame uni: 
Sache iſt ein Neuling in unferer Finanzverfaſſung. & 
wird Zeit und Mühe koften, diefe Neuerung mit ben ik 
‚berigen Einrichtungen in eine zwednäßige Verbindung za 

fegen. ® | | 
‘ 3) Fine Hauptſache ift die gebörige KLaffifilatien der 
einzelnen Ausgaben. Sie erleichtert nicht nur die Ucher 
fibt und Beurtbeilung des ganzen Budgets, fondern ſe 
beugt auch dem großen Uebelftande vor, daß eine und die 
felbe Ausgabe mehr als einmal aufgeführt wird. Sie fir 
Wet zugleich mir dem Etaatshausbalte felbft , und namen 
„ Sid mit dem Rechnungs» und Kaſſenweſen in der unmitte 
darften Verbindung. Nun trägt zwar bie Kemmitjion.umd 
wie fie glaubt, mit Necht Bedenken, Vorſchlage zur Ber 
änderung und Verbefferung der in dem vorliegenden Bub 
get gewählten Klafififationen der einzelnen Ausgaben 58 
thun, fo wenig fie auch verheblen will und darf, daß ih 
diefe Klaſſifikation Manches zu wünfıpen übrig Lieg. Sie 
befcheidet fich vielmehr gern, Daß die Aufgabe ihrem gan 
zen Umfange nad) allein von der Regierung gewuͤrdiget, 
und aufgelöst werden kann, daß ſich erſt bey der Arbeit 


yo p 
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felbft, und erſt nach mannigfaltigen Erwägungen und Vers 
ſuchen, das Beſſere und Beſte wird entdecken laſſen. Sie 
verkennt ferner nicht die beſondern Schwierigkeiten, mit 
welchen die Arbeit bey und namentlih in fo fern zu 
kaͤmpfen hat, als die in den Budgets anderer Staaten ges 


wählte Eintheilung der Ausgaben nach den verſchiedenen 


Staatsminifterien bey und, wenn auch vielleiht nicht 
ſchlechthin unanwendbar, dennoch nicht üblich ift. Sie will 


jedoch, damit ihr Tadel oder ihr Wunſch nit unbrgrüns 
det zu ſeyn ſcheine, menigftend ein Beyſpiel einer, 


. ihrem Dafürhalten nah eben fo nothwendigen, ale 


ausführbaren Veränderung beyfuͤgen, welche in der Ans 
‚ordnung der Ausgaben zu treffen ſeyn möchte, Das 
dermalen vorliegende Budget enthält eine eigene Rubrif 
‚für aufferordentliche Ausgaben. Es führt unte 
diefer Rubrik gewiſſe Summen für den Waffers undStraſ⸗ 


ſenbau, für die Unterfuhung der Steuerbefchwerden , für 


die Aufarbeitung der Rechnungsrüdftände, fo wie für meh» 
rere andere Gegenftände auf. Nach der Meynung der 
Kommiffion würde ein jeder einzelne, unter diefer Rubrik 
begriffene Anfaz fbidliher bey der Gattung der ordents 


lichen Ausgaben, auf welche er ſich bezieht, oder mit wels 


cher er verwandt ift, aufgeführt worden feyn, fo daß z. B. 
Bey dem Aufwand für den Waffers und Straßenbau zus 
vörderft der ortentlihe und dann der außerordentliche Aufs 
wand für dieſe Zwecke anzugeben gewefen wäre, . Endlich 

4) Wird bey ter Aufiteliung eined neuen Bud—⸗ 
gets aud) auf die Ausgaben die forgfältigfte Nüdficht zu 
nehmen fenn, welche nad) der bieherigen Einrichtung, von 
einer untergeordneten Berwaltungsftelle, 3. B. von einer 
Domänen » Berwaltung , ein für allemal beftritten wurden. 
Denn das ift der Geiſt unferer jezigen Finanzverwaltung, 
dan alle Ausgaben, fo wie alle Einnahmen, als ein Gans 
zes zu betrachten find. 


8-6 Pretotelle der Erfien Rammer. 










Jeres die von der bedsen I er ven 
mete Remmiifion würde dem ' ertheilten ehren 
Yu’trazge nur ſebr unvolſtaͤndig Bemüze geleiſtet bahn, 
wenn fie niot ihre Yufmerkiamfeit zugleich auf tie gm 
einzelne Anfaͤze des vorliegenden Ausgabs-Sudgeis jumı] 
Sende Erinnerungen, fo wie auf Lie im ken öffemilide 
AusZaben anzubringende Erfparniffe gerichtet hätte. 9a 
ann und mil fib zwar die Kommifftien, fo viel 
Tbeil des ihr gewerdenen Auftrags betrifft, im dem arm 
wärtigen allgemeinen Beribte vor allen Tıngeı wi 
die demfelben kergefügten befondern Berichte beche 
welde von einzelnen Mitgliedern ter Kommiſſion über 
einzelnen Gegenſtaͤnde ber Öffentliben Ausgaben erkıtt 
worden find. Wenn wir und aud nicht verfpreden tin 
Gen, das alle in diefen Beribten geäußerte Anfıııa 
und Waͤnſche allgemeine Zuſtimmung erhalten weh, 
wenn auch ein jeder von dieſen Berichten nur als wie 
fultat der eigenen Prüfung, und nur als der Ah 
der eigenen Mennung feines Verfaſſers zu betradter 

. ft, fo dürfen wir doc hoffen, daß dieſe Berichte, dit 
Urkunden des äffentlihen- Lebens, welches durch uufet 
Berfaflang gewedt wird, nicht ohne alle Berädfichtigum, 
nit ohne einige heiffame Folgen für daß Ganze hleitn 
werden. — Indeſſen päft es die Kommiffton für if 
Pficht, folgende Wuͤnſche und Borfhläge, als beſonden 
dringlich, oder als beſonders erheblich, in die ſem allgem 
nen Berichte namentlich anzufuͤhren und auszuzeichnen. 

Erſtens. Es iſt in der zweyten Kammer waͤhren 
der Sizungen dieſes Jabred von neuem der Wunſch ge 
äußert worden, bad es der Regierung gefallen möge , den 
Kammern einen Gefezentwurf wegen der Appanagen und 
wegen des Witthums in unferm hochverehrten und innigk 
geliebten Fuͤrſtenhauſe demnaͤchſt vorzulegen. Wenn nun 


„ers uma?9: 


un ne 
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n auch die Kommiſſion Bedenken trägt, je zt, wo es 
einem wahren Ausgabe, Budget feblt, auf diefen Ges 
ıfland weiter einzugeben, und um fe mehr, da derſelbe 
).der auf dem nächften Kandtage bevorftehenden Beſtim⸗ 
ng der Cipillifte ohnehin feine Erledigung erhalten 
ed, fo iſt es doch die Pflicht der Kommiſſion, der hoch» 
ehrlichen Kammer die wichtige Denffchrift vorzulegen, 
[che bey ihr der Rechtsbeyſtand Ihrer Königlichen Hoheit, 
: verwittweten Grau Broßherzogin, wegen ded Ihrer Koͤ⸗ 
lihen Hoheit gebührenden Witthums und mithin in Ber 
hung auf jenen in Anregung gefommenen Gefezentwurf 
gereicht hat. | 


Zweytens. Sowohl in den Sizungen der Kom⸗ 
fiion, als in der zwepten Kammer, find mannigfaltige 
Achten und Vorfchläge über eine in Beziehung auf Ers 
arniß an Geld und Zeit, fo wie an fich zwedmäßigere 
ganifation der Öffentlichen Behörden zur Sprache gekom⸗ 
n, Go ift 3. 8. die Trennung der Gerechtigfeitspflege 
Rn. der Verwaltung, die Berminderung der Zahl der 
'eife und der Kreisdirektorien, oder die Errichtung zweyer 
'gierungen und die Aufhebung der fämmtlihen KreidsDis 
torien, ferner die Vereinigung mehrerer Berwaltungss 
beige, namentlih der Wafler» und Straßenbaues und 
b Landbauweſens, unter eine gemeinſchaftliche Direktion, 
wohl an fich, als in ſtaatswirthſchaftlicher Hinficht empfoha 
ı worden. Und in der That find Vorſchlaͤge diefer Art 
3 fo verzeihlicher oder um fo beherzigenswerther, je ber 
utender der Aufwand ift, den die innere Staatövermals 
ng der Staatskaſſe verurfacht, da z. B. in dem dies jaͤh⸗ 
jen Budget: 228,427 fl, für die Kreisdireftorien, 645000 fl. 
r die Bezirks⸗, Polizey⸗, Juſtiz- und Sanitaͤtsbeamten 
Anſaz gebracht ſind. Nun beſcheidet ſich zwar die Kom⸗ 
ffien gern, daß die Yuseinanderfegung und Pröfung | 
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diefer Vorſchläge jenirite Der Szanzen des ihr ertheile 
Auftrages liegt. x will ferner nie bergen, bad ih 
einige von jenen Boricblägen die Mitglieder ver Komaiı 
ſion felbit nicht einer durc rangig übereinftimmenden Ro 
nung waren. ie weis endiich ſehr wohl, dajß je 
Rorfhläge mit antern eben jo durchgreifenden, dd 
füwierigen Veränderungen in dem ummittelbarften 30 
fammenpange fteben, wie 3. B. die Trennung der eo 
rechtigfeitöpflege von der Verwaltung, wohl nun gleik 
zeitig mit der Verbeſſerung unfered gerichtlichen Berfoh 
rens erfolgen fönnte: dennoch durfte fie dieſe Borfhlie h 
um jo weniger unerwähnt laffen, je mehr in der Bohjie R 
Bung derfelben für die Verminderung des äffentlichen Auſ— 
wandes zu boffen iſt. Sie freut fid übrigens der Audfdt, 
daß die Gemeindeordnung, ein Werk, deffen Vollendung 
die Regierung gewiß nicht aus den Augen verlieren wird, 
die Ausführbarfeit eined Theiled von jenen Vorſtlige 
bedeutend erleichtern werde, 


Drittens Eben fo find fowopl in den Sizunm 
Ihrer Kommiffion, ald in der zweyten Kammer mehtnt 
allgemeine Berwaltungdmarimen zur Sprache gefomm, 
welche mit der Verminderung des Öffentliden Aufwandel 
in der aenaueften Verbindung fteben. So ift 3. 3. die ' 
Frage aufgeworfen worten , ob nicht die Beſchraͤnkung be ! 
Kahl der ausmärtigen Geſandtſchaften unbedenklich un 
ratbfanı ſeyn würde? Ob man nidt nah dem Berfpid 
anderer Staaten üffentlihe Arbeiten am vortheilhafteften 
verdingungsweife verrichten, auf dieſelbe Weiſe oͤffentliche 
Bauten am beiten führen laffen wurde? Jedoch die Kam 
mifffion begnügt ſich mit der bloßen Aufſtellung dieſer 
Sragen 

Die Regierung wird diefen und ähnlichen in den ben, 
liegenden befondern Berichten enthaltenen Vorſchlaͤgen ge⸗ 
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Di nicht die Aufmerffamfeit verfagen, mit welcher fie als 
telen billigen und ſchicklichen Erwartungen entgegen kommt. 
ı Endlib Biertenß: Unter die Kalten, welche de“ 
„Staat zu tragen bat, find die Penfionen eine der groͤß⸗ 
ten und ſchwerſten. Gie betragen zufanımen nah ven 
DB, 200. 
„diesjährigen Budget | u 
* 893,000 fl. 
* affo foft ein Zehntheil der fämmtltchen Staatsausgaben; 
Mia ed find zu jener Summe nod 94,012 fl. für Mifitär- 
Penſionen hinzuzufügen; auch kommen unter ciner andern 
Rubrik deffelben Budgets unter der Rubrik: Fur milde 
Fonds und Armenanftalten, noch mehre Anſaͤze vor, wel; 
e: che unter jener Summe nicht Begriffen, dennoch ihrem 
, , Defen nach ebenfalls zu ben Penfionen gehören. Nun iſt 
N zwar die Kommiffion. weit Davon entfernt, irgend einen 
— Vorſchlag zur Verminderung ber bereits bewilligten Penfi i0s 
nen zu machen. Der Unglüdliche, der der Unterſtuͤzung 
h Bedürfende, if ein Heiligthum. Huch beruhen viele von 
jenen Penfionen auf einem nach dem ftrengften Rechte güls 
! tigen Anſpruche. Aber je ſchwerer ed den Menſchen ift, 
: und gergde den beffern Menfchen, dem Unglüd eine 
' Hülfe, die in ihrer Macht fiehet, zu verfagen, je mehr 
Das Bedürfniß oder dad Verdienft auf Verzeihung rechnen 
kann, wenn es begehrlich iſt, deſto dringender iſt die 
Nothwendigkeit, feſte Grundſaͤze und Regeln geſezlich auf⸗ 
zuſtellen, nach denen in Zukunft bey der Ertheilung ſolcher 
Penſionen, welche der. Staatskaſſe zur Laſt fallen, zu ver⸗ 
fahren ſeyn wird. 

Noch darf die Kommiſſion die Hoffnung äußern, 
daß, fo wie fih der Ruheftand des fo lange ſturmbeweg⸗ 
ten Europa mehr und mehr befeftigt, daS deutfche Bundes. 
recht den einzelnen deutfchen Regierungen geitatten werde, 
auf die Verminderung des fiehenden Heeres erwünfgten 
Bedacht gu nehmen. 
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Die Kommiffion richtet ibren Schlußantrag bak: 
Den Geſezentwurf, welcher der Gegenftand dirk 
Berichtes war, anzunehmen. 


Zacha ri. 
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Durchlauchtigfter Großherzog! 


Eure Königliche Hoheit haben gnädigft gerußt, ia 
Kammern einen Geſezentwurf wegen Herabſezung der Wi 
Htär, Kapitulationszeit vorlegen zu laſſen, un» hietard 
einen dringenten Wunſch Hoͤchſtihres treuen Volkes erfäßt, 
Die erfte Kammer, indem fie die von beyden einkimmig 
ausgefprochene Annahme unterthänigft vorlegt, kam ı 
ih nit verfagen, damit den Ausdruck des tiefften un 
ehrfurchtsvollſten Danfes für diefen neuen Beweis dei vb 
terlichen Woblwollens zu verbinden, womit &ure Könil 
Hoheit jede mögliche, mit dem Zwede des Staates un 
feiner Erbaltung zu vereinigende Erleichterung Hoͤchſtihin 
Unterthanen bewilligen, Sie ift nur das Organ eine ab 
gemein ausgeſprochenen Gefübld,, wenn fie Eure Koͤnigl. 
Hoheit bittet, dieſen Ausdrud deffelben mit gemohnte 
Huld und Gnade aufzunchmen.  * 

Karlöruhe, den 3ı. Auguſt 1820. 
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Ent und‘ swanzigfte Sizung 
Rarlörufe den ı. September 1820, 


g Begenwärtig: 


>) 


Se. Hoheit der Praͤſident und alle bisher erſqhienenen 
— Mitglieder, mit Ausnahme des | 


Herrn Generals Freyberrn v. Beufau, bed 


x. m "us -— 


" Herrn Generalmajord Freyherrnv. &repftedt, und des 
GBrepheren v. Falkenſtein. 


r 


Beiter anweſend: 


Der Herr Regierungs⸗Kommiſſaͤr, geh. Referendaͤr Boͤckh. 
'4 ” 


| Auf Einladung Sr. Hoheit des Präfidenten ers 
flattete der Bisshumsvermwefer Frhr. v. Weffenberg 
den Kommiffionsbericht über den Gefezesentwurf der neuen 
Shbauffeegeld Ordnung. 
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Der Herr Regierun. g Kom 
ſezte nun gleichfalls die Vortbeil 
Ordnung in Kürze auseinander, 
Kammer darüber Befagte ſich bı 
Die Bepbebaltung des Pflafterge 
welche dafür auch die Unterhaltı 
freiten hätten; detaillirte den gı 
Radfelgen für die Erhaltung dei 
die zu Gunften der Landleute in 
gehrte und bemwiligte Modifikat 
betreffenden Artikels. 


Se. Hoheit ber Präfid 
Brage: 


Ob diefer Gegenftand in 
then werden folle? 


Der Staatörath Frhr. v. 
für ſolche Abkürzung. 


Se. Durchlaucht der Herr 
Sie feyen von der Nothwendigk 
tuͤrzte Korm eintreten muͤſſe, ül 
BZwedmäßigfeit der vorliegenden 
Geſez mie vorher noch akgelefi 


Reg. Komm. geb. Ref. B 
naue Abſchrift des Geſezesentwi 
daktion, welche von der Regie 
worden. 


(liedt hierauf den Gefe; 


Frhr. v. Gemmingen « 
frübern Reglement find für die t 
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borbehalten: warum. fommt davon -im gegenwärtigen 
michts vor ? | 


 &., Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 


m Davon werde ich ſpaͤter noch ſprechen. Zuvor noch eine 


andere Bemerkung: ich finde die Befreyung von ziner 
Siunde fuͤr den Spazierenfahrenden zu beſchraͤnkt. 
Fi | 


1. Reg. Komm, geh, Ref, Boͤckh: Es heiße nicht a’ 
„Stunde allein, fondern bi6 zu dem über ı Stunde ent⸗ 
gfernten Ort, on = . 


Se, Durthlaucht der Herr Fuͤrſt v. Bürftenberg: 

1 Wie iftö mit der Beurtheilung der breiten Radfelgen und 

‚der bervoritebenden Radnaͤgel, wenn etwa Streit darüber 

entftünde? zumal bey den legten, wenn fie ſchon halb abe 
R gefchliffen find? 


* Staͤtsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: In Faͤllen des 
Miderſpruchs muͤſſe allerdings das Aalegen des Maaßes 

entſcheiden. Ueber die Radnaͤgel entſcheide fofort der Aus 
y Henfchein der Struktur, auch fomme es dabey nit darauf 
„an, ob fie ſchon abgejchliffen ſeyen oder nicht, 


N- Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v, Fürftenberg: 

I Ein anderes Bedenken liegt für mich in ber ſtrengen Bes 
ftrafung, welche auch Unſchuldige, nämlih Unmwiffende, 

‚ 5 B. fremde Fuhrleute, treffen koͤnnte. | 

Ä Staatdrath Frhr. v. Tärtheim: Solche Gelahr iſt 
freylich kaum vermeidlich; doch werden auch Anſtalten ger 
troffen, um die fremden Fuhrleute gleich nach ihrem Ein⸗ 
tritt ins Land zu unterrichten. Uebrigens wird wohl 
einige Schonung gegen dieſelben in der Anwendung des 
Geſezes Statt finden muͤſſen. 
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Ce. Durchlaucht der Herr Fürft v. Fürſtenben 
Nun fen mir vergönnt, auf die vorhin aufgeworfene ära 
jurüdzufommen. Warum ift die Befreyung der Stan 
herrn nicht in das neue Geſez aufgenommen worden? 


Reg. Kogam. geb. Ref. Boͤckh: Weil nach derK 
ſtitution die Rechte aller Badner gleich find, fo mi 
aud tie Standedherrn, fo fange nicht ihre Berbäftuil 
im Allgemeinen definitiv entſchieden find, ſich dieje kr 
Geſammtheit aufgelegten Laſt unterziehen. 


Staatörath Frhr. v. Türfheim: Diefe beygefüt 
Erftärung halte ih für hinreichend beruhigend, 


Se. Durdlaudt der Herr Zürft v, Fürftenseir 
Sch beruhige mich gleihfalld damit, unter Aeußerung ki 


Wunſches nach möglich baldiger Regulirung der flandch 
herrlichen Berhäftniffe. 


Oberhofmarſchall Frhr. v. Sayling: Ueber de 
Befchränfung der Freyheit für die Spazierenfabrenden ar 
ı Stunde Wegs hat die Kammer fih noch nicht anb 
gefproden. Auch ich finde jene Befhränfung hart. 


Se. Durchlaucht der Herr Zürft v. Fuͤrſtenberz 
der Staatéminiſter Frhr. v. Berftett, Der Staatsrah 
Sehr. v. Türfbeim, und viele andere Mitglieder erfib 
ren fich in gleihem Sinn, begnügen ſich jedoch mit fol 
her Erklärung zum Protofoll, um nicht Durch einen Ber 
beſſerungsvorſchlag über diejen wenig bedeutenden Puntft 
die Nichterledigung des ganzen Geſezesvorfchlages zu ver 
anlafien. 


Praͤlat Hebel: Das das Chauffeegeld erhöpt werde, 
ift gerechtfertigt; allein e8 fragt fich doch noch, ob es aud 
in einem richtigen Verbältgiß zu dem Chauffeegeld in der 
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dern vLaͤndern ſtehe, . B. Frankreich, weil ſonſt leicht 
e den Staat der Nachtheil daraus entſtehen toͤnnte, daß 
in deſſen Straßen umgehe. 


Reg. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Allerdings, das Fi⸗ 
nzminifterium iſt ſehr darauf bedacht, den Tranſit zu 
zuͤnſtigen. Im Ganzen werden die Frachtfuhrleute we⸗ 
zmehr zahlen als vorbin. Auch iſt in den benachbar⸗ 
Staaten, z. B. Heſſen, Wuͤrtemberg, das Chauſſee⸗ 
[d höher. HUebrigens werden im Ganzen unfere Straf 
ı ald vorzüglich gut gepriefen. | 


H 
Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 


thue Ihnen leid, | daß Sie dies von Ihrer Gegend 
berfprechen muͤſſen; die Straßen fepen dort fchledht. 


. Staatdrath Frhr. v. Baden: Ehen fo aud in ber 
gend von Freyburg, zumal gegen bie Höllenfteig zu. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Dieß fen richtis, 
9 moͤge auch das Material Schuld! ſeyn. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v Fuͤrſtenberg?: 
d der Mangel an Auffiht. - 


Sr. Durdlaudt der Herr Fürſt v. Löwenftein 
ertheim: Dagegen fepen die Straßen in Ihrer Ge 
ıd fehr gut. | 

Staatsminifter Frhr. v. Fiſcher beftätigt ſolches. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Auch in den obern 
genden des Landes, ſobald man, über Müllpein binaus 
me, finde man die Straßen in gutem Zuftende, | 


Das hohe Präfidium macht die Kammer. auf die 
thwendigkeit der zu beſchleunigenden Satußfaflung aufe 
riſam. 


\ 
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Die Kammer war e6 zufrieden, daß die Diätuie 
über diefen Gegenſtand für gefchloffen erklärt wır 
die Abftimmung über Annabme oder Berwerfung dei 
ſezesentwurfs wurde bi6 zum Ende der Sizung verſche 


Die Mittbeilung an die zweyte Kammer wege $ 
freyung der Privatwaldungen von der pıli 
zeylichen Befdrfterung wurde hierauf verlefn 
genehmigt, 


Beylage Ziffer ga. c 


Sodann murde eine gleihe Mittheilung wegen! | 
“@ingangszolles auf franzöfifche Weine en 
falls verlefen und genehmigt. 


Beylage Ziffer 91. 


Hierauf erfiärte das hobe Praͤſid i unm bir Dillut 
ſion über das Budget für eröffnet, 


Der Herr Regierungd-Kommiffär, geb. Ref. Boͤckh 
bielt zuerft den nachſtehenden Vortrag: 


Hochverebrtefte Herren! 


Erlauben Sie mir, einige wenige allgemeine Bemn 
fungen zu dem Bericht Shrer verehrlihen Kommiffion üb 
die Staatd-Ausgaben ! 


Shre Klage über die Wendung, weldhe die Verband 
Jungen der zwepten Rammer genonmen haben, über die 
Ungrwißbeit der Vertheilung des oͤffentlichen Einkommen 
auf die einzelnen Arten ded Staatsbeduͤrfniſſes, — anf 
die verſchiedenen Zweige des Öffentlihen Dienſtes; — Shrt 
Bedenklichkeit daruͤber, daß Die zwepte Kammer der Re 
gierung die eingewilligten Erfparniffe zur Ausmittlung 


— 
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‚Aberließ ; find ſie wirklich gegründet, oder haben fie blos 
‚den Außern Schein für ih? oo Ä 


Laffen Sie uns den innern Gehalt der Sache erwäs 
gen:.die Regierung, von dem Wunfche durddrungen, bie 


_Laften des Volkes zu erleichtern, ift den Ständen auf eine 
„ Weiſe entg 
r Ännigften D 


ngelommen, welche die zweyte Kammer zum 
e, und zum unbefchränfteften Bertrauen vers 





| pflichten mußte, und wie konnte ſie dieſes zweckmaͤßiger 


aͤußern, als indem ſie dem Ermeſſen der Regierung uͤber⸗ 
ließ, ſelbſt den Weg zu waͤhlen zu dem von Ihr geſteckten 
wohlthaͤtigen Ziele? 


Sie tönnen dabey unbeforgt ſeyn, meine hochverehr⸗ 
teften Herren! die Regierung wird feine Mittel wählen, 
die ſich nicht vollfommen rechtfertigen laſſen; fie wird fie 
nur wählen nad .forgfamer Erwägung, mad Zeit und 


: Umftände zulaffen. 


Weniger gefährlih, weniger nachtheilig witd dieſes 


Vertrauen wirken, als eine beflimmte Beſchraͤnkung der 


Mittel fuͤr einzelne Zweige des Staatshaushaltes. 


Treffend bemerkte in dieſer Beziehung Ihre verehr⸗ 
Sihe Kommiflion, daß es beym Cintritte in eine neue Ord⸗ 
nung der Dinge oft zwedmäßig ſeye, ſich nur nah und 
nach, zagenden Schrittes dem Zlele zu nähern, 


Der Zweifel Ihrer Kommiſſion: ob dieſes Verfah⸗ 
sen wohl nothwendig geweſen fepe, wegen Unzulaͤnglich⸗ 


“ Leit der dem Budget bepgefügten Belege ? — der Zweifel, 


ob dieſes nicht vielleicht durch. die Bereitwilligfeit der Res 
gierungs, Kommilffion, die erforderlichen Aufflärungen mits 
zutbeilen , ‚hätte befeitigt werden können ? iſt wohl ſehr 


begruͤndet. 
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Die Kommiffion der Regierung bat in bem ae 


mehrerer Monate dad Budget in allen feinen Tbeilm mil 


einer Sorgfalt bearbeitet, die einzelne, unbedeutende In 
volllonimenheiten abgerechnet, wenig oder nichts zu wun 
fter uͤbrig läßt. Wuffanend find in dieſer Beriebung 
mehrere, in dem Generalberiht der Außgabd » Kommifın 
der zweyten Kammer eingefloffene Bemerfuggen. fu 
bar beruben fie theils auf einer irrigen Anſicht, theil 
darauf, daß die nähern Belege gar nicht begehrt worte 
find, 


Die Budgetd s Kommiflion der Megierung bat Etat 
über alle Pofltionen vorgelegt; Etats, die fich auf Reh 
nungen gründen, die aber, da die Rechnungen immer de 
Vergangenheit angebören, und die Budgets von der Zu 
kunft fprewen, nad Gründen der Wahrſcheinlichkeit me 
bifizirt wurden, wie es die Natur der Sache mit fh 
bringt. 


Sollten alle Pofitionen ded Budgets Bis ins kleinſte 
Detail aufgelöst werden; — Sabre würden nicht hints 
cben , diefe Analyſe nur eilig zu durchgehen; auch fünnte 
aus diefem Klein, Kram unmöglich etwas Großes hervor 
geben. 


In der Vorlage beritigter Rechnungen glaubt dee 
Herr Berichtserſtatter der zweyten Kammer die Mitte 
zu gründlicyer Beurtheilung des Staat shaus haltes zu fin, 
den, und die Kommiſſion verlangt fuͤr den naͤchſten Land⸗ 
tag ein neues — nicht mehr auf bloße Etats, ſondern 
auf wirkliche Rechnungen gegruͤndetes — Budget. 


Klar liegt diefem Begehren eine ganz irrige Anfict 
zu Grunde. Aue Etats gründen fich mehr oder weniger 
auf Rechnungen, nachdem naͤmlich bie Bergangenpeit, 
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er en Blid in die Zukunft — die mwahrfheinlihe Eins 
ibme, oder Ausgabe, vernünftigermweife beſtimmen kann. 

ie Rechnungen, worauf fib die Etats gründen, . den 
sanden vorzulegen, wäre im hoͤchſten Grade zwecklos, 
: würden ungelefen in alle Gegenden des Landes zurüds 
bren, wober fie gelommen ; denn bliebe auch die Bud» 
ts Kommiſſion der Stände ein ganzes Jahr verfammelt, 
: wäre nicht im Stande, die Etats mit den Rechnungen 
. verg | 


Nur beglaubigte Etats über die mahrfcheinlichen 
innabmen und Ausgaben, und nad Abflug einer Bud, 
t8>Periode Nachweifungen über die verwendeten Gelder, 
t die Regierung den Ständen vorzulegen, keineswegs 
er bie Staats-Rechnungen Ihnen zur Reviſion zu uͤber⸗ 
ben. | 





! 


Der vollendetfte Etat iſt nur dann ein Mietel zur 
chtigen Beurtheilung einer Ausgabe, wenn man fi zus 
eich einer umfaflenden Kenntniß alles auf den Zwed in» 
sirenden Berbältniffe erfreut. 


Die Iffentlihe Behandlung unferer Staats s Angeles 
nbeiten ift noch zu neu, um eine binlängliche Verbreis 
ng diefer Kenntniffe erwarten zu koͤnnen, und darin 
g ohne Zweifel die wichtigfte Beranlaffung für die zweyte 
ımmer der Stände, der Regierung die Wahl der Mit» 
[| zu dem von Ihr felbft geftedten wohlwollenden Ziele 
rtrauensvoll in die Haͤnde zu legen. 


Nur Wenige babe ich zu den einzelnen Erinneruns 
n Ihrer verehrlihen Kommiflion zu bemerken: 

Zu 1. Die Ausgabe für dad zu errichtende Blis⸗ 
um iſt aufgeführt, weil ed wahrfcheinlidyer iſt, daß fie 
Laufe: der zwey Jahre eintreten dürfte, ald nicht: 
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Genen 6000 fl. werden jezt ſchon bezahlt; mwab u 
erforderlich ift, bleibt zur weitern Dispofltion, un | 
nicht verloren. 


3u 3 Die Civiflifte ift vielleicht mehr dem Rama, 
ald der Sache nad ein Neuling in unferer Finanerki 
fung Schon lange beftebt eine Scheidungslinie zwüdn 
dem Aufivand für die erhabene Regenten-Familie un kı 
Landes, Ypminiitration , und feit der —— Mh, ſtoͤrdi 






fden Verſaſſung iſt fie naͤher und ſtrenge! 
dem Titel IX. des Finanzgeſezes. 


Zu 3. Die allgemeinen Bemerkungen Ihrer vereht 
liben Kommiſſion uͤber die Budgets⸗Form find aus in 
Natur der Sache gezogen, und die Hauptregeln, dern 
Beobabtung Sie wuͤnſcht, finden ſich im unferm Budge 
realifirt. 

Die Ausgaben find niht nah Miniſterien dargeſtellt, 
weil diefed bey dem Organismus unferer Bermaltungd 
fielen eine, den Etats und dem Rechnung? weſen gan 
zuwiderlaufente, dürchaus verwerflihe Kuͤnſteley wär, 


Wir haben fein befonderes Minifterium der Sufit; 
unfere Mittelſtellen, die Kreißdireltorien, find theils La 
despolizey-, tbeild Fınanz- Behörden, gehören alfo unts 
zwey Minifterien; — unfere Aemter beforgen zugleich di 
Juſtiz und Poligey, und muͤßten fünftlid gefpalten wer 
den, um im Budget unter zwey Rubrifen zu .erfcheinen, 
bie im Rechnungsweſen nicht getrennt werden Tonnen. 


Die Bemerkung, daß mehrere außerordentliche Aus 
gaben ftatt unter diefer generellen Rubrik, beſſer bey dr 
Gattung der. orbentlihen Ausgapen, wozu fle gehören, 
oder mit denen fie verwandt fenen, aufzuführen fepn durf 
ten, bat den Schein für fi, aber aud nur den Sein. 
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Die Regierung fordert efuͤr jede Jahr 220,000 fl, 
zu außerordentlichen Ausgaben, nicht zu diefen oder je« 
nen beftimmten, außerordentlihen Ausgaben, ein nicht 


"zu überfehender, merfiwürdiger Unterfchied. Wenn in den 


Verbandlungen der Budgets » Kommiſſion von einzelnen 
"Arten von außerorbentlihen Ausgaben, welche vorfommen 


duͤrften, die Rede ift: .fo darf ein folder Ueberſchlag mit 
geſezlicher Beftimmung der Art und Groͤße einer Ausgabe 
nicht vermechfelt werden. Gienge ein ſolcher Ueberſchlag 


in das Finanzgeſez Über; fo würde dadurch über die Vers 


“wendung der 220,000 fl. fhon ftatuirt, was die Abficht 


‘der Regierung nicht ift, die ganz freye Haͤnde in der Bers 
wendung haben muß; — fie muß die Summe vertheilen 
fönnen und dürfen, nachdem es Zeit und Umitände noth» 
. wendig machen, und ihr eigener Ueberſchlag bindet fie an 
nichts, ® 


Die von der Regierung gewählte Darſtellung hat 


alſo tiefer liegende Gründe, ale man nach dem erften Ans 


blif zu vermutben geneigt ift. 


Wenn Ihnen, bochverehrtefte Herren! a6 mo 
Jahren mit dem neuen Budget Jugleich die Nachweiſung 
uͤber die wirkliche Einnahme und Verwendung der oͤffent⸗ 


| er mitgetheilt werden wird, gleihfam als der 
Cenſor uber die Vorberfagungen, welche das gegenwärtige 


Budget. enthält; und diefed als der Anfläger erfheint, — 
wenn die Nachweiſung nicht in allen Theilen fsinen Bor: 
ausbeflimmungen zufagt; — und wenn dann die Regies 
zung Ihnen darlegen wird, wie fie ber Vorausbeſtimmung 
des Budgets’ gebührende Rechnung getragen habe, zugleich 
aber au dem gebietenden Wechfel der Verhältniffe, den 
kein menſchlicher Scharfſinn in allen Nuͤancen vorausſehen 
Kann: dann, aber auch erft dann werden fi) die Graͤnzen, 


892 Protololle der Erften Kammer. 


Diefes neuen Feldes zur Beruhigung der Regierung ind 
der Etände ziehen laflen. 


Die Erfahrung wird und lehren, daß dab Budget 
feine eiferne Form feyn fann, daß das Individualiſiren der 
Einnahmen und Ausgaben, fo bald es zu weit getrieben 
wird, feine Befchränfung mehr feyn kann, weil fie fid 
nicht beobachten lädt, daß den Adminiftratin s Behörden 
ein Spielraum gelaffen werden muß, angemeflen ben 
Schwankungen und Veränderungen, welchen die unver 
meidlich vielen, auf die Staatdeinnahbmen und Ausgaben 
influirerven Verhaͤltniſſe ausgefezt find, ein Spielraum, 
befien wahre® Maaß die Erfahrung geben wird. 


Auch diefe Betrachtung, hochverehrtefte Herren! wirb 
Sie mit dem Ereigniß ausföhnen, welche Fhre vortreffliche 
Kommilfion ald den Degenſtand einer einffimmigen Klage 
bezeichnete. 


Geh. Hofrath Zachariaͤ: Da mir bie Ehre gewors 
den iſt, den Bericht uͤber das Ausgabe-Budget im Namen 
der Kommiffion zu erftatten, fo ift es billig, daß mich aud 
die Laft treffe, diefen Bericht im Namen der Kommiſſion 
zu vertheidigen. jedoch befinde ih mich bey diefer Ber: 
theidigung in einer, ich möchte faft ſagen, infonftitw 
tionellen Lage. Die Berfaffungsurfunde fplicht die 
rechtliche Gleichheit aller Badner in Beziehung auf den 
Staatshaushalt aus. Ich aber fol auf einen durchdachten 
und wohlvorbereiteten Vortrag mit Dem antworten, was 
mir.die Gunft des Augenblicks beut. Dieß zur Entſchul—⸗ 
digung für den nachfolgenden Bortra , als Bitte um 
Nadhſicht. 


Die Rede des Seren 1 KeoierungseRähmiffäre begog 
ſich theils auf die Vergangenheit, d. h. auf'die Wendung, 
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welche die Verhandlungen uͤber das Budget in der zweyten 
Kammer genommen haben, theils auf die Zukunft, d. h. 
auf die Abfaſſung eines neuen Budget fuͤr die naͤchſtkuͤnf⸗ 
tige Sizung der Kammern. 


Was den erften Theil dieſer Rede betrifft, weicht 

der Herr Redner nicht fo weit von mir ab, als ed-auf dem 
erſten Blick ſcheinen koͤnnte. Wir gehen vielmehr faft imo _ 
mer Hand in Hand. | | 


Ich ſtimmtt ganz mit ihm darin uͤberein, daß aller⸗ 
dings nugch der Beſchaffenheit des urſpruͤnglichen Budgets 
eine Vertheilung der Einnahme auf die einzelnen Arten der 
Audgaben geſchehen Fönnte. Ich ſeze hinzu, daß die 
vollſtaͤndigern Rechnungen, welche uns ein Miniſterium, 
das die militaͤriſche Disciplin weislich auch auf das Rech⸗ 
nungsweſen ausgedehnt zu haben ſcheint, mitgetheilt 
hat, + dem günftigffen Schluͤſſe auf das Ganze berechti⸗ 
‚gen; ferner, daß die Kammerm das Unzulaͤßige oder das 
Unthunliche verſuchen wuͤrden, wenn ſie, bey der Pruͤ⸗ 
fung der Staatsausgaben, ſchlechthin nur den eigenen Au⸗ 
gen trauen wollten. .. 


Weniger Tann ih der Meynung des Herrn Regie 
rungs⸗Kommiſſaͤrs beytreten, wenn er den Entfchluß: der 
zweyten Kammer, die Vertheilung der Einnahme auf die 
einzelnen Zweige des öffentlihen Dienftes der Regie 
rung zu überlaffen, als einen fchönen Beweis von Dank⸗ 
‚barkeit und Vertrauen preidt. Möchte ein folcher Dank 
dem Rechte nad gebracht werden! Iſt das ein Dank, 
wenn man dem Andern eine Buͤrde auferlegt? 


Ich komme jezt zu dem zweyten Theile des von 
bdem Herrn Regierungs-⸗-Kommiſſaͤr gehaltenen Vortrags, 
alſo zu den Erinnerungen, welche der verehrte Redner 
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. haltung ‚ ein anderer auf die Staatöverwaltung verwendet: 


„ worden. Aber der Recht sbegriff einer Civilliſte war 
” Dennoch der biöberigen Verfaffung fremd. Und dieſer 


En EEE En. SEE Zu. — 


Rechtöbegriff hat zugleich auf den Staatshaushalt übers 
haupt den monnigfaltigften Einfluß. :E8 wird 3. B. rat» 
fam ſeyn, mande Ausgaben auf die Civilßite zu ſezen; 
es verfteht fi von ſelbſt, gegen eine verbältnigmäßige 
Erhöhung diefer Lifte) manche Ausgaben , die am beften 
von dem Hofe fontrollirt werden, oder die fonft zu laͤſtigen 
Erörterungen mit den Kammern Beranlaffung geben Fonn» 
ten. Ich will bier als Beyſpiel blos die National» oder: - 
Hoftheater von Karlsruhe und Mannheim anführen. 


Eine dritte Bemerkung des Kommiffionsberichtes. 
bezog ib auf die Rlafjifilation der Ausgaben. Ins⸗ 
befondere vermweilte der Bericht bey den aufferordente. 


lichen Ausgaben. Wenn ich nun den verebslidhen Herrn 


Redner richtig verftanden habe, fo ging feine Gegenbemer⸗ 
fung dahin, dad man unter den außerordentlihen Aus⸗ 


-gaben einen dem Minifterium für außerordentlide Fälle 


im Allgemeinen zu bewilligenden Kredit zu verftehen- habe, 
daß hingegen die Aufzählung der einzelnen Arten der 
außerordentlihen Ausgaben ald etwas ganz Unmwefentliches 


- zu betrachten ſey, daß mithin die in dem Kommiſſions⸗ 


berichte aufgeftellte Behauptung, nach welcher die einzelnen 


. qußerordentlichen Ausgaben bey den ordentlichen, anf wel⸗ 


AM fie ſich bezögen, aufzuführen wären, auf feine Weiſe 
gebilligt werden koͤnne. Die Antwort auf diefe Gegenbe⸗ 


merkung wird in’dem liegen, was ich zum Schluffe über 


den Schluß der Rede ded verehrten Herrn Regierungss 
Kommiffärd-zu bemerken habe. 


Es ſchloß naͤmlich der geehrte Redner in der Ihat, 
mit. einer Keichenrede auf alle Budgess überhaupt, Nah 


⸗ 


fs ırztsleie kır Erler Aammer. 


em find ale Kuzaste: Berzee see egpertihe Frtor, 
wı.te tr Eerrzmaliscz aniee:ı Eee 29 Ze 2: m 
federn ta8 ie zen Sein nat Laser. re eng &:r 
unterwerfen. 


Alerting® baben Lie Eutsafe: Kerze. verırn 
fi: son ter Zeite ter Eraattlic-ter, eter. — 
nerien iſt, ter Etaat6wırttickaft Iearisınm. 9 
grogen Mänzel, und ıbre rigt urtefeuteetea Aesırr.. 


"Zmar löst fih auch in biefer Begiebumz 22: azzd 
sum Vortheile der Ausgabe» Butaeis ſagen: scout en 
mın fie mit ter Art, wie ebemald von ken Yastkate 
Eteuern verwillizt wurten, verglat?. Mar mi 9 
ir end einen licberiklag der bercritebenten Aut-a®r m» 
den, man muß in tiefem Ücherfhlage die Geismumttel 
ter Öffentlihen Ausgaben ind Auge falten. 





Doch tie Auksgabe⸗Eudgets baben no eine antete 
Seite, die Seite des Rechts; und dieje ift ed, an wel 
de ih mid bier allein halte; fie iſt es, welche von ia 
Kammern vorzugsmweife herauszubeken iſt. Moͤgen ſelde 
Budgets auch nch fo ungewiß, oder in wirtbicaftliker 
Hinſicht auch noch fo bedenklich ſeyn; eine Verfaſſung, mie 
die unſrige iſt, kann ohne ſie nicht beſtehen, nicht ins 
Werk geſezt werden. 


Aber vielleicht thue ich dem Herrn Redner Unreqhl. 
Die Schlußworte feined Vortrags waren defto verjöhnens 
der. In ihnen lag die Erflärung, daß es der feſte Bor 
faz der Regierung ſey, Lie Verwaltung immer mehr und 
mehr mit dem Geilte und mit tem Buchitaben unferer Der 
falung in Einklang zar (gg. nd gewiß wird unfere Ver⸗ 


faffung unter einer BE ungatita beiten, welche mit jenen 
Entigplufe 
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u Entichlufe die Einficht und Kraft verbindet, ihn in Bolls 
z ziehung zu fezen. 


Mi Reg. Komm. geh. Ref. alas: Nur Weniges babe 
ih auf diefen Vortrag zu erwiedern, _Der Herr Redner 
bemerkte, daß es fich bey diefer Sache nicht blos von dem 
bandle, was man aus Dankgefuͤhl ſchuldig iſt, ſondern daß 
man dabey auch ſein R echt ind Auge faſſen muͤſſe; als 
lein hierauf muß ich entgegnen, daß man auch von ſeinem 
ſtrengen Rechte abgehen und nachlaſſenkann, und zwar um fo 
s: eher, wenn man weiß, daß derjenige, welchem man ges 
a ‚genüber ſteht, und in Ruͤckſicht deffen man feinem Rechte 
‚: entfante, davon nur einen für den entfagenden Theil 
5 woblthaͤtigen Gebrauch mawen werde. Die rinzeinen Puntte 
„ anlangend, will ich aus dem naͤmlichen Grund, welchen 
a ber Herr Redner angeführt hat, von den Ausgaben für 

das Bisthum nichts Weiteres fagen. | 


— Die Bemerkung des Herrn Redners wegen der Bers 
maͤhlungskoſten finde ich nicht vollkommen im Budget bes 
4 gründet ; denn dafeldft fommt jene Rubrif nur unter den 
z möglichen Ausgaben, nicht unter den beftimmten 
4 Pofitionen vor. Unter ben möglichen, weil fie blos 
; in dem ungefähren Ueberfchlag der zu annähernder Beſtim⸗ 
mung der Summe für außerordentliche und zufällige Aus⸗ 
gaben ſtehen. 


Die Bemerkungen über die Givillifte erledigen ſich, 
wenn ich anfihre, daß das Hoftheater in Karlsruhe wirk⸗ 
lich aus der Cigillifte unterhalten wird, jenes in Danns- 
beim aber ald eine Art von Staatsdanftalt, die auch mans 
chen Bortheil wieder bervorbringt, auf die Civilliſte nicht 
gebört. Der Beptrag dazu ift eng boͤchſt unbedeutend. 
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äh nicht in Verlegenheit feyn würde, fie insgeſammt in 
Die gehörigen Rubriken zu fegen; 3. B. die Heinen Penfios 
nen, Aufwand für den Straßenbau ıc. Rechnungsſachen 
muͤſſen fo einfach mie möglich ſeyn. Dieß fol aber nicht 
als Tadel, :fondern nur als ein Wunſch für das naͤchſte 
Budget betrachtet werden. 


Auch glaube ih, daß dieß allein der Grund mar, 
warum die srogpte Kammer nur eine Berminterung im. 
Allgemeinen nach einer Summe in Bauſch und Bogen bes 


. gehrte, obgleich nach der Verfaſſung die Staͤnde ihre Be⸗ 


willigungen nicht an Bedingungen knuͤpfen koͤnnen. 


Ueberhaupt aber wird man unſerer Kommiſſion nicht 
vorwerfen koͤnnen, daß fie nicht mit vieler Ruͤckſſicht ga 
Werk gegangen; denn obgleich Manches bey dem Budget 
fehr gut bearbeiter ift, fo bleibt doch noch Manches zu 
wuͤnſchen übrig, und ermangeln über verſchiedene Poſitio⸗ | 
arn die genauern Nachmeifungen. 


Reg. Komm. geh. Referendär Boͤckh: Auf die Be⸗ 


merkung Sr. Durdlaucht des Herrn Fuͤrſten von Loͤ wen⸗ 


ftein- Wertheim habe ih zu erwiedern: Die in einer 
Beylage des Budgets angezeigten außerordentlihden Aus⸗ 
gaben find blos Leberfchläge, deren Zwed war, biaSumme 


für außerordentliche und zufällige Ausgaben einigermaßen 
zu approrimiren ; ed wäre gegen denganzen Bgift des Bud⸗ 


gets, wenn man fie ald beftimmte Pofltionen annähme. 


Es iſt der Regierung ein nach einem allgemeinen Ue⸗ 
berfchtag bemeffener Refervefond für mögliche Mehrausgas 
ben nöthig ; fie verlangt die Bewilligung deffelben im All⸗ 
gemeinen, und nicht zu beſtimmten Ausgaben. u 


Se. Darchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Lömwenftein« 


. WVertyeim: Sie fehen zwar damit einverftanden, daß 
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ein Refersefond nöthig fen; allein der Anfaz ber außer, 
dentlichen Ausgaben follte doc unter Ihre fpeziellen Rusri 
fen gebracht werden. 

Staatsminilter Arhr. v. Berkheim: Sn jen 
Hausbaltung hat der Wirthfhaftsführer eine Art von Ru 
fervefond für anserordentlihe Ausgaben; warum ſolle 
dieß nicht auch bey ter fo unendlih größern und komplicit 
ten Staatswirthfchaft Etatt finden? Daß übrigens dire 
außerordentlihen Ausgaben fpeziell in dein Budget aufge 
führt worden find, fcheint bloß eine Art Wegweiſer fi 
Die Berehnung der Regierung geweſen zu fen; denn ab 
ſolut nöthig war ſolche Anführung nicht. Man hätte fid 
auf die Forderung einer Eumme im Allgemeinen fü 
aufferordentliche Ausgaben befchränfen koͤnnen. 

Staatsrath Frhr v. Türkheim: Sch tbeile vol 
fommen diefe Anfiht, und glaube, daß Die gewählte Form 
des Geſezes für die Stände ein Gegenſtand der Zufrieden⸗ 
heit mehr als der Peſchwerde ſeyn ſollte; weil fie dadurch 
erftren 6 eine leidftere Ueberſicht über die ftändigen und 
die davon ausgefchiedenen zufälligen Ausgaben erhalten, 
und zweytens weil durch die Befondere Aufführung die 
fer Iegtern auch noch der Zwed erreiht wird, daß auf dieſe 
Art die Regierung niemald durd eine Dinzufchlagung pro 
extraordinario verleitet werden fann, die Pofitionen pr 
ordinario in ten einzelnen Etatd gu überfchreiten. | 


Se. Durchlaucht der Kerr Fuͤrſt v. Löwenfteim 
Wertheim: Diefe Beſorgniß fällt fhon Durch die Ber 
nennung ‚‚auflerordentlihe Ausgaben ” weg. 

Staatdrath örbr. v. Tuͤrkheim: Sonach fireite 
man nicht über die Ausfcheidung, fondern blos über bie 
Priorität im Plage der Aufführung, 

Slaatsrath Frhr. v. Baden: Nach ber gewählten 
Form kann man leicht meynen, die nämlihen Poften wir 





| 
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"Yen zweymal aufgeführt, wenn man nicht fehr genau 


nachſieht. Wie 3. B. ein Poſten von 20,000 fl. für daß 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, 


Staatdminifter Frhr. v. Berkheim: -Die lezten 
20,000 fl. find für befondere Reifen und für unvorhergefes 


bene Fälle nur angedeutet: bie erften find für gewoͤhn⸗ 


‚u — 


— 


liche Mehrausgaben angeſezt. 


Staatsminiſter Frhr. v. Berſtett: Solche Aus— 
gaben fuͤr außerordentliche Sendungen werden wohl noch 
oͤfter vorlommen, went einige ſtaͤndige Geſandtſchaften 
eingehen ä 


Oberhofmarſchall Frhr. v. Gayling: Dieſe ganze 
Sache, glaube ich, kommt daher, daß dieſe Poſten auch 
von der zweyten Kammer in der Beylage fo beſtimmt 
aufgeführt worden find, als ob fie wirflid ausgegeben 
werden müßten. Es ift nämlich ganz richtig, daß dieſe 
20,000 fl. zweymal in dem Budget vorfommen ;, über den 
einen Betrag aber hat die Regierung nad zwey Jahren 
noch Rechnung zu ftellen. Ueberhaupt ift ſehr richtig, 
was der Herr Staatsminifter Arhr. v. Berkheim von 
dem im Allgemeinen nöthigen Refervefond gefagt bat. 


Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. Fuͤrſtenberg; 
Dieß ift die wahre Quelle des Irrthums; denn dieſe 
Ausgabe iſt in der Beylage gerade ſo beſtimmt aufge⸗ 
fuͤhrt, wie die andere. 


Reg. Komm. Beh. Ref. Boͤckh: Doch If in mei⸗ 
em, bey den Budgetd-Aften befindlichen Vortrag die 
ganze Erffärung enthalten. 20,000 fl. ftehen unter den 
ordentlichen Ausgaben für, die Befandtfchaften, und zwar. 
für. Befchente, Kurierreifen,, Zuges, und Einrichtungsko⸗ 
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fien ; und bey tem Ueberfhlag zu Beftimmung ber fe 
ſerveſumme für unvorberzufehente Ausgaben wurde all 
moͤglich angenommen, daß weitere 20,000 fl. erforderliqh 
fenn koͤnnten, wenn 5. B. sin neuer Kongreß Statt finden 
folte Wenn alfo aud zweymal von 20,000 fl. die Reit 
it, fo fommen dod nicht die nämlichen 20,000 fl. zwey⸗ 
mal im Budget vor, 

Staatsrath Frhr. v. Baden: &8 fep über biefen 
Gegenftand nicht zu ftreiten, fondern es ſpreche fi meh 
um den Ausorud der Wünfche für das fünftige Budget, 


Staatsminifter Zrhr. v. Berkheim: Er glaube, 
wenn der fpezielle Ausweis nicht mit vorgelegt worden 
wäre, fo würde ed den Anftend gar nicht gegeben haben; 
auch dieſes fen als ein Beweld anzufehen, wie offen bie 
Megierung gehandelt habe. 


Gr. Durdlaudt der Herr Fuͤrſten von Farſten⸗ 


berg: Gratialien und Almoſen gehören zu den aus der 


Givillifte zu beftreitenden Ausgaben. 

Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckkh: Die Almoſen oder 
Gratialien find für niebere Diener und ihre Wittwen, 3.8. 
Zollyardiften, Amtödiener ꝛc. Weil diefe Leute der Witt 


wenfaffe nicht angehören, fein Penſionsrecht, und oft fein 


Heimathsrecht baben; fo muß für fie eigends geforgt wer: 
den, und de ift ed gut, die Ausgaben für dieſelben von 
den für Penfionen zu trennen. 

Uebrigend ift die Totalfumme folder Bratialien gr 
ring; fie beträgt faum 6000 fl. und gehört durchaus nicht 


auf die Civillifte, fondern zu den Adminiſtrations/LAus⸗ 


gaben. 


Staatörath Frhr. v. B aden: @rfinde aber, dal 


bierbeg Karlöruge und Mannheim. vorzuͤglich beguͤnſtigt 
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4 Mnd. Diefe beyben Städte abforbiren ben weitem ben groͤß⸗ 
„ ten Theil jener Bratialien. Er müffe gefteben, daß Gras 
| tialien in Repräfentatigftaaten eine ungeeignete Rubrik 

ſeyen; man werde ſie auch in den Budgets anderer an 

ten, z. ®. in Frankteich, nicht finden. | 


Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Man könne dieſe 

" Gelder aub Almofen nennen; man’ babe den Ausdruck 
„Gratialien“ nur gewählt, um von den Gaben an fon» 
ſtige Armen: die Unterſtuͤzung niederer Diener ; Relifteh zu 

. ninterfcheiden , denen doch gewiß eine. folge in Foͤllen des 
Beduͤrfniſſes nicht minder gebuͤhre, als-ein.verbienter Dies 
ner. eine Privaimannes ſich derſelben gewoͤhnlich erfreut. 


Staatsrath Schr. v. Baden: Er wuͤrde ſie elſe 
unter die Rubrif „Penſionen“ aufnehmen. . 


Staͤatsminiſter Frhr. v. Berfpeim: Sm ) vorigen’ 
Jahr wurde ed gerade gerügt, daß die Gratialien unter, 
die Penfionen aufgenommen worden find. “ 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Aber immer bleibe 
noch der befondere Aufwand für Karlörube und Mannheim 
auffallend. 


Reg, Komm. geh. Ref. Boͤckh: Das Auffallende 
verliere fich, wenn man bedenke, daß ſich folche huͤlfsbe⸗ 
dürftige Perfonen meiftend in bie größern Städte ziehen. . 


Ä General⸗Lieutenant v. Schäffer: Es ziehen ſich 
nach Karlsruhe befonders viele berartige Leute, z. B. Mis 
litarwittwen ꝛc., auch in die benachbarten Städte, Dur⸗ 
lach, Raftatt ꝛc., weil fie. den Kaſſen näher find, und weil 
fie in ben größern Städten mehr Gelegenheit zum Erwerb 
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fingen, auch befinden fib bier und in Mannheim ma 
folder Diener, als andermwärts. 


Meg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Er muͤſſe noch ein 
mal auf eine Meußerung bed Herrn Staatsratbe Fryrn. 
v. Baden zurüdfommen. Derfelde babe bemerkt, def 
nicht über alle Pofitionen genaue Nahwerfungen vorlie 
gen, fo daß man fih daraus bid zur Beruhigung vor 
der Richtigkeit derfelben überzeugen könne; als 3. B. in 
Den Aemtern, bey der Polizey x. Er bedaure, daß Nie 
Megierungs: Rommiflion über diefe Anftände micht fey um 
Auskunft erfucht worden ; die Regierung befize alle Data; 
namentlid auch uber die angeführten Battungen bes Auf 
wands; die Centralbuchhaltung überfehe und kontrollire 
Ale, und jeden Augenblid fonnen die Flarften und be 
friedigendſten Nachweifungen felbft über das geringfle 
Detail vorgelegt werben; ſchon aus ber Einſicht der Bo 
foldung@büder würde die Kommilflon ſich von ber vol, 
Tommenften Ordnung, welde hier Statt finde, Aberzeuat 
haben. 


Staatörath Frhr. v. Baden: Dan babe ein altes, 
mangelhaftes Befoldungsbuch vorgelegt. 


Meg. Komm, geb. Ref: Böcth: Dies koͤnne nur 
eine ältere, und alfo unvollfonrmene Ueberſicht gewefen 
feyn, welche. gar nicht hätte vorgelegt werben follen. € 
fey ein neues und vollftändiges Befoldungsbuch vorhanden. 


Staatdrath Frhr. v. Baden: Die zweyte Kammer 
bat biefebe Befchwerde geführt, und ift nicht widerlegt 
worden. Die Kommiflion bat ſich nun freplich blos a 
die von der zweyten Kammer herübergelommenen Alten 
halten fönnen, da man ed ihr ald boͤſen Willen hätte aus» 
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1 degen tönnen, wenn fie bey ber kurzen Zeit noch Weit⸗ 


laͤuftigkeiten gemacht haͤtte. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fürftenberg: - 


Gh bemerfe dabey jedoch, daß ih die Kriegsminis» 
fteriaf, Alten volftändig erhalten, und der puͤnkt⸗ 
figften Genauigkeit derſelben mich gefreut babe. 


Staatsrath Frhr, v. Tuͤrkheim: Sch bin weit 
entferht, der Kommiflion einen Vorwurf gu maden; viels 


mehr verdient diefelbe wegen ihrer eifrigen Bemühungen‘ 


Den lebhafteſten Dank. Doc hätte fie vielleicht, anftatt 
zu fagen: die Regierung habe nur unvollftändige Mate⸗ 
Zjalien gegeben, fagen follen: die kurze Zeit habe nicht 
erlaubt, noch weitere von ihr zu begehren. 


Se. Hoheit der Präfident: Sh muß bey biefer 


Gelegenheit den unermudeten Fleiß der Bubgetös,Kommifl 
1 


fion ruͤhmend und banfend anerkennen, 


Se. Durdlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſten berg: 


Daß der Herr Regierungs-Kommiſſaͤr, geheimer Referen⸗ 
dar Boͤckh, von der Kommiſſion nicht beygezogen wor⸗ 
den, davon fey die allzu kurze Zeit Urfache gewefen. 


Genarallieutenant v. Schäffer: Bon der Militärs 
Adminiſtration ift feine Erwähnung geſchehen; ich Tann 
Died als ein Anerkenntniß betrachten, daß dabey Alles in 
befriedigender. Orbnung gefunden worden. Jaedeſſen habe 
ich den vorliegenden Spezialbericht der Kommiſſion der 


zwepten Sammer gelefen, und daraus erfehben, dag in 


dieſer zweyten Kammer auch in: Diefem Berwaltungdjweige 
Erfparungen vorgefchlagen worden. Ich bemuͤhte mich, 


dem Berichtserſtatter der zweyten Kammer in einer der 
Kommiſſions⸗Slzungen ſelbſt zu beweiſen, daß dabey won: 


«“ 
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unrihtigen Vorcusſezäangen ausge: ber, wö 
das man :umal nıht genug unteriwıenen babe zwiltes 
gemriner Ycminiltrasıen, und ber tem Kriegsherrn alkiz 
jufiehenten Verfügung. 


In Beriehung auf dieſe Bemerfung muß ich tafı 
die Neugerung aufflären, daß tie Regierungsd, Komeifin 
in ten tießjäbrigen Berathungen geftäntig gemefen im, 
wicht angeben zu fönnen, wo die fraglichen 13,000 fl. un 
gooo fl. für 1820. und 1821. zu erfparen fepn mödın; 
denn nur der Zouzerain, ter Kriegäberr, Tann beitimmen, 
wo und in weidher Brande, oder bey welcher Maffengat: 
tung Erfparun,;en Statt baben follen. Neu iſt ed mir 
indefien, menn tiejer Epezialbericht behaupten wii, vaj 
eine Retuftion in der Irgenifation Tee Beränterung 
verurfade; denn jede Rreuition oder Bermehrung äntert 
die Organiſation. Gleiche Bewandtniß Dürfte eb mit der 
Mngeführten Taktik baben; indem diefe Don der Aminis 
ſtration gänzlidy getrennt ill. 


Die uͤbrigen Erfparungs s Borfchläge diefes mehrer 
wähnten Berichts binihtli der Reiterey, der Hautbei⸗ 
fien, des coirurgiichen Perfonald, der Generalität, ber 
Militärfbule, und der Penfionen übergehe ih, weil es 
dieferhalb bekanntlich nicht zu oͤffentlichen Disfaffionen ge 
kommen iſt; fie gründlich zu widerlegen, würde uͤbrigent 
nicht ſchwer geweſen ſeyn; bemerken muß ich jedoch, daf- 
der Militär; Etat nah aufhabenden Pflichten reblich aufs 
geſtellt iſt, und wenn Ihre Koͤnigl. Hoheit der Großher⸗ 
zog aus Hoͤchſteigenem Antriebe geruht haben, foichen von 
2,632,682 fl. 48 fr. auf 1,600,000 fl. herabzuſezen, Hoͤchſt⸗ 
die ſelben vermuthlich die dadurch geminderte Summe burch 
Beſchraͤnkung der Exerzierzeit erſparen laſſen wollen; je⸗ 
doch 54,589 fl, 12 kr., wie ber gedachte Kommiſſionsbe⸗ 
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richt glaubt, erfparen zu Tönnen, iſt bey den gegenwaͤr⸗ 

tigen Verhältniffen eine reife Unmöglichkeit, wohl aber 

noraußzufehen, daß für die Zukunft und vielleicht in 10 
biſs 16 Jahren die unter der Rubrik vorübergehende, 
(oder unftändige) aufgeführten Ausgaben 8o bis 
90,000 fl. aus dem Militaͤr⸗Etat verſchwinden werden. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 
Da fich alles, was ber Herr Generallicutenant v. Schaͤf⸗ 
fer gefagt habe, auf die zwente Kammer beziehe, fo werde 
hierauf fi einzulaffen die erfte Kammer nicht im 1 Galle 
fepn. Ä 


Generalfieutenans v. Schäffer: Er habe es hier 


gefagt , weil er in der zweyten Kammer dazu feine Geles 
genbeit gehabt, auch beforgt habe, daß diefer Kommiſ⸗ 
fionsberiht einen nachtheiligen Eindrud auf die perehr⸗ 
liche erſte Kammer haben moͤchte. 


Staatsrath Frhr. v. Zyllnhardt: Er glaube, daß 
die Sache auf dem Punkt der Abſtimmung uͤber den Kom⸗ 
mifionsantrag ſey. 


Bisthverw, Frhr. v. Weſſenberg: Wegen einer 
Bemerkung des Hrn. Staatsraths v. Baden habe er 
noch anzuführen, daß das. Penſionsbuch untichtis, und 
das Beſoldungsbuch unvollſtaͤndig ſey. 


Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckh DaB Voenſtontbuch 


ſey allerdings richtig; aber es beſtehe aus 2600 Poſten, 
wobeh vielleicht: bey einigen wenigen ein Schreibfehler un⸗ 
terlaufen ſeyn moͤchte. Dir Oberrechnungs⸗Kammer habe 
dies Buch gepruͤft, und man koͤnne es als zuverlaͤſſig an⸗ 
ſehen. Das Einzige, wobey man etwa Bedenken tragen 


Linnte,: ſey vielleicht, daß bie Titel, unter welchen die 


$ 
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Penſionen bezogen werben, nicht e tt And, ad 
hiezu müßten die 2600 Altenfatzilel, weiche bey verſchie⸗ 
Denen Stellen gerftreut liegen, mit großem Zeitveriuft dis 
gefeben werden, und dies würde am Ende doch zu nichtt 
führen, da niemand eine Penflin ohne Legitimation ber 
ziehe. Uebrigens werde auh hierüber eine aßgemein 
Reviſion Statt finden. 


Wegen des Befoldungsbude, das gar nidht vorge 
legt worden fen, müfle er fih auf das ſchon Befagte fe 
diehen. Uebrigens könnten folhe Bücher nur auf einen 
gewillen Zeitpunft richtig ſeyn, indem ih die Verhaͤltriſe 
täglich änderten. 


Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Mer bie nenen 
Penfionen können doch mit iprem Bezugstitel eingetragen 
werden ? 


es. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Za wohl, mud eh 
geſchieht auch. 


Die nunmehr von dem hohen Praͤſidium geſtellt 

Srage: 

Ob die erfte Kammer mit dem Antrag ihrer Rom 
miflion, und ſonach mit dem Beſchluß der zwey⸗ 
ten Kammer, die Annahme ded Ausgaben;Bubgets 
betreffend, einverftanden fey ? 


wurde einmüthig bejaht. 


\ 


Hierauf erfolgte bie Abſtimmung über die Chauſ⸗ 
feegeld: Ordnung, welche gleichfalls einmüthig ges 
nehmigt ward. 


Der Oberhofmarſchall Frhr. v. Bapling zeigte: 
hierauf an, daß bie wegen Erbauung eines Stoͤndehauſes 
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niedergefegte Kommiffion mit dem Öberbaudireltor Wein⸗ 
brenner zufammengetreten fep; daß man in. Kolge der. 
Berathung fich überzeugt habe, Daß ein anderer, geleges 


ner Plaz, als der Rreglinger’ ſche, nicht wuͤrde aufzufinden 


ſeyn, und daß alfo nod über die Genehmigung dieſes 
Plazes, und fodann über die zum Bau zu verwendende 
Summe ein Befhluß zu faffen ſey, endlich daß der Obers 
br.udireftor Weinbrenner den Plan nach den Ausitels 
lungen geändert und modifizirt vorlegen werde. In Rüde, 
fidt der mweitern Keitung und Beförderung bed Bauges 
ſchaͤftes, bemerfte der Sprechende, würde ed wohl ſehr 


wuͤnſchenswerth ſeyn, wenn Ge. Hoheit der Praͤſident 


der. erften Kammer auch dad Präfivium ber Baufommife 
fion übernehmen wollten. \ 


Se. Dur chlaucht der Herr Fuͤrſt v. Bürftenberg- 
Sie glauben, daß ed der erfien Kammer zuftehe, Ge. 9 
beit zu bitten, das Praͤſidium zu übernehmen, 


Staatörath Frhr. v. Tuͤrkheim: Er zweifle nicht 
daran, daß die zweyte Kammer ebenfalls damit einver⸗ 
ſtanden ſeyn werde, allein wegen der Form, glaube er,. 
follte doch ſolche Erklärung des Beytritts zuerft eingeholt 
werden. J 


BGeb. Hofrath Zachariaͤ: Der Praͤſident ſey mehr 
als Initang zu. betrachten, an welde fih die Kommiflion 
ber erften Kammer zu wenden habe, denn aly ein wirfe 
licher Präfident., | 


Man vereinigte fi endlich dahine daß die Baufome. 
miffion in wichtigern oder zweifelhaften Sachen die Ente 
ſcheidung des hiemit zu beauftragenden. fländifhen Aus⸗ 
ſchuſſes, au deſſen Spize ohnehin Se. Hoheit ver Präfis 
dent der erfien Kammer ſtehen — einholen, und daß die 
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gwente Kammer um Bentrittderflärung zu dieſem Befäiok 
angegangen werden foll e. 


Hierauf Nellte das hohe Praͤſidium die beyden J 
Bragen: 


ı) Ob ber Kreglinger'ſche Plaz zu erfaufen fe? 


-Alle Stimmen, mit Ausnahme von 2, erflärten fig 
bejahend. 





2) Ob die Summe von 80,000 fl. als Maximun | 
beſtimmt werden wolle? 


Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Ob nicht fm 
jegt wegen Aufbringung des Geldes Maaßregeln nn 
werben follten ? 


Staotörath Frhr. v. Türfheim: Der Ban hm 
aufgeführt werden, ohne dag das Geld ſchon Berrit liede; 
Die Mittel, es herbeyzuſchaffen, mögen fpäter befimmt 
werden. 


Alle Stimmen, mit Ausnahme von 3, erflärten fih 
aun auch wegen der Summe von 80,000 fl, einver 
ftanden, 


Grepherr v. ZylInhardt. 
v. Rotteck. | 


a Süuünfundzwanzigſte Sizung vom ı._Geptember, yıı 


j 


Beylage Biffer 89. 





4 Kommiſſions bericht über den Gefezesentwurf in Betreff 
einer neuen Chauffeegeld » Ordnung. 


j Erſtattet von dem Bisthumsverweſer Frhrn. v. Weſſenberg. 


4.Eine Vergleichung des Entwurfs der neuen Chauſ⸗ 
—— mit der bisherigen vom 7. May 1810. 
reicht hin, nen jeden von den weſentlichen Vorzuͤgen 
der erſtern zu überzeugen. Der Vortrag, womit der Herr 
| Regierungs-Rommiffär die Borlegung des Geſezesentwurfs 
Kin der gwepten Kammer begleitet hat, bezeichnet diefe Vor⸗ 
t güge, und die zweyte Kammer bat fie anerkannt. 


Die Erhebung der Chauffeegelder wird verein 
B fact, und für diejenigen, welche die Chauffeen benuzen, : 
| minder Läftig gemacht. | 


1) Uebernimmt der Staat”i in Zutunft bie unterhal⸗ 
tung des Pflaſters und der Bruͤcken in den an den Heer⸗ 
ſtraßen gelegenen Ortſchaften. Dieſe Einrichtung gewaͤhrt 
"vie Hoffnung, daß kuͤnftig das Pflaſter und die Schden 
in allen folhen Ortfchaften beffer werden unterhalten wers . 
den, und zugleich werben bie Durchziehenden der Ber 
foiwerde enthoben, am einer Menge von Orten durch die 
Entrichtung befonderer Brüden » und Maftergeloer r: | 
gehalten zu werden. . 
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2) Das Chauffeegeld wird nicht mehr von einmt 
Schlagbaum zum andern, fondern vom Ab» oder Ein 
fahrtSort bis zum Ort der Beilimmung oder der Aut 
fahrt erhoben. Dadurch wird jeder Durchziehende, bef.n 
ders aber der Handeld, und Fuhrmann vieler Plage un E 
vielen Zeitverlufts entledigt. Den mit Der Poſt Reifen 
den aber wird die Entridtung dadurch ungemein erleidı 
tert, daß fie fünftig das Chauffeegeld von Station yı 
Station mit dem Poftgeld entrichten. | 


3) In dem Tarif hat man gefuht,- bie einzelne 
Anſaͤze in ein beſſeres DVerhältniß zu bringen, und er 
wurde fehr zwedmäßig benuzt, um gleichſam durd eine 
Prämie zur Einführung der breiten Radfelgen, und zur 
Abfhaffung der hervorftehenden Radnaͤgel, bey den Fuhr⸗ 
werfen aufzumuntern, indem das Weggeld Für die Fuhr⸗ 
werte mit fhmalen Radfelgen, und mit bervorftchenden 
Radnaͤgeln, weldhe die Straßen fo fehr verderben, nach 
Verhaͤltniß um etwas höher angeſezt iſt. 


Diefe Prämie wird vielleicht allmaͤhlig Das erreichen, 
was in der Öränzlage unfere® Landes gegen fo viele Rad 


barn durch ein®erbot in fo lange nicht erreichbar ift, old J 


ein ſolches Verbot nicht in allen diefen Ländern gleiglͤ— | 
mig ausgeführt wird, 


Obgleich Übrigens erwünfcht wäre, daß der Finanz⸗ 
zuftand des Staats geftatten möchte, den Gebrauch ber 
Straßen im Lande für die Inländer, zu deren Unterhalb 
tung fle frohnen und fteuern müffen, gang frey zu geben; 
. fo wird man doch billig jezt ſchon mit Dank annehmes 
muͤſſen, daß durch den Artikel 7. des Geſezes den Inlaͤn⸗ 
dern mehrere ſchazbare Befreyungen eingeraͤumt werden. 


Einige 
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Fi Einige Artikel des Geſezesentwurfs find von der 
Jzweyten Kammer mit Beyſtimmung der Regierungs-Kom⸗ 
miſſion modifizirt worden. Gegen keinen Artikel noch deſ⸗ 

fen Modifikation weiß die Kommiſſion etwas von Bedeu⸗ 
tung zu erinnern. Ä J— 


Die Kommiſſion findet ſonach kein Bedenken, auf 

I -unbedingte Beyſtimmung zu dem von der zweyten Kam⸗ 

! mer mitgetheilten Geſezesentwurf anzutragen. Sollten 
ſich Gebrechen in der Sache in der Zwiſchenzeit bis zur 
naͤchſten Sizung der Kammern offenbaren; ſo iſt ihren 
Mitgliedern unbenommen, ſolche vorzutragen, damit ihnen 
in verfaſſungemaͤßigem Wege abseholfen werde. 


v. Weſſenberg. 


Beylage Ziffer 90. 





Dem hbochverehrlichen Präfidium der zweyten 
Kammer der Ständeverfammlung, 


babe ich die Ehre, zu eröffnen, daß die erfte Kammer in 
ihrer Sizung vom 31. Auguft d. 5. über die ihr von der 
zweyten Kammer gemachte Mittheilung wegen eined von 
Sr. Königl. Hoheit zu erbittenden Geſezesvorſchlags, die 
Befrenung der Privatwaldungen von polizeplicher Befoͤr⸗ 
ſterung betreffend, beſchloſſen habe, der zweyten Kammer 
zu antworten: | | 
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) Daß man von dem Antrag derfelben, die Ein 
thümer von Privatwaldungen von der forftenlihen Ani 
weifung des zu fällenden Bau:, Nuz⸗ und Brennbold 
zu befrenen , zwar binfihtlih ded zum eigenen Beduͤrfaij 
- beftimmten Holzes von Seiten der erftien Kammer bir 
trete , dagegen | 


3) in Källen, wo dad Holz zum Verkauf an {vn 
und Ausländer beftimmt iſt, zu einer ſolchen Befrenm 
nur mit der Beſchraͤnkung benftimmen koͤnne, dag der &i 
gentbiimer zur vorgängigen Anzeige bey der Forſtbebimn 
verbunden feye, und deren Genehmigung einzuholen hak, 
welche leztere jedod nur im Ball einer daraus folgte 
gänzlihen Berwüftung, oder einer dad Eigenthum Anm 
beeinträchtigenden Bebandflung verfagt werden dürfte, m 
bey man doch beyfügen muͤſſe: 


3) daß in dem vorzufchlagenden Geſez auch tim 
gen allgemeinen forftpolizeyliben Vorſchriften bez E 
werden müßten, an welche fid jeder Waldeigenthim 
zur Erhaltung der Ordnung zu binden habe. 


Karlörube den ı, September 1820. 


Der Präfident der erften Kammer der Stände 
verfanimlung. 


[4 


* Fuͤnfundzwanzigſte Sizung von 1. September. gus 
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FERIEN VERF 


Dem boebverehrliehen Präſidium der zweyten 
= Kammer der " Gtändeberfammlung 
» 
wkjabe ich die Ehre, zu eröffnen, daß die erfte Kammer in 
whrer Sizung vom 3ı. Auguft d. J. auf die - Mittheilung | 
Wer zweyten Kammer vom 21. Auguft d. J. in Betreff 
einer an Se. Königl. Hoheit zu erlaffenden unterthänigs 
Ken Bitte um einen Geſezesvorſchlag, die Zurüdnahme 
„Ber proviforifch erfaffenen Verordnung vom 21. Oftober 
8ıg. wegen ded Eingangszolls von franzöfifchen Weinen, 
und die Erhebung des vorigen Eingangszolls betreffend, 
nachſtehenden Beſchluß gefaßt hat: 


‚ Die erfte Kammer tritt dem Beſchluß der zweyten 
uKammer, in Betreff des Eingangszolls von franzoͤſiſchen 
Beinen, in fo weit er die feinen franzöflihen Weine bes 
trifft, bey, Fann aber demfelben in Anſehung der Elſaͤßer 
Weine nicht unbedingt beyftimmen, fondern muß vielmehr 
darauf antragen, die hohe Regierung möchte in Beziehung 
auf die Elfäger Weine den Eingangszoll von 104. fl. per 
Fuder in fo weit herabfegen, als fie es nach reiflicher Er» 
wägung aller Verhaͤltniſſe für den vortbeilbaften Abſaz 
inlaͤndiſcher Weine zuläffig, und zugleich für dem inlaͤn⸗ 
Difhen Weinhandel nothwendig oder suträglich erachten 
wird. Uebrigens hält die erfte Kammer dafür, dap eben 

58 R : 
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fo, wie die Verordnung vom 21. Oktober 1819. wur mo 
viforifh gegeben wurde, auch jest nur auf eine proviie 
sifhe Maaßnahme anzutragen fey. 


Karlsruhe den ı. September 1820. 


Der Praͤſident der erften Kammer der Staͤnde⸗ 
verfammfung. 
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Sechs und zwanzigfte Sizung. 
Karlsruhe den 2. September 1820.. 





Gegenwaͤrtig: 


Se. Hoheit der Praͤſident und alle bisher erſchienenen 
Mitglieder, mit Ausnahme des | . 


Herrn Generals Freyherrn v. Geuſ au, des 


Herrn Staatsminiſters Freyherrn v. Berf tett, und des 


Freyherrn v. Falkenſtein. 


e 


Meiter anmwefend : 


Der Herr Regierungs⸗Kommiſſaͤr, geh. Referendär Boͤckh. 





J 


Zuvoͤrderſt machte der Staatsminiſter Frhr. v. Berk⸗ 
heim der Kammer die nachſtehende Eroͤffnung: 


Ich bin beauftragt, Einer bochanſehnlichen Kanımer 


* die Anzeige zu machen, daß Se. Koͤnigl. Hoheit der Groß⸗ 


berzog Sich gnädigft bewogen gefunden haben, ben feperlis 


Ger Schluß des erſten Landtags auf den Sten dieſes feitzufegen. 
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Das Näbere bierüber wird du 
Kenntnignahme Einer hochanſehn 
werben, 


Das bobe Präfidium zeig 
der zweyten Kammer der Geſezes 
fübrung und das Recepm 
ner betreffend, zurüdgegeben wo 


Beplage Ziffer 9a. und Unter 


Die Kammer befchleoß, de 
fion wieder zurüdjugeben, um 
Sizung Bericht zu erftatten. 


Hierauf erftattete ber Staat 
den Kommiſſionsbericht über die 2 
und die Beſchluͤſſe der zweyten Ka 


Beylage 3 


Das hope Präfidium ſchl 
zur Berathung darüber vor, in fı 
Kommiſſion nichts dagegen zu erir 


Reg. Komm, geb. Ref. Boͤc 
Anftand haben, da der Kommillior 
ſey. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſen 
miſſionsbericht werde darauf anget 
genden Stiftungs⸗Kapitalien von 
mig ausgetheilt werden. 


Staatérath Frhr. v. Baden 
großen Nuzen der Landleute, welche 
Kapitalien gelichen erhalten koͤnnten 
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y gleihförmige Austheilung deswegen. angefragen worden, 


g damit nicht eine Stiftung. Alled, und die andere nicht 
erbalte. 


Ko Reg. Komm, geh. Ref. Bicth: Beſſer dürfte es 
ſeyn, die Kepatkition ‚der aufzufundenden Summe ledig⸗ 
lich der Regierung zu überlafien. Da die. Bewohner in 
der Nähe von größern Städten nicht fo bebürftig ſeyen, 
als in andern Gegenden, z. B. im Seekreis, Dvenmwald 

y. a., fo muͤſſe fbon hierauf, fo wie auf manche andere 

Berhältniffe, bey diefer Repartition NRudfigt genommen 

werben, wenn fie zwedmäßig fepn folle. 


ı 


Staatsrath Frhr, v. Baden: Go habe er gerade 
feine Sleichheit verftanden, daß fie ſich nad dem Verbhaͤlt⸗ 
niß des Beduͤrfniſſes richte. 


Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Es werde aber 
doch den Stiftungslaflen ein billiger Termin geneben wers 
den, damit fie ihre Kapitalien idieder anderwärts anbrin⸗ 
gen koͤnnen? 


Reg. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Allerdings, die ge⸗ 
ſezliche vierteljährige Aufkuͤndigungsfriſt; uͤbrigens eroͤffne 
ſich zur Anbringung der Kapitalien für die Stiftungskaſſen 
durch den Abtauf der Frohnden, Guͤlten rc. eine neue Ges. 
legenheit. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Er wolle noch bemers 

"ten, daß die öfters erwähnten 588,000 fl. nicht zweymal in der 

Rechnung vorfommen, wie juͤngſt einige Mitglieder glaubten, 

fondern eigentlich nur einmal; das andere Mat komme diefe 

. Sum:ne wieder in Einnahme vor. Ueber die einzelnen 

Berechnungen babe er vorfäzlih nichts geſagt, weil: fie 
genau in der Beylage aufgeführt feyen. 
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Da weiter von feiner Geite eine "ng gemell 
ward, fo erliärte das hohe Präfipium ww Dieteſi⸗ 
für geſchloſſen. 


Ueber die Art der Abſtimmung bemerkte ſobans ta 
Herr Regierungd-Romminar, geb. Reikendär Bodt: 
Ben der gwenten Kammer ſey beſonders uber das Buryl 
der Amortiſationskaſſe abgeflimmt worden, und Daun mr 
Ler beionders über dad Anleben; er wife nun mibt, we 
das Kommunifat darüber an die erite Kammer gefomma 
ſey. 

Se Hoheit der Präſident: Ueber das Aulche 
iſt keine befondere Mittheilung gekemmen. Zob mix 
die Kammer, wenn fie am Schluß der Sizung zur Abiim 
mung ſchreitet, diefelbe nad ihrem Ermeſſen entweder um 
überhaupt , oder gefondert vor fich gehen laſſen. 


Auf die Einladung deſſelben hohen Präfivient 
erftattete nunmehr ber Frhr. v. Gemmingens Bräftw 
ned den Budgetd-Kommiffiond;@eneralBeriche uber wa 
Einnahmen, Etat. 


Beylage Ziffer 9. 


Auch über diefen Begenftand befchloß Die Rammlr 
auf die Umfrage des hohen Präfidiums die Berarhung 
in abgefürzter Form. 


Meg. Komm. geh. ReſſBBoͤchh: Er müfle den Herrn 
Berichtderftatter um Aufffärung bitten, wenn er jidy uber 
Mangel an Materialien beflage; bhierunter werten wohl 
bie von ber zweyten Kammer berübergeflommenen Date 
rialien zu verftchen fepn, und es fcy ſchon in ter Kommif 
fion Bimerft worden, daß hieran die Geſchaͤftsbehandiung 

















t 
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der zweyten Kammer Schuib ſey. Er bitte, diefe Erklaͤ⸗ 
rang in das Protokoll aufzunehmen. 


Die Staatsräthe Frhrn. von Zylinhardt und 
v. Tuͤrkhe im beſtaͤtigen ſolches, und eiklaͤren, daß man 
allerdings nicht habe ſagen wollen, die Regierung ſey 


nicht geneigt geweſen, die nötbigen Materialien vors 


zulegen: aber dad Faktum bfeibe immer wahr, daß fie 
nicht vorgelegen ſeyen. 


Bisthverw. Frhr. v. We ſſenber g: In dem 
Kommiſſionsbericht werde angeführt: den Gemeinds⸗Vor⸗ 
Händen fey der Steuereinzug nicht anzuvertrauen , er 
finde dieß aber doch fehr vortheilhaft, da dadurch ein bes 
deutender Theil der Adminiſtrationskoſten erſpart wuͤrde , 
und er glaube, Daß die Ausführung feinen. befondern . 
Schwierigkeiten unterliegen könne, da diefelbe Eintictunt 
mit Vortheil auch in Frankreich beſtehe. 


Schr. v. Bemmmingen,Präftened: Durh 
den Einzug der Steuern durd die Ortsvorgeſezten würde , 
in diefem wichtigen Gefhäft unausbleiblid Unordnung 
und Nüdftände entftchen , wodurh vie Gemeinds⸗ 
kaſſen in bedeutenden Verluſt gerathen müßten, ohne 
der Parteplichfeiten und mancher andern Gebrechen zu ger 
denken: dieß habe fich alled ſchon bie und da durch die Er⸗ 
fahrung beſtaͤtigt. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſ ſenberg: Er arde, 
dieſen Maͤngeln koͤnnte durch eine gute Gemeindeordnung 
abgeholfen werden. 


Neg. Komm. geh. Ref. Bbah: vey der Erhebung 
durch die Gemeindsvorſtaͤnde ſeyen bedeutende Nachtheile 
unvermeidlich. Der Gemeindsrath koͤnnte, wenn ihm der 
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Einzug übertragen würde, den S 
Ortserbeber zuitellen ; wodurd da 
Gemeind?⸗Forderungen m’t einande 
Unterthanen müffen aber willen, 
und was fie an ihre Gemeindska 
würden fib die Koften bey der Eı 
meindeverrehner viel höher belaufe 
meindserbebern gemeiniglic ein groͤ 
wird, ald der Staatdeinnehmer, ı 
iſt, erbaͤlt. 


In Frankreich ſtehe der Untere 
der Gemeinde, fondern unter dem 
dort fiehe die Gemeinde damit nu 
daß fie aud ale non valeurs, d. 
lichen Steuerguoten ihrer Armen 1 
vermoͤgl · hern Bürger übernehmen 
Staat. Die Erfahrung habe gezeig 
Nände im Groẽberzogthum nur d 
der Gemeindövorftand den Steuer 
bier Mangel an Ordnung, und oft 
obmwalteten, fo daß gerade die Rein 
Kandsregiftern fi befinden. Noc 
viele alte Steuern, namentlich im 
nicht mehr an die-einzelnen Öteuery 
Gemeinden zu fordern, melde da: 
nen eingenommen, aber nicht abge 
alles finde nah unferer Weife nic 
Einnehmer müffe mahnen, und zwe 
dann die Gerichtsfeute, hierauf die 
ften Stebenden u. ſ. w. Diefe Ordni 
gelehrt werden, wenn bie Gemeind! 
beforgten. 
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Staatsrath Frhr. v. Baden: Er finde aber doch 
Me franzoͤſiſchen Erhebungskoſten geringer als die un⸗ 
ſrigen. 

Reg. Komm. geh. Ref. set: Er habe fon in 
der Budgetd » Kommiffion aud dem franzoͤſiſchen Budget 
nachgewieſen, daß die unfrigen nod um z Prozent gerins 
ger. ſtehen, ungeachtet die franzoͤſiſche Adminiſtration gewiß 


ſehr mufterbaft ſey. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Er finde den Antrag 
der zweyten Kammer wegen Nachlaß der Tabaksacciſe auf⸗ 
fallend, und glaube, daß die Acciſe auf dieſen Artikel, 
welcher doch ein Luxusartikel, und in den meiſten Staaten 
bedeutend beſteuert iſt, eher erhöht werden ſollte. 


Reg. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Schon in der Kom⸗ 
miſſion der zweyten Kammer feyen die Anſichten ſehr ver⸗ 
ſchieden geweſen: man habe die laͤſtigen Accisarten abſchaf⸗ 


fen wollen, unter die allerdings der Tabaksaccis nicht zu 
rechnen ſey; allein die Deputirten der untern Landesge⸗ 


genden hätten voreiſt die Abſchaffung jener Laſten verlangt, 
welche nur auf einem Theil des Landes ruben, wie 5 3. 
der Tabadldaccid, da der Tabak meiſt nur in der unterm: 
Gegend gebaut werde, 


Se. Hoheit der Dräfi dent: Doch bezahlt im 
Grund nur der Konfument dieſe Acciſe, und d dieſer befindet 
ſich überall im ganzen Sand, — 


Staatsrath Frhr. v. 4 rebeim: Es war aber die 
Rüdfiht anf den ins Ausland gehenden Tabak beftim« 
mend; man glaubte, daß der ausgehende Tabal von. dem 
Acciszwang befreyt werden. follte, weil fonft die Snländer 


924 Prototolle der Erſten Kammer: 


mit ten Ausländern, welde ihren Tabak nicht verftenen 
Dürfen, nicht gleichen Preis halten Töunen. 
Meg. Komm. ach. Ref. Bödh: Der ins Auslen 


gebende Tabak fey frcy von der Acciſe; doch bezahle er ei⸗ 
sen Ausgangszoll. 


Staatsratb Frhr. v. Türfheim: Er ſey aber ieh 
Täftigen Zormalitäten unterworfen geweſen, welche bes 
Geldbetrag mögen gleich gefhäzt werben. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Er glaube, daß ki 
Steuer doc eher auf den Tabaf gelegt werden könne, al 
auf die Beſoldungen der Staatödiener. 


Reg. Komm. geb. Ref. Bödh: Um 180,000 fi. af 
ben Tabaf zu legen, würden unnmgänglich drädek 
Manßregeln erfordert. 


Hofrat v. Rotted: Das Begehren ber zwei 
Kammer ift offenbar von einer unrihtigen Borausfeung 
ausgegangen. Denn wenn aud der Tabak Häufar in 
ben untern Gegenden ald in den obern gebaut wird, fe ik 
Doch die darauf gelegte Accife mit nibt mehr Grund für 
eine ungleiche Laft zu erklären, ald andere Accidarten, 
3. B. Weinaccis; da ja au ganze Gegenden vorzugb 
mweife dem Weinbau gewidmet, ja allein dazu geeignet find, 
während andere durchaus feinen Wein bauen. Die gröste 
Sleihheit wird alddann fenn, wenn jede Gegend bie iht 
eigentbumlihen Produkte verfteuert, Uebrigens bat bie 
Acciſe nicht jene Gegenden im Auge, fondern blos eine 
gewiffe Battung von Produften, welde” zu Bauen je 
ftetö von der Willktühr abhängt; und man nimmt an 
— zwar irrig, doch auch hierin für alle Acciögattungen 
gleih irrig — daß bloß der Konfument die Xecile 
trage. Auch die Begunfligung der Tabald - Ausfuhr 
fonnte Fein Grund zur Aufhebung der Yecife feyn. Denn 
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‚ser ausgeführte Tabak erhielt ja den Acciöbetrag zurüd; 
war alfo ſchon früher davon befreyt; und was den Aus 
gangszoll berät, fo muß er ja dieſen jezt fort be⸗ 
zahlen, und zwar nunmehr nach dem vollen Betrag in 
Geld; weil Accidzeihen an Geldes Statt zu geben, nun 


nicht mehr möglich, und weil die Aufhebung der Acciſe 


etwas durchaus Verfchiedenes von der Aufhebung eines 
Ausgangszolls iſt. —. 
Geh. Hofrath Zachariaͤ: Da ich Gelegenheit ger 
habt habe, einige Kenntniß von dem Tabafdbaue und dem 
Tabakshandel in dem Nekarkreiſe zu erlangen, fo erlaube 


ich mir, über die Befreyung des Tabate von der Acciſe 
Folgendes zu bemerken. 


Der Tabad iſt dort in vielen Gegenden dasjenige Nas 
turerzeugniß, mit welchem der Landmann feine Steuern 
und Abgaben bezahlt. Eben fo bedeutend ift für die Kauf⸗ 


leute, 3. B. in Heidelberg, in Mannheim, der Handel 
mit Tabat. N. 


Noch vor einigen Jahren ftand der Gentner zu 17, 
18, 20 fl. Jezt iſt er auf 8 — ıı fl. gefallen. Die Haupt 
urfahen find das Sinken der Beldpreife überhaupt, der 
feit wiederbergeftelltem Grieden veränderte Gang der Hand» 
lung, und (da befonders viel Tabak nach Holland 2 
- bie Zölle am Niederrhein. 


Wenn fih nun der Landmann und ber Handelbmm 
in jenen Gegenden in ber Bitte vereinigen, daß der Ta- 
bat von der Accife befrept werde, fo- geſchieht ed wohl 
nicht wegen der innern Konſumtion, ſondern wegen des 
auswaͤrtigen Handels. Denn auch die Tabake, die ins 


Ausland verführt werben, erareift und vertheuert die Acr 


eife mittelbar , -wie fchon der Herr Regierung, Kommiffär 
bemerft bat, 
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Kofrath v. Rotted: Da 
unrichtig fen, ergibt fib aus mı 
Der Ausgangszol britebt nun glı 
er jezt ganz in Geld zu bezahlen 

Reg. Komm. geb. Ref. Boͤ 
nod ferner in Betracht, daß der 
ſchen und Rdeinbaiern keiner Bcci 
dort die Kaufleute lieber als im $ 
wenn die Acciſe hier fortbeſtuͤnde. 

Se. Sobelt der Präfiden 
wirklich fo verhält, fo würde der 
verändert erſcheinen. 

Stoaterath Frbr. v. Baden 
die Befrepung der Dclproduftion, 
obern Gegenden des Landes haufig 
des Tabals zum Theil möchte aus, 

Praͤlat Hebel: Dieß mödı 
ſeyn, weil der Delbau nit fo 
bau ift. 

Staatörath Frhr. v. Zyili 
der Pialz wird viel Reps gebaut. 


Se. Hoheit der Präfident 
bebung der Brennholz⸗Acciſe 
unbedeutende Steuer nicht brüdend 


Reg. Komm. geh. Ref. Bd 
unbedeutend, und er glaube, daß fü 
ſchwert; allein die Formalitäten d 
Der Bauer müffe, ehe er das Hol 
ren dürfe, die Acciſe loͤſen, und dan 
2 — 3 Stunden entfernten Foͤrſter 
führe, Diefe Formalitaͤt ftehe mit 


- 


ru = 
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nem Verhaͤltniß, und die e Abſchaffung wäre lalſo zu bil⸗ 
ligen. | | 


N 


| Se. Hoheit der Pr & fident: Vielleicht dürften ſich 
durch Aufhebung der kleinern Aceiſe auch die Adminiſtra⸗ 
tionstoſten vermindern. | 


Reg. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Da fih durch Apr 


: nahme diefer Heinen Accife die Gefchäfte verhaͤltnißmaͤßig 


mindern, fo könnte vielleicht mit ‚der Zeit einiges‘ am 


- Zoll; und Accisaufſichts Perſonale erſpart werden. 


Se. Hoheit der Praͤſident: Sie glauben, daß (os 
bin die Zollgardiften auch mehr zur Polizepaufficht vers 
wendet werden Tönnten, da hierin oft uber Mangel an 
Yufficht geflagt werde. 


Reg. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Allerdings, ſi ie wer⸗ 
den etwas mehr Zeit dazu haben. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Wegen des Salpe⸗ 
terregals habe er noch einigen Anſtand. Soll jezt das 
Salpetergraben ganz allgemein freygegeben ſeyn? 


Reg. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Ja, weil ed nicht 
mehr als jährlich 2000 fl. ertrage. Uebrigens hoffe er, 
daß die Ealpeter-Erzeugung nicht abnehmen werde, wenn 
feine Abgabe davon entrichtet werde; eher dürfte fie zus 
nehmen. 


Geuneral⸗Lieutenant v. Schäffer: Sr Friedens⸗ 
zeiten koͤnne das Salpetergraben wohl frey gegeben wer, 
den; bey einem eintretenden Kriege aber wuͤrde es dod 
wieder als ein Regale zu behandeln ſeyn. 


Bistbverw. Frhr. v. Weſſenberg: In Hinſicht 
der angetragenen B.foldungäfteuer muß ig bitten, mir 
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zwey Bemerfungen zu erlauben, und zwar zuvoͤrderſt in Bayz 
aufdie katholiſcheGeiſtlichkeit. Befanntlid war 
bisher alle Befeldungen weltliher Staatsdiener von Ster 
ern und Abgaben fren ; ohne Zweifel Deswegen, weil % 
Befoldungen auf den Bedarf zum nöthigen und anftändi 
gen Unterhalt berechnet zu ſeyn pflegen. : Die geiklidnk 
Angeſtellten, obgleih vom Staat als öffentliche Beau U 
anerkannt, genoflen in neuern Zeiten Diefer Befrepm 
nit. Auch verlangt die Geiſtlichkeit heut zu Tag ri 
völlige Befrepung von Abgaben nicht. So ferne ihr In 
terhalt dadurch nicht gefährdet wird, trägt fle willig AR 
Verhaͤltniß zu den allgemeinen Staatslaften bey, am 
bierin Andern zum Beyſpiel. Indeflen Hat die hohe He 
gierung, in Ermägung der dur) dad Staats intereſſe ſelbl 
bedingten Notbwentigfeit, den Kirdendienern eine funk 
mäßige Suftentation zu fihern, durch Die Berorduug 
vom 25. September 1815. verfügt, daß eine gewiſſe Guam 
des Einkommens ber angeftelten Geiftlichen von ber ii⸗ 
dentlichen Steuer frey fepn fol. Diefe Summe wu 
aber für die fatbofifchen und proteftantifchn 
Geiſtlichen ungleich, für die leztern nämlich auf Bool. 
für die erflern nur auf 600 fl. befimmt. Einen rm 
für dicfe Ungleichheit führt die Verordnung nicht an. © 
iſt aber befannt, daß fie im Minifterium durch den Goͤlibat 
ber katholiſchen Beiftlihen motivirt wurde. Die Fathols 
fhe Geiſtlichkeit findet ſich nun durch dieſe Ungleichheit 
ohne ihr Verſchulden zurückgeſezt. Sie weiß dieſelbe mit 
dem Grundſaz unſerer Verfaſſung, welcher die Gleichheit 
aller Badner in Hinſicht Per‘ ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte, 
auch in Beziehung auf die öffentlichen Laſten ausfpridt, 
nicht wohl in Uebereinftimmung zu bringen, und eben | 
wenig mit Dem Art, 16. der deutfchen Bundesafte, nad 
welchem die Berfchiedenheit der chriſtlichen Religionspars 
teyen 
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Teyen keinen Unterfchied in dem Genuſſe buͤrgerlicher Rechte 
begruͤnden ſoll. Nun fragt ſich: was dazu berechtige, der 
katholiſchen Geiſtlichkeit wegen eines Disciplinargeſezes ibrer 

Kirche ihre Suftentation zu verfürgen?® Ob es billig, ob 
es gerecht ſey, die Verbindlichkeit, die ein Disciplinargefez 
auffegt,, zum Begenftand einer höhern Belleurung zu mas 
chen? Zumal wenn diefes Gefez, wie bier der Fall iſt, 
anftatt dem Berpflichteten einen wirtbfchaftlichen Vortbeil 
zu bringen, ihn vielmehr der Regel nad) in den Fall feit, 
fein Hauswefen Miethlingen anvertrauen zu müffen? Auch 
Die proteftantifchen Geiftlihen haben, wie mir fehr wohl 
befannt ift, den Wunſch laut geäußert, diefen Unterfchied 
in der Befteurung verfchwinden zu fehen. Ein fehr geach⸗ 

tetes Mitgljed der zweyten Kammer (Herr Dekan Fecht) 


hat juͤngſt in einer Motion die Aufhebung deſſelben in An⸗ 
trag gebracht. Ich beſchraͤnke mich hier blos, darauf ans 


zutragen, daß es den verehrten Mitgliedern der erſten 
Kammer gefällig ſeyn möchte, den Wunſch nach Aufhebung 


des bemerften Unterſchieds, und der Gleichftellung der 
ſteuerfreyen Suftentationd-Summe auf Boo ff. für dir fas 


tholifchen und proteſtantiſchen angeftellten Geiftlichen aus, 
zuſprechen, und im Protofoll nieder zu legen. Sch zweifle 


nicht , daß dieß der hoben Negierung ſelbſt eine angenehme 


Beranlaffung geben dürfte, die bemerkte Ungleichbeit auf: 
zubeben, eine Maaßregel, welche des ungetheilten Beyfalls 
verſichert ſeyn duͤrfte. | 
Praͤlat Hebel! Er ſchließe ſich dieſem Antrag für 
feine Perfon an, und bemerke noch, baß fhon 800 fl. daß 
Minimum für einen Dann find, der auf dem Lande, wenn 
"gleich einige Lebensbeduͤrfniſſe billiger‘, doch manche arbere 
mit- mehr Koflenaufwand bezieht, al6 der Bewohner der 
Stadt. 
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Staatsrath Frhr. v. Türkheim: Aus diefem zu 
legt bemerkten Grunde zumal fey er auch für den Antrag, 


obgleich er glaube, daß mehrere der von dem Herrn Pro 


ponenten angeführten Gründe nicht ganz triftig, und aud 
die bemerften Berhäftnifie nicht Motive der Regierung ge: 
wefen fenen. Namentlich ſey dieß mit dem Coͤlibat der Kol, 
Ba ja der ehelofe Stand mit nicht geringern Koften von 
bunden ſeye, ald der cheliche. 


Hofratb v. Rotteck: In dem, was Fäftig ik, 


kann man den fatbholifhen Beiftliben gar wohl ald ver 
beprathet betrachten. Die dürftigen Vermendten bis in - 


den fiebenten Brad erheben Anſpruͤche auf feine väterlice 


Unterftügung. Aber ihm ift es verfagt, durch eine gute 
Heyrath feine Gluddumftände zu verbeffern. Ueber⸗ 


haupt aber nimmt die Finanz fonft nirgendE von den 5a 
milienverbältniffen der Bürger, fondern nor von 
den Steuerfubftraten Notiz. Barum follte zur Umgumff der 
katholiſchen Beiftlichfeit von diefem Grundſaz eine Aus⸗ 
nahme gemacht werden? 2 


Ihre Durchlauchten die Herren Fuͤrſten v. Fuͤrſten 
berg und v. Louͤwenſtein-Wertheim, und ber 
Staatdratb "Frhr. v. Zplinhardt erflärten fih fur 
dieſelbe Anficht, 


Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Er glaube, es wär 
ber Regierung felbft angenehm gemefen, wenn die Motion 
früher in einer der Kammern wäre gemacht worden. 


Es wurde hierauf mit Stimmeneinhelligteit be 
fchloffen, diefen Antrag ald einen allgemeinen Wunſch 
ber Kammer in dad Protofoll aufzunehmen. 
Staardrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Es wäre wohl 
zweckmaͤßig, wenn auh andere Bemerkungen und Wuͤn⸗ 


— 


4* 
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ſche ins Protokoll kaͤmen. Solches iſt die einzige Art, 
wie die Kammer hier in Gegenſtaͤnden des Staatshaus⸗ 
halts noch einigermaßen wirkſam ſeyn kann. 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Sb ſelbſt 
habe noch eine zweyte Bemerkung zu machen, wozu ich 
mich durch die beſondern Rechtsverhaͤltniſſe einer Klaſſe 
von Penſionaͤrs veranlaßt finde. In dem Geſezesentwurf 
uͤber die Beſteurung der Beſoldungen und Penſionen ver⸗ 
miffe_ih die ausdruͤckliche Ausnahme der, vermoͤge des 
Reich) eputationsſchluſſes von 1803. für die Mitglieder 
und Diener der Hochſtifter und anderer geiſtlichen Stifter be⸗ 
ſtimmten Suſtentationen. Zwar duͤrfte ſich dieſe Ausnahme 
von ſelbſt verſtehen, weil billig vorausgeſezt werden muß, 
daß feine geſezliche Beſtimmung bier beabſichtigt werde, 
die der deutfhen Bundesafte zuwider Tiefe. Dieſe beſtaͤ⸗ 
tigt vollfommen den angeführten Reichſsdeputationsſchluß, 
in Hinſicht der fraglichen Suftentationen. Nach dem lez⸗ 
tern aber follen fie frey von Abgaben entrichtet werden, 
mad auch um fo billiger erfcheint, als zugleich feftgefezt 
wurde, daß bey Regulirung der Penfionsfummen von dem 
eigentlichen Einfommen zum voraus ein Zehntel in Abzug 
gebracht werden dürfe, welces Zehntel der. Staat bezieht, 
Zwar wurden in der Folge nach Auflöfung des deutfchen 
Reichsverbands in einzelnen Ländern, namentlich) au im 
Badifhen, folche Penfionen gewiſſen Steuern und Abzügen 
unferworfen ; die Vorftellungen dagegen blieben ungehört, 
und es fehlte im rheinifhen Bund eine oberfte Behörde, 
an die man fib in folhen Fällen hätte wenden können, 
MNachber aber kam die Sache auf dem Kongreß zu Wien 
zur Sprade, wohin fich die Intereſſenten gewendet hatten. 
Die Wirfung war, daß der Art, ı5. der deutfchen Bundes, 
alte die Berfügungen des Reichsdeputationsſchluſſes vom 

59 nu 
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"dern auf die Worte der beutfchen Bundesakte felbft ankom⸗ 
me, Diefe aber lauten nur fo: „daß die Mitglieder der 
‚ ehemaligen Doms» und freyen Reihöftifter die Befugniß 
haben, ihre’ durch den Reich&deputationshauptfchluß feftges 
fezten Penfionen obne Abzug in jedem mit dem 
 beutfchen Bunde im Brieden ftebenden 
Staate verzehren gu dürfen.“ Sie ſcheinen alſo 
nur davon zu handeln, daß die zu jenen Penſionen Berech⸗ 
tigten befugt ſeyn ſollen, die Penſionen auch im Auslande 
zu verzehren, ohne daß deßhalb von den Penſionen ein 
Abzug Cein jus detractus) erhoben werden kann. Eine 
Maagaßregel, welche eine benachbarte Regierung früher ger 
nommen hatte, fcheint zu jener Stelle der deutfchen Buns 
desakte Beranlaflung gegeben zu haben. Bon der Befteus 
rung jener Penfionen ift wohl in der Bundesalte überall 
nicht Die Rede, 


Man muß hier wohl zwey Dinge unterſcheiden: der 
Geſezesentwurf, ſo wie er gefaßt iſt, ergreift unſtreitig 
auch die in Frage ſtehenden Penſionen. Aber eben fo ges 
wiß ift es, daß die Penflonirten berechtigt find, gegen daß 
Geſez, wenn es nach dem Entwurfe angenommen wird, 
in. fo fern Einſprache zu thun , als fie durch das Gefez in 
ihren bundesrechtlichen Befugniffen beeinträchtigt werden, 
Diefe Einfprahe würde am Ende an den deutfchen Bun» 
destag gelangen. Aber damit den Penflonirten ein Weg 
offen gelaffen werde, ihre Rechte zu wahren und zu vers 
theidigen, ohne zu jenem legten Mittel ihre Zuflucht zu 
nehmen, fo gienge mein Antrag dahin, dem Protofell die 
Bemerkung oder Erflärung einzuverleiben : 


\ daB eb den Penſionirten frey ſtehe, ihre Einwen⸗ 
dungen gegen das Geſez mittelſt einer ſchriftlichen 
Vorſtellung bey der Regierung anzubringen, welche 
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Einkommen über und über verfteuert baben, auch nob 
ihre Diner die daraus bezahlte Befoldung veriteuern müſſen. 

Se. Durdclaucht der Herr Zürfl von EC öwenftenm 
Weribeim: Die ftandesberrliden Diener fieben auf 
in trinem Berbältniß zum Staat ald Diener, fie find bloje 
Privatbeamten, 


Reg. Komm. Geh. Ref. Boͤckh: Diefe Sache mük | 


aus einem böhern Standpunft betradtet werden. Jeder, 
der ım Staate lebt, und den Schuz der Geſeze genießt, if 
verbunden , demfelben audy fein Einfommen zu verfteuern, 
alfo audy die ſtandes⸗ und grundherrlichen Diener. 


— .. 


Zum Staat ſtehen .diefe in gleihem Verhältniß, mie | 


Künftter, Aerzte u. ſ. w., melde, wenn fie gleich obne 
Befoldung vom Staat nur vom Berdienfie bey amdeın 
Staatstürgern leben, die ebenfalls ihr Einkommen fdon 
verfteuert baben — dennoch feine Steuerbefregung gerieſ⸗ 
fen, oder anzufpreden haben, 


Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. Fuͤrſtenberg: 
Es ſey aber doch klar, daß, wenn der Standesherr fein 
@infommen fchon verfteuert bat, der daraus bezahlte Dir 
ner nicht noch einmal die Steuer zahlen könne, 


Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Leder Unterthon 
verfteuert jeın Einkommen; der zweyte aljo, weldyer aus 


— —— — 


dem Einkommen bed erſten bezahlt wird, fo gut als jener. 


Wenn man nur das urſpruͤngliche, oder erſte Einkommen 
beſteuein wollte, welches nicht von einem Andern herruͤhrt, 
fo müßte der Staat auf 33 feiner Steuern verzichten, 


Staatsrath Frhr. v. Türfheim: Es komme darauf 
an, ob mun diefe Steuer als Beſoldungs⸗ oder als Er⸗ 
werbiftcuer betrachte; im leztern Fall kann feine Einſprache 
Statt finden. 
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Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. Fuͤrſtenberg: 
Sie glauben, die Sache aus dem Geſichtspunkt des Rechts 
und der Billigkeit überhaupt betrachten zu müffen. 


Reg. Komm. geb, Ref. Böckh:: Bon jedem Ein 
kommen ift Steuer zu zahlen, der Arzt, Kuͤnſtler, Bes 
foldete 20 , wie der Gewerbsmann, find Steuer ſchuldig. 
Der Beamte zahlt fie nicht als folcher, wohl aber als Er, 
werbender. Das Recht ftreitet alfo nicht gegen biefe 
Bejoldungsfteuer, wohl aber in gewiffem Sinn die Po; 
litif. Dieſe Steuer naͤmlich als gewöhnliche Steuer be⸗ 
trachtet, hat vieles gegen ſich, allein ſie iſt eine außer⸗ 
ordentliche Steuer, die Staasdiener ſollen ſich eine Ein⸗ 
ſchraͤnkung gefallen laſſen, damit der Staat nicht in die 
Notbwendigkeit verſezt werde, noch mehr Schulden zu 
machen. Uebrigens iſt jezt der Stagtsdiener in dem Fall, 
daß er bey den geſunkenen Preiſen der Lebensmittel dieſe 
Steuer zahlen kann. Ein langes Anhalten dieſer Preiſe 
muͤßte ſelbſt eine Minderung des Beſoldungstarifs fuͤr die 
Zukunft zur Folge haben. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein⸗ 
Wertheim: Die Unterſcheidung, welche der Herr Staats⸗ 
rath Frhr. v. Tuͤrkheim gemadt hat, ift fehr richtig; 
“aber die Einnahme der ftandeßherrlichen Beamten ift nad 


ihrer vorherrfchenden Eigenſchaft Beſo dung, nicht ge⸗ 
meiner Erwerb. 


Reg. Komm. geh. Ref. Beth: Sie ift beydes. 


Se. Durchlaucht der Herr Kürft v. Kürftenberg: 
Die Erklaͤrung, daß diefe Befoldungdfteuer nur eine vors 
übergebende, nicht aber eine ftändige Laſt feyn folle, der 
ruhigt mic. 
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Staatöratb Baumgärtner: Der Grund, warm 


man diefe Steuer angenommen bat, if, daß feine Aubı | 


nahme in Rüdfigt ter Steuerpflibt Statt finden folk. 


Se, Durdlaudt der Herr Fürſt v. Fürſtenberg: 
Erevlid And auch die bohen Beamten in die Eteuer ge 
nommen worden; aber diefe hoben Beamten fönnen auf 
leichter zahlen, als die niedern. 


Reg. Komm. geb. Ref. Boͤckh: Die böhern Staat, 
Diener ſelbſt haben allen rund zu wünſchen, Daß Diele 
Steuer fo bald als möglich wieder aufhöre, da vorzäglid 
fie ſehr Hoch beiteuert find, 


Se. Durdlaudt ber Herr Fürft v. Fürſtenberg: 
Sie glanben, daf die mit 3000 — 6000 fl. beſeldeten Staat 
diener weit weniger Rüdfiht verdienen, ald die mit * 
beſoldeten Diener. 


Reg. Komm. geh. Ref. Boͤckh: Jeder Stand habe 
feinen Aufwand, den die Konvenienz erfordere. Sonac 
gleiche ſich Alles wieder aus. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Wenn der hohe 
Staatsdiener gegen den niedern nur in dem Verdhaͤltniß 
mehr zahlte, als feine Beſoldung mebr als die des gerin 
dern beträgt, fo glanbe er, daß die Bemerkung Sr. Durch⸗ 
laucht des Herrn Fürften v. Fuͤrſtenberg allerdings 
Etatt finden koͤnnte; da aber die Beytrags Summe mit 
jedem 2000 fl. aud nach der Quote fteigt, fo ſey dadurch 
son dem hoben Staatödiener alled geleiftet, was verlangt 
werden koͤnnte. 


Staatdrank Vrhe. v. Zyllabardt: Ob nicht bey 
allen Beamte eine Kompetenz frey zu laſſen wäre, 
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‚wie ben den geiftfichen Dienern in Ruͤckſicht der- ordente 
lichen Steuern bereits geſchehen? 


Se Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 
Auch waͤre die Freylaſſung der Appanagen ſehr billig. 


Staatsrath Frhr. v. Türfheim: Ich weiß nicht, 
warum man den Namen Erwerbsſteuer immer vermeidet; 
da doch dieſe Benennung entſcheidend fuͤr die Gerechtig⸗ 

kein der Steuer, und allen Anſtaͤnden vorbeugend iſt. 


Hiemit wurde die Diskuſſion geſchloſſen, und bie 
Abſtimmung auf das Ende der Sizung vorbehalten. 


| Auf die Einladung Sr. Hoheit des Präfidenten 
erftattete hierauf der Staatsrath Frhr. v. Baden, Nas 
mens der Petitiond »Kommillion, Bericht über die Vor⸗ 
ftrlung .ded Dr. Traſchack von Freyburg. 

Der mit einftiweilen eingeholter Beyſtimmung ver 
Kegierungs » Kommiffion erflattete Antrag der Petition» 
Kommiſſion, daß die Traſchack'ſche Vorſtellung an das 
hohe Staatdminifterium zur Berüdfid,tigung der traurigen 
Lage des Petenten abzugeben ſeyn möchte, wurde von der 
Kammer einmüthig genehmigt. 

Bey der auf die Aufforderung des hohen Präfis 
diums und in Gefolge des $. 79. ber. Konſtitutions⸗Ur⸗ 
funde vorgenommenen Looſung zwiſchen den Abgeordneten 
des grundherrkichen Adels, um die Ordnung ihres Aus, 
tretend zu beftimmen, traf dieſes Loos für den Bezirk 
unterhalb der Murg bie . 

Freyherren v. Zyllnhardt und v. Gemmin⸗ 
gen⸗ Treſchklingen, 
für den Bezirk oberhalb der Murg aber bie 
Freyherren v, Dornftein und v. Falkenſtein, 
welche demnach im Jahr 1823. austreten werden. 


- 
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Nunmehr forderte dad hohe Bräfipium die Ram 
mer jur Abftimmung über die vorhin diskutirten Gegen, 
fände auf. Der Here Regierungs » Rommiffär, geb. Ru 
ferendär Boͤckh war zuvor abgetreten. 


Mit dem Antrag der zwenten Kammer, bad Bub; 
get der Amortifationskaffe betreffend, erflärte fi 
die Kammer einmüthig einverftanden. 


Staatsrath ſihr. v. Baden: Wegen des in der 
mitgetheilten Redaktion vorkommenden, offenbar aus bloſ— 
ſem Verſehen angewendeten Ausdrucks: „Zandeskfaffe" 
muß jedoch noch die Berichtigung Statt finden, daß ſtgtt 


jenes Ausdrucks geſezt werde: „die von der allge - 


meinen Staatdlafieabhängigen Bilialfaffen.” 


Die Kammer befchloß, diefe-bloß zur Deutlidkeit 
nöthige Berichtigung in das Konzept einzutragen. 


Auch die weitere Frage: 


Ob die Kammer der Bewilligung des neuen In 
lebens von 5 Millionen beptrete ? 


wurde einmüthig bejaht. 

Endlih wurde auch daS vorgelegte Kinnahmen 
Budget einhelig genehmigt. 

Hierauf verwandelte fih die Sizung in eine ge— 
heime . 
Freyherr v. ZylInhardt. 

v. Rotteck. 


’ 
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J 


Beylage Ziffer 92. 


Dem bochverehrlichen geäfidium der erften 
Kammer der Ständeverfammlung 


habe ich die Ehre, den von der zweyten Kammer abge⸗ 
aͤnderten Geſezesentwurf uͤber die Dienſtfuͤhrung und die 
beſondern Dienſtvergehen der Verrechner in Gemaͤßheit des 
Art. 67. der Geſchaͤftsordnung in der Anlage mitzutheilen, 
mit dem weitern Beyſaz: daß die zweyte Kammer be⸗ 
ſchloſſen bat, es ſolle dieſes Geſez nicht als Beſtandtheil 
der Verfaſſung, ſondern als ein einfaches organiſches Ge⸗ 
ſez gelten. 


Karlsruhe den 1. September 1820, 


Der Praͤſident der zweyten Kammer der Stände 
verfammlung 


Dr. Kern. | 
var, Dr, Duttlinger 


x 
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Untesbenylage zu Ziffer q2. 





Geſez über die Dienitführung und die befonten 
Dienjivergeben der Berrecdhner. 


6. 1. 


Jeder Berrechner von öffentlihen Geldern „ auf den 
das Edikt über die Rechtsverhaͤltniſſe der Staatsdiener 
vom 30. Jaͤnner 1819. anwendbar iſt, ſoll Einnahme um 
Ausgabe im Augenblick, da fie bewirft wird, ever m 
@inzügen außerhalb des Orts zweymal vier und zwang 
Stunden nad feiner Zurudtunft bey Bermeidung ber im 
‚6 11. gedachten Edilts feſtgeſezten Ahndungs⸗Grade, ein 
tragen. 


§. 2 


Findet ſich bey einer Unterſuchung oder Liquidation, 
daß ein oder mehrere Einnabmspoſten nicht eingetragen, 
und zeigt ſich zugleich ein Kaſſendefelt von gleichem oder 
wenigften? einem ſolchem Betrage, der nicht blos als dab 
Reſultat eines Berftoßed im Geldzaͤhlen angenommen wer 
den fann, fo wird der Berrechner nah der Größe des 
Kaffenmangeld entweder mit dem Verlufte feines Gehalts 
entlaflen, oder auf einen geringern, minder einträglichen, 
Dienft verfezt, wenn aud fein wirklicher Eingriff in die 
Kaffe erwiefen wird, 
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Die Entlaffung oder Berfezung auf eine‘ geringere 
Stelle tritt ebenfalls ein, wenn zwar im Augenblid eines 
Kaſſenſturzes die unterlaffene Eintragung der. Einnahme» 
poften nicht entdeckt. wird, und der Kaffenbeftand mit den 
Sournalien barmonirt, fpäterhin durch Liquidationen oder 
auf andere Weife aber hergeftelt wird, daß zu der Zeit 
des Kaſſenſturzes wirklich mehrere und bedeutendere Ein» 
nahmspoſten nicht eingetragen waren, und der Eintrag 
in dad Journal und die Ergänzung der Kaffe erft ſpaͤter 
erfolgte. 


° 


Sie tritt auch ein, wenn zur Herftelung der Uebers 
einftimmung zwifchen Sournal und Kafle Ausgaben, die 
noch nicht wirklich geleiftet worden, eingetragen waren, ‘ 


6. 3. 


Wenn ſich bey einem Rechner, deſſen Journelien | 
fonft richtig geführt find, dennoch ein Kaflenmangel zeigt; 
der nicht wegen der linbedeutenheit des Betrags eineni 
Irrthum beygemeſſen werden Tann; fo ift eine dienſtpoli⸗ 
zeyliche Unterſuchung einzuleiten, wenn nicht der Verrech⸗ 
ner innerhalb zweymal vier und zwanzig Stunden feine 
Schuldloſigkeit ausweist, und es ift eine proviforifche 
Dienfiführung anzuordnen, wenn er nicht in der nämlichen 
Friſt durch baare Zahlung oder Sicherheitsleiftung den 
mangelnden ‚Betrag dedt. 


Die proviforifche Dienftführung dauert fo lange fort, 
bis entweder nacdhgewiefen worden, ‚daß der Rezeß nur 
von einem Rechnungsverftoße, oder von einer andern, den 
Rechner ſelbſt nicht peinlich gravirenden Urfache berührt, 
oder fi ein wirflicher Kaffeneingriff deſſelben herſtellt. 
Die Koften diefer proviforifcpen Dienftführung fallen den 
Rechner in der Negel zur Laſt, jedoch bleibt ed, den Kal 
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m §. 5 

Der Rechner darf feine eigene Gelder mit den Dienſt. 
geldern nicht vermiſchen, und kann daher nie ein Guthaben 
anſprechen. 

Jedes ſolche Guthaben‘, das nad der Vergleihung 
des Kaſſenbeſtands mit den Journalien erfcheint , wird als 
das Refultat einer unrichtigen Buchführung angefehen und 
gebört zur Staatskaſſe, wenn ed fih auch durd die vers 
fuchte Ergänzung eines etwa mangelhaften Journals nicht 
gehörig und klar eruiren läßt, woher daflelbe entftans 
ben iſt. 

$. 6. 

Rechner, welche den zu Stellung bbrer Rechnungen 
gefezlich beſtimmten, oder von den Adminiſtrativſtellen pro⸗ 
rogirten Termin verſtreichen laſſen, find entweder von der 
Beforgung der laufenden Dienftgefhäfte zu ſuspendiren⸗ 
oder es iſt ihnen ein Kommiſſaͤr zur Rechnungsſtellung bey⸗ 
zugeben. Im erſtern Fall haben ſie die Koſten der provi⸗ 
ſoriſchen Verwaltung, im leztern die Rechnungsſtellkoſten 
: gu tragen. Es ſoll jedoch hier wie dort auf ſolche außerors 
dentliche Zufälle, 3. B. lange ardauernde Krankheitsum⸗ 
ftände billige Rüdficht genommen, und in biefen Fällen 
nach Follegialifhem Ermellen der Adnminiftrativs Behörden 
bie desfallſigen Koften ganz oder zum Theil auf bie betref⸗ 
fende Kaſſe uͤbernommen werden. | 

$. 7. Ä 

"Diejenigen Rechner, welche Staatogefalle linger als 
zwey Jahre im Ausſtand laſſen, ohne die geſezlichen Zwangs⸗ 
mittel anzuwenden, oder in Den geeigneten Fällen deren Ans 
wendung bey der fompetenten Behörde zu veranlaflen, oder 
in den geeigneten Fällen die Abgangs. Defretur einzuholen, 
Bleiben der Staatskaſſe für den Betrag unmittelbar mit 
dem Ihrigen verhaftet; fie Können darauf ohne Ruͤckſicht 
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auf die Einbringlichkeit ober Uneinbringlichfeit der Daher 

“ unter Borbehalt des Rüdgriffd auf die Reftanten ereauirt 

werden , infoferne bie Uneinbringlidfeit erweislih nict 

(don während des Laufs jener zwey Jahre beſtanden bat, 
$. 8. 

Kein Rechner darf ſich wegen angeblicher Forderung 
an die Staats⸗ oder diejenige Hauptkaſſe, von welcher er 
abhängt, bezablt machen, fondern muß hiezu die Defretur 
der geeigneten Bebörde einbolen. Uebertretungsfälle ſollen, 
wenn bie Forderung begründet ift, mit Geldftrafen, die 
jedoch in keinem Fall mehr, als die Haͤlfte der erbobenen 
Summe betragen ſollen, belegt, wenn aber die Forderung 
ungegründet erfcheint, mit Entlaffung vom Dienfte geahn⸗ 
det werden, vorbehaltlich jedoch der gefeslihen Strafe, 
wo ſolche angebliche, ungegründete Gorderungen nur ge _ 
macht werden, um einen vorhandenen Receß ſcheinbar ju 
beden. 

Hieher find bie gemöhnlihen Dienflausgaben, mie ' 
Diäten, nicht zu rechnen, infofern dieſelben ſog leich bey 
der Erhebung in das Journal getragen, und die Dekretur 
laͤngſtens innerhalb eines Monats eingeholt wird, 

$. 9. 

In Anſehung anderer, bier nicht gebachter dienſtwi⸗ 
driger Handlungen treten die Beftimmungen des allgemeis 
nen Dienerediltö ein. 

$. 10. 

Wo nah gegenwärtiger Verordnung eine Entlaffung 
oder Berfezung bed Verrechners auf eine geringere Stelle 
und alfo feine peinlihe Behandlung eintreten fol, wird 
dieſe Entlaſſung oder Berfezung auf eine geringere Stelle 
auf Antrag des betreffenden Minifteriums, unter Beobad» 
tung der im $. 14. ded Edikts über die Rechtsverhaͤltniſſe 
der Civilſtaatsdiener vorgefchriebenen Formen außgefprochen. 


| 


| 


x 
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Bey dem Binanzminifterium wohnen dieſen Verbandlun⸗ 
gen ber Vorſtand und die wirklichen Raͤtbe der Fislkalats⸗ 
Kommiffion mit entſcheidender Stimme uͤber den Antrag 
auf Entlaſſung bey. 

| d, 11. | 

Märe die Sache wegen bolofen Rezeſſes zur peinlichen 

J Unterſuchung und Beſtrafung abgegeben, und der Verrechner 
hin ſichtlich dieſes Verbrechens fuͤr ſchuldlos oder für llagfrey 
erklaͤrt worden, ‚fo kann eine weitere dienſtpolizeyliche Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung nur dann Statt haben, wenn die Ge⸗ 
richtsſtelle nach Maaßgabe des $. 16. des Dieneredilts der Ad⸗ 
miniſtrativſtelle die Unterſuchungsakten zum weitern polizey⸗ 

lichen Berfahren uͤberſendet. 
$. 12. 

Diejenigen Faͤlle, welche nach den voͤrangeſchickten Be⸗ 
ſtimmungen ſich zum gerichtlichen Verfahren eignen, werden 
nach der beſtehenden Geſezgebung behandelt und entſchieden. 

6. 13, 

Dieſe Verordnung ift auch auf die Berrechner derjenigen 
öffentlichen Gefälle, welche nicht in Geld beftehen, in den ges 
eigneten Fällen anwendbar. 

§. 14 

Diefe Verordnung ift auf diejenigen Berrechner berr⸗ 
ſchaftlicher Gelder nicht anwendbar, deren Stellen mit buͤr⸗ 
gerlichen Gewerben vereinbarlich ſind; namentlich koͤnnen 
‘Die Untererheber der direlten und indirekten Steuern von 
„ denjenigen Stellen, denen ihre Anftellung zulommt, wegen 
. Dienftunordnung wieder entlaflen werden, und insbefons 
Dere find die Erheber der indireften Abgaben, welde nicht 
regelmäßig ihre Einnahme in dem den Bolletabfchriften ges 
genüberftehenden Raum pünftlich eintragen, ohne weiters 
yon ihrem Dienfte zu entfernen. 
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Bericht Aber die Amortifationi 
zweyten Kammer darkber 


Erſtattet im Ramen der von ber 
Budgets » Komı 


Mir wurbe der ehrenvolle 
Hiltniffe der Amortiſationslaſſe, 
wwepten Kammer gefaßten Beſch 


Der Berichtserſtatter der 3 
eben fo vieler Sachkenntniß als 
Nechnungeſtand der Mmortifatior 
fen Gegenſtand fo beleuchtet, di 
mer mit Wiederholung beffen bei 
fo deutli und gruͤndlich ausein 


9% erlaube mir nur einige 
der Amortiſationskaſſe ſelbſt. 


Dieſes Inſtitut wurde von 
Griedrich im Jahr 1808. gegr 
felbe feinen Kredit unter feinem 
ausgezeichneten Direktor fo fer 
es durch ben $. a2. der Konflitı 
erhalten. 


Bey feiner Grändung war 
angewiefen: 


x 
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> Das Salzregal. | | 
b) Das Poſtregal. 

2069) Der Ertrag der Eiſenwerke. | 
d) Der «tig aus verkauft werdenden Domänen. 
€) Lehensallodifitationen und Abloͤſung der Zinſen. 


2.08) Der Ertrag ber Vermögendfteuer und unmib 
telbarer Zuſchuß aus den Provinziallaffen. 


"> Alle diefe Einkünfte, welche dieſes Inftitut bey ſei⸗ 
ner Gründung hatte, verblieben ihm rein, bis ftatt der 
Vermoͤgensſteuer unter dem 2. Jänner 1812. demfelben 
durch eine eigene Verordnung eine eben fo große Summe, 
als die Erwerbs⸗ und Bermögensfteuer betrug, aus dem 
egisertrag angemwiefen wurde. ) 


. Dies if mit wenigen Worten die ſehr fireng bey» 
Behaltene Einrichtung der. Amortiſationskaſſe. Da die zu 
verfaufenden Domänen fämmtlich diefer Kaffe zu gut ge⸗ 
jchrieben wurden, ſo wurden natuͤrlich auch alle jene La⸗ 
ſten, welche etwa dadurch entſtanden, auf ſie uͤbergewaͤlzt, 
daher entſteht die Rubrik „Acquiſitionen.“ 


Am 2. Juny 1820. waͤre die Schuldenlat 

| .19,317,820 fl, 

‚Anlehen von  5,000,000 fl. 
Am 1. Juny 1821. aber 14,605. 100' fl· alfo auch 
darin ihre urſpruͤngliche Dotation nicht uͤberſchreitend, da 
dieſelbe auf 18 ‚000, ooo fl. gegründet wurde, 


Ich verſuche bier nur zu beweifen, daß diefelbe tzrer 
urfpränglicen Stiftung niche entrüdt war. 
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Ihre Auſgeben And im m az’ 
fäprt : 
ıB2a. »B23. 
J. Udminiftration6-RKoften oo U zuıx € 
IL Kapital»: Zinfen + Bı6,000 W Eıo ou L 
UL.Kayiıel KAuadzapliungen ° sı2 u % 


a. beftımmte ⸗ ⸗ 288 o0o L 
b, unbeftimmte ⸗ 3,063,000 #. 


2,35:1,000 I. 
IV. Reu ju übernehmende 
Yaffıva ⸗ ⸗ 4,666 oo I. — — 
V. Fär Nceguifitionen 32,000 I. — — 
VL Borſchuß an die Bene 
ral-Etaatsfaffe 500 ooo Soso eco L 
VI. Kaſſen⸗Borr⸗th 50,000 I. 50 
VUL Jotereſſenvergütung 
„an die Statstaſſe — — ss 


XVXXCVEEEGIII 
8,435,000. 2, 108 


Einsehme 


L Ordentliche 1820 1B21. 
a. Dotation ⸗ ⸗ 960,000 fl. 960.000 |. 
b. Zinfen von Altiv⸗Kapitalien 24,000 fl. 22,001, 

I. Außerordentliche 
a. Domaͤnen⸗Kaufſchillinge 220.000 fl. 170,000 fl. 
b. Sorffauffhilingsgelder 100,009 fl. 100,000 £ 


c. Einzuziehende Aftiv-Rapitalien 200,000 fl. 130,000 f. 
4 Frenzöffhe Kontribution soo. — — 
e. Domänen ; und Forſt⸗Arrera⸗ 

gen 9» 128,000 fl. 100,000 ſ 
£. Rüdkänte .o0 100,000 fl. 50,000 fl. 
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1820, 18aı. u 
| Transport 2,377;000 fl. 1,532,000 fl, 

III, Zufälfige oo | 
a. Bon abgefauften Penflonen 6,000 fl. 6, ooo fl. 


b. Eriös aus Früchten und Wein 309,000 fl. — — 
c. Kaſſenreſt der fümmtlihen | 


Kaffen 230,000 fl. — — 
d. Heimzahlung der Generals | | 
. Staatöfaffe 0 < 520,000 fl, 


des Vorſchuſſes von 500.000 fl. 
Zinfen hieraus circa 20,000 fl. 


| Ä 520,000 fl. 
.. e. Eigener Kaffenreft 113,000 fl. 50,000 fl. 
IV. Neues Anlehen 5,000,000 fl. — — 


öö—xxxxxxxxxxxxxxx 
8,435,060 fl. 2,108,000 fl. 


— Ich erfoube mir. jezt nur den einzigen Wunfch, daß, 
Ba alle Kaſſenſchulden übernommen find, alſo bey dieſer 
jezt io g«ordneten Haußbaltung feine neue Schulden obne 
ftändifhe Bewilligung Tonnen fontrabirt werden; bie 
Amortifationdfaffe in einem beflimmtn Plan der Heim 
zablung aller Schulden, alfo vielleicht in der Kolge als 
Amortifationsfaffe in beffimmten Auszaben u d beitimms 
ten Einnahmen ihr Statut ganz erfülle, aber zweytens, 
ſo lange dieſe Kaſſe Geldgeſchaͤfte mache, dieſelben auf die 
übrigen Landestheile doc fo ausgedebnt werden koͤnnten, 
daß mwenigftend die Hauptlaffe zum Vortheil ded ganzem 
Großherzogthums, und nicht. des hiefigen Plazes allein, 
diefe Geldgeſchaͤfte einleite, 


Es könnte zwar manches Bedenken uͤber die Gefaͤhr⸗ 
lichkeit ſolcher Geſchaͤfte erhoben werden, und die zu ſpar⸗ 
ſam zugemeſſene Zeit verſtattet uns wohl nicht ins Detail 
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eirzuzeten, allein als Wunſch und Bedenklichkeit finde d 
bier feinen Plag — weit entfernt, dab wir nicht das vol» 
fommenfte Zutrauen in Bie jezige Direktion ſezen fellten, 


est zu den "einzelnen Dunften der Beſchluͤſſe. 


ı) Der General - Staatölafle it bey der Amertifie 


tionsfafle ein Kredit von 500,000 fl. jur Dedung der gu 
wöhnlihen Revenüen-Rüdftände in den erfien Duartalır 
des Jahrs zu eröffnen. 


Diefes ift der Punft, welchen wir im der vorlezten 
Sizung bey der Einwirkung des ſtaͤndiſchen Ausfchufies 
zu Staats⸗Anleben ſchon diskutirt haben, und deraud al 
gemein angenommen wurde ; denn fobald feiner Kaffe mehr 


erlaubt it, Schulden zu machen, fo ift ein folder Bon 


ſchus nothwendig, und biefe Einrihtung um fe zwed: 
mäßiger, da e3 der Amortifationdfaffe immer möglis if, 
das Geld in Erträgniß zu bringen, und alfo ne Ev 
* fparniß der böhern Zinfen aud felbft bey dem nidt wel 
Ion Gebrauch des Kredit, der Ueberfyuß nugzbringem 
wirfen kann, 


2) Nah dem Antrag der Regierungs s Kommilfinn 
follen 5,000,000 fl. für die Amortiſationskaſſe aufgenen- 
men werden. 


"Die Schulden der Staatslaſe, Kreiskaſſen, Zluß 
und Straßenbau⸗Kaſſen, und der Domänen, betragen 
4,665,987 fl., dagegen überläßt das Finanzminifterium der 
Amortiſationskaſſe 1,167,549 fl., und alfo ift Der reine 
Schuldenzuwachs der Amortifationdfaffe 3,498,438 fl. Das 
durch würde alfo als unabänderliche Norm feſtgeſezt, daf 
von feiner Stelle, keiner Verrechnung, feiner Kaffe Sant 
ben dürften fontrahirt werden, 





r 
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So hart es ſcheinen mag, eine ſolche Schuldenloft 
zu uͤbernehmen, ſo liegt doch in dem Verzicht des Recht, 
Schulden anders als durd die Amortifationstafle zu fons . 
trahiren, ber größte Schritt zur Bereinfahung unferer 
Binanzen, weil einmal tin finanzieller Hauptpunft, naͤm⸗ 
lich das Schuldenmachen, konzentrirt, uͤberſehbar, und 
unter eine und dieſelbe Aufſicht geſtellt wird, und dieſer 
Punkt der Bewilligung ſteht mit den erſten im Einklang, 
und auch mit der Idee, der Amortiſationskaſſe nicht uͤber 
500,000 fl. Vorſchuß bewilligen zu koͤnnen. 


Den Vortheil, welcher ſich aber jezt in Ruͤckſicht des 
guͤnſtigen Zinsfußes ergibt, da das Anlehen ſo gluͤcklich 
kontrahirt wurde, wird uns erſt dad naͤchſte Budget in 
feinem gangen Werth darlegen. | 


r 8 


3) Bon biefen 5,000,000 fl, follen ı$ Milllionen, oder 
wenn die Amortiſationskaſſe unvorhergeſehene und außers 
ordentliche Ausgaben zu beftreiten hat, wenigſtens eine 
Million zur Heimzahlung von Stiftungs » Kapitalien vers 
wendet werden, 


Diefe hier aus dem Ueberſchuß des Anlehens, weide 
1,501, 562 fl. beträgt, angeordnete Verwendung wird für 
da8 ganze Fand von dem größten Nuzen feyn, weil die 
Stiftungen diefe ihnen zuruͤckkommenden Gelder zu 5 pEt, 
wieder anlegen müflen,. und fo eine gleiche Vertheilung 
von einer Million gerade für jene Menſchen, welche zwar 
Grund und Boden befigen, aber aus Mongel an Fond 
denfelben entweder nicht in höhere Kultur bringen fönnen, 
oder welche gar durch wucheriſche Zinfen zum Verfauf ges 
gungen werden, von hoͤchſtem Vorteil fepn muß, Den 
Wunſch koͤnnen wir nicht unterdruͤcken, daß die Regie 
rung ein wachſames Auge haben möge, daß diefe Auftüns 


q 


Ba Peotet⸗ee ver Erfe Rammee. 


Danny im Fond ſoz 1 geſcheh⸗ 
uns Bir Erf'uı:hse re vr m Eute ab allem wi 
Bortpe ts dieſes Be ahet rt re 








4) Dub von ter B der zmryten Bamm 
entworfene Burart der ti enstıhße warte ı m 
Jahre 1320 und 1921. 1 2er »igen Kbämbrruzge 
smt, weiße darch die Erpöbunz eb Auicheni a 
3 auf 5 Diflısnen veranladt wrreca. Dieſes ı nad sum 
liche Budget, welces ſchon in ber Ueberſiat dargeley 
iR, urd ⸗egen welches bey allen Bergleibungen, wii 
Die furze Zeit erlaubte, und die die fo grüanklide Ust 
fu@ung und Darfirllung der zwehyten Kammer fe far 
ausweiſst, nich: zu bemerken ift, urd Don deſſen riqui⸗ 
'gen Baltung unjere Berfaffung j:den Kredet erbalt. 


6) In die Dotation der Amortiſationstaſſe zu g6o.mef, 
iſt der Ertrag des Poſtregals aufzunehmen. Bis jat we 
sen Davon nur 133,000 fl. der Amortifationgfaf: me 
wiefen, obwohl daſſelbe 2u5,000 fl. bey einer vorzügliät 
Udminiſtialion erträgt. 


Diefer Punft muß um fo mehr angenommen we: 
den, als er der Grundverfaſſung der Amortifationdtefe 
entfpricht, und nun diefe größere Summe an den bey den 
Übrigen Kaſſen angewiefenen Summen abgeht. 


6) Sollen ſaͤmmtliche Paflıven ber Generals Staatb- 
kaſſe, fo wie der andern Landeskaſſen, auf die Amortifas 
tlionskaſſe Übermwiefen werden; ferner fämmtliche Aktiven 
jener Kaffen auf die Amortifationdtaffe übergeben. 





\ Hier Ift der Auddrud: „fo wie andere Landesfaflen" - 
nicht gut gewählt, weil noch eine Menge Landeskaſſen 
eriftiren, welche aber keine Zweige der Staatskaſſe find, 
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und welche nur noch die beſondern Verrechnungen einzel⸗ 


ner Theile des Landes, von ihrer vormaligen Verfaſſung 
herruͤhrend, beſorgen, und verrechnen, welche aber in der 
Folge aufzuheben das Beſtreben der Regierung. ſeyn muß, 
da dieſelben in unſerer Berfaffung‘ feinen Plaz angewie⸗ 
ſen finden. 


, - Diefem Beſchluß find wir dadurch ſchon im Ganzen 
beygetreten, daß wir alle Schulden jeder Kaffe, welche 
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ſchon verzeichnet aufgefuͤhrt worden, durch das Anlehen 


auf die Amortiſationskaſſe übernehmen, und daß die Aktie 


ven dafür, fo weit ihr Betrag lautet, überwiefen wur⸗ 


den, Diefer Befchluß ift zu feiner weitern Erwägung ges ' 


eignet, weil alle fernere Sculden jeder Staatskaſſe cefs 
firen , da ſich die Regierung feperli darüber erflärt hat, 
und biemit war die Kommiffion einftimmig — vielleiht 
nur wegen des Ausdruds im Iesten Punkt: „Landeskaſ⸗ 
fen” muß eine Berichtigung Statt finden — dem Ber 
ſchluſſe der zweyten Kammer beygetreten, und die Folge 


. wird uns lehren, ob nicht zur Erhaltung eines fo vorzüge 
lihen Inftituts das Wiederaufleben derfelben durch Zus 


fammenfaffung feiner Urverfaffung für den naͤchſten Lande 


"tag eine neue Deliberation herbepführen wird. 


Schr, v. Baden. . 


es Protstelie der Erfien Sumummer. 


Beylage 3ifer 94 





Bericht aber bie Steatseianahmen im Deu Eimszich 


ren ı820. und 1821. 


“ Orsttet im Ramen der ven ter erfken Kummer erazmmr 
Buryıt-Lemmi;jion. 


Indem id von einer verehrten Kommilfien ten Ash 
trag der Beriatee:Rattung über tie Aungers.Eirrien 
erbielt,, fo beizchte ib mich, denſeiben bar Erikzsree 
gen des Kommiſſionsberibts der gwenten Kamımz of 
weinen Kräften zu erfüllen. Ylein dieſer Runig satt 
wir durch den gänzliden Abzeng gn Materialien zur w 
Sin einfplagenden Alten, fo wie durch die in imferi my 
Gränzen einsefaräsfte Zeit, und dur tie Beia-fadt 
dieſes weitumfaffenden, mir ganz fremten Gegen ſtaudes wi 
eitelt. Dit folben ungünftigen Umitänten fönnıe ih vıh 
Lie unangenehme liebergeugung verbinden, tan tiefe Te 
mübung ohnehin fruchtloß fey, nabdem durch Lie Lehm 
einfunft einer heben Regierung mit der zweyten Kemmt 
das Budget für tie Rednungsjabre 1820. und 1821. al 
erfedigt gu betrachten ift, wenn nicht der eriten Kamm 
nech ermunternde Hcffnungen und Bünfdbe zum Wohl eb 
Baterlandes übrig blieben, die fie noch bey diejer Belegen 
heit zu äußern im Stande ift. 


Die auf bloße Etats gegründeten Staatseinnahmen 
des Budgets reduciren ſich auf folgende ſechs Hauptrubrifen. 


Sechkundzwangzigſte Sizung Yom 4, September, FC. 
L. Die direfte Steuer. | | 


ı) die allgemeine Staatsſteuer, welche 


a. die Grundſteuer mit .2,480, ooo fl. 
b. die Gefaͤllſteuer mit 350,000 ff; 
c. die Häuferfteuer mit . 485,000 fl, 
d, die Gewerbsfteur mt .  . 385,000 fl. 


I mit einer Totalfumme von.» .  . 2,600,000 ff. 


in ſich begreift, auf ein Gteuerfapital von 7B1,124,278 fl. 
20 fr. und auf einen Schazungsfuß von 20 fr. per 109 fl, 
Steuerkapital fundirt iſt. 


Die unbedeutende fogenannte fixirte Steuer von 3000 fl, 
bringt diefe Steuer auf 2,603,000 fl. Die Adminiftrationde 
und Erbebungsfoften betragen 167,000 fl,, und koͤnnen zu 
7 Prozent angenommen werden. Dieſes Berbältnig ift 
an ib, und in Vergleihung mit andern Rändern fehr mäfs 
fig, und nicht6 dagegen zu erinnern. Der Kommiffiondbes 
richt der zweyten Kammer gebt jedoch dahin, daß an dies 
fer Summe 42,500 fl. erfpart werden fönnten, wenn der 
Bezug der Steuern und deren Eintreibung den Ortsvor⸗ 
ſtaͤnden und Gemeinderaͤthen uͤbertragen wuͤrde, denen man, 
aͤnſtatt daß die Unterſteuer⸗Erheber ı% fr. als Tantieme 
per Gulden beziehen, die Hälfte dieſer Summe, weiche 
fih im Ganzen auf 69,000 fl. beläuft, uͤberließe, wodurch 
Die Hälfte mit 34,500 fl. und die Gebühren der dabey vers. 
iwenveten Zollgardiften mit 8000 fl,, zuſammen bie Summe 
don 42,500 erſpart würde, 


+ Diefem Vorfihlage — den Gemeinden i in folle den Be⸗ 


ug der Staatöfteuer, und fofort die Suprepartition unter: _ - 


die einzelnen Steuerpflictigen zu uͤberlaſſen — Tann die 
Kommiſſion leinesweg⸗ beytreten. Die unvermeidliche dolge | 
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hiervon würten große Bermwirrungen, Berwandtfäaftk 
gänftigungen und große Steuerrefte fenn, die durch N 
Gemeindékaſſen gededt werten mülten,, und das Komm. 
nalvermögen fehr gefährdeten. Sehr evidente Beyſpiele a 
einem benachbarten deutſchen Lande baben dieß bis zur de 
nuͤge fbon vor vielen Jahren erwieſen. 





Es ift daher vielmehr zu wuͤnſchen, daß die gem 
wärtige Einrichtung bepbebalten werde, welche ihre Gik 
fon dadurd erprobte, daß fie die vor ihrer Finrictug 
fehr beträchtlichen Steuerreſte auf eine fehr mägige Eumm 
herabbrachte, und Die Ueberzeugung gewährt, daß die m 
gefchlagene Erfparniß der hälftigen Erhebungs gebuͤhr nit 
3,,000 fl. dem Lande fehr theuer zu ftehen kommer 
koͤnnte. 


3) Auſſerordentliche Appanagen, Beſoldunge / me 
Penſionéſteuer mit 180,000 fl. Nach einem befimia 
Tarif, ter von 1000 fl. ſich bis auf 80, ooo fl. nik: 
find diefer Abgabe folgende Perfonen unterworfen: W 
Glieder des Großherzoglichen Haufed mit ihren au. 
Staatskaſſe beziehenden Wittwengehalten und Appanıy. 
Kerner alle Penfionärs und Quiedcenten, fo wie alegab _ 
liche und weltlihe Staatödiener, und alle Perfonen, K 
bey der Staatsverwaltung Dienſte leiften, obne ini 
Klaffe der eigentlichen Gtaatsdiener zu gehören, w 
ohne Ruͤckſicht, ob fie ein fires Gehalt oder Zaggeif 
ven u. f. w. beziehen. " 


Hierbey moͤchte aber doch zu bemerken ſeyn, daß x 
Hofdienerſchaft des Großherzoglichen Hauſes nicht meht 
zur Mitleidenheit gezogen werden ſollte, indem dieſe e 
ſtimmung in einem rechtlichen Widerſpruch mit ſich ſtehel. 
Daß alle Diener der Gemeinden und aller Öffentlichen Ir 
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‚Kalten, fo wie alle Diener der Standes, und. Grundher⸗ 
ren dieſer Abgabe unterworfen find, fann die Kommiffion 
„sum wenigften nicht für billig erachten, da leztere aid Pris 
Yatdiener ihrer Dienftherren von diefen bezahlt werden, 
und in diefer Beziehung mit Staatsdienern auf keine Weife 


Fan eine Kategorie gefezt werden fönnen, 


_ 3) und 4) Blußbauaelder und befondere Beytraͤge 
‚gu dem einzeinen Waflerbauten. Diefe find in vier verſchie⸗ 
den rubricirten Summen im Budget zu einer Einnahms⸗ 
poſition von 136,000 fl. angeſezt; ed wurde bisher von 
aAden Bewohnern an Fluͤſſen eine Totalſumme von 62, 006 fl. 
‚ind durch diefes Budget eine Erhöhung von 74,000 fl, ans. 
ageſezt. 


Der Kommiſſionsbericht der zweyten Kammer bemerkt 

mit Recht, daß gegen dieſe Steuererhoͤhung kaum eine Ein⸗ 

endung möglich fen, ſondern, daß es ſich nur von der 
Mroportion handeln koͤnne, nach welcher die verſchiedenen 
Megenden des Landes , die nach Befchaffenheit der Loka⸗ 
Kität einen befondern Nuzen bievon ziehen, auch nad 
Werhaͤltniß hiezu fontribuiren. Die nächfte Frage, welche 
Wieraus entfpringt — ob die Repartition diefer Steuerers- 
YHöhung auch gerecht und Billig fen? kann aus Mangel an 
gehörigen Notizen durd dad Steuerfatafter dieſer Ufer 

bewohner, fo wie aus Unfenntniß der Kofalität nicht bes 
antwortet werden, indem man zu einer andern, fehr wich⸗ 

; tigen Betrachtung überzugeben veranlaßt wird, nämlich, 
‚ob diefem eben fo dringend nothwendigen als beträchtlichen 
Staatsaufwand eine der Apficht entfprehende Verwendung 

gegeben werde? Die Erfahrung mehrerer Jahre, vorzügs 

Li der jüngfivergangenen,, lehrte, daß der bedeutende 
FRoftenaufwand dennoch nicht hinreichend gemefen fey, um ' 
an den Ufern des Rheind Werte zu errichten, die den Ans: 
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Die Erhebungsfoften betranen 216 ooo fl,, und geben 
die reine Einnahmspoſition mit 1,860,000 fl, Gie können 
zu 11 Prozent augenommen, und un fo ment für billig erach⸗ 
get werden, ald die Watur der indirekten Steuer ein großes 
Perfonal erfordert, und an ſich fivon koſtbar iſt. Die Koms 
milfion der zweyten Kammer Alert ſich befonderd gegen 
folgende Accisaattungen,, als befonders bey dem Voltke 
verbaßt, und als läftig für die haͤusliche Ruhe, wegen 
der zu oft damit verbundenen Chikanen, als: 


5. a) den Branntwein ⸗Aecis, fd wie das Keſſel⸗ | 
und Obmgeld von demfelben mit .  x0,000 fl‘ 
3) den Schlacht⸗Accis bey Privaten mit 47,000 fr 
r, 3) den Oel⸗Accis mt 5 en 426. ooo fie: 
4) Brennholz⸗Accis mitt 37.000 fls 
5) TabaldNcis mit 2 ee. ,26.800 fl. 
‚Ss Eſßgmalz⸗Accis mt » 200.0» 4.000 fl, 


zuſammen: 180,000 fi 


Sollte aber wegen des zu ſtarken Ausfalle dieſer Vor⸗ 
ſalag nicht angenommen werden koͤnnen, ſo ſchlaͤgt die 
Kommiſſien vor, daß ſtatt dem individuellen Einzuge Abon⸗ 
nement? oder Averſa eingeführt werden fünnten, 


Diefem Vorſchlag kann ih aus vielen Gründen nicht 
beypflichten, da bey Ronfumtiond-Huflagen die richtigſte 
Erhebungdart diejenige iſt, die das fteuerbare Objeft Übers 
all, wo ed hervorgebracht wird, und in weſſen Haͤnden 
ed erſcheint, immer der gleihen Auflage unterwirft, weß— 
wesen große Schwierigkeiten und Ungleichheiten ſich bey 
dieſer Erhebungsart hervorthun. 


In Ruͤckſicht des Zollweſens und des Chauſſeegeldes 
ſehen wir Veraͤnderungen und neuen Geſezgebungen entge⸗ 
gen, weßwegen hiebey nichts zu erinnern iſt. | 

Protokolle der 1. Kammez. Bi 


DL 


4 - - Yretelelle.der Erfien Remumeni - - — 


von 23 Prozent Abminifirationstoen Kiefern würbe. Ex 
aug man fann fi dabey mit ber licherzeugung beruh⸗ 
gen, daß unfer Forſtweſen in einem vorzüglich guten Zu 
Hanne fib befinde, und Baden vor vielen andern Fändııe 
ſich hierin aufs vortheilhafteſte auszeichne. Können bey 
demſelben noch zwedmaͤßige Erſparungen gemacht werten, 
fo hat eine hohe Regierung bey verſchiedenen Gelegenheiten 
gezeigt, daß fie ſehr geneigt ſey, durch Vereinſachung des 
Geſchaͤftsganges, und gemäße Verminderung des Derfenais, 
dieſe aUmaͤhlig eintreten zu laſſen. 


3) Berg, und Hüttenwerle it . . 76,000 fl. 
die Adminiftrationsfoften und damit Ders 
bundene Ausgaben ind . . 22,000 fl; 


gibt eine Einnahmspoſition mit . . 54,000 fl 


Die Kommiffion der zweyten Kammer madt ia 
Vorſchlag, im Hal diefe Eimmahme durch Verminerng 
der dabey angeſtellten Perſonen und Einrichtungen unicht 
hoͤher zu bringen waͤre, dieſe Werke zu verpachten ober it 
veräußern, | | Zu 


Diefer Anficht kann die Kommiffion nicht bepftimme. 
Die vorftehende geringe Bilance kann vielmehr die Helge . 
von Foftbaren Verbefferungen von Werfen ſeyn, die wirt 
lich im Fortfchreiten find, und zu ſchoͤnen Erwartungen : 
berechtigen , als von Mängeln in der Apminiftration. Auf 
jeden Ball unterliegen die Unternehmungen höhern finans 
zielen Rüdfichten, als das bloße Erträgnig an fich if, 
folten fie au nur die vontnätige Golge haben, in uw 
fruchtbaren Gegenden eckig gabe Menge — brodloſer 
Menſchen nuͤzlich zu Dr niet und zu ernähren, 





’ 
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Speer Veräußerung möchte ſich auch noch der Umſtand 
entgegenſezen, daß ihr Betrieb ohne den Beltz einer bes 
ıträchtlihen Waldfläche unmöglich fey, zu deren Verkauf 
‘die Regierung ſich eben fo wenig verftehen dürfte, als zu 
der Abfchließung eines laͤſtigen, und vieleicht ſehr nachthei⸗ 
Tigen Holzlieferungs⸗Atkords. 


} . 


VL Berfdiedene Revenüen mit j "47000 fl 


2) und zwar von ber Lotterie berthueter 


Gewinn mit . . 35,000 ft, 
3) die zufällige Einnahme vom ı Fluß» und 

Straßenbau mit . . . N 1,600 fl. 
3) und 4) beyde Poften mitt „  . . 13,808 fl. 

mit . . . a . 6,888 fl. 


Mit diefer blos ompenfirenden Pofitior ſchließt ſich 
das Budget, und der hierüber erftattete Bericht der zwey⸗ 
‚sen Kammer. 


Die zweyte Kammer genehmigte auf den Verſchtag 
des Praͤſidenten den Antrag, daß naͤmlich in Ruͤckſicht der 
Ausgaben des Finanz⸗Etats für die Jahre 1820. und ı82:, 
am 27. July die Kammer damit einverſtanden ſey, daß 


1) in dem vorgelegten Budget an dem 
verlangten Fond für da$ Rechnungs» | 
Jahr 1120.— .. 9469,000 fl 
1821. 2. . 9,472,000 fl. 
jährlich 250,000 fl. in Abzug zu bringen, und folglich als 
Fond zur Bedeckung des Staats⸗ Bedarfs anzuweiſen 
ſey. | 


pro 1820, . . . . 9,219,000 fl, 


⸗4821. . . 9,222,000 fl. 


Sechsundzwanigſte Slzung som 2, September, "967 
.Rro. ı . 


— 2 
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Der Antrag der Kommiffion gebt Auf Annahme det 

Budgets, wie daſſelbe nah den Beſchluͤſſen der zweyten 


Kammer bier vorliegt. 


Fryr. v. Senninzen-peafiened 


Eichen und zwanzigfte Sizung. 





Gegenwärtig 


GSe. Hoheit der Präfident und elle biöger erkpirem 
Mitglieder, mit Ausnahme: 


Er. ,Dobeit des Herrn Markgraſen Teopoln, we 
Drrrn Generals Freyhetra v. Seuſan, bes 

Herrn Staatsminiſters Freyherrn v. Berſtett, 2 
Harn Staatsminiſters Freyherrn v. Ber kheim, vi 
Freyberrn v. Falkenſtein, und des 

Hoftraths v. Rotteck. 


um 





Dem in der Testen Sitzung ertheilten Yuftrage zw 
folge erftattete der Oberhofmarſchall Frhr. v. Gapyling 
Namens der ernannten Hommiffion nähern Bortrag über 
den mit Verbefferungsvorfchlägen von Ber - zwenten 


N [4 
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"Kammer zurädgegebenen Geſezesvorſchlag in Betreff der 
Dienftfübrung und der befonberu Dienjtver 


geben der Verrechner. n 


Beylage Ziffer 98. i 


Die Kammer beſehloß einftimmig diefen Gegen» 
ftand in abgekuͤrzter Form zu: beratben. 


Hiebey bemerkte der geb. Hofrath Zacharid; Die 
Befugniß der Regierung, ein Proviforium zu erlaflen, 
‚verftehe fih zwar nach der Konftitution von ſelbſt, doch 
finde er ed bedenklich, daß dies im Beſchluſſe der Kam⸗ 
mer ausgedruͤckt werde. 


Hierauf wurde dem Antrage der Kommiſſion durg 
aus beygetreten; und es erfolgte daher der 


Beſchluß:— 


waan koͤnne von der Beſtimmung, daß das vorlie⸗ 
gende Geſez nach dem Inhalte des 6. 18. des Dies 
ner⸗Edikts vom 30. Jaͤnner 1819. ein Beſtandtheil 
deſſelben, und alſo auch der Verfaſſung ausmachen 
muͤſſe, nicht abgehen, und ſonach auch den in den 
65. 3. 6. und 11. vorgenommenen weſentlichen Ab⸗ 
änderungen nicht beyſtimmen, wolle jedoch zuge⸗ 
ben, daß die Gemeindeverredhner von der Einwir⸗ 
fung dieſes Geſezes ausgenommen, und der lezte 
$. des urfprühglichen Entwurfs mie Weglaſſung 
des in Beziehung bierauf in dem $. a. eingefchos 
ben gewefenen Sazes wieder eingefchaltet werde, 
Da jedoch der bevorftehende Schluß ded Landtags 
die Erledigung dieſes Gegenftandes nicht wohl 
mehr erlauben dürfte, fo wäre der hohen Regie 


por Wretstelie der Cxfe 


rung anheim zu ſtellen, n 
der Berfafjung diejenigen 
nungen zu erlaflen, uni 
welche bochdieſelbe in bi 
mägig erachten werde, 


Endlich wurde aus Beranlı 
heit dem Präfidenten gemach 


befchkof 


daß dem hoben Präfid 
dem Großperzogligen St 
durch das Loos erfolgte 
Abgeordneten des grund! 
in Gemäßpeit des 5.79. d 
Tünftigen Landtage austr 
ber vorgenommenen Wahl 
difhen Ausſchuſſes Nachr 


Steph 
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J Beylag e Ziffer 96. 
Mieze 


Vortra⸗ uͤber den von der zweyten Kammer zuruͤckge⸗ 
gehenen Geſezesentwurf, die Dienftführung und 
die beſondern Vergehen Der Verrechner betreffend. 


Erſtattet von dem Oberhoſmatſhat Sehen, v. Sapling. 


Es ift mir abermals die Ehre zu Theil geworden, Einer 
b hohen Kammer über den Gefegesentwurf wegen der bes 
B fondern Vergehen der Berrechner Vortrag zu erftatten, 
@ und ich muß nun wegen der mir zur Bearbeitung dieſes 
3" Gegenftandesd vergönnt gewefenen ſo fehr furzen Zeit die 
S hohe Kammer um gütige Nachſicht bitten. 


Obgleich das Edikt über die Rechtöverhältniffe der 
» ”.Staatödiener vom 30, Jänner 1819. 6.18. die auddruͤck⸗ 
liche Beſtimmung enthaͤlt, daß 


wegen der beſondern Vergehen der Verrechner eine 
befondere Verordnung nachfolgen, und als ins 
tegrirender Theil deſſelben angeſehen werden ſolle, 


wodurch die hohe Regierung den beſtimmten Grundſaz 
ausgeſprochen, daß die in gedachtem Edikt enthaltenen all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen auf die beſondern Vergehen der 
Verrechner nicht anwendbar, oder für folche nicht genus 
gend feyen, und dem zufolge den vorliegenden Geſezes⸗ 
entwurf den Kammern zur Berathbung übergeben bat, fo 
will die zweyte Kammer dieſes Geſez dennoch nicht als 
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einen Beftandtheil der Berfaflung , fondern nur als ch 
einfaches organifched Befez betrachtet willen, und aud 
nur diejenigen Berrechner Öffentlihder Gelder den Beftim 
mungen deſſelben unterwerfen, auf welche das Dienen 
Edift ohnehin anwendbar if, aus weihem Grunde fir 


auch die in dem ııten $. beflelben enthaltenen Beim 


mungen auf die in dem $. 1ꝛ. des Geſezesentwurfs be⸗ 
zeichneten Dienftnachläffigfeiten angewendet, und den vm 
der erften Kammer mit Zuftimmung der Herren Regie 
rungs⸗Kommiſſaͤre in den $. a. des Geſezesentwurfs ein 
gefchalteten Zufaz: 


„oder wenn er nicht ſchon nach ber Natur feine 
Anftellung an und für ſich entlaßbar iſt.“ 


weggelafien, dagegen aber den in dem Entwurf felbft en 
Halten gewefenen ırten $. als beym ısten $. dem Geſe⸗⸗ 
jeseutwurfe wieder angefügt bat. 


Wenn nun ſchon gegen diefe legten Weränderungen 
fein wefentlicher Anftand zu erheben wäre, und aud die 
Gemeindöverrechner von der Einwirkung dieſes Geſejzei 
au befreyen ſeyn dürften, fo enthalten doch die 55. 3. 6. 
und 11. des Geſezesentwurfs folche wefentlicye, dem Zwed 
des Geſezes entgegenlaufende Veränderungen, wie 3. B. 
ad $.6. die mit Beyſtimmung des Hra. Regier ungs⸗Kom⸗ 
miſſaͤrs von der hohen erſten Kammer befchloffen mordent 
Weglaſſung des Nachſazes: 


„in fo fern die Uneinbringlichkeit erweiskich nicht 
fhon während des Laufs jener zwey Jahre de 
flanden hat“ 


wieder eingefchaltet worden ift. 


Die Kommilfion ift daher des einmüthigen Dafür, 
haltens, daß Ke ven von der zweyten Kammer rüdfht 





| 
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lich der Beſtimmung des Geſezes ſelbſt, als der in den 
86. 3. 6. und 11. vorgeſchlagenen Veraͤnderungen ihre Zu⸗ 
ſtimmung nicht ertheilen koͤnne, und ſtellt daher ihren An⸗ 
trag dahin, daß der zweyten Kammer erwiedert werden 
moͤge: | | Ze 


daß man vom der. Beltimmung, daB das vorliegende 
Geſez nad dem Inhalt ded 6. 18. des Diener Ebifts 
vom 30. Sinner 1819. einen Beſtandtheil deſſelben, und 
alfo auch der Verfaflung ausmachen muͤſſe, nicht abges 
ben, und fonach auch den von derfelben in den SS. 3, 
6. und ı1. vorgenommenen wefentlichen Abänderungen 
nicht benftimmen koͤnne, dagegen aber die Gemeinds⸗ 
verrechner von der Einwirkung dieſes Geſezes ausneh⸗ 
men, und den lezten $. des urſpruͤnglichen Geſezesent⸗ 
wurfd mit Weglaffung des dagegen. in dem 2ten $. eine 
gefchobenen gewefenen Sazes annehmen wolle, 


Da jedoch der bevorftehende Schluß des Landtags 
die Erledigung dieſes Gegenſtandes nicht wohl mehr er⸗ 
lauben duͤrfte; ſo glaubt die erſte Kammer der hohen 
Regierung anheim ſtellen zu muͤſſen, nach Maaßgabe 
des S. 66. der Verfaſſungs⸗Urkunde diejenigen proviſo⸗ 
rifchen Verordnungen zu erlaffen, und in Vollzug zu 
ſezen, welche hochdiefelbe in diefer Hinſicht fuͤr tiweamap- 
ſig erachten werde. | 


+ 


= | 
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Ohne zu beftreiten, daß in diefer hochanfehnlichen 
rfammlung alled zur Sprache gebracht werden fünne, 
8 in öffentlichen Angelegenheiten von Allgemeinem Ins 
eſſe iſt, finde er ed Doch nicht gut, wenn weitläuftige 
rhandlungen und Vorfälle, die von mehrern Seiten bes 
ıchtet werden koͤnnen, mit wenigen Worten erwähnt 
rden, welche bey der Unmöglichkeit einer genauen, hier 
der midglichen, noch paſſenden Erörterung — nur dazu 
nen Tonnen, irrige Anſichten zu erzeugen. Dies gelte 
mentlih von dem Borfall bey der Univerfität Freyburg, 
fen Herr Hofrath v. Rotteck Erwähnung getham 
de. Ohne fih in einen weitern Streit darüber cinzulaſ⸗ 
3, wolle er daher wiederholt erflären, daß die Mehr⸗ 
‚he der Mitglieder des afademifhen Senats 
it der beabfichtigten Remonftration gegen den Bundestags⸗ 
ſchluß in Betreff der Univerfitäten nicht einverftanden gemes- 
1, und daß, wenn auch das Großherzogliche Minifterium fich 
ı Ende genöthigt gefehen habe, einzufchreiten ,. und bie 
:itere Berhbandlung Über diefen Gegenſtand zu verbieten, 
·8 doch lediglich wegen der daruͤber an Hochdaſſelbe ge⸗ 
achten, für den akademiſchen Körper ſehr bedenklichen 
zeinigkeiten geſchehen ſey. 


Der Hofrath v. Rotteck erwiederte hierauf: Die 
rügte Auslaſſung habe ihren Grund in einer im Einvers 
Indniß der. Betheiligten gemachten Abkürzung  ded das 
als in der Sabe Geſprochenen, woͤbey man ſich mißver⸗ 
inden haben möge. Wenn nun der Gegenſtand hier Yoide 
x jur Sprache fomme, fo müfle auch Ihm frey fer 
n, ſich wiederholt daruber zu Außern; fonft könnte 
8 Publifum glauben, in feinen Angaben fey etwas. Uns 
ahres geweſen. Er betheure alfo hiemit wiederholt, daß 
b alles wortlich und buchftäblich alfo vers 
site, wie er ed damals angeführt, und daß inöbefon 
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Auf die Einladung des hoben Präfidiums erflats " 
tete hierauf der Generallieutenant v. Schäffer den Kom⸗ 
miffionsbericht über die Ausgleichung der Kriego⸗ 
koſten. 


Beylage Ber 96 


Die Kammer. bef chLoß, diefen Gegenſtand in obsetürzter 
Form zu berathen. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkbeim: Da er als Re; 
gierungs⸗Kommiſſaͤr den Geſezesvorſchlag über die Aus⸗ 
gleichung der Kriegskoſten der Staͤndeverſammlung uͤber⸗ 
geben : habe, fo erlaube er ſich in dieſer Eigenſchaft nur 
‚ einige Worte der Berathung vorauszuſchicken. 


N 


Es fen fehr zu bedauern, daß die von der hochan⸗ 
ſehnlichen Kammer für dieſen Gegenſtand niedergeſezte 
Kommiſſion wegen der allzu beſchraͤnkten Zeit, welche ihr 
Dafür übrig geblieben, es nicht mehr über ſich babe neh⸗ 
men wollen, aud die wichtigen $$. 14. und 15. ded Ges 
ſezesvorſchlags, welche die Abrechnung und Auögleschung 
. im Innern der Gemeinden, und mit den Ausmärlern bee 
treffen, zu begutachten, Diefe beyden $$. ſeyen zwar eis 
gentlich nur ald Anhang zu dem Gefegeövorfchlag über 
die allgemeine Landes⸗Ausgleichung zu betrachten, und von 
dieſer im Grund unabhängig, aber deijen ungeachtet chen 
fo wichtig und eben fo dringend, da ohne gefezlihe Wer 
. flimmungen hierüber die größten Berwirrungen zu befors 
gen fenen. Er habe ſich aber aus den hierüber zur Sprache 
:" gelommenen Anfichten felbft überzeugt, daß die Rommifs 
ſion in der ihr vergönnten fo kurzen Zeit dod nicht ‚mehr 
zu einem Abfchluß hätte kommen koͤnnen, und habe daber 
nicht darauf dringen können, aber auch nur in diefer Raͤck⸗ 
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ſicht einer erfannten Unmoͤglichkeit nacbgeben muͤſſen. 6 
wiederhole aber, daß dieſe 65. eben fo dringend als ıı 
ädrigen fenen, welche von ber zweyten Kammer audan 
hoben, und in ihre Mittbeilung aufgenommen worden 
Wenn uͤbrigens dieſe in die Mittheilung ber zweyten Kam⸗ 
mer aufgenommenen Punkte nun zur Berathung kommen, 
fo werde es ſich zeigen, ob die erſte Kammer bey den 
Kommiſſionsantrag ſtehen bleiben, oder ſich dennoch ah 
noch an dieſe 66. 14. und 45. wagen werde, indem er hp 
der Ueberzeugung von ihrer Nothwendigfeit bis auf den 
legten Augenblick die Hoffnung und den Berfuch eines u 
ſchluſſes hierüber nicht aufgeben dürfe, 


Seh. Hofratb Zacharid: Wenn ich den —* | 
ebrten Herrn Präfidenten um dad Wort bitte, fo ge 
fhiebt es dedwegen, meil ich dem Antrage der Kommip 
flon im Allgemeinen nicht beyſtimmen Tann. 


Diefer Antrag geht dahin, den einen Hauptheil dei 
Geſezes, die Brundfäze über die allgemeine Landes, Au 
gleihung anzunehmen, den andern hingegen, weil die Zeit 
zur Prüfung beffelden unzureichend war, einftweilen nid. : 
beyzutreten. Dagegen wäre, meiner Meynung nad, de Ä 
Berathung über den ganzen Entwurf für diesmal au 
zufezen, und das ganze Ausgleihungsgefchäft,. in fo fern ' 
es fich nicht aufſchieben läßt, für jezt noch der Regierung 
gu überlafien. 


Die Fragen, von welchen die Beurtheilung des vor⸗ 
liegenden Geſezesentwurfs abhaͤngt, ſind folgende: 


Erſtens: Iſt uͤberhaupt eine Ausgleichung der 
Kriegskoſten oder Kriegsſchaͤden rechtlich nothwendig? 


Zweytens; Nach welchen Grundſaͤzen muß ſie ge⸗ 
ſchehen? 


Achtundzwanzigſte Sizung vom 4. September. 979 


Die eine und die andere Trage iſt fo manden Zweis 
fein unterworfen, daß eine weit längere Zelt, als die uns 
noch übrige, erforderlich fepn würde, um bie eine oder 
die dndere gehörig zu erörtern. 


Ueber die erfte von jenen Fragen enthält das roͤ⸗ 
miſche Recht — einft die einzige, und noch immer bie 
Hauptquelle unferer Rechtsphiloſophie — wenig oder nichts, 
Als ſich nun dieſe Aufgabe den neuern Rechtsgelehrten 
darbot oder aufdrang, wurden von ihnen bald zwey Haupt⸗ 
wmeynungen aufgeſtellt. Einige laͤugneten ſchlechthin, daß 
‘Der Staat rechtlich verpflichtet fen, den Aufwand oder 
"Schaden, den der Krieg Einzelnen verurfacht habe, zu er⸗ 
4 fegen; ein Unglüdsfall treffe den, den er treffe. Die Ans 
” dern, welche eine ſolche Verbindlichkeit annahmen, wien 
' gleihwohl, und weichen. no jezt in dem Grunde von 

zinander ab, welchen fie für venfelben anführten. Ans 
..fange nahm man zu der lex Rhodia de jactu, jenem bes 
ruühmten Gefeze, nach welchem der Werth der Waaren 
and Sachen, die, um das Schiff in Sturmesgefahr zu: 

erleichtern, in die See geworfen worden find, von den 
Eigenthuͤmern der geretteten zu erfegen iſt, feine Zuflucht, 
Dann leitete man die Berbinplichfeit aus einem im Staate 
beſtehenden Gefellichaftöverhältniffe und Verſicherungsver⸗ 
trage ab. Endlich gründete man fie darauf, daß der. 

Staat, verpflichtet die Einzelnen gegen den Feind zu vers 
theidigen, aud den den Einzelnen durch den Krieg vers 
I urfachten Schaden ald eine Sefammtfchuld zu betrachten 

babe. Und je nachdem man von dem einen oder dem ans 

dern diefer Gründe ausgieng,, mußte man auch den U me 
| fang der Verbindlichkeit verfchieden beſtimmen. 


\ Jedoch, wenn man auch jezt darüber ziemlich ein⸗ 


verſtanden ift, daß alle kaſten und Koſten eines Kriegs 
62 * 


980 Protokolle der Erften Kammer. | 


gemeinfhaftlih zu tranen find, fo entftebt eine ın 

Sowierigkeit daher, daR fib bid zu der Zeit, wo ma 

an eine Ausgleibung der Kriegsſchaäden denken Tann, &: 
Lage der Sace oft gänzlich verändert bat. Das Eizen 

tbum, 3. B. das Grundeigenthum bat feine Herren g 
wechſelt. Die, welche den Schaden erlitten haben, un 
die, welde zur Ausgleichung beyzutragen haben, fe 
nicht, wie urfprünglich, diefelben Individuen. 


Noch fehwieriger ift die gzwente Aufgabe. Ich wert 
ben der Erörterung berfelben fofort auf das vorliegenk 
Geſez Rüdjicht nehmen. Da fragt es fich z. B., meld 
Schäden und Koften find auszugleihen? Der vorliegenk 
Entwurf zählt diefe Gegenftände im Sten $. auf. Ak, 
da er nur einzelne Bälle und Arten des Aufwandes x 
angibt, fo fann ed kaum fehlen, daß er den einen rt 
den andern Gegenftand, der (wie 3. B. die Einquattie⸗ 
rungslaft) an fih zur Ausgleihung gehört, dennoh oͤbn⸗ 
sangen bat. — Es fragt ſich ferner, nach welchem Ruh 
ftate "die einzelnen Arten des Verluftes zu ſchaͤzen fa! 
Der vorliegende Entwurf handelt von dieſer Frage in 
len $. Mber faum eine von den hier aufgeftellten Reg | 
dürfte auf einer genügenden rechtlichen Grundfage berufen. 1" 
(Hier nieng der Redner diefe Regeln einzeln dur). Cha ji 
fo fragt e& fih, wem die Bergütung zu feiften fen? da 
vorliegende Entwurf bat diefe Trage faum berührt, d 
Benno greift fie auf das Wefentlihfte in eine Mey 
Privatverhaͤltniſſe ein. 





Doc genug zur Unterftüzung der Behauptung, d 
der Entwurf einer weit (ängern und genauern Prüfung ie 
darf, als ihm für jezt in diefer Kammer werden koͤnnk. 

Ich fepliege die Ten Vortrag, Ten legten, den ige q 
biefer Berfommlung, weristens für.dietmal, Hatte, ñ \ 





x 
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m Ausdrude des innigſten Dankes fuͤr die Nachſicht, mit 


elcher ich fo manchesmal von der hochverehrlichen Kam⸗ | 
er gehört. worden bin, mit einem Gefühle der Wehmuth, 
elches mich allemal in der Stunde des Abſchieds beſchleicht. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Wenn nicht der 
if heute feſtgeſezte Schluß der diesjährigen Verbandlun⸗ 
n ihm die Mahnung zuriefe: hora ruit — fo würde er 
rne in eine ausführlichere Erörterung des fo eben gehoͤr⸗ 
n fcharffinnigen Bortrags eingehen, um zu zeigen, daß 
sch die Regierung in ihren Anfichten, welche dem Geſezes— 
twurf über die Kriegsfoften-Außgleihung zu Grund lie— 
n, wenigftens uber die Periode der lex Rhodia de jactu 
on hinaus fey, Er muͤſſe fi ich aber auf einige Worte bo 
ränfen. 


Wohl gründe man die Pflicht der Ausgleihung auf 
n. Sozialverband — aber nicht, Weil man ben Staat 
reine Affefuranz-Anftalt anfebe, fondern weil der Krieg 
e Handlung des Staats, eine Angelegenheit der Ges 
nmtheit, und tiefe alfo verpflichtet fen, die notzwendis 
ı — nit zufälligen — Folgen derfelben auf ſich zu 
men, in fo weit die phyſiſchen Graͤnzen der Möglichkeit 
chen. | 


| Wie fehr übrigens auch immer die Meynungen über 
Frage: ob Kriegsleiftungen überhaupt ſich zur Aus⸗ 
ihung eignen? nocd abweichen mögen, fo fünne man 
doch über die von der zwenten Kammer ausgebobenen 
ntte, von welden es fi gegenwärtig allein handle, 
um ‚leicht vereinigen, weil kier blos über jene Kriegs, 
kungen etwas Definitived ausgefprochen werde, welde 
den Staat im Ganzen gefordert wurden, und welche 
ſer — durch die Centralbehörden — im Drang, der Um⸗ 


4 


Achtundzwanzigſte Sizung vom 4. September. 933 


den, daß eine gerichtliche Abſchaͤzung 3. B. des verlornen 
Viehs und Geſchirrs jezt nach Verlauf mehrerer Jahre nicht 


mebr möglich feye, dem geehrten Redner ſey aber nicht bes 
Tannt gewefen, daß eine ſolche Abſchaͤzung bereits im Laufe 


des lezten Kriegd angeordnet, und zur Bedingung bed 


Entſchaͤdigungsanſpruchs gemacht morden fey. 


In Betreff der Frage: Wem bie Entfhädigung zu 
keiften fen? wolle er fich einftweilen, bis ins Einzelne eins 
gegangen werde, nur auf $. 14. ©. des Geſezesentwurfb 


berufen, und die Rechtfertigung dieſer Stelle vorbebalten⸗ 


Vorlaͤufig bemerke er nur, daß bey einem großen Theil der 


auszugleichenden Kriegkleiftungen ſchon darum fein Bedenz 


Ien hierüber entftehen fönne, weil folde von Gemeinden , 
deren moralifhe Perfon biefelbe ſey, und nicht von Indie 
viduen bewerfftelligt worden; auch hinſichtlich der Uebrigen 


ſey fon im Voraus, fo viel ald der Drang der Umftände 


ed erlaubt habe, einige Vorforge getroffen worden, und 


diefe datire überhaupt nicht erft yon heute oder geſtern. 


Endlih wolle er auf die geäußerten Anftände bey der 


Erage: wer die Vergütung zu feiften, d. h. dazu beyzus 
tragen babe? nur darauf aufmerffam machen, daß, wenn 


dieſelbe jezt eine Schuld der Staatsgefammtheit ſey, foldhe 


zur von dem Augenblid anfange, eine Schuld der einzels 


. nen Öteuerpflihtigen zu werden, in welchen ber Staat fie 


mittelſt Repartition und Umlage ayf die Schultern der Eins 


zelnen übertrage, daher ohne allen Zweifel die dermaligen 


Steuerpflichtigen ihren verhaͤltnißmaͤßigen Beptrag zu lei⸗ 


‚ fen haben. Wäre ed nicht fo, und müßte nicht der Augen, 
. blid-der Umlage ald der entfcheidende und ald der Entſte⸗ 
hungstermin der Beptragspflicht betrachtet werden, müßte 


‚sielmehr bey jeder Schuldigkeit des Staats auf die Zeit der 


Entſtehung derfelben zurüdgegangen werden, um bie das 
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maligen Kontribuenten aufgumitteln, fo wäre nicmas 
vorbanten, welcher zur Bezahlung der 18 Millionen Staatl. 
fbulden, deren Veranlaſſung bey einem Theil derfeiken in 
vergangene Jahrhunderte zuruͤckgehe, beyzutragen bätk. 


Se. Hoheit der Präfident: Es ſey traurig, daß 
der Geſezesentwurf der Kammer fo fpät zugefommen; al: 
lein es fer nun einmal fo, und Sie glauben, Daß ſonach 
nichts anders übrig bleibe, als den Entwurf im Ganjen 
anzunehnıen , oder gu Yerwerfen, 


Staatsrath Frr. v. Baden: Er erlaube fib, zu 
bemerken, daß die Kommiſſlon auf den zweyten, auch wich⸗ 
tigen Ihell des Geſczesentwurfs wegen Kuͤrze der Zeit 
nicht babe eingehen koͤnnen. Aber es ſey ja noch ein Ba 
offen, naͤmlich weil die Kommiffion mit der zwehyten Kam 
mer nit einverſtanden ift, bie Sache lediglich der Av 
gierung zu uberlaffen, damit fie felbit das Noͤt higſte un 
Dringlichſte darin vorfehre ? 


Staatdratbärhr.v. Turfheim: Wenn der zweytedbkeil, 
naͤm!ich die Gemeindsausglelchung, unerledigt bleibt, fofann 
even jo auch der erfte Theil der ausgehobenen Puntte 
unerledigt gelaffen, und der Regierung wegen der Kürze der 
Zeit anbeim geſtellt werden. Uebrigens handelt eg ſich ja umeir 
nen bloßen Verſuch, ob denn die Schwierigfeiten unüber, 
ſteiglich ſeyen? Die laͤßt ſich nicht aus einem blos allge⸗ 
meinen Blick aufs Ganze, ſondern beſſer aus ber Priv 
‚fung det einzelnen Punfte erkennen. 


Hofratb 8. Rotteck: Der Geſezentwurf, deſſen 
Berathung u md vorliegt, iſt nach der Natur ſeines Gegen⸗ 
ftauerd von gt —W Fhwierigen, kiefgehenden und 
komplicirten —XX a € vohre ſolches ſchon, went 
auch blog vu N N aut Saegeſchöden, dd. alſo von 
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Aufftellung der in künftigen Fällen anzuwendenden rechtlis 
chen und politifchen Prinzipien für derfelben Vertheilung 
die Rede wäre: aber noch weit ſchwieriger erfcheint das 
Geſez, da es eine ruͤckkwirkende Kraft äußern, und bie 
Bertheilung längft aufgelegter und. getrage 
ner Laften reguliren fol. Ben einem foldhen Geſez, und 
welches dabey dad Eigentyum aller Bürger unmittelbar und 
mächtig in Anfpruch nimmt, ift der Borwurf der Ungerech⸗ 
tigkeit allein durch die vollfommenfte Uebereinftimmung 
mit dem natürlichen, oder reinen Bernunftreht zu 
vermeiden. Jede blos poſitiv aufgeftellte Norm mit 
rudwirfender Kraft ift willführlicher Eingriff ins Eigenthum 
der Bürger. Und uber ein folched Geſez follen wir jezt 
ebftimmen gleich nach angebörter FHüchtiger Verlefung eines 
- Kommiffionsberichtd , welcher felbft nur in Folge einer in 
gedrängter Eile fummarifch gepflogenen Berathung erſtat⸗ 
- tet worden! Sch glaube, daß wir und einer großen Ber» 
‚antwortung untergösen, Wenn wir anders als ablehnend 
abftinmten; und fehe ed wenigftens für mich ald Gewiſ⸗ 
fenspfliht an, jeden Vorfchlag oder Entwurf fo lange zu 
. verwerfen, bis nicht feine Büte dargethan iſt, alſo 
zumal alsdann zu verwerfen, wenn bie erfte Bedingung 
der Prüfung, nämlich die Zeit, und ermangelt. 


Außer diefem allgemeinen Grund der Verwerfung bies 
ten fich jedoch ſchon der erften vorläufigen Betrachtung ber 
Sache, noch mehrere fpezielle, d. h. den Gegenftand 
felbft betreffende, Gründe dafür dar. Sch will fie mit we⸗ 
nigen Worten andeuten, indem ih, um Wiederholungen 
zu vermeiden, vorerſt auf den Hauptinhalt des von dem 
Herrn geb. Hofratd Zachari & gehaltenen Vortrags, als 
mit meiner eigenen Anfiht der Sache volllommen überein, 
ſtimmend, mich ausdruͤcklich beziehe, und demſelben blos 
einige weitere Betrachtungen bepfüge, 
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dort Steuerpflichtigen ja nit die nämltchen find, wels 
de vor zehn oder zwölf Jahren die Kriegdübel, der. eine 
in größerem, der andere in fleinerem Maaße, erfahren has 
ben, auch nicht die Nachfolger derfeiben unter atß 
‚gemeinem Titel find, fondern meift nur durch zufaͤl⸗ 
ligen und einzelnen Befizwechfel hier zu Sorderungen,: und 
dort zu Schulden Fämen, wofür — weil ſolche Forderun⸗ 
gen nur rein perfönliche ſeyn koͤnnen — in Anfehung ihrer 
- Fein Rechtsgrund gedenfbar iſt. Einer Schuld nun, deren 
Titel ſchwankend, deren Betrag unbeftinmbar, deren Theils 
nehmer ald Gläubiger oder Schuldner nicht aufzufieben 
find — dad Anerfenntniß verweigern, ift wohl natürlid 
und gerecht; und hieraus auch der Unterſchied diefer. foges 
nannten Schulden von wahren Gemeinds + oder Geſammt⸗ 
heit, Schulden — als deren Titel und Betrag, fo wie der 
Gläubiger beſtimmt, und deren Schuldner die fortwährend 
identiſche, juridifhe Gefammtperfönlidfeit ir — 

vollkommen klar. 


| Zweytens: Uber, hat man gefagt, wenn aud 
bad Ganze zu liquidiren unmöglich iſt, fo fann es doch 
ein Theil feyn. Gewiſſe Gattungen ber Kriegspräftationen 
nah dem Titel ihrer Ausfchreibung, oder nah der noch 
vorhandenen Ermeidlichfeit ihrer Leiſtung, eignen ſich das 
zu; und ed mag mit denfelben wenigftens der Anfang 
gemacht werden. Sch antworte hierauf: mit Ausnahme 
derjenigen Leiftungen, welche fchon gleich urfprüngläd- 
old Laften der Geſammtheit erflärt,, und als folche ausge⸗ 
ſchrieben worden ſind, wofuͤr alſo gleich urfprünglich ven 
unmittelbar Reiftenden die Vergütung verfprochen wurde 
— für deren Liquidirung und Berichtigung es alfo gar. feis 
ned Geſezes mehr bedarf, fondern die gemeine Ad mis 
niftration genügt — gibt ed nicht eine Laſt, deren 
Liquidirung und ſonach Ausgleihung rechtlich möglich wär 


% 
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re, ohne Außgleihung ded Ganzen... Der Rechtstitel der 
Ausgleichung — wofern nit obige Außnahme eintritt — iſt 
entweder ein allgemeiner, oder er ift gar Feiner 
Nicht die Kieferungen als folhe, nicht die Frohnden als 
foldye , nicht die Finquartierung als folhe habe ich auszu⸗ 
gleihen — , fondern überhaupt die Kriegdlaft, d. h. 
alfo alle Gattungen diefer Kalt zufammengenommen; und 
fo lange ih von irgend einer Gattung etwas in Ges 
genrechnung bringen fann, fo fange alfo nicht über alle 
Gattungen zuſammen liquidirt worden if, bin ich zur Nach⸗ 
sahlung in Feiner einzelnen verbunden. Man bat dad Bey⸗ 
ſpiel der Spitäler angeführt, melde in diefe oder jene 
Gegend durch. Regierungsbefehl verlegt worden ſind, und deren 
Koften den Gegenftand einer vorläufig berzuftellenden Aus⸗ 
gleichung abgeben follen. Uber felbft gegen diefes - fcheins 
bare Beyſpiel fann man bemerten, daß, falls — wie zu 
vermuthen it, wenn bad Gegentheil nicht ermwiefen vor 
liegt — die Auswahl der Gegenven gerade mit Berüdfidr 
tigung der über andern Gegenden etwa. ſchwerer gelegenen 
Einquartierungd« oder Frohndlaſt gefchehen wäre, dieſe 
legten doch gewiß nur mit Unrecht zur Uebernahme eines 
gleichen Antheild an den Spitalfoften angehalten würden, 
fo lange nicht auch die ihnen vorzugsmeife aufgelegene Eins 
quertierungds und Frobnplaft außgeglihen wird. Da es 
nun, felbft nad dem Anerfenntniß der Vertheidiger der 
vorgefchlagenen Peräquation, moralifh gewiß ift, daß 
eine vollftändige,; d. h. alle Rubriken ber Kriegsſchaͤden 
umfaſſende Ausgleichung niemald zu Stande tommen 
werde, weil ſie nach der je dien Lage der Dinge unmoͤg⸗ 
Ki iſt: fo erſcheint audy Aeyartietle Ausgleihung als 
ein Unrecht, und als ei wm, it Ioetwoitrigteit, indem 
fie die Gefahr, ja die —yanlatet wit Ab vubet, 
durch eine in einem Th ge wergettellte Gleichheit 
RN gut UA w vermehren. 
N 
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| Daßelbe iſt zu ſagen in Bezug auf die Ausgleichung zwie 
ſchen Gemeinden oder Vezirken, d. h. zwiſchen den Genoſ⸗ 
ſen derſelben unter ſich in. Vergleichung der zwiſchen 
fämmtlichen Staatdgenoffen „zu geſchehenden 
Deräquation. Nur die lezte ift dem Prinzip entfpres 
‚hend, und dic erfie — wofetn nämlich die rein en Ge⸗ 
meinds⸗ oder Bezirkslaſten, wofür die juridifche 
Brfammtperfönlichfeit der Gemeinden oder Bezirke tenent 
ift, und die Einzelnen nur in der Eigenſchaft als Ge 
‚meindöglieder daran mittragen — hat nur in der Bors _ 
ausfezung ein rechtliches Sundament, daß die Haupts 
ausgleihung zwifchen ven fAmmtlihen Staats—⸗ 
genoffen dann gleihfalld erfolgen, und durch die vor⸗ 
ausgegangene Gemeinds⸗ ꝛc. Liquidirung werde erleichtert 
werden. Wo aber — wie hier der Fall iſt — mit Gewiß⸗ 
heit vorauszuſehen iſt, daß die allgemeine und vo ls 
ftändige Ausgleihung niemals zu Stande foınmen 
wird, da erfcheint die ven Gemeinds⸗ oder Bezirkögenoffen 
unter fich anbefohlene Ausgleichung als ein offenbares | 
Unrecht. Eine Gemeinfhaft folder Genoffen unter ſich 
zur. Tragung der RKriegslaften kann nur poſitiv durch 
ein vorherge b endes Geſez ausgefprochen, nicht aber 
für längft vorübergegange ne Bälle rüdwirtend Ders 
fündet werben, u 


Drittens. Hiezu fommt nun noch die nothwendig 
ungeheure Roftfpieligfeit einer anzuordnenden Peräs 
quation, oder eined: Peraͤquationsverſuches. Die Arbeit, 
die dazu gehörte, iſt unermeßlich, und die Unfoften würs 
den fich leicht fo hoch belaufen, daß diejenigen Gemeins 
den oder Individuen, welche durch das Reſultat der Peraͤ⸗ 
quation am meiften begünftigt würden, ihren ganzen Ges 
winn wieder ald Beytrag zu den Unkoſten zurüdgeben 
müßten, jene aber, welchen die Peräquation eine Heraus⸗ 


N 
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fehe uͤbrigens aus den verſchiedenen Anſichten, welche zum 
Theil von ganz irrigen Vorausſezungen ausgehen, wie vie⸗ 
les ſelbſt faftifch zu berichtigen wäre, um die Sadıe beurs 
theilen zu koͤnnen; wolle aber nur auf das Ungeführte, 
daß bie Regierung 6 verfäumt habe, diefe Laſten ald Ger 
* fammtlaften ſchon im Boraus zu erflären, bemerken, Daß 
dieß allerdings faktiſch gefchehen fen, und der Geſezesentwurf 
eigentlich nur eine Ausführung. diefer Grundfäze beabſich⸗ 
tige Die meiſten Gemeinden beſizen Regifter über das, 
was die Einzelnen getragen haben, und das Mangelnde 
tann großentheild noch erfezt werden, 


Hofrath v. Rottek: Daß große Luͤcken und 
große Fehler in diefer Rechnung bleiben werden, if 
ganz unvermeidlich; alfo iſts auh unmöglich, irgend 
ein Refultat zu erhalten, da das Rechtsprinzip hier nicht meh⸗ 
rere vereinzelte Rechnungen zufäßt, fondern eine einz se 
Seſammtrechnung fordert. | 


Se, Hoheit der Präfident: Es fragt fi, ob der. 
Regierung mit einem übereilten Befchluß der Kammer gen 
. dient fegn würde? Ich glaube nit, und balte überhaupt 
die Sache für fehr bedenklich. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim;: Hierauf bemerke er, 
wenn die erfte Kammer den von der zweyten ausge⸗ 
hobenen Punkten des Geſez⸗Vorſchlags beytrete, ſo 
hat eben deßwegen nur jene Leiſtungen ausgehoben, welche 
entſchieben ausgeglichen werden muͤſſen, und leicht ausge⸗ 
glichen werden koͤnnen, um den gegen die andern ſtreiten⸗ 
den Bedenklichkeiten auszuweichen. 


Bisthverw. Frhr. v. We ffenb— er g: : Wie wirb 
es aber gebalten bey Nuznießern von Pfruͤnden, wenn ſie 
geſtorben ſind? Haben die Nachfolger die etwaige Entſchs⸗ 
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digung zu tragen? Dieß könne für die Nachfolger äußert | 
fhwer werden. | 


Staatsrath Frhr. v. Zplinbardt: Er muͤſſe ſich 
der Abſtimmung enthalten, da er keine hinreichende Vor⸗ 
kenntniß der Sache habe, und auch bey der ſo kurzen Zeit 
nicht haben koͤnne. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Römenftein 
Wertheim: Sie glauben, daß der Regierung zu üben 
laſſen ſeyn duͤrfte, proviſoriſch das Erforderliche vorzuleh⸗ 
ren. Sie ſeyen des Dafuͤrhaltens, das die Kammer fogar 
verantwortlich werden würde, wenn fie über eine fo aͤußerſt 
wichtige und ſchwierige Sache ſich ein urtheil erlauben 
wollte. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkbeim: Es wuͤrde zwar 
sum naͤmlichen Zwechfuͤhren, wenn man das Gange dr 
Regierung überließe ; jedoch waͤre felkft in dieſemehel 
zweckdienlich, daß die Kammer wenigftend uͤber einige 
Hauptgrundfäze ſich ausſpraͤche. Jasbeſondere wuͤnſqhte 
ih dieß in Ruͤckſicht der zwiſchen den Gemein d 8 genöoſſen 
zu geſchehenden Ausgleichung. 


Hofrath v. Rotted: Gerade dieſes iſt ein unend⸗ 
lich ſchwieriger Punkt, ſowohl von Seite des Rechts, als 
der Politik. Bey dem Zuſammenwirken fo vieler verſchie⸗ 
dener Umſtaͤnde und Verhaͤltniſſe der Gemeinden und ibrer 
einzelnen Genoſſen iſt es uͤberbaupt ſchwer zu beſtimmen, 
ob eine vollkommene Ausgleichung nur moͤglich ſey, ge⸗ 
ſchweige in einer fluͤchtigen halben Stunde die Grundfäge 
- dafür aufzuftellen. 


Melde Kriegdlaften werden den Gemeinden als 
ſolchen, und weiche werden den ein velnen Bürgern 
j aufer⸗ 


v 
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aufgelegt? Wenn man die ſchwerſte Laſt, die Ein⸗ 

quartierung naͤmlich, von der Ausgleichung aus— 
ſchließt, welches rechtliche Fundament bleibt für die Aus⸗ 
gleichung der Uebrigen? Und wenn man nicht die genuͤ⸗ 
genden Anſtalten getroffen hat, daß von allen Laſten der 
Einzelnen die Verzeichniſſe vorliegen: wie kann 
man den Verluſt der Beweismittel den Einzelnen zur Laſt 
legen; oder gar das völlige Nichtvorhandenſeyn derſelben 
in den Fällen tumultuarifcher Belegung? Weiter: Ich 
habe vielleicht in Brzug auf den ganzın Staat weit mehr 
geleiftet ald meine Schuldigkeit, wie kann ich nun noch tenent 
fepn gegen meine Gemeinds, Mitbürger, oder gegen 
die Genoſſen meined Bezirto? Nur gegen den Staat, 
oder gegen die Geſammtheit der Staatsbürger läßt ſich 
für die wechtelfeitige Abrechnung ein natürlicher Rechts⸗ 
grund aufitellen. Die Bemeinddgenofien unter einander 
find nit in einer natürlichen Serfteinfchaft des Kriegs, 
ſchadens. Solche Laſten und Anſpruͤche wären wenigſtens 
weſentlich per ſoͤnlich, und beruhten auf den Vermoͤ⸗ 
gensverhältniffen der Einzelnen zur Zeit der aufges 
legten Laſt. Nur wo diefe no klar vorlägen, oder 
wo blos allgemeine Nachfolger der urfpränglich Beläftigs 
ten erfhienen, koͤnnte von Ausgleichung in einer fpätern 
Zeit die Rede fepn ; nicht aber hier, wo man nur daß je 
zige Vermoͤgensverhaͤltniß, und von großentheils 
andern Perfonen, als welche die Laſten wirklich getras 
gen haben, als Norm der Ausgleihung betrachten will. 
Der Unterſchied nicht ausgeglichener oder nicht liquidirter 
Kriegslaften von eigentlichen, auf fpeziellen Titeln rubens 
den Gefammtfchulden fpringt daher von felbit in die Augen» 
Nicht von ven Guͤtern ald Reallaft, jondern von den 
Perſonen ald Bermögensbefizern, oder überhaupt als 
geeignet zum Belaften werden die Kriegsleiftungen gefora 
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dert, Der gegentheilige Srundſaz, und welcher all ed Eh 
tene hier al6 ten ſteuerbaren Bürgern im olle Zufunft aufn 
gende, und zumal als auf allem liegenden Grund hypo 
tbezirte Geſammtſchuld betrachtete, würde die ewig 
BVerarmung ganzer Grgenten nad fich ziehen; währen 
wie faktifhe Kriegsnoth ald Unglücd mur die Ein, 
seinen drädt, und eben darum aud niemals To hoch 
Aann gefteigert werden. Ich wiederbole cd: nur ment ein 
-frübere6 Geſez vorliegt, oder wenn augenbiidlig 
peraquirt wird, if die Ratur einer Gefammtlaft oder Br 
ſammtſchuld vorbanden. Wo ſolches nicht Statt findet, 
"da hört die Möglichkeit einer rechtsgemaͤßen Tiquidirug 
auf, und bie Schuld verfhmwindet. 

Bisthverw. Frhr. v. Weffenberg: Es Scheine ar 
doch bedenklich und nachtheilig, die allgemeine Ausgleigui 
Yu verſchieben. 

Se. Hoheit der Präfident: Zumal da fie 
ger je ſchwieriger werde, y . 

Staatsrath Frhr. von Türfheim: A 
ebendeßwegen bätte er gewuͤnſcht, daß wen 
‚gehobenen Purfte näher geprüft werben; er fü 
nodhmalige Ablefung derfelben vor, bi 
genau wiſſe, um was ed fih handle, 

(liest fie vor). 

Bisthverw. Frhr. v. Weſſ 
Punlt ſoeine ihm ſehr einfach, 
ſchenswerth. 

Staatsratb Frhr. v. 2 
fung fort und bei rt 
entfernt, den ie 
und ob erg 1 
fo ſey es dı 
ins Einzelne 
ſchehe, von fı 


Achtundzwanzigſte Sizung vom 4. September. 995 


‚ Biderlegung des Zweifeld, daß man nicht jezt durch nachtraͤg⸗ 
liche Geſeze frühere Laften zur Geſammtſchuld erflären fönne, 
Gelegenheit finden, zu zeigen, daß dieß fchon laͤngſt gefezlich 
ausgeſprochen war ; eben fo werde ſich nachweifen laflen. was 
‚früher gethan worden, um die Forderungen liquidiren zu koͤn⸗ 
nen. Um beurtbeifen zu fönnen, welde allgemeine, an ſich 
mögliche Einwendungen unter den gegebenen Verhaͤltniſſen 
Anwendung finden, müfle man fich vorerft in diefe eingears 
„beitet haben. - | 

Se. Hoheit der Präfident: Die nohmalige Abs 
leſung der Rommiffionsbemerfungen bürfte viell eicht jegt 
nicht unnuͤzlich ſeyn. 

Staatsrath Frhr. v. Baden liest fie vor und -bes 
merkt: Es fen fehr nachtheilig, wenn nicht fchon jest fefte 
Beſtimmungen getroffen werben, da die für Kriegspräftas 
tionen von den Allüirten eingehenden Gelder von Zeit zu 
Zeit ausbezahlt werden müffen, und es fih dann frage, 
"ob fie au dem Empfänger gebühren, und ob er fie ders 
einſt nit wieder zurüdzugeben habe? 

* Ge. Hoheit der Präfident: In Anbetracht der 
Dringlichkeit der Sache, und zumal der Schwierigkeit der 
Ausführung „ wenn fie erſt nach zwey Jahren Statt haben 
folte, fey doch eine Abftimmung darüber noͤthig, ob bie 
Kammer in das Einzelne der Berichtderftattung,, und ber 
Beichlüffe der zweyten Kammer eingehen wolle, oder 
nicht? 

Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Löw enfteins 
Mertbeim: Aber wenn eine Abweichung von dem Bes 
fcyluß der zweyten Kammer befchloffen würbe, fo müßte 
die Sache wieder an diefe zurüdgeben,, fie hat aber bereits 
ihre legte Sizung gebalten. 

Staatsrath Frhr. v. Türfbeim: Wenn über bie 
Frage: ob man flh fih auf das Einzelne einlafien wolle 
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oder nit ? abgeßimmt fen, fo werde er darüber ei | 
Auskunft geben. 


RS 


Huf gehaltene Umfrage: 





Ob in das Einzelne einzugehen fey ? 
erflärte fih eine eminente Stimmenmehrheit dagegen‘ 


Staatörath Frhr. v. Turkheim: Die Folge die 
ſes Beichluffes wird feyn, daß die Regierung nunmehr für 
fih vorfahre: denn in Sachen, worüber fein Geſez zu : 
Stande fommt, und doch vorgefahren werden muß, ha: 
die Regierung dazu dad Recht und die Pflicht. FJedoch 
koͤnnte und ſollte gleichwohl nod über den $. 10. wegen Ä 
der Einwirkung des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes ein n Sqluß ge⸗ 
faßt werden. 


ua —— 


Bisthverw. Frhr. v. Weſſenberg: Dieg fir 
ihm ſehr bedenklich. Auf was ſoll der ſtaͤndiſche Ausſcuß 
angewieſen werden, da man uͤber das Einzelne nichts be⸗ 
ſchloſſen, alſo keine Normen der Einwirlung aufgeſtelt 
hat? 


Staatsrath Frör. v. Tuͤrkhe im: Die Regierung 
muͤſſe ſich dann an die Normen halten, welche ſie fruͤher 
aufgeſtellt habe, oder welche ſie fuͤr die beſten erachte. 


Se. Hoheit der Praͤſident: Der Beſchluß der 
Kammer hat, wie mir ſcheint, feinen andern Sinn, ali 
den, daß man, weil die Kürze der Zeit eine. genügend 
Erörterung der Sache nicht erlaubte, fie nunmehr der Ro 
sierung anheim ftelle, 


Hofrath v.Rotted: Die Sphäre ber Bewollmaͤch⸗ 
tigung fuͤr den ſtaͤndiſchen Ausſchuß zu beftimmen- ‚ wäre 
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eben fo fywierig und fo bedenklich , als die unmittelbare 
Aufftelung der Grundfäze für dad Hauptgefhäft. Auf 
den Ausfhuß aber Lediglich zu kompromittiren ohne In— 
firuftion, wäre noch bedenklicher. Was der Tandfag zu 
thun fi nicht getraute, das Tann auch dem Ausſchuß 
nicht uͤbertragen werden. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Die Regierung 
wird aber gleichwohl vorfahren, auch ohne Zuſtandebrin— 
gung des Geſezes; ſie kann es thun, und muß es thun. 


. Bisthverw. Frhr. v. Weffenbergm Da die Kammer 
feine Grundſaͤze feſtgeſezt hat, fe Tann auch der Ausſchuß 
nichts vornehmen. 


Hofrath v. R ottect: Was die Regierung ohne Ges, 
nedmigung ber Stände thun fann, das möge fi ie auch thun 
ohne ben Aueſchuß. | 


Staatsrath Frhr. v. Türtheim: : Die Regierung 
merbe Teine Handlung. vornehmen, welche fir nicht aud 
ohne die Stände vornehmen fann. Daß dann daben aud 
der Ausſchuß mitwirke, koͤnne nicht bedenklich fepn. 
Man habe ja in ver Konftitution felbft einen Ball vorge 
feben, wo der ftändifhe Ausſchuß mit der Regierung in 
Bezug auf Kriegspräftationen zufammenwirke: 

Hofrath v. Rotteck: Was nad der Analogie bed 
angeführten 5.63%. von Seite des ftändifhen Ausſchuſſes ges 
{heben koͤnne, das koͤnne geſchehen auch ohne befondere 
Bevollmaͤchtigung. Diefe Fezte aber ſey immer bedenklich, 
fo eng der Kreis derfelben gezogen werde. Immer, würde 
fie mehr in fi zu enthalten ſcheinen, als ſchon die Kon⸗ 
Aitution gewährt; und um eben ſo viel mehr koͤnnte dann 
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auch die Regierung unter Beyſtimmung des Ausſchufſel 
thun. 


BStaatsrath Frhr. v. Türkheim: Ich begreife dieſe 
Bedenklickeiten nicht. Es ſoll nur geſchehen, um Miß⸗ 
trauen zu verhindern. Der Ausſchuß ſoll keine Normen 
der Ausgleichung aufſtellen; ſein Zuſammenwirken mit 
der Regierung ſoll nur die Publizitaͤt, Berückſichtigung 
des Jatereſſes des Landes, und Richtigkeit Der ganzen Ope⸗ 
ration gewaͤhrleiſten. 


Staats rat Frbr. v. Baden: Sobald die Kammen 
den Ausſchuß zur Zuſammenwirkuug mit der Regierung 
bevollmaͤchtigen, fo nehmen fie diefer die Berantwortiid, 
Teit ab, und legen fie dem Ausſchuß oder ſich felbft auf, 
Auch wiſſe er nit, was der Ausfhuß dabey thun jobs, 
wenn er nicht ja oder nein fagen koͤnne. 


Stqatbrath Erbr. v. Tuͤrkheim: Er müffe wirt 
holen, er werbe hauptfächlich zu größerm Zutrauen, gleids 
fan zur Gewaͤhrleiſtung der richtigen Aus fuͤhrung, beygezogen. 


Seh. Hofratb Zachariaͤ: Es iſt mir zuvoͤrderſt 
zweifelhaft, ob, nachdem die Berathung über das Beft 
uberbaupt durch einen Beſchluß der Kammer ausgefeit 
worden ift, noch auf einen Antrag eingegangen werden 
Yönne, durch welchen in der That der $. 10. des Entwurit 
aufrecht erhalten werden foll. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Diefer Zrociiel 
hat durchaus keinen Grund, da ich ſchon vor der Scloße 
faſſung im Namen der ent ertiärt habe, vo 
gleihwohl auf die Frage gen ned Ausihufieb- rurüud am 
men werde; und De ih Pr \ Regierungl-Romert 
jeden Augenblit Einen 5 „geurthelung vorlegente 
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. Beh, Hofratb Zacharid: Ga gern ich den verehr⸗ 
ten Redner, der fo eben fprach, reden höre; fo thut mir?s 
doch leid, gerade bier von ihm unterbrodhen worden zu 
ſeyn; da er ſelbſt aus dem Verlauf meines Vortrags würde 
erfehen haben, daß ſeine Gegenbemerkung nicht noͤthig ge⸗ 
weſen. 


Ich fahre alſo fort. 


Sodann aber ſcheint e mir mit dem Herrn Staats⸗ 
rath Frhrn. v. Baden ſehr bedenklich zu’ ſeyn, dem Au’s 
fehuffe eine Berantwortfichfeit aufzubuͤrden, für welde es 
ihm gleibwohl an einer Regel gebrechen wurde. Ohnehin 
bat dieſer Ausſchuß, wie ich ſchon zu einer andern Zeit bes 
merkt habe, eine fo eigene Stellung in unferer Verfaſſung, 
daß wir wohl nur fparfam, und nur mit großer Behuts 
famfeit von dem Rechte Gebrauch machen dürfen, ihm ges 
wiſſe Geſchaͤfte beſonders zu uͤbertragen. 


Ich verkenne jedoch keineswegs das Wahre und Zweck⸗ 

mäßige, was in. dem Antrage des Herrn Staatsraths 
Frhrn. v. Tuͤrkheim liegt. Es muß der Regierung aller 
Dingd daran.gelegen fenn, Männer aus der einen oder ber 
andern Kammer zum Ausgleihungsgefchäfte zu ziehen, 
theild um ein defto größeres Zutrauen für die Operation 
zu gewinnen ,. theild um die Lokallenntniſſe folder Männer 
zu ‚benuzgen. Aber zu einer Maaßregel diefer Art ift die 
Regierung (don kraft eigenen Rechts befugt. 


Se. Durdlaucht der Herr Kürft v. Loͤwenſtein⸗ 
Wertheim: Sie glauben, daß hier allerdings der ſtaͤn⸗ 
diſche Ausſchuß nit anders zinzumirten habe, old daß 
derfelbe von dem, was Die Regierung | in der Sache thut. 
in Kenntniß erhalten werde, | 
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Prälet Hebel: Ih würde 
Ausfuß von aller Verantwortlich 


Staatörath Frhr. v. Zpiin 
vs Hrn,“ geb. Hofraths Zachar 
einverftanden; denn die Regierung 
einzelne Glieder der Kammer oder 
und zur Mitarbeit zu ziehen. 


Das hohe Präfidium fe 


Ob ſich die Kammer auf ' 
den, Beſchluß der zweyten 


Ale Stimmen, mit Ausnahme ı 
fi verneinend. . 


Auf die Einladung Ge. Ho 
erftattete nunmehr ber Gtaatsra: 
. Kommiffionsbericht über die Moti 
dern v. Tärfpeim, die Entf 
der-Standes, und Örundh: 
Revenüen in Obligationeı 
wandeln. . 


Beplage 


Auf den Antrag des hohen P 
bie Kammer mit der Berathung i 
verſtanden. 


Staatsratbh Baumg Av 
ten nicht in Papiere au po Fr 
fie meiftens Gideitommife N, 
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| Staatsrath Frhr. v. Baden: Dieſes muͤſſe er ſehr 
widerſprechen. Er ſelbſt beſize ſolche Renten, welche frey⸗ 
vererbliches Gut ſeyen. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Er bemerke dar⸗ 
auf, daß wenn man au dieſer Revenuͤen als Fidei⸗ 
kommiſſe annehmen wolle, was aber doch gewiß nicht der 
Fall ſey, ſo ſey dies doch nur eine Partikutaritaͤt, welche 
nicht in dem Begriff der Entſchaͤdigungs— :Penten liege. 


Hierauf refapitulirte der Redner die Vortheile des 
Antrags, und bemerkt insbefondere: 


Der Entfpädigte felbft gewinne nicht viel dabey, weit 
mehr der Staat. Der Staat nämlich foll nicht gehalten 
ſeyn, diefe Papiere bey Domänenverfänfen ald baares 
Geld anzunebmen; nur foll es in feiner Willführ ſtehen. 
Hierin liegt fodann wenigftens die Möglichkeit, auf eine 
vortheilhafte Art den Staat nad) und nach von diefen Ent» 
ſchaͤdigungs⸗Renten zu befreyen, weil mancher gersie für 
100 fl. Werth an Domänen 120 fl. Entfhädigungsgefälle 
gäbe, weil er die dem Staat oft ganz unnuͤz gelegenen Dos 
mänen: Parzellen vortheilhafter benuzen fann. 


Staatsminiſter Frhr. v. Fiſ cher: ‚Die Regierung 
habe fih ſchon oft erflärt, daß der Staat feine Renten 
gegen Domänen annehme, fie fönne alfo ohne Widerſpruch 
mit ſich ſelbſt den Antrag nicht genehmigen. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Der Antrag gehe 
auf etwaß ganz anderes, nämlich auf Rapitalifirung jenen 
Renten; nur zur Berechnung des dabey für den Staat 
möglihen Bortheild. ſey der belichigen Eintifung gegen 
Domänen erwähnt worden. 


Hofrath v. Rotteck: Ich geflehe, daß id die Sache 
für fehr bedenklich halte, ſchon ivegen der ungeheuern Kon⸗ 
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- Weniaftend in allen ſtandes herrlichen Geſchlechtern 
ift dad Stammgut unverdußerlid. Denn in alle Standes⸗ 
berrfchaften wird 'nach dem Rechte ber Erfigeburt fuccedirt, 
Derfelbe Grundſaz ift auch in mehrern Geschlechtern des 
ehemaligen reichBritterfchaftlichen Adel6 Rechtens. Dur 
den gemachten Antrag foll aber in der That ein Theil des 
Stammgutd für veräußerlicy erfiärt werden, 


Iſt nun ein folder Antrag mit dem wahren Intereffe 
jener Geſchlechter — befonders ald ein Beyſpiel für zukuͤnf⸗ 
tige Fälle — vereinbar ? Könnte nicht die Regierung, wenn 
fie zu der vorgefchlagenen Maaßregel ihre Zuftimmung 
gäbe, deshalb von den Nachfolgern in das Stammgut der; 
einft belangt werden ? 


- . Hofratb u. Rottect: Wenn diefe Anfiht die richtige 
wäre, fo bätte man auch das Geſez über Abldfung der 
Gülten und Frohnden verwerfen müflen. Aber fie ift nicht 
richtig; ; denn die aus Familienverträgen herrührende Eigens 
ſchaft gewiller VBefizungen und Rechte kann diefelben der 
freyen Dispofition der Gefeze, in fo fern alle andern ihr 
unterliegen, niht entziehen, An den Familien ift es, 
ihre Rechte und Intereſſen bey veränderten gefeslichen Bo 
ſtimmungen, oder bep veränderter Natur des Beſizthums 
auch durch veränderte Anftalt oder Vorkehr zu wahren. 


Staatdrath Frhr. v. Türkfheim: Ich erfenne dank, 
bar die Gerechtigkeit, mit welcher die Regierung in neuern 
- Zeiten den durch veränderte Staatgeinrichtungen in ihrem 
Eintommen verkürzten Ständen Entſchaͤtigung angewiefen 
bat, aber um die Billigkeit des Anſpruchs auf Sicherung 
und Bervollftändigung biefer Entfchädigungen durch deren 
Kapitol ſirung zu wuͤrdigen, vergeſſe man doch nicht, welche 
Vermoͤgens⸗Opfer ſie außerdem noch ohne alle Entſchaͤdi⸗ 
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anlaßt fand, den ſehnlichen Wunſch auszudruͤcken, bie Re⸗ 
gierung möchte gebeten werben, die Rechtsverhaͤltniſſe der 
Standes» und Grundherrn mit möglicher Befchleunigung... . 
feftzuftellen. Darauf erflärte der Herr Staatsminifter Frhr. . 


v. Fiſcher: „Dieſe Angelegenheit. fen am Bundestag an» 
haͤngig, und es wäre baher der Beſchluß deſſelben abzuwar⸗ 


ten.“ Dieſe Aeußerung konnte mich aber darum nicht be⸗ 


ruhigen, weil in der vierten Sizung der Herr Staatsmini⸗ 
ſter Frhr. v. Berkheim, als in der vorigen Sizung nicht 
gegenwaͤrtig geweſen, ſich nachtraͤglich dahin erklaͤrte: „der 
Bundestag werde wohl in dieſer Sache keine weitere Be⸗ 
ſtimmung treffen, indem er (der Bundestag)-Dafür anſehe, 
der Art. ı4. der Bundesakte fen im Badifchen bereits ers 
fünt.” Der Herr Staatöminifter Frhr. v. Fiſcher äußerte 
hierauf: „Der Bundestag muͤſſe doch entfcheiden, ob der 
ı4te Artikel wirflih erfüllt fey, fobald Zweifel oder Res 
flamationen darüber von einer Seite erhoben würden.‘ 
Worauf der Herr Staatöminifter Freyherr v. Berk 
beim bemerkte: „Daß wohl nur dann der Bundestag 


“ 


entfheiden werde, wenn er eigends dazu aufgefordert - 


wird.” “Ohne eine folhe Aufforderung müffen wir vielleicht 
noch lange in einer peinlihen Ungewißheit ‚leben, von der 
gewiß niemand verlennen wird, daß ein foldher Zuftand 
von Unentſchiedenheit die nachtheiligſten Folgen auf: die 
Adminiftration, das Recht, und die Polizey herbeyfuͤhrt. 


In Anbetracht diefer Nachtheile, und in Anbetracht, 
daß eine zahlreiche Klaſſe im Staat die Rechte und Bors 
zuge Tängft entbehrt,, welche ihr die Bundesafte als einen 
ſchwachen Erfaz angeborner Rechte vergangener Zeiten zus 
ſichert; Tann ich ed nicht unterlaffen, die hohe Kammer 


zu erfuchen, in dem Protofoll meine Yeugerung dahin aufs 


nehmen zu laflen, dad ed mein angelegentliher. Wunſch 
it, es .möge der Regierung gefallen, den Rechtszuſtand 


% 


\ 
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der Standes» und Grundherrn endlich feftzuftellm,. - . 
Grete jehod diefer Wunſch aus obwaltenden Gründen nikt 
in Erfüllung geben können, fo werke ich meiner Grit ". 
mi in die Nothwendigkeit gefezt ſehen, mich an den hoben 
Bundedtag zu menden, und von demjelben eine endlide 
Entſcheidung zu erbitten. 


Ich muß noch, um mich vor jedem Vorwurf zu 
fbüzen, hier erflären, daß meine perſoͤnliche, unbegrängte - 
Berchrung für den gelichten Regenten kein Mißtrauen in 
feine Perfon bey jenem Schritte zulaͤßt. 


Se. Durchlaucht der Herr Fürft v. Köwenftein 
Wertheim: Sie flimmen diefem Bortrag aus ganzem 
Herzen bep. 


Staatsrath Frhr. v. Baden: Er finde hiebey nidt 
nur feinen Anſtand, fontern er halte ed für Pflicht, div 
fen Bunf in das Protofoll aufzunehmen. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Gürftenberg: 
Weil She in der dritten Sizung gemachter Antrag um 
Ausdruck diefed Wunfches in einer befondern Addreſſe ver 
worfen worden ſey, fo ftellten Sie Ihre Bitte nur dahin, 
daß derfelbe ald ein allgemeiner Wunfh der Kammer ind 
Drotofol möchte niedergelegt werden. 


Staatsrath Frhr. v. Tuͤrkheim: Er theile aus zwey 
Gründen den Wunfch, daß diefe Unentfchiedenheit einmal 
aufböre , fürs Erfte, weil fo mande nothwendige Ein 
sichtung in der Landesverwaltung nur durch fie aufgehalten 
werde; und fürs Andere, weil eine anfehnliche Kaffe von 
Staatöbürgern doch die endliche Feſtſtellung ihrer Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe fordern koͤnne. 


Hofrath v. Rotteck: Auch er ſtimme dieſem Wunſche 
sollfommen bep, müffe aber denfelben— wie er bereits in 
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‚her dritten Sizung gethan — dahin ausdruͤcklich befhrän. 
fen, daß die. Regulirtung jener Verhaͤltniſſe „auf dem 
Konftitutionellen Wege der Berrunesung”. 9% 
ſchehe. 89 


Bisthverw. zehr. v. wer f enberg: Er ſey —* 
falls damit einverſtanden, da er nicht vorausſezen koͤnne, 
‚daß es auf einem inkonſtitutionellen Weg geſchehen werde, 


ESe. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſtenberg: 
Da es nah den Bemerkungen des Herrn Bisthumsverwe⸗ 
ſersv. Weſſenberg und des Hrn. Hofraths v. Rotteck 
ſcheine, als ob Ihre Witte etwas. Inkonſtitutionelles ent⸗ 
halte, fo muͤſſen Sie um Berichtigung Ihrer Ideen bitten. 


Bis thverw. Frhr. v. Weſſenberg: Er habe den 
Antrag Sr. Durchlaucht keines wegs als inkonſtitutionell 
erklaͤrt. | _ 


Hofrath v. Rotteck: Meine Erklärung enthält Fels 
‚nen Vorwurf ;.fondern fie fagt blos fo viel, daß ich Dafür 
‚Halte ; der einzige hier konftitutionsmäßig zu betretende 
Weg fen jener der Brfezgebung, Sollte jedoch — was 
ih freylich nicht eingeftebe — der B undestag die rechts 
mäßig entſcheidende Behoͤrde für dieſe Sache ſeyn, ſo waͤre 
auch ſein Einſchreiten der Konſtitution nicht zungiger. Wer 
alfo in folber Vorausfezung die Gahe an ben 
Bundestag ju bringen begehrt, taſtet dadurch bie Konſti⸗ 
tution nicht an. 


Se. Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fürf tenberg, 
Ich beruhige mich dabey, und es war aud mein Wille 
nicht, eine Diekuſſion zu veranlaflen.: Nur den Beptritk 
der Kammer zu meinem ausgebrüdten Wunſche hoffte ich 


su erhalten. \ 
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Gtaatörath Erbr. v. Zyllnhardt: Ih trete Birken 
Untrag unbedingt und von ganzem Derzen bey. 


Geh. Hofsatb Zachariä: Auch ib made den von 
©r. Durchlaucht ausgefprochenen Wunſch ſchlechthin zu 
dem meinigen. 


Das deutſche Bundesrecht ſezt, meines Viſſens, der 
Erfüllung deſſelben ſcolebterdinzs6 kein Pinderniß entgegen. 
Zwar hat die hohe deutſche Bundeeverfammlung ein: Kom: 
miflion beauftragt , über die Vollziehung des ızren Arts 
kels der deutſchen Bundesafte zu wachen, und zu berichten. 
Es hat ferner der 63fte Artikel der Schlußalte ber Bien 
Konferenzen unter anderm feftgefest, Dad den Standes⸗ 
und Örundherrn im Falle einer einfeitigen, zu ihrem Rad» | 
theile erfolgten legislativen Erklärung der durch die Buw | 
desakte ibnen zugeficherten Rechte, der Rekurs an die Bun | 
beöverjammlung vorbebalten fepn fol. Nirgends aber F ! 
der vorliegende Gegenftand durch das deutfhe Bundesrit : 
der einheimifchen Gefezgebung fhlechthin entzogen worden. 


Freylich find bey den Verſuchen, dieſe Angelegenheit | 
zu erledigen, ſehr große Schwierigkeiten vorauszuſehen. 
Leiht wird der eine Theil behaupten, daß er in ben ihm 
Durch bie Bundesafte. zugefiherten Rechten beeinträchtigt 
worden der andere, daß unbefchabet diefer Rechte , dieſe 
oder jene nähere gefezliche Beflimmung getroffen werden 
tönne. Es wäre nicht ein Gluͤck, far alle Theile wäre | 
ed ein Unglüd, wenn die Sache nicht im Snlande friedlich 
und freundlich beygelegt werden koͤnnte. 






Deſto erlaubter iſt wohl der Wunſch, daß ein Jeder 
in feinem Kreiſe, ein. Jeder, fo viel in feiner Macht ſteht, 
die gärlibe und freundliche Auſsgleichung diefer fo wichtis 


gen Sache vorzubereiten und“ zu fArdern bemüht ſeyn möge! 
Staats⸗ 


N. Pr 
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Staatsrath Frhr. v. Baden: Er ſchließe ſich die⸗ 
ſem Antrag an, und glaube, daß durch ſolche freundliche 
Geſinnungen die Sache leicht geſchlichtet werden koͤnnte. 


Die Kammer befchloß nun einmuͤtbig den geaͤuf⸗ 
ſerten Wunſch Sr, Durchlaucht des Arrn Fuͤrſten v. Fuͤr⸗ 
ſtenberg als ibren eigenen zum Protokoll zu nehmen. 


'Der Hofrath v. Rotteck wiederholte jedoch dabey feine 


Klauſel; „Bf dem fonftitutionelleg Weg der Geſezgebung.“ 


Staatsrath Sehr. v. Baden: Er müfle nun noch 
den Wunſch zur Niederlegung ind Protofoll ausdruͤcken, 
daß die Geſezgebungs⸗Kommiſſion in der nächften Verſamm⸗ 
lung Gefezesentwürfe vorlegen möchte über die Verwal 


tung und Geſezgebung. 


Staatsrath Frhr. v. Türkhrim: Dieſem Wunſche 


moͤchte er noch beyfuͤgen, daß.indbefondere auch über die frey⸗ | 


willige Gerichtsbarkeit die fo fehr begehrte, und nothbiwendige 
neue gefezliche Beſtimmung bis dahin vorbereitet werbe, 


Staatsratd Baumgärtner: Er habe die Ehre, 
hierauf zu erflären, daß bereits viele Arbeiten fertig.vors 
liegen, und daß fie die Geſezgebungs-Kommiſſion ſchon der 
diesjährigen Ständeverfammiung habe vorlegen wollen; 
allein ed fen vorauszufehen gewefen, daß ſie dadurd den 
Landtag über die Maaßen verlängert haben würde. 


Se. Durchlaucht der Herr Zürft v. Fuͤrſ tenberg: 
Sie ſchließen Sich dem Wunſche des Herrn Staatsraths 
Frhrn. v. Baden an, und bitten, die Gemeinde⸗Ordnung | 


nicht außer Augen zu laſſen. 


Se. Hoheit der Präfident ſchloſſen pieraufiüäe. 
Sizung, bie legte des gegenwärtigen Landtags, unter Bes 
zeugung bes herzlichſten Wohlwollens gegen fämmtliche 
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| Beylage Bifer 96. 


Kommiffionsbericht in Betreff des Entwurfs einer Ver⸗ 
ordnung, die Audgleihung ber Kriegötoften betreffend. 


Erftattet von dem Generalieutenant v. Schäffer. 


Abſeiten der verehrlichen zweyten Kammer find ber 
hohen erften Kammer der Ständenerfammlung unterm 30, 
Auguft und praes. ben 2. September d. 3. die Befchlüffe 
über den Geſezesentwurf wegen Ausgleichung der Kriegs 
ſchaͤden mitgetheilt worden, und bie bieferhalb niederge⸗ 
ſezte Kommiſſion, deren Organ ich zu ſeyn die Ehre habe, 
hat ˖nach mehrmaligen Berathungen nur mit Bedauern zu 
dem Mefultat gelangen können, daß bey dem bevorſtehen⸗ 
den Schluſſe des dießjährigen Landtages 08 der zweyten 
Kammer an der erforderlichen Zeit gefehlt hat, den ihr 
dieſerhalb von der hoben Regierung vorgelegten Geſezes⸗ 
entwurf vollſtaͤndig erledigen zu Kinnen, und daß fie ſich 
dadurch darauf hat befchränten muͤſſen, einige. ber wich⸗ 
tigſten Punkte audzuheben, worüber eine einſtweilige Be⸗ 
ſtimmung nicht leicht aufzeſchoben werben kann, ohne nichs 
eine gaͤnzliche Stockung, ſelbſt für die vorbereitenden Maaß⸗ 
regeln, fuͤr die Ausgleichung, und für die Liquidation der 
vorhandenen. Arieg6-Präftationsmafle, fo wie für die drin. 
gende Befriedigung. fe vieler Glaͤubiger, zu veranlaſſen. 


Diejenigen Punkte nun, welde nah der Mitteilung 
ver weyten Kammer ausgehoben worden ſind, und wor⸗ 
+ 





1012 Protokolle ter Erſten Rammer. 


über Biefelbe einftwerlen einen Beſchluß geſaßt bat, Iafea 
fi$ nad ten Anſichten Jbrer Kommiſſien in zmwep Theile 
zerlegen, von weichen eigentli ein jeber als ein für ſich 
beftebended Geſez betradtet werten fann, als: 


ı) der eine Ibeil, welcher die Poſitionen ı, 2,3, 5, 
5 und 10. des mitgetheilten Beſchluſſes beareiit, 
beziehe ſich auf den eigentlichen Hauptgegenßand 
deſſelben — nämlich die allgemeine Landes⸗Aub⸗ 
gleichung. Und 


3) der andere Theil,, oder die Poſitionen 6, -,8. ' 
und y., melde die 66. 14. und ı5. umfaflen, ker 
zieht fih auf die Grundſaͤze, nah welchen, unab 
haͤngig von der allgemeinen Ausgleichung, in den 
einzelnen Gemeinden mit den Mitgliedern derſel⸗ 
ben und mit den Ausmärkern Abrechrtung gepflo⸗ 
gen werben fol. 0 


In Anfebung der Beflimmungen der erftern Klaſſe, 
glaubt Ihre Rommiflion den Befchluffen der Zwepten Kam⸗ 
mer, nämlich den vorangegangenen Pofitienen a, 2, 3, 4 
5. und 10. bepflimmen zu koͤnnen, nur ift fie bier Der. Mey» 
nung, auf einen Zufaz antragen zu müllen, daß einſtwei⸗ 
len, und big bey dem naͤchſten Landtag ein voilftändiges 
Geſez über alle in die allgemeine Ausgleichung aufzunch» 
mende Kriegspräftationen zu Stande gebracht werden kann, 
in den naͤchſten zwey Jahren nur biejenigen ausgeglichen 
werden, welche, ald an die Sefammtheit des Landes ges 
forderte Leitungen ,„ durch die Eentralftielen den einzelnen 
Landestheilen gugemwiefen wurden, und daß die Handfrohn⸗ 
den, welche bey Schanzs und Wrudenbau vortommen, no 
in suspenso gelaffen, und bi \yır Te ganıe Rriegötoften. 
| Andgleihung definitiv Be TE ga MUCH Lana, od niht 

vergütet werben, 
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Anders verhält eb ſich aber bey den Beſtimmungen 


der zweyten Klaſſe, welche die Abrechnung uber Krirgds 
often in den einzelnen Gemeinden betreffen, 


So ſehr naͤmlich Ihre Kommiſſion die Ueberzeugung 
theilt, daß auch hieruͤber feſte Normen aufgeſtellt werden 
Follten, welche kaum länger vermißt werden koͤnnen, ohne 
nicht manche Verwirrung und Reklamationen beſorgen zu 
muͤſſen, ſo ſcheint es doch bedenklich, uͤber einen ſo viel⸗ 
ſeitigen und ſchwierigen Gegenſtand, welcher der hohen 
Kammer gleichſam im Augenblick der Schließung des Land⸗ 
tags erſt zur Prüfung vorgelegt worden iſt, vor dem Ab⸗ 


ſchluß ihrer diesjährigen Arbeiten noch ein gründliches Urs 


theil zu fällen.“ Die Kommiffion glaubt daher eher darauf. 


antragen zu müffen, unter vormwaltenden Umftänden lieber 
einen — wenn gleidy wünfchenswerthen und dringenden — 
Ausfprucd zu umgehen, als fih dem Vorwurf auszufezen, 
zu leicht und ohne gründliche Erwägung über einen fo wich⸗ 
tigen Gegenſtand hinausgegangen zu feyn. Mamentlich 
will es Ihrer Kommiſſion ſcheinen, nicht darauf antragen 


zu fönnen,, daß den von der zwenten Kammer beſchloſſenen 


⸗ 


Abaͤnderungen der Saͤze c. und d. des $. 15, des Geſezes⸗ * 


entwurfs beyzuſtimmen ſeyn moͤchte; und wenn ſie ferner 
weiß, daß zwar eigentlich ein Geſezesvorſchlag, bey welchem 
die eine Kammer Abaͤnderungen oder Zufäze vorſchlaͤgt, 
ber andern Kammer mit biefen Vorfchlägen wieder zurüds 
gegeben werden follte, dies dennoch) 


a, in vorliegendem Kal nicht mehr möglich it, und 
b, daß daneben bie Beftimmungen der 69. ı4.'und ı5. 
des Gefezedentwurfs , welche blos die Abrechnun⸗ 
gen im Innern der Gemeinden betreffen, als ein 
Bloßer Anhang, und als ein abgefonderter Gegen, 
ftand betrachtet werben Lönnen. 





1014 Brotofolle der Erſten Kammer. 


million daher darauf anzutragen: 


1) Die Beſchluͤſſe der zweyten Kammer, in fo weit & 


fie ſich auf die allgemeine Landes , Ausgleihung 
begieben, ver hoben Regierung mit Ihrem Bey 
tritt vorzulegen, und dabey blo6 den Wunſch bey; 
sufügen, bdaf einfiweilen, und bis bie Stänte 
wieder gufammenfommen, Leine Handfrohnden ver⸗ 
gütet, fordern in suspenso gelaffen werben mid 
ten. 


3) Die Beftimmungen in den $$. 14. und 15. Jinge 
gen, als nicht reif zum Abſchluß, auf den küafı 
tigen Landtag auszufezen. 


Die Kommiſſion Tann übrigens nur wiederholt be 
bauern, daß aud ihr die Zeit ed nicht bat erlauben wol 
Ien, den in Frage befindlihen Geſezesentwurf in feinem 
ganzen Umfange näfer zu beleuchten, und unteriwirft tie 
few Bericht Daher dem weitern Ermefien der heben Kammır. 


In Bezug anf Borftehendes,. erlaubt fig Die Rom 5 
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Beylage Siffer 97. 





Somnifl ondbericht über die Motion des Staatsraths 
Frhru. v. Tuͤrkheim wegen Verwandlung der den 
Standes; und Grundherrn, auch Korporationen 
angewieſenen Entſchaͤdigungs⸗Renten in verzins⸗ 
liche Obligationen au porteur. 


Erſtattet von dem Staatsrath Frhrn. v. Baden. 


Dieſer Vorſchlag muß von zwey Seiten betrachtet 
werden, naͤmlich von der rechtlichen und finanziel— | 
len. 

ı) Die rechtlichen Betrachtungen muͤſſen einen zur 
Frage fuͤhren: ſind die Standes⸗ und Grundherrn und 
Korporationen durch die jaͤhrliche Auswerfung dieſer Ionen 
entzogenen Gefälle rechtlich entſchaͤdigt ? 


Diefe Beantwortung if nicht fihwer, denn die Ers . 
trägniß für eine Sache ift nur der Zins des Kapitald, nicht 
aber die Sache oder das Kapital felbft. — Alle diefe Gegen⸗ 
fände aber, für weldhe den Stande» und Grundherrn 
und Korporationen Entſchaͤdigungs-Renten gegeben wor» 
den, waren verfäuflihe Gegenftände, die Sache, für 
welche die Rente argeben wird, war wahres Eigenthum, 
mit welchem frep Tonnte gefchaltet werden, und welde aus 
den verfchiedenften Erwerbs⸗Titeln an fi gebracht ward; 
alfo ift eine Rente allein Feine wahre Entfhädigung, wohl 
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